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Die  Wissenschaft  des  internfttionaleii  Priyatrechts  hat  einen 
schweren  Yerlust  erlitten :  Franz  Kahn  ist  am  6.  Dezember  1904 
nach  längerer  Krankheit  ans  dem  Leben  geschieden,  eine  FQlle 
von  Yersprechnngen  nnd  HoShnngen  ist  mit  ihm  bestattet. 
Karg  ist  noch  immer  in  Deutschland  die  Zahl  derer,  die  sich 
mit  diesem  sdiwierigen  Teile  des  Rechts  selbständig  imd 
förderlich  beschäftigen.  Pranz  Kahn  war  einer  dieser  wenigen; 
schwer  wird  sein  Fehlen  empfanden  werden.  Er  hatte  seine 
'  ganze  Kraft  diesem  Wissenschaftsgebiet  ausschließlich  gewidmet, 
nnd  anch  mit  dem  Herzen  gehörte  er  ihm  an;  die  fleißige 
Feder  entsank  erst  der  schon  erkaltenden  Hand.  Koch  anf  dem 
Totenbett  war  die  Fortsetzung  seiner  Arbeiten  und  das  Schicksal 
dieses  Wissenschaftszweiges  fost  buchstäblich  seine  letzte  Sorge. 
Darum  ziemt  es  sich,  daß  die  Genossen  seiner  Arbeit  eine 
Palme  auf  das  Grab  des  in  jedem  Sinne  Frühvollendeten  legen, 
eine  Palme  als  Zeichen  der  Anerkennung,  der  Dankbarkeit, 
der  Trauer. 

Die  Familie  des  Verstorbenen,  seinem  bescheidenen  Sinn 
entsprechend,  wünscht  keine  Schilderung  der  rein  menschlichen 
Persönlichkeit.  Ich  wäre  auch  nicht  der  rechte,  um  sie  zu 
geben;  denn  ich  habe  Franz  Kahn  nur  einige  Stunden  in 
meinem  Leben  gesehen.  Er  kam  im  Frühjahr  1903  hierher 
nach  Bonn,  um  mich  zu  besuchen,  und  trotz  der  Verschiedenheit 
in  der  Richtung  unserer  wissenschaftlichen  Arbeiten  fanden 
wir  uns  rasch;  diese  Stunden  des  Zusammenseins  klangen  in 
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reinster  Harmonie  aus.  Aber  sie  waren  doch  zu  kurz,  als  daß 
ich  es  wagen  könnte,  den  ]\renschen  als  Menschen  zu  schildern. 
Ich  könnte  nur  von  dem  sympathischen  und  liebenswürdigen 
Eindruck  der  feingeistigen  Persönlichkeit  ein  Wort  sagen, 
nichts  näheres.  Darum  bescheide  ich  mich,  die  äußeren 
Schicksale  seines  Lebens  anzugeben  und  von  seinen  Werken 
zu  sprechen. 

Franz  Kahn  wurde  am  2.  August  1861  in  ^fannheim  geboren. 
Seine  Studien  machte  er,  nach  ungewöhnlich  glänzender  Schul- 
schlußprüfung (1879),  in  Berlin,  Heidelberg,  München,  Leipzig 
und  Freiburg.  1883  wurde  dem  Studenten  für  seine  Arbeit 
„Zur  Geschichte  des  römischen  Frauen-Erbrechts"  (umgearbeitet 
erschienen  Leipzig  1884)  —  eine  Arbeit,  auf  die  hin  er  dann  auch 
den  Doktorgrad  erworben  hat  —  von  der  juristischen  Fakultät 
der  Universität  Leipzig  der  Preis  zuerkannt  In  dem  Universitäts- 
bericht  heißt  es,  daß  die  Arbeit  „von  nicht  gewöhnlicher 
geistiger  Beif e  Zeugnis  ablegend,  durch  den  Ernst  der  Forschung, 
den  freieren  und  höheren  Blick,  sowie  die  Beinheit  und  Präzi- 
sion der  DarsteUmig  des  Preises  In  seltenem  Maße  würdig 
erscheine'^;  die  Kritik  soll  von  keinem  geringeren  als  Wind- 
scheid henrOhren.  Dieser  erste  Erfolg  wandte  die  Gedanken  ' 
des  jungen  anstrebenden  Mannes  aof  die  üniyersifötslaofbahn 
hin.  Nachdem  er  im  Jahre  1885  die  erste  badische  Staats- 
prüfmig  abgelegt  hatte,  veröffentlichte  er  1886  zwei  kleinere 
An£Bätze,  den  einen  über  ,,die  Katar  der  Interventionsklage 
nach  der  CPO  und  deren  Anwendung  auf  die  MobiUar-EKekation 
im  Gebiete  des  französischen  Bechts**  im  Archiv  für  die 
civilistische  Pmzis  Bd.  70  S.  409  ff.,  äm  anderen  in  den 
Annalen  der  badischen  Gerichte,  Bd.  52  S.  170  ff.  über  „Das 
örtliche  Anwendungsgebiet  des  badischen  Alimentegesetzes'', 
in  Anknüpfung  an  einen  vorgekommenen  praktisdien  Fall.  Mit 
dieser  letzten  Arbeit,  wennschon  sie  sich  noch  so  gut  wie 
ganz  in  den  Geleisen  hergebrachter  Lehren  bewegt,  hatte  er 
doch  das  Wissenschaftsgebiet  gefunden,  das  er  seitdem  nicht 
wieder  verlassen  hat,  und  auf  das  ihn,  wie  wir  glauben  wollen, 
mehr  noch  als  auf  alle  anderen  die  Eigentümlichkeit  seiner 
Begabung  hinwies,  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts. 
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Dem  neu  g"esteckteii  Lebensziel  entsprach  es,  (iai3  er  iiacli  Ab- 
legung der  zweiten  Staatsprüfung,  1888,  Urlaub  naiim,  um  in 
Paris  und  London  ausländische  Rechte  zu  studieren;  dieser 
Aufenthalt  ist,  so  scheint  es,  für  seine  ganze  weitere  wissen- 
schaftliche Tätigfkeit  entscheidend  geworden.  Ende  1B89 
zurückgekehrt,  arbeitete  er  seine  erste  größere  Abhandlung  über 
internationales  Privatrecht,  „Gesetzeskollisionen"  aus,  sie 
erschien  1890  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  30  S.  1  ff.  Er 
unterschied  hier  drei  Arten  von  Gesetzeskollisionen,  die  ,,aus- 
drücklichen",  welche  hervorgehen  ans  der  Verschiedenheit  der 
ausdrückliclien  Normen  über  internationales  Privatrecht  in  ver- 
schiedenen Ländern,  die  „Kollisionen  der  AnknüpfangsbegriSe'^ 
—  dieser  seitdem  viel  gebrauchte  Ausdruck  ist  von  Kahn 
gepr&gt  worden  — ,  und  die  ,,latenten  GeseteeskoUisionen'',  die 
aus  der  territorial  verschiedenen  Natur  der  BechtsverhSltnisse 
sich  ergeben. 

Aber  schon  ließ  seine  Gesundheit  zu  wünschen  übrig;  er 
glaubte  den  Anstrengungen  des  akademischen  LebTberufs  nicht 
gewachsen  zu  sein  und  nahm  darum  eine  Stellung  im  Staats- 
dienste an;  zuerst  wurde  er  Hilfsrichter  in  Karlsruhe,  dann 
Amtsrichter  in  Bretten.  Doch  nur  kurze  Zeit  dauerte  diese 
T&tigkeit;  schwere  Krankheit  zwang  ihn  im  Herbst  1691  zur 
Angabe  seiner  Stellung,  und  es  folgen  jetzt  mehr  als  vier  Jahre 
des  Kuraufenthalts,  teils  im  Ausland,  teils  im  Inland,  unter- 
brochen durch  ein:e  Heise  um  die  Welt.  Erst  1896  durfte  er 
hoffen  geheilt  zu  sein.  Nunmehr  ließ  er  sich,  um  frei  seinen 
wissenschaftlichen  Aufgaben  zu  leben,  in  Baden -Baden  nieder, 
das  er  1900  mit  Heidelberg  vertauschte.  Bald  nach  seiner 
Büißkkehr,  1896,  erschien,  sozusagen  als  Nachtrag  oder  Fort^ 
Setzung  zu  der  größeren  Abhandlung  von  1890,  ein  neuer 
kleinerer  Aufsatz,  in  dem  er  eines  der  schwierigsten  Probleme 
des  gesamten  internationalen  Privatrechts,  den  „Grundsatz  der 
Rückverv.'eisung"  mit  Rücksicht  auf  das  deutsche  BGB  und  auf 
den  Haa^er  Kongreß  iiir  internationales  Privatrecht  erörterte 
(Iherings  Jahrbücher  Bd.  36  S.  366  ff.),  ein  Problem,  mit  dem  er 
sich  bereits  in  dem  ersten  Aufsatz  S.  8  ff.  eingehend  beschäftigt  hatte 
und  auf  das  er  auch  in  der  Folge  noch  mehrfach  wieder  zurück- 
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kam.   Schon  jene  ei'ste  Abhandluiif,^  liatte  den  Scliriftstrller  und 
Gelehrten  auf  der  Höhe  seiner  Leistung'en  ^vzv'urt  und  bewiesen, 
daß  es  diesem  Geist  mehr  um  ein  Arbeiten  in  die  TietV  als  in 
die  i^reite  zu  tun  war     -  ein  seltenes  Ding  auf  dem  Boden 
unserer  SondtTwissensrhaft !    Die  eigentümlichen  Vorzüge  und 
die  cliarakteristische  bleibende  Eigenart  seiner  wissenschaftli(  lien 
Persönlichkeit  treten  hier  bereits  deutlich  hen'or.  Den  günstigen 
Eindruck  der  ersten  Arbeit  konnte  die  zweite  nur  verstärken. 
Bei  der  Dürre   der  üblichen  Literatur   über  internationales 
Privatrecht  war  es  eine  wahre  Erquickung,  diese  Aufsätze  zu 
lesen;  es  ist  wohl  nicht  unbescheiden,  wenn  ich  erwähne,  daß 
ich  gleich  darauf  (1897)  in  meinem  Buche  über  internationales 
Privatrecht,  in  dem  ich  bestrebt  war,  so  gut  wie  nirgends  der 
Anführung  fremder  Schriften  ein  meist  ja  so  gänzlich  unnötiges 
Wort  des  Lobes  oder  Tadels  hinzuzufOgen,  es  docli  nicht  übers. 
Herz  brachte,  die  Schriften  des  jungen  und  damals  kaum 
bekannten  Fachgenossen  ohne  besonderes  praeconium  zn  lassen; 
ich  wies  I  S.  238  und  S.  248,  obwohl  seine  Richtung  von  der 
meinigen  so  stark  abwich,  auf  seine  Arbeiten  doch  ganz  beson- 
ders als  ausgezeichnete  hin. 

Diesen  beiden  eng  zusammengehörigen  Arbeiten  folgte  dann 
—  vielleicht  mit  angeregt  durch  den  von  mir  damals  gemachten 
Versuch  einer  nenen  einheitlichen  Prinzipienfindnng  für  das 
internationale  Privatrecht,  und  inhaltlich  zusammengehalten 
durch  die  Gegnerschaft  gegen  diesen  Versuch  —  von  1898  bis 
1900  eine  zweite  Gruppe  von  Arbeiten,  zunächst  eine  Abhand- 
lung ttber  die  „Lehre  vom  ordre  public*'  in  Iherings  Jahrbüchern 
Bd.  39  S.  Iff.  (der  zweite  größere  Teil  dieser  Abhandlung, 
S.  42  ff.,  enthält  eine  geradezu  packende  Kritik  der  modernen 
romanischen  Theorie),  und  dann,  nach  einer  mehr  beil&nfigen 
Besprechung  eines  intemationalrechtlichen  Bechtsfalls  über 
Staatsangehörigkeit  und  Heimatlosigkeit  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  8  8.  320  ff.,  zwei  Arbeiten  programmatischer  Natur:  «ine 
größere  Abhandlung  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  40 .8.  Iff. 
„Über  Inhalt,  Natur  und  Methode  des  internationalen  Privat- 
rechts'', und  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  10  8. 97  ff.  (zugleich  fran- 
zösisch im  Bulletin  de  la  soci^t^  de  l^gislation  comparte  8. 406  ff.) 
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ein  kurzer  Bericht  über  die  „Bedeutung  der  Rechtsverg:leichung 
mit  Bezug  auf  das  internationale  Privatrecht",  geschrieben  für 
den  mit  der  Weltausstellung  in  Paris  verbundenen  congr^s  inter- 
national de  droit  compar^.    Meinem  persönliclien  Urteil  nach 
bleiben  die  beiden  letzten  Arbeiten  an  Wert  hinter  den  früheren 
und  ebenso  hinter  denen  der  dritten  Gruppe  etwas  zurück. 
Die  Arbeiten  der  dritten  (jruppe  (1901  und  1902)  drelien  sich 
alle  mehr  oder  weniger  um  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  zeit- 
licher und  örtlicher  Kollisionsnormen  zu  einander,  jenes  neu 
aufgetauchte,  so  äußerst  feine  Problem,  das  damals  in  rascher 
Folge  eine  Reilie  von  Bearbeitern  gefunden  liatte  und  gerade 
für  Deutschland  durch  die  Neuordnung  seines  Rechts  und  den 
Inhalt  der  landesrechtlichen  Ausführungsgesetze  brennend  war. 
Diese  Arbeiten  sind:  zuerst  ^Kollisionen  und  Kompetenz-Über- 
schreitungen der  deutschen  Ausführungsgesetze  zum  ehelichen 
Güterrecht^  (Iherings  Jahrbücher  Bd.  42  8.  300  if.),  dann  die 
Hauptarbeit   „Das  zeitliche  Anwendungsgebiet  der  örtlichen 
Kollisionsnormen''   (ebenda  Bd.  43  8.  299  ff.),   endlich  zwei 
kleinere  Aufsätze  in  der  , Badischen  Rechtspraxis''  von  1902: 
„Zum  internationalen  Privatrecht  der  Übergangszeit''  (No.  2 
8.  27  ff.)  und  „Die  Kollisionsnormen   des  badischen  Gesetz- 
entwurfs zum  ehelichen  Güterrecht"  No.  4  S.  50 ff.,  Xo.  7  8.  102. 
Und  dann  endlich  führte  ihn  —  ich  meine  geradezu  mit  Not^ 
wendigkeit  —  seine  Neigimg  und  Befähigung  zu  dem  besonderen 
Teil  des  internationalen  Privatrechtjs,  auf  dem  er  endlicli  den 
festen  Boden  positiver  Satzung  unter  die  Füße  bekam  und 
zugleich  weltweite  Perspektive  behielt:  es  ist  das  Recht  der 
neuen  Haager  8taatenkonferenzen,  dem  von  jetzt  ab  seine  Arbeit 
galt.    Diesem  werdenden  vertragsmäßigen  Internationalprivat- 
recht überstaatliclier  Art  sind  die  zwei  Aufsät7(>  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  12  8.  1  ft.,  201  ff-,  385 ff.  und  Bd.  13  8.  229ff.  (mit  Nach- 
trag  8.  394  ff.)  gewidmet,  der  erste  dem  damaligen  Entwurf  des 
Abkommens  über  die  Kheschließung,  der  zweite  dem  Erbrechts- 
entwurf. 8ie  sollten  aber  nur  die  Vorbereitung  für  ein  größeres 
Werk  sein,  das  er  dem  Riblikum  ankündigte,  „einem  Werke 
über  internationales  Privatreclit  auf  (Jrundlage   der  Haager 
Küdihkation,  welches  mit  dem  weiteren  Verlauf  der  Haager 
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Konferenzen  nngef&tar  gleichen  Scbiitt  halten  soll.'*  Nor  die 
Binleitiing  daza  Ist  im  letzten  Jahre  als  eigenes  Schriftchen 
yerölfentlicht  unter  dem  Titel  „Die  einheitliche  Kodifikation 
des  intemationaien  Privatrechts  durch  StaatsyertrSge" ;  ein 
Stuck  der  weiteren  Arbeit  über  das  Scheidungsrecht  nach  der 
Haager  Konvention  wird  aus  dem  Nachlaß  herausgegeben  werden. 
Die  Ouvertfire  ertönte  vielversprechend  und  anregend  auf  offener 
BQhne,  dann  fiel  langsam  der  schwarze  Vorhang  herab:  der 
reichbegabte  Mann  erlag  einem  schleichenden  Leiden  nach  einem 
halbjährigeu  Kampf. 

■Es  ist  ZU  früh,  bereits  jetzt  die  Summe  des  Lebenswerkes 
des  Greschiedenen  zu  ziehen,  oder  seine  wissenschaftlichen  Auf- 
stellungen im  einzelnen  kritisch  zu  werten.  Wohl  aber  darf 
man  eine  Charakteristik  des  Verstorbenen  versuchen.  Seine 
Vorzüge  leuchten  sofort  entgegen.  Ihn  zeichnet  vor  allem  eine 
in  Deutschland  favSt  einzig  dastehende  Kenntnis  der  ausländischen 
Literatur  und  Rechtsprechung  aus;  den  Grund  zu  ihr  hatte  er 
wohl  bei  seinem  Studienaufenthalt  in  England  und  Frankreich 
gelegt.    Vieles  an  ihm  war  geradezu  vorher  bestimmend  dazu, 
ihn  zum  Vermittler  zwischen  deutscher  und  ausländischer  Rechts- 
wissenschaft zu  machen.    Fast  französisch  mutet  seine  scharf 
zugespitzte  Dialektik,  das  Streben  nach  strenger  Terminologie 
und  die  feingliedrige,  klare,  immer  lebensvolle,  oft  geradezu 
witzige  Schreibart  an.    Seine  kühle,  manchmal  fast  nüchterne 
Besonnenheit,  sein  starker  Takt  für  das  brauchbare  praktische 
Ergebnis,    sein    liebevolles  Sichversenken   in  den  Reichtum 
praktischer  Fälle  zeigen    -    ähnlich   wie   bei   dem   ihm  in 
mancher  Richtung  verwandten  Gustav  Hartmann  —  englisches 
Gepräge.    Deutsch  hinwieder  war  seine   strenge  begriffliche 
Schulung  und,  trotz  alier  und  aller  Verleugnung,  ein  gewisser 
spekulativer  Zug  in  die  Tiefe  —  als  hätte  er  eine  erste  durch 
seine  Natur  gegebene  Liebe  dazu  nie  ganz  überwinden  können. 
Es  stimmt  damit  wohl,  daß  seine  Veranlagung  eine  wesentlich 
kritische  war;  nicht  in  dem  Sinne,  daß  seine  Stärke  in  dem 
Würdigen  und  Widerlegen  fremder  Meinungen  bestanden  hätte, 
im  Gegenteil,  man  darf  wohl  ohne  Ungerechtigkeit  sagen,  daß 
es  ihm  nicht  gegeben  oder  daß  er  doch  meist  nicht  gewillt 
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war,  sich  in  abgeschloBsene  fremde  Gtedankenkieise  mit  fein 
nachtastonder  Sorgfalt  zu  yezsenken,  ibie  Stftrken  und  ihre 
Schwächen  yorsichtig  zn  weiten  und  Ton  solcher  Kritik  ans, 
der  einzigen,  die  liberzengen  kann,  fördernd  das  Vorhandene 
weiter  zn  entwickeln.  Er  schob  fremde  Meinungen,  namentlich 
wenn  sie  auf  anderen  Wegen  als  die  er  ffir  richtig  hielt  ge- 
wonnen waren,  zumeist  rasch  und  ganz  und  gar  zur  Seite 
und  ging  auf  seinem  eignen  Wege  vor.  Nein,  kritisch  war  er 
vor  allem  in  dem  Sinne,  daß  er  mit  besonderer  Begabung  schnell 
und  oft  glückiieh  an  Lehrmeinungen  wie  Gesetzen  die  schwache 
Seite  herausfond,  Bedenken  hervorhob,  Zweifel  geltend  machte, 
und  mit  Scharfsinn  und  Phantasie  Fälle  und  Möglichkeiten 
herausfand,  die  dem  kritisierten  Satz  widerstrebten;  es  hängt 
nnmittelbar  damit  zusammen,  daß  er  nicht  zu  einheitlichen 
und  großen  Lösungen  gelangt,  sondern  daß  ihm  seine  Resultate 
vielfach  zersplittern:  er  bleibt  ein  Mann  des  Einzelnen,  trot^ 
allen  seinen  Versuchen,  Ergebnisse  zusammen  zu  fassen.  Er 
gehört  nicht  zu  den  großen  Aufbauern,  die  mit  Wagemut  nach 
neuem  Bauplan  hohe  Pfeiler  errichten  und  weite  Kuppeln 
wölben.  Solchem  Wagen  erhoffte  er  kein  Gewinnen;  der  freie 
und  weite  Blick  für  die  Größe  der  Probleme  fehlte  ihm  keines- 
wegs, aber  er  sah  alle  Lösungsversuche  mit  äußerster  Skepsis 
an  und  wurde  nicht  müde,  „utopischen"  Neigungen  gegenüber 
auf  das,  was  ihmpraktiscli  zunächst  erreichbar  schien,  hinzuweisen. 

Weit  ausgedehnt  ist  die  AngriÖsfront  in  unserer  Wissen- 
schaft, wo  wir  ja  fast  überall  noch  unseren  Feind,  das  Un- 
bekannte, vor  uns  haben.  Und  irrtümlich  wäre  es,  zu  glauben, 
die  seien  Gegner,  die  an  verschiedenen  Punkten  käui])fen; 
auch  Vrmz  Kahn  hat  seine  eigne  Stellung  im  Angriffsfelde 
gesucht  und  —  zuerst  wohl  schärfer  als  später  —  die  Meinung 
gehegt,  diese  Stellung  sei  die  allein  richtige  und  dienliche,  von 
keiner  anderen  aus  lasse  sich  mit  wirklichem  Erfolg  vorgehen. 
Hierin  bestärkte  ihn,  daß  seine  Stellungnahme  wie  überhaupt 
die  ganze  Art  seines  Schaffens  von  der  allgemeinen  Gunst  be- 
gleitet war;  stand  seine  Richtung  doch  in  Einklang  mit  der 
seit  den  letzten  Jahrzehnten  übermächtig  herrschend  gewordenen 
Gesamtrichtung  des  deutschen  Geisteslebens  —  mit  Unrecht 
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nennt  sie  sich  allein  die  realistische.  Aber  ich  glaube,  ihm 
wuchs  doch  mehr  und  mehr  das  Verständnis  dafür,  daß  es 
verschiedene  Angriffswege  gibt,  und  nicht  erst  in  der  letzten 
Zeit  zeigt  sich  bei  ihm  ein  gewisses  Streben  zu  vermitteln. 
In  Wahrheit  ist  der  Gegensatz,  von  dem  er  so  oft  spricht,  der 
Gegensatz  zwischen  Nationalisten  und  Internationalisten  über- 
haupt niclit  mehr  ernsthaft  vorhanden,  wenn  nicht  bei  ganz 
Zurückgebliebenen.  ■  Und  was  die  Methode  der  Forschung  be- 
trifft, so  erklärte  er  zwar  oft,  der  „spekulativen"  Methode 
äußerst  abhold  zn  sein,  und  wies  immer  auf  die,  ic)i  glaube  das 
Wort  darf  man  in  seinem  Sinn  hier  gebrauchen,  induktive 
Forschungsart  hin,  welche  aus  der  vergleichenden  Betrachtung 
der  materiellen  Rechte  selbst  für  die  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  Lösung  sucht;  er  malinte  auch  immer,  auf  dem 
Boden  des  rein  positiven  Rechts  zu  bleiben  und  glaubte  wohl 
selbst  bei  seinen  Arbeiten  darauf  zu  stehen.  Aber  wenn  man 
tiefer  sieht:  wer  darf  denn  heute  wagen,  von  juristischer 
Methode  zu  reden,  von  der  ja  docli  offen  gestanden  niemand 
etwas  zureichendes  weiß?  was  heißt  Arbeit  vom  Boden  des 
positiven  Rechts  aus,  da  wir  ja  doch  über  die  Quellen  des 
positiven  Rechts  uns  noch  mit  den  allerdürftigsten  Redensarten 
begnügen? !  Auch  Franz  Kahn  hat  gar  nicht  verkennen  können, 
ein  wie  großer  Teil  nnserer  Rechtswissenschaft  und  aller  fort- 
schreitenden  Rechtswissenschaft  lediglich  ein  bewußtes  und  ab- 
sichtliches Fortbilden  des  Vorhandenen  ist  Tatsächlich  hat 
sich  die  lebendige  Juiisprudenz  immer  über  das  geschriebene 
Quellenwort  hoch  erhoben  und  hat  sich  aus  einer  bloß 
nach -denkenden  zu  einer  vor-denkenden  gemacht:  ein  rechtes 
Beispiel  dafür  sind  gerade  manche  von  Franz  Kahns  eignen 
Arbeiten.  Ich  will  nur  daran  erinnern,  wie  er  in  dem  Aufsatz 
über  das  zeitliche  Anwendungsgebiet  der  örtlichen  Kollisions- 
normen,  wo  es  geradezu  an  jedem  leisesten  Worte  des  un- 
mittelbar positiven  Keclits  felilte,  aus  der  —  er  sagt  selbst  so 
—  pNatur  der  Sarlie"^  alle  seine  vielfaclien  und  weitverzweigten 
Entsclieidungen  tiaibeitet  hat.  Ich  nifine,  die  angebliche  Ver- 
schiedenheit der  Mt'tiiüde  ist  in  der  Hauptsache  nur  eine  Ver- 
schiedenheit der  Neigimg  und  Begabung.   Franz  Kahn  wai*  am 
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meisten  da  zu  Hanse,  wo  er  am  meisten  positives  Material^  mit 
dem  er  arbeiten  konnte^  vorfand.  Dem  entspricht  es  anch,  daß 
unter  seinen  Arbeiten  die  über  die  Haagf r  Konferenz  vielleicht 
die  besten  nnd  reifsten  sind. 

Aber  wie  dem  auch  sei,  sein  Sohaifen  wird  sich  überall 
als  fnichtbar  erweisen,  nicht  nnr  da,  wo  wir  ihm  eine  Fülle 
gut  geordneten  Materials,  neue  Gesichtspunkte,  feine  Erkennt- 
nisse, treffende  Ihitscheidnngen  verdanken,  sondern  auch  da 
und  vielleicht  da  erst  recht,  wo  er  mit  kühler  Skepsis  sich 
andersgerichteten  kühneren  Versuchen  entgej2:enstellte.  Solche 
Versuche  sind  für  den  Fortschritt  der  Wissenscliaften  ganz  ge- 
wiß unentbehrlich;  ebenso  hat  aber  jede  Wissenschaft  auch  die 
Skepsis  nötig:  sie  wird  dadurch  zu  neuen  Anstrengungen  ge- 
zwungen, zu  vertiefter  Bew(  isiüliruug,  zur  Aufsuchung  anderer 
Wege,  zu  vorsichtigerer  Fassung  der  Ergebnisse.  Wir  dürfen 
sicher  sein,  daß  solche  Art  aus  Franz  Kahn's  Arbeiten  Nutzen  zu 
ziehen  den  heiteren  Beifall  dieses  vornehmen  Geistes  finden  würde. 

Wer  das  Leben  des  (Jescliiedenen  betrachtet,  wird  vielleicht 
gestiinint  sein,  ihn  zu  bedauern.  Vieles  an  Lebensfreude  ist 
ihm  ja  versagt  geblieben,  und  frühe  Krankheit  hat  die  Blüte 
seiner  Hoffnungen  auf  reichere  Wirksamkeit,  auf  Betätigung  im 
praktischen  Richteramt  oder  Lehrberuf  geknickt.  Aber  darf 
man  nicht  doch  dagegen  sagen:  glücklicli  war  er,  da  er  seine 
ganze  Kraft  ungebrochen  auf  die  literarische  Arbeit  in  seinem 
erwählten  engeren  Wissenschaftsgebiet  richten  konnte?  Wie 
sind  wir  anderen,  denen  das  Glück  eines  reichen  tätigen  Be- 
nifes  ward,  doch  zugleich  nach  allen  Seiten  liin  bedingt 
und  gefesselt!  Die  außerordentliche  Weite  der  wissenschaft- 
lichen Gebiete,  auf  denen  sich  nach  deutsciier  Einrichtung 
die  Lehrtätigkeit  des  einzelnen  bewegen  muß,  läßt  ihn  ja  zur 
schöpferisclien  Arbeit  nur  in  Feierstunden  kommen  und  hindert 
vielfach  jene  tiefe  Einsamkeit  der  Seele,  jenes  Insichversenkt- 
sein,  am  dem  allein  große  Erkenntnisse  entspringen  können.  - 
Unserem  geschiedenen  Freunde  hat  es  das  Geschick  gegeben, 
der  Wissenschaft,  an  der  er  mit  ganzer  Seele  hing,  auch  seine 
ganze  Kraft  widmen  und  ihr  so  in  kurzer  Lebensspanne  wert- 
volle bleibende  Dienste  leisten  zu  können,  und  darum  war  sein 
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Leben,  trotz  allem,  was  er  hat  entbehren  mfissen,  ein  wohl- 
gelnngenes.  Nur  freilich  ein  zu  fräh  geendetes,  und  wir  haben 
Grund  um  seinen  Tod  zu  trauern.  Aber  wer  vom  Tode  redet, 
soll  nie  ohne  ein  Wort  des  Lebens  enden,  und  so  setze  ich 
zum  Schluß  hierher,  was  Gtoethe  von  Winckelmann  sagte: 
„Die  Gebrechen  des  Alters,  die  Abnahme  der  Geisteskräfte  hat 
er  nicht  empfunden,  er  hat  als  Mann  gelebt  und  ist  als  ein 
vollständiger  Mann  Von  hinnen  gegangen.  Nun  geniefit  er  im 
Andenken  der  Nachwelt  den  Vorteil,  als  ein  ewig  Tüchtiger 
und  Kräftiger  zu  erscheinen;  denn  in  der  Gestalt,  wie  der 
Mensch  die  Erde  verläßt,  wandelt  er  unter  den  Schatten,  und 
so  bleibt  uns  Achill  als  ewig:  strebender  Jüngling  gegenwärtig. 
Daß  er  früli  liinwegschied,  kotnint  auch  uns  zu  gute.  Von 
seinem  Grabe  her  stärkt  uns  der  Anhauch  seiner  Kraft  und 
erregt  in  uns  den  lebhaftesten  Drang,  das,  was  er  begonnen,  mit 
Eifer  und  Liebe  fort-  und  immer  fortzusetzen." 

Bonn,  im  Januar  1905.  iSriM^  ZtMmoim, 
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UngüKigkeitserIcISriiiiii  einer  von  Ausländern  im  Auslande 
geschlessenen  Ehe  wegen  des  HIndemisses  der  Rellglens- 

verschiedenheit. 

Von  Dr.  Wilhelm  Pappenlieilll»  Uof-  und  Gerichtsadvokat  in  Wien. 

Eine  kürzlich  erflossene  Entscheidung  des  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofes  (vom  3. 11.  1904  Z.  13493)  hat  großes 
und  berechtigtes  Aufsehen  hervorgerufen. 

JBiin  (vor  und  nach  der  Eheschließung  in  Österreich  wohn- 
hafter) ungarischer  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  hatte 
sich  in  Ungarn  mit  einer  (vor  und  nach  der  Eheschließung  in 
Österreich  wohnhaften)  englisch en  Staatsbürgerin  anglikani- 
schen Glaubens  verheiratet.  Bei  der  nach  österreichischem 
Rechte  (wie  es  scheint,  über  Eheungültigkeitsanzeige  der  Frau) 
eingeleiteten  amtlichen  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  Ehe 
erkannte  der  Oberste  Gerichtshof:  Die  Ehe  sei  für  den  Bereich 
der  im  österreichischen  Beichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Lünder  ungültig.  Der  Oberste  Gerichtshof  bezeugt  in  seinen 
Entscheidungsgründen,  daß  weder  nach  dem  Gesetze  des  Staates, 
dem  (soll  wohl  heißen  „der  Staaten,  den^)  die  Eheschließenden 
angehören,  noch  nach  den  Gesetzen  des  Abschließungsortes  (ein 
überflüssiger  Beisatz,  denn  die  Ehe  wurde  in  dem  Heimatstaate 
eines  der  Nupturienten  geschlossen)  durch  die  Religionsver- 
schiedenheit ein  Ehehindernis  gebildet  wird.  Dennoch  sei  die 
Ehe  in  Österreich  ungültig,  denn  die  Norm  des  §  64  a.  b.  GB 
(dessen  Wortlaut  „Kheverträge  zwischen  Christen  und  Personen, 
welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  können 
nicht  gültig  eingegangen  werden"  in  der  Entscheidung  unter 
Anführungszeichen  falsch  zitiert  wird  „daß  ein  Christ  sich  mit 

1)  Vgl.  den  AafMts  unten  8.  80  ff.  Bed. 
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einem  Nichtchristeik  nicht  vereheliclien  darf*^)  betreffe  nicht  die 
persönliche  Handlnngsfähigkeit,  sie  sei  im  Gesetze 
unter  Jenen  Ehehindemissen  angeführt,  welche  den  Abgang  des 
sittlichen  Vermögens  betreffen,  also  ein  Erfordernis  im 
Sinne  haben,  dessen  Vorhandensein  aus  ethischen  Grönden  zu 
einer  unerläßlichen  Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Ehe  ge- 
macht ist.  Eine  Ehe,  deren  Bestand  einem  Grundprinzipe  des 
in*  Österreich  geltenden  Eherechtes  widerstreitet  und  die  yom 
Gesetze  als  unerlaubt,  als  nicht  gültig  schließbar  erklärt  wird, 
kann  nach  dem  in  Österreich  geltenden  Bechte  ihre  Bechts- 
wirkung  daselbst  nicht  äußern,  sie  muß  hier  wegen  dieses 
öffentlichrechtlichen  und  absolut  wirkenden  Ehehindernisses  für 
den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  als  ungültig  erklärt  werden. 

Die  Entscheidung  des  Obersten  (lerichtishofes  soll  im  folgen- 
den auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  werden. 

L 

Das  westgalizische  Gesetzbuch  (bei  Ofner  „Urentwurf*^ 
genannt)  hatte  im  ersten  Teile,  drittes  Hauptstück,  §  72,  bestimmt: 

„Eheverträge  zwischen  christlichen  Einwohnern  dieses  Landes 
mit  Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  be- 
kennen, sind  an  und  für  sich  ungültig/ 

Bei  der  Beratung  der  k.  k.  Hof  kömmission  in  Gesetzsachen 
in  der  Sitzung  vom  22/2.  1802  wurde  protokolliert:^) 

„Da  man  das  Wort  „Einwohner"  bloß  auf  die  Untertanen 
beziehen  könnte,  und  man  dennoch  auch  Fremden,  die  sich  bei 
solcher  Religioiisverschiedenheit  verehelichen  wollten,  keinen 
Beistand  gewähren  würde,  so  schlugen  das  innerösterreichische 
(Appellationsgeiiclit)  und  die  hiesige  (Wiener)  Universität  vor, 
den  1* ai;i gra j)h  so  zu  textieren :  E  h  e  v  e  r  t  r  ä  g  e  z  w  i  s  c  Ii  e  n 
h  r  i  s  t  e  n  und  Personen,  welche  sich  nicht  z  u  r  c  Ii  r  i  s  t- 
lichen  Religion  bekennen,  sind  ungültig.  Mit  diesem 
Vorsclilag(^  war  auch  der  Referent  (v.  Zeiller)  und  die  übrigen 
Stimmen  einverstanden.  Nui*  der  Vizepräsident  v.  Haan  glaubte 

Ofner,  Der  Urentwurf  und  die  Beratunffeprotokolle  des  öeterr. 
a.  b.  GB.  Wien  1888  8.  94. 
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sich  nicht  damit  vereinigen  zu  können,  weil  die  Aussage  zu 
viel  umfasse.  Man  werde  nämlich  den  Personen,  welche  solche 
Ehen  in  diesen  Staaten  schließen  wollen,  hierorts  keinen  Bei- 
stand ffewähren;  aber  wenn  solclie  Klien  von  Fremden  bereits 
anderwärts  gültig  geschlossen  worden,  so  würden  sie  auch  hier- 
orts <allerdings  als  gültig  angesehen  werden  müssen." 

Auf  dieses  Votum  Haans  fährt  offenbar  die  definitive 
Textierung  des  §  64  a.  b.  GB  zurück,  welcher  bereits  im  Re- 
visionsentwurf (§  60.  0 frier  II  S.  661)  lautet: 

Elleverträge  zwisclien  ('hristen  und  Personen,  welche  sich 
nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  können  nicht  g&itig 
eingegans^en  werden. 

Schon  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  §  64  ist  also  klar, 
daß  die  Behauptung  der  oberstgerichtlichen  Entscheidung  un- 
richtig ist,  daß  der  Bestand  der  Ehe  einem  Grundprinzipe 
•des  in  Österreicli  geltenden  Eherechtes  widerstreiten  könne,  und 
daß  eine  vom  Gesetze  als  unerlaubte,  als  nicht  gültig  schließbar 
erklärte  Ehe  nacli  dem  in  Österreich  geltenden  Rechte  ihre 
Rechtswirkung  daselbst  nicht  äußern  und  (für  Österreich)  al& 
ungültig  erklärt  werden  müsse. 

II. 

Aus  dem  Umstände,  dafi  die  Nuptmienten  vor  und  nach 
der  Eheschließung  in  Österreich  wohnten,  wird  in  der  Ent- 
scheidung selbst  nicht  argamentiert,  wenn  auch  aus  dem  Domizil 
die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  sich  ergab. 
Bs  wird  also  nicht  behauptet,  daß  das  österreichische  Becht 
jure  domicUU  auf  die  Parteien  anzuwenden  war.^) 

^)  Daher  auch  nicht  eine  Argumentation  aus  einer  fr  aus  legis.  Es  ist 
nicht  ersichtlich,  ob  die  Staatsbürgerschaft  des  Ehegatten  in  Ungarn  ererbt  oder 
später  erworben  war.  Mir  ist  keine  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes 
belmiiit»  in  weldier  auf  die  Fähigkeit  zur  EhdchHafinng  das  Domizllpiiiuip 
rar  Anwendung  gebnuibt  worden  wSre,  ebne  daß  ein  Handeln  framd^m 
legis  durch  Adhoc-Erwerb  dw  fremden  Staatsbürgerschaft  angenommen  wurde. 
Ich  halte  übrigens  die  Argumentation  aus  einem  solchen  Handeln  in  fraudem 
legis  ebenfalls  für  uiirichtit^.  Formalakte,  die  unter  Mitwirkung  der  Behörden 
gesetzt  werden,  wie  Änderung  der  Staatsbürgerschaft,  können  m.  E.  nur  ganz 
ongfiltig  oder  ganz  gültig  sein.  Sie  bloß  in  Rücksicht  auf  die  Ehe  sa  igno- 
rieren, acheint  mir  unmöglich. 
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Nichtsdestoweniger  ist  dieses  Argament  zu  prüfen,  nm 
festzustellen,  ob  nicht  etwa  die  n.  £.  unrichtige  Entsdieidnng 
ans  nicht  gebrauchten  Argumenten  richtig  wäre.  Sind  wir 
auch  prinzipiell  der  Ansicht,  daß  der  Tielumstrittene  §  34  des 
österreichischen  a.  b.  GB  das  Nationalit&tsprinzip,  nicht 
das  Domizilprinzip  sanktioniert,  so  ist  doch  zu  untersuchen,  ob 
das  DomizUprinzip,  wenn  es  durch  den  §  34  sanktioniert  ist, 
sich  auch  auf  die  persönliche  Fähigkeit  zur  Eingehung  der  Ehe 
bezieht.  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Als  authentische  Inter- 
pretation zum  §  34  a.  b.  GB  kann  das  Hofkanzleidekret  vom 
■J.-2..  12.  1814  No.  1118  JG8  angesehen  werden,  welches  lautet: 

^Da  sich  Fälle  ergeben,  daß  Fremde,  welche  die  öster- 
reicliische  Staatsbürgerschaft  nicht  erworben  haben,  in  den 
österreichischen  Staaten  einen  Ehevertrag  entweder  mit  inlän- 
dischen Untertanen  oder  auch  mit  fremden  abschließen  wollen, 
der  §  34  a.  b.  GB  aber  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  persönliche- 
Fähigkeit  der  P>emden  zu  Kechtsgesc  häften  insgemein  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  P>einde  vermöge  seines  Wolm- 
sitzes,  oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge 
seiner  (Tpburt  als  Untertan  unterliegt,  zu  beurteilen  sei,  insofern 
nicht  für  ( iiizeliie  Fälle  in  dem  (besetze  etwas  anderes  verordnet 
ist,  so  haben  Se.  Majestät  zu  beschließen  gerulit,  daß  jeder  in 
Höchstdero  Staaten  verelielichende  Ausländer  zu  verhalten  sei, 
sich  bei  der  Trauung  über  seine  persönliche  Fähigkeit,  einen 
gültigen  Ehevertrag  einzugehen,  gehörig  auszuweisen  (und  daß 
jeder  inländischen  Braut  eines  fremden  Untertanen  zu  erklären 
sei,  daß  sie  durch  die  Bewilligung  zur  Heirat  nicht  auch  zugleich 
den  Konsens  zur  Auswanderung  erhalte,  sondern  letzteren,  wenn 
der  Fall  des  Bedarfes  eintreten  soÜte,  besonders  ansuchen 
müsse)." 

Dieses  Gesetz  ist  nicht  etwa  bloß  auf  im  Auslande  wohnende 
Ehewerber  angewendet  worden,  sondern  immer  auch  auf  im 
Inlande  wohnende.  Der  (in  den  üblichen  Gesetzesausgaben,  z.  B. 
der  Jfa«f«*8Ghen  als  obsolet  nicht  abgedruckte)  Schlußsatz  macht 
zweifellos,  daß  dies  auch  Wille  des  Gesetzes  war.  Wird  durch 
diese  Norm  auch  gewiß  nicht  daigetan,  daß  die  österreichischen 
Behörden  bei  einer  Eheschließung  Fremder  mitwirken  dürfen, 
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der  nach  Sfitereidüsdiein  Rechte  ein  EhehinderniB  im  Wege 
stehtf  so  ergibt  sie  doch  sicher,  daß  für  Fremde,  mögen  sie  in 
Österreich  ein  Domizil  haben  oder  nicht,  ihre  Nationalität 

zur  Beurteilung  ihrer  Ehefähigkeit  maßgebend  ist.  Enthielte 
daher  auch  i?  .'U  a.  b.  (ilB  die  Sanktionierung^  des  Domizilprinzips, 
so  muß  für  die  Eheiähigkeit  folgendes  als  Prinzip  des 
österreichischen  Rechtes  angesehen  werden: 

Es  dürfen  in  Österreich  keine  Ehen  abgeschlossen  werden, 
denen  ein  Ehehindernis  des  österreichischen  oder  jenes  Rechtes 
entgegensteht,  dem  die  Nupturienten  als  Staat sb ürg er  unter- 
stehen. Das  österreichische  Recht  erhebt  aber  nicht  den  Anspruch, 
auf  die  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  von  Ausländern  an- 
gewendet zu  werden,  mögen  diese  Ausländer  ihr  Domizil  im 
Inlande  haben  oder  nicht. 

III. 

Es  erübrigt  noch  die  Frage,  ob  kraft  einer  Rückverweisung 
der  im  konkreten  l'aUe  beteiligten  ausländischen  Gesetzgebungen 
das  österreicliische  Recht  zur  Anwendung  zu  kommen  hätte. 

Bezüglich  des  ungarischen  Rechtes  ergibt  sich  die  Vernein- 
ung der  Frage  mit  unzweideutiger  Sicherheit  aus  der  Bestim- 
mung des  §  109  des  ungarischen  Gresetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1894  über  das  Eherecht: 

„Wenn  ein  ungarischer  Staatsbürger  männlichen  Geschlechtes 
mit  einer  ausländischen  Person  weiblichen  Geschlechtes,  sei  es 
im  Auslande,  sei  es  in  Ungarn,  eine  Ehe  schließt,  ist  die  (  üiltig- 
keit  der  Ehe  mit  Ausnahme  des  Alters  und  der  Handlungsfähigkeit 
der  Frau  nach  dem  ungarischen  Gesetze  zu  beurteilen.'' 

Ebenso  ist  die  Beantwoitnng  der  Frage  vom  Standpunkte 
des  englischen  Bechtes  verneinend.  Das  englische  Recht  be> 
nrteilt  zwar  die  Frage  der  Shefähigkeit  wie  jede  Frage  der 
persönlichen  Handlungsfähigkeit,  nach  dem  Bechte  des  Domi- 
zils, auch  bei  englischen  Staatsangehörigen.  An  und  für  sich 
wäre  also  für  die  Ehefahigkeit  der  in  Österreich  domizilierten 
Engl&aderin  das  österreichische  Recht  maßgebend.  Indes 
wurde  der  englische  Bichter  die  in  Frage  stehende  Ehe  als 
gOltig  anerkennen.  Das  englisdie  Becht  anerkennt,  wenn  es 
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Über  die  Gültigkeit  einer  Bhe  zu  entscheiden  hat,  kein  auf 
Bassen  unterschied^)  oder  anf  ein  religifises  Gelflbde^  sich 

gründendes  Ehehindernis.  Und  so  würde  es  auch  ein  auf  bloßer 

Religionsverschiedenheit  beruhendes  Ehehindernis  nicht  aner- 
kennen.'') Die  Rückver\veisiin*i:  des  englischen  Rechtes  auf  das 
österreichische  Doniizilieclit  würde  also  nicht  die  Anerkennung 
des  Kh(  hindernisses  der  Religionsverschiedenheit  in  sich  sclilicßen. 
Die  Verweisung  auf  das  Domizilreclit  führt  nicht  die  Unter- 
werfung unter  solche  (irrundsätze  herbei,  die  der  Politik  des 
englischen  Rechtes  })rinzipiell  widerstreiten. 

indes  ist  bekanntlich  die  Frage  der  Rückverweisung  über- 
haupt zu  negieren:  Das  (isterreichische  Reclit,  das  für  den 
fremden  Nupturienten  sein  Heiinatrecht  als  maßgebend  eikennt, 
will  nicht  kraft  englischen  Rechtes  das  österreichisclie  Recht 
anwenden,  er  hat  lediglich  englisches  Territorialrecht  als  maß- 
gebend zu  erachten."*) 

^iit  oder  ohne  Rückverweisung  ist  also  das  Resultat 
dasselbe. 

IV. 

Hier  sei  an  die  Auslegung  erinnert,  die  der  leider  so  iröh 
verstorbene  Franst  Kahn  dem  §  64  a.  b.  GB  in  Zt^,  XH 
8/204  gibt  Yom  Bhehindemisse  der  Religionsv^schiedenheit 
sprechend  ffibrt  er  ans:  Sinn  dieses  Verbotes,  soweit  es  in 
europäischen  Staaten  gilt,  ist  immer  nur,  daß  Christen  unfähig 
sein  sollen'*),  eine  Ehe  mit  Andersgläubigen  einzugehen  (so  schon 
dem  Wortlaut  nach  das  russische  Civilgesetzbuch  Art.  85,  vgl. 
auch  Art.  87,  90,  37  Ziif.  7).  Deshalb  kann  auch  Art.  64  des 
österreichischen  a.  b.  GB,  welches  Ehen  zwischen  Christen  und 
NichtChristen  verbietet,  usw.  (der  Rest  der  Ausführungen  geliort 

1)  Dieey,  Conflict  of  Latos  (1896)  S.  647. 
S)  A  A.  0.  8.  646. 

,    S)  A.  a.  0.  S.  476. 

*)  B(>zi}{^lich  der  Rückverwcisunoj  durch  das  englische  Rocht,  vgl.  über- 
dies jetzt  Hute,  Notes  on  the  doctrine  of  renvoi  in  Private  International 
Law 

S)  DifiMT  Otdanltt  aebeint  «odi  dem  OOH  hei  innem  falsolieii  Zitale  de* 
8  64  ve^eichwebt  sa  habm. 
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nicht  hierher).*)  Wir  halten  diese  Auslegung:  für  vollständig 
richtig.  Zum  mindesten  ist  sie  es  seit  den  interkonfessionellen 
Gesetzen.  Bis  zu  diesen  hätte  man  ja  vielleicht  behaupten 
können,  es  sei  die  Absicht  des  Gresetzes,  nur  Religionsgleiche 
zur  Ehe  zuzulassen,  man  hätte  z.  B.  auch  annehmen  können, 
das  Gesetz  wolle  auch  die  Ehe  der  Juden  vor  jenen  Zerwürf- 
nissen schützen,  die  sich  durch  die  Mischehe  ergeben  könnten. 
Seitdem  aber  (iie  interkoiiiessionellen  (ie.setze  die  Verehelichung 
von  Juden  mit  Konfessionslosen  ermöglichen,  bleibt  in  der  Tat 
nur  die  Kahn' f^che  Auslegung  des  §  64  a.  b.  GB  möglich.  Sie 
hat  zur  Konsequenz,  daß  die  im  Auslande  gesclilossene  Ehe  eines 
(tsterreichisclien  Juden  oder  Konfessionslosen  mit  einem  christ- 
lichen Afisland(T,  dessen  Personalstatut  nicht  im  Wege  steht, 
als  in  Österreich  gültig  anzusehen  wäre.  A  minore  ad  majus 
ergibt  sich  dann  der  Schluß  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  eines 
nicht  österreichischen  Juden  oder  Konfessionslosen  mit  einem 
chrii^tUGlieii  Ausländer,  dessea  Personalstatut  nicht  im  Wege  steht. 

T.  . 

Was  aber  die  Sntscheidimg  des  Obersten  Gerichtshofes  am 
imbegieiflichsten- macht,  ist  der  Umstand,  daß  die  fragliche,  yom 
Obersten  Gerichtshöfe  als  fOr  Österreich  ungfUtig  erl^lftrte  Ehe, 
selbst  dann  als  gültig  anzusehen  war,  wenn  sie  in  Österreich- 
geschlossen  wordm  wäre;  nnd  ihre  Schließnng  h&tte.in  gesetz- 
licher Weise  in  Österreich  eriolgen  können. 

Die  anglikanische  Religion  ist  keine  in  Österreich 
anerkannte  Religion.^)  Ihre  Bekenner  gelten,  da  sie  keiner  in 
Österreich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  ange- 

i|  Sondern  zur  Besprechung  des  österreichischen  Rechtes,  wie  es  sich 
nach  Katitikation  der  Beschlüsse  der  Haager  Konierenz  Tom  Jahre  1902  stellen 
wird.    Vgl.  unten  VI. 

^  Die  Bädingongen  dw  Anerkennung  einer  EeUgionsgeseUsoliaft  in 
Öit«neioh  Bind,  da6  flm  BeUgiondebn,  ilir  GotteadiMut,  üue  YeThwong 
sowie  die  gBwiUte  Benamiing  nidits  Gesetiwidiieea  od«r  ATiitCfligM  enthilt; 
daß  die  Errichtong  und  der  Bestand  wenigstens  einer  nach  den  Anforderungen 
des  Gesetzes  eingerichteten  Kulturgemeinde  gesichert  ist.  Der  Vorstand 
der  Kulturgemeinde  und  der  Seelsorger  müssen  ( )  st  erreicher 
sein.  Diesem  letzteren  Erfordernisse  h&tte  bezüglich  der  AugUkauer  noch 
nicht  genttgt  werden  kSnnen.   (Oeeets  rem  90.  6. 1874.) 

Z«itaohrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Öffentl.  B«obt.  XV.  S 
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hören,  in  Österreich  nicht  als  Christen  im  Rechtssinne  dieses 
Wortes.  Eine  Ehe  zwischen  Anglikanern  ist  in  Österreich 
civiliter  zu  schließen^)  und  es  besteht  kein  Eliehiiidernis  für 
eine  Ehe  zwisclien  X ichtchristen  und  solchen  Personen,  die 
keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionsgesellschalt 
angehören,  aus  dem  §  64  a.  b.  GB.'-i 

Die  Ehe  des  jüdischen  Ungarn  *ja  sogar  eines  jüdischen 
Österreichers)  mit  der  anglikanischen  Engländerin  hätte  daher 
vor  der  österreichischen  politischen  Behörde  gültig  abgeschlossen 
werden  können. 

Dies  wird  z.  B.  in  dem  bekannten  SMenr auch' sehen 
Kommentar  zum  a.  b.  GB  (VIII.  Aufl.  1902)  zu  §  64  gelehrt, 
ebenso  von  Anders,  Österreichisches  Familienrecht' ^.  22  und 
eine  gerichtliche  Entscheidung  (allerdings  keine  oberstgerichtliche) 
ist  im  Falle  der  Ehe  eines  jüdischen  Österreichers  mit  einer 
englischen  Baptistin  in  diesem  Sinne  ergangen.^)  In  der  Tat 
kann  man  unmöglich  sagen :  jemand  sei  „Chnst"  im  allgemeinen, 
das  Christentum  im  Rechtssinn  ist  eben  nur  die  Zugehörigkeit 
zu  den  bestimmten,  in  Österreich  anerkannten  christlichen  Kon- 
fessionen. 

Wir  haben  also  unsere  Ansicht  fiber  die  Entscheidung  des  . 
Obersten  Gerichtshofes  dahin  zusammenznf aasen,  daß  wir  keinen 
Grund  entdecken  können,  aus  dem  sie  für  richtig  gehalten 
werden  könnte. 

^)  Die  Behauptung  der  Wochenschau  der  Jur.  Bl.  vom  22.  ö.  1904  ,wir 
habtti  di0  ToUiUliidige  Rechtlosigkeit  der  Ehen  der  nicht  anerkumten  Christen, 
s.  B.  der  AagUlcaiier,  die  in  öatmdch  einfodi  «Is  KanknUmte  bdiaiidelt 
werden  rnttssen*  ist  ToUstlindig  hüsoh. 

^)  Allerdings  ergibt  sich  aus  dieser  Argunif  ntation,  daß  der  Ehe  eines 
Christen,  dessen  Kirche  in  Österreich  anerkannt  ist,  mit  einem  Anglikaner 
das  Hindernis  des  §  64  a.  b.  GB  entgegensteht !  In  der  Praxis  wird  in  der 
Tat  einer  solchen  Eheschlieüung  der  Übertritt  des  Anglikaners  zu  einer  in 
östecr^b  an^kniinten  protestantiaclieB  Kirehe  TOilieiineehen  haben,  wie  Ja 
ttberhanpt  der  deiseitige  Znstuid  des  SskecrdctaisidMii  BheiediteB  enwimgene 
Änderungen  der  Religionsbekenntnisse  nach  sich  sieht,  z.  B.  Abfall  ▼om 
SLatholizismus.  um  das  Ehehindemis  des  Katholizismus  zum  Wegfall  zu  bringen. 

3)  Jur.  Blätter  1896  S.  425  In  dor  betr.  Entscheidung  wird  ange- 
nommen, daß  der  §  64  a.  b.  GB  ein  Ehehindernis  auch  für  den  im  Auslande 
mit  einem  Christen  sich  verehelichenden  Juden  bildet.  Vgl.  hiergegen  oben  lY. 
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Die  Haager  Eherechtskonvention  vom  Jahre  1902  ist  dem 
österreichischeii  Beichsrate  noch  nicht  vorgelegt  worden.  Bs 
ist  aber  immerhin  interessant  zu  pittfen,  wie  sich  die  Entschei- 
dung des  Obersten  Gerichtshofes  zn  diesem  Znkunftsrechte  ver- 
hält. Unter  Hinweis  auf  den  in  Ztsch.  XII  602  abgedruckten 
Text  beschränken  wir  uns  darauf,  festzustellen,  daß  die  She 
nacli  dieser  Konvention  gültig  wäre,  obwohl  die  Frau  einem 
nicht  mitkontrahieienden  Staate  angehört.  Es  sei  hier  nochmals 
auf  die  Ausführungen  Kahns,.  SStach,  Xn  204  verwiesen. 
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Die  Gültigkeit  der  von  Ausländern  im  Auslände 
geschlossenen  Elien  in  Österreicli. 

Von  Dr.  Isidor  Scbwarte»  Bcgierangakoiuipist  in  Sanjero. 

Das  Deutsche  Reich  ist  der  einzige  europäische  Staat, 
dessen  börgerliches  Recht  (Art.  13  S6  z.  BGB)  entsprechend 
dem  Art.  1  des  ersten  Abkommens  der  Haager  Familienrechts- 
konvention {Zisch.  XrV  509)  von  Ausländern,  die  in  Deiitscli- 
land  eine  Ehe  schließen  wollen,  nur  den  Nachweis  verlaiif^t, 
daß  nach  dem  (xesetze  der  Heiiiiat  In  ider  Xupturienteii  sämt- 
liche Voraussetzungen  der  Eheschließung^)  gegeben  sind,  soweit 
nicht  die  lex  patriae  auf  das  deutsche  Recht  rückverweist 
oder  auf  das  Recht  eines  anderen  Staates  weiterverweist.-)  In 
den  übrigen  europäischen  Gesetzgebungen  sind  aber  Ausländer, 
welciie  im  Inlande  eine  Ehe  schließen  wollen,  nicht  nur  den 
Voraussetzungen  der  Eheschließung  nach  der  patriae, 
sondern  überdies  auch  den  Voraussetzungen  der  Eheschließung 
nach  dem  inländischen  Rechte  untervs'orfen.  Die  Anwendbarkeit 
der  Voraussetzungen  der  Eheschließung  des  inländischen  Rechtes 
ist  aber  in  den  einzelnen  (iesetzgebungen  sehr  verschieden 
geregelt.  Während  in  Ungarn  auf  Ausländer,  die  in  Ungarn 
eine  Ehe  schließen  wollen,  nur  die  Ehehindernisse  der  11, 

1)  Über  den  Begriff  sUntliclie  YoriHusetiiuigeii  der  BheecUiefinng  vgl. 
Niemeyer,  „Das  inientatitmale  Pnvaireeki  des  BGS",  Berlin  1901, 
8.  133—134. 

2)  Art.  27  EG  hat  mir  der  Rückverweisung  Beachtung  gewährt,  nicht 
auch  der  Weiterverweisung,  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  B7.  Durch  den  Beitritt 
Deutschlands  zur  Haager  Familienrecbtskonvention  ist  die  Vorschrift  des 
Art.  27  EG  insofern  erweitert  worden,  als  nicht  nur  auf  das  deutsche  Recht, 
aondm  Mcsh  anl  du  Bedit  eines  anderen  VertragBetaatea  Terwiesen  werden 
kann,  Tgl.  die  Denkadirift  Ziaeh,  XIV  686. 
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12  und  13  anzuwenden  sind  (§111  des  Ehegesetzes),  ist  in 
Frankreich  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr  bestritten,  welche 
Voraussetzungen  der  Ehescliließung  des  franzr)sisclien  Rechtes 
auch  gegenüber  Ausländern,  welche  in  Frankreich  eine  Ehe 
schließen  wollen,  in  Anwendung  zu  bringen  sind.  \)  Am  weitesten 
gehen  in  der  Anwendung  des  inländischen  Rechtes  in  bezug 
auf  Ausländer,  welche  im  Inlande  eine  Ehe  schließen  wollen, 
das  italienische  BGB  (Art.  102),  das  schweizerische 
Bundesgesetz  vom  24.  12.  74-^)  und  das  österreichische 
Becht.^)  Dem  Standpunkt  dieser  letzteren  Gresetzgebung^en 
mnfite  auch  die  Haager  Familienrechtskonvention  in 
einem  bestimmten  Maße  Rechnung  tragen.-*)  Selbst  in  der 
Theorie  des  internationalen  Privatrechtes  wird  noch  gelehrt: 
^Die  Fälle  der  Eheschließung  völlig  unreif  ersclieinender  Per- 
sonen und  die  Eheschließung  einer  Witwe,  deren  Ehemann  vor 
kurzem  erst  verstorben  ist,  sind  die  einzigen,  in  welchen^  ab- 
gesehen von  einer  in  der  Verbindung  liegenden  sträfbaren 
Handlung,  die  S)hescbUeflung  nach  Maßgabe  der'  in  der  aus^ 
l&ndischen  Gresetzgebung  gew&hrten  FiJiigkeit  einen  offenen 
Verstofi  gegen  das  Anstandsgefühl  am  Orte  der  Trauung  ent- 
halten kann*^.^) 

In  allen  Jenen  Fällen,  in  welchen  ein  Staat  bei  Ehe- 
schließungen der  Ausländer  im  Inlande  f  ttr  die  Voraussetzungen 
der  Eheschließung  auch  inländisches  Recht  als  maßgeblich 
statuiert,  hat  dieser  Staat  selbstverständlich  das  Recht,  die  von 
Ausländem  im  Inlande  geschlossene  Ehe  für  den  inländischen 
Rechtsbereich  als  ungültig  zu  betrachten,  wenn  den  Voraus- 
setzungen der  Eheschließung  nach  dem  inländischen  Rechte 
.  nicht  entsprochen  wurde.  Es  *  existiert  aber  kein  civüisierter 
Staat,  welcher  die  Gültigkeit  der  von  Ausländem  im  Auslande 

\)  Leske  und  Loewenf eld,    „Das  Eherecht  der  europäischen 
Staaten  und  ihrer  Kolonien",  Berlin  1904,  S.  298. 
*)  Leake  and  Loeteenfeld  a.  &.  0.  S.  231. 

^  Jeitelf  ^mäbueh  de«  intematümalen  Privat'  und  Straf reehte», 
Wien  1893.  S.  35. 

*)  Art.  2  dos  ersten  Abkomtnetis.  '/Asch.  XIV  50!). 

^)  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  internationalen  Privatrechtes, 
2.  Aua.  I  450. 


Digitized  by  Google 


22 


Schwartz, 


geschlossenen  Ehe  nach  dem  inländischen  Rechte  beurteilen 
wfiidfi,  wenn  kein  Fall  der  Blickverweisang  oder  Welter- 
Terweisnng  vorliegt.  Anders  der  Österreichische  Oberste  Ge- 
richtshof, welcher  von  Ausländem  im  Auslande  geschlossene 
Ehen,  wofern  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  im 
Sinne  der  österreichischen  Gesetze  zur  Judikatur  über  die  Frage 
der  Gültigkeit  dieser  Elien  festgestellt  ist,  für  ungültig  erklärt, 
wenn  diese  Khi  ii  nach  deiu  österreichischen  Rechte  nicht  gültig 
hätten  geschlossen  werden  können.  Es  handelt  sich  aber  hier 
nicht  um  jene  Kategorie  von  Fällen,  welche  bereits  an  anderer 
Stelle  dieser  Zisch. ' )  besprochen  wurden  und  wenigstens  unter 
den  Gesichtspunkt  des  agere  in  fraudem  legis  subsumiert 
werden  können,  wenn  man  sie  in  Ermangelung  anderer  Argu- 
mente unter  diesen  Gesichtspunkt  subsumieren  will.^  An  dieser 
Stelle  soll  ein  Fall  besprochen  werden,  in  welchem  der  öster- 
reichische Oberste  Gerichtshof  eine  von  Ausländern  im  Aus- 
lande gesctilossene  Ehe  für  den  östiTreichischen  Rechtsbereich 
als  ungültig  erklärt  hat,  weil  diese  Ehe  nach  österreichischem 
Rechte  wegen  des  Ehehindernisses  der  Religionsverschicdenheit 
nicht  hätte  gültig  geschlossen  werden  können.  Die  Eheleute 
waren  niemals  österreichische  Staatsangehörige,  der  (Jesichts- 
punkt  des  agere  in  fraudetn  l^gis  läßt  sich  also  zur  Be- 
gründung dieser  Ungültigkeitserklärung  scMechterdings  nicht 
herbeiziehen. 

Der  Fall,  welchen  ich  der  ^Neuen  I^eien  Fresse"^)  ent- 
nehme, ist  folgender: 

,Der  Wiener  Kaufmann  Ma.T  K.  hatte  am  19.  8.  Ol  mit  einer  Eng- 
länderin vor  dem  ungarischen  Matrikelfiihrer  in  Preßburg  eine  Ehe  ge- 
schlossen. Der  Gatte  war  ungarischer  Staatsbürger  und  jüdischer  Religion, 
9ä»  Gattin  gehSrte  dem  aDglikanndliflii  Religionibekamtnisfle  an.  Bfnes  Tuges 
vemiBta  JT.  aeine  Gattin,  die  mit  dem  Sohne  einee  PoUiciratee  eine  Yer- 
gnflgimgareise  in  die  Schweiz  unternommen  hatte.  Auf  die  Anzeige  des  Ehe- 
gatten wurde  der  Entführer  beim  Landesgerichte  in  Wien  wegen  Entfflhrung 
angeklagt.   In  der  Yerbandlong  bestritt  der  Angeklagte!  eine  Ehefrau  ent- 


A)  XIV  143—144. 

^  Jettel  a.  a.  0.  S.  49-50. 

^  Moxgenblafct  vom  6.  12.  04  No.  14471  S.  11  (Rnlnik:  ,Au  dem 
Qfiffiohtwaale'). 
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niut  SQ  haben,  da  die  iwigohen  dem  Anieigw  und  der  EntfOhrten  geadiloaBene 

Ehe  wegen  der  Religions Verschiedenheit  der  Ehegatten  nach  dem  öster- 
rpiohisrhen  BGB  (§  fU^  nicht  gültig  sei.  Das  Strafgericht  brach  die  Ver- 
handlung ab  und  h  it«!te  den  Akt  an  das  Landesgericht  in  Civilsachen  zur 
Entscheidung  der  Vorfrage,  ob  die  Ehe  für  den  Bereich  des  österreichischen 
Staates  gültig  seL^}  Der  Bechtsanwalt  des  Bhegaftten  und  der  Verteidiger 
des  Ehebandn  machten  gdteadj  daß  die  in  Ungarn  geecUoiMDe  Ehe  nadi 
dem  nngaxischen  Rechte  lu  beurteilen  sei  und  nach  ungarisdiem  Rechte 
bilde  die  HeligionsTerschiedenheit  kein  Ehehindernis.  Das  Landesgericht  und 
das  Oborlandcsgoricht  entschieden  in  diesem  Sinne.  Der  Rechtsanwalt  der 
Gattin  legte  bei  dem  K.  K.  Obersten  Gerichtshöfe  die  Revision  ein.  Dieses 
Foram  hob  auch  in  Stattgebang  der  Kevision  die  Urteile  der  beiden  unteren 
Liatanien  anf  nnd  arkannte  sn  Bedü:  Die  Ton  Mtuß  K.  in  Pießbarg  ge- 
eddoseene  Ctvildie  ist  ffir  doi  Bernch  der  im  6stm«iebi«li«i  Beieluiate 
vertretenen  Königreiche  and  Länder  nngtUtlg.  Keinem  Teile  IftUt  an  der 
üngültipkeit  ein  Verschnlden  zur  Last." 

In  der  Begründung  des  ürteiles  wird  ausgeführt: 
Das  Ehehindernis  der  Religionsverschiedenheit,  welches  hier  vorliegt, 
gehört  zu  jenen  Ehehindernissen,  .welche  den  Abgaiifer  sittlichen  Ver- 
mögens zur  Eheschließung  betrefien,  also  ein  Erfordernis  im  Sinne  haben, 
dessen  V<»1ianden8dn  ans  ethischen  Btckslchten  an  einer  nn- 
erlftßlichen  Voranssetanng  der  Oflltigkeit  der  Ehe  gemacht 
ist."  Dieses  Ehehindemis,  welches  Von  Amts  wegen  onteisncht  werden  muß, 
enthält  die  den  Charakter  eines  zwingenden  Verbotsgesetzes  tragende  Norm, 
.daß  ein  Christ  sich  mit  einem  Nichtchristen  nicht  ver- 
e  Ii  (Ii  eben  darf.  Kine  Ehe,  clrrcn  Rpstaiid  iiiifin  Grundprinzip  des  in 
Österreich  geltenuen  iiiicrechtcs  widerspricht  und  die  vom  Gesetze  als  un- 
erlanbt  erkl&rt  wird,  kann  nach  gstefreichischem  Rechte  hier  nicht  rechts- 
wirksam  sein,  sie  maß  fßr  den  Bereiidi  des  östeneichischen  Staates  als  nn- 
gQItig  erklärt  werden,  ohne  Btcksicht  darauf,  daß  die  Ehe  im 
Auslande  geschlossen  wurde  und  daß  nach  dem  Gesetze  des 
Ortes  der  Eheschließung  das  Ehehindernis  der  Religions- 
verschiedenheit nicht  besteht." 

Dieses  Urteil  des  österreichischen  Obersten  (ierichtshofes 
könnte  vom  Standpunkte  des  russischen  Rechtes,  in  welchem 
von  internationaler  Gleichbereciitigung  keine  Rede  ist,'')  als 
begründet  erscheinen,  steht  aber  im  schroffen  Widerspruche 

Narh  §  h  dt  r  österreichischen  StPO  kann  über  die  Vorfrage  der 
Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  nur  das  ( 'ivilgericht  entscheiden,  an 
dessen  Entscheidung  das  Strafgericht  gebunden  ist. 

^)  Leske  and  Loewenfeld  a.  a.  0.  S.  760.  Dieselbe  Verleugnung 
der  internationalen  BechtsgemeinBehaft  gilt  auch  in  Ansehnng  der  Fofm  der 
Eheschließung,  Tgl.  Z/sc*.  XDI  65—71. 
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mit  den  Yoischriften  des  Osterreichischen  a.  b.  6B  Uber  das  I.  P.  B. 
Nach  österreichischem Bechte  ist  die  Gültigkeit  deryon  Ansl&ndem 
im  Auslände  geschlossenen  She  nach  dem  Rechte  des  Ent- 
stehungsortes  der  Ehe  za  beurteilen^}  und  nnr  die  sogenannten 
persönlichen  Erfordernisse  der  Eheschließung^  sind  nach  der 
ieof  pcttriae  der  beiden  Nupturienten  zu  beurteilen.  Diese 
Ansicht  ist  in  der  österreichischen  Literatur  die  herrschende, 
vergl.  Rltt}ier,  Österreichisches  Eherecht,  Leipzig  187H, 
S.  46—47,  S t ab  eil  rauch,  Kommentar  zum  österreichisciien 
a.  b.  GB,  7.  Auflage  I  124,  und  mit  Recht  sagt  Jettel, 
Handbuch  des  Internationalen  Privat-  und  Strafrechtes, 
Wien  1893,  S.  49:  „Dai^cgen  widerspricht  es  den  elementarsten 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtos  und  selbst  der 
klaren  Bestimmung  des  §  37  a.  b.  GB,  auf  ein  zwischen  Aus- 
ländern im  Auslande  zustande  gekounnenes  Reciit<; Verhältnis 
das  inländische  Recht  anzuwenden,  auf  welrlies  die  Vertrags- 
teile  zurzeit  des  Eheai)8chlusses  gar  nicht  Iknlacht  genommen 
haben,  keinesfalls  aber  Bedacht  nehmen  muljten." 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultate,  daß  die  in  Rede 
stehende  Ehe  aucii  für  den  Bereich  des  österreichischen  Reciites 
als  gültig  zu  betrachten  war.  Von  der  Ungültigkeit  dieser  Elie 
könnte  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  etwa  ein  Nupturient 
zurzeit  der  Ehcseliließung  in  ()sterreicli  seinen  Wohnsitz  gehabt 
hätte,  vorausgesetzt,  daß  man  den  i?  34  des  österreichischen 
a.  b.  GB  in  dem  Sinne  auffassen  würde,  wie  ihn  LJnger  ^)  auf- 
faßt, daß  die  persönliche  Fähigkeit  der  Ausländer  zu  Rechts- 
geschäften im  Sinne  des  österreichischen  Rechtes  nacli  der  le.v 
domicUU  des  Ausländers  zu  beurteilen  sei,  d.  h.  nach  den  ( be- 
setzen jenes  Landes,  dem  der  Ausländer  nach  seinem  Wolui- 
sitze  mit  seiner  privatrechtlichen  Persönlichkeit  untersteht; 

1)  Vgl  §  37  des  östeneicMMlidn  ».  b.  GB.  Dafi  diese  Ypncbrift  auch 
•für  das  Eherecht  Anwendung  fiiuM,  darttber  Tgl.  J7^</»«r,  österreichische 
ISterecht,  Leipzig  1876.  S.  40  ff. 

2)  Niemeijer  a.  a.  0.  S.  IBJi— 1B4. 

3)  Syatem,  1  164—165.  Vgl.  hierüber  Dr.  Heinrich  Kahane, 
„Die  persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften  und 
ihr  Kriterium  in  Österreich',  GrOnhuts  Zeitschrift  für  das  Pritat-  und 
öffentliche  Hecht  der  Oegentoart,  XWUl  im,  8.  113—147. 


Digitized  by  Google 


Die  Gültigkeit  d.  v.  Ausländ,  im  A.m\.  geschlosseaen  Ehen  i.  Öaterr.  25 

darauf,  welcbem  Staate  der  Ausländer  mit  seiner  staatsrecht- 
liehen BersönlicUreit  anterworfen  ist,  kommt  es  nicht  an. 
Dieser  Lehre  Üngers  hat  sich  aber  der  österreichische  oberste 
Gerichtshof  niemals  angeschlossen.^  Im  Falle  No.  6867  der 
Sammlung  der  Entscheidungen  des  K.  K.  österreichischen  Obersten 
Crerichtshofes  (Glaser,  Unoer,  Walther,  XVI  110—111) 
hat  das  Landeso-ericlit  in  Prati"  die  vor  di'in  preußischen  Standes- 
aiiite  in  Pjiiiiii  im  Jalire  IBTT)  f^eschlossene  Elie  eini\s  in  Prag 
wohnhaften  ungarischen  Staats) ji.irgers  jüdischer  Kuiifession  mit 
einer  Preußin  evangelischer  Konfession  für  gültig  erklärt,  weil 
die  Ehe  zufolge  der  Bestimmung  des  §  37  österreichischen  a.  b. 
GB  nach  preußischem  Rechte  zu  beurteilen  sei,  nach  welchem, 
wie  die  beigebrachte  in  gesetzlicher  Form  ausgestellte  Be- 
scheinigung des  K.  preußischen  Justizministeriums  nachweist, 
das  von  der  Ehegattin  geltend  gemachte  Ehehindernis  der 
Religionsverschiedenheit  nicht  besteht,  weil  der  39  des  all- 
gemeinen preußischen  Landreclites  T.  II,  T.  1,  welcher  dieses 
Ehehindernis  statuierte,  durch  den  §  56  des  Gesetzes  vom 
9.  5.  1874  aufgehoben  worden  ist.  Allein  der  Oberste  Ge- 
richtsliof  hat  die  Ehe  mit  folgender  Begründjing  für  ungültig 
erklärt : 

-Beide  Teile  —  A.  als  i'reiißin  und  B.  als  ungarischer  Staatsbürger  — 
.sind  unzweifelhaft  im  Sinne  des  a.  b.  QB  Fremde.  Es  haben  daher  bei  der 
EntttMho^  Am  Torij^senden  ProzestM  die  BcBtlntniititgeii  der  §§  34  bis  37 
a*  t.  GB  in  Anwendung  sn  kommen,  d«  das  Oeseta  besigUch  der  Elie8tiei%- 
kdten  kdne  Ananahme  von  dieam  Bestimmangen  festsetst  Nadi  dem  §  34 
des  a.  b.  GB  ist  die  persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  als  Untertan  iintprlieirt.  mit- 
hin die  Ilandlun£rsf;lhi;xkeit  des  nach  dem  ungarischen  Cicsetze  und  jene 
d,er  A.  nach  dem  preußischen  Gesetze  zu  beurteilen,  welch  letzteres  außerdem 
-  nnr  insoweit  mir  Anwendung  an  kommmi  ifiit,  als  es  sidi  nm  den  Inbalt  nnd 
die  Form  des  in  Prenfien  gesdilossenen  ElieTertrages  handelt  (§  37  ä.  b.  ä^B). 
ICnn-sitad,  iant  des  beigebrachten  Zeugnisses  des  ungarischen  Justizministeriums, 
in  Ungarn  nach  §  10  der  in  Ehesachen  von  Evangelischen  beider  Konfessionen 
erlassenen  und  mit  ^  M  des  Gesetzartikels  LIY  vom  Jahre  18(>H  zur  Gesetz- 
kraft gelangten  Verfügung,  welche  lautet:  „Tertio  mati innrnium  inter 
subditum  nostrum  religioni  vhristianae  addictum  et  alium  religioni 
•  üw^  mn  addictum,  pro  mUio  et  invaiido  deelaramus",  Bhea  zwisdien 

*)  jStubenrauch  a.  a.  0.  S.  108  Anm.  1. 
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CbfiatMi  und  Niditdiviflteik  geeetslieh  nngOltig.!)  Dtosee  im  Kanigreich  Ungmi 

bestehende,  dem  §  64  a.  b.  GB  entsprecbende  Ehehindernis  der  ReligionsTer> 
scliicdenheit  beruht  auf  einem  persönlichen  Verhältnisse  und  involviert  dem- 
nach immer  auch  eine  im  §  39  a.  b.  GB  vorgesehene  Einschriinkiing  der 
persönlichen  Fähigkeit,  zufolge  welcher  ein  der  christlichen  Religion  nicht 
sQgetaner  ungarischer  Untertan  mit  einer  Christin  eine  gültige  Ehe  nicht 
abschliefiea  kum.  Wenn  aiHili  im  KSidgiddie  FnoBan  dM  SheUodeniia  dw 
BeUgionsvenchiedcnlmlt  nicht  bestdit  und  der  Ywwheliöhwng  der  dar  waar 
geliscben  Konfession  angcilOllgmi  A,  mit  «iamik  Israeliten  dortselbst  kein 
Hindernis  in  den  Weg  gelegt  wurde,  so  war  zum  Zustandekommen  einer 
gültigen  Ehe  die  persönliche  Fähigkeit  beider  Ehegatten  notwendig,  welche 
aber  nach  dem  zitierten  ungarischen  Gesetze  auf  Seite  des  B.  nicht  Torhanden 
gewescai  ist  Die  mangelnde  spezielle  J^mdlnngsfähigkeit  deaedboi  «ir  Biii- 
gehong  dar  Bhe  mit  der  Kllgefin  A*  rechtSertigt  daher  TeUkommen  das  die 
UngOltigkeit  dieisw  Ehe  anispechende  Brkenntiiie  der  nreiten  Inatam  (OLG 
in  Prag).* 

Wie  aus  dieser  vollinhaltlich  mitgeteilten  Begründung  des 
Urteiles  dos  K.  K.  österreichischen  Obersten  Gerichtshofes  (de 
dato  6.  3.  1876  Zahl  9793)  heiTOigeht,  wnrde  diese  von  Aus- 
ländern im  Auslande  gescMossene  Ehe  von  dem  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofe  nur  deshalb  für  ungültig  erklärt,  weil 
einem  Nnptorienten  die  persönliche  Fähigkeit  zur  Bheschließong 
nach  seiner  lex  patriae  geraangelt  hat;  Voraussetznng  der 
Gültigkeit  der  £heschließang  nach  der  Ansicht  des  österreichi- 
schen Obersten  Gerichtshofes  ist  aber,  dafi  die  She  nach  dem 
Rechte  der  Heimat  beider  Kuptoriemten  gfiltag  sein  mfisse.'}  Von 
der  Anffassong,  welche  der  österreichische  Oberste  Geriditshof 
im  Jahre  des  Heils  1904  TerkQndet,  daß  die  österreichischen 
Gerichte  Von  AnsISndem  im  Auslande  geschlossene  Ehen  för 
nngöltig  erklären^  müssen,  wenn  denselben  dus  Ehehindemis 
der  Beligionsverschiedenheit  im  Wege  steht,  weil  dieses  dem 
Österreichischen  a.  b.  GB  (§  64)  noch  bekannte  Hindernis  als 
Gesetz  des  ordre  public  aach  anf  die  von  Ansliindeni  im 
Auslande  geschlossenen  Ehen  Anwendung  findet,  falls  die  IVage 
der  Gültigkeit  dieser  Ehen  von  einem  österreichischen  Gerichte 
zu  beurteüen  ist,  —  von  dieser  Auffassung  hat  der  österreichische 

^)  In  Ungarn  w^urde  das  Ehehindernis  der  Religionsverschiedenheit  erst 
dnrch  das  neae  Bhegesetv  (OA  XXXT 1894)  aufgehoben,  welches  am  1.  la  1890 
in  Wirksamkeit  getreten  ist 

>)  Vgl.  hierzu  Unger,  SysUm  1 190—191  und  insheiondeie  Note  118a. 
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Oliente  Gerichtshof  im  Jahre  1878  noch  nichts  gewußt  Dieser 
Standpunkt  wurde  erst  zwei  Jahre  nadi  der  dritten  Haaifer 
Eenferenz  fiber  inteniationales  FriTOtrecht'  eingenommen. 

,  Daß  aher  diese  Jede  internationale  Bechtsgemeinschaft  yer- 
leugnende  Anffassang  des  (tetenreichischen  Obersten  Gtoriditshofes^) 
vom  Wesen  des  Ehehindenuases  der  Beligionsvenchiedenheit 
als  eines  Gesetzes  des  ordre  public  den  BedaJrtoren  des  öster- 
l^dchlschen  a.  b.  GB  ganz  fr^d  gewesen  ist,  beweisen  folgende 
Tatsachen : 

1.  Wäre  es  wahr,  daß  §  64  des  österreichischen  a.  b.  GB 
ein  Gesetz  des  ordre  puhlic  im  Sinne  des  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofes  ist,  so  müßte  eine  Ehe,  welcher  das 
Ehehindernis  der  Religionsverschiedenheit  bei  ihrem  Abschlüsse 
im  Wege  stand,  durch  nachfolgenden  Religionswechsel  ipso  jure 
konvalidieren.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall  {E.  in 
der  Ger.-Ztg.  1877  No.  87),  die  Konvalidation  kann  nur  durch 
die  Dispensation  im  Sinne  des  §  88  a.  b.  GB  erfolgen. 

2.  Der  Fortbestand  jeder  christlichen  Ehe  müßte  alteriert 
werden,  wenn  nach  ihrem  Abschlüsse  ein  Ehegenosse  zu  einer 
nichtchristlichen  Religion  übertritt  oder  konfessionslos  wird. 
Denn  der  Portbestand  einer  solchen  Ehe  verstößt  ja  nach  der 
Ansicht  des  österreichischen  Obersten  Gerichtshofes  gegen  ein 
Gesetz  des  ordre  puhlic.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht  der 
Fall^)  und  daß  die  Redaktoren  des  a.  b.  GB  die  Religionsver- 
schiedenheit der  Eheleute  dnrcliaus  nicht  als  gegen  ein  Gesetz 
des  ordre  public  verstoßend  betrachtet  haben,  beweist  der  mit 
dem  Hofdekrete  vom  28.  6.  1806  No.  771  übereinstimmende  §  136 
des  österreichischen  a.  b.  GB,  welcher  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  durch  den  Übertritt  eines  jüdischen  Ehegatten  zur  christ- 
lichen Beligion  die  Ehe  nicht  aufgelöst  wird.  Wie  reimt  sich 
dies  mit  dem  Gesetze  des  ordre  public  ?  Den  Redaktoren  des 
österreichischen  a.  b.  GB  ist  es  nicht  eingefallen,  in  dieser  Frage 
das  Icanonische^  oder  das  islamitische  Recht  ^)  zu  rezipieren. 

»)  Jettel,  a.  a.  0.  S.  49. 
'  ^  Stubenrauch,  a.  a.  0.  8. 160  Note  3. 

ZeOaehrift  für  pergtHektuOe  BM^Uuriawmchaft  VU  262. 
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3.  W&re  es  wähl*,  daß  das  Bhehindernis  der  Religions- 
verschiedenheit ein  Gresetz  des  ordre  public  im  Sinne  des  öster- 
reichischen Obersten'  Gerichtehofes  ist,  so  icönnte  von  diesem 
Ehehindemisse  ebensowenig  dispensiert  werden,  als  vom  £he- 
hindemisse  des  bestehenden  Ehebandes  oder  vom  Ehehindemisse 
der  YerwandtechafI;  zwischen  Aszendenten  nnd  Deszendenten, 
zwischen  Brfidem  nnd  Schwestern.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht 
der  Fäll,  erst  vor  kurzer 'Zeit  wurde  eine  Dispens  vom  Ehe- 
hindemisse der  Religionsverschiedenheit  erteilt. 

Der  Fall,  welchen  ich  der  Allgemeinen  österreichischen 
Gerichtsseitung \W04  No.  48)  entnehme,  war  folgender: 

„A.,  Sduiflidefgeliilfe  in  Wien,  schritt  im  Juli  1900  bd  der  K.  K.  Be- 
sirkslwaptnuuuuehaft  X.  um  AnsateUimg  eine»  Khetthigkritwiteugniwea^) 
da  er  mit  der  B.  in  Ungarn  eine  Civilchc  schlieBoi  wolle.  Obwohl  A.  römiscli- 
katholischer,  die  B.  aber  israelitischer  Religion  war.  sohin  zwischen  ihnen 
das  Ehehindernis  nach  §  64  a.  b.  GB  bestand,  stellte  die  K.  K.  Bezirkshaupt- 
mannschaft X.  dnrch  ein  Versehen  dem  .4.  das  von  ihm  antjesuchte 
Ehefähigkeitszeagniä  uu».  worauf  beide  Teile  am  26. 6. vor  dem  ungarischen 
StandeMOnite  In  Brezndb&nya  die  Givüebe  almliloneii. 

Mit  Znachiift  der  K.  K.  mährischen  Statthalteiei  yom  14. 9. 1903^  0.  Z.  1, 
wurde  dies«  Sadiverhalt  dem  Wiener  Landesgerichte  als  demgemäß  §  76  J.  N. 
kompetenten  Gerichte  niitjjotoilt  nnd  im  Sinne  des  §  94  a.  b.  GB  von  Amts 
wegen  die  Untersuchung  der  üültitckeit  dieser  Ehe  einjy^eleitet.  Mit  Urteil 
des  K.  K.  Laiidesgerichtes  Wien  vom  9.  1.  l!A>4,  Gg.  VIll  ä2ö  3<  10  wurde  zu 
Recht  erkannt,  die  am  26.  8.  1902  zwischen  dem  A.  und  der  B.  geschlossene 
Bhe  sei  iin{$flltig,  ein  VMncbnlden  lalle  keinem  Tdl  nur  Laat 

Dies  in  Erwftgnng,  daß  der  Ottitigkeit  der  am  86.  8.  190S  vor  dem 
nngarischen  Matrikelamte  in  Breznöbänya  von  den  beiden  Genannten  ge- 
schlossene Ehe  mit  Rücksicht  darauf,  dal>  lier  Bräntifjam  römisch-katholischen 
Glaubens  war.  die  Braut  jedoch  der  israelitischen  Konfession  angehört«,  das 
Ehehindernis  der  Religionsverschiedenheit  im  Sinne  des  ^  64  a.  b.  GB  ent- 
gegenstehe. Der  Antrag  des  Ehebandsverteidigers,  die  Verhandlung  zu  Ter- 
tagen,  nm  beiden  Teilai  die  Konvalidation  der  Bhe  au  ermögliclien^  indem 


M  Hierunter  wird  in  der  österreichischen  bnreaukrafi.schen  Terminologie 
das  Zeugnis  verstanden,  welches  die  zustiindige  österreichische  Verwaltungs- 
behörde dem  im  Aaslande  heiratenden  AnsiSnder  ausstellt.  daB  der  Ene- 
schlicLSun^'  vom  Standpunkte  des  österreichischen  Eherechtes  kein  Hindernis 
im  Wege  steht.  Durch  die  Ausstellung  eines  solchen  Zeugnisses  wird  aber, 
was  ancb  in  dem  ZengDisse  in  der  Regel  hervorgehoben  wird,  der  Vnge  der 
Gttltifi:keit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  nicht  präjudiziert,  über  welche  die 
Gerichte  zu  urteilen  berufen  sind.  In  Ungarn  können  Ausländer  ohne  Bei- 
bringung dieses  Zeugnisses  keine  Ehe  schließen,  es  sei  denn,  daß  der  Justiz- 
minuter  von  der  Beibringung  desselben  dispensiert  (§  113  OA  XXXI  1894). 
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A,  sieb  bereit  erklicte,  koofeMtonBiM  m  werden  und  m  die  SeUieBvng  ein«r 
GlTikhe  im  faieeigui  StMtegebiete  herbeiznfiQiien,  war  abfetolmt  wwdeii,  da 
die  Natur  des  vorli«  gendenBbehinderniBaea keine solcbe sei, 

welche  gemäß  §  ÜB  a.  b.  OB  eine  Hebung  zulasse. 

Der  treiben  dieses  I'rteil  di  s  K  K.  Landfisgericht<»8  von  den  Ehpleuton 

A.  und  ß.  und  vom  VerR^idiger  des  ühebandes  ergriffenen  Berufung  wurde 
▼ora  K.  K.  Oberlandesgerichte  mit  BeieUiifi  Tom  89.  8. 1904  Be.  III  21/4/18 
Fölge  gegeben,  dM  oben  ang^Sbrte  Urteil  det  K.  K.  LandeegerichteB  Wi«a 
vom  9.  1.  1904  Cg,  VIII  525/3/10  aufgehoben  und  die  Rechtssache  in  OemäB- 
heit  des  §  496  Zahl  2  CPO  an  das  K.  K.  Landesgericht  Wien  zur  Fortsetzung 
der  Verhandlüng  nach  Vorschrift  des  §  98  a,  b.  GB  und  neDerlicher  yrteils- 
fällung  mit  folgender  Begründung  zurückverwiesen  : 

gim  Bestaude  der  von  beiden  Ehegatten  in  erster  Instanz  abgegebenen 
Brkllnuig,  die  in  dwn  dieeeeitigen  Staatsgebiete  ungültige  Bbe  in  der  Art 
sn  Ininvalidieren,  dafi  A.  bereit  sei,  konfesaiondoe  au  werden  und  eobin  mit 

B.  die  Civilehe  zu  schließen,  hatte  dM  Qezieht  erster  Instanz  den  im  §  98 
a.  b  fiR  normierten  Weg  einzuschlagen,  nmsomehr  als  dem  ^4.  die  politische 
Ehebewilligung  ^)  erteilt  wurde.  A.  seither  auch  ans  dem  Verbände  der  katho- 
lischen Kirche  ausgetreten  und  konfessionslos  geworden  ist." 

Gleichzeitig  wurde  dem  K.  K.  Landesgerichte  Wien  die  neuerliche  Ur- 
tettstlllnng  anigetragen.  Infolge  dieses  Auftrages  wurd«i  die  Bhegattoi  mit 
BesehluS  des  K.  E.  Landesgerichtes  Wien  vom  7. 3. 1904  angefordert,  ihre 
AntrSge  wegen  Behebung  des  Ehehindemisscs  gemäß  §  98  a.  b.  GB  hiergerichts 
zu  stellen,  worauf  dieselben  im  Einverständnisse  mit  dem  Verteidiger  des 
Ehebandes  den  Antrag  stellten,  die  Akten  an  die  K.  K.  niederüsterreichischc 
Stattbalterei  zu  dem  Zwecke  abzutreten,  daü  dieselbe  die  Bewilligung  erteile, 
daft  die  Gatten  ohne  Aufgebot  die  Bheschliefiung  vor  dem  Wim«  Uagistrate 
nach  den  fttr  die  NotniTÜehe  bestehenden  Yorschiiften  erneu««,  rQcksichtlieh, 
daß  ihnen  die  Dispens  yon  dem  An^;ebot  und  Ton  dem  bestandoien,  seither 
beseitigten  Ehehindernisse  der  Religionsverschiedenheit  erteilt  werde.  Laut 
Znschrift  der  K  K.  niederiisterrpichischen  Stattbalterei  vom  U  4  1904  III 
972/1  erteilt!.'  nun  dieselbe  den  Eheleuten  A.  und  B.  im  Sinne  des  §  88 
a.  b.  GB  die  Nachricht  von  dem  bei  der  am  2 6.  8.  1902  vor  dem 
ungarischen  Hatrikelamte  in Breandbinya  stattgefnndenen 
Bhesehließnng  nach  §  64  a.  b.  GB  bestandenen  Bhehindernisse 
der  Religion s Verschiedenheit,  mit  dem  Beüögen,  daß  die  Eheleute 
A.  und  B.  nunmehr  im  Sinne  des  §  88  a.  b.  GB  ohne  Wiederholung  des  Auf- 
gebotes abermals  die  Einwilligung  zur  Ehe  vor  den  hierzu  berufenen  Trauungs- 
organen und  zwei  vertrauten  Zeugen  zu  erklären  haben,  nachdem  A.  schon 
früher  laut  Bestätigung  des  magistratischen  Bezirksamtes  für  den  X.  Bezirk 
Tom  16. 1. 1904,  H.  B.  A.  8705,  seinen  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche 
»kttrt  hatte.  Bd  der  hierauf  i^igeordnetoti  mllndlicl|m  Verhandlung  vom 
5.  5.  1904  legte  nun  der  Verteidiger  des  Ehebandes  dem  Gerichtshöfe  das 

1)  Gemeint  ist  das  in  Torstehender  Note  erwShnte  Bhelfthigkeitssengnis. 
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fikdiveibeii  des  MngjftrwtM  det  BofadiBhaapt-  und  BesIdeiiMtsdt  Wim  Ton 
8. 6. 1904,  XVI,  Bmm  rvt,  nlt  mlflkem  bertitigt  wird,  daB  der  il.  ud 
die  B.  zur  Konyalidatioii  ihm  am  96. 8. 1902  Tor  dem  imgariaehflii  Hatdkel- 

amtc  in  Breznöb&nya  geschlossenen  Ehe  nach  Dispensation  von  dem 
Ehehindernisse  des  §  64  a.  b.  GB  am  30.  4.  1904  vor  dem  Wiener 
Magistrate  gem&ß  §  äö  a.  b.  GB  neuerlich  die  Konsenzerkl&rong  abgegeben 
haben. 

Auf  Qnnid  diews  TMIbestMides  iMMitngte  der  Verteidiger  dei  Blnbfuulei, 
die  Ton  A.  mid      am  99.  8.  1909  vor  dem  Matrikelamte  in  Bremöbdoya 

geechlossene  Ehe  gültig  zu  erklären. 

Diesem  Antrage  entsprach  da«  Urteil  des  K.  K.  Landgerichtes  Wien 
Yom  5.  ö.  1901,  Cg.  YIU,  ö2a/3.' 
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Das  russische  Konkursrecht. 

Von  BechtsMiwalt  KlUMUMkl  in  BerliiL 

Hü  dnem  Nadrtnis*)  in  AnmerkonffNi  von  Frofeasor  Dr.  KlefHfeUcv 

in  Kifll. 

Das  russische  Konkursrecht  unterscheidet  zwischen  kauf- 
männischer und  nichtkaufmännischer  Zahlungsunfähigkeit, 
welclie  beide  zur  Konkurseröffnung  füliren;  aber  bei  der  kauf- 
männischen Zahlungsunfähigkeit  lindet  ein  anderes  Verfahren 
statt  als  bei  der  nichtkauiiuannischen  Zahlungsunfähigkeit. 
Die  Vorschriften  über  die  kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit 
sind  ein  Bestandteil  derHandelsprozeßordnung,  deren  dritten 
Teil  sie  bilden.  In  der  Ausgabe  der  Handelsprozeßordnung 
vom  Jahre  1903  {Swod  Sakonow  Bd.  XI  Teil  2)  sind  es  die 
Artikel  384  bis  549,  welche  diese  Rechtsmaterie  behandeln. 
Das  Verfahren  bezüglich  der  nichtkaufmännischen  Zahlungs- 
unfähigkeit regelt  sich  nach  der  Beil.  III^)  zur  Anmerkung 
des  Artikels  1400  der  Civilprozeßordnung  {Swod  Sakonow 
Bd.  XVI  Ausg.  1892  nebst  Novelle  von  1895),  deren  Über- 
schrift lautet:  „Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  be- 
treffend d ie  Angelegenheiten  der  Zahlungsunfähig- 
keit und  des  Personalarrestes  der  Schuldner." 
Indessen  bezeichnet  sich  dieses  letztere  Gesetz  als  ein  solches, 
welches  die  angeführten  Bestimmiing-en  des  dritten  Teiles  der 
Handelsprozeßordnung  nur  ergänzt  und  in  einifjen  Punkten 
modifiziert,  soweit  eine  nichtkaufmännische  Zahlungsunfähig- 
keit in.  Betracht  kommt  Die  £rgänzungen  und  Modifikationeil 

•)  Siehe  Seite  lOö.  Auf  die  einzelnen  Bemerkungen  dieses  Nachtrages 
wird  im  Text  durch  eine  in  ( )  gesetzte  Ziffer  verwiesen. 

^)  Diese  Beilage  wird  im  folgenden  sitiert  als  uBeil.  III*. 
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sind  nicht  zahlreich  (die  Beil.  III  zählt  nur  67  Artikel)  nnd 
nicht  grundsätzlicher  Katar,  sodafi  als  die  eigentliche  Konkurs- 
Ordnung  der  dritte  Teil  der  Handelsprozeßordnung  anzusehen 
ist.  Dieser  wird  nachstehend  in  möglichst  wortgetreuer  Über- 
setzung nach  dem  Text  in  der  Fassung  vom  Jahre  1903  wieder- 
gegeben. Die  für  die  niebtkaufmännische  Zablungsimfühigkeit 
in  Beil.  III  gegebenen  Abweichungen  werden  jedesmal  an  den 
gehörigen  Stellen  in  den  Anmerkungen  berücksichtigt,  die  Ju- 
dikatur des  Kassiition.sliofs  ( HegierLiiden  Senats)  wird  nach  der 
Sammlung  von  Gr  ebner  und  JJobrouolskP)^  sowie  den 
Kommentaren  von  Borowikowski-)  und  von  Bardski^) 
mitgeteilt.  (1) 

Russische  Konknrsordnung.*) 

(Handelspro/oüordtinmr.    Dritter  Teil.) 
Von  dem  Verfahren  in  den  Sachen  betreffend  die  kaui- 
mäunische  Zahlungsunfähigkeit. 
SntM  Kapitel. 
Von  der  Znstandigkeit  der  Z»hliing8nnf&bigen. 
I  384.  »Alle  Personell,  wetclie  im  Handelflgeverbe  in  ZaMimgRinfiUug- 
la  it    geraten,    nnterstehen    der    Gerichtsbark^t  der  Handelsgerichte.  In 
den  Orten,  wo  Handelsgerichte  nicht  bestehen   werden  die  Sachen  betreffend 
die  kanfmännische  Zahlungsunfähigkeil  von  den  Bezirksgerichten  hehundelt 
unter  Beobachtung  der  in  der  Beil.  III  zur  Anmerkung  des  Art.  1400  der 
(äTilprosefiordnuDg  gegeimieii  Yoiadiriltaii.* 

Anmerknngen: 

1.  Unter  den  in  diesem  Paragr.  erwähnten  Personen  sind  auch  juristische 
Personen  und  Minderjährige,  oder  andere  zu  verstehen,  welclie  ein  Handelä- 

Die  FraziB  des  friAeren  4.  und  Oerichtadepartemente  und  der  sweitMi 

Plenarversammlung  des  Regierenden  Senats  in  Handelssachen  usw.  von 
W.  Gr  ebner,  Gehilfen  des  Staatssekretärs  des  Staatsrates  und  A.  Bo- 
brotcolski ,  Gehilien  des  Oberprokureuxe  oew.  2.  verbesaerte  Auflage, 
St.  Petersburg  1902. 

^  Die  Civilprozeßerdnung  erläutert  nach  den  Entsckeidnogen  des  Re- 
gierenden Senats,  Tom  Senatsmitglied  A,  Borowiköutski,  4.  Auflage 
St  Petersimrg  1S99. 

^  Die  Gesetze  betreffend  die  Zahlungsunfähigkeit  usw.  herausgegeben 
TOD  dem  Mitglied  des  Bezirksgerichts  Jekaterinoslaw,  A.  Bardski,  1899. 

*)  Im  folgenden  sind  die  zum  Gesetzestext  gehörenden  und  die  von  Herrn 
Dr.  Klibanski  beigefügten  Anmerkungen  zu  unterscheiden.  Letztere  sind 
eiiigerllckt  and  mit  der  Aber  der  Hitte  stekeBden  Übendurift  Anmerkung 
(besw.  Anmerkungen)  Tnsdien.  Red. 


Digitized  by  Google 


Das  nustoehe  Kookiunpeeht 


33 


gewerbe  durch  ihre  Vormünder,  Vertreter  und  dergl.  ausüben  (Bardski 
zu  §  477,  Note  1,  S.  102,  Note  4,  S.  103,  Borowikowski  Note  5, 
7,  8  zu  Art.  1  der  Beil.  usw.,  Bardski  zn  demselben  Art.  Xoteö,  eben- 
so der  Nachlaß  eines  Verstorben«  n  B o  r u  ic  ikowski  a.  a.  0.  Note  6), 

2.  Für  das  Verfahren  betreffend  die  Zahlungsunfähigkeit  eines  russi- 
schen Staatsangehörigen,  der  sich  im  Auslande  befindet,  ist  das  Gericht  zu- 
ständig, in  dessen  Bezirk  er  seinen  letzton  Wohnsitz  in  Rußland  hatte 
iArt  210  CPO  S.  E.  bei  Bardski  a.  a.  0.,  Note  7.  S.  103,  Borowi- 
Jt 0 10 8 ki  zu  Art.  2  der  Beil.  usw.  und  Note  lö  zum  Art.  26  CPO).  Da- 
gegen ist  die  Znstftndigiceit  des  seitweiligen  Anlenthalts  des  ScmildnerB 
(los  ^  104  drT  TTandrlsprozrßortlnung,  weil  in  den  ß  S84  nicht  aufgenommen, 
für  das  Konkursverfahren  vom  Senat  in  konstanter  Judikatur  verneint 
{Gr ebner  und  Dobrotooleki  Nrn.  387,  388,  389,  392  n.  a.  S.  32511.). 

3.  Hat  der  Schuldner  Uberhaupt  keinen  ständigen  Aufenthalt  in  Ruß- 
land, so  wird  die  Zuständigkeit  für  das  Konkursverfahren  durch  seinen 
zeitweiligen  Aufenthalt  und  im  Falle  seines  Latitierens  durch  seinen  Auf- 
enthalt unmittelbar  vor  dem  Latitieren  begründet  {Gr ebner  und  Do- 
browolski  Nr.  391  S.  225,  Bardski  a.  a.  0.  Note  6,  S.  103,  Note  1 
zu  Art.  2  der  Beil.  III  usw.,  S.  268). 

4.  Die  Zuständigkeit  kann  das  Gericht  anch  7on  Amtswegen  prüfen, 
der  Einwand  der  Unzuständigkeit  aber  k;itiii  i)ur  bis  zum  Erlaß  di  s  Ee- 
Bchlttsses  über  Eröffnung  des  Verfahrens  erhoben  werden  {Grebner  und 
Dohroteotski  Nrn.  394,  396  8.  337). 

5.  Das  Urteil  eines  ausländischen  Gerichts,  wodurch  eine  in  Rußland 
befindliche  Person  für  zahlungsunfähig  erklärt  wird,  kann  in  Rußland  nur 
Geltung  erlangen,  wenn  es  durch  ein  russisches  Gericht  in  Rußland  für 
▼ollstreckbar  erklärt  wird  {Bardski,  Note  3  zn  §  477  HP(»i.  \1\ 

6.  Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  für  das  Verfahren  betreffend  die  nicht 
kaufmännische  Zahlungsanfähigkeit  sind  folgende  Bestimmungen  in  Geltung : 

a)  Art.  3  der  Beil.  nsw.  bestimmt,  daß  das  Verfahren  anch  bei  dem 
Gerichte  surliluli  zustrmdig  ist  stets  das  Bezirk^t^i  richt  Art.  2  —  an- 
hängig gemacht  werden  kann,  in  dessen  Bezirk  der  Schoidner  auch  nur 
sseltweiligen  Avfenthalt  genommen  hat;  anf  Antrag  jedoch  des  Sohnldners 
oder  des  Gläubigers  muß  in  diesem  Falle  das  Verfahren  an  das  Gericht 
abgegeben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat. 

b)  Der  Antrag  auf  Erklärung  eines  Schuldners  für  zahlungsunfähig 
(anch  Konkurseröffnung)  kann  auch  bei  dem  Cterichte,  wo  eine  Zwangsvoll- 
Streckung  oder  ein  (zwangsweises!  Verteilungsverfahren  gegen  ihn  schwebt, 
mit  der  Wirkung  gestellt  werden,  daß  durch  diesen  Antrag  jede 
Avszahlnng  der  beigetriebenen  und  zur  Verteilung  an  die  Gläubiger 
stehenden  Beträt^e  gehemmt  wird.  Der  Antragsteller  hat  jedoch  im 
ersteren  Falle,  d.  h.  im  Falle  der  Zwangsvollstreckung,  binnen  einer  Frist 
von  zwei  Monaten,  und  im  zweiten  Falle,  im  Yerteilnngsrerfohrett,  binnen 
einer  solchen  von  sechs  Woclien  (letzterenfalls  von  dem  Zeitpunkte  der 
Binzahlung  der  zu  verteilenden  Beträge  beim  Vollstreckungsgericht  gerechnet) 
eine  Beseheinigung  darflbw  beizubringen,  daß  die  KonkiuwrOffnnng  hei  dem 
zustämli^n  ii  (  j.  rieht  beantragt  ist;  nach  fruchtlosem  Ablauf  diesi  r  Frist 
werden  die  zurückbehaltenen  Beträge  sui  die  Gläubiger,  welche  die  Zwaugs- 
ToUstrecknng  oder  das  Yerteflmigsverlahren  betrmen,  ausgezahlt  (Art  4 
bis  6  a.  a.  0  ,  cf.  auch  §  407  Ziff.  2). 

c)  Ist  das  \'o!Istrecknngsgericht  (bei  dem  die  Zwangsvollstreckung 
oder  das  Vcrtoilungiveitahren  schwebt)  zugleich  auch  das  für  das  Konkurs- 
verfahren zuständige,  so  hemmt  der  Antrag  auf  Konkurseröffnung  (3)  auch 
nach  Ablauf  der  Frist  von  2  Monaten  bezw.  6  Wochen  die  Auszahlung  der 

Zottoehrlft  f.  £[iteni.Frlvafc*  u.  öflienfL  Beeht.  XY.  3 
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bdgetriebenen  Snmmeii  an  die  Gläubiger  (Bardaki,  Kote  2  zum  zit. 
Alt.  &  269). 

%  386.  »Ton  Jed<ar  kaofaDSniiisdieii  ZahlniigsiiiifUiigkeit,  wo  immer  de 
anch  eingetieteii  sein  mag,  in  der  Stadt  oder  im  Kreise,  wird  miynattglidi 

dem  Handelsgericht,  und  wo  ein  solches  nicht  bestellt,  dem  Bezirksgericlit 
Anzeige  gemacht,  und  gleicluEeitig  werden  daiiin  alle  dasa  gehörigen  Sachen 
übersandt." 

Zweites  Kapitel. 

Von  dem  Wesen  der  kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit 
and  den  yerachiedenen  Arten  derselben. 

§  886.  »Als  kanfmiimiwhe  ZaUimgsiuiftiiigkeit  wird  es  erachtet,  wea» 
jemand  in  einon  den  Personen,  wddie  Oewerhesdieine  lösen,  eigentflmlichai 

Handelsgcworbcbctrieb  in  eine  solche  Geschäftslage  gerät,  daß  nicht  allein 
barog  Geld  zur  Deckung  seiner  Schulden  in  erheblichen  Summen,  über 
15(H)  Rubel,  zum  Zahlungstermin  nicht  vorhanden  ist,  sondern  auch  die  in 
diesem  Teile  angegebenen  Anzeichen  vorliegen,  aus  denen  geschlossen  werden 
kann,  daß  seine  Schulden  nicht  hesahlt  werden,  d.  h.  wenn  sein  ganzes  Yer* 
mögen  bq  ihrer  toH^  Deckung  nicht  ausreicht*  (4) 
„Anmerkung: 

Braker  und  Zehnaufseher  HGB  ^  657  Anm.  2)  untersteben,  im  Falle 
ihre  Schulden  nicht  bezahlt  werden  können,  den  allgemeinen  Vorschriften 
Aber  kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit.  In  allen  anderen  Fällen,  außer 
den  oben  bezeichneten,  gehört  die  Unfähigkeit  zur  Schuldentilgung  nicht 
aar  kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit.  Mit  den  Personen,  welche  in 
eine  solche  Unfähigkeit  zur  Schnldentilgung  geraten,  wird  gemäß  den 
besonders  für  diese  F&Ue  erlassenen  Gesetaen  (vgl.  (ävilprozeßordnang) 
verfahren.'' 

Anmerkungen: 

1.  Zu  den  Erfordernissen  einer  kaufmännischen  Zahlungs- 
unfähigkeit gehören:  a)  ein  handelsgewerblicher  Betrieb  des  Schuldners 
(die  Kaufmannsqualität  des  Schuldners  ist  hierbei  gleichgiltig)  und  bj  die 
Entnahme  eines  kaufmännischen  oder  Gewerbescheins.  Dies  hat  der 
Regierende  Senat  nach  dorn  Wortlaut  des  §  386  in  konstanter  Judikatur 
angenommen  (die  Entscheidungen  bei  Grebner  und  Dubrotcolski 
Nrn.  370-386  S.  219  ff.,  bei  Bardski  Note  1  m  §  479  HPO  u.  v.  a.). 
Als  ein  handelsgewerblicher  Betrieb  wird  es  angesehen,  wenn  das  Rechts- 
geschäft, aus  welchem  die  zum  Konkurse  führende  Forderung  herrührt, 
ein  Handelsgeschäft  war,  „welches  Personen  eigen  ist,  welche  einen  kanff> 
männischen  oder  Gewerbeschein  entnehmen"  (G  rebner  und  Dobrowolski 
a.  a.  ü.  Nr.  374).  QleichgUtig  also  ist  es,  ob  der  Schuldner  in  dem 
konkreten  Ful  tatsftohiich  einen  solchen  ' Qewerbesdiein  ent- 
nommen hat. 

2.  Handels^  oder  Gewerbescheine  haben  nach  dem  Eeichi^ewerbe- 
stenergesets  yom  8.  Jani  1896  (Art.  8  ff.)  alle  Handeb-  nnd  Gewerhe- 
betriebe zu  entnehmen :  ausgenommen  sind  nur  gewisse  staatliche,  städ- 
tische und  landschaftliche  Gewerbebetriebe,  gewisse  gemeinnützige,  land- 
wirtsehaftUehe  Anstaltm,  kleine  gewerbliche  Betriebe  in  ganz  geringeok 
Umfange,  Lotsen-  und  Arbeitergenossenschaften  von  geringfügiger  Personen- 
aabl  und  kleinem  Geschäftsumfang  u.  a.  Alle  diese  Ausnalunen  sind  ini 
Art.  6  des  bezeichneten  Gesetzes  einzeln  anfgefClhrt. 
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3.  Die  Konkurseröfinung  über  das  Vermögen  der  offenen  Handels- 

«»•dlsduiH  sieht  auch  fflr  die  einselneii  Geseusdiafter  alle  Folgen  der 
onkurseröffnnng  nach  sich  (Ba  rd,^l:i  Ntjte  5  zu  Art.  479  S.  104).  (5) 

4.  Die  Mindestsumme  von  Forderuugen,  welche  ein  Becht  zur  Be- 
antragung der  KonknrserOfhrang  geben,  beträgt  1500  Rubel  (ancli  bei 
nichtkaufniänTiischer  Zahlungsunfähigkeit,  Bardski  a.  a.  0.  Note  7, 
Boroioikoicski  Note  10  zu  Art.  1  der  Beil.  usw.).  Diese  Summe 
brancht  aber  nicht  jeder  einzelne  die  Konkurseröffnung  beantragende 
Gläubiger  aufzuweisen,  es  genügt  yielmehr,  wenn  alle  Antragsgläubiger 
zusammengenommen  eine  Forderungssumme  von  1500  Rubel  dartun 
(G  /  eb  ne  t  und  Dob rotcolski  No.  400  S.  229).  Diese  Forderungen  müssen 
aber,  wenn  auch  nicht  fällig,  doch  prima  facie  als  begründet  erscheinen ; 
solche  (la^jcpi  n.  (lio  os  nicht  sind  —  pb  wurde  z.  B.  ein  auf  dem  Klankett 
des  Schuldners  ausgestellter,  aber  von  einer  anderen  Person  unterschriebener 
Yerpflichtungsschein  vorgele^'t  —  begrflnden  aadi  locht  den  Antrag  auf 
Konkurseröffnung  ;a.  a.  0.  No.  401). 

5.  Unter  dem  Vermögen,  von  welchem  der  §  886  als  zur  Deckung  der 
Schulden  nicht  ausreichend  spricht,  ist  das  liquide  Vermögen  gemeint. 
Hat  der  Schuldner  nicht  liquides  Yrnn<")!jrrn  z  B.  anssfehcndr,  selbst  durch 
Pfand  gesicherte  Forderungen,  Immobilien  und  sonstiges  Vermügen  im  Aus- 
lände, 80  kann  dies  die  Brttffnnng  det  Kookaraes  nicht  abwenden,  adbet 
wenn  es  die  Schnlden  flberstdgt  (Sardski  a.  a.  0.  Note  9—11,  14,  15 
S.  104  f.)  (6) 

6.  Die  „bestimmten  Anzeicben''  oder  die  Merkmale  der  Zahlnnga- 

unfähigkeit  (§  407;  haben  die  antragstellenden  Gläubiger  darzutun  (Grebner 
und  Dobroioolski  No.  äHl  S.  227,  Bardski  a.  a.  O.Note  6). 

7.  Ist  der  Schuldner  durch  OeriehtsbesdiluB  einmal  fSr  sahlungsun- 

fähig  erklärt,  so  muß  das  Verfahren  seinen  gesetzlichen  Fortgang  nehmen, 
und  die  Zurückziehung  des  Antrags  durch  die  Gläubiger,  welche  ihn  gestellt 
haben,  ist  hierbei  gleichgültig  {Bardski  a.  a.  0.  Note  12). 

8.  Die  in  der  Anmerkung  angeführten  Bestimmungen  der  Civilprozeß- 
ordnung  sind  diejenigen  der  Beilage  III  zur  Anm.  des  Art.  1400  GPO. 

§  387.  -Die  Zahlungsunfähigkeit  ist  eine  unglückliche,  wenn  der 
Schuldner  in  sie  nicht  durch  seine  eigene  Schuld  geraten  ist,  sondern  infolge 
eines  Zusammentrefiens  von  Ereignissen,  deren  Art  und  Eigenschaft  im  Ge- 
setze bestimmt  sind." 

A  n  m  e  r  k  u  ti  g; ; 

Die  Art  und  die  Eigenschaft  der  in  diesem  Paragr.  erwähnten  Ereignisse, 
welche  die  Annahme  einer  unglücklichen  Zahlungsunfähigkeit  rechtfertigen, 
sind  in  dem  folgenden  §  388  näher  angegeben.  Über  die  Folgen  der 
sUngltlclüichen  Ztälongaanf&higkeit*  ist  §  628  an  vergleichen. 

§  388.  „Als  unvorhergesehene,  unglflcUidie  Ereignisse,  infolge  deren 
die  Zahlungsunfähigkeit  als  eine  unglückliche  angesehen  werden  kann,  ßr^lten : 

1.  Überschwemmung,  Feuersbninst,  vor  deren  Folgen  man  das  Ver- 
mögen durch  Versicherung  nicht  schützen  kann,  und  feindlicher  Einfall ; 

2.  unvenuitelieir  Veml^pBBwmfoll  des  ScknldnienL 

Anßerdem  ist  es  d«n  Ermessen  der  Oliabiger  und  der  «llgemelneii 
Awnabme  der  Mehrheit  denetlbeii,  den  FordornngUDi  aaeh,  anheimgegeben, 
auch  andere  plötzliche  Ereignisse  zu  berücksichtigen,  die  man  bei  allem 
Ternünftigen  Handeln  und  bei  aller  Vorsicht  nnmöglioh  Torhenehen  und 
abwenden  konnte. 


Digitizod  by  Google 


36 


Klibanski, 


8  389.  ,Die  ZahlungminaiiiglMit  ist  eine  fabrUaBige  und  wird  als 
einfaclier  Bankrott  bezeichnet,  wetm  mm  infolge  des  Vwadmldens  des 
Sdnüdiien  ohne  Yonal»  und  Betrag  eintritt." 

Anmerkung: 

Der  fahrlässige  Bankrott  wird  nur  (nach  Art.  G03  des  Strafgesetzbuchs 
vom  22.  März  1903  —  Art.  1165  Ausg.  von  1885  — )  als  kaufmännischer  — 
wenn  er  im  Verfahren  nach  der  HandelsprozeBordnimg  festgestellt  ist  — 
bestraft,  und  auch  nur  dann,  wenn  die  Fahrlässigkeit  in  der  leichtsinnigen 
Fflhnmg  der  Handelsgeschäfte  oder  in  der  Yerschwendong,  weiche  die 
ZahlnngsnnMiigkeit  l^beifttlirteB,  gefandra  wird.  In  diesem  Falle  kann 
neben  der  Gefängnisstrafe  auf  Aberkennung  des  Rechts,  Handel  zu  treiben 
für  die  Dauer  bis  zn  ö  Jahren  oder  für  alle  Zeiten  erkannt  werden.  Da- 
gegen ist  fttr  den  fohrlässigen  Bankrott  nicht  im  Handelsgewerhe,  also  bei 
Kichtkanflenten  eine  kriminelle  Strafe  nicht  vorgesehen,  of.  aber  §  d29. 

§  890.  »Die  ZaUnngsanflUdgkdt  ist  eine  betrflgliehe  nnd  wird  als 
betrflglieher  Bankrott  bezeichnet,  wenn  sie  mit  Vorsatz  nnd  Be- 
trag Terbandai  ist* 

Anmerkungen: 

1.  Der  betrügliche  Bankrott  wird  verschieden,  bei  Nichtkaufleutou  und 
bei  Kaufleuten,  im  Handul^igcwerbe  bestraft :  bei  den  orsteren  wird  er  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  drei  Jahren  (Art.  599  StGB  bezw.  Art.  1166—1168  Ausg. 
V.  1885),  bei  letzteren  mit  Einsrhiießung  in  ein  Korrektionshaus  für  die 
Zeit  nicht  unter  drei  Jahren,  und  im  Falle  erschwerender  Umstände  i  bei 
großem  der  Staatskasse  oder  Kreditanstalten  zugefügten  Schaden  uder 
bei  veranlaßter  Vermögenszerrüttung  mehrerer  Personen)  mit  Zwangsarbeit 
(Katorga)  bis  zu  acht  Jahren  bestraft  (Art.  6Ü0  bezw.  Artt.  1163,  1164 
und  1108  a.  a.  0.). 

Die  Merkmale  des  strafbaren  bctrOglichen  Bankrotts  sind  im  Art.  599 
a.  a.  0.  dahin  anp:e[rehprt  dnl'  sokher  in  d«T  Verschwei'jnnEr  von  Ver- 
mögensstücken bei  der  Erklärung  der  Zahiuugsunfähigkeit,  um  sie  den 
Gläubigern  zu  entziehMi,  li^;  in  der  nach  erfolgter  ErU&mng  der 
Zahlungsunfähiffkeit  vorgenommenen  Vcrrinjrerung  der  Konkursmasse  durch 
Ausstellung  hngierter  oder  unentgeltlicher  Obligationen  oder  durch  sonstige 
Beiseiteschaffnng  Ton  YermOgensstücken ;  endlich  in  der  Beiseiteschaflfung 
von  Vermögensstücken,  wenn  auch  vor  erfolErtcr  Erklärung  der  Zahlungs- 
unfähigkeit (darch  Gerichtsbeschluß),  jedoch  in  Voraussicht  derselben  und 
in  der  AlMdolit,  sie  den  Gläubigem  zn  entziehen.  Dagegen  begründet  die 
bloCe  unordentliche  Buchführung  (nach  ßi;  6ßM  ff.  des  russischen  IIGB  ist 
die  Buchführung  obligatorisch,  und  nach  Art.  1178  des  StGB  vom 
Jahre  1885  ist  der  Mangel  der  Bnchfahning  nnter  Strafe  gestellt,  das 
Strafgesetzbuch  vom  22.  März  1908  ]i:if  difsi'  Strafbestimmunsj  nicht  auf- 
genommen) nicht  die  Annahme  des  betrüglichen  Bankrottes  {Bardski  zu 
Izt.  483  HFO),  wohl  aber  f^hrl&ssigen  Bankrotts  (§  686  des  rassisohen  HQB). 

2.  Der  Vorsatz  des  Schuldners,  sich  der  VertragserfQUnng  zu  entsiehra 

(cf.  8  477  Ziff.  ii)  ist,  \v(>il  nirhr  tjeu'cn  die  Konkursmasse,  sondern  gegen 
den  Kontrahenten  gerichtet,  als  Merkmal  des  betrüglichen  Bankrotts  nicht 
zu  erachten  {Baräski  Note  9  a.  a.  0.). 

§  391.  ,Die  Natur  der  Zahlungsunfälügkeit  und  die  Foltren  ihres  VAn- 
tritts  für  die  Person  (des  Schuldners,  d.  ü.)  werden  vom  Gericht  nach  Be- 
endigung des  Verbhrens  festgesetzt* 
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Von  der  Administratioii  in  Handelssaolien. 

§  392.  „Als  Zahlnngsunfähigkeit  wird  es  nicht  angesehen,  wenn  dem, 
Schaldner  nach  freiwilliger  t'bpreinkunft  zwischen  ihm  und  den  GUinbigern 
ein  Moratorium  in  der  Form  t  iues  besonderen  und  privaten  Abkommens  ge- 
währt und  einigen  der  Gläubiger  das  Recht  eingeräumt  wird,  an  der  Ver- 
waltong  seiner  Angelegenheiten  teilzunehmen." 

§  398.  ,Die  auf  dieser  Gnindlage  eiiigesetite  Yarwaltang  (Administmp 
tioo)  entreokt  udi  nur  an!  die  frfliierai  Oeaciafte  des  Schnldnexa;  nene 
Oeschäfte  dagegen  kann  er,  solange  er  unter  diesjer  Anfisidit  steht,  nicht 
eingehen." 

§  394.  „Die  anwesenden  Gläubiger,  welche  dem  Moratorium  und  der 
Einsetzung  einer  solchen  Verwaltung  nicht  zustimmen,  können  sich  an  das 
Handelsgericht  wenden  und  die  Eröffnung  des  Verfahrens  wegen  Zahlungs- 
einsteilnng  und  des  Konlciirses  beantragen." 

§'895.  .Aligesdiai  von  den  im  §  998 1ieidehnet«i  Filten  dar  fcdwilligai 
Übereinkunft  zwischen  Gläubigern  und  Schuldner  können  Administrationen 
(§§  390 — 403)  nur  für  umfangreiche  Handels-  und  Fabrikbetrirbo  und  lediglich 
in  den  Residenzstädten  und  in  Städten,  in  denen  Börsen  bestehen,  zugelassen 
werden." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Administration  bezweckt  nicht  eine  Liquidierung,  sondern  die 
Sanierung  des  Geschäftsbetriebes  des  Schuldners  in  dessen  Interesse  und  hat 
keinerlei  amtlichen  Charakter  (cf.  bei  Bardski  a.  a.  0.  Note  1 — 3  zu 
§  488).  Dies  ist  audi  muten  in  der  Anmerkung  (Gesetaettteile)  su  §  408 
ausgesprochen. 

2.  Bei  Zahlungsschwierigkeiten  der  Kreditinstitute  kommen  die  Be- 
stimmungen der  §§  392—403  (über  die  Administration)  nidit  snr  Anwendung 

(Art.  119  des  Kreditgesetzes  Abschnitt  X). 

§  39().  „Gesuche  um  Einsetzung  von  Administrationen  können  nur  von 
den  Gläubigern  und  keinesfalls  vom  Schuldner  selbst  ausgehen."  ' 

§  397.  j^Wenn  die  Mehrheit  der  anwesenden  Gläubiger,  nach  dem  Be- 
trage der  Ftnderungen,  aus  der  Ton  dem  Schaldner  vorgelegten  BOaase 
eisidit^  daß  der  Mlbetiag  (Defiait)  nicht  flher  ttnhig  FroBent  hinausreicfat, 
so  k9mMn  sich  diese  Gläubiger  an  das  Bttrscnkomitee  wenden  uihI  unter 
Vorlegung  der  Bilanze  des  in  Vermögensverfall  (leratenen  die  Einsetzung 
einer  Administration  nachsuchen,  welche  in  die  vollen  Rechte  des  Eigen- 
tümers eintritt." 

§  398.  «Das  BOrsenkomitee  wtthlt  nnveiBflglich  aus  den  dvMihaftesten, 
an  der  Börse  handeltreihenden  Kanlieiiten  sechs  Posonen,  unter  denra  kein 
QliUibig»  des  in  VeimDgensrecbll  Geratenen  sein  darf,  und  stdlt  ihnen 

frei,  unter  dem  Vorsitz  dM  Yorsitzenden  des  Börsenkomitees  oder  seines 

8t<'llver treters  nach  Stimmenmehrheit  durch  Ballotierung  gewissenhaft  zu 
entscheiden,  ob  über  das  Vermögen  des  Betreffenden  eine  Administration 
eingesetzt,  oder  ob  er  auf  allgemeiner  Grundlage  als  zahlungsunfähig  erklärt 
werden  soll.* 
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§  399.  „Diese  Entscheidmig  (§  386)  wird  dem  ßiirsenkomitee  mitLfeteilt» 
welches  hiervon  dem  Handelsgericht,  und  wo  oin  solcht  s  nicht  hp^r»  lit  dpin 
Bezirksgericht  zur  weiteren  entsprechenden  Veranlassung  Mitteilung'  ni  u  ht." 

§  400.  ,Bei  Einsetzung  der  Administration  wählen  die  anwesenden 
JGrläubigei  durch  Stimmenmehrheit,  nach  der  Höhe  der  Forderungeu,  die  Ad- 
ministrfttoren,  welche  sie  auch  dnidi  eine  besondere  Akte  emüh^tigm,  in 
welcher  Weise  sie  handeln  sollen,  ohne  flbiigeiis  die  durch  die  allgemeinmi 
Gesetze  bestimmte  Ordnung  zu  Terlassoi,  nnd  bringen  dies  zur  Kenntnis 
des  Oehchts." 

Anmer  ku  ngen : 

1.  Die  eingesetzte  Administration  ist  «Ii«  ^  ^rt^et«'rin  des  Schuldners, 
welche  die  volle  Bf'fi  ii  i1i.rMJi<^  aller  Gläubiger  herbeizuführen  hat :  eine 
Einteilung  der  Forderungen  in  mehr  oder  weniger  bevorrechtigte,  wie  im 
Konkorsverfahren.  findet  nicht  statt  ^ardski  a.  a.  0.  Note  2  an  §  490, 
Note  1  zu  §  493,  Not'^  71]  t>  49(Vi 

2.  Werden  Forderungen  von  (iläubigern  durch  die  Administration 
bestritten,  so  mflssen  die  betreffenden  Olftnbiger  ihre  Forderangen  anf 
ordnungsmäßigem  Wege  bei  Gericht  einklagen.  Die  Klage  kann  auch 
gegen  den  Schuldner  selbst  gerichtet  sein,  dessen  Vertretung  jedoch  vor 
Gericht  der  Administration  ansteht  (a.  a.  0.  Note  2.  4,  6). 

3.  Alle  H  uKllungen  der  Administration  als  Vertreterin  des  Schuldners, 
so  z.  B.  der  ordnungsmäßige  Verkauf  eines  UrundstUcks  durch  sie,  haben 
Terbindliche  Kraft  auch  fttr  diesen,  sollte  auch  die  Einsetzung  der  Admini- 
stration den  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  entsprechen  a.  a.  0.  Note  3). 

4.  Tritt  die  Fälligkeit  einer  Verbindlichkeit  des  Schuldners  erst  nach 
Einsetzung  der  Administration  ein,  so  kann  die  wegen  Nichterfüllung  dieser 
Verbindlichkeit  bestimmte  Konventionalstrafe  nicht  verlangt  werden  (weil 
die  Nichterfüllung  auf  keiner  Verschuldung  beruht»;  ebenso  haben  längst 
fällige  Forderungen  kein  Recht  auf  frühere  Befriedigung  vor  anderen 
spftter  fftUig  gewordenen  Forderungen  (a.  a,  0.  Note  7). 

§  401.  „Im  Falle  von  unter  den  Administratoren  etwa  henrortretenden 
MeinungsTerschiedeoheiten  sind  sie  Terpflichtet,  eine  Entscheidung  der  an- 
wesenden Gläubiger  odw  des  Gerichts  nachzusuchen.' 

§  402.  „Wenn,  nach  Einsetzung  der  Administration,  zwei  Drittel  der 
Gläubiger,  nach  der  Höhe  der  Gesamtforderungen,  oder  die  Adininistratoreu 
selbst  einstimmig  verlangen,  daß  die  Sache  in  das  gewöhnliche  Konkursver- 
fahren umgeleitet  werde,  so  wird  die  Administration  eingestellt,  und  wenn 
sich  dabei  herausstellt)  daß  die  ursprüngliche  vom  Schuldner  eingereidite 
IKlanae  vorslUxlich  hlseh  war,  so  wird  der  Schuldner  dem  Gericht  Uberant^ 
wertet.* 

„Anmerkung: 

Im  Jahre  1879  ist  durch  die  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des 
Staatsrates  in  einem  Spezialfälle  erläutert  worden:  dali  die  gemäß  den 
Bestimmungen  der  §§  392.  393.  395  403  dieses  Gi'setzes  eingesetzte 
Administration  als  formale  Zablungäunfähigkeit  nicht  angesehen  und  als 
privates  Abkommen  swischen  Gl&ubigem  und  Schuldner  zugelassen  wird, 
welches  ein  Moratorium  festsetzt  und  einiu't'n  der  Gläubiirer  das  Recht  ein- 
räumt, an  der  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten  teilzunehmen.  Das  Ziel 
der  Administration  besteht  hauptsichlich  in  der  Befriedigung  der  GMiibiger 
und  in  der  Wiederherstellung  der  Angelegenheiten  des  Schuldners,  wobei,  fuls 
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die  Erreichung  desselben  unmöglich  ist,  das  ihr  übertragene  Verfahren  nach 
dem  eiustimmigeu  Beschluß  der  Administratoren  selbst,  oder  auf  Verlangen  von 
swd  Dritteln  der  Ol&ubiger,  nach  der  H9be  der  Sciraldfordeningen,  in  das 

gewöhnliclie  Konkursverfahren  eingeleitet  werden  kann.  Demgemäß  muß 
die  Folge  der  Administration  sein:  entweder  die  formale  Zahlungsunfähig- 
keit, wenn  die  Gläubiger  die  Angelegenheiten  des  Schuldners  selbst  l^i 
Vermittelung  ihrer  eigenen  Verwaltung  für  nicht  besserungsfähig  halten, 
odor  aber  die  Herstellung  der  Geschäftslage  dos  Schuldners  unter  Befreiung 
desselben  von  jeder  weiteren  Abhängigkeit  von  den  Gläubigern." 

Anmerkung: 

Wird  die  Administration  in  das  Konkursverfahren  umgeleitet,  so 
kann  die  Konknrsverwaltung  gemäß  §  4ö9  ft.  nicht  nur  die  Rechtsgeschäfte 
de«  Schuldners  selbst,  Bondcorn  auch  der  Administratioii  anfechten  (a.  a.  0. 
Note  4  «i  8  495). 

§  408.  iWenn  in  der  Zahl  der  Sebalden  der  Penon,  filhar  derm  Ver^ 
mftgen  die  Binietinng  einer  Adminiitration  naohgesucht  wird,  eine  Forderung 

des  Tomptoirs  der  Staatsbank  in  Odessa  sich  befindet,  welche  vor  Publikation 
des  Gesetzes  vom  3.  1. 1862  entstanden  ist,  so  müssen  die  Gläubiger  zugleich 
mit,  ihrer  diesbeziii^lichen  Einirabe  beim  Börsenkomitoe  dem  Comptoir  die  volle 
Summe  dieser  Forderung  sicherstellen,  ohne  welclies  auch  die  Einsetzung  der 
Adniinifftratkm  nieiit  solässig  ist;  wenn  dagegen  gegen  den  Sohnldner  dn 
Anspruch  der  Bank  selbst,  oder  seiner  flbrigen  Comptoirs  und  Ahteiinngen 
besteht,  die  kein  vorzugsweises  Befriedigungsrecht  genießm,  80  haben  die 
Gläubiger  bei  der  Nachsuchung  der  Administration  nur  eine  von  allen 
Oosuchst^llern  unterschriebene  Verpflichtung  beizufügen,  daß  sie  für  den  Fall, 
daß  der  Administration  die  Wiederherstellung  der  Angelegenheiten  des 
Schuldners  nicht  gelingen  und  die  Konkurseröffnung  notwendig  werden  sollte, 
gleich  bei  ErOfCnnng  des  Konkorses  den  ganzen  Betrag  der  Bankfordranng 
«inzahleii  werden.  Bei  der  Entscheidnng  der  KenknrsTerwaltang  Uber  diese 
Summe  muß  nicht  die  Geschäftslage  des  Schuldners,  wie  sie.  nachdem  er  fttr 
zahlungsunfähig  erklärt  war.  bestand,  sondern  diejenige,  welche  bei  Einsetzung 
der  Administration  gegeben  war,  zur  Grundlage  genommen  werden." 

Tiertes  Knpltel. 

Von  dem  Bekanntwerden  der  Zahlungsunf fthigkeit. 

§  404.  „Die  Merkmale  der  kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit  treten 
entweder  dnnsh  das  eigene  OestBadnb  des  Sidinldners  od«  doroh  seine 
Vermögens-  ond  persflniiehe  Lage  herror.' 

§  406.  »Bin  Sohnldner  wird  als  adblungsunfihig  nach  tigenem  Ge- 
jtibidnis  erachtet: 

1.  wenn  er  vor  Gericht  aus  Anlaß  einer  gegen  ihn  geltend  gemachten 
Forderung  selbst  erklärt,  daß  sein  Vermögen  zur  Deckung  aller  seiner 
Schulden  nicht  ausreicht;  (7) 

2.  wenn  er  das  gleiche  Geständnis  der  Zahlnngsunfthigkeit  oder  der 
Binstellnng  aller  sein«  Zahlungen  Tor  Eintritt  des  Zahlungstermins,  od^ 
Aber  nach  Eintritt  desselbw  vor  Gericht,  oder  Tor  einem,  iweien  oder 
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mdirefeii  seiner  Gltoliiger  macht»  nncl  diese  Uerron  dem  Oerieiit  An- 
£dge  madiNi; 

Anmerkung: 

Das  einfache  Geständnis  vor  Gericht  oder  vor  Gläubigern,  Icein  bares 
Odd  SU  besiteen,  ist  kein  GesttodnlB  der  ZaUnngsanlähiglceit,  scmdem 
giht  nur  das  Hecht  au!  gesetzliche  Beitreibung. 

3.  wenn  die  Erben  eines  Verstorbenen  die  Erbschaft  wegen  Über- 
schulduner  nicht  antreten  und  sie  ausschlagen  und  hiervon  dem  Gericht  An- 
zeige maclirn  oder  auf  erfolgtes  Aufgebot  innerhalb  der  J?>iflt  sich  nicht 
melden,  oder  falls  die  üläubiger  ihnen  nicht  vertrauen." 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  nichtkaufmännische  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt  Art.  21 
der  Beil.  III,  daß  der  Antrag  auf  Konkurseröfhrang  beim  Vorhandensein 
der  in  den  §§  405,  407  beseicbneten  Yoranssetinngen  nnr  Tom  Sebnldner 
oder  den  Gläubigern  gestellt  werden  kann. 

2.  Die  liachsuchung  eines  Moratoriums  durch  den  Schuldner  ist  als 
Eingeständnis  der  Zahlungsunfähigkeit  nicht  zn  erachten  {Grebner  nnd 
Dobrowolski  No.  405  S.  231);  dagegen  wird  ein  solches  Geständnis  in 
dem  Angebot  einer  prozentualen  Befriedigung  unter  Hinweis  darauf,  daß  die 
Mittel  zur  vollen  Deckung  der  Forderungen  nicht  ausreichen,  gefunden 
(a.  a.  0.  No.  406). 

3.  Bei  Handelsgesellschaften  ist  dem  Geständnis  der  Zahlungsunfähig- 
keit durch  einen  vertretungsborechtigten  Gesellschafter,  Direktor,  Geschäfts- 
leiter nsw.  die  Wirkung  des  i?  405  beizumessen  (a.  a.  0.). 

4.  Hahcn  di*  Erben  die  Erhschnft  angetreten  (Ziff.  3),  so  kann  der 
Antrag  auf  Konkurseröffnung  sich  nur  gegen  die  Erben  richten,  nicht  aber 
geilen  den  Nachlaß  (Grebner  und  Dobrowolski  No.  428  S.  243,  vgl. 
Art.  ö  der  Beil.  zu  §  1238  Anm.  1  Civilkodex).  Treten  Merkmale  für  die 
Insolvenz  des  Nachlasses  hervor,  so  kann  bei  gestelltem  Antrag  auf  Kon« 
kurseröffnung  ein  Brbschaftsantritt  nicht  «rfolgen  (a.  a.  0.  No.  496). 
Ist  der  Erbe  in  Konkurs  geraten,  so  können  die  Gläubiger  des  Erblassers 
Sonderung  des  Nachlasses  vom  Vermögen  des  Erben  verlangen  (Bardski 
Note  3  zu  §  1250  Civilkodex). 

I  4i06.  ,  Wem  ein  Scbnldner  ans  dm  Handelsstande,  ohne  seine  ZaUting»- 

unfähigkeit  anzuerkennen,  sdbst  anf  das  bei  einem  staatlichen  Kreditinititut 

verpfändete  Gut  zur  Deckung  der  gegen  ihn  geltend  gemachten  Forderungen 
hinweist,  so  erklärt  er  sich  nicht  für  zahlungsunfähig,  mit  seinem  bezeich- 
neten Gute  aber  wird  in  Gemäßheit  der  in  dem  Kreditgesetzc  dargelegten 
Bestimmungen  verfahren.* 

A  n  lu  ('  r  k  u  n  g : 

Nach  dem  Kreditges.  (Abschnitt  IV)  kann  die  Staatsbank  die  bei  ihr 
verpfändeten  Gegenstände  ohne  gerichtliches  Verfahren  versteigern  lassen. 

§  407.  ,£in  Schuldner  wird  nacb  seiner  persSnlicihen  nnd  VermSgenslage 

fttr  zablnngsunKhig  angesehen: 

1.  wenn  bei  der  Zwangsvollstreckung,  sollte  er  sich  auch  selbst  nicht 
für  zahlungsunfähig  erklärt  haben,  die  aus  Mangel  an  einem  Pfände  oder 
einer  Bürgschaft  gegen  sein  Vermiigen  gerichtet  wird,  dieses  zur  Deckung 
seiner  Schulden  als  nicht  ausreichend  sich  erweist; 

2.  wenn  bei  der  Abschätzung  oder  dem  Verkaufe  des  Vermögens  (des 
Schuldners,  d.  Ü.)  wegen  der  Forderung  eines  durch  Pfand  nicht  geddierten 
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Olftnbigen  bei  Geiidit  von  anderen  Glinbigein  Qesache  mit  dar  Angabe  dn- 
geben,  daB  snr  Decknng  ibrer  Ftederongen,  eollte  auch  fOr  dieee  die  FKUig» 

keit  noch  nicht  eingetreten  sein,  das  übrige  Vermögen  des  Schuldner*  nicbt 
ansroicht.  Durch  diese  Erklärung  -wird  zwar  der  Verkauf  des  Vermögens 
nicht  gehemmt,  die  Zahlung  jedoch  zugunsten  des  Gliüihipers.  für  dessen 
ursprüngliche  Forderung  sie  ht  stimmt  M'ar,  wird  zurückbehalten,  und  der 
Schuldner  wird  nach  Prüfung  des  Gerichts  für  zahlungsunfähig  erklärt; 

3.  wenn  der  Sdbnldner  naob  Binteitt  der  FKlUgkeit  einer  Foidemng 
nnd  nachdem  gegen  ibn  die  Bdtreibnng  beantragt  (Die  Klage  eingereicht, 
d.  Übersetzer)  ist,  sich  ytm  seinem  Aufenthaltsort  verborgen  hält ; 

4.  wenn  er,  auch  vor  Eintritt  der  Fälligkeit  seiner  Schulden,  seinen  Auf- 
enthaltsort heimlich  vor  seinen  Gläubigem  verläßt  und  sich  unbekannt  ver- 
borgen hält,  ohne  seine  Geschäfte  für  den  Fall  seiner  Abwesenheit  geordnet 
zn  haben,  weder  in  seinem  Comptoir,  noch  in  seinem  Aufenthaltsort,  so  daß 
es  an  Oewifiheit  für  die  Rlloksahlnng  der  Sebalden  zur  Fllligkeit  mangelt, 
nnd  ancb  sichere  Mittel  fttr  ilüre  Deckung  ans  seinem  freien  VermSgen  fehlen."  (8) 

A  n  m  0  r  Iv'  u  n  p:  c  n  : 

1.  Die  ungünstige  Vermögenslage  des  Schuldners  rechtfertigt  die  An- 
nahme seiner  Zahlungsunfähigkeit  nur  dann,  wenn  die  ZwangSToHstreckung 
in  das  vorhandene  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  desselben  er- 
folglos bleibt  (a.  a.  0.  No.  408,  409  S.  2331.).  Unter  Vermögen  ist  aber 
das  1  i  q u i de  vermögen  zu  Terstehen,  durcb  muvn^  auf  Torbandenes  nicht 
liquides  Vermögeu  kann  der  Schuldner  seine  Zahlungsunfähigkeit  nidit 
in  Abrede  stellen  (a.  a.  0.  No.  411  S.  234,  cf.  Note  5  zu  §  386). 

2.  Zu  Ziff.  2  cf.  Anmerkung  (i  zu  §  384,  Anmerkung  4  zu  §  386). 
In  dem  Falle  der  Zilf.  2  (Anzeige  der  Zahlungsunfähigkeit)  wird  das  für 
den  einzelnen  Gläubiger  beigetrirln  ne  Geld  zurückbehalten,  so  lange  es 
ihm  noch  nicht  ausgehändigt  ibt  [G  t  ebner  und  Dobrowulski 
No.  414  S.  236).  Der  Ausbündigung  ist  die  Anweisung  an  die  Staatskasse, 
an  den  Gläubiger  zu  zahlen  nur  dann  gleich  zn  achten,  wenn  der  Gläu- 
biger von  dieser  Zahlungsanweisung  bereits  benachrichtigt  ist  (Bardski 
Note  15  zu  Art.  12  dtr  Beil.  zu  Art.  1400  CPO  S.  273). 

3.  Im  Falle  des  Latitierens  des  Schuldners  (Ziff.  4)  sind  die  Gläu- 
biger der  Notwendigkeit,  Forderungen  zum  Mindestbetrag  von 
löüO  Rubel  anzumelden  (9  886)  enthoben,  da  das  Gesetz  in  der 
bloßen  Tatsache  des  Latitierens  unter  den  in  Ziff.  4  des  §  407  angegebenen 
Umständen  das  Merkmal  der  Zahlungsunfähigkeit  erblickt  {Gr ebner  und 
Dohrowolaki  Ko.  416,  417  S.  837).  Eine  Zwangsvollstreckung  oder 
eine  Forderungsanmeldunj:.  wr  nn  auch  in  Hiilv  von  weniger  als  1500  Rubel, 
muß  natürlich  auch  in  diesem  Falle  stattgefunden  haben,  da  sonst  die  Un- 
snlftnglidikdt  der  bereiten  Deckungsmittel  des  Zablungsunfilbigen  nicht 
bervortreten  kann. 

4.  Die  bloße  Zahlungseinstellung  begründet  als  solche  nach  russischem 
Recht  nur  bei  Kreditinstituten  die  Zahlungsunföhigkeit,  und  zwar 
nach  der  speziellen  Bestimmung  des  Kreditfresetzes  Abschnitt  X  Art.  98 
{Stcod  Sakonow  Bd.  XI  Teil  2  in  der  Fassung  vom  Jahre  1895).  Die 
Konkurseröffnung  kann  bei  Kreditinstituten  außer  den  hier  angeführt« 
Fällen  auch  durch  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  oder  die  Liquidatoren 

.  herbeigeführt  werden  fa.  a.  0  Art.  *sYt) — 134i  Auch  ohne  Konkurseröffnung 
kann  die  staatliche  Aufsichtsbohörde  gemäß  Art.  75 — 96  a.  a.  0.  die 
Schließung  und  Liquidierung  diesi  r  Institute  anordnen,  wenn  daa  Anlage- 
kapital, Aktienkapital  usw.  sich  auf  ein  Drittel  verringert. 


Digitized  by  Google 


42  KUbanski, 

Fiinftos  Kapitel. 

Von  der  Erklärniik'  der  Zahlangsnnfähigkeit  and  den 

ersten  M  a  Ii  ii  a  Ii  in  e  n  des   (i  e  r  i  c  h  t  s. 

§  408.  ^Niemand  kann  früher  für  sahluugsonfähig  erachtet  werden,  als 
er  vom  Ciericlit  hierzu  erklärt  wird.'* 

Anme  rk  ung«'n : 

1.  Über  die  Geltung  ausländischer  (die  Zahlungäunfäbigkeit  einer  in 
Rußland  befindliche]]  Person  ansaprecbender)  Urteile  in  Rnftland  retgl, 

Anmerkung  5  /.u  ^  .HH4. 

8.  Die  Wirkung  des  die  Zahlungsunfähigkeit  aussprechenden  Beschlusses 
gegen  Dritte  beginnt  nach  seiner  dritten  Publikation  durch  den  Senata- 
anseiger  (§  4i;ii  {Bardski.  Note  4  zu  Art  T)')]  Id'i  i 

3.  Erst  mit  seiner  Insolvenzerkiäruiig  durch  in  richtabeschluli  verliert 
der  Schuldner  seine  ^'erf(igung8fähigkeit,  nicht  schon  mit  ueinffir  Konlnn- 
anmeldong  (a.  a.  0.  Note  1  za  Art  öö2  (§  159)  HPO). 

§  409.  „Das  Gericht  prttft  die  in  den  |g  404,  405,  407  benidmeten 
Merkmale  der  Zahlungsunfähigkdt)  ladet  den  Schuldnw  am  eelb«!  Tage  vor, 
hört  seine  mündlichen  Erklärungen  an  und  erklärt  ihn.  wenn  es  in  diesen 
keine  genügenden  Gründe  findet,  welche  die  Kichtigkeit  dieser  Merkmale 
wiederlegen,  ohne  die  äitzuug  zu  verlassen,  für  zahlungsunfähig  und  unter- 
zeichnet  einen  diesbezOglicben  Beachlnfi.'' 

Anmerkungen: 

1.  Im  Falle  der  Umleitung  der  Administration  396—403)  in  das 
Konkursverfahren  auf  einstinimip'ii  Aiirr  i'4  der  Administratoren  ist  eine 
Anhörung  des  Schuldners  nicht  ertürÜLrin  h  G  >  ebner  und  Dobrotcol ski 
No.  423  S.  240). 

2.  Wegen  mangelnder  Masse  darf  nach  russischem  Rechte  die  Er- 
öffnung des  Konkurses  nicht  abgelehnt  werden  (Bardski  Note  d  zu 
Art  16  Beil.  III  cf.  nnten  Note  1  zu  §  430). 

§  410.  „Kraft  dieses  Beschlusses  (§  409)  wird  der  für  zahlungsunfähig 
erklärte  Sohnldner  am  selben  Tage  in  Haft  gebracht.  Von  dieser  allgemeinen 
Yofacihiift  ist  lediglieb  die  Ausnahme  znl&ssig,  wenn  die  Bekanntgabe  der 

Z^nngsanfähigkeit  durch  das  eigene  Geständnis  des  Schnldnm  erfolgt  ist, 

bevor  Sf'hulden  zur  Beitreibung  gelangt  sind,  und  wenn  seine  anwesenden 
Glaubiger,  vor  Gericht  gestellt,  selbst  oder  durch  ihre  Bevollmächtiirto  ihre 
allgemeine  Zustimmung  t  rklärcn,  daß  er  in  Freiheit  gelassen  werde,  und 
der  Schuldner  selbst  gleichzeitig  zuverlässige  Bürgschaft  dafttr  stellt,  daß  er 
sich  ans  der  Stadt  nicht  entfernt.*  (9) 

Anmerkungen: 
1.  Die  Zustimmung  der  Gläubiger  zur  Belassung  des  Schuldners  in 
Freiheit  unter  den  in  diesem  Paragraphen  angegebeneu  Umständen  muß, 
so  lange  keine  Konkursverwaltung  eingesetzt  ist.  einstimmig  sein 
{Bardski  Note  1  zu  Art.  593).  Mit  der  Einsetzung  der  Konkorsver- 
waltunET  aber  hat  diese  und  ev.  die  Glänbigerversammlung  Uber  alle 
Konkur.saugelegeiiheiien  zu  beschließen,  alsu  auch  über  Jlafteutlassung  des 
Schuldners,  und  letztere  kann  diese  mit  Stimmenmehrheit  besobUefien  (cf. 
%  512,  Grebner  und  Dobrotoolski  No.  441,  44ö  S.  2öl  f.). 
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8.  Von  dem  Erfordernis  des  eigenen  Zugeständnisses  der  Zahlungs- 
nnfiüilgikeit  kann  beim  Vorliegen  der  übrigen  Voraussetzungen  des  §  410 
(diwtiiiimiger  Antrag  der  GlänUfer  usw.)  abgesehen  wer&n,  wvaa.  der 
Schuldner  in  Haft  bereits  <i:enomnien  ist  und  atis  defeelben  entlassen  wevd^ 
soll  (a.  a.  0.  Note  2.  cf.  iiuch  i;  4;5()|. 

3.  Das  Recht,  die  Haftentlassung  des  Schuldners  zu  beantragen, 
steht  den  Gläubigern  jederieit  an,  solange  das  KonkoisverfiAren  schwebt 
und  eine  Entlassung:  pjernäU  ^  ö28  nicht  erfolgt  ist  (a.  a.  0  Note  3.  cf. 
§  480).  Der  Beschluß  über  Verhaftung,  und  Entlassung  aus  der  Haft  wird 
durch  das  Gericht  gefaßt,  der  KonkorsTenraltong  steht  nur  das  Antnigs- 
und  Beschwerdert cht  zu  (a.  a.  0.  Note  5).  (10) 

4.  Für  den  Fall  der  nichrkruifmännischen  Zahlungsunfähigkeit  be- 
stimmt hinsichtlich  der  luhaftnaiime  dos  Öcliuldiiers  Art.  29  der  Beil.  III, 
daß  die  Bestimmungen  der  HPO  §§  410,  4m,  458  Ziffer  6  und  529  Ziffer  1 
und  Anmerkung  (503,  523,  551  und  (522  der  Ausg.  1893)  kein*  An- 
weudung  finden.  Vielmehr  kann  bei  dieser  Art  der  Zahlungsunfähig- 
keit vor  Bestimmung  der  Natur  derselben  (cf.  §  627)  der  Schuldner  nur 
dann  in  Haft  genommen  worden,  wenn  er,  entgegen  seiner  (nacli  Art  23 
derselben  Beilage  cf.  unten  §  423  Anm.  1)  zu  erteilenden  schriftlichen 
Yerpflichtnng,  in  der  Stadt  wUrend  des  Schwebens  des  KonknrsTerfohrens 
zu  bleiben,  sich  aus  ihr  entfernt.  (11)  Der  als  fahrlässiger  Bankrotteur  erachtete 
Zahlungsunfähige  wird  nur  auf  Antrag  der  Gläubiger  unter  Beobachtnng 
der  Bestimmungen  der  Art.  31—67  derselben  Beilage  in  Haft  genommen. 
Liegen  Anzeichen  für  betrüblichen  Bankrott  vur.  so  luit  das  Civilgericht 
gemäü  Art.  27  der  StPO  die  weitere  Veranlassung  dem  Strafrichter  zu 
überlassen,  das  Konkarsrerfahren  aber  bis  anr  Beradignng  des  Straf- 
Terfahcens  ruhen  zu  lassen. 

Die  zitierten  Art.  31 — 67  der  Beil.  enthalten  die  Bestimmungen  über 
die  Schuldhaft  überhaupt,  gleichviel  ob  allgemeine  Zahlungsunfähigküt 
vorliegt  oder  nicht;  sie  bestimmen  (aber  nnr  för  die  nichtkanhnftnnisdie 

Zahlungsunfähigkeit),  daß  Minderjährige.  Nichtvolljülirige,  über  70  Jahre 
alte  Personen,  schwangere  Frauen  während  ihrer  Schwangerschaft  und 
6  Woclien  nach  der  Entbindung,  sowie  Eltern,  die  fttr  minderjährige 
Kinder  zu  sorgen  haben  (dem  Gläubiger  steht  nicht  das  Recht  zu,  die 
Sorge  für  die  Kinder  zu  übernehmen,  um  die  Haft  zu  ermöglichen,  Boro* 
wikoufski  Note  5  zu  Art.  132  ztt.),  Personen  geistlichen  Standes, 
Offiziere  und  untere  Militilrrhargen  im  Dienste  nicht  in  Haft  genonnnen 
werden  dürfen.  Die  Dauer  der  Haft  bestimmt  sich  nach  der  Höhe  der 
Schulden:  von  100  Rubel  (bis  100  Rubel  ist  die  Haft  ausgeschlossen)  bis 
2000  Rubel  ist  die  Haftdauer  auf  6  Munatc  bestimmt:  von  über  2000  bis 
lOCMX)  Rubel  —  ein  Jahr;  von  über  KHXK)  bis  30000  Rubel  —  zwei  Jahre; 
von  über  30000  bis  60000  Rubel  —  drei  Jahre;  von  über  60000  bis 
KKKX)  )  Rnbel  —  vier  Jahre  und  fflr  eine  Sohnld  ftber  100000  Rubel  — 

fünf  Jahre 

Der  Haftbefehl  verliert  seine  ELraft,  wenn  er  nicht  binnen  6  Monaten 
zur  Vollstreckung  gebracht  wird ;  die  Haft  wird  nur  yollstreckt,  wenn  der 

Gläubiger  die  Kosten  für  die  Verpflegung  des  Scbublners  mindestens 
monatlich  vorschußweise  einzahlt;  das  alles  gilt  aber  nicht  für  die  kauf- 
männische Zahlungsunfähigkeit;  insbesondere  haben  hier  die  Gläubiger 
nicht  die  Verpflegungsgelder  zu  zahlen,  sondern  die  Hasse  oder  d^  Staat 

{&r ebner  und  Dobrowol ski  No.  448  S.  2o3\ 

I^ahe  Verwandte,  welche  vollstreckbare  Forderungen  gegen  den 
Schnldner  haben,  könnm  dessen  Verhaftung  Sdinlden  ludber  nicht  be- 
antragen. 
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Die  Haft  wird  aufgehoben  dnrcb  Äblanf  ihrer  bestiinmtoi  DMier,  ftof 

Antrag  des  Oliinbi^'crs,  infolge  Bezahlung  der  Forderung,  wegen  welcher 
die  Haft  angeordnet  war,  nebst  Kosten,  nach  Erreichung  des  70.  Lebens- 
jalires  dmeh  den  Solnildner,  infolge  der  Annabme  einer  Bäigtehaft  fttr  den 
Schuldner  durch  den  Gl&nbiger,  endlich,  wenn  die  Verpflegungsgelder  auf 
vorgängige  Ennnening  nidit  eingezahlt  werden.  £ine  Wiederverhaftung 
w^n  derselben  Forderung  ist  ansgescUoesen. 

§  411.  „Wenn  eine  Person,  welche  infolge  städtischer  Wahlen  ein  Amt 
lidtleidet,  gnichtlidi  fttr  sahlungsunfähig  erUlirt  wird,  so  wird  dar  BewUaß 
betreffend  eeine  ZaUmgianffthigkeit  in  derselben  Sitsnng  sowoU  der  Tor- 

gesetzten  Behörde  als  auch  der  Dienststelle  des  Schuldners  mitgeteilt,  damit 
am  selben  Tage  des  Empfanges  der  Mitteilung  hiervon  die  notwendigen  Ver- 
fügungen behufs  seiner  Enthebung  vom  Amte  getroffen  und  darauf  mit  ihm 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen  verfahren  werde."  (12) 

§  412.  ^  Kraft  des  im  §  409  bezeichneten  Beschlusses  unterliegen  die 
Schulden  des  Zahlungsunfähigen,  auch  für  welch<>  ilie  Fälligkeit  noch  nicht 
eingetreten  ist,  nach  Bekanntgabe  der  Zahlungsunfähigkeit  in  gleicher  Weise 
wie  die  fiUligen  der  Beitreibung,  mit  dem  Unterscbiede  lediglich  in  der  Be- 
rechnnng  dat  Fordenmg.*  (18) 

§  413.  sKralt  dieses  Beschlusses  (§  409)  wird  eine  Anzeige  Yon  der 
ZiUnngsanfiOdglceit  behufs  dreimaliger  VorOlfentlidiottg  in  drei  MMumder 
f<dgenden  Nummern  der  Zdtungen  beidw  Besidmintftdte  und  in  den  SeiMtB> 
vadgeai  in  russischer  und  deutscher  Sprache  abgesddckt.*  (14) 

§  414.  ,Bine  soldie  Anieige  (§  413)  wird  auch  auf  d«r  Bdrse  und  auf 
dem  Gcildite  angebracht.* 

§  416.   ,,Kraft  diesw  Anieigen  (§|  418,  414)  ei^eht  allerorten  dn 

VeiAußerangs-  und  Yerpftndungsverbot  gegen  alles  bewegliche  und  on- 

bewegliche  Vermögen  mit  derselben  Wirkung,  als  wäre  das  Verbot  vom 
Gericht  direkt  nach  dem  Orte  gesandt,  in  dessen  Bereich  das  Vermögensotgekt 
sich  befindet.''  (15) 

Anmerkungen: 

1  a)  Hinsichtlich  der  nicht  kaufmännischen  Zahlungsunf  ;ihi<rkeit 
bestimmt  der  Art.  12  der  Beil.  III,  daß  die  £rklärung  des  bchuldners  fUr 
zahlnngsuntthig  die  Zwangsvollstreckung  aus  Sehuldtiteln,  die  vor  dieser 
Erklärung  ergangen  sind,  nicht  hemmt :  alle  beigetriebenrii  Beträge  jedoch 
gelangen  in  die  Konkoismasse,  mit  Ausnahme  indessen  derjenigen  zur  Bei- 
treibung gelangten  Forderungen,  welche  durch  Pfand  ordnnngsmftßig  ge- 
sichert  sind :  bei  diesen  gelangt  nur  dasjenige  in  die  Konkursmasse,  was 
nach  Befriedigung  des  Pfandgläubigers  aus  dem  Verkaufe  des  Pfandes 
übrig  bleibt.  (16) 

b)  Die  öffentliche  Versteigerung  der  auf  Grund  der  unter  a)  erwähnten 
Schuldtitel  gepfändeten  Vermögensobjekte  hat  auf  Antrag  der  Konkurs- 
verwaltnng  zu  unterbleiben  und  die  l'fandstücke  sind  an  die  Konkurs- 
Verwaltung  auszuhändigen  {ßardski  Note  2  zum  zit.  Art.  12  8.  271, 
Borow ik oir sk i  Note     zum  selben  Art.V 

c)  Die  beigetriebenen  Betrage  gelangen  an  die  Konkursmasse  ^oben 
unter  a),  solange  sie  den  Gl&ubigem  noch  nicht  ausgehändigt  sind  (cf.  oben 
Anm.  2  zu  §  407). 
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2.  Die  Wirkong  dM  Yerbots  (des  AneBtei)  nach  §  415  tritt  eist  mit 
dem  Eintreffen  der  besflglidien  lOtteUmig  dn  (cL  unten  Anm.  1  zu 

§§  il6,  419).  (17) 

^  41G.  „Kraft  dieser  Anzeigen  (§§  413,  414)  sind  alle  diejenigen,  welche 
irgendwelche  vermögensrechtliche  Ansprüche  gegen  den  Schuldner  haben, 
ebenso  wie  diejenigen,  welche  ihm  etwas  schuldig  sind,  alle  seine  Ol&nbiger 
und  Schuldner,  ans  was  immer  fOr  eiaem  Beohtsgninde  und  ohne  Bflohsioht 
darauf,  daß  die  Fälligkeit  der  Verbindlichkeiten  noch  nicht  eingetreten  ist, 
bei  dem  Gerichte,  bei  welchem  das  Verfahren  wegen  der  Zahlungsunfähigkeit 
eröffnet  wurde,  allo  ihre  Rechte  und  Vcrbindlichkeiton  in  folgenden  Fristen 
von  der  dreimaligen  \  erüffentlichunji  in  den  letzten  Zeitungen,  in  welchen 
die  Anzeige  vuu  der  Zahlungsunfähigkeit  enthalten  war,  gerechnet,  anzu- 
mddoi  verpflichtet:  die  in  derselbe  Stadt  wohnenden  im  Laufe  von  zwei 
Wochen,  die  in  anderen  Orten  des  Beiohes  wohnen,  im  Lanfe  Ton  vier 

Monaten,  und  die  im  Analande  sich  befinden,  nicht  später  als  in  einem  Jahre.*  (18) 

Anmerkungen: 

1.  Fflr  die  nichtkaufmännische  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt  der 
Art.  9  der  Beil.  III.  daß  alle  in  dem  §  416  bezeichneten  Fristen  durch  eine 
einzige  für  alle  gleiche  Frist  von  vier  Monaten  ersetzt  wird, 
die  vom  Tage  der  letzten  Veröffentlichung  in  den  Senatsanzeigen  ge- 
rechnet wird. 

2.  Die  Fristen  des  >^  41(5  bezw.  die  Frist  des  Art.  ü  (oben  Anm.  1) 
sind  lediglich  für  die  Anmeldung  der  Fonleruagen  bestimmt.  Die  Beweis- 
dokumente für  letztere  können  nachgereicht  werden;  hierzu  wird  gemäß 
§  41J2  seitens  der  K  o  n  k  u  r  s  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  eine  besondere  Frist  gesetzt. 

3.  Die  Anmeldung  der  Furderuiigen  hat  bei  dem  Konkursgericbt 
IQ  erfolgen.  Indessen  genügt  auch  die  Anmeldung  bei  der  Konkors- 
verwaltung und  selbst  bei  dem  Konkursverwalter  iBorotßikou}ski 
I^ote  2  zum  zit.  Art.  9  und  Bardski  Note  3  zu  diesem  Art.  und 
Note  31  zn  §  610  (416  Ausg.  190d),  und  zwar  genflgt  auch  die  mflnd- 
liche  Anmeldung  beiiit  T\ nnlciirsvi  rwaltor  in  der  allgemeinen  GläubiL^er- 
Tcraainmlung  unter  Vorlegung  der  Beweisdokumente,  sofern  nur  dies  inner- 
halb der  erwfthnten  Fristen  geschieht  (Bardaki  a.  a.  0.  Note  S3).  In 
derselben  Frist  ist  auch  die  etwaige  Abtn-tung  einer  Konkursford» ninL^  hti 
einen  Dritten,  jedoch  auäschlieülich  bei  dem  Konkursgericht,  anzumelden 
(a.  a.  0.  Note  3). 

4  a)  Angemeldet  müssen  werden  alle  Forderungen,  die  Befriedigung 
aus  der  Konkursmasse  beanspruchen,  auch  diejenigen,  welche  in  der  vom 
Gericht  gemäß  Art.  22  der  erwähnten  Beil.  III  (bei  der  nlchtkanfinlnnisohfin 

Zahlungsunfähigki  it  aufgestellten  und  als  (irundlage  zur  Konkurs- 
eröffnung dienenden  .Schuldenliste  eingetragen  sind  (a.  a.  0.  Note  4).  Jedes 
andere  Prozeßverfahren  ist  mit  Ausnahme  des  §  ausgeschlossen 
{Gr ebner  und  Dohroicol ski  No.  458  S.  257). 

b)  Hingegen  bediirfrii  diejenigen  Forderungen  keiner  besonderen  An- 
meldung, die  beim  KonkursLr<-richt  zur  Vulistreckung  gebracht  wurden  und 
zur  Eröffnung  des  Konkurses  oder  zu  der  diesem  voraufgegangenen  Ad- 
ministration geführt  haben  {Bo row ikotoski  a.  a.  0.  Note  3,  Bardski 
zu  Art.  ü  der  zit.  Beilage  Note  ö,  Grebner  und  Dob  r  otoolski  No.  460 
8. 268,  No.  461  S.  259). 

c)  Der  Anmeldungspflicht  nnterliegon  nicht:  die  gegen  die  Kon- 
knrsTerwaltung  selbst  aus  ihren  Verbindlichkeiten  Dritten  gegenüber  ge- 
riditete  Porderungen ;  Forderungen  anf  Aussonderung  von  nicht  zur 
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Konkursmasse  gehörigen  Gegenständen  (sei  es,  daß  diese  Gegenstände  der 
Gemeinschuldner  oder  die  Konknrsverwaltung  angerechtfertigterweise  im 
Besitz  hat,  (a.  a.  0.  Note  5  und  :  endlich  durch  Pfand  gesicherte 
Forderungen,  deren  Befriedigung  aus  dem  Pfand  ohne  Rücksicht  auf  die 
KonkursYem'altong  sfdi  vollziehen  kann  (a.  a.  0.  Note  25). 

d)  Füidorunfien,  welche  aus  strafbaren  oder  zu  Schadensersatz  ver- 
pflichtenden Handlungen  des  (ieniein.scliuldiurs  herrühren,  werden  im 
entwen  Flille  ^mäß  Art.  7  StPO)  im  Wege  des  StrafrerfahnniB  geltend 
gemacht,  im  zweiten  Falle  werden  sie  bei  ibiera  Entstehen  «ngemeldet 
(a.  a.  0.  Note  30  and  12). 

e)  Im  Falle  der  Anfechtung  eines  von  dem  Gemeineciraldner  ge- 
schlossen' R(  flitseeschäfts  durch  die  Konkursvorwaltung  kann  der  An- 
fechtungsbeklagte die  Kückgewährung  des  Geleisteten  (z.  B.  des  gezahlten 
Kanfpraaes  hei  Anfechtung  idnes  KaafgeBchttfte)  im  Wege  der  Wldwklage 
geltend  machen;  einer  Anmeldung  hedarf  dies«  Ansj^ch  aidit  (a.  a.  0. 
Note  16). 

Q  Eine  Kreditanstalt,  die  YermSgensohjekte  des  Oemeinschnldners 
in  ihrem  Besitz,  andererseits  Forderungen  gegen  ihn  hat.  nniC  i  rslere  an 
die  Eonkursverwaltung  herausgeben  und  letztere  zum  Konkurse  anmelden 
nnd  ist  nicht  berechtigt,  eigenmftchtfg  ihre  Forderungen  gegen  den  Sohnldnor 
mit  dem,  was  sie  ihm  verschuldet,  zu  verrechnen  (a.  a.  0.  Note  23,  84). 
Über  Verrechnung  cf.  §§  493,  494  und  die  Anmerkungen  dazu.  (19) 

5.  Die  Nichtan meidung  von  Forderungen,  deren  Anmeldung  Tor- 
geschrieben  ist,  hat  lediglich  die  Nichtberttcksichtigun^'  solcher  Forderungen 
im  Konkurse  zur  Folge,  sie  können  aber  getren  den  Gemeinschuldner 
ebenso  wie  solche  Verbindlichkeiten,  die  dieser  bei  schwebendem  Konkurs- 
▼erMuPNi  eingegangen  ist,  nach  beendigtem  Verfahren  geltend  gemacht 
werden.  Im  übrigen  hat  die  nicht  fristgerechte  Anmeldung  von 
Konkursforderungen  die  im  §  510  ausgesprochenen  Folgen  (a.  a.  0.  Note  7 
bis  11,  27,  28).  Btai  neues  Konknrsrmabren  jedoch  kann  wegen  solcher 
Forderungen  nur  dann  beantragt  werden,  wenn  der  Schuldner  seit  Be- 
endigung des  ersten  Verfahrens  (durch  Verteilung  seines  Vermögens  oder 
durch  Akkord)  neues  Vermögen  erworben  hat  (Q  rebner  und  Dohro- 
WOlski  No.  437  S.  249  f.).  (20) 

6.  Nach  Art.  258  der  russischen  CPO  ist  die  Geltendmachung  mehrerer 
Ansprüche  in'  einer  Klageschrift  nnsnlSssig.  Diese  Bestimmung  besieht 
sich  aber  nicht  auf  die  Forderungsanmeldungen  im  Konkurse :  hier  können 
mehrere  Ansprüche  in  einem  Schriftstück  vereinigt  werden  (Gr ebner  und 
JOobrotoolaki  No.  463  S.  259).  (21) 

§  417.  „Als  in  derselben  6tadt  wohnend,  wo  das  Konkursverfahren  er- 
ftifnet  ist,  werden  nid^  nur  diejenigen,  die  ihren  standigen  Wolmsits  dort 
haben,  aondexn  aneh  diejenigen  hetracfatett  welche  in  dieser  Stadt  x^twdlig 
deh  aufhalten,  blls  sie  nidit  nnr  am  Tage  der  letiten  YwSfEsntliahnng 
darüber  in  den  Zeitungen,  sondern  auch  nachher  nidlt  weniger  als  swd 
Wochen  nnnnterbrochen  sich  dort  ao^ehalten  h&boi.'' 

§  418.  „Allen  Olinbigern  und  Schuldnern  ist  es  gestattet,  an  ihrer 
Stelle  mit  gehöriger  gesetzlicher  \'üllinacht  versehene  Bevollmächtigte,  und 
bei  unbedeutenden  Forderungen  im  Betraiie  von  600  Rubel  und  weniger, 
anstatt  dieser,  Anmeldungen  mit  den  gehörigen  Dokumenten  an  das  Gericht 
zn  schicken.* 

ß  419.  -Auf  das  bewttrlidi*  Ytiinöiren  des  Schuldners  wird  in  seinem 
Wohnorte  am  selben  Tage  oder  an  dem  der  Eröffnung  des  Konkursverlahreus 
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nächst  folgenden  Tage,  und  in  anderen  Orten  nadl  Bmpfang  der  Anzeige 
durch  die  Polizeibehörde  der  Arrest  fz^lt  u'^r  "  (22) 

A  n  m  (■  r  k  u  n  g : 

Hinsichtlich  der  nichtkaufmiimii sehen  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt 
der  Art.  11  der  erwähnten  Beil.  III,  da!3  die  Arrestlegung  auf  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  auf  Antrag  des  Konkursverwalters,  und  wenn  ein 
solcher  nicht  da  ist,  auf  Ersuchen  des  Konknrsgerichts  durch  im  Gerichts- 
vollzieher nach  den  allgemeinen  civilprozessnalen  Bestimmungen  erfolgt. 
Es  sind  dies  die  Bestimmungen  der  Art.  lOiK)  der  CPO.  Die  Arrest- 
legiing  erfolgt  durch  Pfftndmig,  yon  der  Pflliidinig  sind  die  nim  Unterhalt 
des  Schuldners  für  einen  Monut  notwendigen  Lebensmittel,  die  notwsndlgim 
Mobilien,  Kleider,  üniformstücke  u.  dergl.  ausgeschlossen. 

§  420.  „Ftir  seinen  Geschäftsbetrieb  {§  41i))  wird  da,  wo  Handels- 
gerichte bestehen,  ein  Verwalter  aus  den  in  der  Liste  verzeichneten  Personen 
bestellt.  Pilr  umfangreiche  und  wichtige  Geschäftsbetriebe  werden  zwei 
Verwalter  hestdlt.  Einem  Yerwalter  kennen  aodi,  heim  Mangel  an  ander», 
mehrere  Oesdiiltsbetriebe  flbertragen  werden.*  (88) 

Anmerkungen: 

1.  Hinsichtlich  der  nichtkaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt 
Art.  10  der  gedachten  Beil.  III,  daß  das  Bezirksgericht  den  Konkurs- 
Terwalter  narh  s(nnem  Ermessen  ernennt,  Torzngsweise  am  der  Zahl  der 
vereideten  Rechtsanwälte  oder  anderer  zuverlässiger  Personen,  welche  von 
den  Gläubigern  angegeben  werden  und  die  ihre  Bereitwilligkeit  zur  Über- 
nahme dieses  Amtes  schriftlich  erklären.  Das  Gericht  ist  indessen  an  den 
Antrag  der  Gläubiger  nicht  gebunden  {Borowikoieeki  Kote  1  nnd 
Bui  dski  Note  1  und  2  zum  Art.  zit.). 

2.  Der  Konkursverwalt^  ist  nach  russischem  Becht  Vertreter  des 
Schuldners  nnd  der  Konkursmasse,  die  Konkurs  Verwaltung  dagegen 
des  Schuldners  und  der  Gläubigerversammlong  {Borovoikowski  a.  a.  0. 
Kote  2  und  Bardski  a.  a.  0.  Note  4).  Der  Verwalter  kann  aber  die 
vermögensrechtliche  VerwaUuiitrstätigkcit  und  die  Vertretung  des  Schuldners 
vor  Gericht  nur  mit  Zustimmung  der  Gläubiger  ausüben  LBardski  a.  a.  0. 
mid  Note  3  an  Art  525  HPO,  Borowikowski  Note  8  a.  a.  0.).  (24) 

§  421.  , Personen,  welche  durch  Verwandtschaft  mit  dem  Zahlungs- 
imflüiigen  Terhnnden  sind,  werden  als  Vorwatter  nicht  zugelassen.* 

§  422.  gDas  Gericht  hat,  nachdem  es  von  dem  Zahlungsunfähigen  dessen 
in  ixx  Stadt  befindliche  Gläubiger  erfahren  bat,  diese  durch  benrndeie 
Ladongen  an  einem  sehr  nahen  Termin  und  nicht  apAter  als  drei  Tage  nadi 
Eröffnung  des  Konkursverfahrens  behufs  AofBeichnung  des  Vermögens  und 

Torläufiger  Feststellung  der  Schulden  zusaaunenzuberufen.' 

§  42.1  „Im  Termine  wird  in  Gegenwart  der  Gläubiger,  und  falls  sie 
nicht  erscheinen,  in  Gegenwart  der  vereideten  Verwalter  dem  Zahlungs- 
unfähigen vor  Gericht  der  Eid  dahin  abgenommen,  daB  er  bei  Aufnahme  des 
Veneichnisses  s^es  Vermögens  und  Feststellung  der  Schulden  sein  ganzes 
Vermögen  ohne  jede  Veiheimlidrang  und  Betrag  oflembaren  werde.  Hierbei 
wird  ihm  Yom  Gericht  vorgehalten,  daB,  wenn  er  vor  der  Eidesleistung 
irgend  eine  Verheimlichung  seines  Vermögens  versucht  hat,  durch  ein  gegen- 
wärtiges Qestl^dnis  der  Versach  «nsgeglidtön  wird  ;  wenn  dagegen  der 
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Betrag  nach  der  BidesleistoiiK  entdeckt  irird,  «  eben  dadnicih  des  betett|^idien 
Bankrotts  flberftthrt  und  ohne  Schonung  allen  sehmi  Folg»  unterworfen 
wird."  <a&) 

A  n  in  p  r  k  n  n  ^  e  n : 

1.  Hinsichtlich  der  nichtkuuimaiinischen  ZahIungsuDfahij4keit  wird  im 
Art.  7  der  mehrerwähnten  Beil.  III  bestimmt,  daß  anstatt  der  durch  den 
i;  42.3  vorgeschriebenen  Eidesleistung  (des  Mrinifcstationseidesl  vom  Gemein- 
bchuldner  nur  eine  schriftliche  Verpllichtuug  dahin  erfordert  wird,  daß  er 
nichts  von  seinem  Vermögen  hei  8eite  gebracht  hat  oder  bringen  wird  bei 
Yemieidang  der  für  betriiglichen  Bankrott  vorgesehenen  Strafe. 

2.  Das  Geständnis  des  Schuldners,  Yermögensstücke  beseitigt  an 
haben,  rettet  zwar  diesen  (wenn  es  vor  Gericht  Tor  der  Hanifestfernng 
abgelegt  ist),  nicht  aber  seine  Mittäter  oder  Teilnehmer  vor  der  straf- 
rechtlichen Verantwortung  ißardski  I^ote  2  zu  Art.  516  (§  423  Ausg. 
1903)  HPO). 

§  424.  „W  enn  der  Schuldner  vor  der  Eidesleistung  erklärt,  daß  er  alle 
seine  Angelegenheiten  im  einaelnen  nicht  kenne,  oder  sidi  ihrer  nicht  erinnere 
vnd  sich  anf  seine  Angestellten  bernft,  so  werden  die  Angestellten  vor  Gerieht 
geladen  und  ebenfalls  vereidigt* 

§  425.  «Hieraul  (§  423)  begibt  sich  der  vereidete  Verwalter  ausanunen 
mit  den  anwesenden  Gl&nbigem  und  dem  Schnldner  in  dessen  Wohnung,  oder 
in  sein  Comptoir,  und  es  wird  in  Gegenwart  eines  Beamten  der  Polizei- 
behörde zur  Aufnahme  des  Yermögensverzeichnisses  und  Feststellung  der 
Schulden  geschritten." 

A  n  in  e  r  k  u  ii  g  e  n  : 

1  a)  Für  die  nichtkaufmännische  Zahlungsunfähigkeit  regelt  sich  das 
Verfahren  bis  zur  Erklärun;;  des  Schuldners  für  zahlungsunfähig  nach  den 
Art.  2i  ff.  der  Beil.  III.  liiernach  liegt  die  gesamte  in  diesem  425  und 
in  den  folgenden  voi^chriebene  Tätigkeit  dem  Gericht  oh  es  bat 
nach  Eingang  eines  Antrags  der  Glaubiger  auf  Konkurseröffnung  den 
Schuldner  (falls  er  nicht  im  Auslände  weilt},  mit  kurzer  Frist bestimmung 
ZOT  Vernehmung  vonnladen;  liegt  ein  Antrag  des  Schuldners  selbst  vor, 
so  sind  die  bekannten  anwesenden  Gläubiger  ungesäumt  zu  laden,  wobei 
die  anderen  (nicht  geladenen)  Gläubiger  au  dem  N'erfahren  sich  beteiligen 
kömmt.  Das  Verfären  beaweckt  eine  Anfkl&rung  der  Sache  und  schliefit 
entweder  mit  der  Ablehnung  des  AntiMi^s,  falls  die  vorgebrachten  Er- 
klärungen ihn  nicht  rechtfertigen,  oder  andernfalls  mit  der  Anordnung  der 
2ur  Feststellung  der  Vermögenslage  des  Schuldners  und  Siclmmng  seiner 
Person  erforderlichen  Maßnahmen.  Zu  diesem  Zwecke  liat  der  Schuldner 
den  im  Art.  7  (oben  Anm.  zu  ^  42.3;  bezeichueten  VerpHicbtungsschein  zu 
unterschreiben  und  sich  aneh  zu  verpflichten,  ohne  Genehmigung  des  Ge- 
richts sich  aus  der  Stadt  iiirlit  zu  entfernen  ;  das  Gericht  hat  sodann  für 
die  Aufnahme  eines  Verzeichnisses  und  einer  Abschätzung  des  gesamten 
Vermögens  des  Schuldners  zu  sorgen  (Art.  28  a.  a.  0.),  dies  nur  dann,  falls 
die  Gerichtsakten  vollständige  Klarstellung  des  Vermögens  nicht  ergaben 
ißoroir ikowsk i  Xote  2.  Bardaki  Note  2  zu  Art.  23  zit.  Ges.). 

Nach  Klarstellung  der  Vermögenslage  des  Schuldners  wird  auf  Autrag 
der  Gläubiger  ein  Hitglied  des  Gerichts  mit  der  Aufstellung  einer  Gesamt^ 
Übersicht  des  Vermögen«  auf  Grund  der  beigebrachten  Erklärungen  und 
Auskünfte  betraut  und  zugleich  ein  Termin  zur  müudlichen  Verhandlung 
mit  dem  Sdinldner  und  den  anwesenden  GUhibigarn  aiiberaumtiArt84a.a.0.jL 
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In  diesem  Tennine  hat  das  Qerieht  dann  anf  Gnmd  der  mfindlicben 

Verhandluntr  und  der  gedacht«!  Gesamtanfstrllnng  zu  befinden,  ob  das 
AkÜTTermögen  des  Schuldners  aar  Befriedigung  seiner  als  zweifellos  sich 
ergebenden  Sclinlden  ansreicht  oder  nicbt:  im  ersteren  Falle  wird  der 
Antrag  auf  Konkurseröffnung  abgelehnt,  in  letzterem  wird  der  Schuldner 
fttr  zahlungsunfähig  erklärt  {Axt.  25  a.  a.  0.)-  .Über  die  Liquidität  des 
Vermögens  ist  Note  ö  zu  §  386  zu  yergleicben.  Über  Stellung  des  Antrags 
seitras  der  Gläubiger  cf.  Note  6  zu  §  384. 

b)  Der  oben  unter  a>  angegebenen  vorbereitenden  Schritte  bedarf  es 
nicht,  und  das  Gericht  kann  ohne  weiteres  den  Schuldner  für  zahlungs- 
nnfUig  erklären  in  folgoiden  swei  Fallen: 

aa'  Wenn  rlor  Schuldner  selbst  seine  Zahlungsunfähigkeit  (§  405  Ziff.  1 
HPQ)  oder  die  Unzulänglichkeit  seines  Vermögens  (Art.  1222  Ziff.  1—7  CPO) 
dem  Oericlit  anzeigt,  oder  endlich  wenn  der  bei  Gericht  dngesahlte  Betrag 
(Art.  1214  a.  a.  O.i  zur  Deckung  aller  zur  Beitreibung  gestellten  Ansprüche 
nicht  ausreicht  und  der  Schuldner  andere  Decknngsmittel  nicht  angibt.  (27) 
In  diesem  Falle  Iftßt  das  Gericht  anf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger 
ungesäumt  den  Beschluß  über  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  ergehen 
(Art.  26  der  Beil.  III.).  Von  der  vorhergehenden  Vorladung  und  Ver- 
nehmung des  Schuldners  aber  kann  auch  hier  nicht  abgesehen 
werden  (Bai  dski  Note  1  und  Borowikotoski  Note  1  zum  zit.  Art.). 

bb)  Wenn  der  Schuldner  nach  Beginn  einer  Zwangsvollstreckung 
latitiert  (§  4Ü7  Ziff.  3)  oder,  was  dasselbe  ist,  sich  nach  dem  Auslande 
begibt  (Bardski  Note  zu  Art.  27  der  BeiL  m),  hat  das  Gericht  anf 
Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger  nach  deren  Angaben  die  Vernir)gens- 
lage  des  Schuldners  festzustellen,  und,  falls  die  Unzulänglichkeit  des  liquiden 
Yermdgena  desselben  zur  Declning  seiner  Schmiden  sieh  ergibt,  seine 
Zahlungsunfähigkeit  auszusprechen.  In  diesem  Falle  ist  auch  eine  Vor- 
ladung des  Schuldners  (z.  B.  wenn  sein  Aufenthalt  im  Aaslande  bekannt 
ist)  nicht  erforderlich  (Art.  27  a.  a.  0.). 

c)  Im  übrigen  finden  auch  auf  die  Fälle  der  nichtkaufniännischen 
Zahlungsonfahigkeit  die  Bestimmungen  der  üandelsprozeßordnung  Anwen- 
dung (Art  28  a.  a.  0.). 

d)  Bezüglich  der  Inhaftnahme  des  Söhnldners  ist  das  in  der  Kote  4 
zu  §  410  Gesagte  zu  vergleichen. 

e)  Anch  in  dem  Falle,  wenn  ein  übereinstimmender  Antrag  des 
Schuldners  und  der  Gläubiger  auf  In8()lvenz(>rklärung  des  ersteren  vor- 
liegt, hat  das  Gericht,  ohne  die  vorbereitenden  Maßnahmen  der  Art.  23 — 27 
a.  a.  0.  (oben  Not*;  la)  vorzunehmen,  dem  gemeinsamen  Antrag  zu  ent- 
qirecben  (Bardski  Note 2  und  Borowikotoski  Note2  zn  Art. 2ß a.a.O.). 

2.  In  diesem  Stadium  des  Verfahrens  (§  425\  d.  h.  vor  Einsetzung 
der  Konkursverwaltung,  liegt  die  Filicht,  den  Gemeinschuldner  vor  Gericht 
in  Prozessen  zu  Tertreten,  denn.  Konknrsrorwalter  gemeinschaftlich 
mit  den  anwesenden  Gläubicrcrn  ob,  §  429  (Bardski  Note  1 
und  2  zu  Art.  521  (§  425  Ausg.  1Ü03)  HPO).  Dem  Verwalter  allein  ohne 
Znstlmmiing  der  anwesoiden  Gläubiger  steht  dfeses  Recht  nicht  xn 
(a.  a.  0.  Note  3),  einer  foimelleii  YoUmadit  von  ihnen  bedarf  er  allerdings 
nicht  (a.  a.  0.  Note  6). 

§  426.  „Der  vereidete  Verwalter  und  die  anwesenden  Gläubiger  treffen 
alle  nötigen  Maßnahmen,  daß  das  Verzeirhnis  über  das  gesamte  Vermögen 
des  Schuldners,  an  Waren,  Sachen,  an  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut 
mit  Klarheit  aufgenommen  wird,  daß  aus  den  Büchern  des  Schuldners  und 
dessen  schriftlichen  Dokomenten  seine  ganze  Lage  sowohl  hinsiehtMch  des 
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Vermögens  wie  der  Schulden  mit  mOgliditfcer  Deatiichfceit  oihn  gelegt  wird. 

Zn  diesem  Zwecke  wird  nicht  allein  der  Scbülditer  selbst  ttber  alles  befragt, 
sondern  es  werden  auch  zur  Erklärung;  von  Einzelheiten  seine  Angestellten 
in  die  Versainmlung  geladen  und  befragt,  selbst  eidlich,  wenn  dies  nötig 
erscheint.  \\  eun  der  Schuldner  aber  sich  unbekannt  verborgen  hält,  so 
werden  Aber  sein  Vnmfigen  andi  seine  Fran  nnd  seine  ToUljlbrigeD  Kinder 
befragt,  jedoch  uneidlidi.* 

§  427.  „Aas  allen  diesen  Ermittelungen  (§  42G)  wird  eine  vorlftnfige 
Gesamtaufstellung  über  die  Lage  des  Schuldners  an  Schulden  und  Vermögen 
zusammenffestcllt  und  mit  der  Unterschrift  des  Vorwalters  und  aller  Personen, 
welche  bei  der  Aufnahnu;  des  Vermügens  zugegen  waren,  dem  Qcricbt  zur 
Kenntnisnahme  eingereicht." 

§  488.  ,Nach  Einreichung  dieser  AnfsteHong  427)  wird  der  Tereidete 
Y&rmXtet  vom  Ctocicht  xnsammen  mit  den  anwesenden  OlSnhigem  zur  y«r> 
waltang  der  Masse  bis  znr  Eröffnung  des  Konkurses  ermächtigt»  nnd  demzu- 
folge nehmen  sie  alle  an  die  Adresse  dt  s  Zahlungsunfähigen  gesandte  TJriefe, 
Gelder  und  Waren  in  Empfang,  zahlen  die  Abgaben  und  verfahren,  mit  einem 
Worte,  in  allem  wie  es  einem  guten  Hausherrn  zukommt,  erstatten  dem 
Gericht  wöchentlich  genauen  Bericht  und  unternehmen  nichts  und  lassen 
nichts  zu,  was  xnm  Nachteil  der  ihn«i  anTertianten  Yerwaltnng  gereicht. 

§  429.  „Der  Verwalter  nnd  die  anweaendai  Olftnhiger  können  snm 
Verkauf  der  dem  Verderben  ausgesetzten  Sachen  schreiten  und  diesen  Verkauf 
entweder  durch  Vermittelung  eines  Maklers  an  der  Börse,  oder  in  öffentlicher 
Versteigerung,  jedoch  nicht  anders  als  mit  Genehmigung  des  (Jericbts  bewirken." 

§  430.  ^Das  unbewegliche  Vermögen  des  zahlungsunfähigen  Schuldners 
TerUeibt  nntor  Sperre,  das  bewegliche,  mit  Ansnahme  der  notwend%en 
Kleider  und  Sachen,  nnter  Arrest.  Für  dm  UntOThalt  des  ZaUnngsiuifth^^ 
nnd  sdner  Familie  wird  der  vnmng&nglich  nötige  Betrag  ans  seinem  Ver- 
mögen nach  Bestimmung  der  anwesenden  Gläubiger  mit  Genehmigung  des 
Gerichts  freigestellt  Der  Zahlungsunfähige  selbst,  der  im  Anfang  bei  seiner 
Erklärung  als  zablungsiinfaliig  in  Haft  genommen  wurde,  verbleibt  darin 
weiter,  den  anwesenden  (i  lau  bigern  steht  es  jeduch  hierbei  frei,  wenn  sie 
konen  Verdadit  des  betraglichen  Bankrotts  haben,  ihn  nach  einstimmigen 
Beschlnfi  ans  der  Haft  zu  befreien,  wenn  er  zuvwlftssige  BOi^gschaft  dafür 
stellt,  daS  er  bis  zur  Beendigung  des  Verfahrens  ans  der  Stadt  sich  nidit 
entfernen  wird.*  (28) 

Anmerkungen: 

1.  Sind  die  Familienmitglieder  des  Schuldners  außer  stände  sich  selbst 
zn  erhalten,  und  kann  ans  der  Konkursmasse  ans  Hangel  an  Mitteln  ihnen 
der  Unterhalt  nicht  gewährt  werden,  so  hat  das  Gericht  die  Haftentlassung 
des  Schuldners  zu  verfugen,  damit  dieser  für  seine  Familie  sorge,  falls  die 
GlXnbiger  einen  Antrag  anf  Haftentlassnug  nidit  stellen  nnd  sieh  auch 
nicht  bereit  erklären,  den  Unterhalt  der  Familie  aus  ihren  eigenen  Mitteln 
zu  bestreiten,  wozu  sie  in  diesem  Falle  verpflichtet  sind,  wenn  sie  darauf 
beharren,  daß  der  Schuldner  in  Haft  bleibe.  Idegen  aber  die  Anzeieben 
für  betrttglidien  Bankiott  vor,  dann  liegt  die  Verhaftong  im  Interesse  der 


Digitized  by  Google 


Das  rassische  Konkursrecht. 


51 


öffentlichim  Rechtspflege  und  nicht  der  Qlttubiger,  und  eine  Untlassunir  des 

Schuldners  aus  der  Haft  ist  in  diesem  Falle  ausgeschlossen,  sollte  ;nich 
dessen  Familie  durch  seine  Yerhaitung  ihres  Ernährers  beraubt  sein.  Dies 
nimmt  der  R^enoide  Senat  in  konstanter  Rechtspreehnng  an  CG  rebner 
und  Dobrotoolsk i  No.  452 — 457).  Zu  der  Familie  einer  Person,  welcher 
sie  den  Unterhalt  zu  gewähren  gesetzlich  verpflichtet  ist,  gehören  nach 
106,  178  GiTilkodez  denn  Frau  ond  Kinder.  Hinsichtlich  der  Bltem 
bestimmt  zwar  §  194  a.  a.  0.  ebenfalls,  daß  die  Kinder  ihm  n  T^ntrrh;i]t  zu 
gewähren  haben,  falls  sie  arm  und  altersschwach  oder  kranic  sind,  der 
Regierende  Senat  legt  diese  Bestimnmng  jedoch  dahin  ans,  daß  die  im 
§  194  a.  a.  0.  ausgesprochene  Unterhaltspflicht  keine  gesetzliche,  sondern 
nur  eine  sittliche  und  daher  eine  höchstpersönliche  ist  (Boroicikowski 
Note  1  zum  zit.  §).  Demzufolge  hat  der  Senat  in  seiner  Entscheidung 
vom  1.6. 1900  unter  No.  1306  angenommm,  dafi  die  Verpflichtung  des  in 
Haft  befindlichen  Gemeinschuldners  seine  Eltern  zu  erhalten  auf  die  Konkurs- 
gläubiger, welche  seine  V(!rhaftung  beantragten,  nicht  übergeht  (Gr ebner 
und  Dobrotcolski  No.  4öB  S.  257). 

2.  Der  Schuldner  muß,  auch  wenn  er  unter  den  Voraussetzungen  des 
§  430  letzten  Satzes  von  der  Haft  befreit  ist,  gleichwohl  in  der  Stadt,  wo 
das  Konkarsverfahren  schwebt,  bleiben  und  d^urf  sich  aus  derselben  ohne 
Zustiminnn<r  der  Gläubiger  nicht  entfernen,  da  er  andernfalls  des  Hechts 
verlustig  geht,  seine  Interessen  im  Konkurse  zu  vertreten  und  gegen  die 
Beschlflne  der  KonknrsTenraltong  Rechtsmittel  einznl^pen  (Bardaki 
Note  1  n  Art.  528  (§  480  Ausg.  llOS)  HFO). 

Seekgtm  Kapitel. 

Von  der  Wahl  der  Kuratoren  und  der  Binsetzang  der 

K  0  n  k  n  r  s  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 

§  431.  »Sobald  der  den  Forderungen  nach  bevorzugte  Teil  der  Gläubiger 
persönlich  oder  durah  Berollm&chtigte  erschiai»!  ist,  bestimmt  der  Tweidete 
Verwalter  ohne  Vemg  einen  Tag  nur  Versammlnng  snm  Zwedce  der  Wahl 
Ton  Knzat<nen  nnd  der  Binsetanng  einer  Konkorsr^rwaltiing.* 

Anmerkungen: 

1.  Unter  dem  den  Forderungen  nach  bevorzugten  Teil  der  Gläubiger, 
von  welchem  in  diesem  Paragraphen  die  Rede  is^  ist  der  am  Orte  des 

Konkursgerichts  anwesende  Teil  der  Gläubiger  zu  verstehen,  diese  sind 
deswegen  bevorzugt,  weil  sie  am  ehesten  dazu  berufen  sind,  ihre  Interessen 
wabrznnelmien.  Diese  Qlftnbiger,  welchen  nach  §  416  die  Frist  rar  Fordemngs- 

anmeldung  auf  zwei  Worlicii  bemessen  ist,  sind  gesetzlich  „ohne  Verzug" 
zur  Vornahme  der  Wahl  und  Konstituierung  der  Konkursverwaltung  zu 
hemfen.  bidessen  nimmt  der  Regierende  Senat  an,  daß  diese  Binberafong 
nicht  vor  Ablauf  der  erwähnten  im  §  416  zur  Anmeldung  der  Forderung 
bestimmten  Frist  erfolgen  kann  (Gr ebner  und  Dobrotcolski  No.  477, 
478  S.  266  f.).  In  einer  früheren  Entscheidung  allerdings  (vom  15. 10.  1892 
No.  1277)  Int  der  Senat  die  Einberufung  dieser  ersten  konstituierenden 
Gläubigerversammlung  auch  schon  vor  Ablauf  jener  zweiwöchigen  Frist 
des  §  416  für  gesetzmäßig  erklärt.  Diese  ältere  Entscheidung  dürfte  dem 
klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  mehr  entsprechen ;  denn  nach  dem  §  431  sind 
die  Gläubiger  zu  berufen,  „sobald"  sie  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte 
am  Orte  des  Konkursgerichts  erschienen  sind.  Von  irgend  einer  Frist  ist 
die  Bede  nicht. 

2.  Legitimiert  an  dieser  Versammlung  teilzunehmen  ist  jeder  am 
Orte  des  Konkursgerichts  anwesende  Gläubiger.  Wie  diese  Gläubiger- 
eigiaischaft  festmstellen  ist  —  daittber  bestimmt  das  Qeseti  niebts,  nnd 
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da  Tor  Konstituiernng  d«r  Konkomerwaltung  niemand  berechtigt  ist,  die 
angemeldeten  Forderungen  zn  prüfen  —  dies  hat  vielimhr  später  die 
Konlrarsverwaltang  zu  tun  —  so  hat  auch  der  Senat  zunächst  angenommen 
(Bardski  zu  Art.  524,  525  (|§  431,  432  Ausg.  1903)  Note  6).  daß  die 
bloße  Anmeldun^r  der  Fnidf  rnnp  zur  Beteiligung  an  der  ersten  Gläubiger- 
versammluDg  legitimiere.  In  seiner  späteren  Judikatur  aber  verlangt  der 
Senat  nicht  nur  Anmeldung  sondern  Glaubhaftmachung  der  Fordenmg 
durch  Vorlegung  der  darauf  bezüglichen  Urkunden,  und  daß  das  Konkurs- 
gericht za  diesem  Behufe  die  augemeldeten  Forderungen  einer  vorgängigen 
nttfnng  anf  ihre  Richtigkeit  unterziehen  könne  (Grebner  und  DobrO' 
icolski  No.  4H3  S.  268  a.  a.  0.  Note  H  7.  10:.  Hiermit  steht  allerdings 
eine  spätere  Entscheidung  (a.  a.  0.  Isotc  6)  im  Widersprach,  wonach  cUe 
Anmeldung  der  Pordemng  in  der  ersten  OlKubigerversammlnng  selbst  beim 
Konkursverwalter  unter  Vorlegung  der  darauf  lu  zilu'^lirlii  n  Dokumente  zur 
Teilnahme  an  dieser  Versammlung  legitimiere,  wo  natürlich  eine  vorgängige 
Prttfang  der  angemeldeten  Forderung  dnrch  das  Konknn^richt  gamiont 
möglich  ist.  Jedenfalls  soll  diese  Prüfung  der  Forderungen  der  Gläubiger 
zur  Feststellung  der  Legitimation  der  (iläubiger  zur  Beteiligung  an  der 
ersten  Gläuhigerversammlung  das  Gericht  nicht  von  Amtswegen  sondern 
auf  begründete  Bemängelung  seitens  anderer  (iläubiger  vornehmen  und  sidl 
lediglich  darauf  beschränken,  festzustellen,  ob  die  aniremeldete  Fordernncf 
prima  facie  begründet  ist  (G  rebnc r  und  Uubrutculaki  a.  a.  U. 
No.  484fr.  S.  269£). 

§  4S2.  .Zu  diesem  Zwecke  (§  431)  erscheinen  alle  anwesenden  Gläubiger 
am  bestimmten  Tage  vor  Gericht  und  wählen  nadi  Stimmenmehrheit  swei 
oder  mehr  Kuratoren  ans  den  anwesenden  Glftubigon  und  einen  Vorsitzenden. 
An  dieser  Versammlung  nehmen  auch  die  von  den  staatlichen  B<>hörden  und 
Kreditinstituten,  die  an  der  Masse  beteiligt  sind,  gesandten  Bevollmächtigten  teil/ 

Anmerkungen: 

1.  a)  Hinsichtlich  der  nicht  kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit  be- 
stimmt der  Art.  16  der  Beil.  III,  lail  für  den  Fall  der  Unmöglichkeit  der 
Konstituierung  einer  KonkursvorwalTung.  nämlich  beim  Miingd  der  genü- 
genden Anzahl  Gläubiger  ^mindestens  müssen  es  drei  seini,  das  Gericht  die 
Obliegenheiten  der  Konkursverwaltung:  die  Ermittelung  des  VermögenB 
des  Schuldners,  die  Veräußerung  desselben,  die  Prozeßführung,  dem  Kcmkurs- 
verwalter  (dem  , vereideten  Verwalter")  überträgt,  wobei  Schuldner  und 
Gläubiger  die  Ersetaung  des  bereits  ernannten  Verwalters  durch  einen 
andrrf  ii  beantragen  können.  Dagegen  kann  dem  Verwalter  nicht  die  Ver- 
püichtuug  auferlegt  werden,  die  einzelnen  Forderungen  in  die  verschiedenen 
BaaghlasBeD  einzureihen,  den  Yerteilnngsplan  auj^ustellen,  einen  BeseMnß 
über  die  Art  der  Zahlungsunfähigkeit  und  über  die  persönliche  Lage  des 
Schuldners  zn  fassen.  Diese  Tätigkeit  liegt,  beim  Nichtbestehen  einei*^ 
Konknrsverwaltung  dem  Gerichte  selbst  ob  (Baräski  Note  6,  Boro- 
toihoic sT: i  Xotr  2  zum  zit.  Art.). 

b)  Aach  im  Falle  der  nichtkaufmännischen  Zalilongsunfähigkeit  steht 
das  Recht  der  Verwaltung  der  ICasae  und  ihrer  Vertretung  in  Prosessen  vor 
Goicht  nicht  dem  Verwalter  allein,  sondern  der  Konkurs  vorwaltung, 
d  h.  den  Kuratoren  in  Gemeinschaft  mit  dem  Verwalter  zu  (Art.  21 
CPO  Baräaki  Note  2  a.  a.  0.),  und  nur  b^m  Niehtbestehen  einer  Kon- 
kursverwaltung übt  dieses  Recht  —  wie  unter  a)  au«gdttlat  —  der  Vo^ 
Walter  allein  aus. 

c)  Wenn  die  Konkursverwaltung  oder  der  Verwalter  (in  dem  oben  unter 
»)  beseidhnetCT  I^dle)  die  Vertretung  in  dem  einen  oder  andwen  Redhta- 
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streit  ablebnen,  so  haben  sie  auf  Verlangen  der  Ol&nbiger  oder  des 

Schuldners  (ine  Beschcinitrung  darüber  auszustt'llen,  und  dann  hat  der 
Schuldner  selbst  das  Kecbt  in  den  Prozeß  einzutreten,  auch  die  Gläubiger 
können  den  Prozeß  den  der  Verwalter  oder  die  Verwaltung  zu  führen 
ablehnt,  aufnehmen  (Art.  21  CPO  Bardski  a.  a.  0.  i*fote  3,  Boruwi' 
kowski  Note  13  zum  zit.  Art.).  Dieses  gilt  übrigens  auch  für  die 
kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit. 

d)  Die  Konkursverwaltung  (bezw.  der  Konkursverwalter)  untersteht 
der  Aufsicht  des  Konkursgerichts,  welches  zu  jeder  Zeit,  auf  Antrag  des 
Schuldners  oder  der  Gläubiger,  den  (xcschäftsgang  der  Verwaltung  revidieren 
und  wegen  etwa  entdeckter  Unregelmäßigkeiten  Aber  die  Mi^lieder  der 
Konkurs  Verwaltung  und  über  den  Konkursverwalter  Disziplinarstrafen 
durch  Abzug  eines  Teils  der  ihnen  zusteheudeu  Vergütung  —  nicht  Uber 
den  yierten  Teil  —  y«rh&ngen,  nnd  bei  idiweferai  VwMilmigen  straf" 
rechtliche  Verfolgung  herbeiführen  kann  (Art.  16  der  zit.  Beil.y  Auch  von 
Amtswegen  hat  das  Konkursgericht  bei  offenbaren  Verstößen  gegen  gesetz- 
liche BMtimmnngen  öffentHchreehtlicher  Nator,  z.  B.  bei  d«r  üngea^Ueh- 
keit  der  vorgenommenen  Wahlen,  einzugreifen  und  die  ungesetzlichen 
Beschlüsse  der  Verwaltung  aufzuheben  (Ba  rd.sk i  Note  1  zum  zit.  Art.).  (29) 

e)  Alle  Entscheidungen  des  Konkursgerichts  können  in  Gemäßheit  der 
Bestimmungen  der  CSTilprozeßordnung  durch  Beschwerde  angefochten  werden. 
(Tot^en  Entscheidungen,  welche  die  Natur  von  Urteilen  haben,  ist  das  Rechts- 
iiiitt^^l  der  Berufung  (Appellation)  und  dann  weiter  der  Revision  (Kassation) 
ge!,^(  bi  n  (All.  17  und  18  der  zit.  Beil.).  Die  Beschwerde  ist  innerhalb  einer 
Notfrist  von  zwei  Wochen  bei  dem  Konkursgericht  und  zwar  durch  Ver- 
mittelung  der  Konkurs  Verwaltung  einzulegen.  Die  Frist  wird  vom  Tage 
der  Mitteilung  der  angefochtenen  Entscheidung  gerechnet  (Art.  784—791 
CPO  und  Bardski  Note  4  zum  zit.  Art.  17i,  die  Berufungsfrist  beträgt 
einen  Monat  (Art.  18  der  zit.  Beil.  und  Art.  748  CPO).  Nach  ausdrück- 
Uober  Bestimmung  des  Gesetses  (sit.  Art.  18)  ist  die  Berofnng  von  Qeriobts- 
kosten  befreit. 

Die  Entscheidangen  des  Konkursgerichts  über  Eröfinung  des  Konkurs- 
▼erfehrens  (Erklirnng  des  Sofanldners  nlr  sablnngsiralShig)  sowie  Aber  die 

Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  (ob  unglücklicher,  fahrlässiger  oder  hetrüg- 
licher  Bankrott)  sind  Urteile  und  können  nur  mit  der  Berufung  bezw. 
Berision  angefochten  werden  (Baräaki  Note  8  nnd  85  snrn  sit.  Art.  18), 
die  Senatspraxis  ist  aber  hier  sehr  schwankend.  Die  Entscheidungen  über 
Bhueihung  der  einzelnen  Forderungen  in  die  bestimmten  Bangklaasen 
(§§  503  ff.  HPO),  oder  Uber  den  Ausschluß  von  Forderungen  ans  don 
Schuldenverzeichnis  können  von  den  Beteiligten  durch  Beschwerde  und 
Kassation  angefochten  werden  (Bardski  Note  14,  17,  19,  23  zum  zit. 
.Art.  18,  Bo row ikowski  Note  4  u.  a.  zum  Art.  18).  Gegen  die  Ein* 
rt  i"  I  i  '  der  einzelnen  Forderungen  in  diese  oder  jene  Rangklasse  können 
aucli  die  anderen  (rliinbitier.  (iie  nicht  Inhaber  der  betroffenen  Fordernngen 
sind,  Rechtsmittel  einlegen  {Bardski  Nute  14,  18,  1*J  u.  u.  zum  zit. 
Art.  18),  wobei  für  den  Gläubiger,  der  nicht  Inhalwr  der  festgesetzten 
Forderung  ist,  die  zweiwöchige  Beschwerdefrist  von  dem  Zeitpunkt  zn 
rechnen  ist,  wo  er  von  der  Festsetzung  der  Forderung,  die  er  anfechten 
will,  Kenntnis  erlangt  hat  (a.  a.  0.  Note  3  m  Art.  17). 

2.  Von  dem  Termine  der  Gläubi^erversammlung  Cvon  welcher  der 
§  432  spricht)  sind  die  am  Orte  des  Konkursgerichts  anwesenden  Gläubiger 
durch  Ididangen,  die  answftrtigen  doroh  Bekanntmachangen  in  den  Zeitungen 
in  Kenntnis  zu  setzen  (Bardski  Note  12.  i;^  zu  diesem  Paragraphen!.  (30) 

3.  Der  Plandgläubiger,  d.  h.  derjenige  Gläubiger,  dessen  Forderung 
dnioh  Pfand  gesichert  ist,  wird  als  Konkarsgl&nbiger  nicht  angesehen,  er 
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kann  daher,  soweit  seine  Fordenmg  dmoh  das  Pfand  gedeckt  ist,  an  der 

Gläubigerversammlung  nicht  teilnehmen  {Bardski  a.  a.  0.  Note  141.  Dem- 

fegenUber  erkennt  eine  Entscheidung  Yom  11.9.1897  (bei  Gr  ebner  and 
tohrowolski  No.  486  S.  271  f.)  einem  solchen  Phndgläubiger  das  Recht 
der  Teilnahme  am  Konkurse  zu,  und  zwar  deshalb,  weil  der  Schuldner 
zwar  berechtigt  ist,  das  Pfand  dem  Gläubiger  als  Abgeltung  seiner  Forderung 
zu  ttberlassen,  daß  er  aber  andererseits,  eb^o  wie  die  anderen  Ol&nbiger, 
den  öffentlichen  Verkauf  des  Pfandes  verlangen  könne,  in  welchem  Falle 
für  den  Ausfall  der  Schuldner  haftet  (Alt.  63  fi.  des  Gesetaes  Uber  ävü- 
reclitliche  Beitreibungen). 

4.  Der  persönliche  Gläubiger  eines  Gesellschafters  ist  nicht  berechtigt, 
an  dem  Konkurse  der  i'üffeneni  Handelstjesellschaft  teilzunehmen,  weil  auch 
das  persönliche  Vermögen  zwar  der  üesellschafter  zur  Deckung  der  Gesell- 
sebaltsschuldcn  herangezogen  wird,  die  Gläubiger  der  Gesellschafter  aber 
nur  auf  das  Ans]truch  haben,  was  den  Anteil  ihres  persönlichen  Schuldners 
ausmacht,  und  das  ist  dasjenige,  was  von  seinem  persönlichen  Vermögen 
nach  Befriedigung  der  Gesellschaftsglftubig«'  ttbiig  bleibt  {Qrehner  JoA 
JOobrotcoLski  No.  4!)H  S.  276). 

5.  Die  Gläubigerversammlung  wird  als  gesetzmäßig  zustande  gekommen 
eraebtet,  wenn  awd  Drittel  aller  benannten  Olinbiger,  d.  h.  derjenigen,  die 
ihre  Forderungen  angemeldet  habon,  am  Orte  des  Konkursgerichts  bis  zu 
dem  Tage,  an  welchem  die  Versammlung  stattündet,  erschienen  und  von 
dem  für  die  Versammlung  angesetsten  Termin  durch  Ladungen  in  Kenntnis 
gesetzt  sind.  Beschlußfähig  ist  sodann  die  Gläubit^erversammlung,  auch 
wenn  in  ilir  noch  so  wenig  Gläubiger  erschienen  sind  (Senatsentscbeidung 
yom  29.  9.  1882  bei  Baräski  a.  a.  0.  Note  16,  auch  Gr  ebner  nnd 
Dobrowolsk i  Nu.  479  S.  267).  Selbstverständlich  müsst^n  aber  so  viele 
Gläubiger  erschienen  sein,  daß  eine  Beschlußfassung  nach  Stimmen- 
mehrheit möglich  ist.  (31) 

§  483.  „In  den  allgemeinen  Versammlungen  der  (iUiubiger  des  znlilmigs- 
unfähigen  Schuldners  432,  451,  453,  517,  519)  wird  die  MehrheiL  der 
Stimmen  niofat  nach  der  Zahl  der  rie  abgebenden  Fersonea,  sondern  nach  der 
Hohe  der  Fordemngsbetrttge  gerechnet*  ^ 

§  434.  Die  Kuratoren  können  auch  aus  unbeteiligten  Personen  mit  der 

Toa  ihrer  Seite  erklärten  Zustimmung  gewählt  werden/"  (Ji3) 

§  435.  „Wenn  innerhalb  zweier  Wochen,  von  der  ersten  anberaumten 
Gläubigerversammlung  gerechnet,  die  Kuratoren  nicht  gewählt  sind,  so  er- 
nennt sie  das  Gericht  (§  3S4),  auf  diesbezüglichen  Bericht  des  vereideten 
Twwalters,  ans  den  anwesenden  Glftnbigeni.*  (84) 

Anmerkungen : 

1.  Eine  ungültige  Wahl  ist  gleichbedeutend  mit  einer  garnicht  vor- 
genommenen Wahl,  eine  solche  ungültige  Wahl  hat  auch  das  Gericht  von 
Amtswegen  zu  kassieren  {Bardski  Note  15  a.  a.  0.). 

2.  Diejenigen  Personen,  welche  bei  der  Wnhl  in  der  Gläubigerver- 
sammlung in  der  Minorität  geblieben  sind,  kann  das  Gericht  (im  Falle  des 
§  435)  zu  Kuratoren  nicht  bestellen  {Grebner  und  Dobrotooleki 
Ko.  494  S  27(Vi 

8.  Die  sü  vom  Gerichte  bestellten  Kuratoren  haben  kein  Becht,  das 
Amt  ohne  gesetalicbe  GrOnde  absulehnen  (a.  a.  0.  Ko.  496). 

4.  Die  Bestimmung  des  §  421,  wonach  Verwandte  des  Schuldners 
zu  Verwaltern  nicht  gewählt  werden  dürfen,  greift  bezüglich  der  Kuratoren 
nicht  Plata ;  bei  letzteren  ist  ihre  Verwandtschaft  mit  den  Ooneinachnldnffln 
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kein  Uindernngqgnukd  (a.  a.  0.  No.  491  S.  275;  Bardski  teilt  in  Note  1 
zum  §  zit.  eine  gegenteilige  Entscheidung  des  Senats  mit,  wonach  die  Vor- 
schrift des  g  421  auch  hier  Platz  greifen  soll.  Diesen  Standpunkt  yom 
Jalire  1884  wlieliit  aber  der  Senat  angegeben  lu  haben). 

§  i'66.  ,Daä  Amt  des  Vorsitzenden  kann  nach  Ermessen  der  Gläubiger 
dem  Tweidetoi  Yenrolter  llbertr^pen  werden.  Es  steht,  ihm  frei,  dasselbe 
annmehmen  oder  atumudilagen.  Im  lUle  edner  AnsiicJilagniig  wird  der 
Vorsitzende  aus  denselben  Fronen  ernannt^  ans  doien  die  Knratoren  ge- 
wühlt  werden." 

§  437.   ^em  Verwalter  und  jedem  der  Kuratoren  ist  es  verboten, 

Forderungen  anderer,  an  der  Konkursmasse  beteiligter  Gläubiger  auf  ihren 
oder  fi(  luden  Nanten  zu  kanfen  bei  Vermeidong  der  Nichtigkeit  der  ganzen 

Forderung." 

>;  438.  .,Die  Konkursverwaltung  ist  eino  (iffontliche  Behörde,  welche  in 
den  ihr  übertragenen  Sachen  bis  zu  deren  Beendigung  die  untere  Instanz  des 
Handelsgerichts  darstellt.  Iji  dieser  Eigenschaft  verkehrt  sie  mit  allen  gericht- 
liebcn  und  anderen  Behörden,  besitst  ihr  eigenes  Siegel  nnd  die  nötige  Zahl 
Sdviftfflhrer  nnter  der  Aafsieht  des  Vorsitsenden.* 

Anmerkungen: 

1.  Nach  §  488  ist  die  Konkursverwaltung  —  unter  welcher  übrigens 
nicht  die  eigentliche  Verwaltung,  die  ungefähr  einem  Gläubigerausschuß 
gleich  ist,  SOttdom  die  ganze  Verwaltungsorganisation  einschließlich  der 
Glänbigerversammlung  zu  verstehen  ist  {Bardski  Note  2  zu  zu  Art.  531 

438  Ausg.  liK)3)  —  eine  öffentliche  Behörde  und  bildet  die  unterste 
Instanz  des  Handel8g<Tii  Ins,  ihre  Beschlüsse  werden  demnach  mit  der 
Beschwerde  eben  an  das  Handelsgericht  angefochten.  Diese  ihre  Stellung 
einer  Gerichtsbehörde  unterer  Instanz  steht  der  Konkursverwaltung  jedoch 
nur  hinsichtlich  der  Prüfung  der  Forderungen  der  Gläubiger  gegen  den 
Gemeinschuldner  zu,  überhaupt  hinsichtlich  aller  Funktionen,  die  mit  dieser 
Prüfung  der  gegen  den  Gemeinschuldner  geltend  gemachten  Forderungen 
%nd  deren  Deckung  verbunden  i^d.  Wenn  aber  Forderungen  nicht  gegen 
den  Gemeinschuldncr,  sondern  ge^'en  die  Konkursverwaltung  selbst  geltend 
gemacht  werden,  so  hat  sie  nicht  mehr  die  iStellung  einer  Behörde,  sondern 
einer  Partei:  solche  Forderungen  müssen  auf  ordnungsmäßigem  vor 
Gericht  erhoben  werden,  vor  welchem  die  Konkursverwaltung  wie  jede 
andere  Partei  ihre  Interessen  wahrzunehmen  hat  {Bardaki  Note  1  a.  a.  0., 
GrehHer  und  Dobroteolski  No.  499  S.  277f.);  überhaupt  ist  ihr  die 
Stellung  einer  Behörde  nur  gegenüber  den  Gläubigern  des  Schuldners,  nicht 
aber  gegen  dritte  Personen  be^elegt;  so  kann  sie  gegen  dritte,  welche  der 
Hasse  vermOgensstücke  Torenthalten,  nur  im  Wege  der  Klage  vorgehen 
{Grebner  und  DobrowolsJn  No.  501,  ö02  S.  278 ff.).  Andererseits  aber 
kann  die  Konkursverwaltung  als  Vertreterin  der  Interessen  der  Gesamtheit 
der  Gläubiger  auch  ihrerseits  Verfügungen  des  (Jerichts,  welche  diese 
Interessen  berühren,  z.  B.*  die  Einreihung  einer  Forderung  in  eine  bestimmte 
Kategorie,  durch  Rechtsmittel  anfechten  {Bardski  a.  a.  0.  Note  T). 

2.  Die  Bedeutung  der  Konkursverwultung  als  Behörde  liegt  auch 
darin,  daß  sie  im  Bereiche  des  ihr  zugewiesenen  Tätigkdtskreises  an  die 
Anträge  der  Gläubiger  nicht  gebunden  ist;  diese  haben  nur  das  Recht  der 
Beschwerde  gegen  die  Beschlüsse  der  Verwaltung  {Grebner  und  IJobro- 
fßoUki  No.  612  S.  286). 
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:i  Ihre  Reschlüsso  hat  die  Konkarsverwaltung  als  Behörde  mit  der 
Unterschrift  ihrer  Mitglieder  zu  versehen,  and  nur  die  so  unterschriebenen 
Beschlflsse  haben  Bechtsgülti^keit  (Bardski  Not«  8  zu  Art.  533  440 
Ausg.  1903)  HPO),  Die  von  dt  r  \  crwaltung  erteilten  Auskünfte,  die  er- 
lassenen Verfügungen  usw.  haben  die  Bedeatnng  behönUiolitf  Urkonden 
(a.  a.  0.  Note  4  zu  §  4:^i. 

§  439  .Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Versammlungstage,  wahrt  die 
Ordnung  bei  den  Beratungen,  eröffnet  und  schlieft  die  Versammlung.  Unter 
ieiiier  Anfsicht  wird  für  jede  Sitsmig  ein  Joonial  gefOiurt.'  (35) 

§  440.  «Die  Bntaclidditiigeii  der  Eonknnyerwaltiuigai  weiden  gefaßt 
und  znr  Ansftthning  gebracht  nach  Stimmenmehrheit ;  im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.' 

$5  441  .Die  Einsetzung  der  Konkursverwaltuntr  wird  der  Polizeibehörde, 
auf  der  Börse,  in  den  Zeirungen  beider  Residenzstädte  und  in  den  Senats- 
anzeigen  bekannt  gemacht.' 

§  442.  «Alle  Angelegenheiten.  Oeanche  und  Anliegen,  die  mm  Beatande 
ICaaae  geiittien,  gelangm  mmittelbar  an  die  Konkaiarerwaltiiiig.  An 
sie  wird  auch  der  game,  frflher  hei  Oeridit  darüber  gefOhrte  St^riftrerltdur 
abgegeben." 

§  443.  ,Wenn  die  Zahl  der  anwesenden  Gläubiger  weniger  als  drei  ist. 
80  wird  eine  Kunkursverwaltung  nicht  eingesetzt,  sondern  es  werden  die 
darauf  bezüglichen  Obliegenheiten  von  derjenigen  Gerichtsbehörde  wahrge- 
nonunm,  in  deren  Geachftftabereich  das  InsolyenzTer&ihren  eröffnet  worden  ist." 

Anmerkung: 

Die  Übernahme  der  Geschäfte  der  Konkursverüs  altung  auf  das  Gericht 
im  Falle  des  §  443  erstreckt  sich  lediglich  auf  die  Geschäftsleitung,  nicht 
anch  aof  die  Beitreibung  von  Forderungen,  die  das  Gericht  den  Oliabigem 
wa  ttberlassen  liat  {Qrebner  und  Doörotoolsfci  Jio.  öll). 

§  444.  .Jeder  Ql&nbiger  hat  das  Becht,  in  die  KonknrsTersammlung 

(Konkursverwaltung,  d.  Ü.)  zu  kommen,  um  sich  über  seine  Angelegenheiten 
zu  erkundigen,  und  die  Kuratoren  sind  Torpflichtet,  ihm  alle  Mitteilungen 
Über  den  Stand  der  Masse  zu  machen.*' 

Siebentes  Kapitel. 

Von  der  Aufsicht  über  die  G esch ilf t sftthrnng  in  den 

K  0  n  k  u  r  s  v  e  r  w  a  1 1  n  n    e  n. 

§  445.  „Unabhänpg  von  der  Unterordnung  der  Konkursverwaltungen 
hinsichtlich  ihrer  Entscheidungen,  gemäß  §  532,  unter  die  Revision  der  Handels- 
gerichte, und  wo  solche  nicht  besteben,  unter  die  Bezirksgerichte  wird  diesen 
Stellen  die  AnMchtsgewalt  über  die  Konlntrsyerwaltnngen  mit  der  Ifoflgabe 
flbertiagNi,  daß  sie  das  volle  Recht  haben,  die  genaue  ErfOllnng  der  der 
Konkursrerwaltong  flherwiesmm  Obliegmheiten  von  den  diese  Verwaltung 
bildenden  Personen  zn  verlangen  und  wegen  Vcrabsiiumungen  sie  Geldstrafen 
zu  unterwerfen  und  in  wichtigen  Füllen  dem  Gericht  zu  überantworten."  (36| 

Anmerkungen: 

1.  Hinsichtlich  des  nichtkantm&nnischen  Konkurses  cf.  Anm.  Id),  e) 
zn  §  432. 
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9.  Die  Reehtaliaiidlinifeii  einer  nicht  ordnnngsmftBig  gewlblten  Kon- 

kursvcrwaltung  behalten  ihre  Gültigkeit,  selbst  wenn  später  sich  heraus- 
stellt, daß  die  Wahl  der  Mitglieder  nicht  ordnungamäfiig  war  {Bardski 
Note  1  znm  zit.  Paragraph). 

3.  Das  Handelsgericht  bezw.  das  Bezirksgericht,  dem  die  Konkurs- 
Verwaltung  unterst<»llt  ist.  ist  nicht  nur  die  übergeordnete  Instanz  der 
letzteren,  sondern  nach  den  Bestimmungen  der  gij  445  450  uuch  ihre 
Aufsichtsbehörde.  Es  kann  daher  in  dieser  seiner  Eigenschaft  nicht  nur 
den  Geschäftsgang  der  Konkursverwaltnng  zu  jeder  Zeit  einer  Revision 
unterziehen,  die  Abbestellung  bemerkter  Unregelmäßigkeiten  anordnen  nnd 
dergl..  sondern  anch  die  Mitglieder  der  Verwaltung,  den  Konkarsrerwalter 
und  die  Kuratoren  im  Anfsichtswege  bestrafen  und  sof^'ar  absetzen,  und 
zwar  selbst  hinsichtlich  der  durch  die  Gl&abigervcrsaniuiluug  genehmigten 
Handlungen  der  Konknrtverwaltnng,  da  fflr  die  Aafsichtabehörde  die  Ge- 
nehmigung der  Gläubigervcrsammlung  nicht  mafigebend  ist  {&rebn«r  und 
Dobruwolski  No.  dl3— 516  S.  2Ö7  ff.). 

§  446.  .Zur  besseren  Sicherung  der  Aufsicht  über  die  Geschäftsfühmng 
in  den  Konkursverwaltungen  sind  folgende  Maßnahmen  besiiuuut; 

1.  Von  den  iiandcisgerichten  oder  den  Bezirksgerichten  werden  für 
jaden  Konknia  swei  Tisdizegister  unter  Sohmir  und  Siegel  ausgegeben:  das 
eine  anr  Eintragung  aller  Handinngen  der  Konkarsvorwaltong  nnd  aller  ein- 
gehenden Soluriftstücke  in  kurzem  Auszug,  und  das  andere  zur  Bnchnng  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Konkursvcrwaltungcn, 
unabhängig  von  der  Führung  dieser  Bücher,  gleichzeitig  genaue  Abschriften 
von  ihnen  nehmen  und  nach  Ablauf  eines  .Tahres  mit  der  Unterschrift  der  die 
Konkursverwaltung  bildenden  Personen  an  die  bezeichneten  Behörden  zur 
Bevislon  und  Aufbewahrung  abgebe 

2.  Den  in  Ziffer  1  beseichneten  Behörden  stellt  es  frei,  von  den  Konknia- 
verwaltungen  Auskünfte  und  zu  bestimmten  Terminen  Bttidite  ttber  den  Gang 
des  Konkurses  oinzufürdern. 

3.  Denselben  Behörden  ist  es  freigestellt,  falls  sie  bei  einer  Konkurs- 
verwaltuntr  ünr(!gelmälJigkeiten  bemerken,  eines  ihrer  Mitglieder  zu  delegieren, 
uui  mit  dem  Sekretär  oder  dessen  Gehilfen  eine  solche  Konkursverwaltung 
XU  reridieren. 

4.  An!  gleicher  Grundlage  wird  es  den  Gerichten  anr  PfÜnlit  gemacht, 
falls  eine  Konkursverwaltung  im  Verlaufe  von  anderthalb  Jahren,  seit  dem 
Zeitpunkt  der  ersten  Veröffentlichung,  die  ihr  übertragenen  Geschäfte  nicht 
beendet  hat,  von  derselben,  ohne  Beschwerden  seitens  der  Gläubiger  oder  des 
Schuldners  abzuwarten,  Auskunft  über  die  Gründe  zu  erfordern,  aus  welchen 
der  Konkurs  nicht  beendet  ist  und  nach  FrOfung  dieser  Aiakonft,  je  nach 
den  ümst&nden,  sehr  kurse  Fristen  xur  TÖlligen  Beendigung  des  Konkurses 
zu  bestimmen« 

5.  Wegen  Nichterfüllung  des  Vorstehenden  verfallen  die  an  der  Ver- 
aögerung  Schuldigen:  der  Vorsitzende  und  die  Kuratoren  den  in  den  allge- 
meinen Gesetzen  bestimmten  Geldstrafen,  und  für  den  P'all  der  Nichterfüllung 
von  gerichtlichen  Anordnungen  oder  irgend  welcher  Mißbräuche  steht  es  den 
Gerichten  frei,  sie  dem  Gericht  und  gesetaUdur  Terfolgung  zu  flberantworten; 
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den  Voraitseiidea  und  die  Knratoreii  von  ilireii  Ämtorn  sn  entheben  und 

am  Stelle  derselben  andere  zn  ernennen,  denen  gleichermaßen  den  Umständen 
entsprechend  eine  ganz  kurze  Frist  zur  ßoeiuli^uii^  der  Geschäfte  bestimmt 
wird ;  wenn  aber  nach  Entfernung  des  früheren  Vorsitzenden  und  der  Kura- 
toren Niemand  zur  Bildung  einer  Konkursvcrwaltung  vorhanden  ist.  so  hat 
in  diesem  Falle  das  Gericht  das  Konkursverfahren  zu  übernehmen  und  selbst 
diese  Geechftfte  ohne  Verzug  za  beendigen."  (S7) 

%  447.  füm  die  Ol&nbiger  aelhet  srar  pttsDnlichen  Teilnahme  an  dm 
KonkuisTerfahren  anzuregen,  ist  bestimmt,  daß  die  von  den  vorhandenen 
Gläubigem  mit  Vollmacht  versehenen  Bevollmächtigten,  oder  mit  Zessions- 
dokumenten versehene,  wie  auch  unbeteiligte  Personen  Vorsitzende  und  Kura- 
toren zu  gleicher  Zeit  nicht  mehr  als  in  drei  Konkursverwaltungen  sein 
können,  damit  die  Beschäftigung  hiermit  für  sie  nicht  zum  Handwerk  oder 
Gewerbe  wird." 

§  448.  ,Der  anm  Kvrator  GewSblte,  sollte  er  anch  ein  Dritter  sein, 

d.  h.  nicht  zu  den  Glänbigem  des  Schuldners  gdiSren  und  in  diesem  Amt 
mit  seiner  eigenen  Zustimmung  bestätigt  st  in,  kann  aus  den  von  ihm  über- 
nommenen Obliegenheiten  der  Konkursverwaltung  ohne  Vorbringung  gesetz- 
licher Gründe  und  ohne  gehörige  Prüfung  derselben  durch  das  Gericht,  welchem 
die  KonknrsTerwaltung  onteratellt  ist,  nicht  entlassen  werden." 

§  448.  «Den  llitgUedeni  des  Gerichts  (§  384)  ist  wegen  der  diesen  Be- 
b9rd«i  flbertragenen  Aufsicht  Uber  die  KonkuraTerwaltnng^  Kuratoren  ii| 
densdben  zu  sein,  nicht  gestattetw' 

§  450  ,Die  bei  den  Konkursverwaltnngen  eingehenden  Beträge  werden, 
wenn  sie  3UU  Kübel  übersteigen  und  zur  unaufschiebbaren  Verwendung  nicht 
gebraucht  werden,  von  ihnen  an  die  Comptoirs  und  Abteilungen  der  ätaatST 
bank  flbenandt»  wie  fiberhanpt  Gelder  an  die  Gl&abiger  nicht  anders  als  mit 
Zustimmung  demjenigen  Gerichte  geaahlt  werden,  dm  die  Konkursrerwaltang 
unterstellt  ist*  (88) 

Achtes  Kapitel« 

Von  der  Übertragung  von  Konkurs  Verwaltungen,  die  in  den 
inneren  Städten  des  Bei  ch e s  eingesetzt  sind,  in  die  Residenz- 

und  Hafenstädte. 
§  451.  «Die  Mehrheit  der  Gläubiger,  welche  mindestens  sw^  Drittel 
aller  Fordernngen  (§  433)  gegen  einm  aahlnngsnnlfihigen  Sdmldner  bilden, 
welcher  an  einer  Bdrse  oder  in  einm  Hafen  Handelsgeschäfte  betrieb  oder 
mit  der  dort  handeltreibenden  Kaufmannschaft  in  Geschäftsverbindung  st.and 
und  sich  dabei  unpünktlich  erwies,  hat  das  Recht,  im  Falle  einer  Verzögerung 
im  Konkursverfahren  infolge  des  Nichterscheinens  der  Kuratoren  oder  aus 
anderen  Gründen  die  Übertragung  der  Konkursverwaltung  aus  der  Gouverne- 
ments- oder  Kreisstadt  in  diejenige  Besidenz-  oder  Hafenstadt  au  verlangen, 
wo  der  Zahlungsunfähige  sein  Geschäft  betrieb  oder  sdne  Yerbindlicbketten 
zu  erfüllen  hatte  und  dort  von  neuem  Kuratoren  zu  wählen,  ohne  an  die 
frühere  Wahl  gebunden  zu  sein.  Bei  dieser  Übertragung  werden  die  in  den 
nachfolgenden  Paragraphen  gegebenen  Bestimmungen  beobachtet." 
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Anmerkung: 

Die  Beatinunungen  der  §§  451 — 455  (des  8.  Kapitels)  der  Handels- 
prozeßordnung  sind  Spezialvorscbriften  für  den  kanfmännischen  Konkurs 
und  finden  nach  Art.  30  Beil.  III  aui  die  Fälle  uichtkaufmännischer  Zah- 
IvnggmifiUilglntt  kdne  Anwendung. 

§  462.  .Die  Olltabiger  in  der  im  §  451  bestimmten  ZaU  mflesen  bei 

dem  Handelsgericht,  and  falls  ein  solches  l^t  bestdit,  beim  Beidrksgericht 
derjenigen  Stadt,  in  welche  sie  die  Konknrsverwaltung  übertragen  wünschen, 
ein  Gesuch  unter  umständlicher  Darlet^iing  der  Gründe  einreichen,  welche  sie 
die  Übertragung  nachzusuchen  bestimmten  und  hierbei  vorlegen:  1.  ein 
Zeugnis  des  örtlichen  Börsenkomitees  oder,  wo  ein  solches  nicht  besteht,  der 
stSdtiadi^  YerwaltangBbehBrde,  daß  dar  mhlnngsnnfiUdg  gewordene  Scbnldner 
an  der  BQcse  oder  im  Hafen  der  betedfenden  Stadt  einen  Geschäftsbetrieb, 
oder  gegen  die  ämt  handeltreibende  Kaufmannacbafi  Verbindlichkeiten  sa 
erfüllen  hatte,  die  er  nicht  erfüllt  hat ;  2.  eine  genaue  Angabe  der  Ansprüche 
eines  jeden  der  Gesuchstelltr  gegen  den  Schuldner  und  der  sie  begründenden 
Urkunden.  Ohne  diese  Bescheinigungen  bleiben  Gesuche  um  Übertragung 
eines  KonknrsTerfahrens  unberücksichtigt.'' 

§  463.  .Das  Qeridit  (g  462)  Teigewissert  sich  infolge  dieses  Gesaebes, 
indem  es  sidh  mit  der  Stelle  in  Yerbindnng  setst,  bei  wdeber  die  ZaUnngs- 
Unfähigkeit  angemeldet  war,  und  bei  welcher  darauf  die  Poidemngen  gegen 
den  Schuldner  angemeldet  wurden,  davon,  daß  die  Forderungen  der  Gesuch- 
steller tatsächlich  nicht  weniu:er  als  zwei  Drittel  aller  bis  dahin  angemeldeten 
Forderungen  (§  433)  ausmachen  und  berichtet  sodann  über  das  Alles  an  den 
Regierenden  Senat,  von  dem  die  endgültige  Verfügung  in  diesor  Sadie  abhingt* 

g  464.  ,Die  Ansgaben,  welche  dnrcb  die  eigentliche  Übertragung  des 
KoDkursreEfahiens  entstehen  können,  ebenso  der  ünterlialt  des  Schuldners 
unterwegs  und  am  neuen  Orte  der  KonkiirsYerwaltnng  sind  nicht  in  der 
Zahl  derjenigen  enthalten,  welche  nach  der  all<rrmeincn  Ordnung  auf  die  ge- 
samte Vermöurnsmiis^ie  des  Schuldners  fallen,  sondern  fallen  ausschließlich 
denjenigen  Personen  zur  Last,  welche  die  Übertragung  nachgesucht  haben. ^ 

§  455.  ,Die  Übertragung  von  KonkurSTerwaltongen  aus  einor  Hafmstadt 
in  ^e  andere,  oder  ans  Hafenstädten  in  die  BesidensstSdte  und  umgekehrt^ 
ist  keineshJls  zulSssig.* 

N^euntes  Kapit«l. 
Von  den  Obliegenheiten  der  Konkursverwaltunir 
§  456.  „Gleich  bei  Übernahme  der  Geschäfte  durch  die  Kunkursver- 
waltung  legt  ihr  der  vereidete  Verwalter  einen  Bericht  vor:  1.  über  die 
Lage  des  VermSgens  und  der  Sdmlden  Tom  Zeitpunkte  der  ersten  Vermögens- 
anhiabme  und  der  vorlftufigen  Gesamtaulstellung;  8.  Aber  alles,  was  er  zu- 
sammen mit  den  anwesenden  Gläubigem  während  dieser  Zeit  getan  hat  und 
auf  Grund  welcher  Beschlüsse /■  (39) 

§  457.  „Wenn  die  Konkursverwaltung  in  diesem  Berichte  (ji  4ö6)  irgend 
welche  Verabsäumung  oder  vom  Gericht  nicht  genehmigte  Verkaufs-  und 
Ausgabeposten  erblickt,  so  legt  sie  dies  der  allgemeinen  Gläubigenrersammlung 
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nur  Eatsdieldiiiig  Tor.  Die  yemmmliuig  Icann  bdm  HandeUgerieht  duam 
vorstellig  w«d«ii,  den  Betreffenden  verantvortMch  m.  maolien,  falls  sie  die 

Verabsäumungen  erheblich  und  die  Verfügungen  lU  s  Verwalters  und  der  mit 
ihm  zusammenwirkenden  anwesenden  Glilubiger  als  der  Masse  schädlich  findet.' 
§  458,    .Die  (Obliegenheiten  der  Koukuisverwaltaug  sind: 

1.  das  Vermögen  zu  verwalten; 

2.  durch  weitere  Brmitteliiiig  von  Yennögensobjekten  und  Schulden  des 
ZahlnngsnnfKhigen  seine  ganze  Lage  endgOltig  offen  sn  legen; 

3.  ehie  neue  dem  wahren  Werte  mfiglidisfc  nahekommende  Ahsohitaang 

des  Vermögens  vorzunehmen; 

4.  eine  allgemeine  Berechnung  und  einen  Voranschlai!;  über  die  Keiliai- 
folge  und  die  Höhe  der  Befrieditrun;?  der  Gläubiger  aufzustt  Ih  n; 

ö.  ihren  Beschlul;  über  die  (Jriiude  der  Zahlungsunfähigkeit  und  deren 
Nator  Toraulegen; 

6.  die  Lage  des  Zahlnngsnnfihigen  w&hrend  des  Konkarsverfahiens 
an  bestimmoi.* 

Anmerkung: 

Die  Obliegenheit  der  Konknrsverwaltung,  das  Vermögen  des  Gemein- 
schuldners zu  ermitteln,  umfaßt  auch  implicite  die  Verpachtung  etwaige 
Rechtsstreitigkeiten  zum  Austrag  vor  Gericht  zu  bringen;  sie  kann  hierzu 
durch  Beschluß  der  Gläubigerversammlung  gezwungen  werden,  falls  sie  die 
Führung  eines  Prozesses  ablehnt,  önd  jeder  Gläubiger  kann  hierüber  eine 
Beschlußfassung  der  Gläubigerversamminng  beantragen  {Bardski  Note  8 
zu  An  Ö51  (§  458  Ausg.  19Ü3)  der  HPO). 

Erster  Abschnitt. 

Die  Verwaltung  des  Vermögens. 
§  459.    „Die  Konkursverwaltung  übernimmt  in  ihre  Verfügungsgewalt 
alle  Geschäfte  des  Zahiun^rsunfähigeu  und  verwaltet  sie  als  Bevollmächtigte 
aller  Gläubiger  zu  deren  Gunsten,  wie  einem  guten  Hausvater  zukommt."  (40) 

Anmerkungen: 

1.  Der  Verlust  der  Dispositions-  und  Prozeßfähigkeit,  welche  für  den 
Schuldner  nach  Art.  21  CPO  und  §  459  HPO  mit  seiner  Insolvenzerklärung 
eintritt  (ef.  Anm.  zu  §  408),  nimmt  diesem  nicht  aHe  ReditsRihigkeit;  er 

kann  vielmehr  alle  diejenigen  Prozes.se  fiiliren.  deren  Führung  die  Konkurs- 
yerwaltung  ableimt,  er  kann  auch  Verpflichtungen  eingehen,  die  allerdings 
erst  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens  gegen  ihn  geltend  gemacht 
werden  können,  und  er  kann  endlich  am  Konkursverfahren  behufs  Wahr- 
nehmuns?  seiner  Bechte  sich  beteiligen  und  zu  diesem  Zwecke  gegen  Be- 
schlüsse, die  ihu  betiiffcn,  selbständig  Rechtsmittel  einlegen  (cf.  Note  Ic 
an  §  432).  Dieses  Rechts,  seine  Interessen  im  Konkurse  wahrzundunen» 
gfdlt  er  in  dem  in  der  Anm  2  zu  §  430  bezeichneten  Falle  verlustig. 

2.  Die  Konkursverwaltung  —  nicht  der  Konkursverwalter  allein 
(cf.  Anm.  2  zu  §  425  und  Ib  zu  §  übernimmt  die  Vermögens- 
verwaltung in  vollem  Umfange,  wobei  sie  eines  ihrer  Mitglieder  mit  dieser 
oder  jener  Tätigkeit  und  mit  ihrer  Vertretung  im  Prozesse  betrauen  kann, 
ohne  daß  es  hieran  einer  formellen  Vollmacht  bedarf  (cf.  Anm.  2  zu  §  425). 
Wird  allerdings  einem  Dritten,  z.  B.  einem  Rechtsanwalt  Prozeßvollmacht 
erteilt,  so  muß  dies  durch  formeile  schriftliche  Vollmacht  geschehen 
[Bardski  Note  6  zu  Art.  552  (§  459). 
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3.  Im  Falle  der  Ablehniuig  der  Prozeßführung  durch  die  Konkurs- 
verwaltung  kann  die  Gläubigerversammlnng,  anstatt  der  letzteren  die 

Prozeßführung  aufzutrafren  l  Anm.  zu  §  458).  auch  seihständig  die  Prozeß- 
führung übernehmen  und  zu  ihrer  Vertretung  in  demselben  einen  BevoU- 
mlchtigtcn  wSUen  (a.  a.  0.  Note  7).  (41) 

4.  Nach  russischem  Recht  ist  die  KonkiirsverwaltuTig  (cf.  Anm.  zu 
§  488  am  Anfang)  die  V' ertreterin  der  Interessen  sowohl  des  Schuldners 
als  aticb  der  Oesamtbeit  der  Gläubiger,  deren  Vorsitzender  aber,  der 
Konkursverwalter  nur  derjenigen  des  Schuldners  allein.  Aus  dieser  eigen- 
tümlichen Aechtsstellong  der  Mitglieder  einer  and  derselben  Körperschaft 
folgt  dann  weiter  der  Onmdiatz,  daß  die  rechtslcrftftige  Abweisong  «nes 
Amiatrs  nsw  des  Konkursverwalters  die  Konkursverwaltung  formell 
nicht  hindert,  denselben  Antrag  von  neuem  zu  stellen  (a.  a.  0.  Note  15). 

5.  Von  den  Einschränkungen,  welche  die  Vertretungsbefugnis  der 
Konkursverwaltung  durch  die  Jndilcatiir  des  Senats  erfahren  hat,  seien 
folgende  hervorgehoben : 

a)  Die  Konkursverwaltung  vertritt  nur  die  Interessen  der  Gläubiger, 
welche  rechtzeitig  (§  416)  ihre  Forderung  angemeldet  haben,  nicht  aber 
derjenigen,  welche  am  Konkursverfahren  sich  nicht  beteiligen  (a.  a.  0.  Note  22). 

b)  Vergleiche  in  Rechtsstreitigkeiten,  welche  die  Konkursverwaltung 
uliM  lilieUt,  liLtliiili  n  dvi  Uenehmigung  durch  die  Gläubigerversaimnlung  und 
k«!iiu  n  selbst  dann  noch  auf  die  Beschwerde  eines  Gl&abigers  yom  Gerichte 
aufgehoben  werden  (a.  a.  0.  Note  20). 

c)  Nach  einer  a.  a.  0.  Note  81  mitgeteilten  Senatsentsebeidiing  kann 
die  Konkursvcrwaltung  mit  Bürgen .  welche  für  den  Geraeinschiildner 
Bürgschaft  geleistet  haben,  hinsichtlich  der  von  ihnen,  den  Bürgen,  für  den 
Gemeinscbnldner  ans  der  Bflrgschaft  zu  leist^doi  Zahlungen  keinen  Ver- 
gleich schließ  m 

d)  Wenn  die  Konkursverwaltung  nach  §  iöS  ihrer  Pflicht  genügt 
und  ihren  BeschlnB  ttber  die  Natnr  der  Zahlnngstmföhigkeit  nebst  der 

Meinungsäußerung  der  Gläubigerversamrnlung  dem  Gericht  vorgelegt  hat, 
so  ist  hiermit  ihre  Tätigkeit  in  dieser  Sache  erschöpft,  und  sie  hat  kein 
Hecht,  an  dem  gerichtlichen  Volaltren  hinmohtliiA  dieeer  Frage  teilannebmen 
oder  Rechtsmittel  gegen  die  diesbesttglidie  Geiicfatsentscheidnng  einznlegen 
(a.  a.  0.  Note  26). 

6.  Hingegen  hat  der  Senat  angenommen,  daß  auf  Grund  einer  gegen 
die  Konkursverwaltung  ergangenen  Entscheidung,  w  iia>  h  sie  einen  gewissen 
Geldbetrag  als  zu  Unrecht  eingezogen  zurückzuzahlen  hat,  die  einzelnen 
Gläubiger  auf  Rückzahlung  in  Anspruch  genommen  werden  können,  falls 
dieser  fieteag  an  Me  schon  verteilt  ist,  weil  das  Urteil  gegen  die  Konkurs- 
verwaltung auch  mimittelbar  gegen  die  einxelnen  Gläubiger  wirksam  ist 
(a.a.O.  Note  27). 

Zweiter  Abschnitt. 

Ermittelung  des  Vermögens. 
§  460.  „Als  zum  Bestände  des  Vermögens  des  Zahlungsunfähigen 
gehörig  wird  nicht  nur  das  gesamte  vorhandene  Vermögen  gerechnet,  sondern 
Ton  dem  unbewegliche,  gemllß  %  461,  aUes  das,  was  im  Laufe  der  letzten 
adm  Jalne  tot  der  SÜilnngsnnfUiigkeit  unentgeltlieh  Tcspf&ndet  oder 
veräußert  wurde,  und  seiner  Zeit,  als  die  Schulden,  wegen  welcher  die 
Zahlungsunfähigkeit  eingetreten  ist,  bereits  die  Hälfte  des  Vermögens  des 
Zahlungsunfähigen  überstiegen,  und  später,  bis  zum  Eintritt  der  Zahlunu's- 
unfähigkeit  seine  Geschäfte  sich  nicht  mehr  verbesserten,  und  deshalb  das 
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▼on  ihm  (dem  ZA]iluigmmA]iige&.  D.  Ü.).  v^nßerte  Yermftgen  wegen  der 
anf  ihm  ruhenden  Schulden  seinem  Wesen  nach  nidit  ihm,  eondetn  swnen 
Oltobigern  gehörte."  (42) 

Anmerkungen: 

1.  Hinsichtlich  des  nichtkaufniännischcn  Konkurses  bestimmt 
der  Art.  SLi  der  Beil.  III.  daü  die  gesetzlichen  Vorschriften  der  §§  460  -463 
und  4(i5  der  HPO  durch  diejenigen  der  Art.  413—418  und  421  des  Gesetsee 
betreffend  ilic  civilrechtlichen  Beitreibungen  ersetzt  werden.  Nach  diesen 
Bestimmungen  haftet  das  Vermögen  der  Frau  nicht  für  die  Schulden  des 
Mannes  (Art.  413).  Als  Vermögen  der  Frau  bezeichnet  dann  Art.  414: 
a)  deren  Mitgift;  b)  alles  was  sie  wilhrcnd  der  Ehe  durch  Erbgang, 
ächenkong  oder  auf  andere  Weise  von  dritten  —  ausgenommen  von 
ihrem  Bhemanne  —  erworben  hat;  e)  allee  was  sie  mit  dem  unter 
a)  und  b)  gedachtrn  Vcrjn'iL'^en  erworben  hat;  d)  alles,  was  sif  selbst  von 
ihrem  Ehemanne  auch  unentgeltlich  erworben  hat,  wird  ihr  Eigentum,  wenn 
seit  dem  Brwerb  bis  zur  Konknrserölfnnng  (oder  bis  snm  Beginn  der 
Zwangsvollstreckung)  zehn  Jahre  verstrichen  sind.  Eigentum  der  Ehefrau 
wird  auch  alles,  was  sie  im  eigenen  Geschäftsbetrieb  erworben  hat  und 
durch  die  kanfmSnnisch  geführten  Bflcher  als  ihr  gehörig  bewiesen  wird. 

Was  dagegen  die  Ehefrau  von  ihrem  Manne  in  den  letzten  zehn 
Jaliren  vor  der  Konkurseröffnung  (oder  vor  Beginn  der  Zwangsvollstreckung) 
erworben,  oder  mittels  des  von  ihm  innerhalb  derselben  Zeit  empfangenen 
Vermögens  erlangt  hat,  wird  von  dem  Konkurse  (oder  der  Zwangsvoll- 
streckung) mit  betroffen.  Nur  in  dem  Falle  ist  das  Vermögen,  welches  die 
Frau  von  ihrem  Manne  innerhalb  des  gedachten  Zeitraums  erworben  hat, 
ihr  Eigentum,  wenn  sie  nachweist,  dali  sie  dieses  Vermögen  mit  dem  oben 
untrr  u'  bis  d;  crwiUintcii  Gelde  gekauft  hat  (Art.  415  f.  a.a.O.).  Hat  die 
Frau  das  von  ihrem  ?»Ianne  in  der  angegebenen  anfechtbaren  Weise 
erworbene  Vermögen  weiter  veräußert,  so  hat  sie  den  Wert  desselben  zur 
Konkursmasse  oder  zur  Befriedigung  der  nicht  gedeckten  Schulden  ihres 
Mannes  zu  zahlen,  sofern  sie  nicht  beweist,  daß  sie  den  Erlös  aus  dem  so 
Terttußerten  Vermögen  zur  Befriedigung  anderer  Gl&nbiger  ihres  Hannes 
verwendet  hat  (Art.  417 1. 

Auch  bezüglich  des  der  Ehefrau  nach  Art  414  —  oben  unter  a  bis  d 
angefahrt  —  zu  Bigentnm  gehörigen  Vermögens  hat  sie  im  FaUe  dw 
Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  ihres  Mannes  (oder  der  Zwangs- 
vollstreckung gegen  ihn)  den  Nachweis  ihres  Eigentums  zu  erbringen 
(Art  417  f.). 

Alle  vnrstrlirnden  hinsichtlich  des  durch  die  Frau  von  dem  Manne 
erworbenen  Vermögens  getroffenen  Bestimmungen  greifen  auch  umgekehrt 
hinsiohtlich  desjenigen  Vermögens  platz,  welches  der  Mann  Ton  seiner 
2aMnngsunfähigen  Frau  erworben  hat  i  Art.  421  a.  a.  0.). 

2.  Der  §  4BÜ  verweist  auf  den  nachfolgenden  §  461,  danach  enthält 
der  §  460  auch  nur  die  Normen  für  die  Anfechtiliarlc^  Ton  Rechtsgeschäften, 
welche  der  Schuldner  zum  Nachteil  seiner  Gläubiger  mit  seinen  Ver- 
wandten geschlossen  hat.  W'ährend  aber  die  (oben  in  der  Anm.  1  wieder- 
gegebenen) Bestimmungen  für  den  nichtkaufmännischen  Konkurs  nur  die 
anfechtbaren  Rechtsgeschäfte  des  Schuldners  mit  seinem  Bhegatten 
betreffen,  sind  durch  §§  460,  4ül  in  diesen  Kreis  von  Rechtsgeschäften  für 
den  kaufmännischen  Konkurs  auch  diejenigen  einbezogen,  welche  der 
Schuldner  mit  seinen  Kindern  und  allen  seinen  Verwandten  geschlossen  hat. 

3.  Der  Anfechtung  unterliegen  aber  nicht  nur  die  mit  Verwandten 
sondern  auch  mit  nichtverwandten  Personen  vom  Schuldner  zum  Nachteil 
der  Gläubiger  gescUosBeneii  Bechtsgeschftfte,  allerdhogs  nicht  auf  Grand 
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der  §§  460  ff.  der  HPO  nnd  der  Art.  41S— 418  des  Gesetses  betr.  die  ciril- 

rechtlichen  Beitr.  (oben  Anm.  Ii,  sondern  auf  Grund  des  1529  des 
Civilkodex.  Nach  dieser  Bestimmung  ist  jedes  Rechtsgeschäft  rechts- 
onwirksam,  wenn  es  auf  die  Erreichung  eines  gesetzlich  verbotenen  Zwecks, 
insbesondere  auf  eine  bttrii^t'risdlß  Veräußerung  von  Vermögensobjekten, 
lim  sie  dem  Zugriff  der  Gläubiger  zu  entziehen,  abzielt.  Die  Anwendung 
dieser  (jesetzesvorschrift  auf  Rechtsgeschäfte  des  Schuldners  mit  Dritten 
snm  Nachteil  seiner  Gläubiger  hat  eine  sehr  reiche  Judikatur  geschaffen, 
ans  welcher  nachstehende  Momente  von  gronds&tzUchttr  Bedeutung  herTor- 
zuheben  sind: 

a)  Um  die  Anfechtbarkeit  des  Rechtsgeschäfts  zu  begründen,  maß 
sein  primärer  Zweck  auf  Benachteiligung  der  Gläubiger,  oder  auf  Ent- 
ziehung des  betre£feuden  Yermögensstücks  dem  Zugriff  derselben  gerichtet 
sein  {Boroutikoteski  zum  sit.  §  16S9  Note  ä). 

b)  Die  Aiift  rhtbarkeit  setzt  voraus,  daß  der  Schuldner  andere  Ver- 
mögensstücke  zur  Befriedigung  seines  Gläubigers  nicht  hat  (a.  a.  0.  Note  6 
Abs.  7). 

Die  Benachteiligungsabsicht  auf  Seiten  des  Schuldners  allein  be- 
gründet noch  die  Anfechtbarkeit  des  den  Gläubiger  benachteiligenden 
Reehtsgescbftfts  nicht,  vielmelir  mnfi  der  Dritte,  der  Qegenkontmlient  des 
Schuldners,  sie  auch  gekannt  haben  (a.  a.  0.  Note  6^  mid  17,  GreÖner 
und  Dobrotoolski  No.  d24,  S.  295). 

d)  Die  Frage,  wann  ein  Rechtsgeschäft  die  Interessen  der  CHSnbif^er 
benachteiligend  und  anfechtbar  ist,  ist  Tatfrage  und  ist  nach  den  jeweiligen 
Umständen  in  ihrer  Gesamtheit  zu  beurteilen.  So  hat  der  Senat  aus  dem 
Umstände,  daß  die  vereinbarte  Valuta  für  ein  veräußertes  Vermögensstück 
Tfdt  hinter  dem  wirklichen  Wert  zurückbleibt,  daß  das  Rechtsgeschäft 
gar  nicht  der  Vermögenslage  der  Kontrahenten  entsprach,  da  15  das  zum 
Ausdruck  gebrachte  Rechtsgeschäft  unmöglich  von  den  Kon(ruhentt;n 
ernstlich  beabsichtigt  sein  konnte,  daß  das  verkaufte  Vermögensstück  in 
der  Verfügungsgewalt  des  Verkäufers  belassen  ist  u.  dergl. 
die  Benachteiligungisabsicht  oder  das  Fingierte  des  Rechtsgeschäfts  ge- 
schlossen [Borotcikotcski  a.  a.  0.  Note  6»  6*-,  6*  n.  a.,  Qr^bner 
nnd  Dobrotoolski  No.  öl9,  S.  290). 

e)  Die  Beweislast  im  Falle  der  Anfechtung  aus  §  1529  Civilkodex 
11^  dem  Anlechtongskligw  ob  {Borowikoteaki  a.  a.  0.  Note  6  n.  a., 
Bardski  Note  5,  8  au  Art  553  l  ij  460). 

4.  Die  Anwendong  des  §  4ÜÜ  setzt  voraus,  daß  die  Veräußerung 
oder  Verpftndnng,  die  angefoebten  wird,  m  einer  Zdt  yom  Schuldner  Tor- 
genommpn  ist,  als  die  Schulden  desselben  sein  Vermögen  um  die  Hälfte 
überstiegen,  d.  h.  als  die  Summe  seiner  Schulden  wenigstens  dem  anderthalb- 
fschen  Betrage  seines  AktiTrermögens  gleichkam  (Baräski  a.  a.  0. 
Note  3). 

ö.  Ohne  Anfechtungsprozeß  gelangt  in  die  Konkursmasse  ohne  weiteres 
•IIbs  das,  was  Yon  jemandem,  dessen  Zahlungsunfähigkeit  nach  seinem 
Tode  sich  herausstellt,  durch  letztwillige  Verfügung  vermacht  ist,  oder 
was  überhaupt  als  Erbsehaft  nach  ihm  verblieben  ist,  sollten  auch  die 
Erben  in  den  Besitz  der  Erbschaft  durch  gerichtlichen  Beschluß  eingesetzt 
und  das  Testament  gerichtlich  bestätigt  sein  (a.  a.  0.  Note  4). 

fi.  Ist  das  iiiifechtbare  Rechtsgeschäft  von  den  Erben  des  Schuldners 
geschlossen,  so  liat  der  Anfechtungskläger  die  Zahlungsunfähigkeit  im 
Moment  des  Vertragsschlusses  nicht  des  Schnldners,  sondran  der  l^ben  in 
beweisen  (a.  a.  0.  Note  9). 

7.  Die  Vorschrift  des  §  4üU  bezieht  sich  nicht  nur  auf  das  Im- 
mobiliarrermögcn  des  Schaldners,  sondern  ancb  auf  sein  bewegliches  Ver- 
mOgen  (a.  a.  0.  Note  13). 
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8.  Der  Veraidit  des  Sdraldners  auf  ihm  zustehende  Rechte,  der  vor 

der  Zahluni^siinfähigkeit  zu  Gunsten  Dritter  erfolgt  ist,  wird  niiclt  ät-r 
Judikatur  des  Senats  als  ein  nach  §§  460  f.  anfechtbares  Kechtsgeschätt 
nicht  angesehen  (a.  a.  O.  Note  10).  Hingegen  eraditet  der  Senat  eine 
?>r(  htsliandlnnir.  durch  welche  der  Schuldner  Rechte  aufgibt  zum  Nachteil 
seiner  Gläubiger  als  auf  Grund  des  §  1529  dvilkod.  (oben  unter  S)  an- 
fechtbar (a.  a.  0.  za  §  1629  Civilkod.  Note  8).  Auch  bestimmt  §  1647 
Civilkod.  ausdrücklich,  daß  die  Aufgabe  von  Vertragsrechten  zum  Nachteil 
Dritter  rechtsuuwirksam  ist;  dies  ist  —  wie  der  Senat  annimmt  —  dann 
der  Fall,  wenn  der  Schuldner  znr  Zeit  der  Aufgabe  der  Rechte  faktisch 
schon  aahhmgsnnfähig  war  la.  a.  0.  Note  zu  §  ]547i. 

9.  Das  Recht  des  Schuldners  auf  den  Empfang  von  (lehalt  oder 
Pension  gelangt  an  die  Konkursmasse  nur  in  dem  Umfange,  wie  in  den 
Artikeln  1086—1090  CPO  angegeben  (a.  a.  0.  Note  2).  Danach  sind  an 
die  Konkursmasse  zu  zahlen  von  einem  Gehalt  bis  5(M)  Rubel  jährlich  Vs 
und  falls  der  Schuldner  eine  Frau  oder  Kinder  hat,  die  nicht  selbständiges 
Vermögen  haben,  V4,  von  über  500  bis  1000  Rubel  2  5  bezw.  V  3,  von  über 
l(K)o  Rubel  ^  2  bezw.  ^ft.  Invalidenpensionen,  Begräbnisgelder  u.  dergl. 
sind  uiiptaiulljar. 

§  461.  „Unbewegliches wird  als  unentgeltlicb  TerinSert  er- 
achtet, wenn  es  unter  den  im  Torstehenden  Paragraphen  (460)  heaeichneten 

Umständen  mittels  beurkundeten  Kaufkontraktes,  Schenknngs-,  Abfindungs-, 
Absonderungs-  oder  Teilungsurkunde,  oder  durch  andere  Akte  auf  den  Namen 
der  Kinder  oder  V('rw:indt<'n  des  Zahlungsunfähigen  zum  Nachteil  der 
Gläubiger  übertragen  wurilt  ii  ist.  Hinsichtlich  der  Scbcnkunü  des  zahluntrs- 
unfähigen  Maimes  uu  seine  Ehefrau,  oder  der  zulüuagäuaiähigeu  Frau  uu 
ihren  Bhmaim,  ebeiso  hindditlicih  der  durch  Kauf  von  dem  einen  saUiuigs- 
nnföhigen  Ehegatten  auf  den  andern  ttbei^egangenen  Ottter  werden  folgende 
Bestimmungen  beobachtet: 

1.  Wenn  die  Schenkung  von  dem  einen  der  Ehegatten  während  der 
letzten  zehn  Jahre  vor  Eröffnung  des  Konkurses  wegen  seiner  Schulden, 
oder  vor  Anlegung  des  allgenicinen  Arrestes  an  sein  Vermögen  an  den 
anderen  gemacht  ist,  so  wird  das  Geschenkte  der  Sperre  oder  dem  Arreste 
znsammeii  mit  dem  (übrigen,  d.  Ü.)  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  wmUx- 
worfen  nnd  gelangt  nun  Verkaufe  rar  Beiriedignng  seiner  Qlinbiger  oder 
der  auf  ihm  ruhenden  Ansprüche,  falls  das  ganze  übrige  Vermögen  zur 
Deckung  dieser  Sclnilden  und  Ansprüche  als  nicht  ausreichend  sich  erweist. 
Dem  anderen  Ehegatten  ist  es  übrigens  gestattet,  beim  Auktionsverkauf 
des  ihm  vom  Zahlungsunfähigen  geschenkteu  Vermögensobjekts  dasselbe  für 
das  Meistgebot  für  sich  zu  behalten,  oder  aber,  ohne  es  zum  Verkaufe 
kommen  an  lassen,  mit  Zustimmang  der  Gläubiger  oder  unter  SteUimg  einer 
gehSxigen  Sidierlieit  die  Yerpflichtwng  an  flbemehmen,  deqjenigen  Teil  der 
Schulden  des  ZahlungsunfiUligen  zu  bezahlen,  der  nach  dem  Yerkanl  seines 
ganzen  übrigen  Vermögens  noch  verbleibt. 

2.  Das  von  dem  als  zahlungsunfähig  sich  demnächst  erweisenden  Ehe- 
gatten durch  Kauf  während  der  letzten  zehn  Jahre  vor  Eröffnung  des  Kon- 
kurses oder  Anlegung  des  allgemeinen  Arrestes  an  sein  Vermögen  auf  den 
anderen  Sh^tten  thergegangene  Yeimögen  iriid  nur  in  dum.  Falle  als  ge* 
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Bondertes  unantastbares  Kigentura  desjenigen,  der  es  gekauft  hat,  angesehen, 
wenn  bewiesen  wird,  daß  dieses  Gut  für  Kapitalien  erworben  worden  ist, 
welche  als  Mitgiit  erhalten  oder  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  durch 
andrae  geieliliclie  Akte  Ton  den  Bltern,  Verwandten  oder  dritten  Pmonen, 
aber  nleht  Ton  dem  aaUnngnmfiUtigvn  Eliegatten  hetrlUuren.' 

Anmerkungen: 

1.  Für  den  möhtkanfmännisöhen  Konkurs  treffen  die  Art.  413—418 
des  Cteeeties  betr.  die  dritarechtliolMn  Beitreibungen  (cf.  obtm  Anm.  1  an 
§  460)  den  in  Ziffer  1  gegi  hmcn  Vorschrift*  n  gleiche  BestimmvngCT. 

2.  Der  §  461  spricht  von  dem  Ehegatten  und  Yerwandtoi.  Unter 
den  Vwwandten  aber  sind  nicht  die  mit  dem  Zahlnngsnnfäbigen  ver- 
schwägerten Personen  zu  verstehen,  auf  diese  findet  §  461  keine  An- 
wendung {Bardski  Note  1  zu  Art.  554  (§  461);  Rechtsgeschäft*?,  die 
der  Zahlungsunfähige  zum  Nachteil  der  Gläubiger  mit  diesen  Verschwägerten 
geschlossen  hat,  sind  nicht  auf  Qnind  des  §  461,  sondern  nach  §  1629 
Ginlkodex  anfechtbar  (cf.  oben  Note  B  zu  §  460). 

3.  Die  Bestimmungen  des  §  461  beziehen  sich  auf  iSchenkung  und 
Verkauf,  nicht  aber  auf  Verpfändung  von  Vermögensobjekten.  Ver- 
pfändungen fallen  anter  die  Vorschrift  des  §  464  (Bardski  a.  a.  0. 
Note  4). 

4.  Die  Abtoetung  eines  Paohtvwtrages  durch  den  Schuldner  an  seine 
Verwandten  tinter  den  Voraussetzungen  der  §§  460,  461  i&lit  nnter  diese 
Bestimmungen  und  ist  anfechtbar  (a.  a.  0.  Note  ö). 

6.  Dte  Yorscbrift  des  §  460,  wonach  der  Anfeditangskiager  an  be- 
weisen hat,  daß  zum  Zeitpunkte  des  Abschlusses  des  anfechtbaren  Rechts- 

Seschäfts  die  Schulden  des  Zahlungsunfähigen  sein  Aktivvermögen  um  die 
[Ufte  des  Betrages  des  letateren  überstiegen  (cf.  oben  Anm.  4  zn  §  460), 
bezieht  sich  nur  auf  Rechtsgeschäfte  des  Schuldners  mit  seinen  Verwandten; 
bei  Bechtsgesch&ften  des  Schuldners  mit  seinem  Ehegatten  braucht  der 
Anfeobtongskliger  diesen  Beweis  nicht  zu  führen,  solche  Rechtsgeschäfte 
sind  auch  ohne  dieses  Moment  ules  Übergewichts  der  Schulden  über  das 
Aktivvermögen)  anfechtbar,  da  der  §  461  in  seinem  zweiten  Teile  hiervon 
nichts  erwähnt  (a.  a.  0.  Note  6). 

6.  Auch  hinsichtlich  des  §  461  nimmt  die  Judikatur  des  Senats  an, 
daB  die  hier  getroffenen  Bestimmnniren  nicht  nur  auf  Rechtsgeschäfte 
bezüglich  des  unbeweglichen,  sunuein  auch  des  beweglichen  Ver- 
mögens Anwendung  finden  (a.  a.  0.  Note  7  zu  Art.  555,  Note  3  S.  140). 
Dieses  wird  damit  begründet,  daß  sowohl  im  460  wie  im  461  davon 
gesprochen  wird,  dati  auf  das  in  anfechtbarer  Weise  veräußerte  Vermögen 
Arrest  gel^  wird,  die  Arrestlegnng  aber  nnr  anf  bewegliches  Yerraftgen 
erfolgen  kann. 

§  462.  JSn  dem  in  den  Yorrtehenden  Paragraplmi  (460, 461)  beselcfanettai 

FlUen  muß  die  ungesetzliche  Veräußerung  des  Gutes  vorher  in  gehöriger 
Form  vor  Gerichten  bewiesen  werden,  und  nicht  anders  als  zufolge  endgültigen 
Erkenntnisses  derselben;  Schenkungs-,  Abtindungs-,  Absonderungs-,  auch  Kaaf- 
nnd  Verpfäudungsurkunden  werden  als  nichtig  angesehen,  und  das  Gut  wird, 
falls  es  noch  gegenwärtig  vorbanden  ist,  der  Masse  aarOokgewIllirt;  wenn  es 
aber  inawiscbMi  an  einen  andern  verkanft  worden  ist,  so  bleibt  der  Yerkanf 
nnwidemiflich  in  Kraft;  wenn  aber  das  Gnt  TorpfiLndet  nnd  nicht  verkanft* 
ist,  so  steht  der  KonkovsTerwaltung  das  Einlösungsrecht  g^en  Volle  Berich- 
tigung der  Schaldsnninie  ans  der  Verpfändung  an." 

ZeltHlirift  f.  Inteni.  Privat-  a.  OUtatL  Boolit.  ZV.  6 
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,  Anmerkung: 

Die  in  diesem  Paragraphen  (46S)  ttber  Torkaufte  oder  verpfändete 
^■(  rmof^pTisobjekte  des  Zahlungsonfähifron  gegebene  Vorschrift  erstreckt  sich 
nicht  auf  den  Fall,  wenn  das  von  dem  zahlungsunfähigen  Ehegatten  während 
der  letztin  zehn  Jahre  vor  Bekanntgabe  seiner  Zahlungsunfähigkeit  an  den 
anderen  (Ehegatten.  D.  ü.i  geschenkte  oder  auf  andere  Weise  unentgeltlich 
überlassene  Gut  von  diesem  letzteren  einem  andern  verkauft,  verschenkt 
oder  Terpfftodet  ist.  Wenn  auch  die  bestiglich  eines  tolchen  Gutes  errich- 
teten Akte  unanfechtbar  bhibcn,  so  ist  der  Ehegatte,  der  dieses  Gut 
erhalten  hat,  falls  durch  das  übrige  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  alle 
sdne  Scholden  oder  die  gegen  ihn  geltend  gemachten  ÄnsprAcM  nicht 
gedeckt  sind,  verpflichtet,  zur  Ergänzung  des  Fehlbetrages  ans  seinem 
eigenen  Vermögen  einen  Geldbetrag  zu  zahlen,  welcher  dem  Werte  des 
▼om  ZahlnngmuifiUiig^D  und  an  einen  andern  reilcanften  oder  flherlasseneo 
Vrrmögensohjekts  glcirlikornrnt.  oder  aber  die  hei  der  Vei'pfändung  dieses 
Objekts  empfangene  äumme^  falls  nicht  in  befriedigender  Weise  bewiesen 
werden  kann,  daß  dieses  YermOgensobjekt  zur  Deckung  anderer  Schulden 
des  Zahlungsunfähigen  verkauft  oder  verpfändet  worden  ist.  Im  übrigen  er- 
streckt sich  diese  Verpflichtung  im  Falle  des  Todes  der  Eliefraii  des  Zahlungs- 
unfähigen oder  des  Ehemannes  der  Zahlungsunfähigen  luelit  aul  deren  Erben." 

Anmerkungen: 

1.  Nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  §  462  ist  die  Einbeziehung 
des  unter  den  Vuraiihsetzungen  der  §§  4ü(),  461  veräußerten  Vermögens- 
ohjektt  in  die  Konkursmasse  erst  nach  erfolgreich  durchgeführtem  Anfech- 
tungsprozeß möglich  (a.  a.  ().  Note  zu  Art.  hhh  (§  462i.  Ob  aber  auch  hei 
Schenkungen  des  einen  Ehegatten  (des  Zahiungsunfähigeuj  an  den  andern 
ein  solcher  Anfcchtungsprozcü  erforderlich  ist,  könnte  zweifelhaft  erscheinen. 
Es  muß  aber  dies  im  Hinblick  anf  den  klaren  Wortlaut  der  Ziff.  1  des  §  461 
verneint  werden:  darnach  wird  ,das  Geschenkte  der  Sperre  oder  dem 
Arreste  rasammen  mit  dem  tthrigen  YermSgeii  des  ZaUnngainiffthigen  unter- 
worfen und  gelangt  znm  Verkaufe"  ohne  weiteres  zwecks  Befriedigung  der 
Gläubiger  —  hier  also  bedarf  es  erst  nicht  eines  Anf  echtuugsprozesses. 

2.  ffinsichtlich  der  Beweislast  ist  von  der  Indikator  in  konstanter 
Praxis  angenommen  worden,  daß  l)ei  Anfechtungen  gemäß  \:)29  Civilkod. 
(der  KechtÄgescbäfte  des  Schuldners  mit  Dritten)  der  Anfechtnncskläger  alle 
voranssetKungen  der  Anfeehtharkeit  beweisen  mnß:  dagegen  liegt  bei  An- 
fechtungen auf  Grund  der  §§  460 ff.  HPO  der  Rechtsgeschäfte  mit  Ver- 
wandten, die  Beweislast  für  die  mangelnde  Benachteiliffungsabsicht  sowie 
dafttr,  daß  das  Geschäft  ein  entgeltliches  und  nicht  ein  nngiertes  war,  dem 
Verwandten  ob  (a.  a.  0.  Note  1  zn  Art.  653— 666,  S.  139). 

§  463.  «Wenn  'die  Bhefeaii  nnd  die  nieht  ahgehindenen  Kind«  des 

Zahlungsunfähigen  an  den  Geschäften  sich  nicht  beteiligt  haben,  so  kommt 
deren  eigenes  Vermögen  nicht  in  den  Masscbostand.  Als  eigenes  Vermögen 
der  Ehefrau  des  Zahlungsunfähigen  wird  gerechnet:  1.  ihre  Mitgift;  2.  alles, 
was  an  sie  durch  Erbschaft,  oder  durch  Schenkungs-  oder  andere  Urkunden, 
oder  dnrch  andere  gesotzliche  Akte  von  ihren  Eltern,  Verwandten  oder  auch 
dritten  Penoneo;  und  nicht  Tom  Ebemaane,  gelangt  ist;  8.  aUes,  was  sie 
seihst  für  KapitlüieD  erworben  hst^  die  sie  als  Mitgift  bekommen  bat,  oder 
die  an  sie  ebenfalls  dnrch  Erbschaft,  SkdMoknng  oder  auf  andeira  gesetzliche 
Weise  von  ihren  Eltern,  Verwandten  oder  auch  dritten  Personen,  und  nicht 
vom  Ehemanne,  gelangt  sind;  4.  alles,  was  sie  auf  irgend  eine  Weise  erworben, 
selbst  alles,  was  sie  von  ihrem  Ehemanne  geschenkt  erhalten  hat,  wenn  vom 
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Zeitpnnkt  des  Erwerbes  oder  der  Schenkung  bis  zur  Konknrseri»ffnung  oder 
Anlegung  des  allgemeinen  Arrestes  an  sein  Vermögen  wenigätcuä  zehn  Jahre 
TerfloBsen  sind.  In  den  FlUoi,  wo  die  Ehefraii,  gesondert  Tom  Manne  ein 
Geschäft  betreibt,  wird  als  ihr  eigeones  Vermögen  auch  alles  das  anerkannt, 
was  ibr  besonderes  Geschäftskapital  darstellt,  wie  auch  das,  was  auf  Gnind 
der  vorgp]p<>;ten  krtiifmännischen  Bücher  als  durch  den  Gescbäftsbetrieb  mit 
diesem  Kapital  vun  ibr  urworben  sich  erweist.  (43| 

Als  das  eigene  Vermögen  der  Kinder  des  Zahlongsonfähigen  wird  aner- 
kannt allss»  was  an  de  gelangt  ist:  1.  doroh  Brbsdnft  inta  der  Hntter,  von 
Verwandten  od«  aäcb  Dritten,  und  nicfat  vom  Vater;  2.  durch  Schenkvngs-, 
Abfindungs- ■  oder  andere  Urlcnnden  von  der  Mntter,  rm  Verwandten  oder 
Dritten,  und  nicht  von  den  zahlungsttnfiUligra  Eltern;  3.  al1e^^.  was  sie  ämtch 
Kapitalien  erworben  haben,  welche  an  sie  ebenfalls  von  di  r  Mutter,  y<m 
Verwandten  oder  auch  von  Dritten,  und  nicht  vom  Vater,  gelangt  sind. 

Falls  ein  öohn  oder  eine  Tochter  des  Zahlungsunfähigen  gesondert  vom 
Vater  dn  OetdOft  betreiben,  wird  als  Our  eigenes  Vermögen  andi  alles  das 
anorkannt,  was  ibr  besonderes  Kapital  darstellt,  wie  auch  das,  was  auf  Gnmd 
der  Torgelegten  kaufmännischen  Bfleber  als  durch  den  GeiBch&ftsbetrieb  mit 
diesem  Kapital  von  ihnm  erworben  sieh  erweist* 
j,Anmerkung: 

Die  Akte,  welche  zum  i'eweise  dafür,  daß  das  Vermögen  tatsächlich 
Eigentum  der  Frau  ist,  als  ausreicliend  angesehen  werden,  sind  im  Gesetse 
betreffend  ciTÜrechtlicbe  Beitreibungen  angegeben." 

Anmerkung : 

Dem  §  463  gleiche  Bestimmungen  sind  im  Art.  419  des  Gesetzes 
betr.  die  civil  rechtlichen  Beitreibungen  (oben  Anm.  1  zu  §  460)  hinsichtlich 
des  nichtkaufmännischen  Konkurses  getroffen. 

§  464.  „Wenn  die  Ehefrau  oder  die  nicht  volljährigen  nicht  abgefundenen 
Kinder  ihre  Kapitalirn,  wcIcIk  an  sie  durch  die  im  vorstehendfii  Paragraphen 
(463;  bezeichneten  Mittel  gelaugt  sind,  zufolge  gesetzlicher  und  unbestrittener 
DoiRnunte  in  die  Verfügungsmacht  des  Zahlnngianffthigen  gegeben  haben,  so 
werden  sie  Idnidchtüßh  dieser  Schulden  den  flbiigen  GliUibigsni  gleidi  gea«ditet.' 

Anmerkungen: 
1.  Der  Ehegatte  des  Gemeinschuldners,  der  eine  Forderung  aus  einer 
PftuadTerscbreibung  oder  einem  sonstigen  Schuldschein  im  Konkurse  an- 
meldet, hat  nicht  nur  die  Schulddokumente  vorzulegen,  sondern  auch  nach- 
zuweisen, daß  er  bei  Abschluß  des  fraglichen  Kechtsgeschäfts  im  Besitze 
der  Mittel  war,  um  die  Valuta  zu  zahlen  (a.  a.  0.  Note  2  zu  Art.  557 
(§  464)  HPO).  Ans  diesem  Grundsatz  zieht  dann  weiter  die  Judikatur  des 
Senats  die  Konsequenz:  daß  die  Konkursverwaltung,  welche  eine  Pfand- 
verschreibung oder  eine  Obligation  des  Gemeinschuldners  an  seinen  Ehe- 
gatten anficht,  nicht  die  Negative  zu  beweisen  hat,  nämlich  dafi  der  Bbe* 
gatte  nicht  im  Besitze  der  Mittel  zur  Zahlung  der  Valuta  war,  sondern 
der  umgekehrte  positive  Beweis  liegt  dem  Anfechtungsbeklagten  (dem  Ehe- 
gatten) ob  (a.  a.  0.  Note  3).  Hingegen  hat  die  tatsiebliohe  Leistnng 
der  Zahlung  letzt<!rer  nicht  zu  beweisen,  es  genügt  eben,  wenn  er  den 
Kachweia  führt,  daß  er  im  Moment  der  Ausstellung  der  Verofändungs- 
oder  Scbnldurlrande  im  Besitie  da  Uittdl  rar  Zablnng  der  Valnta  war 
(a.  a.  0.  Kote  4). 
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8.  Die  BMtimmnng  des  §  2015  Giyilkodex,  wonaoli  «Ue  Behauptoag  des 

Schuldners  oder  seim  r  Erln  ii,  daß  beurkundete  Schuldscheine  ohne  Valuta- 
zahlttiig  zostande  gekouuuen  sind,  keine  Berücksichtigung  finden  soll,  findet 
anf  die  Konkttrsvenraltang  keine  Anwendung:  diese  kann  vielmehr  die 
ünf^ntgeltlichkeit  aller  auch  beurkundeter  Schuldscheine  und  Verpfiindungs- 
aikunden  behaupten,  resp.  die  Valutazahlung  bestreiten  (a.  a.  0.  liote  6^ 
Borotoikowski  zu  §  2015  Civilkod.). 

3.  Der  Umstand,  daß  der  Gemeinschuldner  vor  der  Erklärang  seiner 
Zahlnnp^sunfähipkeit  aus  einer  Verpfändungsurkunde  verurteilt  ist, 
hindert  die  Konkursverwaltung  nicht,  dennoch  das  dem  Urteil  zu  Grunde 
liegende  Rechtsgeschäft  anmfoDhten  und  selbst .  die  Rllckgewähr  des  au 
dem  Verkaufe  des  Pfandes  an  den  Pfandgläubiger  gezahlten  Oeldes  znr 
Konkursmasse  zu  verlangen  (liardski  a.  a.  0.  Note  8). 

§  465.  „Außer  dem  Vermögen,  welches  gemäß  §  463  als  das  besondere 
Vermögen  der  Ehefrau  und  der  Kinder  des  Zahlungsunfähigen  anerk;uni1  wird, 
können  auch  folgende  Sachen  und  Gegcuätunde  keiuestails  der  Sequestratiun 
QBterworfen  und  zur  Deckung  seiner  SobuIdMi  Terwendet  wsfden : 

1.  die  Kl^nng  und  Wäsche  der  Fran; 

2.  die  Hälfte  der  in  der  gemeinschaftli«  Ik  ii  Wohnung  des  Ehemannes 
und  der  Ehefrau  befindlichen  Möbel  und  die  Hälfte  alles  in  der  Wirtschaft 
verwendeten  Geschirrs; 

3.  die  Hälfte  des  Tischsilberzeugs.  sollte  es  auch  durchweg  mit  dem 
Namen  des  Zahlungsunfähigen  bezeichnet  s«in ; 

4.  die  H&lfte  der  Bquipagen,  Pferde  nnd  Geschirre ; 

6.  die  dem  Grebranobe  der  Kinder  dieoende  Kleidiiiig  und  Wftsche. 

Die  in  den  Ziff.  2 — 4  dieses  Paragraphen  bezeichneten  (}egenst[lndc 
werden  in  der  hierfür  gesetzlich  bestimmten  Ordnung  abgeschätzt,  und  die 
Frau  hat  das  Recht,  einige  von  ihnen  nach  ihrem  Ermessen,  in  Höhe  der 
Hälfte  des  Abschätzungsbetrages  auszuwählen.  Wenn  aber  diese  Gegen- 
stände derart  sind,  dali  sie  in  natura  im  Verhältnis  za  ihrem  Werte  nicht 
geteilt  werden  kttnimi,  so  werden  irie  alle  Terkanft,  and  die  Fran  erhält  die 
BÜUfte  des  Brlttses.  Das  gaose  flbrige,  abgesdiea  von  dem  in  diesem  Fsra- 
graphen  (465)  und  im  §  463  bezeichneten  Vermögen,  das  unbewegliche  wie 
das  im  Hause  des  Za})lun'.rsiinfHhigen  vorgefundene  bew^liche,  urird  als  ihm 
gehörig,  als  von  ihm  erworben  angesehen.^  (44> 

Anmerkungen: 

1.  Eine  diesem  §  465  gleiche  Bestimmung  ist  hinsichtlich  des  niehi- 
kaufmännischen  Konkurses  im  Art.  414  des  Gesetzes  betr.  die  ciTilredlt" 
liehen. Beitreibung'  n  lef  oben  Anm   1  ru      46  )^  getroffen 

Über  die  cLwaigcii  Anträge  der  i'  l  au  auf  ('berlassung  der  Hälfte  der 
Möbel  usw.  gemäB  §  465  entscheidet  die  Konkursverwaltung  ohne  Befragen 
der  Gläubigerversammtung  (Qrebner  jaxkA.  Dobrowolski  No.  612). 

§  466.  „Bewegliches  und  ttnbewegliches  fremdes  Vermögen,  welches  sich 
beim  Zahlungsunfähigen,  sei  es  zum  Pfände,  sei  es  in  Aufbewahrung,  befindet, 
sei  es  zur  Bearbeitung,  falls  der  Zahlungsnnfiiliige  Fabrikant  oder  Handwerker 
ist,  wird  als  nicht  ihm  gehörig  angesehen  und  dem  Eigentümer  zurückgegeben, 
im  ersten  Falle  nach  Einlösung,  im  zweiten  und  dritten  Falle  mit  ordnungs- 


Digitized  by  Google 


Das  nissiscbe  Konkursrecht. 


69 


mifiiger  Itecihiniiig,  in  «neu  FMlen  sber  waA  das  Eigentiuii  «n  dem  Verm^en 
dmch  klare  Befirdsmittel  oder  Urlntiideii  beadidnigt  werd».  aber  in 

den  Handlungen  des  Zahlongsun  fähigen  die  Absicht  sich  zu  erkennen  gibt, 
bei  ihm  in  Bearbeitung  befindliche  Sachen  zum  Nachteil  des  Konkurses  zu 
verheimlichen,  so  wird  mit  ihm  wie  mit  einem  betrttgUchei)  Bankrotteur 
verfahren/  (45)  . 

Anmerkungen: 

1.  Der  §  466  regelt  das  Aussonderunggrecht,  d.  h.  das  Recht  derjenigen, 
welche  Vermögensobjekte  in  der  Konkursmasse  haben,  welche  nicht  zur 
Hasse  gehören:  diese  können  Aussonderung  verlangen  und  brauchen  nicht 
am  Konkurse  teilzunehmen.  Die  Konkursverwaltong  kann  das  Eigentum- 
des  Dritren,  welrhor  os  an  einem  in  der  Konkursmasse  befindlichen  Ver- 
mügensobjekt  behauptet,  bestreiten ;  sie  kann  namentlich  die  Tatsächlichkeit 
eines  Depots  und  swar  entgegen  dem  etwa  vorgelegten  Depot- 
schein bestreiten  und  behaupten,  daß  d:is  Depot  ein  Darlehn  verdeckt. 
Gefolgert  kann  dies  werden  aus  dem  Umstände,  daü  der  Depotschein  die 
deponierten  GegenstHnde  nicht  genau  nnd  im  einisdnen  anfstthlt  (was  nacb 
§  2111  Civilkod.  zur  Rechtsgültigkeit  einer  Depotquittung  erforderlich  ist) 
und  ä.  (Bardski  NoUi  1  zu  Art.  £>bd  (§  466),  Note  3  zu  §  2114  Civükod.). 

2.  Bine  hierher  gehörige  spezielle  Bratimmung  hinsidhtlich  verwendetw 
Mündelgelder  trifft  der  §  2!(j  Civilkod.  ,Wenn  der  Vormund  oder  der 
Pfl^er  nach  Verwendung  von  ihrer  Fürsorge  anvertrauten  Vermögensstücken 
oder  Kapitalien  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  sahlnngsnnf&hig  wird,  so 
gelangen  solche  Vermögensstücke  nicht  in  die  Masse,  sondern  bleiben  den 
Minderjährigen  nebst  den  zukommenden  Zinsen  bis  zum  Tagender  Ent- 
deckung der  Zahlungsunfähigkeit  wohl  erhalten.''  (cf.  §  468.) 

d.  Bezüglich  der  vom  Gemeinschnldner  einem  andern  zur  Vet- 
'Währung  gegebenen      g( nstünde  vergl.  Anm.  2  zu  477. 

4.  Die  Bestimmung  des  §  4HH,  wonach  das  in  der  Konkursmasse  sich 
befindliche  firamde  Eigentum  an  den  Eigentümer  herauszugeben  ist,  greiit 
nur  dann  platz,  wenn  dieses  fremde  Eigentum  sidi  ///  natura  vorfindet. 
Hat  aber  der  Schuldner  es  veräuBert.  oder  sonst,  wenn  auch  widerrechtlich, 
darüber  verfügt,  so  hat  der  Eigentümer  den  daraus  resultierenden  Brsati-. 
nnd  SchadeTis;anspruch  als  Konknrsfordemng  anxnmelden  (Grebner  nnd 

§  467.  „Wenn  unter  dem  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  Kapitalien 
und  Vermöffensstücke  von  Minderjährigen  sich  vorfinden,  die  ihm  von  deren 
Vormündern  oder  Pflegern  zur  verzinslichen  Vermehrung  anvertraut  sind,  so 
gelangen  solche  Vermfigensstttcke  in  die  Konkursmasse,  fOr  doi  Ywlust  der' 
Hindeijihiigen  aber  sind  deren  Yormamder  nnd  Pfleger  verantwortlidt..'  (44^ 

§  468.  »Wenn  der  Zahlungsunfähige  selbst  als  Pfleger  oder  Yormmid 
seiner  Fürsorge  anvertraute  Kapitalien  oder  Vermögensobjekte  in  seine 
Geschäfte  verwendet,  so  gelangt,  solches  Vermöjj;en  nicht  in  die  Masse,  sondern 
verbleibt  in  voller  Höhe  nebst  den  ziiir»liörigen  Zinsen  bis  zum  Tage  der 
Eröffnung  des  Konkurses  den  Minderjährigen  vorbehalten.  Der  zahlungs- 
nnföhige  Schuldner  aber  TerfSUt  wegen  der  eigenmächtigen  Yerwendnng 
jener  Kapitalien  und  Yermögensstttcke  der  in  den  Gesetze  fOr  den  Süßbraoeh 
der  ihnen  gewährten  Hachtbefagnisse  durch  die  Yormflnder  und  Pfleger 
bestimmten  Strafe." 

Anmerkung  cf.  oben  Anm.  2  zu  §  466. 
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§  460.  ,In  den  YermOgrasbestaiid  des  ZftUiiBgniiillllilgeii  gebuigMi  mgIi 
Waren.  Behufs  geuiMr  Feststelliuig  des  BigeDtanu  an  ikiiw  komnieii  folgende 

Vorschriften  zur  Anwendnog.' 

§  470.  „Waren,  welche  beim  Zahlongsunf&higen  vorgefunden  werden, 
sind,  auch  wenn  sie  im  Auftra<je  eines  andern  gekauft,  verladen,  auf  Wagen 
verpackt  oder  abgeschickt,  die  Küniiusseinente  oder  Frachtbriefe  üher  dieselben 
aber  uu  den  Auftraggeber  noch  nicht  abgesandt  sind,  als  der  Schuldenmasse 
gehörig  aanisehen,  falls  das  Qeld  dafür  an  den  Vwkiafer  bereits  gesaUt  ist 
Wenn  aber  diese  Waren  Tom  Sdioldner  wUurend  der  letzten  seibn  Tage  Tor 
Eröffnung  des  Konkurses  unbedingt  gekauft,  das  Geld  dafOr  abw  dem  Yer> 
käufer  noch  nicht  bezahlt  ist,  so  werden  sie  dem  letzteren  zurückgegeben; 
wenn  jodoch  der  Verkauf  unter  Stundung  der  Zahlung  geschlossen  ist,  dann 
bU;il)i:n  die  Waren  in  der  allgeiiieintn  Masse,  und  der  Verkäufer  erhält  seine 
Befriedigung  in  gleicher  Weise  wie  die  anderen  Gläubiger."  (47) 

§  471.  gWenn  die  Waren  vom  Zahlungsunfähigen  im  Auftrage  gekauft 
und  die  KomionenMiite  uid  Frachtbriefe  Aber  sie  bereits  an  dot  Auftraggeber 
abgeacbieltt.  sind,  das  Geld  aber  für  diese  Waren  Ton  ibm  noob  nicht  einge- 
gangen  ist,  oder,  wenn  es  zwar  nach  Bestimmung  des  Auftraggebers  ange- 
wiesen (trassiert),  an  der  Annahme  und  Zahlung  der  Wechsel  aber  Zweifel 
bestehen,  so  muß  die  Konkursven^'altung,  den  Umständen  entsprechend,  sich 
bemühen,  die  Masse  nach  Mögliclikeit  vor  dem  Verluste  des  Kapitals  zu 
bewahren,  sei  es  durch  Wiederabladung  der  Waren,  wenn  auch  nach  Zahlung 
der  halben  Fracht,  wenn  das  Schilf  noch  nidit  gans  bdaden  ist,  sei  es,  wran 
das  Schilf  schon  ganz  bdaden  ist^  und  es  anbniialten  nicht  angeht,  durch 
Übersendong  des  zweiten  Konnossements  an  eine  andere  Person  am  Be- 
stimmungsort des  Schiffes  mit  der  Anweisung,  die  Ware  zurückzuhalten,  bis 
er,  der  Inhaber  des  zweiten  Konnossements,  gemäß  der  Anordnung  der 
Konkursverwaltung  über  die  Annahme  der  Wechsel  und  die  Zuverlässigkeit 
ihrer  Einlösung  sich  vergewissert  hat,  falls  aber  die  Ware  zum  Verkaufe  für 
Rechnung  des  Zahlnngsonffthigen  selbst  abgeschicict  ist,  und  die  Wieder- 
abladnng  derselb«!  als  mit  großem  Verluste  für  die  Konkursmasse  Torbunden 
sich  erweist,  so  können  in  diesem  Falle  die  Kuratoren  nach  ihrem  Ermessen 
die  Waren  abgehen  lassen  und  denjenigen,  an  den  sie  adressiert  sind,  an- 
weisen, die  für  sie  erlösten  Gelder  der  Konkursverwaltung  zu  übermitteln. 

Diese  \'orsrhriften  sind  auch  bei  Übersendung  von  Waren  auf  Landwegen 
in  Anwendung  zu  bringen." 

Anmerkung. 

Die  Fantfracht  im  Falle  des  riatomo  betrftgt  nach  g  696  des  russ. 
HQB  ein  halbes  Prozent 

§  472.  „Wenn  in  anderen  Orten,  im  Inlande  oder  Auslande,  für  Rechnung 
des  Zahluntrsunfähigen,  auf  seine  Bestellung  gekaufte  Wareji  in  seine  Ver- 
fügung vur  der  Zahlungsunfähigkeit  gelangt  sind,  so  werden  sie  als  sein 
Vermögen  betrachtet;  wenn  sie  aber  nach  Eröffnung  des  Konkurses  eintreffen, 
SO  gelangen  ide  nicht  in  den  Bestand  dw  Konkursmasse,  mit  Ausnahme  des- 
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jenigen  Falles,  wenn  der  Absender  dmnlben  dem  ZaUnngsonfähigen  einen 

Botras?  i»  Höhe  des  Preises  der  Waren  verschuldet,  oder  wenn  dieser  letztere 
vor  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  über  sein  Vermögen  einen  auf  ihn  in 
Höhe  des  Wertes  der  Waren  vom  Absender  gezogenen  Wechsel  schon 
akzeptiert  hat." 

§  478.  «Wenn  den  ZaUangsooflKliigra  in  Kommiaeion  abertuidte  Waran 
vor  SvBffmuig  des  Konkureea  in  Mine  Verfignngsmadit  gekonunem  sind,  so 

bleiben  sie  in  der  Hasse,  und  der  Absender  wird  wegen  des  Betrages  des 
Erlöses  in  gleicher  Weise  wie  die  übrigen  Olaubiirer  befriedigt  ;  ebenso  wie 
in  dem  Falle,  wenn  Waren,  welche  der  Zahlungsunfähige  auf  Kommission 
geschickt  hat,  sollten  sie  auch  noch  nicht  in  Empfang  genonunen  sein,  von 
denen  es  aber  klar  bewiesen  ist,  daß  sie  schon  vor  KonkiurseröSnnng  mittels 
Konnossement  nnd  Faktura  von  ikn  Terkanft  worden  sind  und  das  Gteld 
ffli  sie  scboQ  eiagegangon  ist»  das  Gesoliift  a«t  diese  Weise 'ToOsMndjg 
erledigt  ist;  falls  aber  solche  Waren  auf  iSeit  verkauft  sind  und  der  Zahlungs- 
unfähige dem  Absender  für  den  Käufer  keine  Bürgschaft  geleistet,  d.  h.  kein 
Delkredere  übernommen  hat,  der  darüber  empfangene  Wechsel  aber  ohne 
weiter  begeben  zu  sein,  sich  noch  im  Besitze  des  Zahlungsunfähigen  befindet, 
so  tritt  dieser  Weduel  an  die  Stelle  der  Waren  nnd  wird  dem  Absender 
oder  dem  Bägentflmer  desselben  gegen  vorherigen  Empfang  aller  Kosten  und 
der  ablieben  YerkanfsproTision  ansgeMtoidigt;  wenn  aber  der  Zahlnngs- 
■nfftbige  anf  Verlangen  oder  mit  Zustimmung  des  Absenders  diesem  gegen- 
über für  die  erwähnte  verkaufte  Ware  Delkredere  übernommen  hat,  so  wird 
in  diesem  Falle  der  Wechsel  als  das  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  be- 
trachtet, und  der  Absender  erhält  Befriedigung  m  gleicher  Weise  wie  die 
übrigen  Ql&ubiger;  derjenige  aber,  der  die  Waii»  bdm  ZaUungsanfftbigen 
gekauft  nnd  ihm  das  Geld  daf Qr  besnhlt,  oder  anstatt  des  Geldes  verein- 
bartermaßen  einen  Wechsel  gpgeben  hat,  behält  das  Bccht,  die  Ware  nach 
ihrer  Ankunft  auf  d«n  Wasser-  oder  Landwege  in  Empfang  su  nehmen.* 

Anmerkung: 

Aus  der  Bestimmung  des  §  473  in  Verbindung  mit  derjenigen  des 
•  §  474  geht  berror,  dafi  das  entscheidende  Moment  für  die  Zugehörigkeit 
der  Kommissionsware  zur  Konkursmasse  die  Tatsache  ist:  daß  diese  Ware 
in  die  faktische  Verfügungsgewalt  des  Gemeinschuldners  vor  Konkura- 
-  erSffnung  gelangt  ist:  faktisch  hat  der  Gemeinschuldner  die  Verfügungs- 
macht über  die  Ware  lediglich  durch  die  Inbesitznahme  der  Ware  selbst, 
nicht  aber  der  Konnossemente  und  Frachtbriefe.  So  auch  die  Entsch.  bei 
Grebner  und  DohroutoUki  Ko.  504  8. 881  f. 

§  474.  .Waren,'  wdche  von  dem  Zablnngsnnfihigen  im  Auftrag  und 
txtt  Becbnnng  einer  dritten  Person  Terächriieben  nnd  an  ihn  schon  nach  Er- 
Sffnung des  Konkurses  gelangt  sind,  kommen,  wenn  auch  die  Konnossemente 

und  Frachtbriefe  darüber  schon  vorher  empfangen  sind,  nicht  in  seinpn  Ver- 
mögensbestand, sondern  bleiben  zur  Verfügung  desjenigen,  für  den  sie  bestellt 
sind.  Der  Absender  der  Waren  aber  hat  das  Recht,  falls  das  Geld  für  die- 
selben ihm  Tom  Zahlungsanfähigen.  der  es  vom  Auftraggeber  erhalten  hat, 
nicht  abemdttelt  ist,  an  dessen  Ibsse  in  gleicher .  Weüe  wie  die  übrigen 
GiJMibiger  tsilsunehmen." 
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§  475.  „Wenn  der  zahlungsunfähige  Sdnddner  Waren  an!  KommissiMi 
für  einen  Auftraggeber  bestellt  und,  nachdem  er  von  diesem  das  Geld  dafür 
vorher  erhalten,  da»  über  di(  sf  W  aren  ihm  übersandte  Konnossement  vor 
Eröffnung  des  Konkoxses  einem  andern  verkauft  and  so  vorsätzlich  seinem 
Auftraggeber  dMoen  Eigeutmi  «utsogoi  kit,  m  «iid  tat  Uetfir  wie  ein  be- 
trttglicher,  Bankrotteur  gerichtlich  belangt.'' 

§  476.  «Wenn  Im  dMU  ZaUangsoiiflUiigeB  noh  solche  Wann  Turfinden, 
Wdehe  ilim  vor  Eröffnung  des  Konkurses  in  seiner  Eigenschaft  als  Konmiisd<MlSr 
lediglich  zur  Entrichtunf!;  der  Zfillabgatit n  uiit]  zur  Weiterbefördernnp  an 
ihren  Bestimmungsort  anvertraut  worden  sind,  so  gehören  diese  Waren  ihrem 
Eigentümer  und  miisäen  diesem  oder  seinem  Bevollmächtigten  gegen  Erbebung 
nur  der  vom  Zahlungsunfähigen  gemachten  Auslagen  ausgehändigt  werdra. 
Wenn  aber  hierbei  entdeckt  wird,  da£  dn  Bolober  KenugBiflslMiSr  die  ihm  nnr 
lur  Abeendong  anvertraaten  Waren  ohne  Zustimmung  dessen,  für  den  sie 
bestimmt  waren,  verkauft,  oder  die  Konnossemente  über  sie  in  andere  Hände 
Er«^e"f>n  Empfang  des  Geldes  dafür  hat  übergehen  lassen,  so  wird  er  der  straft 
rechtlichen  Verfolgung  als  betrüglicher  Bankrotteur  überantwortet,  der  Käufer 
aber  der  Waren,  der  für  sie  das  Geld  bezahlt  hat,  bleibt  in  seinem  Kechte 
unbeanstandet,  es  sei  denn,  daß  erwiesen  wird,  daß  er  an  der  bösen  Absicht 
des  Zahlangsnnfähigen  teilnahm.* 
^Anmerkung: 

.  Im  Jahre  1876  ist  in  einem  Spezialfälle  vom  vStaatsrate  erläutert 
worden,  daß,  wenn  auch  in  diesem  Paragraphen  (476)  einer  direkten 
Erwähnung  der  Verpfändung  der  Waren  durch  den  Komnüssionftr  nicht 
geschieht,  nach  dem  allgemeinen  Sinn  aber  und  der  Bedeutung  dieses  Ge- 
setzes, welches  die  unentgeltliche  Veräußerung  des  Vermögens  im  Auge 
hat,  kein  Grund  Torbanden  ist,  andi  die  Verpfändung  von  der  Wirbamkot 
dieses  Paragraphen  auszuschließen,  da  auch  die  Verpfändung  nichts  and(  res 
als  eine  Veräußerung  des  Verfügungsrechtes  ist,  das  einen  unabtrennbaren 
Bestandteil  des  Eigentums  ausmacht  (Civilkodex  §§  420,  1627)." 

Anmerkung: 

Nach  der  Anm.  zu  §  476  ist  die  Bestimmunf;  dieses  Paragraphen 
nicht  nur  auf  die  Veräußerung,  sondern  auch  auf  die  Verpfändung  zu  be- 
ziehen, d.  h.  derjenige,  dem  der  Schuldner  das  ihm  zur  Berichtigung  der 
Zollgebühren  und  Weiterbeförderung  anvertraute  Gut  verpfändet  hat,  er- 
wirbt daran  ein  Pfandrecht,  wenn  er  nicht  im  böseu  Uiaabcn  gebandelt, 
also  gewußt  hat,  daß  der  Sdinldner  aur  Verpflndung  nicht  berechtigt  wü^ 
.  {Bardski  au  dieaon  I^utagrapben). 

§  477.  „Zum  Vermögen  des  Zahlungsnnffthigm  gehören  avdh : 

1 .  Anteile  desselben  an  Alctiengesellschaften  und  Gesellschaften.  Wenn 
diese  Anteile  nach  der  Verfassung  der  Aktiengesellschaft  nicht  ausgesondert 
werden  können,  so  müssen  sie  von  der  Konkuröverwaltung  verkauft  werden; 

2.  Forderungen  desselben  gegen  andere,  nicht  nur  aus  Wechseln  und 
anderen  Schuldverbindlichkcitcn,  sondern  aus  Rechnungen  und  Büchern.  Etwa 
wegen  diesw  Forderungen  entstdiende  Streitigkeiten  werden  in  dem  fflr  streitige' 
Handelssachen  bestimmten  Verfahren  verhandelt  und  entschiedoi; 

3.  Verträge,  die  der  Zahlungsunfähige  geschlossen  hat  und  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  noch  nicht  erfttUt  sind.  Wenn  durch  die  Er« 
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fSlfamg  des  Vertngei  dM  Yemögen  des  ZaUuigsiiiifBliig«!!  einen  Zawaeln 

eiiangen  oder  vor  Verlnst  bewahrt  wesrden  kann,  so  toingt  die  Konknrsr^ 

mUiing  den  Yertrag  zur  Erfüllnng ;  im  anderen  Fall  stellt  sie  den  daran 

lieteiligten  Kontrahenten  anheim,  ihre  Ansprüche  gegen  dio  Masse  in  gleieb« 

Weise  wie  die  anderen  Gl&nbiger  geltend  zu  machen."  (48) 

Anmerkungen: 
1  a)  Die  Bestimmnng  der  Ziller  1  ist  dem  %  2136  des  Cürilkodez 

(über  Gesellschaften)  entnommen.  Hinsichtlich  der  Bergwerke  bestimmt  der 
§  2137  Oivilkodex,  in  Abweichung  des  g  2136,  dafi  sie  nur  dann  verkauft 
werden  dibrien,  wenn  sie  sich  im  Zustand  des  Verfalle  befinden;  befinden 

sie  sich  dagegen  in  gutem  Zustande,  so  werden  die  Anteile  der  zahlungs- 
unfähigen Aktionäre  oder  Gesellschafter  in  Verwaltung  genommen,  und  die 
reinen  Einkünfte  daraus  werden  zur  Deckung  der  Schulden  verwendet. 

b)  Die  Anteile,  welche  dem  Gemeinschuldner  als  dem  Mitglied  einer 
Kreditgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  zustehen,  gelangen  ebenfalls  gemäß 
§  477  Ziflf.  1  in  die  Konkursmasse,  ohmt  jedoch  daü  die  Konkursrerwaltung 
damit  die  dem  Schuldner  zustehenden  mit  der  Mitgliedschaft  verbundenen 
persönlichen  Rechte  erlangt,  obgleich  der  Schuldner  selbst  diese  Rechte  mit 
der  Konkurserüfiuung  verliert  {ßardski  Note  11,  12  zum  Paragr.  zit.) 

8.  Zu  den  in  Ziller  2  angeführten  FtHrdemngen  des  Gemeinraraldiins 
gegen  Dritte  sind  auch  die  Ansprüche  zu  zählen,  welche  der  Gemeinschuldner 
gegen  Dritte  auf  Uerauu;abe  von  bei  ihnen  behndlichen  ihm  gehörigen 
Vermögensstficken  hat.  ^ttglieh  dieser  Ansprüche  bestimmt  der  §  2122 
Civilkodex,  daß  der  Dritte,  welcher  ein  bei  ihm  befindliches  dem  Schuldner 
gehöriges  Yermögensobjekt  der  Konkursverwaltung  vor  Bändigung  des 
Konkursverfahrens  nicht  anzeigt  neben  Herausgabe  des  betreffenden  Ver- 
mögensobjekts 20^/0  von  dem  Werte  desselben  zu  Gunsten  der  Konkurs- 
masse zu  zahlen  hat,  falls  die  Nichtanzeige  lediglich  aus  Unachtsamkeit 
geschehen  ist;  falls  diu  Gläubiger  voll  befriedigt  siud,  sind  diese  2ü"/o  zu 
Gunsten  der  öffentlidit n  Fürsorge  zu  zahlen. 

3.  Das  in  Ziffer  3  bezeichnete  Rücktrittsrecht  der  KonkursvorM'altung 
bezieht  sich  auch  auf  Verträge,  die  noch  von  keiner  Seite  erfüllt  sind 
{Bardski  Note  15  zum  zit.  Paragraph). 

4.  Wenn  der  Gemeinschuldner  einen  Gegenstand  vor  Konkurseröffnung 
verkauft,  aber  noch  nicht  Ubergeben  bat,  so  ist  ein  solcher  Kauf  als  von 
beiden  Seitra  erfüllt  anznseben,  nnd  der  in  der  Konkursmasse  noch  b^d- 
liche  Gegenstand  muß  von  der  Koritarsverwaltong  an  den  Kftnte  Iknans- 
gegeben  werden  (a.  a.  0.  Note  6). 

5.  Der  Dritte,  von  deawn  vertrage  die  Konknrsverwaltnitg  tn  GemSfi- 
heit  der  Ziffer  '^  des  §  477  zurückgetreten  ist,  muß  seinen  Schadensanspruch 
aus  diesem  Rücktritt  gegen  die  Konkursverwaltung  im  Wege  der  Klage 
geltend  machen  (a.  a.  0.  Note  10  und  16).  Bestreitet  der  Dritte  das  Rück- 
trittsrecht der  Konkursverwaltung,  so  Imt  er  seine  Klage  gegen  diese  anf 
Verurteilung  zur  Erfüllung  des  Vertrages  zu  richten  'a  a  O  Note  17V 

(J.  Zu  den  persönlichen  Rechten  des  Gimik  inschuklners.  welche 
in  die  Konkursmasse  nicht  übergehen,  sind  auch  di  s.sen  Rechte  als  Mitglied 
einer  Kreditgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  (cf.  oben  Anm.  1  b>  zu  diesem 
Paragraph),  die  nicht  vermögensrechtlicher  Natur  sind,  und  da^  lebens- 
iKngliche  Besitzreeht  (Niefibranchsrecht)  m  z&hlen  (a.  a.  0.  Note  13). 

7.  Der  Vf  rtrag  des  Gemcinsthuldners  mit  seinen  Handlungsgehilfen 
wird  durch  die  Erklärung,  des  erstcren  als  zahlungsunfähig  noch  nicht  von 
selbst  Mifgelöst,  die  Handlungsgehilfen  Terbldbin  noch  im  Dienste  dw 
Konkursverwaltung,  bis  sie  ordnungsmftfiig  (gem&fi  §  81  des  HGB)  Rechnung 
gelegt  haben  (a.  a.  0.  Note  8).  (i9) 
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§  478.  .Alka,  wu  dem  Zfthlangianfilliij^  wihnad  de«  KoaknisTer- 

fahrens  nach  dem  Rechte  der  Erbschaft  oder  ntch  irgend  einem  andern  Reehte 

zufällt,  wirr!  dem  Bestände  seines  Vermfifjens  zugezählt  und  bildet  den  Gegen- 
fltand  der  Fürsorge  and  der  Obli^enhcit^n  der  Konkorsverwaltung."  (9O) 

A  n  m  i'  r  k  11  n  tr  c  ti : 

1.  Über  das  Recht  der  Gläubiger  einer  dem  Qemeinschaldner  ange- 
faHenen  Brbediaft  auf  Sondernng  des  Naohlaases  tob  der  Konknnmasse  cf. 
oben  Anm.  4  zu  §  4Üö. 

2.  Über  die  Anfechtbarkeit  einer  Erbentaaguns  oder  einer  anderen 
Aufgabe  von  RecAiten  des  Gemeinsebnldnenr  «tun  Naonteil  seiner  Glftnbigw 
cf.  oben  Anm.  8  zn  ^  400. 

3.  Über  den  Umfang  der  Zugehörigkeit  von  GehaltsbezUgen  des  Qe- 
meinschnldners  ztir  Konlrarsmasse  cf.  oben  Anm.  9  zu  §  460. 

§  479.  ^Zum  Vermögeusbestandfi  des  Zahlungsunfähigen  gehören  auch 
nach  ihrer  Eiulusung  alle  durch  den  Zahlungäunfähigcn  verpfändeten  Ver- 
mögensstücke, wenn  sie  noch  nicbt  verkatift  sind.' 

Anmerkung: 

Kreditanstalten,  ebenso  die  Kreditgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
können  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  (des  Konkurses)  eines  ihrer  Mit- 
glieder, aus  dem  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Pfände  des  Mitglieds  wegen 
ihrer  Vorschüsse  an  dasselbe  durch  Selbsthilfe  sich  Befliediglllg  Y^rschaffen, 
ohne  sich  an  das  Gericht  oder  die  Konkursverwaltung  wenden  zu  müssen 
(Bardski  Kote  2  zum  Art.  572  479).  Dasselbe  Recht  genielien  aber 
die  Kreditg^ellschaften  Aof  Gegenseitigkeit  nicht  hinsichtlich  des  Mitglieds- 
anteils des  in  Konkurs  geratenen  Mit«^f!ieds  und  der  ihm  zustehenden 
Dividende;  diese,  Mitgliedsanteil  und  Dividende,  sind  an  die  Konkursver- 
valtnng  absrafOhren  (a.  a.  0.  Note  3). 

§  480.  „Der  Konkursverwaltung  steht  wegen  der  verpfändeten  Gegen- 
sMnde  das  Recht  der  Einlösung  nicht  nni  am  FXlUghiitsteniiiiie,  sondern  «noh 
Tor  dem  Termine  sn,  sollten  «ach  die  Oegenstiade  bei  staatlichen  Kredit- 
anstalten verpfändet  sein,  sofern  nur  die  BinlSsnng  für  den  Konkurs  für 
Torteilhaft  bdondoL  wird." 

Anmerkungen: 

1.  Das  Recht,  welches  einer  Bank  (auf  Grund  besonderer  Vereinbarung) 
dahin  eingeräumt  ist,  daß  sie  zur  Sicherung  der  von  ihr  einem  Kunden 
gewährten  Vorschüsse  die  Beträge,  welchp  dieser  Kunde  von  einer  anderen 
Stelle  zu  erhalten  hat,  .anmittelbar  von  dieser  Stelle  erhalten  solle,  ist  einer 
HandbestelluQg  nicht  gleich  zu  achten.  Wenn  daher  der  Kunde  in  Konkurs 
gerät,  und  die  ihm  zustehenden  Beträge  von  der  Stelle,  welche  sie  unmittelbar 
an  die  Bank  zu  zahlen  hat,  noch  nicht  gezahlt  sind,  so  gelangen  diese  an 
die  Bank  noch  nicht  abgefflhrten  Beträge  an  die  KonkoisTerwaltnng,  und 
die  Bank  hat  ihn  Finderung  gegen  den  Gemeinschuldner  lediglich  als 
Konkurqforderung  anzumelden  (a.  a.  0.  Note  1  und  3  zu  Art.  673  (§  480). 

2.  Nach  §  1677  Civilkodez  mnB  der  Pfandgläubiger  binnen  drei  lumatai 
nach  F'älligkeit  seiner  Forderung  die  Verpfäiidiiiigsurkunde  zur  Beitreibung 
bringen  oder  sie  wenigstens  beim  Notar  anmelden,  da  er  andernfalls  im 
Konkur.se  des  Pfandschuldners  des  Rechts  auf  gleiche  Befriedigung  mit  denen, 
welche  dii  s,  1  Vorschrift  genügen,  verlustig  geht. 

3.  I'ber  die  Beteiligung  des  PfnndLrläubigers  am  Konkurse  vgl.  oben 
Anm.  3  zu  §  432.    Zu  bemerken  ist  hier  noch,  daß  die  lex  commissoria 
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d.  i.  die  Yerelnbaritiig  zwischen  Pfandgläubiger  und  Schuldner  von 
vornherein,  ersterer  könne  das  Pfand  fär  die  durch  dasselbe  gtsicherte 
Forderung  behalten,  rechtsonwirksam  ist  iBorowikoufski  üfote .  1  za 
§  1677  Civilkodex). 

4.  Zwar  nicht  ein  Pfandrecht  aber  ein  VorzuM:^^rt  i  ht  ist  den  „Öffent- 
lichen Städtischen  Kreditinstituten"  durch  §  84  des  Kreditgesetzes  (Swod 
Sakonow  Band  XI  Abt.  XI  Ausg.  1893)  hinsichtlich  ihrer  Forderungen 
insofern  eingeräumt,  als  sie  diese  aus  der  Konkursmasse  vorweg  und  voll 
gezahlt  erhalten ;  sie  haben  aber  dann  denjenigen  Betrag,  den  sie  über  die 
ihnen  zustehende  Quote  hinaus  erhalten  haben,  zurückzuzahlen.  Die 
Bank  erhilt  also  keine  andere  Quote  ans  der  KonkursmaBae  als  die  anderen 
Konknngliubiger,  sie  erh&lt  sie  nur  froher  als  die  anderen. 

§  481.  «Die  Binlösong  erfolgt  durch  Zahlung  der  vollen  Sdiuldsumme 
an  den  Darlehnsgeber." 

§  482.  „Wenn  die  Konkursverwaltung  das  Gut  zum  Termine  nicht  ein> 
löst,  so  f^elangt  dieses  zum  Verkaufe  in  der  für  Pfänder  bestimmten  Ordnung, 
und  der  ii;u  h  Bezahlung  der  Schuld  verbleibende  Best  des  Erlöses  wird  der 
Masse  zugotuhrt.'" 

§  483.  ,Staatskassenscbeine,  Bankbillets,  ebenso  auch  Aktien  der  ver- 
^chiedenitoi  OeadhMdiaiteii,  welche  dem  Zahlungsunfähigen  gehören,  gelangen 
in  den  Maesebeetand  mit  ihren  Zinsen,  und  der  Zahlungsunfthige  ist  ohne 
Widerrede  Twpdiohtet,  dw  gehörigen  ÜbertragungSTermezk  auf  den  Namen 

dnes  der  Mitglieder  der  Konkursverwaltnng,  daa  aar  Geldempfangnahme 
ermächtigt  ist.  oder  auf  die  gesamte  Konkursverwaltung  zu  bewirken.  Wenn 
die  Papiere  auf  den  Namen  eines  Unbekannten  lauten,  so  ist  er  verpflichtet, 
das  Siegel  herzugeben,  unter  welchem  die  Gelder  niedergelegt  sind,  sofern 
sie  unter  Siegel  niedergelegt  sind.  Scheine  der  Schuldentilgungskommission 
ist  der  Zahlongsonfühige  der  Konkursverwaltung  in  der  himfttr  bestimmten 
Ordnung  su  übertragen  Terpflichtet.' 

Anmerkung: 

Für  die  Übertragung  von  üuthabeni  die  in  das.  Staatsschuldenbuch 
eingetragen  sind,  von  dem  eingetragenen  Inhaber  des  Outhabens  auf  cäne 

andere  Person  ist  das  Indossement  des  legitimierten  Inhabers  auf  der  in 
seinen  Besitz  befindlichen  Bescheinigung  und  außerdem  Anzeige  an  die 
Schuldentilgungskoiuniission  erforderlich  118  ff.  des  Kreditgesetzes  Abt.  II). 
Indessen  bestimmt  der  §  70  a.  a.  0.,  daB  die  Umschreibnng  eines  Guthabens 
des  Gemeinschuldners  auf  das  Konto  der  Konkursverwaltung  ohne  weiteres 
geschieht,  wenn  letztere  sich  bei  der  Schuldentilgungskommission  legi- 
timiert hat. 

§  484.  aWenn  der  Schuldner  ohne  besondere  gesetzliche  Gründe  sich 
weigert,  auf  die  Scheine  von  Kreditanstalten  und  die  Aktien  von  privaten 
Gesellschaften  die  vollen  Übertragungsvermerke  oder  in  blanco  zu  setzen, 
oder  die  Siegel  vorzulegen,  oder  bezüglich  der  Scheine  der  Schuldentilgungs- 
kommission die  in  den  bestimmten  ElUlen  auf  den  Namoi  der  Kommission 
erforderte  BrklKrungrai  absugeben,  so  wird  er  strafrechtlich  belangt,  und  es 
wird  mit  ihm  genüLB  Art  1168  des  Strafgesetzbuches  verfahren :  auf  seine 
Erben  dagegen  erstreckt  sich  die  Wirksamkeit  des  Artikels  1164  desselben 
Gesetzes." 
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Anmerkniig: 

Die  Uer  an^^rftihrtcn  Art  1168,  1164  des  Strafgesetzbaehs  (Sicod 
Sakonou}  Bd.  XV  Ausg.  1885)  liiid  durch  die  Art.  699,  600  (oben  Anm.  1 
sn  %  390  wiedergegeben)  des  neneii  Stra^esetsbiichB 

die  Strarbestimmung  des  Art.  11G8  für  die  Verweigerung  des  Indossementa 
seitens  der  Erben  des  Gemeinschuldners  ist  indi  ssen  in  das  neue  Straf- 
gesetzbuch, das  aber  noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  nicht  über- 
gegangen. Insofern  diese  Weigerung  eine  Verheimlichung  oder  Beseite- 
schatfnng  von  VcrmögensstUcken  darstellt,  wird  sie  je  nach  den  UmBtünden 
als  betrüerlicher  Bankrott  oder  Beihilfe  dazu  bestraft. 

§  485.  „Ein  vom  Zahlungsunfähigen  über  zehn  Tage  vor  Eröffnung  des 
Konkurses  bedingungslos  gekaiiftw  Wedisd,  für  den  Yalnta  noch  nioht  ge- 
zahlt ist,  gehört  nicht  sn  seiBem  Yeimögensbestande  und  wird  nach  gdiSiigem 
Nachweis  dem  Eigratflmer  snrlU&gegeben,  wenn  der  Wechsel  sich  noch  in 

der  Masse  befindet.  Die  Zahluntj;  aus  Wechseln  oder  aus  anderen  Papieren, 
für  welche  bis  zum  Tatre  der  Eröffnung  des  Konkurses  die  Fälligkeit  noch 
nicht  eingetreten  i.st.  die  der  Zahlunixsunfrihiirr  wahrend  der  k  tzteii  zehn  Tage 
geleistet  hat,  wird  als  ungesetzlich  betrachtet  und  der  Betrag  wird  zugunsten 
der  Hasse  zurückgefordert."  (51) 

§  486.  .Wechsel,  die  dem  ZaUnngsnntihigeti  mr  AkseptieniBg  oder  sft 
einem  anderen  bestimmten  Zweck,  den  er  nicht  mehr  räfOIlett  kann,  ttbersandt' 
worden  sind,  werden,  falls  sie  in  der  Masse  noch  nicht  begeben  vorgefnndra 
werden,  den  Übersendern  zurückgegeben,  falls  diese  oder  diejenigen,  für  deren' 
Kechnung  diese  Wechsel  gezogen  sind,  nicht  Schuldner  des  Zahlungson-' 
fähigen  sind."  *         -  ' 

Dritter  Abschnitt  •>. 

Ermittelung  der  Schulden, 
g  487.  „Alle  innerhalb  der  bestimmten  Frist  angemeldeten  Forderongeh 
gegen  doi  Zahlnngsmifidiigen  werden  von  der  Konkttrsrerwidtong  in  drei 
Arten  eingeteflt." 

Anmerkung: 

Uber  die  Anmeldungsfrist  cf.  §  416  und  die  Anmerkungen  dazu. 

^  1KH.   ^Zu  der  ersten  Art  Forderungen  werden  unstreitige,  auf 

offenbare  und  unwiderlegliche  Dokumente  sich  gründende  Forderungen  gezählt 
Hierhin  g^roi: 

1.  Wechsel,  die  gemftfi  der  Wechselordnnng  protestiert  sind,  odw  fllr 
die  die  Protestfrist  noch  nicht  eingetreten  ist,  ynsm  bei  ihrer  T^ldcfaimg 
mit  den  Büchern  nnd  Schriften  sich  ergibt,  daß  sie  tatsächlich  für  gekaufte 
und  empfangene  Waren  nnd  VermögeriPL'etr'nstände.  oder  für  frühere  im 
(icschäfte  bestandene  un  l  ;ius  den  Büchern  ersichtliche  Forderungen  und 
Rechnungen,  oder  für  bare  delder.  deren  Eingang  aus  den  Büchern  klar  er- 
sichtlich sind,  erteilt  worden  sind; 


*)  Vorbemerknng  zn  Abschnitt  III  (Ermittelung der Sehnlden): 

1    Dieser  Abschnitt  enthält  die  Vorschriften  über  die  Klassifizierung 
der  gegen  den  Qemeinschnldner  geltend  gemachten  Forderungen.  Diese 
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werden,  nadhdem  sie  vorher  in  der  bestimmten  Frist  zum  Konkurse  an- 

gemeldet  waren,  von  der  Konkursverwaltung  in  der  im  §  496  vorgeschriebenen 
Form  geprüft  und  klassifiziert  bezw.  festgestellt  oder  zurückgewiesen.  Das 
Ergebnis  der  Prflfiing  wird  in  einem  Beschluß  der  Konkursverwaltang 
niedergelegt,  gegen  welchen  hinsichtlich  dor  festgestellten  Art,  der  Fordprung 
(et  unter  21  als  einen  gerichtlichen  Beschluß  —  die  Konkursverwaltang  ist, 
wie  oben  §  488  dargelegt,  eine  BebSrde  nod  büdet  die  unterste  Instanz 
des  Handelsgerichts  —  nach  §  501  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  binnen 
7  Tagen  nach  Zustellang  einer  Abschrift  des  Beschlusses  und  dann  der 
weiteren  Beschwerde  gegeben  ist  Vcm  diesen  in  B&bmen  der  Konlnirs- 
ordnuiif;  o;('lt«  nd  gemachten  Fordenin<j;en  aber  sind  diejenigen  zu  unter- 
scheiden, welche  gegen  die  Konkursverwaltung  selbst,  und  nicht  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Vertreterin  der  Gläubiger  geltend  gemacht  werden,  sei  es 

-  ans  Verbindlichkeiten,  welche  die  Konkursverwaltung  selbst  eingegangen 
ist,  sei  es  aus  anderen  Gründen  In  allen  diesen  Forderungen  erscheint 
die  Konkursverwaltung  nicht  als  Behörde,  sondern  als  Partei,  welche 
VertragserfflUnng  verlangt  oder  verwdgert,  und  die  Streitigkeiten  darttber 
sind  im  ordnungsmäßigen  Klagewege,  nicht  im  Beschwerdeverfahren  zum 
Austrag  zu  bringen.  Alle  diese  Masseschulden  werden  vorweg  vor  allen 
anderen  Forderungen  befriedigt  (Bardski  Note  2  zn  Art.  öfiO  (§  487).  (88| 
Zu  den  Fordeningen  der  letzteren  Art.  die  also  gegen  die  Konkurs- 
masse und  die  Konkursverwaltuui;  sich  richten,  sind  aoßer  denjenigen,  die 
ans  Vertrftgen  und  VerbindUehkeiten,  wdehe  die  KonkorsTerwaltang  ein- 
gegangen ist.  hf  rriihron.  auch  noch  diejenigen  Ansprüclie  zu  zählen,  welche 
auf  einem  Kechtsgescbäft  beruhen,  das  die  gemäß  392 — 40ä  eingesetzte 
Administration  eingegangen  ist.  Dies  gilt  jMoch  nur  fttr  den  Fall,  daüB  die 
Administration  (nach  §402)  unmittelbar  in  das  Konkursverfahren  über- 
geleitet ist.  Hier  erscheint  die  Administration  als  eine  vorbereitende  Maß- 
nahme für  das  sich  anschließende  Konkursverfahren,  und  die  von  der  Ad- 
ministratioB  flbemommenen  Verbindlichkeiten  gehen  direkt  auf  die  Konknnh. 
Verwaltung  über,  sie  sind  nicht  Schulden  des  Gemeinschuldners,  sondern 
Masseschulden.  Ebenso  sind  in  diesem  Falle  die  Ansprüche  der  einzelnen 
Gläubiger  auf  die  von  der  Administration  festgesetzte  Dividende  Masse- 
schulden (Senatsentscheidungen  bei  Grebner  und  J)ith  r  otoolski 
No.  52Ö— Ö2ti  S.  2üti  ff.j.  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  die  Administration 
ihren  gesetzlich  Torgesebenen  Zweck  erfdllt^  d.  h.  zur  Sanierung  der  Ver- 
mögenslage des  Schuldners  t^eführt  hat.  Hier  gehen  die  Verbindlichkeiten, 
welche  die  Administration  eingegangen  w&i^)  uumittelbar  auf  den  Schuldner 

'.  ttber,  und  wenn  er  dann  später  m  Klniknri  gerät,  so  sind  auch  die  auf  ihn 
fiberg^angenen  Verbindlichkeiten  der  Administration  alsKookiirsfordeningen 

.  anzusehen  (a.  a.  0.  No.  Ö2d  Ö..  298). 

2.  Die  Natur  der  Konknrsforaeningen  anlangend,  naeb  weleben  sie 
zu  klassifizieren  sind,  so  unterscheidet  das  Gesetz  drei  Arten  derselben: 
prima  facie  begründete,  daher  unstreitige  (§  488),  streitige  d.  h. 
solche,  die  eine  nähere  Prüfung  erfordern  (§'48U)  und  rechtsunwirksame 
(§  490).  Soweit  der  Gläubiger  mit  der  Einreihung  seinor  Forderang  in 
eine  dieser  Arten  nicht  zufrieden  ist.  kann  er  —  wie  oben  unter  1  an- 
gegeben -  -  gegen  den  Beschluß,  der  Konkursverwaltung  Beschwerde  erheben. 

er  keine  Beschwerde  ein,  oder  ist  die  Beschwerde  ohne  Erfolg  gebliehtti, 
so  ist  die  als  „streitig"  festgestellte  Forderung  im  ordentlichen  ProzeÜwege 
einzuklagen  und  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Ist  das  in  rechtskräftiger 
Form  gesebeben,  so  wird  die  frllbere  streitige  Forderang  nnnmdir  eine 
unstreitige  und  der  ersten  Art  (§  488)  beigezählt  (§§  488  Ziü.  8, 
Giebner  und  Dobrow-olski  lifo.  535,  037  S.  3Ü6f). 
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2.  Fardenmgen  fttr  ein  durdi  den  ZaUnngBimflUiigen  erworbenes  Gnt» 
wem  MB  den  von  ihm  auq^eetelltai  ObUgatSooen  enielitlieb  ist,  dsA  der 
Preis  des  Gut^s  in  Ratenzahlungen  beglichen  werden  sollte  nnd  an  dm  Ver- 
käufer noch  nicht  gezahlt  ist; 

3.  Darh'hnsschuhlsclicint'.  Verträ^'e  und  Obligationen,  die  vor  der 
Zahlnngsanfuhigkeit  in  allen  Punkten  auf  gesetzlicher  Grundlage  errichtet 
sind,  und  wenn  überdies  ihr  Gegenstand,  d.  h.  die  auf  Grund  derselben  ge- 
aahlten  oder  empfangenen  Gelder,  Ansahinngen,  Gewinnbetrige  oder  Ausgaben, 
ans  den  Bflcbem  und  Schriften  an  ersehen  ist; 

4.  Forderungen,  welche  in  die  in  gesetalicher  Ordnung  gefOhrtoi 
Geschäftsbücher  eingetragen  sind : 

ö.  Kapitalien  Minderjähriger.  Melche  der  Zahlungsunfähige  zur  Ver- 
wendung für  seine  Geschäfte  oder  für  seinen  Geschäftsbetrieb  aufgenommen 
hat,  wenn  dies  durch  die  in  den  Ziff.  1.  3  und  4  bezeichneten  Dokumente 
bewiesen  ist; 

6.  Rfickstftnde  an  staatlichen  Stenern^  Zöllen  und  Abgaben  aller  Art, 
die  nicht  auf  Verträge  und  Darlehen  sich  grttnden; 

7.  Kirchengelder,  welche  von  dem  Zahlungsunfähiiipn  ffir  dessen  eigene 
Bedürfnisse  verwendet  wurden  nnd  in  den  Büchern  als  Fehlbetrag  auf  seinen 

Mamen  eingetragen  stehen ; 

8.  Ötuatliche  und  private  Forderungen,  Uber  die  gerichtlich  endgültig 

entschieden  ist  und  die  asur  Beitreibung  zugesprochen  sind* 

Anmerkungen: 

1  ai  Zu  Ziff.  1.  Die  neue  russische  Wechselordnung  vom  27.  März  19()3 
hat  die  sogenannte  Valutaklausel  (der  früheren  W.  0.  vom  Jahre  1893) 
.  beseitigt;  darnach  verliert  ein  Wechsel  seine  Wechselkraft  nicht,  wenn  er 
ohne  Gegenwart  Valuta*  hingegf^xn  ist.  Gleichwohl  hat  abt  r  die  Zahlung 
der  Valuta  für  einen  Wechsel  im  Falle  des  Konkurses  des  Wechselschuldners 
ihre  frühere  Bedeutung  beibehalten,  indem  nach  §  488  Ziff.  1  der  HPO  ein 
gehörig  protestierter  \\'f  rhsr  l  nur  dann  der  ersten  Art  beizuzählen  ist, 
wenn  die  Bücher  oder  bkripiureu  des  Gcmeinschuidners  ergeben,  daü 
letalerer  fflr  den  Wechsel  Valuta  erhalten  hat. 

1»  Vm  als  Forderung  erster  Art  ancrl^annt  zn  werden,  muß  der 
Wechsel  in  jedem  Fall  ordnungsmäßig  protestiert  sein;  es  ist  also  auch  im 
Konkurse  des  Akseptanten  (oder  des  Ausstellers  dnes  Solawechsels)  die 
Protestierung  erforderlich. 

c)  Ein  Mangel  in  der  Legitimation  des  die  Wecbselforderung  an- 
meldenden Gläubigers  beeinträchtigt  nicht  die  Wechselforderung :  zu  prüfen 
huf  ilie  Konkursverwaltung  lediglich  das  Vorhandensein  der  in  §  488 
Ziff.  1  ausdrücklich  vor^escl^riebenen  Erfordernisse,  nicht  aber  die  Legiti- 
mation des  Wechselgläubigers  {Grebner  und  Dobrowolski  No.  ö39, 
640  S.  3<)8). 

2.  Das  Erfordernis  aller  unter  2— H  dieses  Paragraphen  aufgeftthrteeu 
Konkursforderungen  ist  der  dokumentarische  Nachweis  derselben. 

3.  Zu  ZiS.  3.  Über  die  Schuldscheine  usw.,  hinsichtlich  welcher  die 
gesetzlichen  Vorschriften  über  Beglaubigung  und  dergl.  nicht  befolgt  sind 
d.  Anm.  su  §  ölO. 

4.  Zu  2aff.  4.  Zu  den  hier  bezdohneten  Forderungen  gehSrai  andi 
die  Forderungen  der  Ehrfrau  des  Schuldners  und  seiner  Verwandten.  Hier 
ist  aber  außer  der  Eintragung  in  die  Bücher  noch  das  Vorhandensein  der 
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Yoraussetzungen  der  §§  460,  463  erforderlich  i^G rebner  und  Dobro- 
foolski  No.  641  S.  308). 

n  Zu  Ziff.  5.  Über  das  vom  Oemdiiflohiddiier  Temntfeiite  Hflndel- 
yermögen  vgl.  Ifote  2  zu  §  466. 

6.  Zu  Ziff.  6.  a)'  Den  staatlicben  Abgaben  sind  snch  diejenigen  der 
LwMischaftsvfrbände  ztizTirecliTien  {Bardsl-j  Note  1  zu  dieser  Ziffer). 

b)  Die  Abgaben  für  die  Zeit  während  des  Konkurses  sind  überhaupt 
keine  Konkurs-  sondern  Masseforderungen  (a.  a.  0.  Note  S). 

7.  Zu  Ziff.  7.  Unter  den  Kirohongcldcrn  im  Sinno  der  Ziff.  7  sind 
nur  S(il(  he  zu  verstehen,  die  dem  Gemeinschuldner  anvertraut  waren,  von 
ihui  aber  verbraucht  sind.  Hierher  gehören  also  nicht  von  der  Kirche  aus- 
geliehene Gelder :  für  diese  ist  die  Eintragung  in  den  Kirchenbüchern  nicht 
maßgebend,  sie  haben  keinen  Vorzug  vor  anderen  privaten  Forderungen 
(a.  a.  0.  Note  1  und  2  zu  dieser  Ziffer,  Gr  ebner  und  Dobro- 
wolski  No.  572). 

8.  Zu  Ziff.  8.  Die  Bestimmung  der  Ziff.  8.  daß  Forderungen,  für 
welche  ein  vollstreckbarer  Schuldtitel  beigebracht  ist.  zu  der  ersten  Art  zu 
leehnen  sind,  hat  nnr  formelle  Bedentang,  d.  h.  sie  findet  Anwendung, 
wenn  von  keiner  Seite  die  Forderung  bestritti  n  wird,  sie  schließt  aber  die 
Anfechtbarkeit  der  Forderung  nicht  aus,  wenn  materielle  Bedenken  gegen 
sie  vorliegen,  z.  B.  wenn  der  vollstreclcbare  Schnldtltel  ein  Yeraftumnisar- 
teil  ist,  auf  Grund  rin<  .s  Anerkenntnisses  dos  Schuldners  oder  rincs  L'^ericht- 
lichen  Vergleiches  ergangen  ist,  die  Bücher  des  Schuldners  aber  keinen 
Aufschluß  über  die  Entstehung  der  Forderung  geben.  In  all  diesen  Fällen 
kann  die  Fordemng  trotz  des  Vorbringens  eines  vollstreckbaren  Schuldtitels 
den  streitigen  (der  zweiten  Art)  zugewiesen  werden,  und  es  muß  dann  der 
Gläul)iger  das  Bestehen  der  Forderung  im  Wege  der  Klage  dartun 
\Ba  rdski  Note  4, 5  und  8  ZU  dieser  Ziffer,  Gr  ebner  und  Dobrotoolski 
Ko.  Ö47,        651  u.  a). 

§  489.  „Zn  der  «weiten  Art  von  Forderungen  werden  diejenigen^ 
gezählt,  deren  Dokumente  eine  nähere  Prüfung  erfordern.    Hierher  gchSran: 

1.  Wechsel,  die  nicht  gemäß  der  Wechselordnung  protestiert  sind; 

2.  Wechsel,  die  gemäß  der  Wechselordnung  protestiert  sind,  oder  für 
welche  die  Protestfrist  noch  nicht  eingetreten  ist,  wenn  bezüglich  ihrer  in 
den  Bidieni  mid  Schriften  keine  lAmn  Beweise  dafür  Torhanden  sind,  daß 
sie  für  Wann,  VeimOgensgegenstSnde,  BarbetrSge  oder  für  frUhere  handels- 
gescihiftliche  Bechnnngen  g^hen  sind ; 

8.  Schuldscheine,  Verträge  und  Obligationen,  die  zwar  in  gesetzlicher 
Form  errichtet  sind,  in  deren  Gegenstand  aber  oder  Inhalt  ein  begründeter 
Verdacht  dafür  sich  bietet,  daß  sie  zur  Belastung  der  Masse  durch  ^Vderungen 
ohne  Gegenwert  errichtet  sind." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Grundregel  des  §  489  ist:  daß  alle  Forderungen,  deren  Be- 
weisdokumente einer  näheren  Prüfung  bedürfen,  zu  der  zweiten  Art  zu 
zählen  sind.  Die  einzelnen  im  §  489  aufgeführten  Fälle  sind  nur  als 
Beispiele  für  dieses  Prinzip  anzusehen  {Bardski  Note  6  zu  Art.  582 
(§  489).  So  ist  die  Fordemng  der  staatUchen  Depositenbank  deren  Höhe 
nicht  ohne  weiteres  festgestellt  war,  den  streitigim  FordernngSD  (der 
zweiten  Art)  zugezählt  werden  (a.  a.  0.  Note  ö). 

8.  Die  gemäß  §  489  Ziff.  1  nnd  2  den  streitigen  Fordenragen  snge- 
jiShlten  WechseUofdenuigen  (und  anch  wohl  andere  Fordornngen  geiäfi 
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ZXIL  8)  bedttrfen  bei  jhrer  Gteltendmadumg  im  Klagewege  Icdiiee  anderen 

Beweises  für  ihr  Bestehen  als  der  Vorlegung  der  Urkunden,  und  der  Kon- 
kursiverwaltanff  liegt  der  Beweis  des  Nichtbestehens  der  Forderung  ob, 
wenn  sie  solches  bebanptet  (a.  a.  0.  Note  1  n.  Art.  581,  &82  (§g  488, 
488  HPOV 

3.  Das  Recht,  die  hier  erwähnten  streitigen  Forderungen  zu  bestreiten 
resp.  anzufechten,  welches  die  Konkorsyerwaltung  im  Interesse  der  anderen 
Konkursgläubiger  ausübt,  steht  in  der  Regel  dvm  (iemeinschuldner  nieht 
zu,  namentlich  bei  solchen  Forderungen,  die  der  Gemeinschuldner  gegen 
sich  gelten  lassen  muJi,  selbst  wenn  sie  anfechtbar  sind,  z.  B.  wenn  er 
seine  Unterschrift  anf  einen  Wechsel  oder  einem  anderen  Schnlddokument 
nicht  in  Abrede  stellen  kann  (in  allen  diesen  Fällen  ist  nach  russischem 
Recht  ein  Gegenbeweis  durch  Zeugen  ausgeschlossen,  Art.  409  CPO)  und 
dergl.  Fullen.  Wenn  in  dieera  FUlen  dah«r  die  KonknrsTerwaltiiDg  mit 
ibrer  Anfprhtung  durchdringt,  so  kann  das  zur  Foljie  haben,  daß  die  davon 
betrofieue  Forderung  aus  der  Konkursmasse  keine  Befriedigung  erlangt; 
dieselbe  Forderung  kann  aber  nacb  Beendigung  des  Konknrses  gegen  den 
Schnlflnpr  selbst  von  neuem  (  in<X('klagt  werden,  und  dieser  ist  nirht  be- 
rechtigt, ihr  die  Einwendungen,  weidie  die  KonJoirsverwaltang  erhoben 
btttte,  oder  dra  Binwtad  der  reditBkräftig  entachiedMMii  Baabe  ratg^en* 
zusetzen  {Bardaki  a.  a.  0.  Note  7  m  Art  582  (§  489  HPO). 

§  490.  „Za  der  dritten  Art  Ton  Forderungen  gebUren  solche, 

die  auf  ungültige  Dokumente  sich  gründen.    Hierher  gehören : 

1.  alle  Forderungen,  für  deren  Geltendmaohnng  die.  gesetzlich  bestimmte 
Vwjährungszeit  abtr»  laufen  ist: 

2.  alle  Forderungen,  deren  Dokumente  unter  Verletzung  der  gesetzlich 
gegebenen  Vorschriften  enicbtet  ^d.' 

Anmerkungen: 

1.  Zu  Ziff.  1.  Din  hauptsächlichsten  Verjährungsfristen  sinfl ;  Die 
allgemeine. Landesverjährungsfrist  beträgt  nach  Art.  1  der  Beil.  zu  ^  6^4 
Ciyillcodex  zehn  Jabre;  Weebself ordenragen  Tetjftbren  in  fttnf  Jabren  gegen 

den  Akzeptanten  eines  gezoirenen  oder  den  Aus.steller  des  eigenen  Wechsels 
in  einem  Jahre  g^en  den  Aussteller  eines  gezogenen  und  die  üiranten 
nnd  in  drei  Jabren  d«r  Gfiranten  gegeneinander  nnd  den  Bürgen  73, 

75,  112  W.  0.);  im  Eisenbahnbetrieb  verjähren  die  Forderungen  der  Eisen- 
bahnverwaltungcn  gegen  Passagiere  und  andere  Personen,  und  dieser  gegen 
die  Ei.senbahuverwaltungcn  in  einem  Jahre  (Art,  1.%.  187  des  Eiscn- 
babngesetzes). 

2.  Zu  Ziff.  2.  Im  allgemeinen  <ri!t  nach  der  konstanten  Judikatur 
des  Senats  die  Regel;  daß  die  Jiichtbeobachtung  der  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Form  dem  davon  betroffenen  Vertrage  oder  Anspruch  die 
Klagbarkeit  nicht  entzieht,  dies  ist  nur  dann  der  Fall,  wo  das  Gesetz  die  Be- 
obachtung einer  gewissen  Form  verlangt,  unter  Androhung  der  Rcchts- 
unwirkBamkeit  im  Falle  ibrer  Nicbtbeobacbtnng  (Borowikoicaki 
Note  1  ff.  zu  §  569  Civilkodex).  Diese  letztere  Vorsrhrift  ist  nur  für 
wenige  Rechtsgeschäfte  bestimmt,  dies  gilt  insbesondere  für  alle  Rechts- 
geschäfte, wel^  sicb'anf  Immobilien  belieben,  wo  die  notarieire  Form  des 
Vertrages  seine  Re(  litsgültigkeit  bedingt  §  1417  ff.  Civilkodex).  Die  Be- 
stimmung der  Ziff.  2  des  §  4U0  indessen  ist  so  za  vejrstehen,  daü  die 
Nichtbeobachtung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  scblecbtbin  dem 
Rechtsgeschäft  die  Recbtsgiltigkeit  (wenigstens  im  Konkurse)  entzieht.  Es 
ist  hierbei  zu  beachten,  daß  alle  Schuldverschreibungen.  Darlehnsschuld- 
scheine,  Zessionen  und  dergl.  schriftlich  sein  müssen  2031  ff.,  205^  Ci- 
tilkodez  n.  b.)  cf.  aucb  ErlSnterongen  zn  §  510. 
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§  491.  ^AlU  Fordenmgen  und  Anspradie  gegen  den  Zahlungsunfähigen, 
sa  welcher  äat  drei  oben  beseichneten  Arten  sie  auch  gehören  mögen,  werden 
bei  ihrer  Anmeldung  l)i  1  der  KonknrBverwaltung  in  ein  mit  Schnur,  Unter- 

Schrift  und  Siegel  der  Kuratoren  versehenes  Buch  eingetragen  unter  Angabe: 
1.  des  Dokuments,  auf  welches  die  Forderung  sich  gründet  wie:  Wechsel, 
Darlehnsschuldschein,  Bücher  (Buchforderung.  D.  V.)  usw.;  2.  des  Zeitpunktes, 
zu  welchem  die  Fordening  entst-anden  ist ;  3.  des  Betrages.  Diese  Aiiuieidung 
dient,  nach  Eintragung  in  das  Buch,  snr  ersten  B^rflndnng  der  Eigenschaft 
nnd  Htthe  dm  Forderong.  Spllter  weiden  an  einm  bestimmt«!  Termine  die 
Dokumente  selbst,  auf  welche  die  Forderung  sich  gründet,  bei  der  Konkurt- 
verwaltung  eingcrclclit ;  eine  Erhöhung  des  bei  der  ersten  Anmeldung  an- 
gegebenen und  in  das  Buch  eingetragenen  Betrages  der  Forderung  kann 
später  nicht  anders  zugelassen  werden,  als  nach  Prüfung  der  Erheblichkeit 
der  Gründe,  aus  denen  eine  solche  Erhöhung  der  ursprünglichen  Forderung 
ewigen  konnte." 

Anmerkungen: 

1.  Für  Forderungen,  die  bei  Konkurseröffnung  gerichtlich  anhängig 
sind,  brauchen  bei  ihrer  Anmeldung  zum  Konkurse  die  Beweisdokuinente 
nicht  beigebracht  zu  werden  ;  die  Konkursverwaltung  kann  diese  Forderungen 
anerkennen,  oder  in  den  anhftng^en  Froseß  eintreten  {Baräski  Note  1 
an  Art.  584  ;i<  491)  HPO). 

2.  Über  die  Frist  zur  Einrcichung  der  Beweisdokumente  vgl. 
Anm.  2  so  §  416. 

§  492.  „Wer  nach  Anmeldung  und  Eintragung  der  Forderung  demnächst 
anm  bestimmten  Termin  keinerlei  Dokumente  ttber  diesdbe  vorlegt,  dessen 
Forderung  wird  aus  dem  Fordernngsverzdchnis  gestrichen;  wenn  aber  hierbei 

Merkmale  eines  Betruges  hervortreten,  so  verfällt  er  der  strafrechtlichen  Ter- 
antwortnng  in  gesetalich  bestimmter  Ordnung." 

Anmerkungen: 

1.  Den  Ausschluß  der  Forderung  ans  dem  Verzeichnis  mit  den  in  dem 
%  492  bestimmten  Folgen  hat  die  Nichtbeibringnng  der  Dokumente  0n  der 

von  der  Konkursvorwaltnng  bestimmten  Frist)  nur  dann  zur  Folge,  wenn 
die  Forderung  bereits  angemeldet  ist  {ßardaki  Kote  1  zu  Art.  Ö8ö  492) 
HPO).  Auf  Forderungen  aber,  die  sum  Konkurse  überhaupt  nicht  an- 
gemeldet sind,  findet  der  §  492  keine  Anwendung.  (Solche  Forderungen 
können  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens  g^en  den  Schuldner 
geltend  gemacht  werden  (cf.  Anm.  5  zu  §  416). 

2.  Gegen  den  Beschlufi,  durch  welchen  der  Ausschluß  einer  Forderung 
aus  dem  Verzeichnis  ansjxesprochen  wird,  findet  nur  Beschwerde  eremäß 
§  501  statt,  eine  Klage  dagegen  auf  Feststellung  oder  Anerkennung  der 
Forderung  ist  ausgeschlossen  {Bardski  a.  a.  0.  Note  3,  GrebnBT  und 
Dohr 0 ICO Iski  No.  554,  555  S.  318  f.). 

6.  Die  Frist  zur  Beibringung  der  Dokumente,  von  welcher  der  §  492 
spricht,  wird  yon  der  Konkoisrerwaltung  unabhingig  von  den  im  §  416 
bezw.  Art.  9  der  Beil.  bestimmten  Fristen  festgesetat  (of.  oben  Anm.  2 
KU  §  491). 

§  493.  , Zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  des  Zahlungsunfähigen  ist 
eine  Übertragung  der  Forderung  nicht  zulässig.    Der  Ql&ubiger  erhält  gleich 
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den  andeien  (Olftabig^rn.  D.  Ü.)  Zahlnng  ms  der  Mwae  naeh  Yerhlltiii«,  dw 
Sdtaldner  aber  sahlt  die  Forderung  toU  an  die  Ifasse.* 

A  n  ni  c  r  k  11  n  ET ; 

Die  Bestimmung  des  §  4U3  besagt,  daß  die  Aufrechoang  einer 
Forderang  gegen  den  Gemeinscbnldner  mit  einer  an  ibn  zn  zMlenden 

Forderung  ausgesrhlosson  ist  ;  es  kann  also  nicht  ein  Oliinbijrer  des  Ge- 
meinschuldners  seine  Befriedigung  in  der  Weise  bewirken,  daß  er  zom 
Entgelt  «einer  Forderung  einen  Ansprucb  erwirbt,  den  der  Gemeinsehnldner 

gegen  einen  anderen  hat.  Ein  solcher  Austausch  von  Forderungen  zwischen 
Gläubigern  und  Schuldnern  des  Gemeinschuldners  ist  nach  Konkurseröffnung 
nicht  zulässig,  vielmehr  muß  der  Gläubiger  seine  Forderung  anmelden, 
während  der  Schuldner  an  die  Konkursmasse  zu  sablen  bat.  Die  Aos- 
nabme  dieser  Regel  statuiert  der  iolgende  g  494. 

§  494.  „Wenn  die  eine  und  dieselbe  Person  Gläubiger  und  Schuldner 
ist,  ist  eine  Aufrechnung  der  Forderung  mit  der  Schuld  in  voller  HObe  dM 
einen  Betrages  gegen  den  andern  zulässi';.'' 

A  n  m  0  r  k  u  n  g  e  n  : 

1.  Die  Voraussetzungen  für  die  durch  den  §  494  zugelassene  Auf- 
ledmung  sind  nacb  der  ständigen  Judikatur  des  Senats: 

a)  Vereinigung  von  Forderung  und  Schuld  in  einer  und  derselben 
Person,  die  nicht  von  vornherein  vorhanden  zu  sein  braucht,  vielmehr  kann 
derjenige,  der  dem  Gemeinsobuldner  etwas  verschuldet  mit  einer  Forderung 
aufrechnen,  die  er  von  einem  Gläubiger  des  Gemeinschuldners  erworben 
bat,  nur  maß  dieser  Erwerb  jedenfalls  vor  Konkurs- 
eröffnung sieb  y ollsogen  baben;  eine  nacb  KonlrarserOlhiung 
erworbene  Forderung  gegen  den  Gemeinschuldner  ist  zur  Aufrechnung  mit 
einer  Forderung  desselben  ungeeignet  (Bradski  Note  1  zu  diesem  Paragraph 
und  Note  3  ku  Art.  586, 587  (§§  498, 494)  HPO,  Grebner  und  Dohrowolski 
No.  55(5.  557.  S.  320 1.  Daß  der  Erwerb  einer  Forderung  zur  Aufrechnung 
selbst  vor  Konkurseröffnung  unter  gewissen  rinstäuden  anfechtbar  ist, 
z.  B.  der  Erwerb  durch  einen  Verwandten  des  Gemeinschuldners,  zu  einer 
Zeit,  als  dieser  faktisch  schon  insolvent  war  o.  dergl.,  ist  selbstverständlich. 

b)  Beide  zur  Verrechnung  stehende  Forderungen  müssen  t^l eich  artig 
und  fällig  sein;  ist  die  eine  von  ihnen  zur  Zeit  der  Aufrechnung  noch 
gamicht  fällig,  oder  ist  sie  nicht  gleichartig  mit  der  anderen  (z.  B.  die 
eine  Forderung  ist  auf  die  Zahlung  eines  Geldbetrages,  die  anderere  auf 
die  Leistung  eines  bestimmten  Gegenstandes  gerichtet;  so  ist  eine  Auf- 
reobnung  ausgeschlossen  (Bardtki  a.a.O.  Note  3,  G-rehner  und 
Dohrowolski  No.  558). 

c)  Beide  Forderungen  müssen  lit^uide  sein,  d.  h.  ilirem  Grunde  und 
Betrage  nacb  feststehen.  Daß  Aber  die  aufsuieohnende  Forderung  dn  Prozeß 
schwebt,  hindert  die  Aufrerbniiny:  nicht:  durch  den  Prozeß  j^ewinnt  die 
Forderang  nur  die  Eigenschaft  einer  bestrittenen,  sie  büßt  aber  dadurch 
ilure  vorhandene  Liquidität  niebt  ein  (a.  a.  0.).  Dieses  bringt  die  angefflbrt« 
SÖiatsentscheidung  bei  Grebner  tund  Dobrowolaki  No.  668  stemtfch 
unklar  zum  Ausdruck. 

d)  Zur  Aufrechnung  berechtigt  nicht  nur  eine  Konknrsforderang  der 
ersten  Art  (§  488),  sondera  auch  jede  andere  Konkursforderung.  Doch 
ist  hier  die  Senatspraxis  schwankend.  Während  die  Entscheidung  bei 
Bat  dski  a.  a.  0.  Not«  2  dies  annimmt,  betonen  die  Entscheidungen  bei 
Gr  ebner  nnd  Dobra  icolski  No.  556,  558,  daß  nur  Konkursforderungen 
der  ersten  Art  zur  Aufrechnung  berechtigen,  ein  triftiger  Grund  wird 
indessen  fUr  diese  Ansicht  nicht  angegeben.   Diese  Ansicht  widerspricht 
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aber  dem  Ghnindaats  d«r  Avfreclmtiiig  ftofierlialb  des  KonkurBTerfahrens,  wo 
also  die  Fordeningen  einer  Klassifizierung  nicht  unterworfen  werden  (cf.Anm.  2). 

2.  Sind  die  Bedingungen  für  die  Aufrechnung  vorhanden,  so  vollzieht 
sich  diesolhe  aulierhalb  des  Konkurses,  d.h.  der  aufrechnende  (Üaubiger 
braucht  seine  Fordenmg  zum  Konkurse  garnicht  anzumelden, 
hat  er  sie  aber  ansjotnoMct.  dann  wird  die  Aufrechnung  im  Rahmen  des 
Konkursverfahrens  bewirkt  \Jiurdski  a.  a.  0.  Note  3  und  5,  Gr  ebner 
und  DobroiüoUhi  No.  661,  8.  326).  Entsteht  Streit  Uber  die  Zal&ssigkcit 
der  Anfrorhnnn'^'.  muß  natürlich  eine  gerichtliche  Entscheidung  im  Wege 
der  Klage  herbeigeführt  werden  \firebner  und  Dobrotoolski  No.  ööO 
S.  ^4).  Die  gleiche  Nonn  der  Anfrecbmtng  im  Rahmen  dee  Konkars- 
verfahrens hat  der  Senat  für  die  Aufrechnung  aufgestellt,  welche  eine 
Kreditanstalt  wegen  ihrer  nicht  durch  Pfand  gesicherten  Forderung  mit 
dem  aiunnsaUen&n  IfitgUeds-  oder  Genossenacfaaflaantell  dnes  In  Konkora 
geratenen  Mitglieds  vornimmt  (Bardski  a.  a.  0.  Note  6). 

'^.  Hinsichtlich  der  Kreditgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  nimmt 
der  Senat  au,  daß  die  Gesellschaft  wegen  ihrer  Forderung  gegen  ein  in 
Konkurs  gerathenes  Ißi^lied  mit  dessen  Hitgliedsbelti»g  oder  dem  ihm 
zustrhrndcn  0 r Schäftsanteil  nicht  eigenmächtig  verrechnen  darf,  es  müssen 
vielmehr  Forderung  und  Guthaben  zum  Konkurse  angemeldet  werden,  und  nur 
die  Konknnyerwamingkann  die  Aufrechnung  bewirken  (a.  a.  0.  Note  1  nnd  2). 

§  495.  „Wenn  aus  einem  von  mehreren  Personen  gemeinsam  unter- 
schriebenen oder  indossierten  Wechsel,  welche  Personen  demnächst  in  Zahlungs- 
mililiigkelt  geraten  sind,  eHn  und  deraelbe  Wechadinhaber,  dar  an  den 
Tersehiedenen  Massen  dmselb«!  beteiligt  ist,  m.  diesen  adne  Fordnong 

anmeldet,  so  hat  er  das  Recht,  wenn  er  ans  der  ersten  Hasse  einen  gleichen 
Teil  wie  die  übrigen  Gläubiger  erhält,  aus  der  zweiten  und  allen  folgenden 
Berichtigung  bis  zu  seiner  vollen  Befriedigung  auch  in  Höhe  der  Zinsen  bis 
zum  Tage  der  Eröffnung  des  Konkurses  zu  verlangen.  Zu  diesem  Zwecke 
vermerkt  jede  Konkursverwaltung  die  ihm  gezahlte  Quote  nach  Maßgabe  der 
Zahlung  anf  dem  Wecfaad;  naoh  yollständiger  Berichtigung  Terbleibt  der 
Weobsel  nebst  PEotastnrkande  bei  deijenigen  Konkorsrerwaltang,  welche  die 
letete  Zahlmig  geleistet  hat* 

.  §  496.  «Bei  Frafnng  der  Fordemngen,  b^  ihrer  Yerglelchvng  mit  dm 

Büchern  und  Schriften  und  bei  ihrer  Einteilung  nach  den  Arten  läßt  die 
Konkursverwaltung  die  Gläubiger  oder  deren  Bevollmächtigte  zur  Teilnahme 
an  der  Sitzung  zu,  hört  ihre  Erklärungen  und  Beweismittel  au  und  trifft 
nach  denselben  ihre  Entscheidungen  nach  Stimmenmehrheit." 

Anmerkung: 

Die  Prflfong  und  Klassiflsiemng  der  Konknrsfordemngen  dvrdli  die 

Konkursverwaltung  geschieht  zwar  nach  §  496  in  Anwesenheit  der 
Gläubiger  —  geladen  aber  werden  sie  hierzu  nicht  (Gr ebner  und 
DohrowoUki  No.  662  8.  827).  Bs  mnß  sich  also  jeder  Glftnbiger  nach 
den  Sitzungstagen  der  Konkursverwaltung  nnd  darnach,  wann  die  Prilfting 

der  Forderungen  stattfindet,  erkundigen. 

§  497.  „Diese  Entscheidungen  (§  496)  werden  in  Beschlüssen  nieder- 
gelegt, von  welchen  nach  ihrer  Unterseichnong  beglaubigte  Abschriften  den 
(Uäubigem  erteilt  werden." 

6» 
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Anmerkung : 

Die  hier  an l'o ordnete  Erteilung  einer  Beschlußausfertigung  über  das 
Ergebnis  der  Prüfung  einer  jeden  Forderung  ist  für  die  Bescbwerdefrist 
yon  weaentliclier  Bedentnog  (§  501).   Es  ist  avch  die  Amn.  1  an  601  ra 

ver^lficbon.  Die  Zustellung  tlrs  l^eschlnsscs  erfolgt  »lit  rc^rhtsvrrbindlicher 
Wirkung  nach  der  zu  den  Konkursakten  angezeigten  Adresse  des  üläubigers 
(Gr ebner  und  Dohrowoleki  No.  564). 

g  ^8.  ,Far  Forderangen  der  ersten  Art,  die  TOB  deiT  Krakimvtfwftltiiiig 
anerkannt  und,  ist  auf  die  Urkunden  der  Vermerk  sn  setzen:  anerkannt 
und  SU  dem  Konkurse  N.  N.  snm  Betrage  von  so  nnd  so 
viel  zugelassen." 

§  499.  ,Bei  FordeniTigen  der  zweiten  und  dritten  Art  werden  die 
Dokumente  den  üläubigcrn  zurückgegeben,  und  in  dem  Beschluß  497) 
werden  die  Gründe  dargelegt,  aus  denen  die  einen  von  den  Forderungen  als 
iweüdhi^,  die  anderen  ab  nngOltig  angeselien  werden,  nnd  es  iriid  ümen 
anheimgaben,  ihre  Rechte  Tor  Gericht  (§  884)  in  der  heetimmten  Ordnnng 
sn  hew^n.' 

§  500.  „Wenn  eine  Forderung  zum  Teil  als  unstreitig  anerkannt,  zum 
anderen  Teil  aber  als  zweifelhaft  oder  nntrültig  erklärt  wird,  so  wird  der 
unstreitiL'e  Teil  durch  den  im  §  4i)H  ungegobi  nen  Vermerk  bezeichnet,  und 
das  Dokument  wird  mit  diesem  Vermerk  dem  Gläubiger  zurückgegeben, 
im  Beschlüsse  aber  werden  die  Gründe  für  diesen  Unterschied  in  der 
Fordexnng  angeführt.* 

I  501.  „Oegen  die  Besehlflsse  der  Konkvrsrarwaltnng  kSnnen  die 
Gläubiger  Beschwerde  an  das  Gericht  (§  384)  erheben,  jedoch  nicht  später 
als  nach  Ablauf  von  sieben  Tagen  Ton  der  Erteilung  der  Abschrift  des 
Beschlusses  an  sie.'' 

Anmerkungen: 

1.  Trotz  der  Fassung  („nicht  später  als  .  .  .  dieser  Bestimmung, 
wdche  zu  der  Annahme  Anlaß  gibt,  daß  die  Beschwerde  schon  vor 
Zustellung  der  nach  §  497  zu  erteilenden  Ausfertigung  des  Beschlusses 
dngelegt  werden  kann,  nimmt  doch  der  Senat  —  bei  Gr  ebner  und 
Dobrotoolski  No.  563  S.  327  —  an,  daß  der  Lauf  der  siebentägigen 
Beschwerdefrist  mit  der  Erteilung  dieser  Beschlußausfertigung  und  nicht  mit 
der  Yerkfindung  beginnt,  daß  also  die  Beschwerde  vorher  wirkungslos  ist. 

2  Von  Amts  wegen  darf  das  spricht,  dem  die  Konknrsverwaltung 
unterstellt  ist,  die  Beschlüsse  derselben  über  Feststellung  and  Klassifizierung 
der  Forderungen  einer  Prflfnng  nicht  unterziehen,  das  kann  es  nur,  auf 
Anrufen  beteiligter  (WXnVi^t^v  (Ba  rdski  Note  1  zu  Art.  594  (5;  5011  Hl'O). 

3.  Die  hier  bestimmte  siebentägige  Beschwerdefrist  gilt  nur  für  die 
Beschlfisse  der  Konkursverwaltung  im  kaufm&nnisclien  Konkurs- 
verfehren; im  nichtkaufmännischen  Konkursverfahren  findet  die 
Beschwerdefrist  von  vierzehn  Tagen  des  Art.  7öö  der  Givilprozeßordnnng 
Anwendung  (a.  a.  0.  Note  2). 

4.  Gegen  die  Entscheidungen  des  Gcviehts  ist  weitere  Beschwerde 
an  den  Appellationsgerichtshof  und  gegen  dessen  Entscheidungen,  im  Falle 

,  ^  einer  Geseizesverletzung,  an  den  Senat  (Kassationsdepartement)  in  Gemäßheit 
*  der  Bestimmungen  der  Artikel  790  ff.  CPO  zulässig  (a.  a.  0.  Note  3  und  12). 

5.  Während  die  Beschwerde  gemäß  Art.  785  CPO  {oben  Anm.  3) 
nach  gesetzlicher  Vorschrift  (a.  a.  0.  Art.  784)  bei  derjenigen  Instanz 
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einzureichen  ist,  welche  die  angefochtene  Entscheidung  erlassen  hat,  ist 
diese  Formvorschrift  im  §  501  nicht  enthalten.  Aus  diesem  Umstand 
folgert  (it  r  Senat  in  einer  Rntscheidnn»  vom  3.  März  1894  No.  359  —  bei 
Grebuei  und  Dobroicolski  No.  öüiJ  S.  331  f.  dalJ  diu  Beschwerde 
aus  >?  501  unmittelbar  bei  dem  Beschwerdegericht  eingereicht  werden  kann. 
Bardski  a.  a.  0.  Note  4  teilt  eine  Entscheidung  (pro  1877  No.  2G9) 
entgegengesetzten  Inhalts  mit.  wonach  auch  die  Beschwerde  aus  §  öül  bei 
der  Konkursverwaltnng  einzureichen  ist. 

6.  Die  siebentäfj:ige  P^ist  des  §  501  ist  gewahrt,  wenn  die  Beschwerde 
innerhalb  derselben  am  Wohnort  des  Gläubigers  zur  Post 
gegeben  ist.  Der  Senat  folgert  dies  ans  dar  anßergewölmlichen  Kttrse 
der  Frist  und  in  der  Erwägung,  daß  andernfalls  für  Gl&abiger,  die  weit 
vom  Orte,  wo  das  Gericht  sich  befindet,  entfernt,  oder  im  Aaslande 
wohnen,  die  Frist  gamicht  gewabrt  weiden  kannte  (Grebner  nnd 
Dob rowolski  No.  567  S.  331 1. 

7.  Das  Beschwerderecht  gegen  den  Beschluß  der  Konkursverwaltung 
.  bleibt  dem  Gläubiger  auch  dann,  wenn  die  Gläubigerversammlung  den 

Bttchluß  der  Konkursverwaltung  genehmigt  (a.a.O.  Note  10  und  13). 

8.  Die  Beschlüsse  der  Konkursverwaltunp:  mit  der  Beschwerde 
anfechten  kann  nicht  nur  der  durcli  den  Bescliiuü  betroffene  Gläubiger, 
sondern  auch  jeder  andere  Gläubiger  und  der  Schuldner,  wenn  sie  z.  B. 
mit  der  Festsetzung  einer  Forderung  oder  ihrer  Einreihung  in  die  erste 
Art  nicht  zufrieden  sind.  In  diesem  Falle  beginnt  aber  für  die  anderen 
Gläubiger  nnd  den  Sehnldner  die  Beschwerdefrist  nicht  mit  der  Zustellung 
des  Beschlusfics  an  den  Gläubit^'er,  dessen  Forderung  festgesetzt  Ist,  SOndem 
mit  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie  von  der  Festsetzung  Kenntnis  erlangt 
haben,  spätestens  jedoch  mit  dem  Zeitpunkt  der  SchliSversammlung  der 
Gläubiger,  denn  in  dieser  Versammlung  muß  jeder  Gläubiger  erfahren 
haben,  welche  Forderungen  festgesetzt  sind  (a.a.O.  JNote  11,  G rebner 
nnd  Dobrawolski  No.  fi68,  S.  331). 

yierter  Absehnltt. 

Die  AbsGhfttnnng  des  Vermögens  nnd  die  Anberaumung 

eines  Verkaufstermins. 

§  502.  „Die  Konkursverwaltung  hat  dafür  su  sorgen,  daß  für  alle  Ver- 

möp:ensstiicke  des  Zahlungsunfähigen  eine  Taxe  aufgenommen  wird,  welche 
dem  wahren  Preise,  zu  dem  sie  verkauft  werden  können,  am  nächsten  kommt." 

Anmerkung. 

Den  Städtischen  SflentUchen  Banken  ist  die  Befugnis  eingeräumt,  die 

bei  ihnen  verpfändeten  Objekte  im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Einlösung 
selbständifi;  zu  verkaufen,  ohne  sich  dieserhalb  ans  Gericht  wenden  zu 
mfissen  (Kreditgesetz  Abt.  XT,  Art.  III,  128,  144  ff.).    Dieses  Beeht  geht 

auch,  falls  über  das  Verniöu''  n  einer  .solchen  Bank  das  Konkursverfahren 
eröffnet  ist,  auf  die  Konkurs  Verwaltung  Uber  (Bardski  Note  4  zu 
Art.  595  (§  502)  HPO). 

Finfter  Abschnitt. 

Die  Anfstellnng  der  Gesamtberechnung  und  des 

Yerteilnngsplanes. 

§  51)3.    „Aus  den  Büchern  und  Schriften  des  Zahlungsunfähigen,  aus 
seinen  eidlichen  Aussagen,  aus  der  Vernehmung  seiner  AngMteilten  (§§  423, 
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484,  420)  laam  die  Konlnufrerwaltiiiig  xothex  mit  ZnverlSasigkeit  mwoIiI 
die  Zabl  seiner  Glftuliiger  ele  «nch  die  Hdhe  und  SügenMÜiaft  teäaet  Schulden 
ermitteln.    Wenn  sie  dementaprediend  aieht,  daß  der  größere  Teil  der 

Forderungen  durch  die  vorgelegten  Urkunden  schon  klargestdlt  ist,  und  von 

dem  übrigen  Teil  derselben  nach  den  eingezogenen  Erkundigungen  zuverlässig, 
vor  der  Meldung  der  Gläubiger,  jede  nach  ihrer  Art  eingestellt  werden  kann 
487),  so  schreitet  sie,  ohne  den  vollen  Ablauf  der  Fristen  abzuwarten,  zur 
Aufstellung  einer  Gesamtberechnnng  und  zum  Vorschlag  der  Deckungsqnote.* 

Anmerkung: 

Während  die  Bestimmungen  der  i^i?  187  ff.  die  Konkursforderungen 
im  eigentlichen  Sinne  berücksichtigen  und  eine  Klassifizierung  derselben 
nach  der  Art  ihres  prozessualen  Wertes  (ob  unstreitig,  streitig  oder  rechts- 
unwirksam) bezwecken  und  nur  eine  Vorbereitung  für  den  demnächst 
aufzustellenden  Verteilungsplan  darstellen,  geben  die  Vorschriften  des 
ö.  Ab.schiütts  —  §^  ö<)3-  öll  —  die  Normen  für  die  Aufstellung  des 
Verteilungsplanes  selbst,  der  Rangordnung,  nach  welcher  die  BeMe^gong 
der  Gläubiger  erfolgen  soll. 

§  504.    „Die  Gesamtaufstellnng  muß  enthalten: 

1 .  die  Angabe  der  Forderungen  unter  Einteilung  derselben  nach  den  Arten ; 

2.  die  Angabc  der  Vermögensmasse,  wie:  a"!  der  bann  Geldbeträge; 
b)  des  noch  nicht  verkauften  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens 
unter  Bezeichnung  des  ungefähren  Wertes  desselben;  c)  der  gegen  dritte 
Peisonfili  ausstehenden  Foiderangen.* 

§  605.  ,Bei  Aufstellung  der  Berechnung  der  Fordorangen  behub  ihrer 
Deckung  w^en  diejenigen  Ton  ihnen,  die^nach  ihren  ürkonden  als  nngfUtig 
erklärt  sind,  in  die  Berechnung  nicht  aufgenommen;  alsdann  werden  alle 
ttbngen  Forderungen  in  folgende  vier  Rangklassen  eingeteilt: 

1.  Fordenuigen.  die  voll  zur  Hebung  kommen ; 

2.  Foi(ierungen,  die  nach  Verhältnis  zur  Hebung  kommen; 

3.  Streitige  oder  zweifelhafte  Förderungen,  die  gerichtlicher  Ihife- 
scheidong  unterliegen; 

4.  Forderungen,  welche  im  Falle  des  Verbleibens  eines  Bestes  nach 
voller  Befriedigung  der  drei  yorhergehenden  Rangklassen  nur  Hebung  k<Mnmen.* 

Anmerkung: 

Bei  der  Einordnung  der  einzelnen  Forderungen  in  die  Rangklassen 
mnß  beim  Vorhuid^raefn  ToHstreckbarer  Schnidtitel  auf  den  Grund  dar 
durch  sie  präsentierten  Forderungen  zurückgegangen  werden,  da  der  Grund 
der  Forderung  für  ihre  ätellung  in  der  Rangordnung  des  Verteilungsplanes 
maßgebend  ist  [Bardski  Note  %  zu  Art.*  596  (§  505)  HPO). 

15  5<JH.   ,Zu  den  Forderungen  der  ersten  Rangklasse  werden  gezählt: 

1.  Kirchengelder,  welche,  wie  in  Ziffer  7  des  §  488  angegeben  ist,  vom 
Zahlungsunfähigen  fttr  seine  eigenen  Bedürfnisse  vmusgabt  sind,  und  in  den 
Kirchaibflchem  als  Fehlbetrag  fftr  ihn  eingetragen  stehen.  Diese  Gdder 
werden  der  Kirche,  welcher  sie  gehören,  zurückgewährt; 

2.  Rückstände  an  staatlichen  Steuern.  Zöllen  und  Staatsabgaben  nebst 
den  davon  zustehenden  Zinsea  und  Strafgeldern,  ebenso  auch  die  Forderungen 
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der  AbteUnng  der  Staatsbank  Ton  Odessa,  welcbe  vor  Fablihatioii  des  Qesetses 
vom  3.  Januar  1863  entstanden  sind,  wi»  auch  die  Forderangen  des  frttbeien 
AstxadiMier  Gomptoirs  der  Gommersbank,  bis  za  ihrer  endgaltigen  Beitreibnng; 

3.  Forderungen,  die  durch  Pfand  oder  Pfandverschreibung  gesichert 
sind.  Diese  werden  durch  Vcrk.uif  nnrl  Einlösung  des  verpfändeten  Ver* 
mögensgegenstandt's,  sofern  er  der  Einliisnntj:  unterliegt,  voll  gedeckt; 

4.  Kapitalien  Minderjähriger,  welche  der  Zahluugsunfälüge  iu  seiner 
Sigensdafk  als  Eltemteil  oder  Vfonumd  in  Verwaltung  gehabt  and  soi 
Verwendung  in  seine  Qesehftfte  oder  seinen  Gesch&ftsbetiieb  genommen  hat; 

ö.  Gehftlter  und  L8hne,  welche  d«i  hlnsliclien  Bediensteten  und  Arbeitetn 
für  sechs  Monate  zustehen,  wenn  es  sich  ergibt,  daß  sie  keine  Zahlung  erliielten. 
Im  übrigen  aber  werden  sie  wie  andere  nadi  Verhältnis  befriedigt: 

die  Forderungen  der  Lieferunti-n  von  Lebensmitteln  für  den  Haus- 
bedarl,  und  zwar  der  Bücker,  Fleischer  und  ähnlicher  Lieferanten  —  für  die 
verflossenen  vier  Monate; 

7.  die  Fwdeningen  der  Gasthansbesitser  fOr  Wohnung  und  Tisch» 
bedflrhdsse  —  fflr  sechs  Monate. 

5.  die  den  Maurern  und  Arbeitern  fBr  Bauarbeiten  nicht  bezahlten  BetrSge; 

9.  Frachtgelflt  r  sowohl  auf  dem  Wasserwege  als  auch  auf  den  Landwegen; 

10.  die  Börsenmaklern  und  -Arbeitern  zustehende  (iebiihr  für  das  eine 
letzte  Jahr,  des  Verwalters  und  der  Kuratoren  und  ül)erhaupt  die  Ausgaben 
für  das  Konkursverfahren  als:  für  den  Unterhalt  der  Kanzlei,  für  die 
Kanzleibedarfaisse,  fftr  Miete  und  Beheizung  der  Binme  u.  &.;  ehoiso  auch 
der  Beteag  der  Stempelabgabe  fttr  Klagen,  die  von  den  Konknnrrerwaltangen 
odor  gegen  sie  erhoben  sind,  und  die  bestehend«!  Postgebühren  für  ^[ber> 
Sendung  der  Korrespondenzen  der  Konkursverwaltungen."  (54) 

Anmerkungen: 

1.  Die  Gläubiger  einer  dem  Gemeinschuldncr  angefallenen  Erbschaft 
nehmen  am  Konkurse  nicht  teil,  vergl.  hierüber  Hotc  5  zu  g  405. 

2.  Zu  Ziffer  1.  Zu  den  Kirchengeldem  sind  nach  §§  418.  984,  985 
(  ivilkiMl  andi  Schenkungen  und  milde  Gaben  an  die  Kirche,  sofern  sie 
schon  in  das  Eigentum  der  Kirche  übergegangen  sind,  zu  rechnen  (G  rebner 
und  Dobrowoltki  No.  57S  8.  333).  Im  flbrigen  ist  Anm.  7  zn  §  488 
zn  Yergleichcn. 

8.  Zu  Ziffer  2.  Auch  Kommunalabgaben  haben  die  ^Natur  von 
staatlichen  (Gr ebner  und  Dobrowolaki  No.  574). 

4.  Zu  Ziffer  3.  ai  Grundabgaben  (staatliche  wie  landschaftlit  h«  i 
haben  dinglichen  Charakti'r  gleich  einer  durch  Pfand  gesicherten  Forderung 
(Grebner  und  Dobroiculski  No.  532,  533,  Bardski^ote  3  zu  Art.  580 
(§  487)  HPO.  Note  1  zu  dieser  Ziffer). 

b)  Nach  lf>67  ff.  Civilkode.x:  ist  für  die  \  (Ti)fändung  von  beweg- 
lichem Vermögen  die  notarielle  oder  schriitliche  Form  vorgeschrieben,  die 
Pfandstocke  müssen  unter  Zuziehung  von  Zeugen  einzeln  genau  aufgeführt 
und  mit  Siegeln  der  Zeugen  übergeben  werden  usw.  Die  Nichtbeobachtung 
dieser  Formvorschriften  hat  zwar  nicht  die  Rechtsunwirksanikeit  des 
Oeschftfts  zur  Folge,  entzieht  »her  dem  Pfand  den  dinglichen  Charakter 
und  damit  das  vorzugsweise  Befriedigungsrecht  im  Konkurse  (a.a.O.  Note  1 
zu  dieser  Ziffer,  cf.  auch  Amu.  2  zu  §  49ü). 
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c)  Die  Befriedigung  des  PfandgläubiKers  aus  dem  Pfände  erfolgt 
außerhalb  des  Konkursvcrfahnns.  die  durch  Pfand  gesicherte  Fordemng 
braucht  zum  Konkurse  nicht  angemeldet  zu  werden  ui  a  0.  Note  2). 

5.  Zu  Ziffer  4.  cf.  Anm.  2  zu  ^  46«. 

6.  Zu  Ziffer  ö.  Unter  den  Arbeitern  im  Sinne  dieser  Ziffer  sind 
häusliche  Arbeiter  zu  verstehen,  nicht  z.  B.  Öchifisarbeiter  (a.  a.  0.  zu 
dieser  Ziffer).  HierlMr  gehöre  auch  flicht  im  Qesch&fte  des  Gemein- 
sdnildners  angi  stellte  HandlwigsgeliUfeii  ood  d«rgl.  Personen  {&rebner 

und  Doörowolski  No.  Ö76). 

7.  Zu  Ziffer  9  a).  Die  hier  bezeichneten  Frachtgelder  sind  im  engsten 

Sinne  zu  verstehen  :  zu  den  Frachtgeld-  in  gehören  demgemäß  nicht  z.  B. 
Bngsiergelder,  die  darin  etwa  uütbt^riäen  sind  (Gr ebner  und  Dobro- 
Ufolaki -^0.581). 

b)  Sind  für  die  Frachtgelder  Wechsel  oder  andere  Schuldscheine 
ausgestellt,  so  genießen  diese  als  Forderungen  aus  Wechseln  und  Schuld- 
scheinen kein  vorzugsweises  Befriedigungsrecht  :a.  a,  0.  No.  579  Bai  dski 
SO  dieser  Ziffer). 

8.  Zu  Ziffer  10.  Der  den  Börsenarbeitern  zustelu  nde  Lohn  für  das 
letzt«  Jahr  ist  auch  dann  voll  zu  zahlen,  wenn  die  Bürsenarbeiter  nicht 
einzeln,  sondern  in  der  Artelvereinigung  die  Arbeiten  verrichtet  haben. 
(Nach  i^i?  8!)  ff.  HOB  können  sich  nämlich  die  Arbeiter  zu  Börsenartels 
vereinigen  zur  Besorgung  von  aller  Art  Arbeiten  und  Geschäften.)  Die 
persttnildie  Dienstleistang  des  Arbeitet«,  das  Mottv  der  Bestimmang  der 
Ziffer  10  bleibt  auch  in  der  Artelvereinignng  das  Bntscbeidende  {Qr ebner 
und  Dobrowolski  No.  6Ö3  ä.  337). 

9.  In  dem  Abs.  2  der  Ziffer  10  sind  die  eigentlichen  Ifosseschnlden 
snsa  mm  e  nge  f  aß  t . 

lU.  Stempelgebühren  in  Prozeßsachen  hat  die  Konkursverwaltung  nur 
dann  zu  zahlen,  wenn  sie  Prozesse  fflhrt;  im  übrigen  ist  das  ganze 
Konkursverfahren  einschließlich  der  Gesuche,  Anträge  usw.  der  Gläubiger 
gebühren  -  und  stempelfrei  (Art  61  des  Abgabengesetzes  —  Svood 

Sükonmc  Band  V  Ausg.  18!i3). 

%  907.  .Diese  Forderangen  (§  506)  werden  ans  den  ersten  in  die  Veis 
fOgiing  der  Konkvrsverwaltung  gelangenden  BetrSgen  gedeckt  Wenn  das 
VermOgw  mr  Tollen  Deckung  der  Forderungen  dieser  Rangklasse  nicht  aus- 
reicht, so  werden  hiervon  die  Kircfaengelder  voll,  die  anderen  nach  Ver> 
hältniszahlen  gedeckt." 

Anmerkung: 

Die  Bestimmung  des  §  .507  gibt  bei  unzureidituder  Masse  den 
Eirchengeldern  den  Vorzug  vor  allen  anderen  Forderung^  des  §  506» 
welche  letztere  nach  Verhältnis  ht  frii  diirt  w-  rden.  Forderungen  aber  aus 
Verbindlichkeiten  der  Konkursverwaliung  selbst,  ebenso  durch  Pfand  ge- 
sicherte Forderungen  fallen  nicht  nnter  diese  Bestimmang:  diese  Forde- 
rungen werden  vorweg  gedeckt  und  zwiir  außerhalb  des  Konkurses 
iß ar dski  Note  zu  Ziffer  10,  §  oOü  und  zu  g  öÜ7,  cf.  oben  Anm.  4c 
na  §  506).  (55) 

§  508.  „Zn  den  Forderangen  der  «weiten  Rangklasse  werden  die 

staatlichen  und  privaten  Forderung^,  die  als  unstreitige  anerkannt  süid,. 

mit  Ausnahme  der  im  §  öOf)  bezeichneten  gezählt.  Bei  Festsetzung  ihrer 
quotenmäßifrcn  De<kunfr  werden  zu  denjenigen  von  ihnen,  für  welche  im 
Laufe  des  letzten  Juiires  Zinsen  nicht  ir<'zahlt  wurden,  solche  vom  Tage  der 
Fälligkeit  bis  zur  Eröffnung  des  Kunkur^es  zugeschlagen.    Zu  dieser  Rang- 
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klasae  sind  auch  die  nicht  bezahlten  Forderangen  der  Handwerker  für  dem 
Zahhiiigsiini&higen  gelieferte  Hansbedarf^iegttiBtiiide  f Or  den  Fall  sn  redinen, 
daB  de  sidi  nicht  dasa  Terstehen,  diese  Oegenstftnde  als  Betdedignng  snrttck- 

Anmerkungen : 

1.  Die  zweite  Rangklasse  der  Forderungen  des  §  SOS  umfaßt  die 

Konkursforderungen  im  eigentlichen  Sinne,  es  sind  dies  die  nach  §  488 
als  „unstreitig"  bezeichneten  Forderungen  der  ersten  Art. 

2.  Auch  die  als  Konventionalstrafe  wegen  mangelnder  Vertrags- 
erfflllnng  vereinbarten  terminlichen  Leistungen  und  Zinsen  können  —  wie 
Zinsen  Uberhaupt  —  nur  bis  zum  Tage  der  KonkurserOfinung  berechnet 
werden  (Bardski  Note  2  zu  diesem  Paragraphen). 

§  ö09.   „Zu  den  Fordernngen  der  dritten  Rangklasse  wwdcB 

alle  diejenigen  ges&hlt»  welcbe  nach  PrOfnng  ihrer  Dokamente  rar  geridit- 

liclien  Austragung  Überwiesen  sind.   Sie  werden  aus  dem  Verzeichnis  nidit 

gestrichen,  ihre  Berichtigung  wird  aber  bis  zur  endgültigen  Entscheidung 

durch  das 'Gericht  verschoben.    Wenn  der  Glänl»i[jer  sich  dem  Beschlüsse 

der  Konkursverwaltung,  durch  welchen  die  von  ihm  angemeldete  Forderung 

als  der  gerichtlichen  Entscheidung  unterliegend  erklärt  wird,  unterwirft, 

oder  wenn  dieser  BescUufi  dnrdi  die  h5b»e  Listani  bestätigt  wird,  so  muB 

er  rieh  -mit  seiner  Forderung  an  das  snstiUidige  G^oht  wenden,  nicht  später 

als  drd  Monate  vom  Tage  der  lütteailnng  des  diesbesüglichen  endgflltigen 

Beschlusses  an  ihn;  fttr  abwesende  Personen  aber  wird  zu  der  dreimonatigen 

Frist  noch  eine  solche  nach  Werst«  n  bestimmte  hinzugerechnet* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Rangklasse  umfaßt  die  streitigen  Forderungen  des  §  489. 

2.  Die  als  streitig  bezeichneten  Forderungen  müssen  im  Wege  der 
Klage  vor  dem  ordentlichen  Gericht  zum  Austrag  gebracht  werden.  Zu> 
stilndig  fär  diese  Klagen  ist  nicht  das  Konkursgericht,  sondern  es  bestimmt 
sich  die  örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit  nach  den  allgemeinen  civU- 
prozessnalen  Vorschriften  —  maßgebend  ist  hierbei  die  liöhe  des  Streit- 
werts, die  Art  der  Forderung,  äet  Wohnort  des  Schuldners  usw.  {Qrebner 
und  JDobrtjwoIs/:/  No  587  S.  340).  Der  Klagegrund  jedoch  muß  derselbe 
sein,  wie  der  Anspruch  im  Konlcurse  angemeldet  ist  (Bardski  ^ote  10 
au  Art  602  (§  5i)9)  UFO). 

3.  Die  dreimonatige  Frist  zur  Erhebung  der  Klage  beginnt  mit  der 
Zustellung  des  Beschlusses,  durch  welchen  die  Forderung  als  Streitige 
erklärt  wird,  an  den  Gläubiger  {Bardski  a.  a.  0.  Note  2). 

4.  Hat  der  Gläubiger  die  dreimonatige  F>ist  verstreiehen  lassen, 
ohne  Klage  zu  erheben,  so  geht  er  nicht  allein  des  Anspruchs  auf  Be- 
friedigung im  Konkurse,  sondern  überhaupt  seiner  ganzen  Forderung  ver- 
lustig, und  er  kann  sie  selbst  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens 
auch  gegen  den  Schuldner  nicht  mehr  geltend  miudien  {Bardski  a.  a.  0. 
Note  1). 

5.  Der  Bürge  wird  dadurch,  da6  der  Ol&ubiger  die  dreimonatige 

Frist  fruchtlos  hat  verstreichen  lassen,  nur  in  Uöho  der  Konkursquote  von 
seiner  üaftverbindlichkeit  befreit,  im  übrigen  aber  bleibt  er  haften 
(Bardaki  a.  a.  0.  Note  4,  Borowikowski  Note  4  su  §  1&58  GiTil- 
kodex). 

§  510.  „Zu  den  Forderungen  der  vierten  Rangklasse  werden 
gesählt: 
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1.  Forderungen,  welche  innerhalb  der  durch  die  Bekanntmachung  der 
ZttUmigiitiifildgkdt  bestimmten  Frist  nicht  angemeldet  wurden,  falls  liierbei 
nicht  bewies»  wird,  daß  diese  FHstrersftomnng  infolge  ixgend  weldier  anfier- 
gewöhnUcber  Umstände  nnTCimeidlich  war.  In  diesem  letateren  Falle  werden 
diese  Fordeningen  der  zweiten  oder  dritten  Kategorie  zugezählt,  je  nachdem 
sie  nach  ihren  Dokumenten  als  unstreitige  oder  streitige  erklärt  werden ; 

2.  Forderungen  aus  Darlehnsschnldscheinen.  welche  nach  ihrer  Aus- 
stellung innerhalb  der  von  den  Oivilgesctzen  bestimmten  Fristen  nicht  be- 
glaubigt, und  nadi  Ablanf  dieser  Fristen  im  Volanle  Ton  drei  Monatoi  nicht 
zur  Beitreibang  gestellt  worden  sind,  oder  wegen  deren  in  derselben  Frist 
an  der  snstftndigen  Stelle  laäao  Anseige  der  Nidttmhlraig  «rfolgt  war; 

3.  Forderungen  ans  Verträgen,  die  innerhalb  eines  Jahres  nach  FUlig- 
keit  ihrer  Erfiilliiri}?  zur  Beitreihuntj  niclit  trestellt  sind  : 

4.  Forderungen  aus  privatsclmftUciien  Obligationen,  die  unter  Nicht- 
beobachtung  der  die  ätempelgebühren  betreffenden  Vorschriften  ausgestellt  sind.'' 

Anmerkungen : 

1.  Zu  Ziffer  1.  Die  Forderung,  deren  nichtfristgerechte  Anmeldung 
als  ^tachvldbar  anerkannt  wird,  muß  aber  wenigstens  vor  der  Schluß 
Versammlung  der  Gläubitrer  angemeldet  sein,  da  andernfalls  eine  Be- 
friedigung im  Konkurse  jedenfalls  ausgeschlossen  ist  {Bardski  Note  2 
SU  Art.  ÜdH  (Sj  ,")loi  HPO). 

2.  Zu  Ziffer  2  Eine  ganze  Reilip  von  Bestimmnn<^en  hinsichtlich 
der  Befriedigung  von  Forderungen  im  Konkurse  enthält  das  iV.  Buch  des 
Civillcodex.  Die  wesentlichsten  sind  nachstehend  aufgeftthrt: 

a)  Registrierte  (eingctrrigf  ne)  Vorträge,  welche  ein  Jahr  nach  Eintritt 
der  Fälli^^keit  der  Verbindlichkeiten  aus  denselben,  und  vom  Schuldner 
unterschriebene  Rechnungen,  welche  6  Monate  nach  ihrer  Unterschrift 
nicht  eingeklagt  werden,  verlieren  zwar  dadurch  ihre  Rechtsverbindlichkeit 
nicht,  sie  i^hen  aber  des  Rechts  auf  gleiche  Befriedigung  im  Konkurse  des 
Schuldners  wie  diejenigen  Yertrige  und  Rechnungen  verlustig,  hinsichtlich 
welcher  diese  Vorschrift  beobachtet  ist,  §  1551  Civilkodex. 

b)  Eine  Schuldverschreibung  unter  Verpfändung  beweglichen  Eigen- 
tums, welche  nicht  in  vorschriftfimäLliger  Imuui  zur  Eintragung  gebracht 
(notariell  registriert)  ist,  verliert  im  Konkurse  das  dingliche  Pfandrecht 
und  gelangt  hinter  allen  registrierten  Forderungen  zur  Befriedigung 
(s;  1(574  a.  a.  0.).  Dieselben  Schulddokumcnte  müssen  innerhalb  ?>  Monate 
nach  ihrer  Fälligkeit  zur  Einklagnng  gebracht  oder  protestiert  werden, 
andernfalls  der  Gläubiger  im  Konkurse  hinsichtlieh  der  Befriedigung  den- 
jenigen nachsteht,  welche  diese  Vorschrift  erfüllt  haben  1677  a.  a.  0., 
cf.  auch  Anm  4  b  zu  §  506). 

c)  Darlehnsschuldscheine  milsseii  binnen  einer  Wor-he  nach  ihrer 
Unterzeichnung  (wenn  der  Darlehnsneluuor  nicht  in  der  btadt  wohnt: 
hinnen  2  Wochen)  snr  notariellen  Eintragung  gebracht  werden,  andernfalls 
der  Gläubiger  im  Konkurse  der  Konventionalzinsen  und  des  gleit  hen  Be- 
friedigungsrechts wie  die  anderen  Crläabiger  verlustig  gebt  (g§  20^,  2ü39 
a.  a.  0.). 

d)  Eine  Rechnung  muß  innerhalb  ()  Monate  eingeklagt  oder  in  eine 
8chHldver>iclirei!)ung  umgewandelt  wcnlcTi.  nndenifnlls  der  Gläubiger  im 
Konkurse  des  gleichen  Befriedigungsreclits  mit  denjtiiigi  a  verlustig  geht, 
welche  dieser  Oesetzesrorschrift  genügt  haben.  Dem  gleichen  Nachteil  sind 
GläulMger  unterworfen,  welche  ihre  Forderung,  soweit  sie  nicht  bezahlt  ist, 
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innerhalb  d  Monate  nach  der  Fälligkeit  nicht  eingeklagt  oder  beim  Notar 
BOT  Eintragung  gebracht  (prateBtiert)  haben  (§§  2046,  2047,  2066  a.  a.  0.). 

e)  Hinsichtlich  der  Abtretungsurkunden,  welche  nicht  hr<:laiihigt  sind, 

greiien  dieselben  Bestimmiingen  platz  wie  hinsichtlich  der  nicbtregistrierten 
arlehnasclnildflcheine  (oben  nnter  c,  §  2063  a.  a.  0.).  Zu  a)  bis  c)  be- 
deutet die  nicht  gleiche  Befrioclitiung  wie  die  anderen  Olftnbiger  die  Zn- 
z&hlong  sor  4.  Kangklasse  gemäü  §  ölü  HPÜ. 

t)  Naeh  der  BSisenorlnnng  der  St.  Petersburger  Börse  mflssen  die 
von  Maklern  ausgestellten  Schlußscheine  binnen  3  Monaten  nach  ihrer 
Fälligkeit  beim  Börsennotar  zum  Protost  gebracht  werden,  iiTidcni falls  sie 
im  Falle  des  Konkurses  des  bchuldnerä  der  vierten  Kaiigklabbe  i^euiaii 
§  610  HPO  zugezählt  werden,  Art.  98  der  Börsenordnung. 

8.  Zu  Ziffer  4.  Trifft  den  Gläubiger  kein  Verschulden  an  der  Ver- 
letzung der  Steüipelvorsckriften,  ao  uutctrliegt  er  auch  nicht  dem  Nachteil 
aus  Ziffer  4  des  §  510,  denn  diese  Bestimmung  ist  fidtalischen  Charakters 
und  als  Strafbestimmmig  auisnfasBen  {Qrebner  md  Dobrotoolski 
No.  598). 

4.  Der  Gl&nbigw  einer  fristgraecht  angemeldeten  aber  der  vierten 

Rangklasse  zugewiesenen  Forderung  kann  diese  nach  Beendigung  des 
Konkursverfahrens  gegen  den  Schuldner  geltend  machen,  wobei  die  An- 
meldiing  zum  Konlnnse  (wie  Klageerhebung)  die  Verjährung  unterbriolit 
(a.  a.  0.  No.  608  S.  854). 

8e6h«ter  Abschnitt. 
Der  BeschluB  der  Konknr  sverwaltiing  Aber  die  Orttnde 
der  Zahlungsunfähigkeit. 

§  511.   «Nach  Beendigung  aller  Bnnitteliingen  des  Yermdgons  und  der 

Forderungen  des  Zahlnngsnnfthigen  fotfit  die  Konkursverwaltung  ihren  Be- 
schluß über  die  Gründe  des  Vermögensverfalls  und  führt  dieselben  nach  den 
oben  gegebenen  Vorschriften  entweder  auf  eine  unglückliche  Zahlungs- 
unfähigkeit, oder  auf  einen  einfachen,  oder  aber  auf  betrflglichen  Bankrott 
zurück." 

Anmerkungen: 

1.  Ist  eint'  Konkurs  Verwaltung  mangels  einer  genügenden  Anzahl 
von  Gläubigern  nicht  eingesetzt  (§  443),  so  liegt  die  Beschlußfassung  üb«r 
die  Art  der  Sjahlungsunf&higkeit  dem  Gerichte  selbst  ob  (Bardski  Note  1 
SU  Art.  604  (§  511)  HPO). 

2.  Liegen  Anzeichen  für  betrüglichen  Bankrott  vor,  so  hat  die 
Konkursverwaltung,  selbst  wenn  der  Schuldner  aus  der  Haft  (gemäß  §  410) 
entlassen  war,  seine  Wiederverhaftung  su  veranlussin  (a.  a.  0.  Note  2), 

3.  Mit  dem  Erlaß  des  Beschlusses  gemäß  §  511  ist  dir  Aiifgahe  der 
Konkursverwaltung  nach  dieser  Richtung  erfüllt,  und  sie  kann  bei  dem 
weiteren  Prozefiverfahren  über  die  Art  der  Zahlangsnnffthigkeit  sieb  nicht 
mehr  beteiligen  (a.  a.  0.  Note  5). 

Siebenter  Abschnitt. 
Die  Bestimmung  der  Lage  des  Zahlnngsanffthigen  während 

des  sehwebenden  Verfahrens. 

§  512.  .Wenn  die  Konkursrerwaltong  die  ZaUnngsnnfiliigkeit  als  eine 
vnglfickliehe  erachtet,  kann  sie,  ohne  die  allgemeine  GlftubigerYersammlnng 
abntwarten,  die  Behreinng  des  Zahhuigsnnfähigen  ans  der  Haft,  hXi»  vt  sich 
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darin  b^d^  Iwachliefien  und  dies  mit  Zostimmniig  des  susOadigMi  Oericbts 
(§  384)  aar  Aiuftthrang  bringtra." 

A  n  ni  I'  r  k  u  11 1? : 

Der  BeschluÜ  der  Konkursverwaltun^  über  Entlassung  des  Schuldners 
aas  der  Haft  wird  aach  dem  Geriebt  vor  Binberufung  der  Gläubiger- 
Tersanunlnng  snr  Best&Ugang  T6rgelegt  (Bardski  zvl  §  605  <Ö18)  HPO). 

Zeliutus  Kapitel. 
Von  den  endgültigen  Anordnungen  in  der  allgemeinen 
Ol&ttbigerversammlang. 
§  Ö13.   „Die  Konirarsverwaltang  hat  nach  Brfttllong  aller  der  ibr  gemftß 

dem  vorhergehenden  nennten  Kapitel  auferlegten  Obliegenheiten  ^nMl  Termin 
fiir  die  allgoneine  Gläubigenrersammluni;  zu  bestimmen." 

Anmerkung: 

Ob  die  KonkoTSverwaltang  alle  ihre  Obliegenheiten  vor  Binberufung 

der  Gläubigerversammlung  erfüllt  hat.  kann  das  (lericht  nachprüfen 
(Grebner  und  Dobra  wolski  No.  6ü9  Ö.  36ü).  Den  Ausgang  der 
Prozesse  Uber  die  streitigen  Forderungen  hat  die  Konkursverwaltung  nicht 
abzuwarten  (a.  a.  0.  No.  610,  Bardaki  an  §  606  (old)  HPO). 

§  514.   ^Dieser  Termin  (§  dl3)  wird  nach  Ermessen  äusx  eraohiaienMi 

anwesenden  Gläubiger  bestimmt.  Wenn  die  Zahl  derselben  dem  Betrage 
nach  mehr  als  zwei  Drittel  aller  im  Konkurse  anerkannten  Forderungen  aus- 
macht, so  wird  die  Versammlung,  ohne  datt  auf  die  anderen  gewartet  wird, 

bestimmt.* 

§  515.  „Die  Bestimmung  des  Termins  für  die  Versammlung  muß  mindestens 
one  Woche  vorher  dnrch  die  Zeitungen  bekannt  gemacht  werden." 

Anmerkung: 

Die  Laduiiu:  durch  die  Zeitunsjen  ist  hinsichtlich  der  abwesenden 
Gläubiger  vorgeschrieben,  während  die  am  Orte  des  Konkursgerichts  an- 
wesenden Gläubiger  durch  eine  ihnen  zuzustellende  Mitteilui^  des  Teraüns 
geladen  werden  ißardaki  sn  Art.  608  (§  525)  HPO). 

§  516.   .Zur  allgemeinen  Gläuhigerversammlung  weiden  nur  die  von 
der  Konkursverwaltung  anerkannten  Gläubiger  zugelMsen." 

Anmerkungen: 

1.  Als  anerkannte  Gläubiger,  die  an  der  SchluBrersammlung  teil« 

nehmen  können,  sind  auch  diejenigen  anzusehen,  hinsichtlich  welcher  der 
Beschluß  über  ihre  Anerkennung  als  Konkursgläubiger  die  Rechtskraft 
noch  nicht  erlangt  hat  {Bardski  Note  3  zu  Art.  6Uy  (§  516)  IlPO). 

2.  Gläubiger,  deren  Forderung  durch  Pfand  gesichert  ist,  sind  keine  ' 
Konkursgläubiger  (cf.  Anm.  4c^  zu  S  506)  und  können  daher  auch  an  d« 
Gläubigerversammlung  nicht  teiliiehtiicii  la.  a.  0.  Note  4). 

§  517.  „Die  (iläubiger  wälileu  aus  ihrer  Mitte  nach  Stimmenmehrheit 
(§  433)  den  Vorsitzenden  der  Versammlung,  der  auch  in  alle  Rechte  und 
Pflichten,  die  oben  im  §  439  daliegt  sind,  eintritt* 

§  518.  »Die  Konkursverwaltnng  legt  der  Versammlung  vor:  1.  einen 
genauen  Bericht  über  alle  ihre  Handlungen:  2.  eine  allsremoine  Berechnung 
des  Vermftgens  und  der  Schulden  ;  ri.  einen  VerteiluDgsplan ;  4.  ihrra  Beschlttft 
über  die  Gründe  des  Vermögensverfalls.'* 


Das  russische  Konkursrecbt. 


93 


I  619.  ,Nadi  PrafuDg  dieser  Vorlagen  (S  618)  fafit  die  Versammlung 
nach  Btimmenmelirlieit  (§  433)  darttlier  ihre  Beadilflsse  nnd  legt  diese  in 
einer  Entscbeidnng  nieder,  welche  von  dem  Vorsitaenden  und  allen  dieser 
Entscheidung  zustimmenden  nnd  in  der  Versammlnng  anwesoiden  Olftnbigem 
nnterschheben  wird." 

Anmerkungen: 

1.  Über  die  Einteilung  der  Forderungen  nach  Arten  und  Rangklassen 
(§  488—490,  606 — 510j  hat  die  Konkursverwaltung  an  die  Gläubiger- 
versammlung nicht  zu  berichten,  letztere  kann  die  diesbezüglichen  Be- 
schlüsse der  Koukursverwaltung  nicht  abändern  (a.a.O.  Note  1  zu  Art.  tili 
(§  618)  HPO,  arebner  nnd  Dobroteolafci  No.  616  8.  363). 

2.  Die  Glänhifrerversammlung  kann  durch  Mehrheitsbeschluß  einen 
Streit  zwischen  der  Konkursmasse  und  einem,  Masseschuldner  mit  ver- 
bindlicher Kraft  ffir  die  Minderheit  anf  gtttlichem  beilegen,  der 
Minderheit  sttht  aber  das  Recht  der  Bcschworde  zu  (Bardski  a.  a.  0. 
Note  3);  die  Gläubigerversammlung  kann  auch  einen  der  Gläubiger  mit 
der  Fflhning  eines  Prozesses  betrauen,  den  die  Konkursrerwaltung  zu 
fahren  ablehnt  (a.  a.  0.  ^'ote  5  zu  Art.  612  (§  519)  HPO)  nnd  einen  Be- 
vollmächtigten zur  Prozciifiihrnng  wegen  die  Konkursmasse  betreifender 
Ansprüche  direkt  in  ihrem  Numcn  ernennen  la.  a.  0.)- 

Die  (iläubigerversiimmlung  kann  auch  die  Streichung  einer  Forderung 
aus  dem  Verzeichnis  tler  Forderungen  beschließen;  gegen  diesen  Beschluß 
ist  das  Recht  der  Beschwerde  gegeben  (a.  a.  0.  Note  ö  Art.  61ö  (§  522) 
HPO). 

.S.  Die  Beschlüsse  der  Gläubigerversammlnng  in  vermögensrechtliclicn 
Fragen  unterliegen  der  Nachprülung  durch  das  Gericht  nur  nach  der 
formellen,  nicht  abor  nach  der  materiellen  Seite.  Zn  der  formellen  Seite 
gehört  auch  die  Frage,  ob  die  Gläubigerversammlung  die  Grenzen  ihrer 
Kompetenz  überschritten  hat  (a.  a.  0.  Note  1,  Grebner  und  Dobro- 
wotski  No.  611). 

4.  Der  Beschluß  der  Gläubigerversammlung  über  die  Natur  der 
Zahlungsunfähigkeit  unterliegt  der  Nachprüfung  nnd  Bestätigung  durch 
das  Gericht  Yon  Amts  wegen  (a.  a.  0.  Note  3). 

5.  Die  in  dem  §  61d  erforderte  Stimmenmehrheit  ist  diejenige  der  in 
der  Versammlung  anwesenden  GlänbiL'"pr.  nirbr  aber  aller  (niiiiliigor 
überliaupt  (a.  a.  0.  Note  fi).    Da  die  Ptandglauliiger  am  Konkurse  nicht 

-  teilnelunen  (cf.  Anm.  2  zu  §  öl6).  so  zählen  auch  ihre  Ansprüche  bei  Be- 
stimmong  der  Mdirheit  der  i^'orderungen  - nicht  mit  (a.  a.  0.  Note  7). 

#  -  * 

§  520.   ,Dnrch  diese  Entscheidung  (§  519)  l&fit  die  Versammlnng  die 

▼on  der  Konkursverwaltung  bereits  beendigten  Gesch&fte  in  Kraft  bestehm; 

doron  weitere  Maßnahmen  und  Vorschläge  bestätigt  sie  entweder  nach  ihrem 
Ermessen,  oder  macht  an  ihnt^n  die  nötigen  Abänderungen,  Umänderungen, 
Verbesserungen  und  Ergänzungen.* 

§  521.  „Wenn  die  Versammlnng  bei  Prüfung  der  früheren  Handlungen 
der  KonkursTerwaltung  irgendwelche  offenbare  Mißbränche  «itdeckt,  so 
bexicbtet  sie  darflher  an  das  Qericht,  wdohem  der  Konkurs  unterstellt'  ist, 
damit  der  Yorsifsende  nnd  die  Mitgliedec  äiat  Konlnusrerwi^tnng  in  MdnungS' 
mttttge  Strafe  genommen  werden,  und  sucht  gleichseitig  bei  Oeilcht  die  Er- 
setzung des  Vorsitzenden  der  Verwaltung  durch  einen  anderen  nach,  während 
«ie  die  Mitglieder  selbst-  vom  Amte  enthebt  und  an  deren  Stelle  andere 
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wiUt  Das  Gericht  kann  der  Vewammlung  die  Eneteong  des  Vonitseiideii 

dmrch  einen  andern  nicht  verweiffern." 

§  h22.  „Nachdem  die  Yer.saninilnn^  auf  diese  Weise  die  Tätigkeit  der 
Konkursverwaltuntr  t;epriift  und  beurteilt  hatte,  schreitet  sie  zu  den  end- 
gültigen Anordnungen.  Demgemäß:  1.  setzt  sie  die  Termine  und  die  Ordnung 
für  den  Verkauf  des  übrigen  uuch  nicht  verkauften  Vermögens  fest;  2.  faßt 
endgltttigen  BeBoblnfl  Aber  die  Fofderaageii  and  deren  Deckung."  (56) 

§  ^3.  »Die  AnsfOlinuig  dieeer  endgiltigen  Anordnungen  ftberlaAgt  lie 
der  Konkursverwaltung,  entweder  der  früheren,  wenn  sie  Tom  Amte  nicht 
enthoben  ist,  oder  der  neu  durch  sie  eingesetzten." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Gläubigerversammlung  kann  auch  andere  Personen  mit  der 
Prozeßführung  oder  mit  der  Beendigung  der  Geschäfte  betrank  (a.  a.  O. 
Note  1  zu  Art.  616  (§  523)  HPO  cf.  oben  Anm.  2  zu  §  519). 

2.  Für  den  Verkauf  des  noch  vorhandenen  Vermögens  kann  die 
Konkursverwaltung  den  Modus  der  öffentlichen  Versteigerung  oder  der 
freihändigen  Verftofiening  nach  ihrem  Brmeeien  wählen  (a.  a.  0.  Note  2). 

§  634.  ,In  Qem&fihelt  des  in  der  Yemammlnng  festgeBetxten  Verteilnngs^ 

planes  wird  unverzüglich  die  Berichtigung  vorgenommen:  zunächst  ans  den 
BarbeträL'en  des  Ziililnntisunfähigen  und  dann  nach  Maßgabe  des  Verkaufes 
seiner  Vermögensstücke  und  der  Einziehung  der  ausstehenden  Forderungen. 
Die  Berichtigung  erfolgt  zuerst  der  Forderungen  der  ersten  Bangkl&sse,  wenn 
de  nicht  vorher  berichtigt  waren,  dann  der  zweiten  nach  Yerh&ltnia  und 
nicht  auf  einmal,  aondem  nadh  Mafigahe  des  Einganges  nnd  der  Ansammlmig 
▼on  BarhetrSgm  bis  an  aehn  Kopeken  auf  jeden  Rubel  der  Oesamtscfanlden- 
mass(!.  Wenn  jedoch  nach  der  Berechnung  jeder  Glftnbiger  im  gaaien  wttliger 
als  zehn  Kopeken  auf  den  Rubel  erhält,  so  werden  die  Verteilongen  ans  der 
gesamten  erlösten  Summe  vorgenonimen  " 

Anmerkungen: 

1.  Die  Voraussetzungen  für  die  Verteilungen  der  ersten  Abschlaes- 
dividende  sind:  a)  der  Ablauf  aller  durch  §  416  für  die  Anmeldung  gier 
Konkursforderungen  bestimmten  Fristen;  b)  die  erfolgt«  Berichterstattung 
und  Aufstellung  des  Verteilungsplanes  nach  geschehener  Prüfung  der  ange- 
meldeten Forderungen  (§  518).  Etwas  anderes  ist  für  die  Zulässigkeit  des 
Beginnes  der  Verteilung  der  Masse  nicht  erforderlich,  namentlich  braucht 
damit  nicht  gewartet  zu  werden,  bis  Uber  die  N&tiii  der  Zahlungsunfähig- 
keit Beschluß  gefaßt  ist  fGrebner  nnd  Dobrotooleki  No.  617,  S.  863). 

2.  Einem  Gläubiger,  der  bei  der  Dividendenvert«ilung  irrtümlich 
übergangen  ist,  ist  seine  Quote  bei  der  nächsten  Dividendenverteilong  nach« 
zaaahlen,  selbst  woui  er  den  Irrtum  durch  reditseitige  Besohveide  maoge- 
fochten  ließ  (Bardeki  Note  an  Art.  617  <§  öS4)  HPO). 

§  625.  ,Die  au!  die  Forderungen  der  dritten  Bangklasse^  d.  h.  für  die 
stvdtigmi  in  gerichtlicher  FrOfnng  beflndlidiai,  entfallenden  Betrtge  werden 

bei  jeder  Verteilung  als  hesondere  Posten  zurückgelegt  und  der  Bank  zur  ver- 
zinslichen Vermehrung  zu  gunsten  der  Masse  übersandt.  Nach  Maßgabe 
der  Beendigung  der  Rechtsstreitigkeiten  werden  diese  Summen:  1.  ent- 
weder an  die  Gläubiger  auf  Verfügung  des  Gerichts  ausgezahlt;  oder  2.  wenn 
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die  Fordenugoi  endgültig  «Is  nngflltig  erklirt  «nd,  rar  Nachtngtberiditigiiiig 
der  Forderungen  der  zweiten  Rangklasse  verwendet;  oder  3.  wenn  alle  For- 
derungen dieser  Rangklasse  berichtigt  sind,  zur  Berichtigung  der  Forderungen 
der  vierten  Rangklasse  bestimmt;  oder  endlich  4.  dem  Schuldner  als  Best 
seines  Eigentums  zorückgegeben." 

A  nm  e  r  k  11  n  g. 

Von  dem  Zeitpunkte,  w  o  der  Anspruch  des  Gläubigers  anerkannt  ist, 
laufen  die  Bankxinsen  für  ihn,  er  erhält  also  den  hinterle«:ten  Betrag 
nebst  den  aufgelaufenen  Zinsen  von  jenem  Zeitpunkte  an  (G  rebner  und 
DolroitoUkt  No.  619,  S.  865). 

§  Ö26.  „Wenn  das  ganze  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  verkauft, 
das  Gdd  dafür  angegangen  nnd  die  hanptrttohliehstcn  der  gotoi  vasst^endeo 
Forderungen  dngeiogen  und  verteilt  sind,  so  ist  es  gestattet,  behnfo  Yer- 
meidiuig  einer  unnötigen  Fortdauer  des  Konkursverfahrens,  die  ilbrigon  nicht 
eingezogenen  Forderungen  seitens  der  Konkursverwaltung  einem  Bevollmäch- 
tigten zu  übertrafen  und  ihm  ein  mit  der  Unterschrift  der  Kuratoren  und 
mit  Schnur  und  Si(;gt:l  vcrsi  hciics  V>n<:\\  zu  «rebni.  damit  er  sie  nach  Ein- 
ziehung unter  alle  Gläubiger  gegcu  C^uittungäleistung  im  Buche  verteile  und 
nach  Erledigung  das  Bach  da  einreiche,  wo  alle  Konkursakten  aafbewahrt 
.werden.' 

Anmerkung. 

Der  mit  der  Beendigung  der  Geschäfte  gemäß  §  526  betraute  Bevoll- 
midltigte  hat  alle  Funktionen  der  Konkurs  Verwaltung  und  demgemäß  die 
fiiteressen  der  Gesamtheit  der  Gläubiger  wahrzunehmen ;  er  kann  in  diestt 

seiner  Eigenschaft  nicht  nur  von  der  Konkursverwaltung  begonnene  Prozesse 
fortführen,  sondern  auch  selbständig  aller  Art  Rechtsstreitigkeiten  über  die 
Konkursmasse  betreffende  Angelegenheiten  intendiwen,  insbesondere  auch 
vor  Gericht  selbständig  als  Vertreter  der  Konkursmasse  aaftreten(CBar4iI«A;< 
Kote  ö  und  8  zu  Art.  619  (§  526)  HPO). 

§  527.  ,Die  allgemeine  Versammlung  prüft  den  Beschluß  der  Konkurs- 
verwaltung über  die  Gründe  des  Vermögensverfalls  und  vergleicht  nie  mit 
den  Tatsachen,  wie:  dem  Beginn  und  der  Fortdauer  des  Yermögensverfalls, 
imd  der  Leheosweisa  nnd  der  Qescliiftsgehahnrag  des  Zahlnngsaafthigen  mit 
der  Ordnung  in  dw  Ftthmng  wSmt  Gesohftftsbflcher,  mit  dm  AusgaliMi, 
welche  er  fflr  sdnen  Lebensbedarf  sa  der  Zeit  machte,  als  seine  Geschäfte 
schon  in  Zerrflttnng  gekommen  waren  usw.  und  faßt  dann  endgflltigmi 
Beschloß  Uber  die  Katar  der  Zahlungsunfähigkeit." 

Anmerkungen: 
1.  Nach  der  Besehlnfl&SBnng  Aber  die  ZahlangsanÜbigkelt  darch  die 

Gläubigervcrsammlung  gemäß  §  527  (cf  Anm  3  zu  §511)  hat -das  Gericht 
selbständig  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  zu  bestimmen  und  ist  hierbei 
an  irgend  welche  Anträge  aach  nicht  seitens  der  Gläubiger  gebunden,  es 
kann  daher  betrüglichen  Bankrott  annehmen,  wo  die  Gläubiger  nur  ein- 
fachen feststellten  nnd  beantragten  (Bardski^oiQ  ^  zu  Art.  620  (§527) 
liPO,  Grebner  und  />o6ro«;o/*A;t  No.  620,  623.  624,  S.  365 ff.),  ebenso 
hei  allen  Mitgliedern  einer  offenen  Andelsgesellschaft  betrüglichen  Bankrott 
feststellen,  obgleich  dies  nor  gegen  ^nen  der  GeseUsobafter  beantragt  war 
(a.  a.  0.  No.  622). 
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2.  Ist  einmal  das  KonknrsverfaliTen  erSffnet,  so  nrafi  es  gemlfi 

§§  527  ff.  (durch  den  Beschluß  über  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit) 
seinen  AbtM^bluß  finden:  weder  der  Tod  des  Schuldners  noch  der  Antrag 
aller  Gl&nbiger  Termag  diesen  Verlanf  des  Verfabrens  anfznbalten  (a.  a.  0. 
No.  621:  Bald  Ski  Note  1  zu  Art  Hlf»  Ö2n)  IJPO  cf,  Anm.  7  zu  8  '^^^)- 
Der  Abschluß  eines  Vergleichs  (AJcliordesj  hebt  nach  §  Ö44  das  ganze  Ver- 
fahren mit  allen  seinen  Folgen  aal. 

3.  Über  den  Füll  des  NichtTorliandaMeiiiB  einer  Konlcaisfcrwaltnng 
cf.  Anm.  1  zu  §  511. 

i;  528.   .Die  Fol^^eu  der  unglücklichen  Zahlungsunfähigkeit  sind: 

1  die  p]ntiiissuiig  des  Zahlungsunfähigen  aus  der  Haft,  falls  er  auf 
Vorstellung  der  Konkursverwaltuug  oder  infolge  für  ihn  geleisteter  Bürgschaft 
nicht  schon  früher  entlassen  war; 

S.  die  Wiedereinsetsnng  desselben  in  alle  seine  Standeszecbte  vnt« 
Beseitigong  aller  Ansprttcbe  binsiehtlich  der  in  den  Eonknrs  gelangten 
Forderungen  gegen  das  Vermögen,  welches  er  künftig  erwerben  kann  ; 

8.  abgesehen  hiervon  kann  die  Versammlung,  je  nach  der  Führung  des 
Zahlungsunfähigen    während    des   Konkursverfahrens,   bei  Verteilung  der 
Zaiilungen  für  ihn  und  seine  Familie  einen  Teil  des  Vermögens,  den  sie  für 
gut  befindet,  freistellen." 
„Anmerkung: 

Im  Jahre  1881  ist  dniih  liiif  .Ml-rhöchst  bestätigte  Meinung  des 
Staatsrates  in  einem  Spezialiall  erläutert  worden:  datt  die  Gläubiger, 
welche  ihre  Forderang  zum  Konkurse  nicht  angemeldet  haboi  nnd  anfier* 
halb  des  Konkursverfahrens  geblieben  sind,  des  Rechts  nicht  verlustig 
gehen,  künftig  Beitreibung  aus  dem  Vermögen  zu  erlangen,  welches  der 
Schuldner  nach  Beendigung  des  Konkurses  erwerben  kann." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Definiti(»n  des  ..unglücklichen  '  Bankrotts  gibt  §  HH7  ;  die 
unvorhergeseheuen  Zulalle,  welche  die  Annaiiuie  des  unglücklichen  Bankrotts 
rechtfertigen,  zählt  §  388  auf.  Die  Judikatur  des  iSenats  gibt  diesem  Para- 
graphen ein*'  sehr  enge  Auslegung:  der  ZahliinL'ssihwierigkeit  seitens  der 
Schuldner  des  (jemeinschuldners,  dem  durch  die  Konkurrenz  verursachten 
Geschäftsrückgang,  der  gewissenlosen  Qesch&ftsgebahrnng  der  Agenten  des 
Cenu  inschuldners,  seiner  Krankheit  oder  Kränklichkeit,  den  Schwankungen 
der  Marktpreise,  der  Mangelhaftigkeit  der  aus  dem  Auslande  bezogenen 
Waren,  dem  vertrauensnaBbrancb  des  BerolImSchtigten ,  HaTarfe  der 
Schiffsladung  —  falls  sie  nicht  versichert  war  —  Verlusten  an  Waren  durch 
Änderung  der  Mode  und  an  Schuldner  —  allen  diesen  Momenten  erkennt 
der  Senat,  wenn  sie  zur  Zahlungsunfähigkeit  geführt  haben,  die  Bedeutung 
von  unabwendbaren  nicht  vorauszusehenden  Zufällen  im  Sinne  des  §  388 
nicht  zu  {(}  rebner  und  JDohrowolski  No.  (>2ö    62'J  S.  368 ff.). 

2.  Zu  Ziff.  2  und  der  Anmerkung.  Nicht  nur  die  Gläubiger,  welche 
ihre  Forderungen  überhaupt  nicht  zum  Konkurse  angemeldet,  sondern  auch 
diejenigen,  die  zwar  angemeldet,  aber  die  Beweisiloknmente  nicht  recht- 
zeitig beigebracht  haben  (§  492)  und  deshalb  ihr  Hecht  auf  Befriedigung 
im  Konkurse  yerloren  haboi,  kSnnen  nach  Beendigung  des  Konlcurses  ihre 
Forderungen  geltend  machen  (BardskilSioie  8  zu  Art.  621  (§  528)  HPO). 

3.  Das  „künftig"  erworbene  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  welches 
nach  dw  Bestimmung  der  Ziff.  2  des  §  528  zur  Befriedigung  der  ange- 
meldeten Konkursforderungen  nicht  hcrangezoi,Mri  werden  darf,  ist  dahin 
zu  verstehen,  daß  alles  Vermögen,  welches  der  Gemeinschuldner  nach  der 
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Recfatskraffc  der  Entscheidung,  durdi  die  seine  ZahlnngsnnAhigkeit  als  eine 

unjflücklicbe  erklärt  wird,  erwirbt,  ilrrn  Zugriff  der  Konkursgl&ubiger  ent- 
zogen ist,  sollte  dieser  Yermügcnserwerl)  sislbst  v-or  Beendigung  des 
Konkursverfahrens  erfolgt  sein  (a.  a.  0.  Note  2).  Hingegen  haftet 
das  Vermögen,  welches  der  Gemeiludiudiitt  vor  diesem  Zeitpunkt 
erwirbt,  für  die  Konkursforderungen,  auch  wenn  dieses  Vermögen  erst 
später,  seihst  nach  Beendigung  des  Konkurses  realisierbar  wird,  oder  Ein- 
kfinfte  bringt  (a.  a.  0.  Note  6  nnd  7) 

4.  Nicht  nur  die  Fonlernngen  der  Konkursgläubiger,  sondern  auch 
der  au  ihre  Stelle  tretenden  iiUrgen  erlöschen  mit  der  Beendigung  des 
Konknnes,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Bürge  nach  b^digtem 
Konkurse  die  Forderung  bezahlt  und  sie  erworben  hat  (a.  a.  0.  Note 
Borowikotoski  Nute  2  zvi  %  1561  Civilkod.). 

Nach  mssiechem  Recht  (§§  1658  ff.  GiTilkod.)  kann  —  bei  einfecher, 
nicht  selbstschuldnerischer  Bür<i;Rchaft  —  der  Bürge  in  der  Rep;el  erst  nach 
beendigtem  Konkursverfahren  in  Anspruch  genommen  werden,  er  geht  aber, 
wie  eben  dargelegt,  sein»  Begnttes  gegen  den  Sdmldner  yerlustig,  wenn 
die  ZBkblnngBonfUidgkeit  eine  nngltUddidie  war. 

§  629.  «Die  Folgen  der  fohrl&nigen  ZabhmgaiinfMiigkdt  odor  des 
einfachen  Bankrotts  sind: 

1.  die  Fortdauer  dw  Haft  des  Bankrotteurs,  wenn  er  nicht  früher  aus 
derselben  entlassen  war.  von  acht  Alonati'n  bis  zu  einem  Jahre  und  vier 
Monaten,  nach  Ermessen  der  (iläuhigrr.  In  diese  Zeitdauer  wird  auch  die 
Zeit  eingerechnet,  welc  he  er  während  des  Konkursverfahrens  in  Haft  zugebracht 
hat.  Der  Mehrheit  der  Gläubiger  dem  Betrage  nach  ist  es  im  übrigen 
frdgest^t)  bei  dem  Handelsgericht  384)  die  Abkfirznng  der  Daner  sefner 
Haft  und  seihst  seine  völlige  Entiassnng  ans  derselben  in  Beridniohtigang 
seiner  früheren  Geschäftsgebahrnng  und  der  anderen  dem  HaDdelsBtande  be- 
sonders eigentümlichen  Umstände  nachzusuchen ; 

2.  der  fahrlässige  Bankrotteur  geht  des  Rechts  verlustig,  Handel  zu 
betreiben;  seinen  Gläubigern  jedorh  naeh  der  ^lehrheit  ihrer  Fordennitrin 
ist  es  freigestellt,  unt<T  Berücksichtigung  der  Umstände,  welche  der  Zahiuiigs- 
nnfähigkeit  Toranfgegangen  waren  and  sie  begleiteten,  bd  dem  Haadelageildit 
selBe  cfneate  Zidassnng  nun  Ausdelsbetrieb  nacfaansaehen.* 
«Anmerkung: 

Die  Vorschriften  über  die  Kosten  der  Haft  des  Zahlungsonifthigen  sind 
in  dem  Gesetze  betreffend  die  in  Haft  Befindlichen  enthalten/ 

Anmerkungen: 

1.  Die  Definition  des  einfaelien  Bankrotts  cf.  §  389.  Nach  positiver 
Bestimmung  des  080  HGB  begründet  die  Tatsache  allein,  daß  der 
Schuldner  die  vorgeschriebenen  kaufmännischen  Bücher  gamicht  oder  nur 
mangelhaft  geführt  hat,  die  Annahme  des  einfachen  Bankrotts. 

2.  Über  die  Inhaftnahme  des  8<dialdnerB  cf.  §  510  und  die  AnmedamgMi 
zu  diesem  Paragraphen. 

5.  Das  Recht,  die  Yethaftnng  des  Sehnldners  m  beantragen,  stdit 
jedem  der  Gläubiger  nicht  nur  während  des  schwebenden  Konkursver- 
fahrens, sondern  auch  während  der  ganzen  Verjährungszeit  von  10  Jahren 
KD,  foUs  die  Konknrsverwaltung  die  Haftentlassnng  nidit  beschlossen  hat 
(Bardski  Note  2  und  3  zu  Art  622  i§  529)  HPO).  Ist  aber  einmal  der 
Scholdner  gemäß  §  510  aus  der  Haft  entlassen,  so  kann  er  yon  neuem 

Zeftsohiitt  f.  luterB.  Ptirat- «.  öffentL  Beeht.  ZT.  7 
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nicht  mehr  in  Haft  genommen  werden  (a,  a.  0.  Note  2  zu  Art.  G21,  622 
(g§  628,  529)  HPO,  Grebner  und  Dobrowolski  No.  646). 

4.  Das  nach  Ziffer  2  den  üläubisjern  zustehende  Recht,  die  erneute 
Zulassung  des  Schuldners  zum  Handelsbetrieb  zu  beantragen,  ist  dem 
Sdmldner  selbst  nicht  eingeräumt.  Der  Antrag  muß  durch  Darl^ung  der 
bezüglichen  Tatsachen  begründet  werden  {Qrebner  und  Dobrowolski 
Wo.  647—649). 

ß  530.    ^Wenn  indessen  später  an  ihn  (§  529)  irgend  welches  Vermögen 

durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  auf  andere  Weise  gelangt,  so  wird  dasselbe 

in  ToUm  ümfonge  mr  Betiehtigung  seine«  frfllieren  in  den  Konlnure  gdnwuHiieii 

Söbnlden  vor  allen  nenen  Schulden,  welcher  Art  diese  anch  sein  nittgen, 

Tuwendet.   Diese  Vorschrift  erstreckt  sich  auch  auf  das  Vermögen,  welches 

der  fahrlässige  zahlungsunfähige  Schuldner  durch  einen  nenen  Hajidelsbetrieb, 

falls  ihm  ein  solcher  gestattet  ist,  erwort)en  hat." 

Anmerkungen: 
1.  Ans  dem  Tora  Schnldner  im  Falle  des  einfoehen  Bankrotts,  nach 

beendi^T'  Hi  Konkursverfahren  erworbenen  Vermögen  haben  in  erster  Reihe 
die  Gläubiger,,  die  ihre  Forderungen  zum  Konkurse  angemeldet  haben, 
sodann  nach  ihrer  Befriedigung  die  Gl&nbiger  der  vierten  Rangklasse  (§  510) 
das  Befriedigungsrecht  (Ba  rdski,  Note  1  und  2  zu  Art.  623  (§  530)  HPO). 

Der  Zinsenlaaf  hat  für  alle  diese  Forderungen  jedenfalls  mit  der 
Konkurseröffnung  aufgehört,  sodaß  die  Gläubiger  auch  nach  beendigtem 
Konkursverfahren  nur  den  ni(  lit  gedeckten  Tsu  der  Forderung  nebst  den 
Zinsen  bis  zum  Tage  der  Konkurseröffnung  geltend  machen  können 
(Qr^buer  und  Doö rowolski  No.  651). 

"2.  Die  Yerjähning  wird  durch  Anmeldung  der  Forderung  zum  KMikttne 
unterbrochen  und  beginnt  mit  der  Beendigung  des  Konkursverfahrens  TOn 
neuem  zu  laufen  (Grebner  und  Drobrowolski  No.  651). 

3.  Nach  beendigtem  KonknrsTerfahren  geschieht  die  Geltendraadinng 
der  nicht  gedeckten  Konkursforderungen  im  Wege  der  Klage  im  ordentlichen 
Verfaliren.  Die  Feststellang  der  Forderung  im  Konkurse  gibt  nach 
rassischem  Recht  keinoi  Sdmldtitel  (a.  a.  0.  No.  658). 

§  531.   „Die  Folgen  des  hetrOglidien  Bankrotts  sind: 

1.  die  strafreditlidie  Bdai^nxiS  wegen  Betrages;  wem  aber  hierbei 
der  ZahlnngsonfiUiige  auch  nach  seiner  Bidesleistnng  Tor  €l<nicht  die  Yerheim- 
lichnng  von  Vermögensstttcken  versucht,  so  auch  wegen  Verletzung  des  BIdes; 

-2  alle  Teilnehme  am  Betrage  wwden  ebenfalls  gemäß  den  Gesetzen 
strafrechtlich  belangt ; 

H.  wenn  auf  als  fingiert  anerkannte  Forderungen  Zahlungen  geleistet 
sind,  so  werden  diese  von  den  Teilnehmern  (am  Betrüge,  d.  Ü.)  beigetrieben 
und  dem  Bestände  der  Masse  snrdekgewlUirt; 

4.  wenn  nntw  den  ywheimlichten  VermOgeosstllekai  bei  Kreditanstalten 
angelegte  Kapitalien  sich  befinden,  so  gehen  zwar  diese  Kapitalien  nach 
Verurteilung  des  betrüglichcn  Bankrotteurs  und  Entzieliimg  seiner  Standes- 
rechtc  gemäß  den  besonderen  diesbezüglichen  ges(!t.zliclieu  Bestimiunnfren  auf 
seine  Erben  über,  die  Erben  sind  aber  verpÜichtet,  sie  dem  Konkurse  zur 
Berichtigung  der  Schulden  zurückzugewähren,  andernfalls  werden  sie  selbst 
als  Theilnehmer  am  Betrüge  strafrechtlich  belangt,  and  ihre  Erbschaft  wird 
dem  Konkorse  zngeftthrt* 


Digitized  by  Google 


Das  rassische  Konkursrecht. 


99 


yAnmerkang : 

Wenn  ]m  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  über  einen  zahlungsun- 
fähigen Gläubiger,  oder  bei  Anlegung  des  allgemeinen  Arrestes  au  sein 
ganzes  'Vermögen  seine  Frau  dessen  gnnies  YermdgeD  oder  Teile  daron 

verheimlicht  oder  an  der  Verheimlichung  teilnimmt,  so  ist  sie  nach  ihrer 
Ü  berf abrang  bierin,  abgesehen  von  ihrer  Bestrafung  w^en  Betruges  gemäß 
Art.  tl64  des  Strafgesetzbncbes,  verpflichtet,  alles  Verlieiniliclite  znrOck- 
zugewähren  und  von  dem  Werte  desselben  für  die  ganze  Zeit  der  Yerheim- 
pchnng  dieser  VermögoisstUcke  die  gesetzlichen  Zinsen  zu  entrichten.' 

Anmerkungen: 

1.  Über  die  Definition  des  betTttgliclien  Bankrotts,  die  Merkmale 
desselben  und  die  Straf bestimmnngen  cf.  Anm.  1  zu  §  390.  Die  hier 
angegebenen  Merkmale  des  betrüglichen  Bankrotts  der  strafgesetzlichen 
Bestimmungen  sind  für  den  Civilrichter  bei  Feststellung  der  Natur  der 
Zahlungsunfähigkeit  nicht  maßgebend.  Das  ('ivilgericht  kann  den  Charakter 
der  Zahlnngsunfähigkeit  als  betrüglicb  aus  Umständen  entnehmen,  welche 
snr  Bestiamig  des  Banlnrotteius  noch  nicht  ansreichen,  so  %.  B.  ans  der 
Tatsache:  daß  der  Schuldner  unmittelbar  vor  Konkurseröffnung  flüchtig 
geworden  ist,  daß  seine  Bttcher  keine  Aufklärung  Uber  die  ürttnde  seines 
vermögensfalls  geben,  daß  der  Schuldner  seihst  entweder  gar  k^ne  oder 
nur  ausweichende  Erklärungen  abgibt,  daß  er  Wechsel  ohne  Valuta 
hingegeben,  fingierte  Rechtsgeschäfte  abgeschlossen  hat  u.  dergl.  Diese 
Tatumstände  im  einzelnen  oder  in  ihrer  Verbindung  mit  anderen  ver- 
dächtigen Erscheinungen  hat  der  Senat  in  ständiger  Rechtsprechong  fttr 
die  Annahme  des  betrüglichen  Bankrotts  durch  das  Civilgericht  als  aus- 
reichend erklärt.  Der  Strafrichter  allerdings  hat  selbständig  und  unabhängig 
vom  Civilgericht  das  Vorliegen  der  Merkmale  des  betrüglichen  Bankrotts 
nach  der  kriminellen  Seite  zu  prüfen  und  über  die  Strafbarkeit  zu  befinden 
(Gr ebner  und  Dobruwulski  lüo.  634—644,  S.  381—409). 

2.  Die  Aberkennung  der  Standesrechte  hat  nach  russischem  Recht 
den  bürLN  rlichi  n  Tod  zur  Folge:  die  von  dieser  Strafe  betroffene  Person 
bat  weder  aktives  noch  passives  Erbrecht  lülü,  11U7  Civilkod.), 
sogar  das  frflher  oriditete  Testament  verliert  mit  der  Yemrteilai^  des 
Testators  zum  Verluste  der  Standesrechte  seine  Gültigkeit  (Boroicikoicski 
zu  §  lüli^  a.  a.  0.),  und  es  tritt  damit  die  gesetzliche  Erbfolge  ein 
(§  1222  a.  a.  0.). 

3.  Das  Zivilgericht  kann  in  seiner  Entscheidung,  durch  welche  die 
Zahlungsunfähigkeit  als  betrügliche  festgestellt  wird,  auch  über  die  Teil- 
nahme dritter  Personen  am  betrüglichen  Bankrott  sich  aussprechen  und 
diese  zur  civilrechtlichen  Verantwortung  heranziehen  (Bardaki  Note  1 
TO  Art.  624  (§  531)  HPO). 

4.  Über  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  hat  das  Gericht  unter 
allen  Umständen  Entscheidung  zu  treffen,  selbst  wenn  die  Gllnhigw, 
welche  den  Antrag  dahin  gestellt  haben,  ihren  Antrag  zurücknehmen,  und 
selbst  wenn  der  Konkurs  durch  einen  Akkord  (gemäß  §  540  £E.)  zum  Ab- 
schloß gebracht  ist  {Bardaki  Note  2,  5  nnd  19  an  Art.  625  (§  &32)  HPO). 

5.  Tn  der  Eiitschf  idtmg  über  den  Chaniktt  r  der  Zahlungsunfähigkeit 
hat  das  Gericht  auch  festzustellen,  ob  diese  eine  kaufmännische  oder  nicht- 
kaBfmiimiBdie  ist^  da  die  Strafbarkdt  der  tinen  oder  der  andefcn  Art  ver^ 

'  schieden  ist  (a.  a.  0.  Note  7  et  Anm.  1  za  §  390> 

§  532.  „Alle  Beschlüsse  der  allgemeinen  Gläubigerversammlnng  flher  die 
Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  werden  dem  Gericht  (§  384)  zur  Prüfung  vor- 
gelegt, nach  Bestätigung  durch  dasselbe  zur  Ausführung  und  zur  allgemeinen 
Kenntnis  durch  die  Zeituugen  beider  Residenzstädte  gebracht." 
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»Anmerkung: 

Nach  BeendipunfT  des  Konkursverfahrens  bewirkt  die  zust&ndipc  Be- 
k5rde  eine  Publikation  darüber  in  den  Seiiat«anzeigen  unter  Angabe  der 
Nnnuner  in  welcber  die  erste  Bekanntmachung  abgedruckt  war  413). 
In  der  Publikation  über  die  Beendigung  des  Konkursverfahrens  wird  außer- 
dem die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  angegeben;  im  Falle  der  EinstelltiTig 
dieses  Verfahrens  infolge  gütlicher  Einigung  (§  544)  wird  dies  in  der 
Riblikation  angegeben.  Diese  Publikationen  erfolgen  kostenlos.  Die  Ord- 
nung fttr  den  Abdruck  derselben  wird  vom  Justizminister  lestgesetst." 

Anmerkungen: 
1.  Über  die  Besdilflsse  der  Glial^rTersammlnng  IwtidEend  die 
Einuiluiig  der  Fordemngett  nach  Arten  und  Bangklaiaen  of.  Anm.  2 
zu  §  öOl. 

8.  Stellt  es  sich  heraus,  daS  zur  Deckung  aller  Fordernngen  und  der 

Zinsen  bis  zum  Tage  der  Kniikiirsi  rnffnung  Vermögen  genug  vorhanden 
ist,  80  kann  von  einer  Zahlungseinstellung  nicht  die  Bede  sein,  und  das 
Gericht  hat  die  Einstellung  des  Verfahrens  xn  bescihlieOen,  sollten  auch 

Tatumstände  vorliegen,  welche  die  Annahme  der  Beiseitesehüffung  von 
Vermögensstücken  und  dergl.  begründen  (Bardski  Note  21  zu  Art.  625 
(§  532)  HPO).  Eine  Entscheidung  im  entgegengesetzten  Sinne  vom 
20.  Januar  iHDil  ist  a.  a.  0.  Note  13  zu  Art.  638,  wonach  das  Übersteigen 
der  Srhulden  durch  das  Aktivvermögen  kein  Qrund  aur  Einstellung  des 
Verfahrens  ist. 

§  533.  „Beschwerden  gegen  die  Entscheidungen  des  Handelsgerichts  in 
Sachen  betreffend  die  Zahlungsunfähigkeit  werden  in  derselben  Form  erhoben, 
wie  ftber  Beschwerden  gegen  dieses  Gericht  flherhanpt  in  dem  I.  und  n.  Teil 
dieses  Gesetses  hestimmt  ist.'' 

A  n  m  e  r  k  ii  n  g : 

Nach  den  Bestimmungen  der  ft.  HPO  ist  die  Beschwerde  gegen  . 

Beschlüsse  des  Handelsgerichts  an  den  Senat  zu  richten,  sie  ist  beim 

Handelsgericht  binnen  8  Tagen  nach  Mitteilung  fies  :nigef(i(  htt  in  n  Be- 
Schlusses  einzureichen,    im  übrigen  cf.  §  ÖOI  und  die  Anmerkungen  dazu. 

§  534,  .Nach  Beendigung  des  Konkurses  werden  die  Akten  über  den 
Zahlungsunfähigen  an  da.s  Gerirht,  welchem  der  Konkurs  unterstellt  ist  ^g384), 
zur  Aufbewahrung  für  den  Fall  künftiger  Ermittelungen  abgegeben." 

Elftes  EspUel. 

Von  der  Ordnung  für  das  Verfahren  in  Konkurssachen,  wenn 
eine  Entscheidung  der  Konkursverwaltung  zugunsten  oder 

zu  Ungunsten  der  Staatsbank  ergeht, 

§  535.  ,ln  allen  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Entscheidung  der  Konkurs- 
ver^'altung  oder  des  Gerichts  zugunsten  der  Staatsbank  erfolgt,  und  wo  von 
keinem  der  Privatgläubiger  gegen  sie  Berufung  eingelegt  ist,  muß  diese 
Enteduidung  mit  Zustimmung  der  Bank  ohne  Ühertragung  (der  Sadie.  D.  Ü.) 
in  die  höhere  Ltstanz  nr  AusfOhrong  gelHraebt  werden.  Wenn  aber  gegen 
diese  Entscheidung  seitens  privater  Personen  Berufung  eingelegt  ist,  so  wird 
die  Sache  im  ordnungsmtt^en  Berufungs verfahren  behanddt.' 

Anmerkung: 

Die  hier  und  in  den  nachfolgenden  Paragraphen  gebrauchten  Aus« 
drücke  „Bernfong"  oder  «Beschweide''  sfand  für  „Becfatsmittel*  flherhanpt 
gebraucht.  - 
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§  536.  ,Wenn  eine  Entscheidung  der  Küiikursverwaltung  oder  des 
Gerichts  nicht  zugunsten  der  Staatsbank  ergebt,  oder  derselben  Befriedigung 
Dicht  in.  Yoller  Htthe  zugesprochen  wird,  so  mofl  die  Behörde,  welcher  diese 
Entschddnng  erlftßt»  sie  der  Bank  in  Absdirift  nütteUoi  nnd  die  AnrfOhrang 
ihres  Beschlnsses  Anstellen,  sollte  auch  von  keiner  Seite  der  priTatra  Gläubiger 
Beschwerde  gegen  diesen  Beschluß  erhoben  sein." 

§  587.  „Wenn  die  Staatsbank  die  Entscheidung  für  unrichtig  hält,  so 
muß  die  Sache,  nacli  Einreichung  einer  diesbezüglichen  Erklärung  bei  dem 
zuständigen  Gericht,  nebst  den  vorgebrachten  Einwendungen  an  die  hühere 
Instanz  genau  in  derselben  Weise  tbertragm  werden,  wie  Sachen  anf  die 
Bemfang  der  (mit  der  Entsdieidung.  D.  Ü.)  unsnfriedenen  Partei  flbertragen 
werden.* 

%  538.  „Wenn  die  Entscheidung  der  Konkursverwaltung  oder  des  Gerichts, 
durch  welche  der  Rank  etwas  aberkannt  wird,  von  dieser  letzteren  nach  der 
Sachlage  oder  nach  d(  n  gesetzlichen  Bestimmungen  für  zutreffend  erachtet 
wird,  so  kann  die  Bank  ihre  Zustimmung  zur  Ausführung  derselben  den  be- 
neichnetra  Stellen  entwedra  unmittelbar,  oder  nach  vorgängiger  Nachsuchung 
der  Qenehmigui^  des  Pinananinisters  mitteilen.* 

§  539.  ,Zur  nSheren  Prüfung  der  oben  beseidineten  Bntschddungen 
haben  die  zn&tändigen  Gerichte  der  Staatsbank,  wenn  sie  dies  Ywlangt,  auch 
die  Originalakten  zuzustellen." 

Zwölftes  Kapitel. 

Von  den  durch  den  Zahlungsunffthigen  geschlossenen 

gfltlichen  Abkommen. 
§  540.  „Alle  gütliche  Abkommen,  welche  der  Schuldner  sechs  Monate 
TOr  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  mit  einem  Teile  seiner  Gläubiger  zum 
Kachteil  der  Übrigen  geschlossen  hat,  werden  als  nichtig  angesehen."  (57) 

Anmerkungen: 

1.  Nur  die  Vergleiche,  welclM  vom  Schuldner  selbst  unter  den 

Voraassrtzittiijcii  des  ?5  540  geschlossen  sind,  sind  nichtig  (anfechtbar),  Ver- 
gleiche dagegen,  weiche  dritte  Personen  für  ihn  geschlossen  haben,  sind 
unanfechtbar  (^r^dfter  und  Dobrotoolski  No.  658  S.  422). 

2.  Die  Überlassung  d(  s  Vermögens  durch  den  Schuldner  an  einen 
seiner  Gläubiger  zur  Abgeltung  der  Forderung  desselben  ist  als  Vergleich 

'  im  Sinne  des  §  540  anzusehen  und  daher  anfechtbar,  wenn  die  anderen 
'  Glftubiger  dadurch  benachteiligt  sind  (a.  a.  0.  No.  657  S.  421). 

%  541.  »Die  nach  dem  gatlichen  Abkommen  gemachten  Sdiuldoi  kdnnen, 

wenn  wegen  derselben  die  Zahlungsuntthigkeit  sich  ergibt,  keine  rück- 
wirkende Kraft  auf  die  gütlichen  Abkommen  haben,  welche  fiechtskrait  er- 
langt haben,  bevor  diese  Schulden  entstanden  waren.' 

Anmerkung: 

Nicht  nur  für  die  Gl&nbiger,  deren  Forderungen  nach  Abschlufi  des 

Akkt)rd(-s  rntst;inden  sind,  sondern  auch  für  (Hi  ii  nigen.  die  ihre  Forderungen 
zum  Konkurse  garnicht  angemeldet  haben,  ist  der  Akkord  nicht  verbindlich, 
sie  können  ▼olle  Befriedigung  verlangen  (a.  a.  0.  No.  654,  Bardski  zu 
Art.  635  (§  541)  HFO  Anm.  zu  §  544). 
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§  542.  „Nach  Eröffnung  des  KoDkarsverfabrens  geschlossene  gütliche  Ab- 
kommen werden  als  gültig  erachtet: 

1.  wenn  tle  in  der  aUgemdnen  Vecttmmliing  der  CHinliiger  mch  Ab- 
Iftnf  der  gesetBliehen  Ftiaten  ttr  deren  Mddnng  geeddoMw  aiod; 

2.  woin  de  mit  einer  Mehrheit  toq  drei  Vierteln  der  anericumten 
Forderungen  angenommen  sind:  (58) 

3.  wenn  das  Abkommen  von  dem  Handelsgericht  und  wo  ein  solches 
nicht  bpst<^ht,  vom  Bezirksgericht  bestätigt  wird. 

Das  Gericht  kann  unter  Berücksichtigung  der  Yermögensmasse,  der 
Bescheffenhalt  der  YermSffensstQciee  and  der  Verloste  der  Olftnbiger,  welche 
mit  der  Wirkong  und  der  F^rtsetsnng  des  Konkorses  miTermeidlidi  Tct- 
knttpft  sind,  das  gtttUche  Abkommen  bestätigen,  wenn  es  nach  derHflhe  der 
Forderangen  nahe  an  die  obea  bestimmte  Mehrheit  herankommt^* 

Anmerkungen: 

1.  Die  P)t  Stimmungen  über  den  Akkord  §§  542—544  finden  in  dem 
Konkurse  von  Kreditanstalten  keine  Anwendung  (Art.  119  des  Kreditge- 
setzes Abt.  X,  Steod  Sakonow  Bd.  XI  Ausg.  1893). 

2.  Über  die  Fristen  zur  Anmeldung  der  Forderungen  cf.  §  416  und 
die  Anmerkungen  dazu.  Nicht  nur  diese  Fristen  müssen  verstrichen  sein, 
sondern  es  muß  auch  eine  Prüfung  der  Forderungen  schon  stattgefunden 
haben,  da  andernfalls  die  Dreiviertelmajorität  derselben  niefit  festgestdlt 
werden  kann  {Bardski  Note  1  zu  Art  636  (§  542)  HPO). 

3.  Die  Pfandgläubiger  nehmen  am  Konkurse  nicht  teil  und  können 
nicht  mitstimmen  (a.  a.  0.  Note  4 ;  cf.  auch  Anm.  2  zu  §  516).  Die  nicht 
erschienenen  Gläubiger  kdnnen  als  zostimmend  nicht  erachtet  werden  (a. 
a.  0.  Note  2). 

4.  Für  die  in  der  Minderheit  Terhliehenen  GUalrig»  ist  der  Akkord 
verbindlich  (a.  a.  0.  Note  1  za  Art.  637  (§  543)  HFO,  dagegen  d.  Anm. 

zu  §  Ö41). 

5.  Diejenigen  Gl&nbiger,  welche  die  dreimonatige  Frist  zur  Klage- 

(ihrliiing  gemülJ  ij  509  fruchtlos  hüben  verstreichen  hissen,  k()nnen  Be- 
friedigung in  Gemäüheit  des  Akkordes  nicht  verlangen  (weil  sie  ihr  For- 
derungsrecht ganz  verloren  haben),  (a.  a  0.  Note  14  zu  Art.  636  (§  542)  HPO). 

6.  Eine  Beschlußfassung  über  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  kann 
im  Falle  der  Annahme  des  Akkordes  unterbleiben.  Erscheint  aber  die 
Annahme  des  betrüglicheu  Bankrotts  gerechtfertigt,  so  bat  das  Gericht  dem 
Akkorde  seine  Zast^nmnng  zn  versagen.  Das  Gericht  bat  dieses  auch  von 

■  Amts  wegen  zu  prüfen,  ebenso  die  (iesetzniäCigkeit  des  Beschlusses  der 
Gläubigerversammlung  über  Annahme  des  Akkordes  (a.  a.  0.  Note  7,  8,  12). 

7.  Nach  der  Rechtskraft  des  Beschlusses  Aber  die  Natar  der  Zahlungs- 
nnfähigkeit  ist  ein  Akkord  Vorschlag  nicht  mehr  znlftwig  ißrrebner  und 
Dobrowolski  No.  659  S.  422). 

v<  h^^^.  .Diejenigen  der  Gläubiger,  welche  dem  vorgeschlagenen  Vergleich 
nicht  zustiniiiK  II.  niii.ssen  die  Gründe  dieser  ihrer  Nichtzustimimmir  der  all- 
gemeinen Gläubigervcrsaiiiiiilung  schriftlich  mitteilen,  welcbe  hierüber  an  das 
Gericht  (§  542)  bei  Vorlegung  des  Vergleiches  zur  Bestätigung  zu  berichten  hat.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Glftabiger,  welcbe  weder  in  der  Gl&nbigerversammlnng  er- 
schienen war»i|  noch  die  Gründe  ihrer  Niditznstimmung  schriftlich  angneigt 
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haben,  haben  kein  Recht,  den  Gerichtsbeschluß  über  Bestätigung  des  Akkordes 

durch  Beschwcrrlo  anzufechten  (Bardski  Note  6  zu  Art.  637  (§  548)  HPO). 

2.  Die  Bestimmung  des  §  Ö43  über  die  schrÜtliche  Angabe  der  Gründe 
der  niehtzostimmenden  Glln^gfer  besieht  sich  lediglich  aaf  deren  Protest 
gf^L'pn  den  Akkord  in  materieller  Hinsicht ;  wenn  da^c^en  in  formeller 
Beziehung  der  Akkord  bemängelt  wird,  z.  B.  wenn  die  Ladung  der  Gläubiger 
nicht  in  rechtsgültiger  Weise  erfolgt  ist,  bedarf  es  nicht  der  Erfttllung  der 
hier  gegebenen  Formenvorschriften  (der  schriftlichen  Angabe  der  Gründe), 
es  genügt  der  Hinweis  auf  die  gerügte  Gesetzesverletzung  (a.  a.  0.,  Note  8). 

§  544.  „Ein  auf  oben  beateichneter  Grundlage  (§  642)  geedilossener  Y«^ 
gleich  beseitigt  den  Konkois  nnd  alle  seine  Folgen  genau  so,  als  w&re  er 

niemals  eröffnet.*' 
„Anmerkung: 

Im  Jahre  1881  ist  durch  eine  allerhöchst  bestätigte  Meinung  des 
Staatsrates  in  einem  speziellen  Falle  erläutert  worden :  daß  der  Vergleich 
diejenigen  Forderungen,  die  zum  Konkurse  nicht  angemeldet  wurden,  nicht 
aufhebt." 

Anmerkungen: 

1.  6o  lange  das  Konkursverfahren  auf  ordnongsmäßigem  Wege  — 
dnrch  gerichtlichen  Beschluß  —  nidit  eingestellt  ist,  dauert  die  Tätigkeit 
der  Konkarsverwaltung  trota  bestätigten  Akkordes  fort  (a.  a.  0.  Note  12 

zu  Art.  638  (§  544)  HPO). 

2.  Mit  der  Rechtskraft  des  Beschlusses  über  Annahme  des  Akkordes 
erlangt  der  Srlmldner  seine  volle  Rechts-  und  Prozeßfähigkeit  wieder  (a.  a.  0. 

Note  1).  Die  (Tläul)iger  können  die  Befriedigung  ihrer  Fordeningen  nnr 
nach  MaÜgabe  des  Akkordes  (nicht  im  Konkursverfahren)  nachsuchen  (a.  a.  0. 
Note  7  und  H). 

8.  Wegen  desjenigen  Teils  der  Forderung,  der  durch  den  Akkord 
nicht  gedeckt  ist.  kann  der  Gläubiger,  der  dem  Akkord  nicht  zugestimmt 
httt,  Tom  Bürgen  Befriedigang  yerlangen  (a.  a.  0.  Note  10  nnd  11). 

4.  Bezüglich  der  nicht  angcniddeten  Forderungen  rf  Anni  zu  §  541. 
Den  gamicht  angemeldeten  Forderungen  sind  auch  diejenigen  gleichzuacbten, 
die  zwar  angemddet,  aber  wegen  Nichtbeibringnng  der  Bewdsdoknmente 
gemäß  §  492  aus  dem  Verzeichnis  der  Forderungen  gestrichen,  oder,  gemäß 
§  ÖOU  aal  den  Prozeßweg  verwiesen  sind:  auch  diese  Forderungen  werden 
Ton  dem  Akkorde  nicht  ergrifon  trad  können  gegen  den  Schnidner  in  yoller 
Höhe  geltend  gemacht  werden  (a.  a.  0.  Note  2  und  H  zur  Anm.). 

5.  Das  einmal  geschlossene  Konkursverfahren,  sei  es  gemäß  §  523 
(Anm.),  sei  es  gemäß  §  544.  kann  nicht  wieder  aufgenommen  werden,  sollte 
es  sidh  aaeh  nachträglich  herausgestellt  haben,  daß  Vermögenmtttcke  über- 
sehen wnrden  und  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  nicht  verwendet  worden 
sind.  Die  dabei  interessierten  Gläubiger  können  nur  diejenigen  Personen 
snr  Schadenersataleistung  heranziehen,  denen  die  Schuld  an  diesem  Über- 
sehen von  Vermögensstücken  beizumessen  ist  (&r0^«i0.r  und  i>odro<oo^«/c» 
No.  664  ä.  42ÖÜ.).  (59) 

Dreiiekntm  Kapitel. 

Von  der  Belohnung  für  die  Mühewaltung  an  den  yereideten 

Verwalter  und  die  Kuratoren. 

545.  .,Der  Verwalter  einer  jeden  Masse  erhält  für  die  Verrichtung 
seines  Amtes  bis  zur  Eröffnung  des  Konkurses  ein  Prozent  von  der  ganzen 
aus  dem  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  erlösten  Summe,  wenn  sie  weniger 
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als  90000  Bnbel  betrSgt ;  wmn^e  aber  melir  betrftgt,  toh  dem  flimsalilefieiideii 
Betrag  ein  halbes  Proaent.'' 

Anmerkung: 

Der  Anspruch  aal  Houorieruiig  kann  von  den  Mitgliedern  der  Kon- 
kmaTerwaltiing  (Kuratoren,  KonlrarsTerwalter,  Vorsitzender)  erst  nach 

Beendigung  des  Ivonkursvcrfahrcns  geltend  gemacht  werden  {Bardski 
Note  1  zu  Art.  642  (§  548)  KPO)  und  nicht  vor  Gonchmigung  seiner  Schlofl- 
rechnung  {Grebner  und  Doörowolaki  No.  ÜüO). 

§  546.  „Nach  Einsetzung  der  Konkursverwaltung  wird  dtin  ^'e^walter, 
falls  er  Mitglied  derselben  bleibt,  für  seine  Bemühung  eine  Belohnung  nach 
gegenseitiger  Vereinbarung  zwisdioi  ihm  und  den  Olinbigezn  bestimmt. 
Aufierdem  steht  es  der  Glftabigenrersammlnng  hü,  nach  Beendigug  dM 
Konkuses  dem  Vezwaltw,  der  sieh  dnroh  besondeien  Eifer  in  der  Wahrong 
der  Interessen  der  Masse  ausgezeichnet  hat,  einen  gewissen  Bettag  imch  ihrem 
Ermessen  als  Belohnung  zuT^uhilligcn." 

§  547.  pWenn  für  die  Masse  zwei  Verwalter  bestellt  sind,  so  tr ilrn  sie 
die  oben  bezeichneten  Bezüge      545)  unter  einander  zu  gleichen  Teilen.- 

§  548.  ,Den  Kuratoren,  darunter  dem  Vorsitzenden,  wenn  er  aus  der 
Zahl  der  Glftnbiger  ist»  wird  fttr  derai  Bemflhung  nadt  Beendigong  des  Kon- 
kurses insgesamt  awei  Proioit  Ton  der  ganzen  ans  dem  VermSgen  des 
ZaUongsannhigm  eriSsten  Snmme  bewüUgt."  (60) 

Anmerkungen 
i.  Die  zwei  Prozent  der  Masse  gemäü  §  ö48  sind  nur  von  der  tat- 
slcUichen  Sohnidenmasse  zu  rechnen ;  Vermögcnsstückc.  die  dem  Schuldner 
nicht  gehören,  aber  in  der  Masse  sich  hefinden  (Depot]jelder  und  dergl.) 
werden  hierbei  nicht  mitgerechnet  (a.  a.  Ü.  No.  662  ö.  424). 

S.  Im  Falle  der  Beendigung  dee  KonkarsTerfahrens  dnieh  Akkord 
hat  der  Schuldner  die  zwei  Prozent  ^emäß  548  zu  zahlen,  falls  die 
Gläubiger  diese  Zahlung  nicht  ausdrücklich  übernommen  ha.hen  (Bar da ki 
Hote  2  an  Art.  648  (§  542)  HPO). 

§  549.  „Den  Kuratoren,  weiche  vor  der  bestimmten  Frist  die  ihnen 
übertragenen  Konkursgeschäfte  beendigt  haben,  werden  von  der  Qläubiger- 
Tersanunlong  oder  Ton  der  GerichtsbdiSrde,  wdcher  die  Verwaltung  nnter- 
Btellt  war^  Belobignngszengnisse  ausgestdlt,  denen  anfolge  we,  auf  ihroi 
Wunsch,  Tonnigsweise  fttr  andwe  Eonkarsrerwaltungen  gewählt  werden." 
»Anmerkung: 

Die  Anzeigen  von  der  Zahlungsunfähigkeit,  von  der  Einsetzung  der 
Eonkursverwaltimg,  der  Binhemfang  der  allgemdnen  Gl&ubigerversammlnng, 

von  der  Nntnr  der  ZaliliinL''snnf:i1iii:keit.  die  Eidesimnii  der  Verwalter,  der 
Zahlungsunfähigen  und  der  Angestellten  derselben,  ebenso  die  Ladung  für  die 
Zosanomaiberafitng  der  Gläubiger  erfolgen  nach  den  beigefügten  festgestellten 
Formnlaren." 
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Glossen  zum  russischen  Konkursrecht 

Von  Professor  Dr.  Kleiufeller  in  Kiel, 

Die  folgenden  kurzen  Bemerkungen  haben  den  Zweck,  das 
russische  Recht  durch  (iefrcnüberstollung  der  entsprechenden 
Grundsätze  des  deutschen  Bechts  zu  beleuchten  und  auf  die 
KoUisionsfragen  in  Verbindung  mit  einer  summarischen  Lösung 
hinzuweisen.  ^ 

1.  Das  russische  Recht  folgt  mit  der  Unterscheidung  zwischen 
der  kaufmännischen  und  der  nichtkaufmännischen  Zahlungs- 
unfähigkeit dem  französischen  System.  Außer  diesem  Grundzug 
treten  im  russischen  Konkursrecht  noch  folgende  wesentliche 
und  dem  deutschen  IKecht  fremde  ^gentfimlichkeiten  hervor: 
Es  wird  zwischen  der  gerichtlichen  Erklärung  der  Zahlungs- 
unfähigkeit und  der  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  unter- 
sclüedcn  i^i?  409.  42Si.  Die  Vorschriften  tragen  vielfach  kasu- 
istischen Clianikter  und  binden  das  lit-ie  Ermessen.  Das  Konkurs- 
verfahren hat  zugleich  die  Aufgabe,  dein  späteren  Strafprozeß 
durch  eine  formelle  Feststellung  der  scliuldliafrcn  oder  lücht- 
schuliihatten  Verursachung  der  Zalilungsunfäliigkeit  vorzuarbeiten 

8H7ff.  bes.  §  391).  Das  Gericht  kann  sich  in  die  Verwaltung 
eiiiniischen  lAnm.  zu  432),  es  steht  ihm  aber  nicht  die  Be- 
rufung und  Leitung  der  (iläubigerversammlung  zu  (§  439).  Die 
iMasse  beschrankt  sich  nicht  auf  das  zur  Zeit  der  Konkurs- 
eröffnung vorliaudene  Vermögen  (§§  478,  ö30j. 

2.  Durch  die  in  Anm.  5  zu  §  384  festgestellte  Praxis  wird 
dem  Konkurseröffnungsbeschluß  eines  nicht  russischen  Gerichts 
die  universelle  Wirkung  abgesprochen;  folglich  ist  der 

1)  S.  oben  S.  31 

-)  Die  mit  KO  verbondeneQ  §§>Zi&em  verwdsen  an!  die  Konkanordnang 
fttr  das  Deutsche  Reich. 
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vom  nichtrussischen  Gericht  bestellte  Konkursverwalter  solange 
außerstande,  bei  russischen  Belutrden  Anträs'o  zu  stellen  oder 
*  durch  Bevollmächtipfte  in  Rußland  zu  handeln,  als  die  russische 
Vollstreckbarkeitserklärung  nicht  erfolgt  ist;  nui*  in  dem  zur 
Herbeiführung  dieser  Erklärung  bestimmten  Verfahren  muß  der 
Konkursverwalter  auf  Grund  seiner  ausländischen  Tiegitimation 
handeln  können.  Ob  die  russische  Vollstreckbarkeitserklärung 
des  ausländischen  Eröffnungsbeschlusses  die  Eröffnung  eines 
Konkursverfall rens  in  Rußland  selbst  hindert,  ist  aus  dem 
Gesetzesmaterial  nicht  mit  Sicherheit  zu  beantworten.  Rein 
logiscli  urteilend  müßte  man  diese  Frage  bejahen,  weil  die  Voll- 
streckbarkeitserklärung den  fremden  Konkursverwalter  in  den 
Stand  setzt,  das  in  Rußland  beündlicbe  Vermögen  des  Gemein- 
schuldners znr  anslandischen  Konkursmasse  zn  ziehen.  In  Er- 
mangelung einer  besonderen  Vorschrift  ist  anzunehmen,  daß 
'nichtrussische  Gläubiger  den  nissischen  im  Konkursverfahren 
gleichstehen  (wie  nach  £0  §  6);  eine  Ausnahme  ygl.  §  416. 

3.  Nach  Anm.  6h  und  c  ssu  §  S84  wirkt  im  Fall  eines 

nichtkaufmännischen  Konkurses  der  Eröffnungsantrag  stärker 
als  nach  deutschem  Recht  der  Eröffnungsbeschluß,  insofern  ein 
Recht  der  Vollstreckungsgläubiger  auf  vorzugsweise  Befriedigung 
aus  drill  Erlös  offenbar  und  absolut  abgelehnt  wird.  Vgl.  jedoch 
unten  Beni.  16. 

4.  §  886  beweist,  daß  der  Begriff  „Zahlungsunfähig- 
keit" im  Sinne  von  Überschuldung  verstanden  werden  soll, 
während  das  deutsche  Recht  und  die  deutsche  Wissenschaft 
diese  beiden  Begriffe  scharf  trennt,  so  daß  Zahlungsunfähigkeit 
auch  ohne  Vorhandensein  einer  Überschuldung  angenommen 
werden  muß,  wenn  der  Schuldner  dauernd  nicht  imstande  ist, 
seine  fölligen  Verbindlichkeiten  zn  erfüllen.  Vgl.  noch  §  405 
No.  1  und  unten  Bem.  6. 

5.  Die  Anm.  8  zu  §  88()  schreibt  der  Konkurseröffnung 
über  das  Vermögen  der  offenen  Handelsgesellschaft  eine  Folge 
zu,  welche  dem  deutschen  Reclit  fremd  ist,  wenn  diese  Anm. 
sagen  will,  daß  die  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  der 
offenen  Handelsgesellschaft  den  Konkurs  über  das  sonstige  Ver- 
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mögen  der  einzelnen  Gesellschafter  nach  sich  zieht.  Diese 
Folgerung  müßte  gezogen  werden,  wenn  der  einzelne  Gesell- 
schafter durch  Konkurseröffnung  über  das  Gesellschaftsvermögen 
nach  russischem  Recht  die  Verfügung  über  sein  ganzes  Ver- 
mögen verliert.  Würde  nun  eine  im  Deutschen  Reich  wohnende 
Person  mit  einer  in  Rußland  ansässigen  Person  eine  offene 
Handelsgesellschaft  bilden,  die  ihren  Sitz  in  Rußland  hat  und 
würde  das  rassische  Gericht  über  das  Gesellschaftsvermögen 
Konkurs  eröffnen,  so  könnte  jene  dem  deutschen  Becht  wider- 
sprechende weitgehende  Konsequenz  gegenüber  dem  deutschen 
Gesellschafter  nicht  gezogen  weiden,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
das  deutsche  Konkursrecht  die  Universalität  ablehnt. 

6.  Auiii.  5  zu  §  886  steht  durch  die  Erklärung,  daß  nur 
das  liquide  Vormögen  gemeint  sei,  in  schroffem  Widerspruch 
mit  dem  Gesetzi  stext,  welcher  vom  ganzen  Vermögen  spricht. 
Aber  die  Gegenüberstellung  mit  schwer  verwertbaren  Vermögens- 
teilen läßt  erkennen,  daß  auch  hier  nicht  etwa  bloß  die  flüssigen 
Zahlungsmittel  gemeint  sein  können,  daß  also  auch  bei  Be- 
schränkung des  Schlußsatzes  von  §  386  auf  liquides  Vermögen 
im  Sinne  von  leicht  verwertbaren  Vermögensteilen  der  Begriff 
Zahlungsunfähigkeit  nicht  im  Sinne  des  deutschen  Eechts  ge- 
meint ist.   Vgl.  noch  §  405  No.  1  und  §  407. 

7.  Auch  §  405  No.  1  stellt  klar,  daß  unter  Zahlungsunfähig- 
keit im  Sinne  des  russischen  Reclits  die  Vermögensunzulänglich- 
keit oder  Überschuldung  zu  verstehen  ist.  Die  folgende  Anm. 
des  Übersetzers  bekräftigt  diese  Annahme. 

8.  Die  No.  3  und  4  des  §  407  bezeichnen  kasuistisch  ge- 
faßte Anzeichen  der  „Zahlungseinstellung'*. 

9.  Die  obli^rntorisclie  Haft  des  ( Jeuieinschuldners  als  regel- 
mäßige der  Zahlungsunfähijiki  it  oder  der  Überschuldung 
ist  eine  mittelalterliche  Einrichtung.  Durch  diese  entfernt  sich 
das  russische  Recht  am  weitesten  vom  deut.schen  Recht  (KO 

101,  106).  §  497  nötigt  auf  Art.  17  des  Haager  Abkommens 
zur  Regelung  von  Fragen  des  internationalen  Privatrechts  vom 
14.  11.  96  hinzuweisen,  dem  sich  Rußland  1897  angeschlossen 
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hat  (RGBl.  1899  S.  292,  294);  hiernach  findet  die  Personalhaft 

auf  Nichtrusscn,  welche  einem  der  Vertrapfsstaaten  anofehören 
und  in  Uuijland  für  zahlungsunfähig  erklärt  werden,  unter  den 
nämlichen  Voraussetzungen  und  im  nämlichen  Umfang  Anwendung 
wie  auf  Russen.  Vgl.  diese  Ztsch.  XIII  Iff,  569  ff.  Auf  Per- 
sonen, über  deren  \  i  riuogrn  in  einem  andern  Staat  das  Konkurs- 
verfahren eröftnet  worden  ist,  findet  §  410  keine  Anwendung, 
weil  der  Eröffnungsheschluß  weder  formell  dem  nach  409  zu 
erlassenden  Besciiluß  über  die  Zahlungsunfähigkeit  gltMchgestellt 
werden  kann  noch  materiell  die  Voraussetzungen  404, 
405,  407)  vor  Erlaß  eines  solchen  Eröfifnungsbeschlusses  ge- 
prüft sind. 

10.  Neben  §  528  vgl.  noch  §  512.  Die  Ansnahme  fOr  den 
Fall  der  auf  Unglück  beruhenden  ZahlungsunfiLhigkeit  l&ßt  er- 
kennen, da6  das  russische  Recht  gegen  den  Zahlungsunlähigea 
eine  Präsumtion  des  Verschuldens  gelten  läßt,  welche  erst  durch 
den  Nachweis  des  Unglücks  als  Quelle  der  Zahlungsnnföhig- 
keit  gebrochen  werden  muß  (§  388).  Dagegen  setzt  die 
deutsche  KO  besondere  den  Gemeinschuldner  belastende  Umstände 
voraus,  wenn  ausnahmsweise  die  Haft  verhängt  werden  soll 
(KO  §§  101,  106). 

11.  Das  Verfahren  gegen  den  nichtkaufmännischen  S(  huldner 
nähert  sich  hinsichtlich  der  Haft  dem  deutschen  Eecht  (KO 
§  101  Abs.  2). 

12.  Vgl.  die  ähnlichen  Bestimmungen  im  §  910  der  deutschen 
CPO  mit  KO  §  372. 

13.  Vgl.  KO  §  65. 

14.  Vgl.  KO  §§  76,  ni,  wonach  jedoch  einmalige  Ein- 
rückung genügt.  Wenn  es  sich  auch  im  §  413  nicht  um  die 
Bekanntgabe  des  Eröffnungsbeschlusses  sondern  des  Beschlusses 
über  die  Zahlungsunfähigkeit  handelt,  so  hat  doch  diese  Bekannt* 
machung  eine  ähnliche  Bedeutung  wie  diejenige  der  Konkurs- 
eröffnung nach  deutschem  Recht. 

15.  Zu  ^  415  vgl.  KO  lOB  Abs.  1  a.  E.  Das  obliga- 
torische Veräußerungsverbüt  nach  §  415  bedeutet  einen  Mittel- 
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weg:  zwischtii  der  nach  deutschem  Recht  (KO  §  6)  als  Folge 
der  Kunkurserüifnung  von  Rechts  wegen  eintreteiideji  Entziehung 
der  Verfügungs-  und  Venvaltungsbetugnis  und  dem  gemäß  K() 
§  106  als  Vorläufer  der  Konkurseröffnung  nach  richterlichem 
Ennessen  zulässigen  ullgemeiuen  Veräußerungsverbot. 

16.  Die  in  Anm.  la  zn  §  415  bezeichnete  Folge  der  nicht- 
kaufmännischen Zahlungsiinfäliigkeit  stimmt  zwar  nicht  lomell 
aber  im  Ergebnis  mit  dem  Einfluß  der  Konkurseröffnung  nach 
EO  §  14  überein,  wenn  man  annimmt^  daß  auch  nach  russischem 
Becht  durch  Pföndung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  ein 
Pfandrecht  erworben  wird  (vgl.  Anm.  Ib).  * 

17.  Zu  §  415  Anm.  2  bleibt  zweifelhaft,  welche  Äütteilung 
gemeint  ist,  aber  die  im  §  415  enthaltene  Verweisung  auf  die 
nach  §§  413,  414  erfolgenden  Anzeigen  nötigt  fast  zu  der  An- 
nahme, daß  das  Veräußerungsverbot  mit  jener  Anzeige  wirksam 
wird,  auf  Grund  deren  es  ergeht.  Welche  civilrechtlichen 
Wirkungen  das  russische  Kecht  an  das  Veräußerungsverbot  knüpft, 
ist  nicht  ersichtlich;  wfiide  eine  im  Gebiet  des  Deutschen  Reichs 
befindliche  zum  Vermögen  des  russischen  Gemeinschuldners  ge- 
hörige Sache  oder  eine  solche  Forderung,  welche  diesem  gegen 
einen  im  Deutschen  Reich  wohnenden  Schuldner  zusteht,  im 
Deutschen  Reich  veräußert,  so  würde  der  bösglaubige  wie  der 
gutgläubige  Erwerber  (vgl.  §  135  Abs.  2  des  BGB)  zu  schützen 
sein,  weil  dem  Veräußerungsverbot  des  russischen  Gerichts 
außerhalb  der  russischen  Grenzen  jede  Verbindlichkeit  mangelt. 

18.  Nach  §  416  tritt  eine  dem  oft'eneii  Arrest  ( KO  ^S;  110, 
118)  entsprechende  Wirkung  auf  Grund  des  Beschlusses  ülipr 
die  Zahlungsiinfäliigkeit  von  Rechts  wegen  ein;  die  Anmeldefrist 
ist  keine  richterliche  (XO  §  138),  sondern  eine  gesetzliche. 

19.  Kach  Anm.  41  zu  §  416  fehlt  den  Kreditanstalten  so- 
wohl das  dem  kaufmännischen  Zurückbehaltungsrecht  ent- 
sprechende Reicht  auf  abgesonderte  Befriedigung  (vgl.  KO  §  49 
Nr.  4)  als  die  Aufrechnungsbefugnis. 

20.  Zu  §  41 R  Anm.  5:  Nach  KO  §  U2  hat  die  Nicht- 
einhaltung der  Anmeldefrist  nicht  wie  nach  russischem  Recht 
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materielle  Nachteile  (§  510  mit  §  505)  im  Qefolge,  aber  der 
ausländisclie  Gläubiger,  welcher  yeispätet  anmeldet,  muß  sich 
die  Anwendung  des  russischen  Yerfahrens,  folglich  die  Zuittck- 
Stellung  seiner  Forderung  im  Bang  gefallen  lassen;  der  ans- 
l&ndische  Gl&ubiger  ist  Jedoch  durch  die  längere  Anmeldungs- 
frist eiuigermaBen  geschützt.  Auch  nach  deutschem  Becht  kann 
auf  Grand  einer  yor  der  Konkurseröffnung  entstandenen  Konkurs- 
forderung keine  neue  Konkurseröffnung  beantragt  werden,  so- 
lange das  alte  Konkursverfaliren  noch  schwebt. 

21.  Zu  §  416  Anm.  6  ist  zu  bemerken,  daß  sich  für  das 
deutsche  Becht  die  Zulässigkeit  der  fflufung  mehrerer  Forderungs^ 
anmeldungen  in  einem  Schriftstück  ans  §  260  CPO  mit  §  72 
KO  ergibt 

22.  Nach  §  419  muß  obligatorisch  eine  Vorsichtsmaßregel 
hinsichtlich  des  beweglichen  Vermögens  durchgeführt  werden, 
wolclie  nach  §  106  KO  nur  ausnahmsweise  und  nur  durch 
besonderen  Gerichtsbeschluß  verfügt  wird. 

23.  DtT  §  420  verfügt  ähnlich  wie  KO  6  und  79  für 
den  Fall  der  Konkurseröffnung. 

24.  Die  Anm.  2  zu  §  420  zeigt,  daß  die  grundsätzliche 
Auffassung  der  Bechtsstellung  des  Konkursverwalters  in 
Bußland  die  nämliche  ist  wie  im  Deutschen  Boich,  wenn  auch 
der  rassische  Konkursverwalter  in  weit  größerem  Umfange  als 
dies  nach  KO  §§  129,  132ff.  der  Fall  ist,  eine  Einmischung 
der  Gläubiger  in  die  Verwaltung  zu  dulden  hat. 

25.  §  423  nötigt  das  Gericht^  abweichend  von  KO  §  125, 
den  Offenbarungseid  dem  Gtomeinschuldner  von  Amts  wegen 
abzunehmen.  Gemäß  Art.  5  des  Haager  Abkommens  (Bern.  9) 
kann  das  rassische  Gericht  das  Gericht  eines  Yertragsstaates, 
in  welchem  sich  der  Schuldner  aufhält,  um  die  Eidesabnahme 
ersuchen.  Ob  der  nach  dem  zweiten  Satz  des  §  423  vor  der 
Eidesleistung  zu  machende  Vorhalt  bei  der  im  Ausland  eriolgenden 
Eidesabnahme  nach  Maßgabe  des  Art.  10  des  Haager  Abkommens 
der  Beeidigung  vorausgeschickt  werden  darf,  mag  als  zweifel- 
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haft  eischeinen.^  Der  ersuchte  Richter  darf  diesen  Vorhalt  nur 
machen,  wenn  anch  bei  Aburteilung  in  dem  Staate  des  ersuchten 
Gerichte  infolge  der  Angabe  yor  der  Eidesleistung  Straflosigkeit 
eintritt  oder  wenn  in  diesem  Staate  die  Yerheimlichung  mit 
Beziehung  auf  ein  in  Rußland  anhängiges  Konlcursverfahren  über- 
haupt nicht  strafbar  ist.  Die  Verheimlichung  von  VermÖgens- 
stücken  wird  nacli  riissischeni  Recht  allerdings  erst  mit  der 
Leistung  des  (jWeribarungseides  vollendet,  weil  dieser  iiiiiner 
abgenommen  werden  nuiß,  die  Angabe  vor  der  Eidesleistung  ent- 
hält also  einen  Rücktritt  vom  Versuch.  Wo  dagegen,  wie  im 
Deut^schen  Reich,  die  Abnahme  des  Offeiibarnngseides  nicht  obli- 
gatorisch, weil  von  einem  Antrag  abhangig,  ist,  wird  die  Ver- 
heimlichung schon  dadurch  vollendet,  daß  dem  Verwalter  nicht 
spätestens  bis  zur  Aufnahme  des  Inventars  von  dem  Vorhandensein 
eines  Gegenstandes  Anzeige  gemacht  wird;  denn  auf  Grund  des 
Inventars  wird  die  Bilanz  errichtet  und  sind  alle  weiteren 
Verfügungen  über  die  Masse  zu  machen.  Nach  deutschem  Recht 
ist  nun  mangels  der  universellen  Wirkung  fremder  Eröffnungs- 
beschlüsse  eine  in  Rußland  begangene  Yerheimlichung  nur  dann 
strafbar,  wenn  im  Deutschen  Reich  das  Konkursverfahren 
eröffnet  ist  (vgl.  diese  Ztsch.  XIII  567,  568).  Wollte  man  aber 
in  strafrechtlicher  Beziehung  dem  ausländischen  Beschluß  uni- 
verselle Wirkung  zuschreiben,  so  müßte  doch  die  Frage,  ob 
die  Verheimlichung  vollendet  sei,  welche  mit  Beziehung  auf 
ein  in  Bußland  anUingiges  Verfahren  begai^n  wurde,  auch 
im  deutschen  Strafprozeß  nach  russischem  Konkursrecht  beur- 
teilt werden.  Es  ist  daher  der  um  die  Abnahme  des  Offen- 
barungseides ersuchte  deutsche  Bichter  in  der  Lage,  bis  zur 
Leistung  des  Eides,  wenn  überhaupt  eine  strafbare  Handlung,  nur 
einen  Versuch  der  Verheimlichung  anzunehmen  und  in  der 


>)  Art  10  des  Haager  Abkommens  lautet:  ,,Die  ein  Emudien  erledigoide 
QeriolitBlMliftrde  hat  hinsichtlich  dar  m  beachtenden  Formen  die  Geietie  ihres 
Landes  in  Anwendung  zu  bringen." 

„Wünscht  indessen  die  erBUchende  Behörde,  daß  nach  einer  besonderen 
Form  verfahren  werdf^,  sn  kann,  nach  wenn  diese  in  der  Gesetzgebnnji:  des 
ersuchten  Staates  nicht  vorgesehen  ist,  dem  Antrage  entsprochen  werden,  so- 
fern die  Gesetzgebang  dieses  Staates  das  gewUnachte  Verfahren  nicht  verbietet." 
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richtigen  Angabe  vor  der  Bidesleistong  einen  Strafiodgkeit 
bewirkenden  Rücktritt  vom  Versuch  zu  sehen  (StGB  §  46);  er 
ist  also  berechtigt,  auf  Ersuchen  des  russischen  Gerichts  den 
fraglichen  Vorhalt  zn  machen. 

26.  Die  durch  §  425  vor^esclirii'hfiie  Mitwirkung  der 
Gläubiger  und  der  Polizei  bei  der  Aufnahme  des  Verraögens- 
verzeichnisses  (vgl.  §  419)  findet  eine  Analogie  in  der 
deutschen  Gesetzgebung  (KO  §  123)  nur  insofern  als  hier  alter- 
nativ die  Zuziehung  einer  obrigkeitlichen  oder  einer 
Ürkundsperson  vorgeschrieben  wird;  auch  davon  kann  nach 
§  123  Abs.  2  KO  das  Gericht  entbinden;  eine  Mitwirkung  der 
Gläubiger  bei  der  Aufzeichnung  findet  nach  deutschem  Recht 
nicht  statt 

27.  Zu  §  425  Anm.  Ib  vgl.  §  104  KO  wonach  die  Be- 
hauptung des  Gemeinschuldners.  er  sei  zaiilungsunfähig,  eine 
weitere  Vorladung  und  Vernehmung  überüüssig  macht. 

28.  Zu  §  430  vgl.  KO  §§  129,  132. 

29.  Zu  481,  482  Anm.  Id  vgl.  KO  §§  93  und  110, 
wonach  das  Konkursgericht  die  Termine  für  die  Gläubiger- 
versammlung anberaumt.  Andrerseits  gehen  die  Befugnisse  des 
Konkursgerichts  nach  russischem  liecht  viel  weiter  als  nach 
KO  §§  83,  84,  92,  99. 

30.  Zu  §  432  Anm.  2  vgl.  KO  §§  III  und  76  besonders 

Abs.  3. 

31.  Zu  §  432  Anm.  5:  Die  KO  §§  90,  93ff.  kennt  eine 
Grenze  für  die  Beschlußfähigkeit  nur  gegenüber  dem  Gläubiger- 
ausschuß, nicht  gegenüber  der  Gläubigerversammlung. 

32.  Zu  §  433  vgl.  übereinstimmend  KO  §  94  Abs.  3. 

33.  Zu  §  434  vgl.  übereinstimmend  KO  §  87  Abs.  2. 

34.  Nach  §  435  ist  der  Gläubigerausschuß,  den  die  Kuratoren 

darstellen  —  abweichend  von  KO  §  87  —  in  der  Regel  obli- 
gatorisch. Die  Ausnahme  des  §  443  ist  von  geringer  praktischer 
Bedeutung. 
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35.  Zu  §  439  vgl.  die  abweichende  Bestimmung  in  der  KO 
§  94;  der  Vorsitzende  ist  nach  russischem  Recht  (vgl.  §  436) 
nicht,  wie  nach  deutschem  Kecht,  der  Konkursrichter. 

36.  Der  §  445  unterwirft  die  dem  deutschen  Glänbiger- 
ansschnß  entsprechende  Konkursverwaltung  einer  ähnlichen  Auf- 
sieht  wie  den  Konkursverwalter.  Kur  eine  beschränkte  Analoge 
bietet  die  KO  in  den  §§  92  und  135  Abs.  2. 

H7.  Auch  §  446  zeigt  erhebliche  Abweichungen  gegenüber 
KO  §^  84,  92  hinsichtlich  des  Verhältnisses  zwischen  dem 
Konkursgre^cht  und  den  übrigen  Orgauen  des  Konkursverfahrens. 

38.  Abweichend  von  §  450  läßt  die  KO  §§  129,  132  das 
freie  Ermessen  des  Gerichts,  des  Gläubigeransschusses  und  der 
Gläubigerversammlnng  entscheiden. 

39.  Der  §  456  entspricht  im  wesentlichen  der  KO  §  131, 
nur  mit  dem  Unterschied,  daß  nach  deutschem  Recht  der  Bericht 
der  Gläubigerversammlung  erstattet  wird. 

40.  Der  Schluß  des  §  459  bildet  eine  Analogie  zu  den 
§§  74  und  81  der  alten  KO. 

41.  Zu  §  459  Anm.  3  ist  zu  bemerken,  daß  eine  Prozeß- 
führung durch  die  Glänbigerversammlung  oder  auch  durch  die 
sämtlichen  einzelnen  Gläubiger  im  Falle  der  Weigerung  des 
Konkursverwalters  nach  deutschem  Recht  deshalb  nicht  möglich 
ist,  weil  der  Gemeinschuldner  hinsichtlich  seines  zur  Masse 
gehörigen  Vermögens  und  der  dieses  Vermögen  betreffenden 
Prozesse  nur  durch  den  Konkursverwalter  vertreten  wird.  Da 
der  russische  KonkurseröSnungsbeschluß  im  Deutschen  Beich 
keine  Wirkung  äußert»  kann  weder  der  russische  Konkurs- 
verwalter, noch  die  dortige  Konkursverwaltung  oder  die  Gläubiger- 
versammlung vor  einem  deutschen  Grencht  einen  Civüprozeß 
führen;  vgl.  diese  Zfocft.  Xm  583. 

42.  Die  §§  460—462  vertreten  die  Funktion  des  An- 
fechtungsrechts. Vom  deutschen  Anfechtungsrecht  aber 
unterscheidet  sich  der  russische  Rechtszustand  nach  §  462 
wesentlich  dadurch,  daß  die  fraglichen  Rechtshandlungen  hier 

ZeitednÜt  f.  btani.  FriTat.  v.  OffcuU.  tbtebt.  XV.  8 
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als  ^nichtig"  bezeichnet  werden ;  durch  die  Geltendmachung  der 
Nichtigkeit  werden  aucli  die  rechtlichen  Beziehnn<]ren  zwischen 
dem  Gemeinschuldner  und  dem  Erwerber  beseitigt,  wiilirend 
diese  nach  KO  29  f¥.  unberührt  bleiben,  weil  nur  den  Konkurs- 
gläubigern gegenüber  Unwirksamkeit  eintritt.  Wenn  die  Hand- 
lung, welche  den  Anspruch  auf  Rückgewähr  begründet,  nicht 
im  Staate  des  Prozeßgei  iclits  vorgenommen  wurde  oder  wenn 
die  am  anzufechtenden  Rechtsgescliäft  beteiligten  Personen  in  ver- 
schiedenen Staaten  wohnen,  so  ist  das  materielle  Recht  desjenigen 
Staates  anzuwenden,  in  dessen  Gebiet  der  in  Konkurs  geratene 
Schuldner  Wohnsitz  liat.  denn  der  Ansprach  auf  Rückgewähr, 
welcher  bedingt  durch  die  Rechtshandlung  entstanden  ist,  wird 
durch  die  ungünstige  Vermögenslage  des  Schuldners,  den  for- 
mellen Konkurszustand,  zum  unbedingten ;  der  Ort  aber  wo  das 
Vermögen  des  Schuldners  als  Glesamtheit  liegend  gedacht  werden 
muß,  ist  der  Ort,  an  welchem  der  Schuldner  den  Mittelpunkt 
seines  wirtschaftlichen  Daseins  hat;  nach  dem  Bechte  dieses 
Ortes  muß  Ja  auch  sonst  bestimmt  werden,  was  zur  Masse 
gezogen  werden  soll. 

43.  Der  §  463  bestimmt  über  das  Aussonderungsrecht 
der  Ehefrau  und  der  Kinder  in  ähnlicher  —  nur  speziali- 
sierter Weise  —  wie  §  45  KO.  Auch  der  §  468  nötigt  die 
Ehefrau  zu  dem  Nachweise,  daß  sie  niclit  mit  .Mitteln  des  Ge- 
meinschuldners,  sondern  auf  einem  der  liier  l>ezeichneten  Wege 
erworben  hat;  eine  gleiche  Absicht  verfolgt  der  Abs.  2  hin- 
sichtlich der  Kinder. 

44.  Die  eigenartige  Bestimmung  des  §  465,  welche  das 
Prinzip  des  §  463  durchbricht,  findet  keine  Analogie  in  der 
KO,  welche  den  Grundsatz  des  §  45  sogar  gegenüber  dem 
§  1362  Abs.  2  BGB  rücksichtslos  durchführt. 

45.  Abweichend  von  §  466  kann  nach  deutscliem  Hecht 
aucli  auf  Grund  eines  obligatorischen  Reclitsverhältnisses  aus- 
gesondert werden,  weil  zur  Begründung  des  Aussondenings- 
anspruchs  der  Xacliweis  genügt,  dali  der  Gegenstand  nicht  zur 
Masse  gehört  (KO  §  43).  Wenn  aber  gegenüber  einem  russi- 
schen Konkursverfahren  und  vor  russischen  Gerichten  ein 
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Aussoiiderungsanspnich  verfolgt  werden  muß,  so  kommt  ^  4ö6 
zur  Anwendung,  weil  nur  das  Keclit  des  Konkursgericlits  dar- 
über entscheiden  kann,  welche  im  Staate  des  Konkursgerichts 
gelegenen  Gegenstände  zur  Ma.sse  zu  ziehen  sind. 

46.  Der  g  467  geht  noch  über  das  Prinzip  des  g  466  hin- 
aus, indem  er  Gegenstande,  welche  nicht  Eigentum  des  Ge- 
meinschuldners sind,  zur  Masse  rechnet  '.Auch  in  dieser 
Beziehung  haben  die  russischen  Gerichte  nach  dem  in  Bem.45 
aufgestellten  Grunds&tz  russisches  Itecht  anzuwenden. 

47.  Die  §§  470  ff.  regeln  nicht  bloß  das  Verfolgungs- 
recht (droit  de  mite)  des  Verkäufers  oder  Einkaufkomraissionärs, 
welcher  Waren  von  auswärts  an  den  (^emeinschuldner  abge- 
sendet hat  (KO  §  44),  sondern  auch  den  umgekehrten  Fall,  daß 
der  Gemeinschuldner  Waren  im  Auftrag,  gekauft  und  verschickt 
hat.  Wie  aus  der  Anm.  zu  §  473  deutlich  ersichtlich  ist,  legt 
das  Russische  wie  das  Deutsche  Recht  Gewicht  auf  die  Erlangung 
der  tatsächlichen  Verfügungsgewalt;  der  Text  des  §  472  läJit 
jedoch  insofern  einem  Zweifel  Raum,  als  er  das  Erlangen  der 
Verfügung  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  einerseits  und  nach  der 
Konkurseröffnung  andererseits  unterscheidet,  während  doch  diese 
beiden  Ereignisse  zeitlich  auseinanderfallen  (§  409,  428,  vgt 
oben  Bern.  1).  Der  Zeitpunkt  der  Konkurseröffnung,  auf  den 
sich  §  428  bezieht,  ist  allerdings  im  Gesetz  nicht  näher  be- 
zeichnet ;  aus  dem  Zusammenhang  darf  man  jedoch  schließen, 
daß  damit  der  Zeitpunkt  der  Einsetzung  einer  Konkursverwaltung 
gemeint  ist,  §§  431,  435,  438  ff.,  456,  459. 

48.  Die  Vorsclirift  des  477  No.  3  eröffnet  der  Konkurs- 
verwaltung für  den  Fall,  daß  ein  zweiseitiger  Vertrag  von  der 
einen  oder  der  anderen  Stitc  noch  nicht  erfüllt  ist,  ebenso  ein 
Wahlrecht  wie  die  KO  §  17  dem  Verwalter.  Das  nämliche 
muß  wohl  gelten,  wenn  ein  zweiseitiger  Vertrag  von  keiner 
Seite  erfüllt  ist 

49.  Zu  §  477  Anm.  7  vgl.  KO  §  22. 

50.  Der  §  478  entscheidet  die  durch  KO  9  geregelte 
Frage  hinsichtlich  der  vor  der  Konkurseröffnung  angefallenen 
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Erbschaften  und  Vermächtnisse  nicht,  die  Beantwortung  muß 

also  wie  vor  dem  1.  Januar  1900  im  Deutschen  Keicli  dem 
allgemeinen  bürgerlichen  Recht  entnommen  werden;  man  wird 
übrigens  per  argumentum  e  contrario  annehmen  dürfen,  daß  die 
vor  der  Konkurseröffnung  nach  Erbrecht  eingetretenen  Anfälle 
dem  zur  Masse  gehörigen  Vermögen  nicht,  wie  nach  KO  §  9, 
entzogen  werden  dürfen  (arg.  §  460).  Wie  in  dieser  Beziehung 
nach  KO  das  (Gegenteil  gilt,  so  auch  hinsichtlich  dessen,  was 
nach  der  Konkurseröffnung  dem  Gemeinschuldner  anfällt,  dies 
gehört  gemäß  §  1  XO  nicht  zur  Masse. 

51.  Der  §  485  ergänzt  das  Anfechtungsrecht  (Bern.  42) 
und  regelt  einen  im  Deutschen  Reich  nach  §  30  No.  2  KO  zu 
beurteilenden  Fall. 

52.  Zur  Yorbemerlnuig  1  Abs.  1  a.  £.  zum  m.  Abschnitt 
vgl.  KO  §§  57,  59. 

53.  Der  §  493  verfolgt  einen  ähnlichen  Zweck  wie  die 
Anfrechnungsbeschränkungen  in  KO  §  55,  indem  er 
den  Erwerb  der  Anfrechnnngsbefugnis  nach  der  Konknrser&l&rang 
ausschließt.  Aber  die  im  Ausland  vollzogene  Aufrechnung  ent- 
zieht sich  der  Wirksamkeit  des  §  493  nnd  die  Ver&ußemng 
einer  Forderung  an  einen  im  Ausland  wohnenden  £lchnldner  des 
Gemeinschuldners  hat  keine  den  §§  50,  56  KO  entsprechende 
Folge.  Falls  die  einander  gegenüberstehenden  Forderungen 
verschiedenen  Becht^gebieten  angehören,  in  welchen  die  Yorans- 
Setzungen  fOr  die  Zulftssigkeit  der  Aufrechnung  nicht  gleich- 
maßig geregelt  sind,  so  ist  grundsätzlich  die  Aufrechnung  aus^ 
föhrbar,  wenn  diejenige  der  zwei  Rechtsordnungen  die  Aufrechnung 
ermöglicht,  in  deren  Gebiet  der  Aufrechnende  Wohnsitz  hat. 
Der  Aufrechnende  will  sich  von  einer  Schuld  befreien;  ob  der 
Befreiungsgrund  rechtlichen  Bestand  hat,  muß  beurteilt  werden 
nach  der  Rechtsordnung,  unter  deren  Herrschaft  diese  Schuld 
stellt  d.  i.  der  Rechtsordnung  am  Wohnsitze  des  Aufrechnenden, 
welcher  Schuldner  derjenigen  Verbindlichkeit  ist,  von  der  er 
sich  befreien  will;  von  der  Richtigkeit  dieser  Auffassung  geht 
auch  §  56  KO  aus. 
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54.  Zu  §  506:  Der  Bang  bestimmt  sich  anch  für  die 
ForderuDgen  ausländischer  GHlabiger  nach  dem  Bechte  am  Orte 
des  Konkursgerichts,  denn  die  Be&iedigung  der  Gläubiger  nach 
einer  bestimmten  Rangordnung  ist  ein  Stück  des  Verfahrens, 
dieses  aber  folgt  immer  dem  Rechte  des  Gerichts,  bei  welchem 
das  Verfahren  anhängig  ist;  überdies  muß  dit'  Rangordnung 
eine  einheitliche  für  alle  (Jläubiger  sein,  wenn  nicht  Verwirrung 
entstehen  soll;  auch  darin  erweist  sich  die  Rangordnung  als  ein 
Teil  des  Verfahrens.  Unklar  ist  die  Bestimmung  im  §  506 
Nn.  3  betr.  die  durch  Pfand  gesicherten  Forderunpren ;  wenn  die 
Befriedigung  des  Pfandgläiibigers  aus  dem  Pfände  in  Überein- 
stimmung mit  dem  deiitsciien  Recht  außerhalb  des  Konkui'sver- 
fahrens  erfolgt  (Anm.  4ci,  so  bedürfen  diese  Forderungen  keines 
Ranp:es;  vgl.  auch  die  Anm.  von  Klibanski  zu  §  507.  Nach 
§  506  soll  es  keine  Ausfallforderungen  geben  (?),  sonst  müßte 
man  annehmen,  daß  die  Ausfallforderung  des  Pfandgläubigers 
ohne  Rücksicht  auf  die  sonstige  Natur  der  Forderung  den  ersten 
Rang  genießt,  während  im  Deutschen  Recht  der  Rang  der 
Ausfallforderung  gemäß  KO  §§  61,  64  von  der  Eigenschiit  des 
Gläubigers  und  dem  Schuldgrund  abhängt 

55.  Nach  §  507  bestimmt  bei  Unzulänglichkeit  des  Yer- 
mSgens  die  Summe  aller  übrigen  Forderungen  der  1.  Klasse, 
die  den  Eirchengeldem  nachstehen,  das  Verhältnis,  in  welchem 
jene  übrigen  Forderungen  gleichmäßig   befriedigt  werden. 
Unklar  bleibt,  ob  die  im  §  506  genannten  Forderungen  nach- 
einander  nach   Maßgabe  der  verfügbaren   Mittel  befriedigt 
werden  oder  jeweils  gleichzeitig  und  verhältnismäßig,  wenn 
Aussicht  auf  volle  Befriedigung  aller  Forderungen  der  1.  Klasse 
vorhanden  ist. 

56.  Der  im  §  522  erwähnte  Termin  entspricht  dem  Schluß- 
erJiiQ  nach  KO  §  162. 

57.  Der  §  540  ergänzt  das  Recht  über  die  Rfickgewähr; 
ygl.  oben  Bern.  42  und  51. 

58.  Im  §  542  wird  ein  dem  , Z  w  a  n  g s  v  t  i  g:  1  e  i  c  h''  (KO 
§§  173  ff.)  ähnliches  In.stitut  zugelassen;  vgl.  §  544.  Da  der 
Bestätigungsbeschluß  des  russischen  Gerichts  im  Deutschen  Reiche 
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keine  Autorit&t  genießt,  kann  das  in  Rußland  abgeschlossene 
Abkommen  im  Ausland  nur  znm  Kaebteile  solcher  Gttnbiger 
wirken,  welche  fttr  das  Abkommen  gestimmt  haben. 

59.  Der  in  Anm.  5  zu  §  544  ausg-esprochcne  Rechtssatz 
über  die  Unzulä^sigkeit  der  Wiederaufnahme  mißt  dem 
Zwangsvergleiche  eine  Kraft  bei,  welche  ihm  nach  deutschem 
Recht  fehlt;  £0  §  198. 

60.  Zu  §§  545  ff.  Tgl.  die  KO  §§  85,  91.  Eine  Verein- 
baning  zwischen  dem  Konkursverwalter  nnd  den  Olftabigem 
ttber  die  Yeigfttong  (§  546)  ist  nach  deutschem  Recht  imziilSssig. 


Sind  deutsche  Gerichte  zuständig  für  Scheidungsprozesse 

französischer  Ehegatten? 

Von  Theodor  JSIlomejror, 

In  einem  praktischen  Fall  ist  fragflich  gewoiden,  ob  das 
deutsche  Landgerichti  vor  welchem  ein  französischer  Staatsbürger 
gegen  seine  —  französische  —  Ehefrau  die  Bhescheidnngsklage 
anstellt,  während  beide  Ehegatten  zur  Zeit  der  E^lageerbebung 
ihren  Wohnsitz  im  Bezirk  dieses  Gerichtes  haben,  zuständig  sei. 

Diese  Frage  ist  aus  folgenden  Gründen  zu  bejahen: 

T.  Als  gesetzliche  Grundlajren  für  die  Beantwortung  der 
aufeeworfenen  Frage  sind  zu  berücksichtigen: 

a)  §  606  (PO; 

b)  Art.  f)  des  internationalen  Abkommens  _zur  Regelung 
des  Geltungsberpichs  der  (besetze  und  der  (xerichtsbarkeit  auf 
dem  (iebiete  der  Ehescheidun<2:  und  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett"  vom  12.  6.  02  (ratitiziert  am  1.  6.  04  und  publiziert 
im  BGBl  vom  1.  7.  04  (No.  27,  S.  221  ff.). 

n.  §  606  Abs.  1  CFO  erklärt  das  Landgericht  des  Wohn- 
sitzes des  Ehemanns  regelmäßig  für  zuständig  für  die  Scheidungs- 
klage. Der  4.  Absatz  des  §  606  bestimmt  aber:  „Sind  beide 
Ehegatten  Ausländer,  so  kann  die  Scheidungsklage  im  Inlande 
nur  erhoben  werden,  wenn  das  inländische  Gericht  auch  nach 
den  Gresetzen  des  Staates  zuständig  ist,  dem  der  Ehemann 
angehört**. 

III.  Art.  5  des  Abkommens  vom  12.  6.  02  bestimmt: 
„Die  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  kann  erhoben  werden: 

1.  vor  der  nach  dem  Gesetz  des  Heimatstaats  der  Ehe- 
gatten zustandigen  Gerichtsbarkeit; 
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2.  vor  der  zuständigen  Gerichtsbarkeit  des  Ort*?,  wo  die 

Ehegatten  ihren  Wohnsitz  haben.  Die  Gerichtsbarkeit 

des  Heimatstaats  ist  allein  berufen,  soweit  sie  für  die  Schei- 
dungs-  oder  Trennungsklage  ausschließlich  zuständig  ist. 

TDer  S<'hlnl.;satz  des  Art.  5:  „Doch  bleibt  die  fremde 
(ierichtsbarkcit  zuständig"  usw.  kommt  für  die  vorliegende 
Frage  nicht  in  Betracht;  er  bezielit  sich  auf  eine  für  die  oben 
aufgeworfene  Frage  nicht  interessierende  Sachlage,  wie  die 
zutreffende  Ausführung  der  vom  Reichskanzler  dem  Reichstag 
yoigelegten  Denkschrift  (abgedruckt  Ztsch.  XIV.  524  ff.)  zu 
Art.  5  a.  a.  O.  {Ztsch.  a.  a.  0.  536),  entsprechend  der  Ausfühnmg 
in  „Actes  de  la  trois^ihne  Conference  de  la  Haye  poiir  le 
droit  international  priv^**,  1900  (La  Haye,  Imprimerie  nati- 
onale 1900)  S.  211,  letzter  Absatz  zu  Art.  5,  darlegt. 

Da  Frankreich  dem  Abkommen  beigetreten  ist  (RGBl  1904 
a.  a.  0.),  so  ist  —  nach  Maßgabe  des  Art.  9  des  Abkommens  — 
Art.  5  cit.  iQr  den  vorliegenden  Fall  an  Stelle  des  §  606  CPO 
maßgebend. 

ly.  Die  Fassung  des  Art.  5  cit.  erfordert  ein  kurzes  Ein- 
gehen aal  die  Geschichte  dieser  Vorschrift.  —  Im  ersten  Entwurf 
(1894)  lautete  die  entsprechende  Bestimmung  anders ;  sie  eröffnete 
einfach  die  Wahl  zwischen  dem  forum  domicUU  und  dem  nach 
dem  Heimatrecht  der  Ehegatten  zuständigen  Gericht.  („Actes 
de  la  deuxiime  confirmce  de  la  Haffe,  1894**,  —  La  Baye, 
Imprimerie  nationale  1894,  —  Protocole  final  S.  3.)  —  Die 
bei  der  dritten  Haager  Konferenz  (1900)  mit  dem  Scheidungs- 
abkommen  befaßte  Kommission  gab  dem  Art.  5  die  jetzige 
Fassung.  („Actes  de  la  troisihne  confärence  de  la  Hayey  1900*^, 
S.  194  ff  .,  210,  215.)  DerBeferent  der  Kommission,  L.  Renault, 
erklärte  als  Quintessenz  der  nunmehrigen  Passung  „La  Juri- 
diction  nationale  ne  regoit  Jamais  d'e.rccption" .  Die  Denk- 
schrift des  Reichskanzlers  zu  Art.  5  (Ztsch.  a.  a.  0.  536)  sagt: 
„Der  Art.  5  geht  in  Xo.  1  davon  aus,  daß  die  Gerichtsbarkeit  in 
erster  Linie  dem  Heimatstaate  der  Ehegatten  zusteht  und  daß  nur 
insoweit,  als  dessen  Gesetz  eine  ausschließliche  Gerichtsbarkeit 
nicht  in  Anspruch  nimmt,  die  Klage  auch  bei  der  in  No.  2 
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beEdchneten  Gerichtsbarkeit  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten 
erhoben  werden  kann**.  — 

Indessen  ist  sowohl  in  dieser  Bemerkung  als  in  den  vorhin 
angeffihrten  Worten  Benaults  (wohl  unter  dem  Eindruck  der 
stattgehabten  Änderung  des  Entwurfes  yon  1894)  die  Bedeutung 
der  in  der  definitiven  Fassung  des  Art.  5  ausgesprochenen 
Zulassung  des  fwum  donticUU  nicht  ganz  zu  ihrem  Becht 
gekommen.  Denn  Art.  5  stellt  ja  doch  den  positiven  Grundsatz 
auf,  daß  im  ganzen  Yertragsgebiet  auch  das  forum  domicilii 
der  Ehegatten  zuständig  ist.  Aus  der  Stellung  und  Fassung 
des  Jener  Grundregel  nachfolgenden  Ausnahmesatzes  ergibt  sich, 
daß  wer  behauptet,  das  im  gegebenen  Fall  maßgebende  Heimieitr 
recht  der  Ehegatten  beanspruche  ausschließliche  Kompetenz  für 
seine  Gerichte,  dies  beweisen  muß,  wobei  freilich  das  Gericht 
im  Sinne  des  §  293  CPO  er  officio  ei«rene  Ermittelungen  an- 
stellen kann  und  soll.  In  Ki  iii.iii^iluiig  eines  Ergebnisses  der 
angestellten  Eruiitti  luiigiii  liat  es  aber  bei  der  Zuständigkeit 
des  Wohnsitz-(iericlites  sein  Bewenden.  Darin  liegt  ein  Unter- 
schied gegenüber  der  Bestimmung  des  §  606  Abs.  4  CPO,  nach 
welcher  die  Kompetenz  deutsclier  Gericlite  durch  die  positive 
Feststellung  bedingt  ist,  daß  das  ausländische  Heimatrecht  die 
deutschen  Uerichte  für  zuständig  erklärt. 

Art.  5  cit.  schaltet  das  forum  domicilii  für  den  Fall 
aus,  daß  „die  (ierichtsbarkeit  des  Heimatstaats  ausschließlich 
zuständig  ist*".  Im  französischen  Text  heißt  es:  „o/V  cette 
juridiction  est  seule  competente^ .  Im  Kommissionsbericht 
(„Actes'*  1900  S.  210)  ist  gesagt,  es  werde  dem  Heimatrecht 
erlaubt  „d'exclure  la  juridiction  du  dotnicile".  Somit  ergibt 
sich,  daß  das  deutsche  forum  domicilii  keineswegs  nur  dann 
gilt,  wenn  es  im  gegebenen  Fall  durch  das  französische  Heimat- 
recht positiv  anerkannt  wird,  daß  vielmehr  das  forum  domicilii 
stets  in  Greltung  bleibt,  wenn  das  Heimatrecht  irgend  eine 
ausländische  Instanz,  gleichgültig  unter  welchen  Voraussetzungen, 
ffir  den  gegebenen  Mescheidungsfall  als  zuständig  anerkennt. 

Dieser  wesentliche  Unterschied  gegenfiber  §  606  Abs.  4  CPO 
ffihrt  nun  insbesondere  dazu,  daß  das  deutsdie  forum  domicilii 
begründet  ist,  wenn  das  französische  Recht  die  Prorogation 
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eines  ftusländischen  Forums  bei  Ehescheidungsklagenfranzösisclier 
Bürger  zuläßt,  gleichgültig  ob  im  gegebenen  Fall  eine 
solche  Prorogation  vorliegt.  (S.  unten  No.  YL) 

y.  Es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig,  auf  folgendes  hin- 
zuweisen : 

Die  Worte  in  Art.  ö  No.  2:  „vor  der  zuständigen  Gerichts- 
barkeit (devant  la  jiiridiction  competente)  des  Ortes,  wo  die 
Ehegatten  ihren  Wohnsitz  haben",  haben  niclit  etwa  den  Sinn, 
daß  die  staatsvertragliche  Geltung  des  forum  domicilii  davon 
abhängig  sein  soll,  daß  und  wie  weit  die  lex  domicilii  diesen 
Grundsatz  anerkenne.  Wäre  dies  der  8inn  jener  Worte,  so 
würde  606  Abs.  4  CPO  dnrcli  sie  auf  einem  Umweg  doch 
wieder  zu.  maßgebliclier  Bedeutung  erhoben.  Aber  das  ist  nicht 
der  Fall.  Jene  Worte  besagen  vielmehr  nur,  daß  die  lex 
domicilii  des  näheren  diejenige  Behörde  bestimmt,  wilche 
sachlich  zuständig  ist.  Im  Kommissionsbericht  {Actes  1900 
S.  211)  heißt  es  darüber:  „Cest  naturellement  la  loi  de  ce 
Heu  qui  determine  quelle  juridicUon  est  compStente." 

Es  mag  hierbei  daran  erinnen:  sein,  daß  im  internationalen 
Verhältnis  z.  B.  auch  Verwaltungsbehörden  und  kirchliche 
Organe  als  jJuHcUctkm*'  in  diesem  Sinne  in  Betracht  kommen. 

VT.  Die  civilprozessualisclien  Zuständigkeitsbestimmungen 
der  französischen  (jesetzgebung  sind  dürftig.  Die  in  Frank- 
reich geltenden  Grundsätze  über  den  Gerichtsstand  sind  in  der 
Hauptsache  durch  Doktrin  und  Praxis  entwickelt  worden. 
Bezüglich  der  Klagen  von  P>anzosen  gegen  i'ranzosen  im  Aus- 
land knüpft  die  Judikatur  an  Art.  15  des  C.  C.  und  an  ein 
Edikt  von  1778  an,  welches  den  Franzosen  bei  einer  Strafe  von 
1500  Francs  verbot,  gegen  Franzosen  vor  ausländischen  Ge- 
richten zu  klagen,  während  Art.  15  des  C.  C.  bestimmt:  „On 
JB^rangais  pourra  etre  tradtiit  devant  un  tribunal  de  JF^ance, 
paur  des  <AUgations  par  Im  coniractäes  e»  paya  ^anffer, 
mime  avec  un  ^tranger". 

Auch  nach  dem  Inkrafttreten  des  Code  Napoleon  hat  die 
Judikatur  dem  Edikte  von  1778  teilweise  Anwendbarkeit  bei- 
gemessen und  daran  die  Folgerung  geknflpft^  daß  ansiindische 
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Gerichte  für  Prozesse  zwischen  Franzosen  unzuständig  seien. 
Erst  allmählig  hat  die  Praxis  sich  dahin  gemildert,  daß  dieser 
Grundsatz  nicht  zwingenden  Rechtes  sei  und  daß  durch 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Vereinbarung  der  fran- 
zösischen Prozeßparteien  ein  ausländisches  Gericht  zuständig 
werden  könne. 

Üher  die  Geltung  dieses  Grundsatzes  besteht  heute  In 
der  franzosischen  Judikatur  und  Literatur  Einhelligkeit  S. 
Dalloa,  Nimveau  code  cwU  ammU  et  expliqu4  d*apr^  Ja 
ßtrisprudenoe  et  la  doctrine  (Paris  1900),  Bd.  I S.  199,  Note  76 
zu  Art.  15. 

Diese  liberalere  Praxis  ist  für  Ehescheidungsprozesse  allem 
Anschein  nach  zu  dem  Grundsatz  gesteigert  worden,  daß  die 
Kompetenz  auslandischer  (berichte  ohne  weiteres  anerkannt 
wird,  wenn  sie  nach  der  betreienden  ausländischen  lex  fori 
begründet  ist. 

Bei  Dalloe  a.  a.  0.  Bd.  I  8.  ö03,  Note  109  zu  Art.  234  0. 0. 
wird  schlechtweg  gesa^: 

„Lea  Frangais  donddUie  ä  Vifranger  peitvent  demander 
Je  divoroe  ou  la  Separation  de  corpa  dewunt  Jea  trtbunaux  du 
paya  oü  üa  ae  irouvent,  ai  Jea  Joia  de  ce  paya  ne  a*y 
oppoaent  paa;  üa  n'tmt  etlara  ä  obaerver  que  Jea  r^Jea 
de  proddure  en  usage  dana  Je  Heu  oü  üa  ont  formä  Jeur 
demande,"  Als  jüngstes  Urteil  wird  dazu  zitiert:  Lyon, 
25.  Februar  1887. 

Übereinstimmend:  Vincent  &  Penaud,  Dictionnaire  de 
droit  international  prive  (Paris  1888),  S.  791,  Note  44, 

Nach  dem  oben  unter  IV  darg^elegten  fjesichtspunkt  bedarf 
es  zur  praktischen  Entscheidung  der  hier  in  Rede  stehenden 
Zuständigkeitsfrage  keiner  Untersuchung,  ob  der  soeben  aus 
Dalloz  referieile  Satz  unaugefochten  gilt.  Denn  die  zweifel- 
lose Znlässigkeit  der  Prorogation  des  ausländischen  forum 
domicilii  nach  französischem  Rechte  reicht  hin,  um  nach  dem 
Haager  Abkommen  die  Kompetenz  der  deutsclien  lex  domicüü 
zu  begründen,  und  zwar  auch  ohne  daß  Prorogation  im 
gegebenen  Fall  vorliegt.  Die  Anerkennung  des  Urteils  in 
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Frankreich  ist  durch  Art.  7  des  Haager  Scheidimgsabkoiiimeiis 
staatsvertraglich  gewährleistet. 

Daß  der  Vorbehalt,  welchen  Art.  5  des  Haager  Abkommens 
für  den  Fall  exklusiver  Inanspruchnahme  der  Kompetenz  seitens 
der  Heimatgeschichte  macht,  für  Frankreich  nicht  Anwendung 
findet,  wird  übrigens  auch  bestätigt  durch  die  von  L,  Renault^ 
dem  französischen  Konferenz-Delegierten,  in  dem 
Konunissionsbericht  („Actea^  1900.  S.  211)  gemachten  Be- 
merkungen, in  welchen  auf  Ungarn,  Spanien,  Rußland,  Schweden, 
Norwegen,  Dänemark  als  9xti  Lander  hingewiesen  wird,  für 
welche  der  Vorbehalt  praktisch  werde,  nicht  aber  auf  Frankreich. 

VII.  Das  Ergebnis  der  vorhergehenden  Feststellungen  ist, 
&)  daß  selbst  wenn  die  strengere  Vorschrift  des  §  60fi  Abs.  4 
CPO  maßgebend  wäre,  da,s  deutsclie  Wohiisitzgericht 
für  die  Ehescheidungsklage  zwischen  Franzosen  als 
zuständig  gelten  müßte,  wenn  der  Beklagte  sich  auf 
das  Verfahren  einläJit; 
b)  daß  aber  nach  dem  in  Wahrheit  maßgeblichen  Art.  5 
des  Haager  Abkommens  auch  gegen  den  Willen  des 
französischen  Beklagten  d&s  Landgericht  des  deutschen 
Domizils  der  Ehegatten  zuständig  ist. 
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Von  t  Dr.  Frans  Kahn* 

Der  am  6.  Dezember  1904  der  Wissenschaft  entrissene  Verfasser  hat 
im  Gefühl  seines  nahenden  Endes  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß  das 
Xaniukiipt  dieser,  wie  der  YerBtorlieiie  meinte,  an  eich  niebt  drodtfähigcn 
Arbeit  aa«h  seinem  Tode  abgesduieben  ond  dem  ünteneidmeten  bebub 
YacOffentlichong  der  da/ti  geeigneten  Teile  übergeben  werden  möchte. 

Die  Arbeit,  welche  sich  als  eine  Fortsetzung  der  Abhandlungen  in  Bd.  XII 
S.  Iff.,  2Ulff.,  385  ff.,  Rii.  XIIT  S.  229  ff.  dieser  Ztsch.  darstellt,  wird  hier- 
mit im  wesentlichen  uiiv<rkiirzt  der  Öffentlichkf it  überj^ebeu,  mit  einigen 
nutwendigen  Textbenchtigungcn  und  -Ergänzungen  sowie  mit  einer  Anzahl 
Ton  Teztaiuflillungen  und  Zitaten  Temdien,  wdobe  der  Vnfasser  selbst  an- 
gedeutet ond  ofEenbar  der  letstm  Hand  vorbehalten  liatte.  —  Weitergdieode 
Änderongm  oder  Streichungen  vorziindunen  lag  Anlaß  ond  Bereditignng 
ancb  dort  nicht  vor,  wo  der  Verfasser  mutmaßlich  mit  d«r  letaten  Feile  ein- 
gegriffen  haben  würde. 

Th.  Niemeyer, 

Materielles  Scheidungsrecht. 

L  Die  herrseheiideD  Theorien, 
Wenn  wir  von  den  in  der  europäischen  Praxis  und  Doktrin 
fiberwundenen  Grundsätzen  sowie  von  Einzelheiten  und  Mittel- 
meinungen absehen,  so  sind  es  im  wesentlichen  drei  verschiedene 
Prinzipien,  zwischen  denen  zu  wählen  war. 

1.  Die  hequemste,  bei  nur  innerstaatlicher  Betrachtung 
natOrlichste  Meinung  wendet  einfach  «prohihitiv*'  die  lex  fori 
an,  nicht  nur  negativ,  sondern  auch  positiv :  die  Ehe  wird  nur 
dann  geschieden,  wenn  die  Scheidung  nach  den  Sachnormen  des 
Gerichtsortes  hegrändet  ist;  sie  wird  letzterenfalls  stets  ge- 
schieden, ohne  jede  Bücksidit  auf  das  Personalstalut  der  Ehe- 

*)  Den  Text  der  Scheidonga-KoiiTention  s.  Ztsch.  XIT  614  S. 
Z«tteohiift  f.  Intern.  Privat- «.Ölltaitl.BMflit.  XV.  9 
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gatten.^)  Btgriiiuiet  wird  diese  Entscheidung  in  der  Regel  mit 
dem  Gedanken  des  „ordre  public" :  die  Scheidungsgesetze  sind . 
zwingender  Natur  und  deshalb  absolut  anzuwenden :  die  positiv 
unbedingte  Herrschaft  des  Inlandreclites  wird  damit  gerecht- 
fertigt, daß  es  der  absoluten  Geltung  der  Sittlichkeitsanschauung 
unseres  Gesetzgebers  auch  zuwiderläuft,  Ehegatten,  die  einen 
Scheidungsgrund  haben,  zur  Fortsetzung  der  Ehe  zu  zwingen.^) 
Die  strikte  Herrschaft  der  lex  fori  war  bekaimtUch  in 
Deutschland  bis  zur  Einführung  des  BGB  überwiegend  aner- 
kannt^); sie  ist  heute  noch  herrschend  namentlich  in  Osferreich*), 
Jiußland'^\  in  den  a^tglo-amerikaiiischen  Bechfsgebiete/i^'), 
anscheinend  auch  in  der  Schweüs'^i  in  der  Türkei.*^)  Praktisch 

1)  Vgl.  besonders  Savignp  Vni  337  f.;  Schmid  83 \.\  AssBr-Cohn 
66  ff. ;  ^«r  1 48S  ff.,  601  n.  Anhuaire  de  Vltutina  IX 128  (aber  ganz  lakUa) ; 

Caiellani  III  296, '558  ff.:  Olivi  371  ff.,  376  ff.  (in  falscher  Sachnorm- 
auslegung);  Su/iotis:  J.  XV  481,  hm  ff.;  BarilUcl   J.  YII  Höt  fT. 

-1  Bei  den  Konfercnzverliaiuilungen  ist.  diese  .'\iitT;issung  in  i  ntscliirdL'nt'r 
Weise  (und  zwar  in  Verbindung  mit  dem  Dunüzilprinzip>  vertreten  worden 
von  dem  norwegischen  Delegierten  (Beichmann)  Actes  1894  S.  73  f.  „Les 
HgUs  iiabliea  dana  U»  diffireiUa  iUata  guant  au  diwree  dSpendent 
jareaqut  touies  de  eoneepHona  d^ordre  moraUt  eemme  la  eommiasioH 
Va  du  reate  dijä  indigud  dana  aan  rapport  important.  II  serait  con- 
traire  ä  ces  conceptions  non  seulevient  d'admettre  le  divorce  .si  la 
l4gislation  du  pays  oü  la  detnande  est  formee  ne  l'admet  pas.  tnais 
aussi  de  refuser  le  divorce  dans  les  ras  oü  la  lui  du  j)at/s  iadniet. 

 Dans  mon  opinion,  il  ne  faudrait  pas  cumuler  les  conditiona 

eomme  Va  prupoai  la  eemmiaaioUf  maia  favra  im  eheix.  Dana  ce  eas 
Je  n*Maiie  paa  ä  d^clarer  gue  la  lai  qu'il  faudrait  cHoiair  de  prSfirence 
devrait  itre  ceUe  du  domieila  dea  ipoux" 

3)  Niemciicr.  Positives  I.  P.  R.  §§  99,  100,  vgl.  aber  auch  §§  134, 
206.  —  Ztsch.  I  361.  II  13,  473.  IV  504.  Y  168,  vgl.  aber  auch  Ztsch.  X 
279,  468,  Entsrh.  RG  XLIV  341,  und  Eegelsberger.  Pandekten  I  179. 

4)  Österreich:  Unger  I  §  23  No.  5  S.  193;  JetteL  §  16  p.  46 ff.; 
Ztsch.  Xn  483. 

B)  Mußlmtdi  Mandelaiam  3.  XXIX  490. 

•)  England  und  Amerika:  Fitzpatr.  364,  Westlake  %  48  S.  79  ff. 
Wharton  §§  204  ff.,  Stortj  §  230a  S.  213  und  228.  Dudley  -  Field 
Art.  679,  Monnier  90  ff.,  Ztsch.  XIII  447. 

7)  Barilliet,  J.  VII  351  f.  und  Zit.,  Martin,  J.  XXIV  752 ff.  und  die 
Bit.  Bntsoheid.  (er  selbst  contra);  Meili,  I  306  und  die  dort  sil  Bntscfaeid. 
des  Bnndesgeriobte«  sowie  der  Appellkammw  Zürich. 

^  Türkei:  J.  XXX  96  ff. 
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wirkt  diese  Auffassung  zwar  weniger  schroft  als  es  theoretisch 
scheinen  mag,  weil  sehr  häufig  das  prozessuale  Scheidungsforum 
identisch  ist  (und  nachweisbar  in  vielen  der  praktischen  Schei- 
dungsfälle  identisch  war)  mit  dem  materiellen  Foram,  die 
lex  fori  gleichzeitig  das  nach  geltender  Kollisionsnorm  anzu- 
wendende Sachrecht  war.  ^)  Allein  das  Prinzip  läßt  sich  nur 
bei  engnationalistischer  Betrachtung  vertreten,  unmöglich  aber 
aufrecht  erhalten,  wenn  man  einigermaßen  nach  dem  Ziele  alles 
internationalen  Priyatrechts,  der  Gesetzesharmonie,  ausblickt. 
Denn  es  ist  gewiß,  wenigstens  nach  der  im  kontinentalen  Europa 
herrschenden  Auffassung^,  daß  kaum  ein  Staat  eine  zwischen 
seinen  Angehörigen  im  Au&lande  entgegen  dem  heimatrechtlichen 
Verbot  ausgesprochene  Scheidung  anerkennen  wird;  vor  allem 
die  katholischen  Staaten,  in  denen  die  Scheidung  Überhaupt 
verboten  ist,  werden  sich  niemals  zu  solcher  Verleugnung  des 
eigenen  Rechtes  bei  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  verstehen. 
Man  provoziert  also  auf  diese  Art  eine  Menge  der  schlimmsten 
und  geföhrlichsten  Gesetzeskollisionen  mit  privatintemationalen 
Doppelehen  und  ähnlichen  Rechtsverwirrungen;  und  es  läßt  sich, 
w^enn  man  die  verschiedenen  staatlichen  „ordres  publics"  gegen 
einander  auf  der  überstaatliclien  Wapfe  abwägt,  schwerlich  ver- 
kennen, daß  das  Interesse  des  Heiniatstaates,  welcher  die  Schei- 
dnnp:  verbietet,  ein  intensiveres  und  näher  begründetes  ist, 
als  dasjenige  der  lejc  for/\  welclies  die  Scheidung  gestatten 
will.  Ersterem  kann  man  eine  internationalistische  Konzession 
unmög-lich  zumuten,  letzterem  wohl;  gibt  es  doch  inländische 
Eliegatten  genug,  welche  trotz  g:eg:ebeneni  Sc  lieidungsgrund  ihre 
Ehe  fortsetzen  und  vielleicht  (aus  irgend  welchen  tatsächlichen 
Gründen)  fortsetzen  müssen,  ohne  daß  der  Staat  es  für  nötig 
findet,  im  liileresse  der  Sittlichkeit  einzuorreifen ;  und  er  sollte 
es  sich  durchaus  niclit  gefallen  lassen  können,  daß  ausländi- 
schen Ehegatten  diese  Notwendigkeit  rechtlich  durch  ihren 

^)  So  ganz  besonders  aach  nach  dem  englischen  Rechte;  cf.  Molin  IX 
No.  594. 

^  Vgl.  dagegen  z,  B.  die  Gesetegebung  von  Dälatea/re  (bei  Nie' 
mejfer,  Vorsehtäge  und  MaterUiUm  mw.  No.  889),  hidkma  (a.  a.  0.  294), 
Main«  (a.  a.  0.  899),  MaamckMaehs  (a.  a.  0.  900!). 

9* 
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Heimatstaat  auferlegt  wird?  Jedenfalls  briiip:en  die  privat- 
iiitti'iiatioiialcii  Kontlikte.  welche  bei  absoluter,  olme  Rücksicht 
auf  ein  heimatrcchtliches  Sclicidunrrsverbot  gescliehender  An- 
wendung der  ler  fori  unvermeidlich  entstehen  müssen,  vun 
welchem  Standpunkt  num  auch  die  Sache  betrachtet,  erheblicli 
schlimmere  sittliche  Schäden  und  Verwirrungen  mit  sich,  als 
sie  aus  der  Xichtscheidung  einer  ausländischen  Ehe  vor  in- 
iäudisclien  (jlericliten  jemals  hervorgehen  können. 

2.  Die  zweite  Auffassung  kumuliert  das  Pei*sonalstatut 
mit  der  lex  fori  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  nach  jedem 
der  beiden  Statute  die  Scheidung  positiv  begründet  sein  muß 
(vgl.  die  ähnliche  Gesetzeskumulation  in  Art.  1  der  Ehe- 
schließungskonvention).  Auf  diesem  Standpunkte  steht,  wie 
bekannt,  insbesondere  da.s  deutsche  BGB  (Art.  17  Abs.  4, 
E(J  z.  B(tB,  ebenso  Niemeyer,  Vorschh'iffe  u.  Materialien, 
No.  219;  Lehr,  A/inimire  de  rinstit.  IX,  123  u.  124); 
ähnlich  auch  die  Süd-amerikanischen  Gesetzgebungen  (Chile 
bei  Niemeyer  a.  a.  0.  No.  286,  Ecuador,  No.  291,  Bonduras, 
No.  298,  Salvador,  No.  303,  Uruguaif,  No*  306);  sie  gilt 
femer  so  gut  wie  aUgemein  (vgl.  jedoch  die  unten  zu  be- 
sprechende  neuere  italienische  Praxis)  in  den  Ländern,  welche 
die  Scheidung  Überhaupt  nicht  kennen.  (Vgl.  ausdrücklich 
Argentinien,  Art.  82  des  Ehegesetzes  bei  Niemeyer  a.  a.  0. 
No.  285.) 

Auch  diese  Begel  ist  als  fiberstaatliche  Norm  verfehlt 
Vom  innerstaatlichen  Standpunkt  mag  sich  der  oder  jener 
Gesetzgeber  veranlaßt  sehen,  die  obligatorische  (prohibitive) 
Beachtung  seiner  lex  fori  im  Scheidungsrecht  vorzu- 
schreiben.^) 

Vom  außerstaatlichen  und  uberstaatlichen  Standpunkt 
dagegen  kann  höchstens  davon  die  Rede  sein,  daß  man  die 

1)  Vgl.  Prot,  der  1.  Kommission  BGB  11526  (als  Begründung  zur 
Abänderung  des  Gebhard schtn  Entwurfes,  s.  folgende  Anmerkung)  „so  sei  doch 
gegenflber  dar  ^ligkeit  nnd  aosialen  Bedeatnog  der  Ehe  daran  festanihalten, 
daB  der  udändische  Richter  sa  der  AullQeiuig  einer  Ehe  dann  nicht  die  Hand 

bieten  könne,  wenn  die  Yoraussetzungen  hieffttr  nur  nach  dem  Rechte  des 
ansländischen  Staates,  wekliem  die  Ehegatten  angehören,  nicht  aber  sogleich 
nach  dem  inländischen  Becbte  gegeben  seien." 
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prohibitive  Anwtiuliing  der  lex  fori  neben  dem  Heimatrechte 
gestattet,  niemals  aber,  daß  man  sie  befiehlt. 

3.  Die  dritte  Auffassung  will  lediglich  die  Anwendung 
des  Personalstatuts  (Heimatrecht  des  Ehemannes)  vorschreiben. 
Am  schärfsten  und  striktesten  war  das  durch  §  18  des  (ieb- 
Aard 'sehen  Entwurfes  geschehen.^) 

Auf  der  Konferenz  fand  die  Anschauung  in  dieser  absoluten 
Form  keinen  Vertreter  (Actes  1894,  8.  85).  In  der  Literatur 
ist  sie  mehrfach  vertreten.^) 

Aber  auch  in  der  Literatur  wird  fost  allgemein  von  den- 
jenigen, welche  grundsätzlich  dem  Nationalitfttsprinzlp  folgen, 
daneben  im  weitesten  Umfang  eine  Einschränkung  anerkannt: 
diejenige  des  ordre  ptihli'C  zu  (runsten  der  lex  fori.  Die 
Regel  lautet  dann:  Die  Zulässigkeit  der  Scheidung  bestimmt 
sich  nach  dem  Heinuitrecht  insoweit  nicht  zwingende 
Gesetze  (der  ordre  public)  der  lex  fori  entgegen- 
stellen. In  dieser  Form  darf  der  Satz  überhaupt  als  die  in 
der  internationalen  Theorie  und  Praxis  herrschende  Lösung 
des  Problems  gelten. 

Ob  diese  Lösung  als  innerstaatliche  Kollisionsnorm  zweck- 
mäßig und  brauchbar  ist,  mag  hier  dahingestellt  bleiben;  vom 
fiberstaatlichen  Standpunkt  ist  sie  tatsächlich  nach  Lage 


^)  Er  lautet:  ^Für  ilic  Scheidung  und  für  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bftt  sind  die  fiesetze  des  f^tuatcs  Tuat.'.^n^bend,  welchem  der  Ehemann 
zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  angehört."  Die  Begründung  (S.  106)  wendet  äich  aasdrttcklich  gegen 
die  prohilntiTe  Anwendung  der  Ux  fori:  „Die  Nomen  der  lex  fori  sollen 
nadi  dieaar*  (abgelehnten)  aAnstoht,  weil  anf  der  eittlichen  Natur  der  Ehe  be- 
ruhend, unbedingt  zur  Geltung  kommen  miissen.  Mehr  oder  weniger  beruhen  aber 
alle  Vorschriften  des  Eherechtes  auf  der  sittlichen  Natur  der  Ehe.  Es  hätte 
daher,  wäre  der  Grund  zutreffend,  die  lex  fori  in  allen  eh(  rechtlichen 
Angelegenheiten  zur  Anwendung  zu  kommen/  Schon  in  der  ersten  Kom- 
missionsverhandlung  ist  aber,  wie  oben  bemerkt,  der  Geöiuird  scha  Entwurf 
abgeändert  worden. 

3)  Am  bestimmtesten  yon  JBegelsberger  I  179  Text  und  Anm.  7; 
Qierke  I  286,  Text  nnd  Anm.  91;  Stobbe  I  204,  Text  und  Anm.  11; 
auch  Roth  I  288;  Laurent  V  196,  244,  246,  276,  284;  Fiore  H  683; 
Nobele  J.  XIV  576  ff. 
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der  Sache  die  einzig  empfehlenBwerte.  ^)  Man  muß  sich  allein 
dings  dabei  klar  sein,  daß  die  wäre  pMk^Wmms^  als  solche 
wie  immer  nichtssagend  (oder  allessagend)  ist,  nnd  daß  man  ans 
ihr  die  prohibitive  Herrschaft  der  Ux  fori  in  Jedem  beliebigen 
Umfang  deduzieren  nnd  daher  auf  dieser  Basis  ohne  weiteres 
zu  einer  Eollisionsnorm  im  Sinne  der  unter  2.  besprochenen  und 
auch  zu  einer  solchen  wie  die  unter  No.  1  (absolute  Herrschaft 
der  lex  fori)  gelangen  kann.  Allein  die  Freiheit,  zu  einer 
solchen  innerstaatlichen  Norm  zu  gelangen,  ist  nicht  identisch 
mit  ihrer  EiiiiLiliriiiiir.  Und  eben  dies  —  die  Gewährung  der 
Freiheit  —  zum  iiiiiuh  stens  negativ  — ,  die  lex  fori  im  Sinne 
von  2.  —  prohibitiv  anzuwenden,  ist  den  Staaten  gegenüber,  welche 
die  Sclu  itluiifj  ^anz  verbieten  uder  in  eng  begrenztem  Umfang 
zulassen,  unumgänglich  geboten.  Solche  Staaten  werden  und 
können  im  all^if meinen  sich  nicht  die  internationale  Ver- 
pflichtung auferief^cn  lassen,  ihren  Gerichten  vorzuschreiben, 
daß  zwischen  Ausliiiulern  die  nach  Inlandrecht  unzulässige 
Scheidung  entsprechend  dem  ausländischen  Heimatrechte  aus- 
zusprechen sei.  Dagegen  werden  sich  jedenfalls  diejenigen 
Staaten,  welche  ein  freieres  Scheidungsrecht  haben,  unbedenlclich 
dazu  verstehen  können,  die  Ehescheidung  (ebenso  wie  die  Ehe- 
schließung) von  Ausländern  ohne  weiteres  nach  dem  Heimat- 
rechte  zu  richten.  Es  folgt  daraus  einerseits,  daß  es,  wie  oben 
ausgeführt,  zweckwidrig  und  den  internationalen  Interessen 
widerstreitend  ist,  wenn  man  die  Heranziehung  der  lex  fori 
durch  überstaatliche  Hegel  obligatorisch  festsetzt;  andererseits, 
daß  es  unumgänglich  nötig  ist,  deren  Anwendung  fakultativ 
in  negativ-prohibitivem  Sinne  unbeschränkt  frei  zu  geben.  Es 
liegt  eben  wieder  eine  jener  latenten  Gesetzeskollisionen  vor, 
in  welchen  eine  durchweg  einheitliche  (überstaatliche)  Eollisions- 
norm, wegen  mangelnder  Homogenität  der  verschiedenen 
Rechtsordnungen  nicht  möglich  ist  und  man  den  einzelstaatlichen 
„ordrea  pUbUca"  denjenigen  Entwicklungsspielraum  lassen 
muß,  dessen  sie  nach  dem  Geiste  ihrer  innerstaatlichen  Bechts- 

Bei  den  Konferenzen  von  1894  sind  speziell  die  belgischen  Delegierten 
van  den  Bulcke  imdBeeckman  dafür  eingetreten.  (Actes  18d-i  6.  94, 
76  u.  75). 
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Ordnung  bedMen.  Nur  gewisse  Schranken  lassen  sich  auch 
hier  im  flberstaatlicfaen  Interesse  ziehen,  sowohl  bezüglich  der 
für  den  einzelstaatlichen  ordre  pttbUc  zulässigen  Anlcnflpfung, 
als  auch  bezfiglich  der  Wirkung. 

4.  Neben  den  besprochenen  3  Hanptanffassungm,  müssen 
wir  kurz  noch  eine  Mittelmeinnng  hervorheben,  einmal  wegen 
der  Bedeutung  ihrer  Vertreter  und  sodann,  weil  sie  für  das 
YerstiLndnisderKonventionsfassung  von  unmittelbarer  Erheblich- 
keit ist.  Bs  ist  diejenige  des  InsUtut  de  droit  intemaHoftal, 
Sie  geht  dahin,  daß  die  Frage,  ob  eine  Scheidung  überhaupt 
zulässig  ist,  ausschließlich  nach  dem  Personalstatut 
(Heimatrecht)  zu  beurteilen  sei,  daß  aber  die  Scheidungs- 
grüiide  ausschließlich  der  le.r  fori  unterstehen.  Tn  der  zu 
Lausanne  adoptierten  Fassung  lautet  diese  Regel  (sie  war  vun 
vornherein  bei  den  Verhandlungen  des  Institut  gebilligt  woi'(h  ii): 

Art.  17.  „La  question  de  sacoir  sl  nn  dicorce  est 
„legalenient  admissihle  ou  non  depend  de  la  lägislatUm 
ffftationale  des  r'poux". 

Art.  18.  „Si  le  cUvorce  est  admis  en  principe  par  la 
^loi  nationale,  les  catises  qui  le  motivent  doivent  itre 
jfCeUes  de  la  lai  du  Ilm  oit  l'action  est  intentee." 

^Le  diwrce  aimi  prononce  par  le  tränmaH  comp^ent 
yfiera  reconnu  valable  partout."  ^) 

Die  Konferenz  von  1894  hat  sich  gegen  diese  Lösung 
entschieden  (vgl.  Actes  1894,  S.  74 — 77,  und  ausführliche  Be- 
gründung dazu  im  KommissionsberiM,  Actes  1894  S.  8& 
und  86).  Bei  den  späteren  Verhandlungen  wurde  auf  die  Be- 
schlüsse des  Institut  wiederholt  zurückgegriifen.  Energische 
Yertretung  fanden  sie  namentlich  von  Seiten  MeiWs  —  unter 
dem  durch  dessen  besondere  Vorliebe  ausgezeichneten  Gesichts- 
punkt eines  Kompromisses  zwischen  Nationalitätsprinzip  und 
Bomizilprinzip.  Aber  auch  verschiedene  andere  Delegierte 
sprachen  sich  1894  dafür  aus  (Beelaerts  van  Blokland, 
Missir,  Koritemies,  Boguin),  Die  Vorschläge  wurden 
jedoch  schließlich  abgelehnt  (1901  ä  la  presque  unanimitä; 


1)  Amtuttir«  X  78fi.,  Tgl.  66 ff. 
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TgL  Yerh.  1894  8.761;  KimmiaaümsberiM  1894  S.  84,  85,  86; 
Kommisaim^tericfU  Actes  1900  a  208). 

n.  IMe  gnindsitiUelie  SteUimg  der  KonTentioih 

1.  Das  Personalstatut  —  Anknüpfung  —  Rück  Verweisung. 

Darüber,  daß  auch  für  das  Scheidungsrecht  das  Personal- 
statut in  erster  Reihe  als  maßgebend  mit  heranzuziehen  sei, 
herrscht(;  bei  den  Konferenzverhandlimgen  von  vornherein  so 
ziemlich  aUgemeines  Binverständnis. 

Klar  war  ;inch  weiterhin  nacli  der  unzweifelhaften  Stellung 
der  großen  Majorität,  daß  als  Anknüpfung  für  das  Personal- 
statut auch  hier  die  Staatsangehörigkeit  gewählt  werden  mußte. 

Inwieweit  das  Domizil,  als  Uxfori^  daneben  zu  berfick- 
sichtigen  ist,  bleibt  hiemach  noch  eine  offene  —  alsbald  zu 
erörternde  —  Frage.  Keinesfalls  gilt  es  als  Personalstatat  an 
Stelle  des  Heimatrechts  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  das 
Heimatrecht  etwa  seinerseits  auf  das  Domizil  verweist.  Der 
Grundsatz  der  Bttckverweisung  ist  von  der 
Scheidungskonvention  verworfen.  Dies  ergibt  sich 
nicht  nur  aus  allgemeinen  Grundsätzen  und  der  Stellungnahme 
der  dritten  Konferenz  zu  diesen  Grundsätzen,  sondern  folgt 
überdies  aus  dem  Text  der  Konventionen  mit  aller  Klarheit: 
nämlich  e  contrario  sowohl  des  Art.  1  der  Eheschließungs- 
konvention, als  auch  direkt  aus  Art.  3  der  Scheidungskonvention. 
(Vgl.  speziell  auch  die  Bemerkungen  des  österr.  Memorandums 
zu  dem  deutsclitii  Antrag.) 

Nach  dem  Konventionsrecht  ist  also  z.  I>.  von  deutschen 
Gerichten  die  Ehescheidung  von  in  Dex/sc/iland  wolinenden 
Österreichern  grundsätzlich  nach  (isterreicliiscliem  Recht  zu  be- 
urteilen, oline  daß  die  Frage  der  Rückverweisung  des  öster- 
reichischen auf  das  deutsche  Kecht  in  Betracht  kommt').  Da- 
gegen bleibt  es  allerdiii<is  dem  belgisclien  Gerichte  freigestellt 
mild  den  deutsclien  (ierichten  im  analogen  Falle  durch 
EG  z.  BGB  Art.  27  anbefohlen)  weiterhin,  wie  bisher,  der 
Hückverweisung  des  englischen  Rechtes  auf  das  belgische  bei 


Anden  hialier:  Vgl.  s.  B.  OLG  Dieiden  10. 6.  OB  Ztadi.  XII 466. 
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Scheidungsprozessen  von  in  Belgien  wohnenden  Engländern 
stattzugeben:  denn  solche  FSlle  liegen  nach  Art.  9  außerhalb 
des  Konventionsrechtes. 

2.  Kumulation  des  Personalstatuts  mit  der  lex  fori. 
Im  ersten  Entwurf  (KE,  Actes  1894,  8.  87)*)  lauteten  die 
den  jetzigen  Art.  1^8  entsprechenden  Bestimmungen  (wenn 
wir  von  der  se'jjaration  de  corps  zunächst  absehen): 

Art.  4..  j^Les  4poux  ne  sont  admü  ä  farmer  une  d&- 
„mande  m  dinorce  gue  si  leur  hi  naHanale  et  la  Ud  du 
„lieu      radkm  est  intmtäe  les  y  autorisent*' 

Art.  6.   „Le  divorce  ne  peut  itre  demandä  que  pour 
„les  causes  admises  ä  la  ftns  par  la  hi  naMünaU  des 
„4p(mx  et  par  la  loi  du  loi  eü  Vactkm  est  intentie."^) 
In  der  Flenardebatte  wurde  auf  Antrag  des  französischen 
und  russischen  Delegierten  {Actes  1894  S.  77)  noch  der  Zusatz 
beschlossen : 

„en  cos  de  coniradictim  enire  la  loi  nationale  des 
„eponx  et  ceUe  du  pays  oü  la  demande  ä  4t4  formäe  le 
„divorce  ne  pourra  pas  Üre  prononc^ 

ein  nur  zur  Verdeutlichung  beigefügter  Nachtrag  (lediglich  als 
y^consequence  du  principe  pose^ ;  (Actes  1894  S.  95,  96),  der 
auf  der  (Irittrii  Koiiiin  iiz -)  als  „absoliiment  inutile"  wieder 
gestrichen  worden  ist  (KB,  Actes  1900,  S.  208). 

üie  Konferenz  stand  hiernacli  unbedingt  und  klar  auf  dem 
Boden  der  oben  unter  2.  erörterten  Auffassung. 

Die  Konventionsnorni  fring  einfach  daiiin:  Keine  Scheidungs- 
klage darf  zugelassen  werden,  wenn  sie  nicht  sowolil  nach 
dem  Heimatrecht  als  aucli  nach  der  lex  fori  begründet  ist. 
Warum  man  diesen  einfachen  Satz  nicht  auch  e^beii  so  einfach 
ausgesprochen  hat  (etwa  nach  Art  von  £G  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4), 

• 

*)  Im  Naehfolgenden  wird  KB  fQr  Kommiaaioiiaeiitwiirf»  KB  für  Kom- 
misflionsliariclit  gesetatt. 

KB,  AeUs  1894,  S.  87  ff. 

*)  Vgl.  dazu  die  Beanstandungen  bei  den  Vorverhandlnnpen  seitens  der 
holländischen  Kpirierong  im  Projef  de  progromrne,  Doc.  UHHl.  8.  102,  der 
französischen  Kommission,  Doc,  lUüü,  S.  löö,  und  des  schwedischen  Memoire, 
Actes  1900,  S.  55. 
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anstatt  ihn  in  zwei  Artikel  nnd  drei  Satzketten  zu  zerlegen, 
das  l&ßt  sich  nur  genetisch,  speziell  mit  Bücksicht  auf  die  er- 
wähnten Beschlüsse  des  Institut  erklären  (von  denen  der 
KB  von  1894  unmittelbar  ausgeht,  Actes  1894,  S.  84,  85): 
Man  machte  sich  zuerst  schlüssig  über  den  gröbsten  Konflikts- 
fall, zwischen  Bechten  nämlich,  Ton  denen  das  eine  die 
Scheidung  überhaupt  nicht  zuläßt  (Art.  1);  dann  erst 
tritt  man  an  die  Entscheidung  des  feineren  Falles  heran,  daß 
beide  kollidierende  Rechtsordnungen  die  Scheidung  kennen,  aber 
in  den  (Trihiden  differieren  (Art.  2).  Diese  Auseinander- 
haltung ist  a  priori  wohl  gerechtfertigt  und  muß  natürlich 
auch  a  posteriori  aufrecht  erhalten  werden,  wenn  man  —  wie 
es  das  Institut  getan  hat  und  wie  es  in  besonderer  Härte  von 
dem  belgisclien  Delegierten  (Actes  1894  S.  75)  vorgeschlagen 
worden  ist  — ,  für  den  ersten  (gröberen)  Fall  zu  einer  anderen 
Entscheidung  gelangt,  als  für  den  letzteren  (feineren). 
Entscheidet  man  aber  —  wie  es  die  Konferenz  getan  liat  — 
beide  Fälle  genau  in  dem  nämlichen  Sinne,  so  ist  ihre 
gesetzestechnische  Trennung  etwas  ganz  und  gar  Unverständ- 
liches, das  den  naiven  Interpreten  notwendig  verwirren  muß. 
Noch  schlimmer  ist  aber  die  Sache  durch  die  Beschlüsse  der 
3.  Konferenz  (1900)  geworden,  welche  die  wenigstens  ohne 
weiteres  verständlichen  Worte  y,qtiepotir  les  causes  admises  " 
durch  das  orakelhafte  „que  si  dans  le  cas  dont  il  s'  agit 
le  divorce  est  admis"  ersetzt  hat.  Nunmehr  erscheint  Art.  2 
lediglich  als  eine  ganz  und  gar  unverständliche  tautologlsche 
Paraphrase  des  Art.  1.^)  Die  eigentliche  Bedeutung  dieser 
Änderung  ist  erst  durch  den  nachträglich  (durch  diplomatische 
Verhandlungen  außerhalb  der  Konferenzen)  beigefOgten  Zusatz 
„Encore  que  ce  soU  paur  des  causes  diffärentes*  kenntlich 

1)  Der  KB  {Actes  1900,  S.  206)  bemerkt  zu  Art.  2:  »On  a 
t,fait  rtmarquer  qu^  la  fiffueur  le  projet  aurait  pu  tUbuier 
^ar  eet  arüele  qui  euppoae  bien  la  amcordanee  de  la  lai  na' 

„tUmale  et  de  la  ^lex  fori"  pour  l'existence  du  diioorce  ou  de  la  ei- 

„paration  de  corps.  Cependant,  ce  point  de  vue  un  peu  strict  n'a  pas 
„prevalu.  17  a  paru  plun  clair  (?!)  d'avoir  deux  articles  reglant 
„successivement  Vadmission  du  divorce  (ou  de  la  separatiunj  en  lui 
„tn4me,  pum  l  admissiun  des  causes  du  divorce  (ou  de  la  Separation)." 
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gemacht  worden.  Wir  werden  darauf  unten  zurückzukommen 
habep.  Im  übrigen  sollte  nach  der  Meinung  der  ersten  Kom- 
mission von  1900,  welche  diese  Modifikation  beschlossen  hat, 
damit  an  dem  allgemeinen  Sinne  der  beiden  ersten  Artikel 
nichts  geändert  werden;  die  allgemeine  Regel  bleibt  einfach: 
Die  Scheidung  (Trennung)  ist  auszusprechen,  wenn  sie  sowohl 
nach  Heimatreclit  als  nach  der  lex  fori  begründet  ist. 

3.  Ausschliefiliche  Anwendung  des  Heimatrechtes. 

Die  knmulatiYe  Anwendung  von  Heimatrecht  und  lex  fori 
bildet  jedoch  nach  der  von  der  3.  Konferenz  beschlossenen 
Konventionsfassung  nur  die  allgemeine,  nicht  mehr  die  unbe- 
dingte Regel.  Vielmehr  soll  nach  dem  Konventionstezt  Art.  3 
ausschließlich  das  Heimatrecht  angewandt  werden, 
wenn  die       fori  „dies  vorschreibt  oder  gestattet". 

Der  Anstoß  zu  dieser  Modifikation  des  Prinzips  findet 
sich  schon  in  den  Verhandlungen  von  1894.  Pierantoni,  der 
italienische  Delegierte,  erklärte  sich  damals  gegen  das  von  d^ 
Kommission  angenommene  Prinzip  der  Knmnlation,  weil  es  der 
Jurisprudenz  die  Freiheit  entziehe,  bei  einer  Scheidungsklage 
zwischen  Ausländern,  entsprechend  einem  berülimten  Urteile  des 
Appellhofs  Genua  (1884),  deren  Heimatrechte  stattzugeben, 
falls  die  lex  fori  keine  Scheidung  kenne:  eine  Freiheit,  von 
welcher  die  italienische  Praxis  wiederliolt  Gebrauch  gemacht 
hat.*)  Rogriiin,  der  schweizerische  Delegierte,  beantragte  darauf- 
hin ein  Zusatzamendement  zu  dem  (dem  jetzigen  Art.  2  ent- 
sprechenden) Art.  4  des  KE:  „Sauf  le  cas  ou  la  legislation 
de  ce  dernier  etat,  hien  qiie  refusarit  le  divorce  entre  natiofiaux, 
l'ndmettrait  entre  etrangers  conformement  ä  leur  loi  natio- 
nale'' [Actes  1894,  S.  74) ;  der  Antrag  wurde  jedoch  auf  die 
Beanstandung  von  Benault  und  Martens  und  anderen  Dele- 

1)  Meili  {Intern.  Pr.-R.  wtd  die  StaeUeHkoHfwrBHM  IWQ  S.  61)  be- 
merkfe,  wie  es  aolwiiit  doch  in  üntersehfttmng  einiger  Eonferensmitglieder(T|^. 
s.  &  Martens,  Ades  1884,  S.  74  n.  KB  1894,  8. 84  unten)  diese  itaUeniache 
TtaaU  sei  „zur  größten  Überraschung  des  Staateakongr^es"  festgestellt 
worden.  Vgl  aber  auch  Bar  I.  499;  und  daf?egen  meine  Ausführungen 
in  Iherings  Jahrbüchern  XL,  1899,  S.  86,  AuuL  1.  £s  wird  unten  genauer 
auf  diese  i^^ageu  zurückzukommen  sein. 
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gierten,  die  an  den  praktischen  Bestand  jener  italienischen 
Jndikator  nicht  glanben  wollten,  wieder  znrfickgezogen.  Bei 
den  Vorverhandlungen  der  3.  Konferenz  hat  Deutschland  auf 
den  Gedanken  zarOckgegriffen,  nnd  den  Vorschlag  eingebracht, 
hinter  den  Art.  1  und  2  einen  neuen  Artikel  dahin  anfzunehmen : 
„Ungeachtet  der  Vorschriften  der  Art.  1,  2  bleibt  das 
-(itsitz  des  Ortes,  wo  die  Klajre  erhoben  wird,  außer  Be- 
»traclit,  wenn  es  selbst  die  Anwendung  eines  anderen  Gesetzes 
^vorsclireibt  oder  <restiittet;  in  diesem  Falle  ist  das  nationale 
,,(Jesetz  allein  entscheidend" 
{Doc.  1900,  S.  107:  Actes  1900,  8.  42). 

Die  niederländische  Kegiernngskoniniission  stimmte  dem 
dentsclien  Vorschlage  zu,  weil  er  die  Anwendung  des  Heimat- 
reclits  begünstige  {Doc.  1900,  8.  Iii)/;  und  die  erste  Kommission  der 
Konferenz  hat  dem  Antracff  stattgegeben.  Im  Plenum  ist  sodnnn 
der  Antrag  mit  einem  geringfügigen  formellen  Zusatz  ohne 
Debatte  geneiimigt  worden  (Actes  1900  S.  193).  Die  Begrün- 
dung des  KB  knüpft  unmittelbar  an  jene  Verhandlungen  des 
Jahres  1894  an  und  betrachtet  als  einzigen  praktischen  An- 
wendungsfall eben  deiyenigen  der  italienischen  Praxis  (die  nach 
Pierantonis  Äußerung  „fixee  en  ce  sens"  sei  ^lan  ist  der 
^Meinung,  daß  der  in  Aussicht  genommene  Fall  jedenfalls  nicht 
häufig  sein  könne ;  aber  wenn  er  eintrete,  so  wärde  die  „appH- 
cation  pure  et  simple*^  der  Art.  1  nnd  2  zn  einem  „absurden 
Resultat*'  fahren:  zn  dem  Resultat  nämlich,  daß  z.  B.  eine 
in  Italien  entsprechend  dem  deutschen  Heimatrechte  ausge- 
sprochene Ehescheidung  von  Deutschen  in  Deutschland  nicht 
anerkannt  werden  dürfte,  weil  die  Regeln  der  Art.  1  nnd  2 
verletzt  wären  ^  (La  condükm  du  respect  des  deuat  lois  n*a 
pas  ätä  dbserväe).  Man  könnte  nach  dieser  Entstehungsgeschichte 
geneigt  sein,,  den  Art.  3  lediglich  auf  den  gröberen  Konflikts- 
fall zu  beziehen;  auf  den  Fall,  daß  ein  Staat  {Balierij^  dessen 
Recht  die  Scheidung  nicht  kennt,  sich  gleichwohl  herbeilassen 

1)  Eine  Behauptung  des  KB,  dio  wohl  auf  einem  lOßTemtibidnjs 
beruhen  dürfte  und  jcNlenfalls  nicht  zutreffend  ist 

Oh  die  hierbei  voraus)/esetzte  Anslegunj^  des  Art.  7  der  KoDTention 
zutreiieud  ist,  mag  einstweilen  dahingestellt  bleiben. 
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sollte,  bei  den  Scheidungsprozessen  von  Ausländern,  deren  Heimat- 
recht unbeschränkt  anzuwenden.  Allein  diese  Einschriiiikung: 
wäre  offenbar  sinnwidrig  und  wird  überdies  direkt  durch  den 
Wortlaut  des  Art.  3  widerlegt,  der  ausdrücklich  auf  Art.  1  und 
Art.  :^  Bezug  nimmt.  Art.  3  ist  also  auch  bei  Kollisionen  der 
Scheidungsgründe  anwendbar.  Wir  werden  sehen,  daß  gerade 
aus  dieser  von  der  Konferenz  auffallenderweise  gar  nicht  in 
Betraciit  gezogenen  Möglichkeit^)  voraussichtlich  die  Hauptan- 
wendungsfälle des  Art.  3  sich  ergeben  werden  und  daß  diese 
Fälle  keineswegs  so  ^selten"  und  „unwahrscheinlich''  sind,  wie 
der  KB  voraussetzt. 

Das  Heimatrecht  soll  allein  angewendet  werden,  wenn 
die  lex  fori  „es  Torschreibt  oder  gestattet''.  Die  Fassung  des 
Satzes  lehnt  sich  genau  an  Art.  1  der  Eheschließungskonyention 
an,  in  deijenigen  Form,  wie  er  bei  der  d.  Konferenz  zur  Be- 
ratung stand,  nämlich  nach  dem  Abänderungsvorschläge  der 
niederländischen  Regierung.^  Man  könnte  Memach  glauben, 
daß  wir  es  einfach  wieder  mit  einer  Anerkennung  des  unglück- 
seligen Verweisungsprinzipes  zu  tun  hätten.  So  hat  tatsächlich 
auch  das  österreichische  Memorandum  den  deutschen  Vorschlag 
auffaßt  und  daran  die  wohlbegründete  Bemerkung  geknflpft, 
daß  „der  Fall  nicht  ganz  klar  liege". ^  In  Wahrheit  wäre 
aber  diese  Yorstellung,  obschon  sie  anscheinend  dem  Verfasser 
des  deutschen  Antrages  vorgeschwebt  hat,  —  durchaus  verfehlt 
Von  der  Anwendung  eines  anderen  Bechtes  auf  Grund  der 
„Verweisung'^  der  Ux  fori  auf  es  —  ist  nicht  die  Bede.  Das 


Mao  hielt  sie  offenbar  für  nocb  nnwalireclieiiillciher  md  aeitener  als 
die  an  Art.  1  Toiansgesetate  (s.  B.  KB  1894,  8. 84,  ygL  aaob  S.  86,  jedoch 
andererseits  anch  die  sdir  interessanten  AnsfOhnuigeii  BeeekmanSf  Actes 
1894,  S.  75). 

2)  8.  Proj.  de proffranimc  Doc.  iy(X),  S.  „sauf  ä  appliqiter,  soff 

la  loi  du  doynicile,  soit  La  loi  du  Heu  de  la  celebration,  si  la.  loi  natiotmle 
le  permet  ou  le  requiert". 

^  ,ITiid  fibrigens  doroh  den  Ait.  1  des  von  DenUseklanä  beantragte 
Sehlofiabsdmittes*  (welcher  eben  die  Verweisung  in  allen  Fällen  außer 
dem  Art  1  der  Eherecbtskonyention  ansdrflcklich  ablehnt)  eine  andi 
f(ir  diesen  FaU  aosreichmde  Verfügung  getroffen  zu  sein  —  schdue*.  Actes 
19U0,  S.  47. 
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einziofe  andere  Recht,  das  in  angeblichen  Verweisimgsfällen  zur 
Anwenduns:  koiiinien  soll  (das  Heimatrecht)  ist  ja  auf  Grund 
von  Art.  i  und  2  ohnehin  zuständig  und  berufen.   Ein  anderes 
Recht,  auf  das  etwa  die  lex  fori  verweisen  wollte,  z.  B.  die 
nach  Olivecrona^)  durch  das  srliwedische  Recht  berufene 
lex  loci  actus  oder  der  Wohnsitz  der  Ehegatten  zur  Zeit  der 
Entscheidung  des  ( lerichtes  '-i  oder  das  Reelit  des  Eheschließungs- 
ortes    wird  niemals  berücksichtigt  (auch  nicht  nach  dem  zit. 
ursprünglichen  deutschen  Vorschlag,  welcher  derartige  ander- 
weitige Verweisungen  ausdrücklich  erwähnt);  Folge  der  ver- 
meintlichen Verweisung  kann  und  darf  stets  nur  die  Negative 
sein,  daß  die  lex  fori  jetzt  nicht  —  wie  in  Art.  1  und  2 
gewährleistet  —  neben  dem  Heimatrecht  angewandt  wird. 
Lediglich  um  diese  Negative  handelt  es  sich  aber  überhaupt;  nicht 
um  irgend  eine  positive  Bechtsanwendungsvorschrift  der  lex 
fori,  sondern  einzig  und  allein  um  den  Verzicht  der  lex  fori 
auf  die  ihr  nach  Art.  1  und  2  gewahrleistete  Kumulativ- 
Anwendung  der  eigenen  Sachnorm  neben  deijenigen  des  Heimat- 
rechts; um  die  Erklärung,  daß  von  der  prohibitiven 
Singriffsbefugnis  dem  Heimatrecht  gegenüber  kein  Ge- 
brauch gemacht  wird.  Der  Gedanke  —  wie  er  nicht  nur 
aus   dem  K£  von  1900  erhellt,  sondern  merkwürdigerweise 
schon  in  demjenigen  von  1894  mit  aller  Klarheit  ausgesprochen 
wird^)  ist  einfach  der:  Es  wäre  irrationell,  ja  absurd,  wenn 

M  J.  X.  359  ff 

■-)  Vf^l.  Cieaetzgebung  von  Delaware  bei  Nienieyer,  Vorschläge 
und  Materialien  JS'o.  289 ;  Kentucky  a.  a.  0.  Nr.  2U7 ;  Maine  a.  a.  0. 
Nr.  299;  Maasaekuaetis  a.  a.  0.  No.  300. 

S)  Vgl.  Argentinien  bei  Niemeyer  a.a.O.  No.  286;  CMfe,  a.a.O. 
No.  286;  Ecuador  a.a.O. Nr.  291;  Hmänraa  a.a.O.  No.  293;  Salvador 
a.  a.  0.  No.  303 ;  Uruguay  a.  a.  O.  No.  SOS. 

^)  Actes  1H!)4  S.  81  ,0n  ne  peut  imposer  ä  un  pays  dont  la 
Uyislation  ne  connait  pas  le  divorce,  de  laisser  ses  tribunaux  le 
prononcer  mime  entre  etrangers  conformcment  ä  leur  legislation 
nationale,  Bn  ee  sens  on  peut  dire  que  la  disposition  gui  äcarte  le 
äiwree  eet  iF ordre  puHie  ofoolw  et  la  fnrisprudenee  des  dieers  pays 
€Ü  la  siparaHon  de  atrps  est  seule  reconnue,  est  giniralement  en  ee 
sens,  Nous  n^entendons  cependant  pas  dtre  qu'un  pays  ne  pourrait 
pas  permettre  ä  ses  tribnnanx  de  ienir  campte  nUme  ici  de  la  loi 
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man  von  der  lex  fori  verlangte,  sie  müsse  ihr  eigenes 
Scheidungsrecht,  neben  demjenigen  des  Heimatstaates  auch  be- 
rücksichtigen ;  denn  es  dreht  sich  dabei  doch  mir  uin  eine 
Konzession,  die  man  der  leüc  fori  glaubte  machen  zw  müssen, 
um  eine  Rücksicht,  die  man  allein  ihrem  innerstaatlichen  ordre 
public  angedeihen  lassen  will,  keineswegs  um  Interessen  der 
anderen  Staaten  oder  der  Staatengemeinschaft;  diese  sind  nur 
interessiert  an  der  Anwendung  des  Heimatrechtes.  Es 
ergibt  sich  also  deutlich,  daß  mit  Einführung  des  Art.  3  die 
Konferenz  von  der  (verfehlten)  zweiten  allgemeinen  Auf- 
fassung (wie  sie  oben  charakterisiert  wnrde),  zu  der  (zutreffenden) 
dritten  übergegangen  ist;  und  es  ergibt  sich  femer,  daß  die 
gleichwohl  daneben  aofrecht  erhaltenen  EumulatiTfassnngen  der 
Art.  1  und  2  sich  Jetzt  als  ein  cmtradktum  in  adifecto  dar- 
stellen, zu  erklären  lediglich  durch  die  Unklarheit  Über  die  an 
anderem  Orte^)  von  mir  dargelegte  Unterscheidung  zwischen 
obligatorischen  (absoluten)  und  permissiven  (fakulta- 
tiven) Kollisionsnormen.  Korrekter  Weise  hätte  sich  die  Fassung 
der  Art.  1 — 3  der  Scheidungskonvention  enger  an  Art.  1  und  2 
der  Eheschließungskonvention  anlehnen  müssen  (wo  die  in- 
korrekte, hier  beliebte  Kumulativfassung  seiner  Zeit  gleich- 
falls von  einer  Seite  angestrebt  worden  ist!);  das  Verhältnis 
der  beiden  in  Frage  kommenden  Rechte  ist  genau  das  gleiche  ; 
die  fakultative  Heranziehung  des  zweiten  Rechtes  (dort  der 
leu:  loci,  hier  der  leu;  fori)  neben  dem  Heimatrechte  geschieht 


nationale  des  rpoux;  noua  disons  seulenient  qu'il  n'est  nullcment 
obliye  de  le  faire  et  nous  ajoutons  que  vraisemölablement  il  ue  le 
fera  paa."  Wie  man  darauf  uuiüttelbar  fortbJuan  konnte  „2>99  explieoHotu 
qui  pricddsut  Ü  ränUte  que  les  ipoua  itabUs  dam  un  pa^s  a$ttre  que 
teur  patrie  ne  peuvent  rägulürement  former  une  detnande  en  divorce 
lä  OÜ  ils  sont  domicilies  que  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  lucale  les 
y  auforisent"'  und  dcnifieinäß  die  strikte  Kumulativanwendung  der  beiden 
Rechte  aussprichcn  kdiiiite,  das  läßt  sich  nur  erklären  durch  die  herrschende 
Farbenblindheit  für  den  Gegensatz  des  überätaatlicben  und  innerstaatlichen 
Redrtefl. 

^)  Die  einheitliche  KodifUtation  des  intemaiümmlen  Prim^eehtB 
durch  Staatsverträge  (Leipiig  1904)  8. 2011.  s.  dort  auch  die  Verweieiingen 
auf  btthera  Literatiir. 
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genau  aus  dem  pfleichen  Gesiclitspunkt  (des  innerstaatlichen 
ordre  public! j  und  in  dem  Ki^-itdien  Sinne  (prohibitive  Eingriffs- 
befugnis). Eine  ausdrückliche  gesetzliche  Erklärung  der  lex 
fori,  daß  sie  von  der  Eingriffsbefugnis  Gebrauch  maclie,  oder 
darauf  verzichte  —  wie  in  Art.  1  der  Eherechtskonvention, 
Art.  6  der  Erbrechtskonvention  —  wird  nach  Art.  3  nicht 
verlangt.  Sie  existiert  auch  tatsächlich  bisher  in  keinem 
Konventiunsstaat.  Wir  sind  also  zur  Entscheidung  der  Frage, 
ob  ein  solclies  Gebot,  eine  solche  Erlaubnis  vorliegt,  lediglich 
auf  die  innerstaatliche  Gesetzesauslegung,  die  herrschende 
Theorie  und  Praxis,  verwiesen,  anders  ausgedrückt:  auf  die 
Auslegung  des  innerstaatlichen  ordre  public.  Man  muß  die 
Frage  auiwerfen,  ob  es  sich  nicht  wenigstens  empfohlen  hätte, 
diesem  ümerstaatlichen  ordre  public  gewisse  überstaatliche 
Grenzen  zu  ziehen,  ihn  zu  y,spezialisieren" ;  festzusetzen  — 
ähnlich  wie  dies  in  Art.  2  der  Eheschließungskonvention  ge- 
schehen ist  —  unter  welchen  besonderen  Voraussetzungen  die 
leo!  fori  befugt  ist,  ihr  eigenes  Becht  entgegen  dem  prin^ 
dpalUer  anwendbaren  Heimatrecht  durchzusetzen.  Bin  der- 
artiges Verfahren  ist  in  der  Tat  im  Laufe  der  Eonferenz- 
verhandlnngen  einmal  (von  belgischer  Seite)  in  aller  Klarheit 
beantragt  worden^)  und  es  wäre  ohne  Zweifel  grundsätzlich 
das  Korrekteste  gewesen.  Jedoch  ist  die  Unterlassung  jeder 
überstaatlichen  Spezialisierung  hier  weniger  bedenklich,  in 
anderen  Fällen  (vgl.  ähnlich  übrigens  Ztsch.  XII.  249),  aus 
dem  Grunde  nämlich,  weil  die  Gefahr  einer  echten  Gesetzes- 
kollision —  widersprechender  Entscheidungen  der  verschiedenen 
Länder  —  hier  nicht  droht.  Denn  was  ist  die  einzige  Folge 
davon,  daß  die  Scheidungsklage  wegen  des  ordre  public  der 
lex  fori,  entgegen  dem  Heimatrecht,  abgewiesen  wird?  Doch 
lediglich  die,  daß  die  Ehe  überall  unangefochten  weiterbesteht. 


^)  f>an  der  Buleke,  Actes  1894,  S.  76:  „. .  AI  a priconniai  au  99{n 
de  la  CommiesioH  le  recoura  ä  la  loi  nationale,  sauf  les  restrietions 
de  droit  public  du  lieu  oA  l'action  est  intentie;  il  a  tnhne  voulu 

tpäcialiser  en  enum^rant  parmi  ccs  restrietions  le  divorce  par  coih 
seutement  niutncl  et  ])our  incompatibiliti'  dliumeur."  Vergl.  dazu  auch 
die  Erklärungen  Beeckmanns  7öff.  und  Beelaert  de  Blokland  7(5. 
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(jefährlich  und  bedenklicli  wäre  die  Saclie  nur  dann,  wenn 
dem  ordre  public  der  lex  fori  -  -  was  nach  Art.  1  und  2  der 
Konvention  ausfresdilossen  ist  —  eine  positive  (imperative) 
Wirkung  eingeräumt  würde,  .sei  es  grundsätzlich  und  allgemein, 
(im  Sinne  der  unter  1.  eriirterten  Auffassung)  sei  es  nur  aus- 
nahmsweise (wie  es  in  Tlieorie  und  Praxis  (ifters  vertreten 
wird^).  Die  nach  der  lex  fori  entgegen  dem  Heimatrecht  aus- 
gesprochene Scheidung  kann  zur  Schließung  einer  neuen 
Ehe  führen,  deren  Rechtsgfiltigkeit  von  dem  Heimatstaate 
nicht  anerkannt  wird.  Die  negativ -prohibitive  Wirkung  der 
lejr  fori  (Verweigerung  der  Scheidung  trotz  heimatrecbtlicher 
Zulässigkeit  derselben)  —  wie  sie  nach  der  Konvention  allein 
in  Frage  kommt  —  kann  eine  derartige  internationale  Bechts- 
verwiming  niemals  im  Gefolge  liaben.  Nur  eines  wäre  hier  • 
mit  Zifelmann  (II.  268  ft.)  im  Interesse  der  „internationalen 
Gerechtigkeit'*  allerdings  zn  verlangen:  daß  die  Ablehnung  der 
Scheidung  seitens  der  kae  fori  in  solchem  Falle  nur  als  eine 
„Yerweigemng  konstitutiver  Tätigkeit*^  des  Gerichtes,  nicht 
als  materielles  Urteil  gelte;  daß  die  Abweisung  nur  „an- 
gebrachtermaßen*' erfolge,  nicht  als  eine  internationaler  Rechts- 
kraft fähige  Entscheidung  über  den  Scheidungsanspmch  selbst. 
Wir  werden  hierauf  unten  —  bei  Art.  7  —  zurückzukommen 
haben.  -) 

m.  Anwendung  des  Prinzips  im  einzelnen* 

A.  Der  gröbere  Kollisionsfall. 

1.  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Scheidung. 

Der  grdbere  (in  Art.  1  allein  vorausgesetzte)  EoUisionsfall 
ist,  wie  oben  dargelegt  wurde,  dann  gegeben,  wenn  nach  einem 
der  beiden  kollidierenden  Bechte  —  dem  Heimatrecht  oder  der 
lex  fori  —  die  Ehescheidung  überhaupt  nicht  zugelassen  wird. 
Er  kann  auf  zweierlei  Art  in  die  Erscheinung  treten;  das 
Becht,  welches  keine  Scheidung  kennt,  kann  entweder  das  Per- 
sonalstatut der  Ehegatten  oder  die  lex  fori  sein. 

»)  Vgl.  z.  B.  Tra.  civ.   Seine  J.  XHI  707. 
^  cf.  Oliveerona,  J.  X  360  u.  Zit. 

Z«itsolirift  f.  Intern.  FriTftt- a.6fllBiitl.BMht.  ZV.  10 
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a.  Das  Helmatrecht  der  Ehegatten  kennt  die  Scheidung 

nicht. 

Der  Fall  marlit  für  das  Konveiitionsreclit  keine  Schwierig- 
keiten. Er  ist  durch  Art.  1  entschieden  und  durch  Art.  3 
nicht  modifiziert.  Konventionsangehöri^e,  nach  deren  Heimat- 
recht die  Scheidung  unznlissig  ist,  können  nirgends  im  Kon- 
ventionsgebiet f^pschieden  werden.  Die  bisher  in  Theorie  und 
Praxis  hier  und  dort  anerkannte  Auffassung,  daß  ein  allgemeines 
Verbot  der  Scheidung  dem  lokalen  ordre  public  der  liberalen 
Zivilrechtsoidnnngen  widerstreite^),  ist  nach  dem  Konyentions- 
rechte  nicht  mehr  zulässig.  Definitiv  erledigt  sind  hiemach  — 
de  lege  lata  wie  de  lege  ferenda  —  ffir  das  Konventions- 
recht die  großen  privatintemationalen  Kontroversen,  welche 
sich  in  Deutschland  an  §  77  BFStG^  (vgl.  auch  preuß.  Land- 
recht n,  §  734)  geknüpft  haben:  eine  Ehe  von  Konventions- 
angehörigen, deren  Heimatrecht  nur  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  gestattet,  kann  in  keinem  anderen  Staate  dem  Bande  nach 
geschieden  werden.  Sollte  man  also  der  Meinung  sein  (vgl. 
dagegen  BG  Bd.  47,  S.  136,  Bd.  48,  S.  146),  daß  §  77  des  EPStO 
mit  dem  Inkrafttreten  des  BGB  seine  Geltung  noch  nicht  verloren 
hat  (Art.  32  EG  z.  BGB),  so  ist  er  für  das  Konventionsgebiet 
in  der  vom  RG  gebilligten  privatinternationalen  Ausdehnung 
(R(  J  Bd.  48,  S.  146)  unter  allt'ii  Umständen  aufgehoben.  Dem 
KoMventionsrechte  widt  rsint  eliend  wäre  auch  z.  B.  ein  Urteil 
wie  dasjenifze  de.s  Tribitnal  civil  de  la  Seine  vom  J6.  7.  86 
J.  Xni  S.  707  ff.,  welches  davon  ausgelit.  daß  die  l>estinimung 
des  österreieliiselien  Hechtes,  welche  die  Elie  der  Katholiken 
für  unlösbar  erklärt,  dem  französisclien  ,,droH  public"  und  der 
Gleichheit  der  verschiedenen  Keügionsangehürigen  vor  dem 


^)  Vgl.  z.  B.  Glivec  rona  für  das  schwedische  Recht,  J,  X  H(5U: 
„L iiitat  ne  doit  pttN  permettre  ä  des  i-poux  nationaux  ou  etratigera, 
mariäs  e»  Sudde,  d  y  vivra  dana  im  dämnüm  eonUmt^h  qui  eonatUue 
un  eeandah  jn^Uc.";  ferner  die  Zitierten  ans  Theorie  und  Praxis  bei 
Weiß,  J.  m  599  Anm.  1. 

8)  Bar  I  21 1.  Vgl.  Entsch.  des  RG  III  27  ff..  IX  98 ff.  Ztsch.  V  168 
SeuffertXLll  \  \  Bahr  in  Ihetingii  Jahrb.  XXI  HHU;  G  i  e  r  k  e :  Deutsches 
Frivairecht,  I  237;  Jiegelaberger  llld,  Beauchet  J.  XI  271  ff. 
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Gesetze  zuwiderlaufe  und  deshalb  „offenbar  unanweudbar  in 
Frankreich''  sei '  eine  Auffassung,  die  aucli  an  und  für  sich 
um  so  unhaltbarer  ist,  als  man  niemals  Anstand  genommen  hat, 
bei  Portugiesen,  Spaniern  etc.  in  Frankreich  deren  Heiniatreclit, 
das  die  Scheidung  verbietet,  anzuwenden,  und  der  Standpunkt 
dieser  Rechte  doch  fraglos,  wie  der  des  österreichischen, 
einfach  auf  dem  katholischen  Dogma  beruht,  und  sich  von  dem- 
jenigen d(  s  österreichischen  Rechtes  nur  dadurch  untersclieidet, 
daß  das  R{(lit  Spaniens  und  Portugals  eben  nur  für  die 
Katholiken  gemacht  ist,  da  man  dort  ein  besonderes  Recht  für  die 
quantite  n^ligeable  der  akatholischen  Personen  eben  nicht 
braucht. 

Dieser  Fortschritt  —  allgemeine  Unzulässigkeit  jeder  nach 
Heimatrecht  niclit  gestatteten  Scheidung  —  gehört  praktisch  zu 
den  bedeutendsten  und  wohltätigsten  des  Konventionsrechtes, 
weil  die  internationale  Gesetzesharmonie  einzig  auf  diesem 
Wege  zu  erreichen  ist  und  es  ohne  Zweifel,  sobald  man  sich 
über  den  eng-nationalistischen  Standpunkt  erhebt,  ein  wichtigeres 
und  höheres  Interesse  ist,  Bigamie  und  yerschiedenartige  Beur- 
teilungen einer  abgeschlossenen  Ehe  zu  verhindern,  als  die 
Durchsetzung  der  Scheidung  und  Abschließung  neuer  Ehen  ent- 
sprechend den  „zwingenden"  Bechtsanschauungen  eines  „lokalen*^ 
Gesetzgebers  zu  ermöglichen. 

b.  Die  lex  fori  kennt  die  Scheidung  nicht. 

Im  entgegengesetzten  Falle  —  wenn  die  Scheidung  nach 
dem  Personalstatut  der  Ehegatten  zulässig,  nach  der  lea^  fori 
aber  überhaupt  nicht  anerkannt  ist  —  kann  auf  Grund  von 
Art.  3  allein  das  Heimatrecht  beachtet  (und  demgemäß  die 
Scheidung  ausgesprochen  werden),  falls  die  lej^^  fori  selbst  es 
„vorschreibt  oder  gestattet*^;  richtiger  ausgedruckt:  wenn  die 

1)  Merkwürdigerweise  kommt  übrigens  jenes  Urteil  des  Tribunal  de  la 
Seine  nicht  —  wie  es  nach  der  Begründung  anabweislich  gewesen  wäre  —  zum 
Ansq^nnih  der  Scbeidmig  auf  Omiid  des  fransSeisdien  Rechtes,  sondern  nur 
JastizTenrdgemng  („U  eotwimU^  pow  la  dtgnUi  de  la/itaHee,  de  didiner 

la  eOHnaish-ance  d'un  ddbcU  oü  la  demand&reSM  en  diiwrce,  ses  grtefs 
fussent-ils  justißes  au  premier  chef,  ne  sattrait  obtenir  les  satisfac- 
tiou8  qu'elle  reclame  et  que  sa  loi personelle  lui  refme  expressement")» 

10* 
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lex  fori  von  der  ihr  zustehenden  „prohibitiven  Eingriffsbefugnis'* 
keinen  Gebrauch  macht,  im  Konventionsgebiete  wird  dieser 
Ausnahmefall  —  wie  der  KB  hier  mit  Recht  annimmt  —  nur 
selten,  wenn  überhaupt,  praktisch  werden.  In  denjenigen  Rechts- 
gebieten, welche  die  Scheidung  überhaupt  nicht  kennen.  (Sp(uiien^ 
Portugal,  Italien,  Biis^iscli-Polen)  wird  sie,  wie  l)isher  auch 
so  gut  wie  allgemein,  unter  Ausländern  nicht  ans<^(  s])ro('hen 
werden.  Eine  liberale  Ausnahme  machte,  wie  oben  lierührt 
wurde,  nur  Ifa/ien,  wo  nntei-  dem  Eintlui3  der  starken  öffent- 
lichen Srcnnung,  welche  überhaupt  für  die  Einführung  der 
Scheidung  besteht,  das  internationale  Privatrecht  gewissermaßen 
als  Vorläufer  des  nationalen  auftrat:  der  Proteus  des  ordre 
pitblic  nahm,  wie  immer,  die  der  Praxis  wohlgefälligste  Gestalt 
an,  begann  dem  Auslande  gegenüber  seine  Unbeugsam keit  za 
verlieren,  weil  er  seine  Autorität  auch  im  Inlande  untergraben 
fühlte.  Das  ei*ste  Urteil  dieser  Art  war  dasjenige  d(  s  Aiipel- 
hofs  Ancona,  22.  3.  84  (t\  Bremen  Iv.  Bremen),  abgedruckt 
Monitore  dei  Tribunali  1884  S.  367,  Giurisprudema  lUüiana 
1884  U  247  (vgl.  Ai^  1894  S.  84),  welches  der  Scheidung^ 
klage  (anf  Grund  böslicher  Yerlafisnng)  eines  in  Ancona 
wohnenden  Deutschen,  welcher  1870  dort  eine  Italienerin  ge> 
heiratet  hatte^),  stattgab,  unter  Ablehnung  der  von  dem  Unter- 
gericht  auf  Art.  12  Prelim.  0.  G.  gegründeten  Prohibitiver- 
wägungen,  in  Anwendung  des  allgemeinen  Art.  6  (und  102 
und  103).  Die  Grunde  lassen  deutlich  erkennen,  daß  das 
Gericht  grundsätzlich  der  Scheidungsfreiheit  zuneigt,  und 
die  Umslände  des  Falles  waren  zudem  besonders  gravierende: 
die  Ehefrau  hatte  schon  1870  den  Mann  verlassen,  hatte  in 
Amerika  ihrerseits  selbst  die  Scheidung  bewirkt  und  eine  neue 
Ehe  eingegangen.  Trotz  des  Widerspruchs  der  Theorie  -)  gegen 

^)  Dieser  Tatbestand  ist  besonders  bemerkenswert  gegenüber  dem  unten 
zu  besprechenden  Urteil  des  Appelhofes  Turin  vom  21. 11.  00. 

Sidie  qiesiell  dagegen:  FuBinato,  gttesHoni  di  diritto  imteru. 
pHv.  (1884)  35  ff.,  46  ff.  n.  12b  ;  Fiore  II  192;  Cntellani  HI  294/657  ff.; 
Esperson  81  ff. ;  Buzzati,  Le  leggi  e  le  senteme  straniere  di  di- 
vorziü  etc.,  {Furo  italiano  1901  S.  23 ff.);  dafür:  Brusa,  Annuaire  IX 
1231;  vnd  gnmds&tzlicli  vor  allen:  (in  gaai  und  gar  einsdtigNi nnd  halt- 
losen Deduktionen)  X  ^  Y  196  ff.,  244  ff.,  284;  geeetalicb:  Argenünien 
bei  Niemeffer  a.  a.  0.  No.  28ö. 
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diese  revoliitiDiiare  Entscheidung  (die  „prima  caiisa  tanti  mall" 
nach  Buzzati,  iS.  IHi  haben  die  italienischen  Gericlite  noch 
einigeraale  in  gleichem  Sinne  erkannt:  das  Tribunal  Genua 
schied  am  7.  6.  94  die  Ehe  zweier  Engländer^),  das  Tribunal 
Milano  am  2,  6.  97  und  30.  6.  98  diejenige  zwischen  einem 
Schweizer  aus  Tessin,  der  eine  Italienerin  aus  Mailand  ge- 
heiratet hatte'-)  (auf  gegenseitige  Einwillignnp:!).  Das  letzt- 
genannte Urteil  wurde  zwar  vom  Appelhof  Mailand  (24.  11.  98) 
bestätigt  {Monitore  d.  trib,  99,  64  ff.)i  jedoch  Yom  Kassations- 
hof Torino  (2.  11.  00)  anfgehoben  (MotUhre  1900,  981  ff.), 
allerdings  mit  höchst  merkwQrdiger  Begrändung:  Der  Fremde, 
welcher  in  Italien  eine  Ehe  schlieBt,  unterwerfe  sich 
damit  dem  italienischen  Ehegesetz  and  akzeptiere 
die  absolute  Bedingung  des  Art.  148  CO.  (Auflösbar- 
keit der  Ehe  nur  durch  den  Tod.^ 


1)  Mimitar«  dei  Mb*  1894  &  784:  mit  der  kategoriaclieii  Behanptang 

(in  Ennanglnng  von  Qifinden :  ^inguantoche  e  ritenuto  dalla 

dottrina  (?)  ed  insegnato  dalla  piü  recente  giurisprudema  che  Vappli- 
cazioue  nei  lufpporti  degli  stranieri  della  loro  legge  nazionale  in  tema 
di  divorzio  non  nffcnde  ne  V  o  rdine  2>uf}bIico  ne  il  huon  costume" 
und  .  .  .  „nun  2>^ö  dirsi  che  off  endete  potrebbe  7ie  pect  urbare  il  senti' 
mmta  pvilbUco'  UaUam,"  (Dm  Urteil  ist  auch  J.  XXV  412  referiert,  in 
der  Note  irrtflndioh  ab  das  erste  derartige  aus  der  italienisehen  Jorispradei» 
bezeidinet) 

*)  MmUore  dei  trih.  1897  S.  514  ff. :  „Ne  nale  a  dire  che  il  divorzlo 
non  e  ammessu  dalla  legge  ttaliana,  che  in  forza  delV  Art.  12  disp. 
prclivi.  C.  C.  /'  magistrati  italiaui  dchbono  rifiutarc  a  conoscere  du  na 
questione  ad  esso  relativa  .  .  .  perche  .  .  .  si  invoca  la  legge  nazionale 
dellu  straniero  soUanto  per  atabilire  la  sua  capacitä  giuridica."  Das 
ürfceU  Tom  ßO.  6. 96  s.  bei  Bu9aati  11  IL 

^  Und  weiter:  nach  Art  3  seien  dem  Fremden  die  gleichen  (Givfl-) 
Eechte  nngerftnmt  wie  den  Binheimisdien,  aber  nicht  grttfiere:  „Di  eonw- 
guenga  0)  P^^*  essere  dubbio  ehe  i  nu^ittraH  italiani  non 

avrebbero  facoltä  colle  leggi  che  si  governano  di  pronunziare  il  divorzio. 
tra  cittadini  italiani,  per  la  stessa  ed  a  maggiore  ragione  non  lo 
pnssduu  j)er  lo  straniero  che  in  Italia  ahbia  celeb rato  il  matri- 
niumo  (!J/  £s  wird  dabei  noch  auf  Art.  9  disp. prelim.  ^zug  genommen, 
der  fttr  das  0 b I igati o ns r eoh t  die  lea>  loei  actus  entscheiden  l&6t !  Diese 
Begründung  ist  so  evident  Terlehlt,  daB  sie  in  der  Tat  keiner  Widorlegong 
bedarf.  (Die  Bntachadiing,  an!  die  wk  bei  Art.  7  sorttdaukommen  haben, 
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In  den  am  Schlüsse  aufgestellten  Thesen  erklärte  aber  der 
Kassationshof  —  über  den  vorliet^eiiden  Fall  hinausgehend  — 
daß  jede  Ehescheidung  vor  italienischen  Gerichten 
unter  allen  Umständen  unzulässig  sei.^)  Den  nämlichen 
Satz  hat  der  Kassationshof  Florenz  in  den  Gründen  des  Urteils 
vom  6.  12.  02  ausgesprochen  (J.  XXX  910  ff.;  Monitore  dei 
irib,  1903  S.  43  ff. ;  Ztsch.  XIII  604  f.)  Vergl.  auch  noch  die 
von  Bnzzati  S.  15  und  16,  28 f.  zit,  und  im  J.  a.  a.  0.  ab- 
gedeckten Urteile. 

Die  auf  die  Mitteilung  von  Pierantoni  gegründete  An- 
nahme des  KB  von  IdOO  {Actes  8.  209),  daß  die  itaUenische 
Jurisprudenz  im  Sinne  der  Anconeser  l^tscbeidnng  von  1884 
„fixiert'*  sei,  ist  hiernach  jedenfalls  heute  nicht  zutreffend,  und 
es  hat  vielmehr  den  Anschein,  als  ob  wir  für  die  Zukunft  auch 
in  Italien  Ehescheidungen  von  Ausländem  kaum  mehr  erwarten 
dfirften. 

Die  Frage  ist  einzig,  ob  das  YeilKtt  der  Scheidung  in 
einem  Bechtsgebiete'  derart  festgewurzelt  ist,  dafi  der  ordn 
piMic  die  subsidiäre  Anknüpfung  des  Forums  neben  derjenigen 
des  Heimatrechtes  fordert,^  eine  Frage,  auf  die  es  eine 


ist  ausführlich  und  im  Zus>ammeuhangc  mit  der  gesamten  italienischen  Praxis 
erörtert  yon  Bu9»atif  Fora  UaHano  1901.)  —  YgL  übrigens  genan  ebttiso 
für  das  schwediMlie  Reelit:  OUveerona,  J.  X  860. 

^)  „L*  autorUä  gfyfdieiaria  italitma  neu  pud  dar  fsaao  molio  meno 
ammettere  una  äamanda  di  sciagUnufUo  di  imUrinumio,  Ha  esso 
celebrato  in  Italia  o  nlV  estcro  perchi  la  noatra  ligge  non 
antmettc  a s solutamente  sifatta  azione." 

^  Vgl.  Buzzatis  scharfe  Erklärung  a.  a.  ü.  Ö.  23:  „Chi  j)ud  negare 
ehe  prodmca  «t»  profanda  turbamento  ai  noBtro  orMtf  pMUeo  üfaUö 
ehe  eüfadiiU  italiaiUf  eu4  dai  poteri  pMUei  nostrt  i  negaio  Hmjpre 
ü  modo  di  aciogUere  Ü  loro  vimeolo  eofUufetlep  ancsft«  per  eauee  ed  in 
easi  degui  della  pitX  profanda  pietd,  assistano  in  Itolia  allo  aeiogli' 
mentu  dello  sfessa  vincolo,  per  opera  di  un  magistraio  italinno,  anche 
in  casi  e  per  caiu'>c  futili,  quäle  il  comune  consenso,  e  assistano  forse 
ad  un  nuovo  matrtmonio  in  Italia  dei  divorxiati,  che  porrebbero  cosi 
in  atto  un  fatto  che,  compiuto  da  un  italiano,  coatituirebbe  un  reato?" 
pie  ganz  und  gar  liaUiloaea  Seheii^prllxide,  die  man  am  dem  italien&sdien 
C.  G.  fOr  die  Scheldiuig  tod  Ansl&ndem  abgältet  bat,  siod  tob  Bueaati 
8.  2511.  ■charf  kritiafeft.) 
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allgemeine,  zwingend  logiscbe  und  theoretische  Antwort  nicht 
gibt.  In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  der  Einfluß  der 
katholischen  Kirche  auf  das  Eherecht  stark  lebendig  ist,  wird 
die  Frage  wohl  durchgängig  bejaht  werden,  wenn  die  Ehe- 
gatten Katholiken  sind.  Aber  auch  in  solchen  Staaten  könnte 
man  sicli  m.  E.  seiir  wohl  zu  der  Konzession  herbeilavSsen  bei 
akatholischon  Ausländern  die  Scheidung  entp rechend  ihrem  Heimat- 
rechte zuzulassen.  In  der  Regel  wird  aber  die  bisher  (außer- 
halb Italiens)  unangefocliten  gebliebene  strengere  Auffassung 
aucli  als  dem  einzelstaatliciien  ordre  public  entsprechend  fest- 
zuhalten sein.  Solange  ein  europäischer  (  Jesetzgeber  überhaupt 
an  der  Venverfung  der  Sc]ieidnn«r  festhält,  gibt  er  damit  zu 
erkennen,  daß  er  auf  dem  Boden  des  katliolischen  Dogmas 
steht,  das  eine  Lösung  der  Ehe  vom  Bande  als  direkt  gegen 
das  göttliche  Gebot  verstoßend,  ansieht;  dies  führt  zu  der 
Folgerung,  daß  auch  seinen  Organen  strikt  und  ausnahmslos 
verboten  sein  soll,  einen  derartigen  Akt  vorzunehmen.  Die 
Subsidiaranknüpfung  des  inländischen  Forums  rechtfertigt  sich 
in  diesem  Falle  auch  aus  speziüsch-prozessualen  Erwägungen^), 
nicht  nur  dann,  wenn  etwa  die  Ehesachen  direkt  vor  geist- 
liche Gerichte  verwiesen  sind.  Auch  bei  den  staatiichen 
Gerichten  ist  —  für  Ehesachen  —  so  ziemlich  fiberall  ein 
besonderes,  der  eigentümlichen  und  tiefgreifenden  Bedeutung 
des  Aktes  entprechendes  Verfahren  mit  weitgehenden  Eautelen 
eingeführt  Ein  Staat,  welcher  die  Scheidung  überhaupt  nicht 
kennt,  hat  natürlich  auch  keine  derartigen  Yerfahrensvor- 
Schriften,  und  es  ist  keineswegs  ausgemacht,  daß  die  Yor- 
schriften,  welche  er  für  das  Separationsverfahren  gegeben  hat, 
ihm  auch  für  das  Scheidungs verfahren  —  falls  er  an  die 
Möglichkeit  eines  solchen  gedacht  h&tte  —  genügt  haben 
würden.^  Positiv  entschieden  könnte  die  Frage  nur  durch 
einzelstaatliche  Ausffihrungsgesetze  werden  —  wie  sie  auch  hier 

^)  Daß  die  YerfahrensTorsehrifteii  lieh  auch  nach  EoorentionB- 

techt  ausschließlich  nach  der  lex  fori  bestimmeiB,  verBtelht  Bich  von  sähst: 

vgl.  auch  z.  B.  Fiore,  Dir.  int.  pr.  No.  656. 

2)  Auch  in  Frankreich  spielten,  solange  die  Scheidnng  abgeschafft  war 
(1816—1884),  ähnliche  Kontroversen  wie  jetzt  in  Italien;  die  herrschende 
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Q.  E.  entschieden  zu  wünschen  wären.  Mangfels  solcher  Ent^ 
Scheidung  bleibt  die  Sache  der  Theorie  und  Praxis  überlassen, 
die  hier  lediglich  mit  den  bekannten  crä/re  jm^ZiKsArgamenten 
operieren  womit  man  beweisen  kann,  was  man  eben  be- 
weisen will. 

Wie  verhSlt  sich  der  „ordre pubW  in  denjenigen  Ländern, 
welche  die  Scheidung  der  Katholiken  ausschließen,  sie  aber 
bei  akatholischen  Ehegatten  gestatten?  In  Betracht  kommt  in 
erster  Reilic  Österreich.  Ausdrückliche  Entscheidungen  der 
Frage  sind  niclit  hckannt  geworden,  eine  Tatsache,  die  wohl  in 
ungünstigem  Sinne  auszulegen  ist,  d.  h.  dahin,  daß  in  Österrewh 
auch  zwischen  ausländischen  Katholiken  die  Scheidung  niemals 
ausgesproclien  wiid.  Dieser  Meinung  ist  grundsätzlich  auch 
Hol  in  II  592  und  für  Brasilien  (wo  die  Sache  ebenso  liegt, 
bezw.  vor  1890  ebenso  lag):  Filho,  J.  VIII  MX.  Für  den 
bisherigen  österreichisclu  n  Reclitszustand  ergibt  sich  diese  Lösung 
übrigens  aus  dem  Grunde,  weil  man  dort  überhaupt,  wie  oben 
hervorgehoben,  im  Scheidungsrecht  lediglich  die  lex  fori  (positiv 
und  negativ-prohibitiv)  anwendete,  üb  die  mit  dem  Konventions- 
recht eintretende  Änderung  dieses  Prinzips  eine  liberalere  Praxis 
ausländischen  Katlioliken  gegenüber  mit  sich  bringen  wird,  bleibt 
abzuwarten.  Wahrscheinlich  ist  dies  eben  nicht,  da  die  nniver- 
selle  Tendenz  kirchlicher  Ehedogmen  in  Österreich  immer  und 
überall  stark  hervorgetreten  ist  und  daher  kaum  anzunehmen 
ist,  daß  man  sich  bemüßigt  sehen  wird,  gerade  in  solchem 
Falle  die  durch  Art.  1  als  korrekt  und  sachgemäß  anerkannte 
Eumulativanwendung  der  lea;  fori  ohne  Not  und  Veranlassung 
aufzugeben.  Es  zeigt  sich  auch  hier  der  Schaden  der  ver- 
unglfickten  Konventionsfassung:  die  liberalere  und  im  inter- 
nationalen Interesse  erwünschte  Kollisionsnorm  hatte .  eben 
ausdrücklich  als  Regel,  nicht  als  die  (von  yomherein  als  „selten** 
und  „unwahrscheinlich**  oharaktensierte)  Ausnahme  aufgestellt 
werden  müssen. 

Doktrin  und  Praxis  war  aber  stets  für  allgcuiciucn  Ausschluß  der  Scheidung: 
vgl  Weiß  m  5971.;  Xolin  U  110  ff.  Eine  rateieasante  SpesfaiUtftt  bildet 
dabei  die  Frage,  ob  das  Übergangsgeseta  vom  26.  Germinal,  XI.,  welches  alle 
Nichtigkeitsklagen  gegen  früher  ausgesprochene  Scheidungen  TCrbot,  sichgleicho 
falls  auch  auf  das  Ausland  erstreckte :  Cass.  20.  3.  02. 
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Ähnlich  wie  für  OsterreicJi  liegt  die  iSaelie  noch  in 
Rußland,  wo  Ehe  und  Ehesclieidung  aller  Nicht-Orthodoxen 
nach  den  Satzungen  ihrer  Bekenntnisse  gerichtet  werden.  Die 
daraus  sich  ergebende  Ulilösbarkeit  katholischer  Ehen  gi'eift 
notwendig  aucli  ausläiidisclien  Katholiken  gegenüber  Platz,  da 
in  Rußland  die  Scheidung  den  geistlichen  Gerichten  untersteht, 
und  dalier  eine  Instanz  für  Scheidung  katholischer  Ehen  über- 
haupt niclit  existiert. 

Es  wäre  liier  noch  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  es  einem 
Verbote  der  Scheidung  gleich  zu  achten  ist,  wenn  das  Heimat- 
recht nur  Scheidung  einer  bestimmten  Art,  wie  sie  nach 
der  lex  fori  nicht  verwirklicht  werden  kann,  zuläßt  und  an- 
erkennt^  also  z.  B.  (wie  eben  im  rassischen  Becht)  nur  eine 
Scheidung  von  geistlichen  Gerichten,  oder  nur  eine  solche 
per  rescriptum  principe  oder  dergl.  Die  Frage  kann  jedocli 
hier  dahingestellt  bleiben,  weil  sie  durch  den  Inhalt  des  Art.  d, 
wie  sich  unten  ergeben  wird,  praktisch  gegenstandslos  ge- 
worden ist. 

2.  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Trennung 

von  Tisch  und  Bett. 

a)  Kollision  der  ständigen  «^l^ara^io»  de  corps 

mit  der  Scheidung. 

Nach  der  Eonyention  (abweichend  yon  den  ersten  Entwürfen) 
gilt  ffir  die  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett  fiberall  das  Nämliche 
wie  für  die  Scheidung  (Art.  1  K,  Art.  2  II).  Die  Separation 
muß  also  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  sowohl  nach 
Heimatrecht,  als  nach  lex  fori  begründet  ist  Es  genügt,  daß 
eines  der  beiden  Rechte  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht 
zuläßt,  um  die  Abweisung  der  Klage  zu  rechtfertigen. 

Zugi  lassen  ist  die  Separation  niclit  nur  in  denjenigen  Staaten, 
welche  die  Scheidung  vom  Bande  verwerfen,  an  Stelle  der  Schei- 
dung (Spanien,  Portiif/ah  llalien,  Österreich  für  Katholiken, 
Russisch-Polen),  sondern  außerdem  auch  in  der  großen  Mehr- 
zahl der  Konferenzstaaten  neben  der  Sclieidung,  sei  es  ans  den 
nämliclien  Ursachen  wie  die  Scheidung,  (Frankreich,  Belgien, 
Lt^xemburg,  Ungarn)  sei  es  aus  —  zum  Teil  —  darüber  lünaus- 
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gehenden  Gründen  (Holland,  Österreich^  skandinavisch  Län- 
der). Gänzlich  unbekannt  ist  sie  in  Rumänien^  sowie  in 
Rußland  (mit  Aiisnalime  von  RussLsch-Polen) :  unbekannt 
(bezw.  nnr  als  rein  interimistische,  zeitweilige  Trennimg  aus- 
nahmsweise zugelassen)  in  der  Schiceiz\  unbekannt  endlich 
nach  herrscliender  Mciining,  in  Deutsdiland,  da  man  annimmt, 
daß  die  durch  das  B(tB  eingeführte  „Aufhebung  der  ehelichen 
Gemeinscliaft"  eine  von  der  Trennung  von  Tiscli  und  Hett  durcli- 
aus  verscliiedene  Institution  sei.  Wir  werden  unten  die  Natur 
dieser  deutsch-rechtlichen  Gemeinschaftsaiithebung,  ebenso  wie 
diejenige  der  zeitweiligen  Separation  und  ilir  Verhältnis  zu 
der  gewöhnlichen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  besonderen 
zu  untersuchen  und  die  Folgen  für  das  Konventionsrecht  fest- 
zustellen haben.  Zunächst  ist  der  Koliisionsfall  ohne  Bücksicht 
auf  diese  Spezialitäten  ^)  zu  erörtern  und  zwar  wiederum  in  der 
zwiefachen  Gestalt^  in  welcher  er  in  die  Erscheinnng  treten  kann. 

1.  Das  Heimatrecht  der  Ehegatten  kennt  die 

Separation  nicht. 

In  solchem  Falle  steht  fest,  daß  auch  im  Auslande  nirgends 
auf  Separation  erkannt  werden  darf,  und  zwar  auch  dann 
nicht,  wenn  nach  Heimatrecht  die  Scheidung  (vom 
Bande  der  Bhe)  begründet  w&re,  nach  lex  fori  aher  nur 
die  Separation  ausgesprochen  werden  kann.  Daß  diese  harte 
Konsequenz  gezogen  werden  muB,  ist  unzweifelhaft.  Die  sehr 
interessante  Entstehungsgeschichte  der  Art.  1  II  und  2  II  ergibt 
es  klipp  und  klar,  wenn  der  Wortlaut  nicht  genügen  sollte. 
Die  ersten  Entwürfe  liatten  die  Frage  in  entgegengesetztem 
Sinne  entschieden.  Art.  7  des  ersten  KE  {Actes  1894  S.  88) 
(Art.  3  des  detinitiven  Entwurfs  von  1894)'^)  lautet: 

Im  folgenden  wird  daher  insbesondere  von  dem  deutschen  Hechte 
(auch  vom  EG.  z.  BOB  Art.  17  Abs.  4)  zunächst  ^anz  abgesehen. 

2)  Für  die  Gründe  der  Separation  bestimmte  der  Entwurf  nichts  be- 
aoBtoes  (vgl.  Art.  8  KE).  Der  dnrdi  dM  Bedaktiomkomitee  nachträglich 
mit  Besag  auf  uneeren  Fall  eingefügte  zweite  Satz  („dans  le  ea»  pr&ou 
par  Part.  3,  2,  oh  se  refMra  tutsc  causes  de  dhforce  admises  par  la 
loi  nationale)  sagt  nnr  etwas  Selbstverständliches  io  sdliefer  FasBung.  Vgl. 
dio  Erläuterungen  Actes  1H<U  S.  9B  und  die  Bemerknngen  ymSoguin  und 
£enault  zu  Art.  8  des  KE  Actes  1894  S.  78. 
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„La  Separation  de  corps  peut  etre  demandie: 

1.  si  hl  loi  nationale  des  epoiix  et  la  loi  du  lieu  ou 
Vaction  est  rntentee  Vadmettent  egalement; 

2.  si  Ja  Joi  national p  n  admet  qne  Je  divorce 
et  si  la  loi  du  lieu  ou  l'action  est  inientee 
n'admet  que  Ja  Separation  de  corps. 

Der  KB  bemerkt  treffend  zu  dem  hervorgehobenen  Satze, 
daß  in  solchem  Falle  die  Separation  das  einzi^r  mögliche  l\Tittel 
sei,  um  die  eventuell  notwendige  Aufhebung  einer  unerträglich 
gewordenen  Ehegemeinschaft  herbeizuführen.  Es  sei  allerdings, 
mangels  besonderer  VereinbaruDg,  zweifelhaft,  ob  der  Heimat- 
staat die  Separation  anerkennen  werde.  Aber  jedenfalls  sei  es 
leichter  für  einen  Staat,  der  nur  die  Scheidung  kenne,  eine 
Separation  anzuerkennen,  als  für  einen  solchen,  der  nur  die 
Separation  habe,  eine  Scheidung  zuzulassen.  In  der  gleichen 
Weise  liat  Renault  —  auf  dessen  personliche  Initiative  offen- 
bar Jene  Bestimmung  znrflckzuffihren  ist  —  in  der  Plenar- 
yerbaudlung  den  Standpunkt  der  Kommission  gegen  die  Angriffe 
Roguina  (SchnDeix),  denen  sich  Schmemann  (Rußland) 
und  Rahusen  (Boäand)  anschlössen,  verteidigt  und  ist  damit 
durchgedrungen^).  Auf  der  dritten  Konferenz  ist  Jedoch  die 
Bestimmung  gefallen.  Die  holländische  Begierung  beantragte 
schon  ImFto^  deprogramme  (Doc,  1900  S.  102)  ihre  Streichung) 
weil  der  Satz  keine  Bflcksicht  nehme  (?)  auf  „gewisse  Gesetz* 
gebungen",  welche  nur  die  Scheidung  zulassen  und  die  Separation 
ausschlieBen.  Riumä$iien,  Schweden  und  Deuteckland  (Actes 
1900  8. 154  und  Doc,  1900  S.  107,  170f.)  stimmten  alsbald  dem 
holländischen  Vorschlage  bei,  in  der  Hauptsache  auch  Spanien^ 
weil  die  Angelegenheit  für  spanische  Staatsangehörige  ja  oline 
Interesse  sei  (Doc.  S.  146.)  Dagegen  sprachen  sich  das  österr. 
Memorandum  {Actes  1900  S.  47),  sowie  die  französische  (Doc, 
S.  155)und  besonders  die  belgische (7>oc.  1900S.  131) Kommission 
aus:  „On  refuserait  ainsi  (nach  dem  holländischen  Vorschlage) 

^)  Überebutfamnend  aneh  die  Entaolieidiuig  des  IraiiBdsiMlicii  KaiMtion»- 
bof»  1.  7.  78  (die  zwischen  Schweizern  in  Frankreich,  die  säparatüm  i» 

corps  anssprach)  und  Demangeat  dazn  J.  Y  452  f.,  allerdinga  mit  ganz  un« 
haltbaren  Grtlnden.  Dagegen  Lehr  a.  a.  0.  247  f. 
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moins  pour  accarder  le  plm^*  Die  erste  Kommission  (Actes  1900 
S.  207  E)  hat  sich  jedoch  mit  großer  Minorität  entsprechend  dem 
holländischen  Antrag  für  die  Streichung  ausgesprochen.  Bs  sei 
ein  Irrtum  „r4sültant  d'une  me  superficielle"  zu  glauben,  daß 

die  Scheidung"  immer  als  das  majus  die  Separation  umfasse;  in 
den  Augen  eines  (iesetzgebers  der  nur  die  Scheidung  zulasse, 
sei  die  Separation  kein  Minua,  sondern  ein  Aliud,  das  er  all- 
gemein ausschließe  und  niemals  bei  seinen  Staatsangehörigen 
anerkenne,  möge  sie  auch  einer  ausländisclien  lex  fori  ent- 
sprechen. Warum  also  dem  Domizilgericht  zu  gestatten,  darauf 
zu  erkennen?  Es  bleibe  nur  übrig,  die  Ehegatten  an  ihren 
heimatlichen  (ierichtsstand  zu  verweisen  —  was  allerdings, 
wie  man  sich  nicht  verhelilen  könne,  sowohl  aus 
faktischen,  a  1  s  a  u  s  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  n  ( i  r  ü  n  d  e  n  nicht  immer 
möglich  sei.')  Wie  dem  aber  auch  sei,  die  Länder,  in 
welchen  nur  die  Scheidung  bestehe,  seien  selbst  die  besten 
Richter  darüber,  was  ihren  Angehörigen  im  Auslande  zukommt. 
Sobald  sie  den  Willen  aussprechen,  daß  diese  sich  der  Separation 
nicht  unterwerfen  dürfen,  sei  kein  Grund  vorhanden,  füi'  die- 
jenigen Länder,  in  denen  Scheidung  und  Separation  neben- 
einander bestehen  (der  Bericht  erwähnt  merkwürdigerweise 
nicht  den  krassesten  und  wichtigsten  Fall,  nämlich  diejenigen 
Länder  in  denen  nur  Separation  besteht!)  einen  Gesichtspunkt 
nicht  anzuerkennen,  est  plus  logique,  phts  ctmforme  cm 
principe  g^ninü  de  la  moMi^e^. 

Diese  Erwägungen,  welche  für  die  Konferenz  entscheidend 
gewesen  sind,  sind  m.  E.  unzutreffend.  Sie  bemhen  auf  irr- 


1)  „11  ne  faut  pas  se  dissfmuter  qu'en  fait,  ce  nc  Icur  sera  pas 
ftnijoHrs  aussi  or'sd  pour  divers  mntifs:  les  proces  relatifs  ä  des 
imidents  qui  ae  sunt  passes  peut-etre  fort  luin  du  lieu  oh  siege  le 
tribunalt  sont  longa  et  coüteux,  outre  gue  les  conditions  d'une  bonne 
admini9traUtm.  de  la  ßtatiee  aont  diffidUment  rempUw,  De  plus,  les 
parHea  treuwrtmi^llee  Umpwre  une  juriadicHon  compitente  dane  leur 
ptUrie  qn^ellee  auront  quiitie  depuis  longtenips  ?  On  pourraii  imiter 
la  privoyunce  du  legislateur  allemand  qui  a  determin^  avec  precision 
la  Jurisdiction  natioffcile  compctente  pour  les  Allemands  qui  sont  ä 
Vetranger."    Vgl.  dazu  schon  Actes  1894  S.  86. 
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tümlichen  Voraussetzungen.  ^)  Die  Frage  ist  zwar  darnach  de 
conve)itione  lata  erledigt.  Sie  darf  aber  für  uns  nicht  erledigt 
sein,  mit  Rücksiclit  einerseits  anf  das  aiißerkonventionsmäßige 
internationale  Privatrecht,  andererseits  auf  spätere  Revisions- 
konferenzen, wenn  die  (iründe,  welche  für  die  Stolliingnahnie 
der  3.  Konferenz  entscheidend  waren,  einer  genaueren  Prüfung 
nicht  standhalten.  So  liegt  aber  die  Sache  in  der  Tat.  Die 
Entscheidung  der  Konferenz  ist  nicht  aus  irgend  welchen 
internationalen  Billigkeits  -  Gesichtspunkten  erfolgt,  sondern 
ausschließlich  im  Hinblick  auf  das  Heimatgesetz,  dessen  Inten- 
tionen die  privatinternationale  Nonn  auf  das  strikteste  folgen 
will.  Allein  heißt  es  den  wahren  Intentionen  eines  Ge- 
setzes, welches  die  Lösung  der  Ehe  für  begründet  erklärt, 
folgen,  wenn  man  den  Staatsangehörigen  im  Ausland  weder 
Scheidung  noch  Separation  gestattet?  Heißt  das  nicht  das 
Beispiel  des  gehorsamen  Krankenpflegers  nachahmen,  dem  der 
Arzt  befohlen  hatte,  dem  Patienten  nur  kräftige  Nfüurung  zn 
geben  und  der,  als  kräftige  Nahrung  einmal  ausgegangen  war, 
den  Kranken  yerhungem  ließ?  Man  wendet  ein,  die  Separation 
sei  der  Scheidung  gegenüber  nicht  ein  Mmus^  sondern  ein 
Miud.  Das  mag  richtig  oder  unrichtig^)  sein,  (es  ist  m.  E. 
beides !);  jedenfalls  beruht  aber  diese  wie  jene  im  Kerne  in  nichts 
anderem  als  in  der  rechtlich  anerkannten  Trennung 
der  ßhegemeinschaft;  und  gewiß  ist,  daß  ein  Gesetz- 
geber, der  die  Scheidung  autorisiert,  eben  dieses  Ziel  ins  Auge 
gefaßt  hat.  Er  hat  allerdinjrs  dieses  Ziel  lediglich  auf  dem 
Wege  der  Scheidung  zu  erreic  ht  ii  gesucht,  und  hat  die  Separation 
verworfen.  Aber  er  hat  dabei  eben  —  wie  fast  innner  —  nur  f  ü  r 
den  Regelfall  gesprochen,  daß  das  Rechtsverhältn i s 
ganz  im  Inlande  beschlossen  ist;  die  privatinternationale 
Frage  hat  er  sich  nicht  vorgelegt.  Wie  er  diese  entschieden 
'  haben  würde,  das  können  wir  nicht  äußerlich  aus  seinem  Gesetzes- 
wortlaut entnehmen,  sondern  wir  müssen  auf  seine  tieferen 
Absichten  zurückgeben.   Diese  Absichten  lassen  erkennen,  daß 

^)  TrotB  der  Änfienrngeo  der  Delegierten  zwder  nAehstlietioffeiier  Vec^ 
tragsstaatcn  (Deutschland  und  ScJiwHb)  Ades  1900  8.  206  u.  1894  8.  78. 
2)  Vgl  dam  auch  u.  a.  &G  XI  414. 
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er  es  für  besser  hält,  eine  zerrüttete  Ehe  gleich  ganz  und  gar 
zu  trennen  und  es  weder  für  nötig  noch  für  erwünscht  erachtet, 
der  Bechtsprechnng  neben  dem  großen  Mittel  der  Scheidung 
aach  noch  das  „Ideine"  der  Separation  frei  zu  geben.  Vor  die 
Wahl  gestellt,  Scheidung  oder  Separation  zu  nehmen,  hat  er 
lediglich  die  Scheidung  gewählt.  Würde  er  die  Separation  auch 
dann  abgelehnt  haben,  wenn  er  nur  vor  der  Wahl  gestanden 
hätte,  entweder  die  Separation  zu  nehmen  oder  nichts?  Er  hat 
die  Separation  nicht  gewollt,  aber  noch  viel  weniger  hat 
er  die  Fortdauer  der  zerrütteten  Ehe  gewollt.  Letztere 
aber  bedeutet  es,  wenn  man  in  dem  vorausgesetzten  Falle  die 
Separation  versagt.  Man  wendet  in  Walirheit  nicht,  wie  man 
prinzipofemäß  zu  tun  vermeint,  sowolil  das  Heimatrecht  als 
auch  die  lex  fori  an,  sondern  man  bildet  ein  drittes  Reciit,  das 
weder  Heimatrecht  noch  lex  fori  ist.  Es  mag  allerdings 
für  einen  Staat,  der  die  Separation  innerstaatlich  ausdrücklich 
abgelehnt  hat,  gewisse  BedenJcen  haben,  die  im  Auslande  aus- 
gesprochene Separation  seiner  Angehörigen  anzuerkennen  ^),  Be- 
denken, denen  dadurch  ausreichend  begegnet  werden  kann  (und 
tatsächlich  meist  begegnet  ist!),  daß  man  im  Heimatstaate  die 
nachträgliche  Umwandlung  der  ausländischen  Separation  in 
Scheidung  (sei  es  mit,  sei  es  ohne  erneute  Sachverhandlung) 
ermi^licht.  In  jedem  Falle  sind,  theoretisch  und  praktisch, 
die  Bedenken,  welche  die  entgegengesetzte  Auffassung  wachruft, 
erheblich  schwerer.  Dem  natürlichen  Bechtsgefühl  muß  es  als 
eine  unbegreifliche  Härte  und  eine  unverständliche  Pedanterie 
erscheinen,  daß  z.  B.  vor  spanischen  Grerichten  ein  Italiener, 
Franzose  etc.  wegen  Ehebruch  seiner  Frau  unbeanstandet  die 
Separation  (nach  spanischem  Gesetz  dimrdo  genannt)  er- 
wirken kann,  während  ein  Schweizer  etc.  (dessen  Heimatrecht 
ihm  die  Scheidung  gestattet)  überhaupt  kein  Bechtsmittel  haben 
soll,  eine  Trennung  von  seiner  Frau  durchzusetzen ;  daß  ähnlich  > 
in  Österreich  ein  katholischer  Rumäne  wegen  eines  nach 

Obschon  sich  (ungeachtet  der  Äußerungen  des  Schweiz erischen  (Ac*«* 
1894  S.  78)  und  deutschen  Delegierten  [Actes  15KXJ  S.  208)  scliwerlich  be- 
haupten läßt,  daß  sich  irgendwie  in  dieser  Beziehung  eine  feste  Praxis  ge- 
bildet hätte. 
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seinem  Heimatrecht  bestehenden  absoluten  Scheidnngsgrundes 
Tor  Östeireiduschen  Gerichten,  nicht  einmal  die  „zeitliche 
Scheidung'^  dnrchsetzen  kann  —  im  Gegensatz  ebensowohl 
zu  seinem  (österreichischen)  Glaubensgenossen,  als  zn 
seinen  (andersgläubigen)  Landsleuten  —  und  somit  fester 
an  die  zerrüttete  Ehe  gefesselt  wird,  als  es  irgend  einem 
kirchlichen  Dopfma  oder  staatliclien  Gesetze  entspricht?  Das 
Resultat  wird  dadurch  niclit  aiiiiehinbanr,  daß  man  den  Ehe- 
mann darauf  verweisen  kann,  die  Klage  vor  seinem  heimat- 
lichen Gerichtsstande  zu  erheben;  denn  einmal  ändert  diese 
praktische  Ablenkung  die  innere  Unvernunft  des  Spruches  niclit. 
auch  wenn  man  ihm  internationalreclitlich  nur  die  Wirkung 
einer  „Abweisung  angebrachterniaßen"  beimißt  (s.  oben  S.  141); 
sodann  aber  kann  wie  schon  im  KB  1900  bemerkt  (s.  oben  S.  152), 
die  1  )urciituhrung  der  Klage  in  dem  von  dem  Wolinsitz  entfernten 
Heimatlaiide  häutig  sowohl  aus  praktischen  als  aus  rechtlichen 
(Tründen  unmöglich  sein,  sodaß  die  Rechtsverweigerung  im  Domizil- 
gericlitsstande  mit  einer  absoluten  und  definitiven  Rechtsverweige- 
rung gleichbedeutendist  (vgl.  Motive  EG  72).  Wenn  man  zu  alledem 
bedenkt,  daß  möglichens^eise  durch  die  im  ausländischen  Domizil- 
gerichtsstande erfolgende  Separation  für  den  unschuldigen  Ehe^ 
gatten  (dem  es  vielleicht  nur  auf  die  persönlichen  und  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Trennung,  nicht  auf  eine  Wieder- 
Verheiratung  ankommt)  alles  genau  ebenso  erreicht  werden 
kann,  wie  er  es  durch  die  heimatrechtliche  Scheidung  zu  erreichen 
wönschen  kann  und  erreichen  würde,  so  darf  wohl  als  dargetan 
gelten,  daß  der  Standpunkt  der  zweiten  Konferenz,  im  inter- 
nationalen wie  im  nationalen  Interesse,  vor  denjenigen  der 
dritten  den  Vorzug  verdiente,  und  daß  in  der  Tat  privat- 
international betrachtet,  die  heimatrechtliche  Zulassigkeit 
der  Scheidung  diejenige  der  Separation  als  ein  minus  in  sich 
schließt,  zum  mindesten  bei  Kollisionen  mit  einer  lex  fori, 
welche  die  Scheidung  nicht  zul&ßt  und  an  deren  Stelle  nur  die 
Separation  kennt. 

Man  wird  vielleicht  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  vorstehenden 
Erwägungen,  wenn  zutreffend,  nicht  doch  auch  de  conventione 
lata  anzuerkennen  sind.    Die  Konvention  will  ja,  wie  wir 
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gfesehen  haben,  lediglich  der  Absicht  des  Heimatgesetzgebers 
folgen ;  sie  geht  davon  ans,  daß  der  Heimatgesetzgeber  der  beste 
Bichter  darüber  sei,  was  seinen  Angehörigen  fromme.  Sind 
unsere  Ansfühningen  aber  richtig,  so  wfirde  ja  aus  der  heimat- 
gesetzlichen Sachnorm,  welche  die  Separation  im  Inland e  ver- 
bietet, noch  nicht  das  absolute  Verbot  der  Separation  im  Auslande 
folgen.  Also  läge  in  Walirlu-it  ein  hciiiuitgesetzliches  Verbot 
der  Separation  —  soweit  nicht  ausdrückliche  ordres  piibllcs  es 
anders  bestimmen  —  im  konkreten  Falle  gar  nicht  vor. 

Diese  Argumentierung  ist  jedoch  trügerisch.  Sie  folgt  dem 
Kommissionsbericlit  auf  dem  im  internationale?!  Privatrecht  so 
gewölinliclien  und  gefährlichen  Wege  der  ^'er^vechslung  von 
Kollisionsnorm  und  Saclinorm  ^).  Die  Konvention  selbst  hat 
nicht  an  die  Kollisionsnorm  des  Heimatgesetzgebers,  sondern 
ausschließlich  an  seine  Sachnorm  angeknüpft.  Sie  hat  an 
die  Voraussetzung,  daß  ein  Staat  die  Separation  nicht  zuläßt, 
die  Folge  geknüpft,  daß  kein  anderer  Vertragsstaat  zwischen 
Angehörigen  jenes  Staates  die  Separation  aussprechen  darf. 
Sie  hat  das  allerdings  nur  ans  dem  Grunde  verboten,  weil 
sie  den  Willen  des  Heimatgesetzgebers  so  ausgelegt  hat.  Und 
diese  Auslegung  ist  de  conientione  lata  für  uns  bindend, 
ist  bindend  auch  für  diesen -Heimatgesetzgeber  selbst,  der  sie 
ja  mit  der  Sanktion  der  Konvention  überdies  als  authentische 
Auslegung  seines  eigenen  Rechtes,  anerkannt  hat.  £r  ist  auch 
nicht  befugt,  solange  die  Konvention  unverändert  gilt,  hinter- 
her eine  abweichende  Auslegung,  selbst  ausdrücklich, 
einzuführen:  denn  jeder  überstaatlich  festgelegten  KoUisions^ 
norm  gegenüber  ist  eine  abweichende  einzelstaatiiche  KoUisions- 

Diese  Verwechslung  tritt  an  der  kritischen  Stelle  des  KB  mit  be- 
sonderer Dl  utlichkeit  zu  Taffe:  ,,Qu(üqu'il  e)i  soit  de  ces  considerations, 
lea  pai/ä  qui  n'ont  que  le  divurce  sont  naturellement  les  meilleurs  juyes 
de  ee  qui  cmvieHi  ä  Uura  futUonauw  ä  Vitranger  (Kollisiolunionn!). 
Du  momeM  oik  ils  «atpriment  la  wUmU  que  eettx-ci  ne  puiesent  pae 
ee  emimetire  ä  la  siparatUm  de  eorp»  (SadmormO,  ü  n'y  a  pae  de 
raieoH  pouf  que  les  paya  qui  ont  ä  la  foie  le  divorce  et  la  Separation 
de  Corps  n  admettent  pas  ce  point  de  vue  qui  est  plus  logique,  plus 
am  forme  aii  principe  gthierr/l  de  la  tiiatiere."  (Actes  1900  S.  208). 
Vgl.  im  übrigen  Ifierings  Jahrbücher  XXXIX  16  ff. 
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norm  unzulässig.  Das  Verweisungsprinzip  ist  verworfen. 
Selbstredend  ist  kein  Vertragsgesetzgeber  gehindert,  unter  der 
Konvention  in  seinem  heimatrechtlichen  System,  das  bisher 
nur  die  Scheidung  kannte,  nachträglich  auch  die  Separation 
allgemein  oder  für  besondere  Fälle,  zuzulassen.  Alh  in  er  kann 
nicht  für  das  Inland  weiterhin  die  Separation  verliieten  und 
nur  im  Auslande  für  seine  Staatsangehörigen  gestatten.  Das 
wäre  eben  nichts  weiter  als  die  einseitige  Abänderung  der 
Kollisionsnorm  des  Art.  1,  auf  die  er  sich  einmal  durch  die 
Konvention  festgelegt  hat.  Daß  diese  Kollisionsnorm  in  der 
fraglichen  Beziehung  ausschließlich  in  seinem  eigenen  Interesse 
eingeführt  worden  ist,  ändert  nichts  an  der  Sache :  die  Staaten- 
gemeinschaft bleibt  an  der  gleichmäßigen  Durchfühmng  der 
einmal  für  richtig  erachteten  Kollisionsnorm  ffir  das  ganze 
Eonventionsgebiet  interessiert,  und  der  Einzelstaat  darf  ohne 
ansdrückliche  Eonzession  (wie  Art  3  der  Scheidunff^umvenHan, 
Art.  2  nnd  3  MeadtUeßungskanventhn)  nicht  davon  abweichen. 
Sr  darf  nicht  die  Anslegnngsfrsge,  welche  der  überstaatliche 
Gesetzgeber  entschieden  hat,  nochmals  aufrollen  und  ev.  zu 
einer  anderen  Entscheidung  gelangen.  Andernfalls  müßte  man 
ja  nicht  nur  in  dem  vorwfbrfigen  EolUsionsfalle,  sondern  ganz 
allgemein  dem  Heimatstaate  die  Befugnis  geben,  entgegen 
dem  Art.  1  und  2  nach  Belieben  zu  erklären,  daß  für  seine 
Staatsangehörigen  bei  Scheidungen  im  Auslande  das  heimat- 
liche Scheidungsgesetz  nicht  anzuwenden  sei,  sondern  die 
Anwendung  der  /e,v  fori  genüge:  eine  Annahme,  die  zweifellos 
unriclitig  wäre  und  schon  e  rofdrario  des  Art.  3  widerlegt 
wird.  Allerdings :  die  KüiistHiucnz  ist  für  den  vorwürfigen  Tat- 
bestand eine  besonders  verblüffende,  und  sie  belegt  nochmals 
deutlich  das  Unzureichende  der  kommissionsberichtlichen  Motive. 
Daraus  folgt  aber  wiederum  nur  das  Eine :  daß  eben  die  von  der 
3.  Konferenz  angenommene  Losung  unrichtig  ist.  Sie  ist  un- 
richtig selbst  vom  Standpunkt  jener  Motive,  die  äußerstenfalls 
dazu  hätten  führen  können,  dem  Heimatstaate  fakultativ 
eine  Abweichung  von  der  1894  für  die  Separation  be- 
schlossenen Kollisionsnorm  freizugeben.  (Vgl.  ähnlich  zu 
Art.  211  der  Erbrechtskonvention:  Ztsch.  XIII  S.  274 
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niemals  aber  zur  allgemeinen  und  (  Ijligatorischen  Aufhebung' 
dieser  ^n*^indsätzlich  richtigen  Kollisionsnorm  selbst. 

Es  ist  schließlich  noch  kurz  des  l^alles  zu  gedenken, 
daß  dem  Heimatrecht  die  Separation  an  und  für  sich  nicht  un- 
bekannt ist,  daß  es  aber  untergewissenVoraussetzungeii 
nur  die  Scheidung  zuläßt,  während  nach  hx  fori  (sei  es  über- 
haupt, sei  es  unter  diesen  Voraussetzungen)  nur  auf  Separation 
erkannt  werden  darf.  Der  Fall  ist  selten  aber  keineswegs- 
aasgeschlossen.  So  läßt,  wie  oben  besprochen,  der  ursprüng- 
liche 0.  C.  (Sehtet»,  Luxemburg)  im  allgemeinen  die  Separation, 
und  zwar  ans  den  gleichen  Grründen,  wie  die  Scheidung  zu, 
aber  nicht  par  consentemettt  nmiuel  (Art.  306  nnd  307). 
Auf  Grund  des  consentement  nmtiuel  ist  nur  Scheidung  möglich 
(C.  G.  Art.  275  if Umgekehrt  verbietet  das  holländische  Recht- 
gerade  Eonsensual- Scheidung  {Burgerl^k  Wefboek  Art.  263)^ 
läßt  aber  die  Eonsensual-Separation  zu  (a.  a.  0.  Art.  291) ;  ähnlich 
die  skandinavischen  Bechte  {Lehr,  Droit  civ.  scand.  No.  682  ff.^ 
674  ff.).  De  conventkme  lata  können  also  Holländer  in  Belgien- 
auf  gegenseitige  Ubereinstimmung  weder  geschieden  noch 
separiert  werden:  eine  Konsequenz,  die,  obschon  auf  den  ersten 
Blick  von  unbegreiflicher  Härte,  in  diesem  Falle  doch  vielleicht 
wegen  der  Yerfahrensbesonderheiten  der  französisch-rechtlichen 
Konsensualscheidung  im  Ergebnis  gerechtfertigt  erscheint.  Die 
von  der  Konvention  angenommene  Begründung  aber  deckt  das 
Ergebnis  nicht. 

2.  Die  lex  fori  kennt  die  Separation  nicht. 

Wir  gelangen  nunmelir  zur  Erörterung  der  andern  Seite 
der  Kollision :  das  Heimatrecht  läßt  —  sei  es  allgemein,  sei 
es  in  concreto  —  nur  die  Separation  zu,  die  lejc  fori  nur  die 
Scheidung.  Bei  dieser  Sachlage  ist  zunächst  wieder  nach 
Konventionsrecht  klar,  daß  auf  Scheidung  nicht  erkannt  werden 
darf.  Diese  Lösung'  ist  auch  prinzipiell  die  richtige.  Erwägungen, 
wie  die  im  yoraufgehenden  Abschnitt  geltend  gemachten,  treffen 
hier  nicht  zu.  Diejenigen  Rechte,  welclie  die  Scheidung  ver- 
werfen, werden  die  Scheidung  bei  ihren  Angehörigen  niemals,, 
auch  im  Auslande  nicht,  wollen;  auch  dann  nicht,  wenn  jede> 
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Trennung  der  Eheleute  (auch  die  heimatrechtliche  Reparation) 
dadurch  unmöglich  p-oniacht  wird. 

Die  zweitelhatte  Frage  bleibt  allein  die,  ob  entsprechend 
dem  Heimatrechte  auf  Separation  erkannt  werden  soll  und 
kann,  obschon  diese  Lösung  den  Sachnormen  des  Forums  nicht 
entspricht.  Die  Konferenzen  stellen  sich  zu  dieser  Zweifel- 
frage prerade  umgekelirt  wie  zu  der  YOrbesi»rochenen :  sie  war 
nach  dem  Entwurf  von  1894  direkt  verneint  ;  nach  dengenigen 
von  1900  und  der  geltenden  Konvention  ist  sie  zwar  nicht 
bejaht,  aber,  durch  den  eingefügten  Art.  3  offen  gelassen.  Die 
lex  fori  kann  die  ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
vorschreiben  oder  gestatten ;  es  irSgt  sich  also,  ob  in  dem  vor- 
ausgesetzten  Falle  anzunehmen  ist,  daß  die  lex  fori  solches  tut. 
Die  Frage  ist,  in  Ermangehing  ausdrficklicher  gesetzlicher  Ent- 
scheidung^) aus  Sinn  und  Greist  des  betreffenden  Hechtes  heraus 
zu  lösen;  wir  haben  zu  prüfen j  ob  ein  Gesetzgeber,  der  nach 
seinen  Sachnormen  nur  die  Scheidung  kennt  und  die  Separation 
verbietet,  dieses  Verbot  bei  allen  vor  seinen  Gerichten  an- 
hängigen Klagen,  einerlei,  ob  sie  seinem  materiellen  Scheidungsr- 
forum  angehören  oder  nicht,  durchgeführt  wissen  will,  ins- 
besondere auch  bei  ausländischen  Ehegatten,  deren  Heimatrecht 
(nur)  die  Separation  zuläßt,  oder  ob  das  Verbot  bei  Auslands- 
ehen, die  heimatrechtlich  nicht  geschieden  werden  können, 
zessiert.  Anders  und  im  Einklang  mit  der  herrschenden  inter- 
nationalen Doktrin  ausp:edrückt :  es  ist  zu  iintersucheii,  ob  der 
auf  Gnmd  ausläiuiisciien  Heimatrechtes  vor  inländische  Gerichte 
gebrachte  Anspruch  einer  ständigen  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  dem  ordre  public  einer  solchen  lex  fori  widerstreitet 
oder  nicht. 

Die  Frage  ist  eine  speziell  auf  dem  Boden  des  deulsclien 
Rechtes  viel  controvertit  rte.  Das  Reichsgericht  hat  sie  neuer- 
dings durch  Plenarbescliliil.»  vom  12.  10.  03  (Neuer! Neuer,  Ztscli. 
XIII  575  ff.  Enfsch.  des  RG  S.  55,  845  ff  )  im  strengeren  Sinne 
entschieden:    „Deutsche  Gerichte  dürfen  auch  dann  nicht  auf 

^)  Bine  solche  ansdrUckliche  Entscheidimg  gibt  ee  nur  für  das 
deutsche  Beoht  (nach  der  relöhqgeriohtl.  Ausl^gang  des  BO  s.  BOB  Art.  17 
Abs.  4). 
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beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkennen,  wenn  nach 
deutschem  Rechte  die  Scheidung  der  Ehe  gerechtfertigt,  nach 
dem  Rechte  des  Staates  aber,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der 
Erhebung  der  Klage  angeliört,  nur  beständige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  zulässig  sein  würde Entgegengesetzt  hatte  der  IV.  CS 
23.  10.  02  (IJoschkara  Hosciikara)  in  ausführlich  begründeter 
Entscheidung  erkannt  (Ztsch.  XIII  160  ff.),  sowie  die  OL(J  Jena 
14./28.  11.  00  f Ztsch.  XI  66)  und  Dresden  2.  5.  Ol  (Zt.sch.  XI  75), 
letzeres  (ebenso  wie  unter  dem  früheren  Recht)  in  schon  konstant 
gewordener  Rechtsprechung  (2. 2.01,  RecJftspr.der  OLG  II  4i;Sff.), 
sowie  die  Instanzurteile  in  den  Fällen  Hoschkara!Hoschkiira 
und  Neuer  Neuer  (Zt.sch.  XIII  161,  171).  Im  Sinne  des  Plenar- 
beschlusses hatten  sich  schon  früher  ausgesprochen :  Keidel, 
Ztsch.  VII  248  und  VIII  458;  Niemei/er,  Intern.  Pr.-R.  153  f.; 
Planck  zu  §  17  Anm.  7  ;  Franiz,  Ztsch.  XI  345  ff. ;  dagegen 
Niedner,  Anni.  zu  Art.  17  EU  z.  BGB  Abs.  2e;  s.  weitere 
Zitate  pro  u.  cuiitra  bei  Frants  a.  a.  0.  8.  346.  Für  die  deutsche 
Praxis  dürfte  die  Sache  mit  der  reichsgerichtl.  Plenarentschei- 
dung wohl  erledigt  sein  \).  In  der  Tat  erscheinen  die  (iründe 
dieser  Entscheidung,  was  die  Auslegung  des  deutschen 
Einführungsgesetzes  betrifft-),  durchschlagend:  es  ist  ni.  E. 
vom  RG  übereinstimmend  mit  Frantz  a.  a.  0.  unwiderleglich 
dargetan,  daß  die  Zulassung  einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
speziell  durch  die  jetzige  bundesrätliche  Fassung  des  Art.  17 
Abs.  4  (entgegen  dem  ersten  und  zweiten  Entwarf)  liat  aus- 
geschlossen werden  sollen. 

Allein  ebenso  richtig  nnd  sticlilialtig  wie  diese  Auslegung 
der  lex  lata  erscheint,  ebenso  angreifbar  und  verkehrt  ist 
sie  m.  E.  aus  allgemeinen  Gründen^);  sie  ist  deshalb 

^)  Gegen  dieeellie  ttbrigens  ansdrUckUch  KohUr,  Lßkrb.  d.hAr^r" 
liehen  Jteehte  I  52. 

^  Über  alles  weitere  vgl.  unten  161  ff. 

Ausdrücklich  übereinstimmend,  nach  g:nten  und  reiflichen  Erwägungen, 
sowohl  die  erste  als  die  zweite  Kommission  des  BGB :  siehe  §  10  Abs.  5  des 
Entw.  über  die  räuml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen  {Prot.  VI  9i  u.  2.  Entw. 
§  2249 ;  dazu  FroL  VI  ö2  ff.,  ebenso  (de  lege  ferenda  und  prinzipiell)  Nt'e- 
meyer,  Varechldge  und  JlaierialieM  S.  219;  SähTf  Ikerings  Jahrb. 
XXI  390;  Jtegelsberger  I  179.    An!  den  entgegengesetsten  Standpunkt 
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abzulehnen  vom  Standpunkte  derjeni<2:en  Reclite,  welche  eine 
besondere  (Jesetzesbestimmimg"  dieser  Art  niclit  enthalten  und  ist 
abzulehnen  de  lege  ferenda  besonders.  Die  Gründe,  aus  welchen 
wir  diese  Auffassung:  vertreten,  sind  mittelbar  schon  aus  den 
voraufgehenden  Erörterungen  zu  entnehmen. 

Daß  praktisch  und  von  internationaler  Warte  betrachtet  das 
Ergebnis  der  bekämpften  Anschauung  in  höchstem  I\Iaße  unbe- 
friedigend ist,  bedarf  kaum  einer  nälieren  Ausführung.  Es  ist 
und  bleibt  ein  Widerspruch^),  wenn  man  im  Inlande  wohnenden 
Ausländern  einen  inländischen  Gerichtsstand  eröffnet  und  dann 
gleichwohl  dem  die  Trennang  begehrenden  Ehemann  jedes  Rechts- 
mittel versagt  und  seine  Klage  abweist,  obschon  nacli  seinem 
Heimatrecht  das  Begehren  der  Trennung  und  nach  der  lejs 
fori  sogar  dasjenige  der  Ehescheidung  begründet  ist  ;  ein  Wider- 
spruch, der  tat.sächlich  in  vielen,  und  gerade  in  den  schlimmsten 
Fällen,  ,gleichbe(l«nir(>nd  mit  Rechtlosigkeit  in  Ehesachen  ist" 
(vgl,  BGB,  Prot  Vi  ö3).  Denn  gerade  dann,  wenn  die  Ehe- 
gatten am  dringendsten  auf  die  Recbtshülfe  des  fremden  Domizils, 
in  dem  alle  ihre  Lebensbeziehungen  wurzelU)  angewiesen  sind, 
versagt  vielfach  —  und  zwar  nicht  nur  de  facto,  sondern  sogar 
de  jure  —  auch  die  Möglichkeit  jeder  anderen  Rechtshilfe. 
Italiener,  Spanier,  Portugiesen,  die  in  der  Schtoei»,  in  Deutedir 
land,  in  Humänien  sich  verheiraten  und  dort  ihren  standigen 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  haben,  steht,  soviel  bekannt,  in  ihrem 
Heimatstaate  überhaupt  kein  Gerichtstand  in  .Ehesachen,  offen 
(vgl.  z.  B.  prel.  C.  C.  Hol,  90,  91)  %  In  diesen  F&llen  bleibt 

hatte  sieh  (zufolge  der  reiehsgnidiil.  Erkenntiilsie)  nur  äeat  2.  Gebhard* täiA 
Entw.  §  18  HI  gestellt:  ygl.  Naohtr.  869.  Sielie  aber  anoli  fflr  das  schwei- 
zerische Recht  (mit  noch  angenfigendereii  Grttnden  als  das  RG)  das  bei 

Mein  I  309  (J.  VI  96  ff.)  mitgeteilte  Erkenntnis  des  schweizerischen  Bundes- 
gerichtes vom  18.  10.  78  und  Meili  selbst  a.  a.  0.  und  Martin,  J.  XXIV  754. 

h  Zutreffend  Entsch.  (f  RG  III  H2 :  ,das  aber  (die  Abweisung  der 
Klage)  würde  auf  eine  Versaguug  der  Kechtähilfe  liinausiiummen,  sachlich 
emer  Klageabweisnng  wegen  Unznsti&ndigkeit  des  Gericlites  gldchstehen, 
vorliegenden  Falls  die  KlSgerin,  welehe  —  wie  das  Bemfongsgeridit  herror- 
hebt  —  mit  einer  Klage  vor  österreichischen  Gerichten  nicht  gL-hört  wird, 
völlig  rechtlos  machen  und  dem  Grundsatze  der  CT'O  zuwider  sein,  daß  auch 
Ausländer  vor  deutschen  Gerichten  Rechtsschutz  genießen  sollen." 

^)  Er  wird  ihnen  auch  nicht  durch  Art.  5  der  Konvention  eröffnet. 
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es  also,  nach  der  bekämpften  A  iisioht.  dabei,  daß  eine  Ehe- 
frau deren  Gatte  eine  Konl^ubine  in  der  jremeinschattliclien 
Wohnung"  hält,  Sävizien  und  sonvSti^e  Hamlhin^en  gegen  sie 
begeht,  die  nach  allen  Kiilturrechten  dvr  Welt  Ehescheidunp;«- 
oder  Ehetrennungsgründe  sind,  einfacii  vot^elfrei  ist.  Sie  findet 
nivfrendwo  ein  Gericht,  das  ihr  dazu  verhilft,  von  ihrem  pliicht- 
und  elirlosen  Mann  loszuivomnien. 

Die  Kechtsp:ründe.  welche  uns  zu  derartigen  Konsequenzen 
zwingen,  müßten  besser  sein,  als  die  von  der  gegnerischen 
Seite  geltend  gemachten.  In  Wahrheit  kommen  sie  immer 
wieder  und  einzig  auf  das  Argument  hinaus,  daß  ein  Staat, 
welcher  die  ständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  verwirft, 
dies  ans  „ethi.schen,  sozialpolitisrlien  und  volkswirtschaftlichen 
Gründen"  getan  hat,  und  daß  folglich  (Berichte  zur  Durchführung 
eines  solchen  Instituts  nicht  die  Hand  bieten  dürfen.  ^)  ^) 

Das  sind  jene  bekannten  ordre  public- Argumente^  die  alles 
und  nichts  beweisen.  Daß  für  einen  Gesetzgeber,  welcher  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Aufnahme  in  sein  Civilrecht 
veisagt  liat,  ethische,  sozialpolitische  etc.  Gründe  bestimmend 
gewesen  sein,  wird  niemand  bestreiten;  aber  eben  so  nnbestreit^ 

^)  Der  Ehe  mann  kannte  Bich  etwa  dnrcli  WobuBitsv^legnng  helfen; 

bei  der  Frau  versag:t  dieses  Mittel. 

3)  Diese  (rriinLic  sind  am  Schluße  der  reichsgerichtlichen  Plenarentschei- 
dung in  aller  Schärfe  und  in  aller  Unzulänglichkeit  zusammengefaßt:  ^Es 
mag  endlich  auch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  nicht  im  Sinne  des 
deutschen  Gesetzgebers  Uegen  kann,  den  Richter  zur  Trennung  ausländischer 
Bhegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  ermftoihtigra  lud  an  Teipflichten.  Dagegen 
■priolit  der  Standpuikkt,  dtti  et  einer  aotehen  Trennung  gegenftbor  eingeDommm 
hat.  Zwar  ist  der  Qedanlw  obm  Weiteres  abzuweisen,  daß  eine  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  gegen  die  guten  Sitten  verstoßen  würde :  auch  mag 
dahingestellt  bleiben,  ob  eine  solche  etwa  dem  Zweck,  den  das  BGB  mit  siinrn 
Yorscbriften  über  die  Scheidung  der  Khe  verbunden  hat,  entgegenstehen  würde 
(EG  z.  BOB  Alt.  30).  Das  kann  niebt  bettlitten  werden,  daft  der  deutsche 
Geaetogeher  den  dnndi  eine  Tremning  Ton  Tisch  nnd  Bett  herbeigeführten 
Zaatand,  die  Nachteile  und  die  Gebhren,  die  das  Verbot  d«  Wiederverheiratnng 
für  den  Hausstand,  die  Nahrungsverhältnisse,  die  Erziehung  der  Kinder  und 
die  Sittlichkoit  mit  sich  bringt,  schon  seit  dem  Personenstandsgesetz  als  mit 
dem  Wesen  der  Ehe  nicht  vereinbar  anKesehen,  und  daß  er  auch  im  bürger- 
lichen Gesetzbuch  jenem  Institut  ilie  Anerkennung  aus  ethischen  und  volks- 
wirtsohafUidien  Orttnden  yeraagt  hat.  Dieser  Standpunkt  trUlt  auch  den 
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iMLT  ist  dies  für  das  gesamte  übrige  persönliche  Eherecht;  eine 
Brstreekuug  des  Verbots  an!  Ansl&nder,  deren  Heimatgesetz- 
geber ebenso  gut  wie  der  unsrige  von  ethischen,  sozialpoliti- 
schen etc.  Erwägungen  ausgegangen  ist,  folgt  daraus  an  und 
für  sich  niemals.  Er  folgt  erst  dann,  wenn  besondere  Ur- 
sachen gegeben  sind,  welche  neben  den  personalen  die  In- 
anspruchnahme einer  weiteren  Subsidiar-Anknüpfung  —  vor- 
liegendenfalLs  des  Forums  —  rechtfertigen.  Solche  besonderen 
Ursachen  sind,  wie  oben  (S.  146)  erwähnt,  im  allgemeinen  ge- 
geben, wenn  die  lex  fori  die  Scheidung  vom  Bande  verworfen 
hat.  Alle  diese  besonderen  Gründe  treffen  aber  für  unseren 
Fall  nicht  zu.  Zunächst  nicht  die  prozessualen.  Die  Ver- 
fahrensvorschriften, welche  in  einem  Staate  für  Scheidungs- 
klagen gelten,  sind  im  Sinne  des  Gesetzgebers  für  Ehetrennungs- 
klagen  zum  mindesten  auch  genügend.  Es  ist  ja  denkbar,  daß 
er  sich  (wie  der  französische  Gesetzgeberi  veranlaßt  gesehen 
haben  würde,  für  Separationsklagen  das  gewöhnliche  Verfaliren 
genügen  zu  lassen;  in  den  meisten  Staaten  wird  aber  für  eijie 
derartige  Annahme  kein  Anhaltspunkt  t!:ep:eben  sein;  umgekehrt 
wird  vielfach  mit  Sicherheit  festzustellen  sein  (wie  z.  B.  für 

Ausländem  gegenfiber  zu"  (Gründe ?),  ,und  ei  wilde  nicht  dw  in  der  deatachoi 

Gesetzgebung  verkörperten  RerhtsanschauTinp  eTit.<'prpchen,  wenn  die  ein- 
heimischen Gerichte  bei  Begründung  riues  Kechtszustandes  mitzuwirken 
hätten,  den  das  deutsche  Gesetz  für  unzulässig  erachtet (? !).  .Es  würde  dies 
auch  eine  dnrdi  nidits  sn  rechtfert^ende  Berorzugung  der  Äiulftnder  sein: 
der  Qesetsgeber  hat  es  abgelehnt,  dem  GewieaaiBbedenkui  der  deatsch^ 
Katholiken  Rechnung  zu  tragen;  er  hat  es  besonders  abgeldmt,  daß  die 
Scheidung  für  die  der  katholischen  Kirche  angehörenden  Eliegatten  nur  die 
Auflösung  der  häuslii  hcn  und  ehelichen  Gemeinschaft  unter  Ausschluß  des 
Rechtes  zur  Wiedervurheiratung  bei  Lebzeiten  des  anderen  Ehegatten  be- 
wirken solle.  Es  kann  nicht  angenommen  werden,  daß  er  auf  die  Ausländer 
mehr  Rflckiicht  bat  nehmen  wollen,  als  an!  die  konfessionellra  Bedfirbisie 
der  eigenen  BevOlkening*.  (Ztsch.  Xm  586.) 

(Im  Wesentlichen  übereinstimmend,  aber  noch  schwächer  das  schweiseriBohe 
Bimdesgericht,  Meili  a.  a.  O.  i  Mit  ähnlicher  Begriindunfr  kann  man  SO 
ziemlich  in  allen  Fällen  die  Anwendung  ausländischer  Gesetze  ablehnen. 

^)  Es  sei  nochmals  hervorgehoben,  daß  wir  uns  hier  lediglich  gegen 
diese  allgemeinen  Qrttnde  der  reichsgerichtlichen  Henamtsdiddnng 
wenden,  nidit  gegen  ilne  anf  die  lüntstehnngvgeschichte  des  dentsohen  Bin- 
lahrangsgeseties  begründete  Spexialaiisleginig  des  Art  17  Abs.  IV. 
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die  deutsche  CPO  606  ff.,  699,  froher  692  —  und  wohl  auch 
fär  das  schweizerische  Recht),  daß  die  für  Scheidungen  geltenden 
Yerfahrensbestiniinnngen  im  Sinne  des  Gesetzgebers  in  gleicher 
Weise  auch  für  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  angemessen 
erscheinen.  ^) 

Ebenso  wenig  zutreffend  sind  hier  die  religiösen  Grfinde. 
Es  ist  vielmehr  unzweifelhaft,  daß  Dogmen  solcher  Art  bei  der 

Verwerfung  der  Separation  gar  nicht  in  Frage  gekommen  sein 
können  (vgl.  RG  IX  30  ff.). 

Alle  sonstigen  ^sozialpolitischen"  Gründe  aber,  welche  den 
Gesetzp:eber  zur  Verwerfung  der  Separation  riefüiirt  haben,  er- 
scheinen in  keiner  Weise  ausreichend,  um  daraus  ein  absolutes, 
an  die  inlandischen  Gerichte  gehendes  Verbot  der  Separations- 
Urteile  abzuleiten;  insbesondere  erscheinen  sie  in  keiner  Weise 
ausreichend,  um  bei  Kollisionen  mit  einem  Auslandsrecht,  das 
nur  die  Separation  zuläßt,  jenes  allem  natürlichen  Rechtsgefühl 
Holm  sprechende,  oben  dargelegte  Ergebnis,  als  den  Intentionen 
des  Gesetzgebers  ent.sprechend  anzuerkennen.  Wenn  man  — 
wie  früher  unter  dem  deutschen  Porsonenstandspfesetz  —  noch 
vor  der  Möfrliclikeit  steht,  bei  solchen  Ausländerehen  anstatt 
der  heimatlichen  Separation  direkt  auf  die  inländische  Scheidung 
zu  erkennen,  so  mag  die  Lösung  wenigstens  dem  deutsch-natio- 
nalistischen Rechtsempfinden  Genüge  leisten;  ist  aber  —  wie 
nach  der  Konvention  -  die  Moj^lichkeit,  entgegen  dem  Heimat- 
recht  auf  Scheidung  zu  erkennen,  unbedingt  ausgeschlossen,  und 
steht  man  nur  vor  der  Wahl,  entweder  mit  dem  Heimatrecht 
die  Elletrennung  auszusprechen,  oder  aber  —  entgegen  dem 
Heimatrecht  und  der  lex  fori!  —  die  Klage  abzuweisen,  so 
ist  m.  E.  nicht  zweifelhaft,  welche  Entscheidung  der  ver- 
nünftigen Absicht  des  Gesetzgebers  entspri  c  lien  muß.^ 

Das  RG  (Ztsch.  XIII  586)  legt  Nachdruck  auf  die  gesetz- 
liche Beprobierong  des  ,durch  eine  Trennung  von  Tisch  und 

Vgl.  dazu  auch  R(J.  Ztsch.  Xlll  8.  öHH  ff,  und  die  ti.  ä.s  l  zitirrtc  ii  gegen- 
über KG  III  32  ff.  und  XI  32  ff.  Vgl.  auch  Prot,  der  1.  Kommission  11527 
und  Prot.  YI  63. 

^  Vgl.  ebenso  Mach,  des  EQ  XI  34 :  „Ba  kann  nklit  die  Meinung 
des  Gesetsgebers  gewesen  aein,  anslSndischen  Bhegatten,  wetobra  das  in« 
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Bett  herbeigeführten  Zu  8  tan  des,  der  Nachteile  und  Gefahren, 
die  das  Verbot  der  Wiederverheiratung  für  den  Hausstand 
bringf^.  Allein  die  Duldung  eben  dieses  Zustandes  mnß  ja 
einmal  bei  Ausländern  hingenommen  werden,  deren  Heimatrecht 
keine  Scheidung  gestattet.  Seine  Ciesetzmäßigkeit  bei  im  Inlande 
lebenden  Ausländern  muß  anerkannt  werden,  wenn  da.s  Urteil 
in  irgend  einein  anderen  Staate  gesprochen  worden  ist  oder' 
heute  gesprochen  wird;  der  Inlandgesetzgeber  sagt  auch  nicht 
etwa  (und  kann  niclit  sagen):  wenn  Ausländer  im  Auslande 
wohnen,  so  können  sie  sich  von  Tisch  und  Bett  scheiden  lassen 
—  ich  erkenne  dieses  Faktum  dann  an;  sobald  sie  aber  im 
Inlande  wolinen,  erkläre  ich  den  Anspruch  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  für  unzulässig.  Er  sagt  vielmehr  nur:  ich 
spreche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  aus:  aber 
iiir  könnt  ja  an  euer  Heimatgericht  gehen  und  dort  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  ausspreciien  lassen,  (das  RG,  Ztsch.  Xlil 
585,  salviert  sogar  gerade  auf  diese  Art  seine  Seele),  —  dann 
erkenne  icli  es  an.  Und  das  soll  ein  aus  den  tiefsten  Quellen 
des  inländischen  Rechtes  fließendes  striktestes  Verbot  sein,  zu 
dessen  Umgehung  der  Gesetzgeber  und  Richter  doch  un- 
mittelbar selbst  die  Hand  bieten  will? 

Allein  der  einheimische  Ricliter  soll  nicht  bei  „Begründung"* 
eines  Rechtszustandes  mitwirken  dürfen,  welchen  das  ilÜäDdis.che 
Gesetz  „für  unzulässig  erachtef"  (RG  a.  a.  0.). 

Auf  die  generelle  Unrichtigkeit  (speziell  die  Verquickung 
von  Kollisionsnorm  und  Sachnorm)  eines  derartigen  Leitsatzes 
(vgl.  Iherings  Jahrb.  XXXIX)  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Es  gentigt  festzustellen  (vgl.  oben  8. 164—65),  daß  vor- 
liegendenialls  das  von  dem  Inlandrecht  angeblich  Perhoreszierte 
ja  gerade  nicht  in  der  Begründung,  sondern  vielmehr  in  der 
unabänderlichen  Aufrechterhaltung  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  liegt,  und  daß  es  deshalb  ein  handgreiflicher  Wider- 
ländische Gesetz  die  immerwährendt'  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ver- 
weigeit,  obwohl  sie  solche  nach  Ucimatgesetz  verlangen  durften,  und  obwohl 
ihnen  das  deutsche  Ehescheidungsrecht  zu  völliger  Aufhebong  der  elieliehen 
Gemebiaeliaft  Terhelfen  wflrde,  nur  anch  diese  Reobtsniatlndigkeit  a]>2D- 
•predien .tmd  sie  damit  in  denZnstand  der  Recbtloeiglceit  xn  venetsen." 
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sprach  ist,  gerade  nur  gegen  den  Ausspruch  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett,  als  mit  der  inländischen  Rechtsanschanung 
in  schroi&stem  Widersprach  stehend,  sich  zu  verwahren,  während 
man  gegen  dauerndes  Bestehen  des  Zustandes  im  Inlande  nichts 
einzuwenden  hat  Außerdem  aber  muß  doch  offenbar  derjenige 
Zustand,  zu  welchem  der  Richter  durch  Abweisung  der 
Trennung»-  und  Scheidungsklage  die  Hand  bietet,  „aus  ethischen, 
sozialpolitischen  und  Tolkswiitschaftlichen  Gründen",  nach  der 
Anschauung  des  inländischen  Oesetzgebers  erst  recht  als  mit 
dem  Wesen  der  Bhe'  nicht  vereinbar  gelten!  Will  man  aus 
einem  Gesetz,  das  nur  die  Ehescheidung  zuläßt,  eine  Prohibitiv- 
norm  ableiten,  so  könnte  es  höchstens  die  positiv-zwingende 
Regel  sein,  daß  anstatt  der  dauernden  Separation  stets  auf 
Scheidung  zu  erkennen  sei,  wie  es  auch  das  R(j  in  ilini 
Krkcnntnisse  III  27  ff.  und  XI  291  ff.  auf  Grund  des  Personen- 
standsgesetzes getan  hat  (nocli  unbegrenzter:  Preuß.  LR  II,  I, 
§7.H4) ;  niemals  aber  die  n  e g  a  t  i  v  e  Kegel,  daß,  weil  die  Scheidung 
einmal  aus  internationalen  Gründen  nicht  ausgesprochen  werden 
kann  und  darf,  nunmehr  auch  die  Trennung  zu  verweigern 
sei.  Nicht  die  Zulässigkeit  der  Separation  ist  es,  die 
das  Inlandgesetz  als  unvereinbar  mit  seinen  Rechts- 
auffassungen angesehen  hat,  sondern  die  ünzuliissig- 
keit  der  Scheidung V).  Entfällt  die  Möglichkeit,  letztere 
durchzuführen,  so  bleibt  nichts  „Prohibitives"  mehr  übrig. 

£$  sei  scliließlich  noch  hervorgehoben,  daß  gerade  jenes 
einzig  reprob ieibnre  Ergebnis,  die  Erzwingung  einer  ständigen, 
lebenslänglichen  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  nicht  nur  von 
dpujenigen  Rechten  yerworfen  wird,  welche  die  Separation  über- 
haupt nicht  kennen,  sondern  ebenso  und  ganz  aus  den 
nämlichen  Gründen  auch  von  deigenigen,  welche,  wie  das  fran- 


^)  Siehe  Entsch.  des  HG  XI  31.  Zitat  aus  den  Mativett-  „Nach  Ein- 
führung der  bürgerlichen  Ehfs«  hUcLSiinj^sfurm  können  kirchliche  Satzungen  auf 
diesem  (Tcbiete  des  bürgerlichen  Hechtes  eine  Anerkennung  von  selten  des 
Staates  nicht  ferner  beanspruchen.  Hieraus  folgt  zunächst,  daß  das  lediglich 
in  dem  dogmatischen  Lehnatie  einer  Konfeesion  berahende  Hindernis  der 
Schddang  dar  Ehe  twu  Bande  Iflr  die  wdtliche  Qeeetsgebnng  kdnen  Grand 
abgeben  dai^  die  Httglichkeit  einer  Bhewdieidiuig  ananiseUieitai/'  . 
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zösische,  belgische,  holländische,  ungarische  etc.  Recht,  nach 
mehrjährigem  Bestehen  der  Separation  dem  Ehegatten  stets  die 
Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  freistellen.  Eine 

privatintemational  verschiedene  Behandlung  der  beiden  Kollisions- 
fälle erscheint  daher  durchaus  unmotiviert  und  namentlich  unter 
dem  einheitliclieu  Kunventionsrechte  geradezu  anstößig. 

b.  Die  Besonderheiten  des  deutschen  Rechtes. 
(Anfhebnng  der  ehelichen  Gemeinschaft.) 

Wir  haben  bei  den  vorstehenden  Erörterungen  das  deutsche 
Recht  ausdrücklich,  sowohl  als  Heimatrecht  wie  als  lex  fori, 
zu  besonderer  Behandlung  ausrresclialtet.  Es  war  dies  aus 
doppeltem  (Jrunde  nötig:  Kininal  wegen  der  ausdrückliclien 
innerstaatlichen  Spezialkollisionsiioiin  des  EG  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4;  sodann  wctrcu  der  für  Deutschland  durch  das  BGB 
eingeführten  Aufhebuiip:  der  elu  lic  hen  (iemeinschaft  (§  1575  ff.). 

Was  die  erste  Besoudcrlu'it  iiiifrelit,  so  ist,  wie  oben  fL'sto:e- 
stellt,  nach  dem  reichs^ericlitlichen  Plenarerkenntnis  anzunehmen, 
daß  durch  das  deutsche  EG  in  seiner  bundesrätlichen  Fassung- 
eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  vor  deutschen  üerichttii 
auch  unter  Auslimdern  nicht  zugelassen  werden  soll.  Audi  die 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  kann  unter  Ausländern 
nach  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4  jedenfalls  nur  dann  ausge- 
sprochen werden,  wenn  sowohl  nach  dem  deutschen  Recht  als 
auch  nach  dem  ausländischen  Heimatrecht  die  Scheidung 
(nicht  schon  dann,  wenn  nach  ausländischem  Recht  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett)  begründet  ist.  (Vgl. 
insbesondere  auch  Fr  an  1 3  a.  a.  0.) 

Diese  Auslegung  des  deutschen  EG  bleibt  als  solche  un- 
anpfefochten.  Eine  andere  Frage  ist  es  aber,  ob  sich  EG  z. 
BGB  Art.  17  Abs.  4  bei  dieser  Auslegung  mit  dem  Kon- 
yentionsrecht  verträgt? 

Für  die  Entscheidung  dieser  wichtigen  Frage  präjudiziell 
und  überhaupt  für  die  Anwendung  des  Konventionsrechtes  von 
weittragender  Bedeutung  ist  die  Auffassung  der  zweiten 
deutsch-rechtlichen  Besonderheit:  der  sogenannten  „Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaf  t*^.  Die  herrschende 
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Meinimg  und  insbesondere  auch  das  Reichsgericht  ^)  geht  davon 
ans,  daß  dieses  Institut  eine  dnrch  die  besonderen  Yer* 
hältnisse  in  Deutschland  ins  Leben  gerufene  neue  Schöpfung 
darstelle,  eine  keinem  anderen  Staate  bekannte  besondere  Art 

der  Scheidung  sei  (RG,  Ztsch.  XIII  168),  die  insbesondere  mit 

der  separatio  a  toro  et  mensa  nichts  zu  tun  habe.  Die  Unter- 
schiede der  beiden  histilute  sind  nach  Frantz,  der  sie  am 
^urgfiiltig'sten  analysiert  hat,  so  „fundamentaler  und  in  die 
Augen  springender  Katur",  dali  die  Identifizierung  derselben 
„jeglicher  Begründung  entbehrt". 

gegenüber  muß  es  von  vornlierein  zum  mindesten 
sonderbar  erscheinen,  daß  der  Reichstagskommission,  welche  diese 
angeblich  ganz  ei g-en artige  deutsch-rechtliche  Aufhebung  erst  in 
das  BnB  eingeiülirt  hat,  von  alledem  nicht  das  Geringste  zum 
Bewußtsein  gekommen  ist'-^.  Es  heißt  in  dem  Kommissionsbe- 
richt: j,Hinter  1557  (jetzt  1574)  wurde  die  Diskussion  eröffnet 
über  drei  Anträge,  welche  bezwecken  neben  der 
Scheidung  die  dauernde  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  einzuführen/  Die  Anträge  lauteten:  .  .  .  .  [es  folgen 
bis  aul  redaktionelle  Abweichungen  ^)  genau  die  jetzigen  1575 


1)  Entsch.  d.RG  XLVII  136.  XLVIII  148  LV  3Ö8;  Ztsch.  XIII  1(3«; 
ebenso  die  Erklärung  des  deutschen  Delegierten  Actes  1900  S.  208;  Nie- 
meyer  S.  lööft.;  Flanck  IV  315,  Vorbemerk,  zu  Bd.  IV  Tit.  7,  Bd.  Vl> 
Bemerk.  7  snm  £0  z.  BOB  Art  17;  FrantM  a.  a.  0.  357 ff.;  andererseits 
Baraz0tti  S.  69  und  die  Eeiehageriehta^ntaeh,  8. 48,  148  und  Franta 
8.  318  Anm.  31  Zit. 

-)  Vgl.  die  Verhandlung  über  den  ähnlichen,  damals  abgelehnten  Antrag 
der  zweiten  Kommission  [Prot.  IV  395  ff.),  der  sich  allerdings  in  den  Rechts- 
wirkungen der  damals  vorgeschlagenen  Trennung  sehr  wesentlich  von  dem 
jetzigen  Gesetze  unterschied. 

Unter  diesen  Abweichung^  ist  nur  eine  etwas  interessaattf ;  Abs.  2 
des  jetsigen  §  1576  lautete  nftmUch:  »Die  Yorsohriften  der  §§  [1670  «.  1674] 
finden  keine  Anwendung;  wird  die  Ehe  geschieden,  so  ist  der  Ehegatte, 
der  im  Trennungs urteile  fiir  schuldig  erklärt  ist,  auch  im 
Scheidungsurteile  für  bchiildiij:  zu  ( rklan  ii^.  Es  war  also  hier  auch  in  dem 
Text  des  Gesetzes  das  Urteil  auf  Auitiebung  ausdrücklich  einem  ,Trennungs- 
nrteil*  gleichgestellt.  Die  Ersetzung  des  hervorgehobenen  FMms  durch  ,der 
für  sdmldig  erklärte  Ebegatte*  ist  offmsichtlich  nur  der  Vereinfachong  balber 
(flbrigens  ohne  Debatte)  geschehen. 
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und  1676,  1586  und  1687  (nur  obne  den  Satz  2  des  §  1586 
Abs.  1)].  Auch  in  der  Diskussion  ist  man  allgemein  dayon 
ausgegangen,  daß  mit  der  „Aulhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft* nichts  anderes  als  die  allgemein  bekannte  separatio  a 
toro  et  menea  gemeint  sei. 

.über  diese  Autillge  wnrd«  nnichst  wieder  eine  Qeneraldiskassioii 
erOffiset.  Die  Puagraphen  worden  begrflndet  von  dem  Standpunkte  des 
kstholiBchen  Yolksteils  ans.  Nach dw Lehre  der  katlioliBdien Kirche 
sei  eine  Scheidimg  von  dem  Bande  der  Ehe  niemals  zulSsslg.  Die  katholische 
Kirche  kenne  nur  eine  sppnrntiu  a  toro  et  mensa,  welche  es  den  Eheleuten 
gestattet,  petronnt  von  einander  zu  leben,  ihnen  aber  nicht  gestatt^it,  eine 
neue  Ehe  einzugehen.''  .  .  .  „In  Frankreich  bestehe  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  nehm  der  Scliddung  vom  Bande  der  Ehe,  ohne  daß  die  staatiidien 
Interoesai  daionter  Uttm.  Dendhe  Zustand  hat  in  DenteoUand  auf  dem 
linken  Rheinufer  im  ganzen  Gebiet  des  französischen  Rechtes  gegolten  bis 
znr  Einführung  des  Reichsgesetzes  vom  6.  2.  75.  ohne  zu  Schwierigkeiten 
zu  führen.  Es  müsse  als  Mindestmaß  von  Entgegenkommen  gegenüber  <|pii 
katholischen  Yolksteilen  betrachtet  werden,  daß  man  in  seinem  Interesse  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  snlaBse,  wenn  man  im  Interesse  derjenigen, 
wddie  auf  die  religiösen  Gmnds&tie  kdnen  Wert  legten,  die  Scheidung  hd- 
behaltoi  und  befestigen  wollte.* 

„Der  bayrische  Bundesratsbevollmächtigte  teilte  mit,  daß  bei  Beratung 
des  Entwurfs  im  Bundesrate  die  königl  bayrische  Regierung  die  Zulassung 
der  Klage  auf  dauernde  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft neben  der  Klage  auf  Scheidung  in  der  nämlichen 
Form  beantragt  habe.  .  .  .  Die  bayrische  Regierung  empfindet  daher 
hohe  Bdciedigung  darttber,  dafi  diese  Antrftge  auch  in  dem  gegenwärtigen 
Stadium  der  Bmtung  des  Entwurfs  eingebracht  wurden  und  wfinscbe  auf 
das  Dfingoidste  ihre  Annahme.* 

^T)  r  TTi  rr  Staatssekretär  des  Reichsjnstizamtes  erklttrte,  im  Bui^enat 
hätte  die  Mehrzahl  der  verbündeten  Regierungen  sich'  gegen  einen  derartigen 
Antrag,  der,  wie  bereits  der  Herr  Bevollmächtigte  für  Bayern  hervorgehoben 
habe,  seitens  Bayern  gestellt  gewesen  sei,  erklärt.  .  .  .  Der  bayrische  Antrag 
abgelehnt  woxdoui  weil  schon  sdt  1875  mit  dem  Erlaß  des  BdchsclTil- 
Btandsgeaetees  in  ganx  Deutschland  ein  einheitUdier  Rechtssustaad  dahin 
geschi^Ren  worden  sei,  daß  für  die  staatliche  Gesetzgebung  nur  die  Scheidung 
gelte.  .  .  .  Die  Erfahrungen  mit  den  Grundsätzen  des  Reichscivilstands- 
gesetzes  hätten  keine  Nötigung  ergeben,  die  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  wieder  einzuführen.  ...  Er  vermöge  daher  die  gestellten  An- 
träge nicht  zu  befürworten,  halte  sich  aber  auch  nicht  für  ermächtigt,  die- 
Belben  auf  alle  FÜle  fOr  anannehmbar  zu  erklären.  Er  erkenne  an,  daß  die 
Fi»m  dnselben  mit  Rttcksicht  auf  die  anderen  Konfessionen  maßroU  go- 
wlldt  sei  .  .  .* 
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,In  der  Speiialdiaknsrioii  m  §  lfi57a  wurde  seitens  der  Antragsteller 

aasgeführt,  daß  es,  wenn  beide  Ehegatten  katholisch  seien,  für  die  Katholiken 
nur  zuliissig  erscheine.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mit  Ausschluß 
der  Scheidung  zu  gewiiliren.  da  man  jeiloch  wisse,  daß  die  übergroGc  Mehr- 
zahl der  Kommission  von  dem  Standpunkt  ausgehen  werde,  daß  das  ätuatliche 
Recht  auch  bei  Katholiken  sokbe  YerhJUtniase  berOckaiehtigen  müsse,  wo 
der  eine  Teil  vbM  mehr  gesonnoi  sei,  sich  an  die  Yoischriften  seiner  Kirche 
SU  bind^  so  habe  man  sich  gezwungen  gesehen,  von  vornherein  diesen 
Paragraphen  so  zu  gestalten,  daß  er  auch  von  den  Anhängern  der  erwähnten 
Anschauung  angenommen  werden  könne,  weil  damit  allein  die  Möglichkeit 
gegeben  werde,  für  den  Antrag  eine  Mehrheit  zu  finden.  Bei  gemischten 
Ehen  müsse  jener  Gesichtspunkt  in  verstärktem  Maße  zur  Anwendung 
kommrai.  lEan  habe  es  als  sicbor  betiaditen  mflssen,  dafi  die  Hitglieder 
eTangelischer  Konfession  hei  gemiaditen  Bhoi  fflr  den  erangelisohen  Bhet^l 
unbedingt  da.s  Hecht  beanspruchen  dürfen,  die  Scheidung  zu  verlangen,  wom 
der  katholis'hc  Teil  mit  einer  Klage  auf  Trennung  von  Tisch  unrl  Rett  vor- 
gehe. Die  Fassung  des  Paragraphen  sei  also  so  gewählt.  daB  die  Kommission 
sie  akzeptieren  könne,  ohne  irgendwie  die  Interessen  des  evangelischen  Volks- 
teils  oder  die  Interessen  solcher  Katholiken,  welche  mit  den  AnsahairangMi 
ihrer  Kirdie  gebrodien  bitten,  la  beeintrSchtigeD." 

Die  gleiche  Auffassung  trat  anch  bei  der  Plenarsitzimg  zn 
Tage,  vgl.  die  Ansfährungen  der  Abgeordneten  Vielhaben  und 
Iskraut  (der  einzigen  Bedner  zu  der  Sache)  gegen  die 
fraglichen  Bestimmungen  {Prot  3069  ff.). 

Unzweifelhaft  erscheint  hiemach,  daß  die  Schöpfer  unserer 
deutsch-rechtlichen  Gemeinschaftsaufhebungnicht  im  entferntesten 
daran  gedacht  haben,  eine  ganz  neue  Schöptuii<,^  ins  Leben  zii 
rufen,  daß  vielmehr  Bundesrat  und  Reichsregierung  seiner  Zeit 
über  die  Identität  derselben  mit  der  separatio  a  toro  ei  mema 
einig  gewesen  sind^). 

Diese  Auffassung  der  gesetzgebenden  Faktoren  würde  nun 
allerdings  niclit  maßgebend  sein  können,  wenn  sie  als  irrtämlich 
und  verkehrt  nachgewiesen  würde.  Es  ist  also  nötig,  auf  die 
grundl('p:pnden  Verschiedenheiten,  die  ancreblich  zwischen  der 
Gemeiuschaftsaufhebung  und  der  Treniiung  von  Tisch  und  Bett 
bestehen,  genauer  einzugehen. 

^"i  Nicht  einmal  die  Bezeichnung  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft" bedeutet  eine  eis^cnariii^e  Neuerung:  sie  wird  schon  in  der  vom  Ab- 
geordneten Vielhaöcn  a.  a.  O.  herangezogenen  Motivenstelle  zum  §  76  des 
PersonenstandsgesetBes  als  Synonym  zn  der  Trenming  von  Tisch  und  Bett 
gebraucht. 
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Frantz  la.  a.  0.  S.  359)  beginnt  mit  folgender  Cliurakte- 
,  risierung:  ^Während  die  von  einer  Reihe  von  Staaten  mit 
katholischer  Bevölkerung  anerkannte  separatio  perpettia  des 
kanonischen  Reclits  in  letzter  Linie  anf  Erwägungen  religiöser 
Natur  zurückzuführen  ist,  und  die  nicht  zugelassene  Scheidung 
des  Bandes  der  Ehe  ersetzen  soll,  ist  die  Aufhebung  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  wahlweise  neben  der  Scheidung  zugelassen 
und,  wenn  für  ihre  Zulassung  auch  die  Rücksichtnahme  auf 
die  katliolische  Bevölkerung  maßgebend  war,  so  hat  sie  doch 
nichts  mit  der  Religion  ^tMiiein  und  kann,  wenn  ihre  Voraus- 
setzungen vorliegen,  ohne  Rücksiclit  auf  das  Bekenntnis  von 
Katholiken  wie  von  Akatlioliken,  ja  selbst  von  solchen,  die 
überhaupt  keiner  Kirche  oder  ReUgionsgemeinschaft  angehören, 
beantragt  werden". 

Schon  diese  allgemeinen  (^esiclitspunkte  sind  offenbar  unzu- 
treffend. Die  Annahme,  daß  tlie  (hnitschrechtliche  Aufhebung 
der  eheliciien  Gemeinschaft  „nichts  mit  der  Religion  gemein 
habe'',  widerspricht  dii-ekt  der  eigentlichen  Ansicht  und  Absiclit 
des  Gesetzgebers,  welcher  das  Institut  nachgewiesenermaßen 
einzig  mit  Rücksicht  auf  das  religiöse  Gefühl  der  katholischen 
Bevölkerung  eingeführt  hat.  Die  Behauptung  läßt  sich  nur  in 
dem  Sinne  aufrecht  erhalten,  daß  allerdings  der  Gesetzesinhalt 
selbst  nicht  an  das  religiöse  Bekenntnis  anknüpft,  das  gesetz- 
liche Scheidungs-  und  Trennungsrecht  für  akatholische  wie  für 
katholische  Personen  yielmehr  das  gleiche  ist :  das  gilt  ja  aber 
für  alle  Yertragsr echte  mit  alleiniger  Ausnahme  des  öster- 
reichischen :  es  gilt  nicht  nur  für  die  französisch-rechtliche,  bel- 
gische, holländische  etc.  Separation,  sondern  selbst  für  diejenigen 
Rechte,  welche  wie  das  italienische,  spanisehe,  portugiesische, 
streng  dem  katholischen  Dogma  yon  der  Ünlösbarkeit  der  Ehe 
folgen.  Ebensowenig  kann  es  dem  internationalen  Begriff  der 
Separation  widersprechen,  daß  sie  nur  «wahlweise  neben  der 
Scheidung  isugelassen'*  ist:  denn  auch  das  gilt  ebenso  nicht  nur 
für  die  franzSsisch-rechtliche  etc.  und  die  ungarische  Separation 
allgemein,  sondern  selbst  für  die  österreichische  .Scheidung  von 
Tisch  und  Bett"  (§  103  ff.),  welche  von  ihrer  Echtheit  sicherlich 
dadurch  nichts  einbüßt,  daß  sie  allen  akatholischen  Personen 
wahlweise  neben  der  Scheidung  zusteht. 
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Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  der  Sepanttion  nnd 
der  Gemeinschaftsoofhebung  liegt  nach  FrantM  weiterhin  in 
folgendem:  .Die  separatio  perpetua  des  kanonischen  Rechts 
erfolgt  auf  einseitigen  Antrag  des  verletzten  Teiles.  Dieser 
kann  jedeizeit  die  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens 
fordern,  und  dieselbe  muß  sogar  vorgenommen  werden,  wenn  er 
sich  nachträglich  selbst  einen  Shebmch  zu  Schulden  kommen 
läßt.  Der  schuldige  Teil  dagegen  hat  auf  die  Wiederherstellung 
des  ehelichen  Lebens  gar  keinen  Einfluß,  ebensowenig  wie  er 
eine  Umwandlung  in  Scheidung  verlangen  kann.  Ganz  anders 
bei  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nach  BGB.  Hier 
hat,  wenn  Kläger  die  Aufhebung  beantragt,  der  Beklagte  es 
stets  in  der  Hand,  dieselbe  dadurch  auszuschließen,  daß  er  ihr 
widtrspriclit  und  Scheidung  verlangt.  Dann  muß  der  Richter, 
wenn  die  Klage  begründet  ist,  auf  Sclieiduiig  erkennen  (§  1575). 
Ebenso  kann  nach  erfolgter  Aufhebung  jeder  Ehegatte  auf  (»rund 
des  Urteils  die  Scheidung  verlangen,  und  der  Richter  muß  sie 
aussprechen,  selbst  wenn  der  andere  Teil  widei-spricht  (§  1576). 
Eine  Wiederlierstellung  der  ehelichen  ( Jeitufinschaft  aber  kann 
niclit  etwa  auf  einseitiges  Verlangen  des  Verletzten,  sondern 
nur  in  gegenseitiger  Übereinstimnuing  der  Parteien  erfolgen"*.') 

Allein  auch  alle  diese  hervorgehobenen  HegrifFsmerknuile 
der  „kanonischen"  Separation  treffen  für  den  aus  der  Ver- 
gleichunggeltender(Jesetzesrec]ite  sich  ergebenden 
internationalen  Begriff  d  e  r  S  e  p  a  r  a  t  i  o  n  n  i  c  h  t  d  u  r  c  h- 
weg  zu.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  Separation  überall,  auf 
^einseitigen  Antrag  des  verletzten  Teiles-"  erfolgt:  in  vielen 
Vertragsstaaten  (sogar  in  Österreich  und  Italien  gibt  es  eine 
Separation  auf  gegenseitige  Übereinstimmung)  nicht  richtig, 
daß  der  verletzte  Teil  überall  Jederzeit  die  Wiederlier- 
stellung des  ehelichen  Lebens  fordern''  kann,  geschweige,  daß 
dieselbe  (wie  nach  dem  rein  kanonischen  Rechte)  „sogar  vor- 
genommen werden  müßte,  wenn  er  sich  nachträglich  selbst  einen 


^)  Man  pflegt  ans  diesen  Grttnden  in  der  GemeinBchaftsaalliebmig  nur 
eine  snspensiT  bedingte  SoheidiiDg  sa  erlkUbken,  wajnm  aber  Hiebt  —  mit 
mindestens  gleichem  Bedite  —  dne  resolutiY  bedingte  SepaiatUm? 
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Ehebruch  zu  Scliukleii  kommen  laßt  ' :  Vielmehr  kann  nach  den 
meisten  anderen  Rechten  ')  die  Separation  nur  dnrcli  einen  Kon- 
sensiialakt  der  o;etrennten  Ehegatten  wieder  aufgehoben  werden, 
die  (strikt  katholischen!)  Rechte  Spanietis  und  Portidgals  ver- 
langen sogar  eine  ausdi'ückliche  gerichtliche  Erklärung  der  Re- 
conciliation  [Spanien  74, Portugal  1218)  ebenso  das  österreichische 
Gesetzbucli  §  110.  Es  ist  endlich  nicht  riclitig,  daß  der  schuldige 
Teil  überall  .auf  die  Wiederherstellung  oderNichtwiederlierstellung 
des  eheliclien  Lebens  gar  keinen  Einfluß  hat,  ebensowenig  wie 
er  eine  Umwandlung  in  Scheidung  erlangen  kann":  g:enau  das 
Gegenteil  ist  vielmehr  ausdrücklich  in  allen  denjenigen  Rechten 
bestinnnt,  die  eine  Konversion  der  Separation  in  Scheidung  zu- 
lassen.-) Nachdem  ursprünglichen  in  Belgien  und  Lnjcemburg 
in  Kraft  stellenden  Art.  810  C.  C.  steht  ausdrücklich  gerade  nur 
dem  schuldigen  Teil  (l'e'ponjo  qui  est  originairemenf  defendeur) 
das  Recht  zu,  die  Umwandlung  der  Separation  in  Sclieidung  zu 
verlangen ;  .falls  der  unschuldige  Teil  nicht  der  Wiederherstel- 
lung des  eheliclien  Lebens  zustimmt".   Wären  also  die  hervorge- 
hobenen Merkmale  derart  dem  Begriff  der  kanonischen  Separation 
wesentlich,  daß  beim  Nichtvorhandensein  derselben  das  ganze 
Institut  seinen  Charnkter  verlöre,  so  würde  daraus  nur  das  Eine 
folgen,  daß  die  echte  kanonische  Separation  überhaupt  nirgends 
im  Eonventionsgebiete  existiert  und  daß  folglich  derjenige 
Begriff  der  Separation,  welchen  die  Scheidongskonyention  allein 
im  Auge  hat  und  gehabt  haben  kann,  eben  ein  ganz  anderer  ist, 
als  der  von  der  kanonischen  Wissenschaft  konstruierte;  diesem 
Begriff  der  Separation,  welchen  die  Konvention  im  Auge  hat,  und 
auf  den  es  allein  ankommt,  widerspricht  aber  die  deutschrecht- 
liche Gremeinschaftsaufhebung  in  keiner  wesentlichen  Beziehung. 
Insbesondere  weicht  die  französisch-rechtliche  (bezw.  ungarische) 
aipanxtkm  de  corpa,  wie  schon  gezeigt,  in  allen  herroige^ 

^)  Vgl.  ÖaterrHeh,  a.  b.  OB  §  UO,  üngam,  Gmeta-Artikel  ttber  das 
Eherecht  (1894)  §  106,  Dänemark  und  Nonoegm  {Lehr,  Droit  cMl 

Scand.,  S.  682),  Italien,  C.  C.  §  157,  Portugal,  C.  C.  §  1218,  Spanien, 
C  C  Artt.  74  u.  1489.  Ebenso  im  französischen  Rechte  nach  herrschender 
Meinung;  vgl.  Zacha  riä-Cronie.  franz  ("ivilrecht  III,  §  465  (495),  Anm.  2. 

^  Belgien  31U;  Holland  285;  iSkandinumsche  Länder,  Lehr  682 j 
üngam  107. 

Zaitodirift  f .  luteni.  FriTf^  «.  öilnitl.  Bsöht.  ZV.  18 
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hobenen  Beziehunpffii  ganz  ebenso  von  dem  kanonischen  Modell 
ab,  wie  die  deutsclirechtliche  Aufhebung  der  (Gemeinschaft. 
Das  deutsclie  Reclit  bringt  allerdings  eine  Neuerung;  die  Be- 
fugnis des  Beklagten,  niclit  erst  nach  Ablauf  einiger  Jahre, 
sondern  sofort  die  Scheidung  statt  der  Trennung  zu  provozieren. 
Allein  ein  so  ^fundamentaler"^  und  in  „die  Augen  springender" 
Unterschied,  dal3  dadurch  das  Institut  ein  ganz  anderes  würde, 
ist  dieser  eine  Punkt  sicherlich  nicht.  Wenn  zwei  Reclitsinstitute 
zweier  Länder,  um  als  privatinternational  identisch  zu  ^t  lti  n, 
sich  in  allen  Punkten  decken  müßten,  so  gäbe  es  überhaupt 
kein  internationales  Privatreclit :  sind  die  Rechte  congruent,  so 
brauchen  wir  keine  Kollisionsnorm.  Dem  Geiste  und  (4elialt 
nacii,  stimmt  die  französisclie  ^Separation  de  corps''  mit  der 
deutschen  „Aufliobung  der  eheliclien  Gemeinschaff"  mindestens 
so  genau  überein,  wie  der  deutsche  „Verkaut"  mit  der  franzö- 
sischen ^vente"'^  der  deutsche  „Erbe~  mit  dem  französischen 
„häritier",  die  deutsche  „elterliclie  (iewalt"'  mit  der  „tufelle 
des  pkre  et  mkre^  des  C.  r.  Art.  389  ff.  (trotz  der  abweichenden 
Bezeichnung)  u.  s.  f.  Auch  historisch  zeigt  sich  dabei  zwischen 
dem  deutschen  und  dem  französischen  Recht  eine  verblüffende 
Übereinstimmung.  Das  erste  einheitliche  französische  Ehegesetz 
(v.  20.  9.  1792)  hatte  —  genau  wie  das  deutsche  Personenstands- 
gesetz —  die  separatio  a  ioro  et  mensa  ganz  aufgehoben  und 
sie  durch  die  Ehescheidung  ersetzt ;  bei  der  Beratung  des  C.  C. 
wurde  —  genau  wie  bei  derjenigen  des  BGB  —  die  Frage, 
ob  und  in  welchem  Maße  man  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
wiederherstellen  solle,  lange  und  vielfach  erörtert  (Zachariä 
m  §  490)^).  Das  Endresultat  war  die  Wiederherstellung  der 
«^paraiifo»^co9^  als  wahlweise  neben  der  Ehescheidung 
und  aus  denselben  Ursachen  zugelassenes  Institut  „Der 
Hauptgrund  zur  Fassung  dieses  Beschlusses  war  der,  daß  man, 
da  die  katholische  Kirche  Ehescheidungen  für  unzulässig  er- 
klärte, den  Mitgliedern  dieser  Eirche  die  Freiheit  gewähren 
wollte,  sich  ohne  ihr  Gewissen  zu  verletzen,  von  ihren  Ehegatten 
zu  trennen'',  —  wiederum  genau  wie  bei  uns. 

Vgl.  dazu  Becueil  coniplet  des  dincours  prononcäs  lors  de  la 
atseussim  du  C,  C.  (Paris  1841)  Bd.  H  902  ff. 
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Wir  finden  also  nach  den  leofislativcn  Al)sirliten  ebenso  wie 
nach  dem  Gesetzesinhalt  zwischen  der  deutscli-rechtlichen  Ge- 
meinschaftsaufliebung  und  der  französischen  Separation  de  corps 
eine  derartige  Wesensgleichheit,  daß  man  vom  rechtsvergleichend- 
privatinternationalen  Standpunkt  sich  unmöRlicli  da^j-pg-en  ver- 
wahren könnte,  die  deutsch-rechtliche  (Tpmeinschaftsaufhebung 
als  einer  französisch-rechtlichen  Trennung-  von  Tisch  und  Bett 
gleichstehend  anzuerkennen,  auch  dann,  wenn  der  deutsche  Ge- 
setzgeber geglaubt  hätte,  mit  der  Gemeinschaftsaufhebung  ein 
neues,  von  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ganz  und  gar 
verschiedenes  Institut  einzuführen,  geschweige,  daß  man  be- 
haupten könnte,  die  Reichsgesetzgeber  hätten  geirrt,  als  sie  mit 
der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  eine  richtige  —  wenn 
auch  mit  besonderen  Kautelen  umgebene  —  separatio  a  toro 
et  mensa,  wie  sie  auch  in  anderen  Staaten  besteht,  zu  gew&hren 
glaubten. 

Hieraus  ergibt  sich  mit  zwingender  Kraft:  Da  es  Über 
jeden  Zweifel  erhaben  ist,  daß  die  Konvention  unter  ihrer 
a^HMraüan  de  corps  nicht  ein  von  der  französisch-rechtlichen 
säparitHon  de  corps  verschiedenes  Institut  verstanden  hat,  so  fällt 
auch  die  deutsche  Ehegemeinschaftsaufhebung  unter 
die  Separation  de  corps  im  Sinne  von  Art.  1  und  2 
der  Konvention.  Und  da  weiterhin  zweifellos  ist,  daß  unter 
•  Art.  1  II  und  2  n  der  Konvention  auch  die  italienische,  spanische, 
(Ssterreichische  etc.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  begriffen  ist, 
so  ist  für  das  Konventionsrecht  jedenfalls  jene  künst- 
lich aui^bante  Wesensverschiedenheit  der  deutschrechtlichen  - 
Gemeinschaftsaufhebung  von  der  separatio  a  toro  et  mensa 
ganz  und  gar  hinföUig.  Deijenige  Begriff  der  s^tarafion  de 
corps,  wdcher  allein  als  konventionsmäßig  angesehen 
werden  kann  (der  in  den  modernen  Staaten  geltende)  ist 
mit  demjenigen  der  deutschen  Gemeinschaftsauf- 
hebung identisch.  , 

Die  nächste  Folge  der  vorau^henden  Darlegungen  ist  die 
Yemeinung  der  zu  Eingang  dieses  Abschnittes  au^worfenen 
Frage:  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4,  so  wie  die  Bestimmung  un- 
anfechtbar ausgelegt  wird,  ist  mit  dem  Inhalt  der  Ken- 
ia* 
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V  e  n  t  i  0 11  u n  v e  r  t  r  il  g'  1  i  c  Ii.  Nach  der  Konvention  ni  u  ß  eine 
im  Konventionsgebiet  eiiiobene  Klaf>:e  auf  Separation  als  be- 
gründet anerkannt  werden,  wenn  die  Separation  im  konkreten 
Falle  sowohl  nach  Heimatrecht,  als  nach  der  leoO  fori  bejrründet 
ist;  eine  Verweisung  auf  abweichende  innerstaatliche  Kollisions- 
norinen  (der  Ipj:^  fori)  ist  nicht  anerkannt.  Es  ist  hiernach, 
da  wir  festgestellt  haben,  daß  die  Aufhebung  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft einer  Separation  de  corps  im  Sinne  der  Konvention 
gleichsteht  —  nicht  zulässig,  diese  Ehetrennung,  wenn  sie  nach 
den  Sachnormen  B(iB  begründet  ist,  einem  Vertragsstaats- 
Angeiiörigen  zu  verweigern,  der  nach  seinem  Heimatrecht  zur 
Separation  befugt  ist;  nicht  zulässig,  ß-emäß  EG  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4,  die  Voraussetzung  aufrecht  zu  erhalten,  daß 
außerdem  auch  noch  nach  dem  Heimatrecht  die  Schei- 
dung begründet  sein  müsse. 

Es  bedarf  nach  den  Darlegungen  des  vorigen  Abschnittes 
kaum  mehr  der  Hervorhebung,  daß  dieses  Ergebnis  praktisch 
ein  durchaus  erwünschtes  ist.  (Vgl.  übrigens  auch  Planck  a. 
a.  0.  EG  z.  BGB  Art.  17  No.  7  gegen  Schluß).  Die  Annabme, 
daß  ein  Ausländer,  dessen  Ehe  nach  Heimatrecht  zu  separieren 
und  nach  seinem  Wohnsitzrechte  zu  scheiden  ist,  in  dem  letzteren 
Gerichtsstande  sowohl  mit  der  Scheidungs-  als  mit  der  Trennungs- 
klage abgewiesen  werden  soll,  muß  ja  für  das  deutsche  Wohn- 
sitssrecht  geradezu  unbegreiflich  erscheinen.  Es  ist  ein  unhalt- 
barer Zustand,  daß  die  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft" 
in  Deutschland  deigenigen  Ausländern,  deren  Heimatrecht  ihnen 
nnr  die  Scheidung  gestattet,  unbedenklich  gewährt  werden  soll, 
während  sie  demjenigen  Ausländem,  welche  heimatrechtlich  zur 
Separation  befugt  sind,  unbedingt  versagt  wird;  daß  also  z.  B. 
ein  protestantischer  Österreicher  wegen  Ehebruchs  in  Deutsche 
land  durch  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  eine 
ständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett,  oder  auch,  wenn  er  es 
yoizieht,  die  Scheidung  ebenso  wie  zu  Hause  soll  erwirken 
können,  während  der  loktholische  Österreicher  im  gleichen  Falle 
vor  deutschen  Gerichten  sein  Becht  auf  Trennung  der  Ehe  nicht 
soll  finden  können.  Allerdings  wird  auf  diese  Art  in  Deutsch- 
Umd  unter  Umständen  bei  Ausländem  die  Separation  in  einer 
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schärferen  Form  anerkannt  als  bei  Inländern :  der  ausländische 
Beklagte  kann  nicht  sofort  nach  §  1575  II  oder  1576  die 
Scheidung  verlangen,  sondern  erst  nach  Ablauf  von  2  Jahren, 
resp.  wenn  er  Franzose,  Belgier,  Luxemburger,  Hulländer  oder 
Ungar  ist,  von  drei  Jahren,  er  kann  es  vielleicht  niemals, 
wenn  er  nämlich  einem  Staate  angehört,  welcher  üliorhaupt 
keine  Scheidung  zuläßt.  Allein  das  ist  einfach  die  notwendige 
und  im  Interesse  der  internationalen  Rechtsgleichheit  keineswegs 
zu  beklagende  Folge  des  anerkannten  Konventionsprinzipes,  daß 
eine  Scheidung  gegen  das  Verbot  des  Heimatrechtes  niemals 
und  nirgends  ausgesproclien  werden  darf,  und  daj3  jeder  positi  v- 
prohibitive  Eingriff  (zu  Gunsten  der  Scheidungsfreilieit)  der 
lex  fori  ein  für  allemal  nach  Konventionsrecht  ausgeschlossen 
ist.  In  keinem  Falle  läßt  sich  behaupten,  daß  durch  eine  der- 
artige Behandlung  der  Ausländerehen  ir^t^inlwif  (h'iii  tleiitschen 
„ordre  public"  zu  nahe  getreten  werde.  Umgekehrt  spricht 
Sinn  und  Geist  der  deutschen  Rechtsordnung  mit  aller  Ent- 
schiedeuheit  dafür,  daß  eine  zerrüttete  Ehe,  wenn  die  Scheidung 
vom  Bande  unmöglich  ist,  mindestens  im  Sinne  von  §  1575  des 
BGB  getrennt  werde.  Der  deutsche  Gesetzfreber  hat  unzwei- 
deutig trerade  in  diesem  Sinne  die  Aufhebung  der  ehelichen 
Geraeinschaft  eingeführt.  Er  hat  für  Ehegatten,  die.  weil  ilinen 
das  katholische  Dogma  als  Gesetz  gilt,  von  der  Scheidung  nicht 
Gebrauch  raachen  können,  ausdrücklich  die  Geraeinschafts- 
aufhebung  als  Ersatz  bereit  gestellt;  und  er  sollte  es  anderer- 
seits für  richtig  halten,  ausländischen  Ehegatten,  denen  die 
Scheidung  durch  das  Heiraatgesetz  genau  in  der  gleichen  Weise 
unmöglich  gemacht  hat,  dieses  Auskunftsmittel  zu  versagen? 

Es  fragt  sich  schließlich,  ob  in  dem  vorausgesetzten  Falle 
das  deutsche  Gericht  formell  (entsprechend  dem  ausländischen 
Heiraatrecht)  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder,  wie  ge- 
wöhnlich, die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  auszusprechen 
hat.  Das  OLG  Dresden  {Rechtspr.  des  OLG  II  413  ff.  und  Ztsch. 
XIII  160  ff.  und  171)  hat  sich  auf  den  ersteren  Standpunkt 
^gestellt  und  bei  Österreichern  direkt  dahin  erkannt,  daß  „die 

Ehe  der  Parteien  im  Sinne  des  a.  b.  OB  für  das  Kaisertum 

öaterreidi  von  Tisch  und  Bett  geschieden  werde*^  (Ztsch.  XIII 
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171).  Von  dem  hier  vertretenen  Standpunkt  ans,  welcher  die 
Identit&t  der  beiden  Institute  annimmt,  ist  die  Frage  im  Grande 
mMig.  Daß  materiell  das  Urteil  in  manchen  Füllen  Bechts- 
wirkungen  haben  kann,  welche  Aber  diejenigen  einer  heimat- 
rechtlichen Separation  hinaosgehen,  ergiebt  sich  mittelbar  ans 
Art.  1,  2  und  7  der  Scheidungskonvention  und  unmittelbar  aus 
Art.  1  des  Konventionsentwurfes  über  die  Wirkungen  der  Schei- 
dung und  der  Separation  de  corps.  Formell  aber  dürtte  es 
für  jedes  Gericht  das  korrekte  sein,  sich  der  Diktion  seines 
eigemii  Landesrechtes  zu  bedicrun.  Man  wird  in  Frankreich 
sicherlich  nicht  bei  spanischen  Eheleuten  auf  „divorcio"  im 
Sinne  des  spanischen  Gesetzbuches,  sondern  einfach  auf  Sepa- 
ration de  Corps  erkennen,  obschon  dem  spanischen  CGB  dieser 
Terminus  überliaupt  unbekannt  ist  und  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  dort  unter  dem  Namen  „divorcio"  (Art.  104  ff.)  ein- 
geführt ist.  Man  wird  in  Deutschland  eine  Ehescheidung 
zwischen  österreichischen  (akatholischen)  Eheleuten  nicht  als 
„Trennung"  aussprechen,  obschon  diese  Diktion  dem  öster- 
reicliischen  Gesetze  (§  115)  entspricht,  das  umgekehrt  die  Be- 
zeichnung „Scheidung"  nur  bei  der  Scheidung  von  Tiscli  und 
Bett"  anwendet;  und  es  dürfte  sich  aus  dem  gleichen  Grunde 
empfehlen,  wenn  nach  ausländischem  Rechte  die  Trennung 
(Scheidung)  yoii  Tisch  und  Bett  ausziis])rechen  wäre,  in  Deutsch- 
land lediglich  auf  ,, Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft"  zu 
erkennen.  Auf  diese  Art  entfällt  nebenbei  auch  das  —  übrigens 
unberechtigte  ^)  —  Bedenken,  daß  eine  Klage  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  in  Deutschland  unzulässig  sei,  weil  die  Zivil- 
prozeßordnung keine  Verfahrensvorschriften  dafür  enthalte. 

Nach  unseren  voraufgebenden  Feststellungen  bietet  auch 
die  Entscheidung  der  vorwürfigen  Kollisionsfrage  vor  außer- 
deutschen Gerichten  keine  Schwierigkeiten.  Ist  die  deutsch- 
rechtliche  Gemeinschaftsaufhebung  als  Separation  de  corps  im 
Sinne  des  Konventionsrechtes  und  als  identisch  mit  der  ge- 
wöhnlichen Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  betrachten,  SO  steht 
außer  Zweifel,  daß  im  Auslande  deutsche  Ehen,  bei  denen  nach 


1)  Vgl.  Sntaeh.  d.  Sa  XZXV  357,  Diefldai,  Reektspr.  d.  OLG  IL  417. 
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§  1575  BGB  die  Gemeinschaftsaufhebung  zulässig  ist,  aligemein 
separiert  werden  kdimen  (Art.  3)  und  separiert  werden  mttssen 
(Art,  1  II,  Art.  2  II),  wenn  das  Auslandrecht  in  dem  fraglichen 
Falle  die  Trennimg  von  Tisch  und  Bett  zuläßt. 

Daß  diese  Konsequenz-Gewährung  der  Trennung  von  Tisch 
nnd  Bett  für  Deutsche  im  Ausland  das  einzig  rationelle  ist, 
wenn  nur  eine  Kollision  mit  der  französisch-rechtlichen  Sepa- 
ration in  Frage  steht,  leuchtet  ohne  weiteres  ein  ;  jene  Sepa- 
ration deckt  sich  ja,  wie  dargele^ft,  nahezu  in  allen  Punkten 
mit  der  deutschen  (jemeinscliaftsauthebung'  und  kann  auch  nach 
dem  Auslandrecht  hinterher  stets  in  völlige  Scheidung'  umge- 
wandelt werden.  Aber  auch  sonst  scliwinden  alle  IJetlcnken, 
wenn  wir  festhalten,  daß  ja  die  Wirkungen  des  ausländischen 
Urteils  sich  in  allen  Fällen  nur  nacli  dem  deutschen  Heimat- 
rechte bestimmen.  Insbesondere  erzeugt  ja  kein  ausländisches 
Separationsurteil  unter  deutschen  Ehegatten  jemals  die  einzige 
vom  deutschen  Oesetz  reprobierte  Rechtswirkung  einer  ständigen 
Separation :  den  deutschen  Ehegatten  muI3  de  Jure  jederzeit  die 
Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  offenstehen  (in  ihrem 
deutsclien  (  iericlitsstande,  CPO  606  TT),  aucli  wenn  nach  dem  aus- 
ländisclien  Rechte  eine  solclie  Umwandlung  nicht  zulässig  sein 
sollte.  Es  ist  allerdings  auch  hier  zu  berücksichtigen,  daß 
vielleicht  faktische  Schwierigkeiten  den  im  Auslande  wohnenden 
Ehegatten  die  Erliebung  der  Klage  in  Deutschland  dauernd 
unmöglich  machen  können  und  daß  dt  slialb  manchmal 
praktisch  doch  eine  unabänderliche  Separation  resultieren 
kann.  Aber  einmal  kann  (in  besonderen  Fällen)  diese  prak- 
tische Folge  auch  bei  einem  deutschen  Aufhebungsurteil  nach 
i;  1575  eintreten  (z.  B.  wenn  die  Ehegatten  nach  dem  Auf- 
hebungsurteil ausgewandert  sind  und  ihnen  Gelegenheit  und 
Mittel  zur  Anhängigmachung  einer  Umwandelungsklage  in 
Deutschland  fehlen);  sodann  aber  ist  auch  hier  jedenfalls  und 
nach  der  ausgesprodtienen  Intention  des  deutschen  Gesetzgebers 
eine  Trennung  unter  allen  Umständen  der  erzwungenen  Auf- 
rechterhaltnng  der  ehelichen  Gemeinschaft  vorzuziehen. 
Kann  ein  in  Spanien  lebender  Deutscher  von  seiner  ehe- 
brüchigen Frau  nicht,  wie  in  Deutschland,  vom  Bande  geschieden 
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werden,  so  muß  er  sich  eben  mit  dem  spanischen  divorcio,  das 
nur  eine  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  bedeutet,  be- 
gnügen. Wir  werden  ihm  aber  nicht  auch  dieses  zweite  (in 
Deutschland  wie  in  Spanien  zugelassene)  Reclitsinittel  ent- 
ziehen wollen,  weil  das  spanische  Recht  ihm  tl;is  erste  versagt. 

Zweifel  entstehen  über  die  ZuULssigkeit  der  ausländischen 
Separation,  wenn  der  beklagte  Ehegatte  vor  dem  ausländischen 
Gericlite  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  unter  Be- 
rufung auf  §  1575  II  widerspricht.  Dann  muß  ja  nach  dem 
deutschen  Recht  auf  Scheidung  erkannt  werden. 

Man  könnte  die  Auffassung  vertreten,  daß  in  solchem  Falle 
nach  deutschem  Heimatreclite  die  Separation  (Gemeinscliafts- 
aufhebungi  nicht  zulässig  sei.  Allein  diese  Auslegung  ist  m.  E. 
unzutreft'eud,  zum  mindesten  für  den  kritischsten  Fall,  daß  nach 
lex  fori  die  Scheidung  überhaupt  ausgeschlossen  ist.  Es  wäre 
ein  ]\rißl)rauch  der  verha  Jexfis  und  würde  dem  Sinne  des 
deutschen  Gesetzes  direkt  zuwiderlaufen,  wenn  man  in  solchem 
Falle  die  Einrede  des  Beklaprten  zulassen  wollte.  Die  Einrede 
des  §  1575  II  luit  den  Zuspruch  des  Klagebegelireus  zur  Voraus- 
setzung („falls  die  Klage  begründet  ist")  und  kann  und  darf 
niemals  die  Wirkung  haben,  daß  die  Klage  altirewiesen  wird; 
die  eigentümliche  Bedeutung  des  in  1575  11  gewährten  Rechts- 
mittels liegt  darin,  daß  dem  Beklagten  das  Recht  gegeben  wird, 
den  Kläger  zur  Erweiterung  seines  Anspruches  zu  nötigen, 
nicht  aber  den  Anspruch  zu  Fall  zu  bringen.  Der  Beklagte 
hat  es  in  der  Hand  zu  bewirken,  daß  d(T  Richter  ultra  petita 
des  Klägers  erkennt,  nicht  aber  das  Recht  des  Klägers  zu  ver- 
eiteln. Mit  a.  W.  Zulässigkeit  der  Scheidung  ist  über- 
haupt die  Voraussetzung  des  Beklagtenantrags :  entfällt  diese, 
'  so  entfällt  damit  von  selbst  feine  Möglichkeit,  die  sich  der  Ge- 
setzgeber allerdings  in  §  1575  nicht  vergegenwärtigt  hat,  da 
er  an  die  privatinternationalen  Fälle  nicht  gedacht  hat)  nicht 
etwa  die  Zulässigkeit  des  Klageanspruchs  auf  Separation,  sondern 
die  Zulässigkeit  der  beklagtischen  ,jprovocatio" ,  Dieses  Argu- 
ment trifft  allerdings  dann  nicht  zu,  wenn  der  Klä^r  auch 
nach  der  lex  fwi,  ebenso  wie  nach  deutschem  Rechte,  die  Be- 
fugnis gehabt  hatte,  anstatt  der  Separation  direkt  auf  Scheidung 
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ZU  klaffen,  während  der  lex  fori  die  Befugnis  des  Beklagten, 
anstatt  der  Separation  die  sofortige  Sclieidung  za  provozieren, 
unbekannt  ist.  (FranzSsisches,  luxemburgisches,  belgisches, 
holländisches,  ungarisches  Becht).  Möglich  wäre  in  diesem 
Kollisionsfalle  die  einfache  Lösung,  daß  das  ausländische  Recht 
dem  wenn  schon  nach  lex  fori  nicht  begründeten  Antrag  des 
Beklagten  aus  §  157511  doch  stattgäbe,  in  Anwendung  von 
Art.  3  der  Konvention.  Der  ordre  public  des  französischen 
Rechtes  dürfte  gegen  die  Bestimmung  des  §  1575  schwerlich 
revoltieren.  Allein  für  das  französische  und  belgische  Recht 
(nicht  für  das  holländische  vgl.  Art.  289)  stehen  dieser  Lösung 
andere  Bedenken  gegenüber:  iiir  E  lies  che  idinigsklagen 
schreibt  der  C.  C.  21-A  ü.  ein  besonderes  \'(  rfahren  vor,  wahrend 
über  die  separafioft  de  corps  im  gewölinlichen  Prozesse  ver- 
handelt wird  (307).  Dadurcli  dürfte  ein  Scheidungsnrteil  bei 
Separationsklagen  aus  })rozessualen  Gründen  ausgeschlossen  sein, 
und  es  müßte  also  der  Scheidungsantrag  des  Beklagten  entweder 
unbeachtet  bleiben,  oder  aber  die  Separationsklage  daraufhin 
abgewiesen  werden.  Letzteres  würde  zwar  hier  keine  derartige 
materielle  Vergewaltigung  des  Klägers  bedeuten  wie  in  den 
oben  erwähnten  Fällen,  da  ilim  die  Erhebung  einer  Scheidungs- 
klage hinterher  freihsteht,  wie  sie  ihm  zuvor  freistand.  Es 
würde  aber  immerhin  zu  dem  Ergebnis  führen,  daß  in  Wider- 
spruch mit  dem  Geiste  des  deutschen  Reclites  auf  die  Provo- 
kation des  Beklagten  der  Anspruch  des  Kl;i«rers  abgewiesen, 
und  dieser  für  seine  (von  dem  deutscheu  ebenso  wie  von  dem 
französischen  Gesetzgeber  anerkannten)  GewissensbtMleiikeu  zum 
mindesten  mit  Tragung  der  Prozeßkosten  bestraft  würde;  ganz 
abgesehen  von  den  anderen  Nachteilen,  welche  die  Hinaus- 
schiebung der  Entscheidung  und  die  Verwerfung  seines  zweifellos 
berechtigten  Anspruches  auf  Getrenntleben  mit  sich  führen  kann. 
Das  Richtige  scheint  mir  daher  auch  hier  die  Grewährung  der  Se- 
paration trotz  des  Widerspruclis  des  Beklagten  zu  sein.  Das  dem 
letzteren  vom  deutschen  Heimatgesetzgeber  zugesprochene  Recht, 
die  Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  herbeizuführen, 
mu6  er  eben  ev.  im  besonderen  Verfahren  —  durch  Eriiebung 
der  Eonveisionsklage  (C.  C.  310)  —  geltend  machen.  Nach 
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unserer  (unten  näher  zu  begründenden)  Auffassung  ist  ilim  dann 
die  Scheidung  auch  vor  französischen  Gerichten  sofort  (nicht 
erst  nach  Ablauf  der  drei  Jahre  des  C.  C.)  zu  gewähren ;  in 
Jedem  Falle  steht  ihm  die  Geltendmachung  dieses  Rechtes  durch 
Erhebung  einer  Klage  yor  deutschen  Gerichten  offen;  die 
yon  dem  deutschen  Itocht  verworfene  ständige  Separation  ist 
hier  niemals  zu  befürchten. 

c.  Die  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Der  Gegensatz  zwischen  der  ständigen  und  der  zeit- 
weiligen Separation  ist  der  Doktrin  geläufig;  praktisch  allerdings 
ist  das  Institut  der  zeitweiligen  Separation  im  Eonyentionsgebiet 
wenig  verbreitet.  Es  besteht  nur  in  der  Schwei»  und  in 
Schweden.  Nach  dem  schweizerischen  B.  G.  Art.  47  kann  in 
dem  Falle,  daß  keiner  der  gesetzlich  normierten  Scheidungs- 
gründe vorliegt,  aber  gleichwolil  das  elieliclie  Verhältnis  als 
tief  zerrüttet  erscheint,  das  Gericht  nacli  freiem  Ermessen 
entweder  „auf  gänzliche  Scheidung  oder  auf  Scheidung  von 
Tisch  und  Bett  erkennen.  Die  letztere  darf  nicht  auf 
länger  als  zwei  Jahre  ausgesprochen  werden"  — 
eine  Bestimmung,  der  sich  auch  der  erste  Entwurf  unseres 
BGB  (§  1444)  angeschlossen  hatte.  Ähnlich  kann  nach  schwe- 
dischem Recht  {Lehry  Droit  civ.  scand.  No.  683;  Lehr, 
Marlage,  div.  et  sep.  d.  c.  §  943  ff.)  bei  dauernder  Uneinig- 
keit unter  den  Ehegatten  und  nach  fruchtlosem  doppelten 
Sühneversuch  das  Gericht  eine  Separation  für  ein  Jahr 
aussprechen.  In  allen  anderen  Vertragsstaaten  giebt  es  keine 
nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  geltende  Separation. 

Die  Frage  ist;  sind  diese  beiden  Arten  der  Separation  von 
gleicher  Gattung;  genauer:  ist  in  der  Separation  de  corps  im 
Sinne  der  Scheidungskonvention  gleicliniäliig  sowohl  die  stän- 
dige, als  aucli  die  zeitweilige  Separation  begriffen? 

Ist  die  Frage  zu  bejahen,  so  folgt  zwingend  aus  Art.  1  II 
und  2  II  die  überstaatliche  (konventionsmäßige)  Verpflichtung 
zum  Ausspruch  der  Separation  auch  dann,  wenn  nach  Heimat- 
recht nur  die  zeitweilige,  nach  lex  fari  aber  nur  die  ständige 
Separation  zulässig  ist,  oder  umgekehrt. 
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Dm  wüide  aber  geradezn  eine  Vergewaltigung  der  einzel- 
staatlichen wahres  pMics  in  sich  schließen.  Denn  innere 
staatlich  bedeutet  die  Znlässigkeit  der  zeitweiligen  Separation 
keineswegs  auch  die  Zulässigkeit  der  ständigen  und  mngekehrt, 
wie  dnrch  die  in  Frage  kommenden  einzelstaatlichen  Gresetz- 
gebungen  selbst  ad  oculos  demonstriert  wird.  Vielmehr  ist  es 
sogar  sehr  wohl  möglich  (nach  herrschender  Anschauung  sogar 
die  Regel),  daß  ein  Recht,  welches  die  „ständige'*  Trennung 
zuläßt,  daneben  die  ^zeitweilige"  prohibitiv  verwirft  oder 
umgekehrt.  Es  kann  nicht  Absicht  der  Konferenzen  gewesen 
sein,  in  solchem  Falle  einem  Yertragsstaate,  der  nur  ständige 
Trennung  kennt,  den  Ausspruch  einer  zeitweiligen  aufzunötigen 
oder  umgekehrt;  noch  weniger  kann  daran  gedacht  sein,  im 
Widerspruch  mit  dem  Heimatrecht  die  Entscheidung,  ob  stän- 
dige oder  zeitweilige  Separation  ausg-ospYochen  werden  soll, 
lediglich  der  lex  fori  anheim  zu  geben.  Endlich  verbietet 
sowohl  die  Entstellungsgeschichte  der  fraglichen  Bestimmungen 
als  die  genauere  .sachliche  Erwägung  auch  die  auf  den  ersten 
Blick  naturgemäß  erscheinende,  differenzierende  Lösung:  daß 
gemeint  sei,  die  ständige  Reparation  solle  dann  ausgesprochen 
werden,  wenn  sie  sowohl  nach  Heimatreclit,  als  nach  lex  fori 
zulä.ssig,  ebenso  die  zeitweilige  Separation  dann,  wenn  sie  nach 
beiden  Rechten  begründet  sei. 

Denn  tatsächlich  hat  man  sich  bei  den  Konferenzverhand- 
lungen mit  der  zeitweiligen  vSeparation  überhaupt  nicht  beschäftigt. 
Nur  der  deutsche  Delegierte  liatbeiläutig  —  aber  nur  zurCharakteri- 
siei'ung  des  Gegensatzes  zum  deutschen  Recht  —  die  Möglichkeit 
einer  zeitweiligen  Separation  erwähnt  {Actes  1900,  S.  208). 

Es  spricht  aber  auch  die  Natur  der  Sache  dafür.  In 
Wahrheit  ist  nämlich  jene  zeitweilige  Separation,  wie  sie  im 
Konventionsgebiete  besteht,  nach  Inhalt,  Rechtswirkung  und 
Zweck  ein  von  der  gewöhnlichen  (ständigen)  Separation 
wesentlich  verschiedenes  Institut,  das  überhaupt  nicht  dazu 
besimmt  ist,  den  stahis  der  Eheleute  zu  tangieren^).  Die 

^)  Sie  whrd  nach  8ohweiieiiMs]ieiii  Beoht  auch  gar  nicht  in  die  Staiide»* 
ngister  eingetragen;  vgl.  die  amtUohe  Anleitung  für  die  Ffibnutg  Hoc  Be- 
giBter  No.  216. 
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Wirkung  soll .  stets  nur  eine  proyisorische  sein,  sie  bildet 
niemals  auch  nur  „potentiell''  ein  Definitivum.  Die  Ver- 
fügung verliert  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  ohne  weiteres 
ihre  Kraft,  und  es  muß  dann  entweder  das  gemeinschaftliche 
Eheleben  wieder  aulgenommen,  oder  die  Ehescheidung  herbei- 
geffihrt  werden  Es  soll  überhaupt  nicht  über  das  eheliche 
Verhältnis  nach  der  einen  oder  der  anderen  Richtung  eine 
Entscheidung  getroffen,  es  soll  nur  in  unklaren  Fällen  ein 
passendes  „Auskunftsmittel"  gefunden  werden,  einerseits  im 
Interesse  des  „Klägers,  wenn  dem  letzteren  zur  Zeit  das  Zu- 
sammenleben mit  dem  anderen  Ehegatten  unerträglich  ist,  er 
aber  noch  die  HofFnung  der  Aussöhnung  hegt,  andererseits  im 
öffentlichen  Interesse  an  tunlichster  Aufrechterhaltung  der  Elien". 
{ Motive  z.  deutschen  BGB  IV  597  Die  zeitweilige  Separation  ist 
hiernach  eine  Institution,  welche  in  grundsätzlichem  Unterschied 
steht  zu  Ehesclieidung'  und  Ehetrennung  und  sich  zu  beiden 
im  großen  und  «^anziu  so  verliält,  wie  die  einstweilige  Ver- 
fügung zum  Urteil;  eine  Institution,  die  inhaltlich  der  Vor- 
schrift des  55  B27  CPO  und  dem  legislativen  Zwecke  nach 
derjenigen  des  620  CPO  sehr  nahe  steht,  wenn  sie  schon 
mit  keiner  von  beiden  Bestiniinungen  wesensgleich  ist.  (Vgl. 
Motive  z.  BGB  IV  597,  Prot.  IV  417.) 

Die  Tatsache,  daß  die  Konferenzeu  bei  Kegelung  des  materiell- 
rechtlichen  Scheidungs-  und  Trennungsrechtes  sich  nur  mit  der 
gewöhnlichen  (ständigen)  Separation  (des  französischen,  öster- 

•)  Deshalb  gehört  die  nach  §  115  des  österr.  a.  b.  GB  bei  unüberwind- 
licher Abneiijunö:  vorgeschrit'bfiic  Sohoidung  von  Tisch  und  Bett,  so  ilhnlich 
die  Vorschrift  derjenigen  des  schweizerischen  Gesetzes  lautet  („Doch  luuU  in 
dem  letzten  Falle"  —  wenn  beide  Ehegatten  die  Auflosung  wegen  unüber- 
windlicher Abneigung  verlangen  —  ^die  Trennung  der  Bhe  nldit  sogleich 
verwilUget^  sondem  erst  eine  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  und  swar  nach 
Beschaffenheit  der  Umstände  auch  sa  wiedcrholt<^ii  Malen  versuchet  werden"), 
nicht  hierher;  denn  sie  bleibt,  wenn  ein  wRitcrts  i  fahren  nicht  provoziert 
wird,  als  gewöhnliche  ständige  Tregonung  von  Tisch  und  Bett  mit  den  Wir- 
kungen der  §§  103  S.  bestehen. 

^  Vgl.  Martin^  3.  XXIV  7d3:  Die  schweizerische  Separation  sei  mu 
„un  ätat  pnwisoire,  lequel  est  disHni  ä  präparer  la  fixation  definitive 
du  8ort  des  ipouXf  mit  eu  achemiuant  leur  rieoMCiliaHon,  soft  en 
aioüiissant  ä  la  dästmetim  difinitiw  du  iien  eonjugal'. 
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reichischen,  italienischen,  spanischen  etc.  Rechtes)  beschäftigt 
haben,  hat  nichts  Befremdendes;  wir  haben  für  die  Auslegung 

zü  folgern,  daß  über  die  zeitweilige  Separation  des  schweize- 
rischen und  schwedischen  Rechtes  ebenso  wie  über  die  in  der 

deutsclien  CPO  enthaltenen  analogen  Vorschriften  in  Art.  1 
und  2  überhaupt  kuiiie  ikstiinmung  hat  getroffen  werden  sollen. 

Die  Kollisionsfragen  der  zeitweiligen  Separation 
bleiben  deingenuili  dem  innerstaatlichen  internatio- 
nalen Privatrecht  anheimgegeben.  Das  aber  wird  man 
allerdings  aus  dem  Konventionsrecht  folgern  müssen:  daß 
eine  zeitweilige  Reparation,  wie  sie  nach  schweizerischem  und 
nach  schwedischem  Rechte  besteht/)  und  die  überhaupt  nur 
als  Vorläufer  der  Scheidung  Sinn  und  Bedeutung  hat,  die  somit 
ohne  die  Zulässigkeit  späterer  Scheidung  oline  weiteres  in  sich 
selbst  zusammenfällt ,  bei  Vertragsstaatsangehörigen  niemals 
ausgesprochen  werdt'ii  kann,  wenn  „dans  Je  cas  dont  il  s  agW 
die  Sclieidung  nicht  auch  lieimatrechtlich  begründet  ist. 
Das  (ileirhe  gilt  auch  für  die  privatinternationale  Anwendung 
der  erwähnten  Bestimmungen  der  deutschen  CPO:  steht  von 
vornherein  fest,  daß  ein  heimatrechtliciier  Scheidungsgi-und  nicht 
vorliegt,  so  ist  weder  für  die  Aussetzung  des  §  620,  noch  für 
die  einstweilige  Verfügung  des  627  Raum.'^)  Umgekehrt  wird 
überall  dann,  wenn  die  Scheidung  in  concreto  sowohl  nach 
Heimatrecht  als  nach  B(tB  begründet  ist,  die  Anwendung  auf 
Vertragsausländer  unbedenklicii  sein,  ohne  daß  geprüft  zu  werden 
braucht,  ob  auch  nach  dem  ausländischen  Heimatrecht  eine 
solche  provisorische  Verfügung  zulässig  wäre.  Denn  es  handelt 
sich  hier  lediglich  um  eine  Vorschrift  des  deutsclien  Scheidungs- 
verfahrens, deren  Anwendung  vor  deutschen  Gerichten  nicht 
von  dem  Bestehen  gleichartiger  ausländischer  Bestimmungen 
abhängen  kann.  Weiterhin  muß  vom  Standpunkt  des  deutschen 
Richters  angenommen  werden,  daß  der  Richter  auch  bei  schwel- 

Anders  auch  z.  B.  die  zeitweilige  i  fünfjährige)  Separation  des  chile- 
nischen Rechtes:  Trib.  civ.  de  la  Seine,  23.  5.  00,  XXVII  993  \^rcin 
prozessual  behandelt).   Vgl.  dazu  auch  Lehr,  Mariage  etc.  No.  301. 

<)  Vgl.  WBL  letzterem  Eniaeh,  d,  BQ  XSJX.  869  ff.,  RG  9.  2.  04; 
HechtSjpr.  d.  OLG  Vm  381. 
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zerischen  oder  schwedischen  Scheidimgsanspracheii  niemals  da- 
neben (oder  statt  dessen)  aal  eine  zeitweilige  Separation  im  Sinne 
des  schweizerischen  oder  schwedischen  Rechtes  erkennen  wird: 
nicht  deshalb,  weil  eine  solche  zeitweilige  Separation  mit  unseren 
sittlichen  Anschannngen,  unserem  „ordre  public'  durchaus 
unvereinbar  wäre  (wir  werden  Anschauungen,  welche  s.  Zt. 
die  erste  Kommission  des  BGB  in  Anlehnung  an  eine  Reihe  von 
früheren  Partikularrechten  —  Motive  e.  BGB  IV  378  ff.,  597  ff. 
—  prebilligt  liat,  nicht  als  unmoralisch  kennzeichnen  wollen); 
sonünii  einmal  deshalb,  weil  es  unvernünftig  wäre,  zwei  im 
wesentliclien,  dem  gleichen  Zwecke  dienende  Vorschriften  des 
Inlandes  und  des  Auslandes  mit  einander  zu  kumulieren,  sodann 
aber,  weil  es  nicht  nur  materiell-rechtliclip.  sondern  vor  allem 
auch  prozessual«»  Bedenken  gewesen  sind,  welclie  den  deutschen  * 
Gesetzgeber  bestiunut  liaben,  die  Einführung  einer  zeitweiligen 
Separation  mit  nachfolgindem  (zweiten)  Scheidungsprozeß  und 
zweimaliger  ausführlicher  Erörterung  des  Streitstoffes  abzulelinen 
(vgl.  Pr-ot.  z.  BCiB  IV  417).  Wir  werden  daher  eine  derartige 
materielle  Doppelverhandlung*),  wie  sir  sowohl  nach  schwei- 
zerischem als  nach  scliwedisrliem  Rechte  erforderlich  wäre,  als 
direkt  unvereinbar  mit  unserem  Prozeßverfahren  betrachten 
müssen.  -) 

Man  wird  wohl  vom  Standpunkt  aller  anderen  Rechte, 
welche  eine  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht 
kennen,  zu  ähnlichen  Ergebnissen  gelangen  und  darnach 
schwerlich  in  irgend  einem  Falle  außerhalb  der  Schiveis  oder 
.  Schwedens  anf  zeitweilige  Separation  gem&ß  dem  Rechte  dieser 
Länder  erkennen.  Daß  andererseits  —  und  zwar  konventions- 
mäßig —  nicht  auf  ständige  Separation  erkannt  werden  darf, 
wenn  heimatgesetzlich  nnr  die  zeitweilige  zulässig  ist,  ergibt 
sich  ohne  weiteres  aus  der  grondsätzlichen  Stellung  der  Kon- 
vention. 


1)  Im  Falle  der  dentsch-xechtlidieii  Aufhebung  der  ebdidnn  Qemefancbftft 
findet  keine  lolcbe  materieUe  Doppelverliandliing  statt,  da  das  Solieidiuigs- 
nrteil  des  §  1676  I  BGB  ohne  «meate  SachprOfnng  ergeht. 

*)  Vgl.  auch  Niemeffer:  Das  I,  P,  ü  dee  S&B,  S.  1&4. 
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B.  Der  feinere  Kollisionsfall.  Kollision  der  Trennungsgründe. 
1.  Der  Hegelfall  (Geset zrskumulation  des  Heimat- 
rechtes und  der  lex  fori). 

Die  Konferenzen  sind  für  den  feineren  Kollisionsfall  zu  der 
nämlichen  Entscheiduno:  ^elang-t,  wie  für  den  gröberen:  Die 
Scheidung  soll  grundsätzlicli  nur  gefordert  werden  können,  wenn 
der  betr.  Scheidungsgrund  sowohl  nach  dem  Heimatrecht  als 
auch  nacli  der  lex  fori  zugelassen  ist;  und  zwar  muli  der  Grund 
nicht  nur  in  abstracto  (wie  nacli  der  Fassung  von  1894  und 
nach  deren  Begründung  —  S.  86  —  angenouinieu  werden  könnte), 
ein  solcher  sein,  der  aucli  in  der  (jiesetzgebung  des  Heimatreelits 
enthalten  ist;  sondern  er  muß  ~  wie  nach  der  Fassung  und 
Begründung  von  1900  zweifellos  ist  —  i}i  concreto  nach 
jedem  der  beiden  Rechte  zum  Ausspruch  der  Scheidung 
genügen.  Dagegen  ist  nach  dem  Besclihusse  von  1900,  der 
nacliträglich  auch  ausdrücklich  in  den  Text  des  Art.  2  nnf- 
genommen  worden  ist  („Encore  qtic  cc  soit  pour  cle,s  ca/fses 
diff'(^rent€s'^)^  nicht  erforderlich,  daß  der  die  Scheidung  recht- 
fertigende Grund  in  beiden  Rechten  identisch  ist;  es  genügt, 
daß  jfdans  le  cas  doM  il  s'agit^  die  Scheidung  überhaupt, 
sowohl  nach  dem  Heimatrecht  wie  nach  der  lex  fori  aus- 
zusprechen wäre,  sei  es  auch  aus  verschiedenen  Gründen. 

Zurückzuführen  ist  diese  Neuerung,  wie  der  Kommission^- 
bericht  feststellt,  auf  die  Initiative  der  skandinavischen  Dele- 
gierten, die  übrigens  rein  persönlich  und  spontan  auf  der  Kon- 
ferenz selbst  (in  den  Vorverhandlungen  war  noch  nicht  davon 
die  Rede)  hervorgetreten  zu  sein  scheint  und  keineswegs  etwa 
an  bisher  schon  in  jenen  Rechtsgebieten  bestehende  An- 
schauungen und  Erfahrungen  sich  anlehnen  kann.  Es  soll  durch 
die  Neuerang  eine  Art  von  Kompromiß  angebahnt  werden;  es 
sollte  der  ganz  besonders  von  Meili  auch  auf  der  dritten 
Konferenz  entschieden  aufrecht  erhaltenen  Lösung  des  Institut 
(welche  ffir  die  Scheidungsgründe  ausschließlich  die  lex  fori 
entscheiden  lassen  will)  eine  „saMsfacHm  partielle*'  gegeben 
werden.  ^) 

^)  Fttr  die  Meili  sellwt  {Aoies  1900,  S.  198)  dankend  quittiert: 
„M.  Meäi  Häui  ä  es^rimer  OMX  Däläguis  des  Etats  scanäinaves  taue 
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Theoretisch  erscheint  das  neue  Verfahren  in  der  Tat  ein» 
leuchtend.  Dem  „principe  dirigeant^  ist  ja  genügt,  sobald  die 
Scheidung  sowohl  in  dem  Heimatgesetz,  als  in  der  lex  fori 
g:(  rechtfertigt  ist.  Anf  die  Terschiedenheit  der  rechtlichen  Be- 
gründung kann  es  nicht  ankommen,  sonst  würde  man  ja  —  so 
scheint  es  —  durch  die  Kumulation  die  Scheidung  in  den 
meisten  Fällen  überhaupt  unmöglich  machen  (vgl.  auch  KB 
Actes  1894,  S.  85  unten);  das  ist  aber  nicht  dif  Absicht. 
Warum  also  nicht  von  der  g^csetzlichen  Identität  oder  Analogie 
der  Scheidungsgründe  im  einzelnen  überliaupt  absehen? 

Wenn  also  z.  B.  eine  deutsche  Ehefrau  in  Belgien  auf 
Scheidung  klagt  wegen  eines  (nicht  qualifizierten)  Ehebruchs 
des  Mannes,  der  wohl  nach  §  1565  B(JB,  nicht  aber  nach 
Art.  230  C.  C.  (alte  in  Belgien  geltende  Fassung)  die  Scheidung 
begründet:  so  muß  (niclit  kann  —  Art.  3  — )  die  Klage  in 
Belgien  zn^n  lassen  werden,  falls  gleichzeitig  eine  derartige  bös- 
liche Yeilassung  seitens  des  Ehemannes  vorliegt,  die  nach 
franzosiscli-rechtlicher  Praxis  als  injitre  grav\t  im  Sinne  von 
Art.  231  C.  C.  zu  betrachten  ist,  während  die  Voraussetzungen 
des  §  1567  BGB  nicht  erfüllt  sind.  All"  das  erscheint  ja  grund- 
sätzlich recht  vernünftig.  Bei  näherer  Prüfung  ergeben  sich 
aber  dorli  allerlei  schwere  Bedenken.  Schon  faktisch  wird  die 
Sache  dann  recht  kritisch,  wenn  die  verschiedenartigen  Schei- 
dungsgründe nicht  Ii(|uide  sind  und  doppelte  Beweiserhebung 
nach  ganz  verschiedenen  Riclitungen  erfordern.  Aber  auch 
rechtlich  wird  die  Anwendung  oft  sehr  schwierig ;  gesetzt  z.  B. 
ein  Däne  verlangt  in  Deutschland  Scheidung  wegen  Ehebruchs 
der  Frau;  es  liegt  jedoch  Kompensation  vor  und  die  Klage 
wäre  deshalb,  obwohl  nach  deutschem  Rechte  zulässig,  auf 
Grrund  des  dänischen  Rechtes  abzuweisen  (vgl.  Lehr,  Mctriage, 
divorce  etc.  No.  33ö).   Nach  dänischem  Bechte  ist  nun  aher 


scs  remerciments  de  ce  qi('ils  nnt  rthtssi  ä  trouver  la  bonne  formule 
jMiur  reconcilier  les  deu.r  principes  de  la  /er  patriae  et  de  la  lex 
domicilii.  II  profite  de  Vocca^ion  pour  dire  que  cette  Solution  est  tres 
heureuse,  parce  gü'eUe  Atarte  une  i»jusHe9  de  Famim  proj'et,  qui 
demandait  ä  tort  une  concordance  entre  la  loi  naHonaie  et  la  kd  du 
pa^fe,  mime  pour  lee  eaueee  de  ditaree  au  de  eiparatüm," 
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auch  Ehescbeidmig  auf  gegenseitige  Einwilligung  znlSfisig,  wenn 
die  Ehegatten  vorher  drei  Jahre  gerichtlich  getrennt  gelebt 
haben  {Lehr,  Dr.  dv.  scand.  No.  682,  Mariage  etc.  No.  337). 
Gesetzt  diese  letztere  Voranssetzung  und  das  gegenseitige  Ein- 
verständnis der  Parteien  wird  nachgewiesen,  so  ist  also  nach 
Konventionsrecht  die  Scheidung  \wji  den  deutschen  (iericliten 
auszusprechen.  Aus  welchem  Grunde  erfolgt  sie  aber?  Offen- 
bar aus  dem  des  Ellebruchs,  als  demjenigen  der  in  concreto 
allein  nach  deutschem  Recht  die  Scheidung  rechtfertigen  kann. 
Es  wird  also  im  Urteil  auszusprechen  sein,  daß  die  Beklagte 
die  Schuld  ;in  der  Scheidung  trägt  (§  1574  1  BGB);  es  wird 
festgestellt  werden  müssen,  mit  welcher  IVrson  der  Ehebruch 
begangen  worden  ist  (§  624  CPO),  Feststellungen,  die  nach  dem 
deutschen  Reclite  der  Scheidung  unumgänglich  sind,  die  aber 
in  direktem  Widerspruch  stehen  mit  dem  dänischen  Heimat- 
rechte,  das  doch  in  erster  Reihe  maßgebend  sein  soll,  und  von 
denen  man  vernünftigerweise  nicht  verlangen  kann  (trotz  Art.  7), 
daß  sie  in  Dänemark  überhaupt  anerkannt  werden.  Es  würde 
sich  in  solcliem  Falle  weiterhin  ergeben,  daß  z.  B.  die  ge- 
schiedene Ehefrau  in  einer  Reihe  von  Vertraorsstaaten  ihren 
Ehebruchsmitscliiildigen  nicht  heiraten  könnte  (Ztsch.  XII  231  f.), 
obschon  uacii  dem  dänischen  Heimiitrecht  ein  die  Scheidung 
rechtfertigender  Ehebruch  überlmnjtt  niciit  vorlag. 

Besonders  wunderlich  gestaltet  sich  diese  Kumulation  ev. 
ganz  heterogener  Scheidungsgründe  gegenüber  der  Konsensual- 
scheidung des  französischen  Zivilrechts.  Einer  französischen 
Ehefrau  z.  B.,  die  wegen  einfachen  Ehebruchs  des  Ehemannes 
nach  Art.  230  des  französischen  C.  C.  in  der  Fassung  von  1884 
auf  Scheidung  zu  klagen  berechtigt  ist,  steht  vor  belgischen 
Gerichten  dieses  Recht  nach  der  überstaatlichen  Norm  des 
Art.  2^)  nicht  zn,  weil  der  belgische  C.  C.  den  Ehebruch  des  * 
Mannes  nur  dann  als  Scheidungsgrund  betrachtet,  wenn  die 
Konkubine  in  der  gemeinschaftlichen  Wohnung  gehalten  wurde; 
stimmt  aber  der  Ehemann  der  Scheidung  bei  und  werden 
die  Voraussetzungen  der  Art.  275  ff.  des  belgischen  G.  G.  er- 

^)  Ob  €8  nach  Art.  3  innerstaatlich  gewabrt  wird,  ist  «Ine  and^  Frage, 
die  Uer  nicht  in  Beteacht  kommt. 

Zeltoölirift  f.  lotem.  Privat- u.Öffuitt.B«oht.  ZV.  13 
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füllt,  so  muß  die  Scheidung  nach  Art.  2  der  Konvention  nnn- 
inehr  gestattet  werden,  da  sie  —  wenn  auch  aus  einem  anderen 
Grunde  — nnnmehr  nach  belgischem  R(  rlite  zulässig  ist.  Ähnlich 
müßte  einem  dänischen  Ehepaar  die  heimatrechtUch  ohne  vorauf- 
gegangene drei  Jahre  andauernde  Separation  nicht  zulässige 
Konsensualscheidung  in  Belgien  dann  zugestanden  werden,  wenn 
etwa  ein  Ehegatte  an  einer  unheilbaren  Krankheit  leidet,  welche 
nach  dänischem,  nicht  aber  nach  belgischem  Rechte,  einen 
Scheidungsgrund  bildet.  Derartige  Ergebnisse  sind  nicht  nur 
irrationell,  weil  sie  die  internationale  Geltendmachung  und 
Durchführung  eines  absoluten  Ehescheidungsgrundes  des  Heimat- 
rechts von  der  Zustimmung  des  schuldigen  Ehegatten  abhängig 
machen  und  dadurch  den  Charakter  eines  solchen  Ehescheidungs- 
grundes geradezu  in  sein  Gegenteil  verkehren;  sie  bringen  auch 
praktisch  allerhand  kaum  lösbare  Komplikationen  mit  sich; 
einmal  deshalb,  weil  —  wie  oben  gezeigt  —  man  nicht  recht 
weiß,  wie  die  Folgen  eines  derartigen  Zwitterurteils,  das  sowohl 
auf  einer  einseitigen,  als  auch  auf  einer  zweiseitigen  Scheidungs- 
ursache  basiert,  zu  bestimmen  sind;  sodann  aber,  weil  schon 
die  vorgeschriebenen  Yerfahrensformen  für  den  Fall  der  Konsen- 
sualscheidung ganz  anders  geregelt  sind  als  für  denjenigen  einer 
Scheidung  powr  causes  däterminäes  (vgl.  Art  234 — 266  mit 
275 — 29*^,  und  es  die  größten  Schwierigkeiten  machen  wird, 
beide  Formen  miteinander  zu  verschweißen,  oder  überhaupt 
irgendwie  in  dem  für  die  Konsensualscheidung  vorgeschriebenen 
besonderen  Verfahren  (Art.  275  ff.)  die  gleichzeitige  Verhand- 
lung und  Beweiserhebung  anderer,  einseitiger  Scheidungsgründe 
irdendwie  einzuschieben.  Trotz  alledem  wird  nach  Kon- 
ventionsrecht tlie  Praxis  sich,  so  gut  es  geht,  mit  diesen  miß- 
lichen Konsiqiu'nzen  abtiiideii  müssen.  Eine  Differenzierung 
.  der  Scheidungsgründe  läßt  sicli  bei  der  gegenw urLigen  Fassung 
in  den  Art.  2  nicht  mehr  hinein  interpretieren:  die  Scheidung 
muß  ausgesprochen  werden,  sobald  sie  „dans  le  cas  dont  il 
s'agW  nach  Heimatrecht  und  nach  lex  fori  überhaupt  zu- 
lässig ist,  seien  die  Gründe  der  Zulässigkeit  auch  noch  so  ver- 
schieden. Das  ist  einmal  lex  lata.  Allein  es  dürfte  sicli  aus 
den  obigen  Darlegungen  ergeben,  daß  dieser  —  wie  gezeigt. 
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auf  der  dritten  Konferenz  erstmals  vertretene  —  Grundsatz  in 
solcher  Allgemeinheit  verfehlt  und  reformbedürftig  ist. 

Ähnliche  unnatürliche  und  prinzipwidrige  Konsequenzen 
ergeben  sich  aus  dem  angenommenen  Satze,  sobald  die  Scheidungs- 
klage, wenn  auch  sowohl  nach  Heimatrecht,  als  nacli  lex  fori 
begründet,  doch  ihrem  Wesen  nach  in  beiden  Rechten 
einen  ganz  und  gar  verschiedenen  Charakter  hat;  • 
in  solchem  Falle  die  Scheidung  durch  überstaatliche  Norm  fttr 
unbedingt  zulässig  zu  erklären,  das  läßt  sich  weder  mit  der 
eigentlichen  Idee  der  Konvention  noch  mit  der  internationalen 
Billigkeit  vereinigen.  Es  wäre  m.  E.  zum  mindesten  nötig  ge- 
wesen, eine  gewisse  Homogenität  der  die  Scheidung  nach 
dem  Heimatrecht  und  nach  der  lex  fori  motivierenden  Gründe 
zur  Bedingung  zu  machen;  zu  fordern,  daß  es  im  wesent- 
lichen der  gleiche  Tatbestand  sein  muß,  welcher  die 
Scheidung  nach  dem  einen  und  dem  anderen  Rechte  motiviert, 
mag  dieser  Tatbestand  auch  in  diesem  Gesetze  eine  etwas 
andere  rechtliche  Prägung  erhalten  haben,  als  in  jenem,  z.  B. 
hier  als  Ehebruch,  dort  als  „»^^e  ffraio^%  hier  als  bösliche 
Verlassung,  dort  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  des  §  15^  die 
Scheidung  begründen.  Das  sind  allerdings  Begriffe  von  einer 
gewissen  Vagheit,  welche  dem  richterlichen  Ermessen  einen 
weiten  Spiebraum  geben  und  eine  schwierige  Angabe  stellen. 
Aber  ohne  derartige  Freiheiten  und  spezielle  Rechtsvergleichungen 
ist  eben  im  internationalen  Privatrecht  ein  vernünftiges  und 
billiges  Ergebnis  überhaupt  nicht  zu  erreichen.^) 

2.  Die  Ausnahmen  (ausschließliche  Anwendung 

des  Heimatrechts). 

a)  Allgemeines. 
Bei  den  Konferenz^'erhandlungen  hat  man,  die  „uinvahr- 
scheinlicbeu"  Ausnahmen  des  Art.  3  für  den  feineren  Kollisiuns- 

1)  Bs  beduf  wohl  nicht  der  nochmaligeii  Herrorhelmiig,  d&B  ich  die  bier 
Tertodigte  AnffaMong  nur  4*  eomfenHone  ferenda  liesw.  revidenda  ver- 
trete, w&hrend  de  cotuveniitme  lata  m.  E.  die  hervorgehobenen  mißlichen 
Konseqnenzen  hingenommen  werden  miisi^en  und  es  der  Praxis  überlassen 
bleiben  muß,  sich  so  gut  es  geht,  damit  abzofinden.   Dagegen  halte  ich  die 

13* 
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fall  (denjenigen  der  Scheidiinfrsorründe)  überhaupt  nicht  erörtert. 
Schon  dor  Kommiasioiisbericht  von  1894,  der,  angeregt  durch 
das  T  Tteil  \nn  Ancona,  doch  die  Möglichkeit  einer  Scheidung 
von  Ausländern  in  Ländern,  die  überhaupt  keine  Scheidung 
kennen,  hei  Erörterung  des  gröberen  Kollisionsfalles  (Art.  1)  in 
Erwägung  zog,  ist  einem  ähnlichen  Gedanken  bei  der  Kollision 
der  Scheidungsgründe  (Art.  2)  überhaupt  nicht  nahe  getreten. 
Man  stellte  fest,  daß  man  von  dem  Heimatrecht  nicht  die  An- 
erkennung einer  Scheidung  verlangen  kann,  die  aus  anderen, 
als  den  von  ihm  zugelassenen  Gründen  im  Auslande  erfolgt; 
daß  andererseits  die  lex  fori  peui  UUsser  pranoncer  un 
dfvorcepour  des  cauees  qu^eRe  n'admet  pa^\  Also  müsse 
man  eben  beiden  Gesetzen  Genüge  leisten,  ,jnti8que  Us  ean^ 
geances  de  Vune  et  de  Vautre  scnt  ^alement  irr^ducMbieä". 
Ebenso  ist  1900  bei  Begründung  des  Art.  8  lediglich  auf  den 
!FaU  der  italienischen  Praxis  Bezug  genommen  worden.  Da 
aber  der  Text  des  Art.  3  ausdrücklich  auf  Art.  1  und  2  ver- 
weist, so  ist  —  ganz  abgesehen  von  den  inneren  Gründen  dafür  — 
klar,  daß  die  Zulassigkeit  einer  Scheidung  aus  einem  Grunde, 
der  nur  nach  Heimatrecht^  nicht  aber  nach  der  lex  fori  besteht, 
nicht  hat  angezweifelt  werden  sollen,  falls  die  lex  fori  selbst 
damit  einverstanden  ist;  richtiger  ausgedrückt:  falls  sie  es  nicht 
für  nötig  h&lt  von  ihrer  prohibitiven  Eingriffsbefngnis  Gebrauch 
zu  machen. 

Die  Konferenz  hat  jedoch  angenommen,  daß  dieser  Fall 
kaum  eintreten  würde.  Sie  hat  offenbar  vorausgesetzt,  der 
ordre  pMic  der  lex  fori  verlange  (abgesehen  von  der 
italienischen  Absonderlichkeit)  nach  der  in  allen  Yertragsstaaten 
anerkannten  Auffassung  stets,  daß  die  Scheidung  nicht  aus- 
gesprochen werde,  wenn  der  Scheidungsgrund  nicht  auch  nach 
den  Sachnormen  der  lex  fori  gegeben  ist. 

Diese  Auffassung  findet  jedoch  in  solcher  Allgemeinheit 
weder  in  der  international  herrsclienden  Doktrin,  noch  in  ver- 

Aufiassuni;:  auf  dem  Boden  des  EG  z.  BGB  Art.  17  mit  im  Texte  und  der 
Vorgeschichte  für  vereinbar  und  richtitj  Y<;1.  Prof.  VT  54  ff. ;  Prot.  d.  ersten 
Kommission  11526;  vü;1.  auch  die  Andeutung  Niedners  zu  Art.  17  2e,  a 
und  diejenige  Plancks  („genau")  Anm.  3d. 
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nünftigen  ErwS^ngen  eine  ausreichende  Begründung.  Sie  ist 
natürlich  und  berechtigt  höchstens  vom  Standpunkte  derjenigen 
Rechtsordnungen,  welche  entweder  auf  dem  katholischen  Dogma 
basieren,  oder  die  Scheidung  aus  ähnlichen  religiösen  und  nni- 
verseilen  Motiven  als  ein  mit  äußerster  Mißgunst  zu  behan- 
delndes, auf  die  allerengsten  Grenzen  zurückzuweisendes  Institut 
betrachten;  als  eine  für  gewisse  äußerste  FäUe  der  Staatsgewalt 
abgewonnene  Eonzession,  die  aber  keinesfalls  über  jene  genau 
präzisierten,  ganz  vereinzelten  Ausnahmsfölle  erstreckt  werden 
darf.  Wo  die  Sache  so  liegt,  ist  es  begreiflich,  daß  der  ordre 
public  eine  Abweichung  von  der  regelmäßigen  Kollisions^ 
norm  verlangt;  daß  er  sich  außer  Stande  sieht,  ausländischen 
Scheidung^setzen  gegenüber,  die  von  einer  ganz  anderen  und 
viel  laxeren  Auffossnng  ausgehen,  das  Prinzip  der  „Ausdehnungs- 
gleichheit" durchzuführen;  daß  er  sein  rigoroses  inländisches 
Scheidungsrecht  nicht  nur  für  alle  seine  eigenen  Staats-^ 
angehörigen  (im  Inlande  und  im  Auslande)  angewandt  wissen 
will,  sondern  für  dasselbe  daneben  noch  die  Subsidiaranknüpfung 
des  inländischen  Forums  beansprucht;  der  inländische  Bichter 
soll  die  ganz  ungewöhnliche.  Ermächtigung  zur  ßhelösung  über^ 
haupt  nur  in  den  vereinzelten  Fällen,  die  ihm  vom  inländischen 
Gesetzgeber  freigegeben  sind,  ausüben  dürfen. 

Zu  einem  derart  rigorosen  Verhalten  des  einzelstaatlichen 
ordre  public  und  zur  Durchführung  einer  solchen  „strikten 
Ausdehnungsnorm"  liegt  jedoch  keine  Veranlassung  vor  für  die- 
jenigen Reclite,  welche  sich  von  dem  streng  katholischen  Stand- 
punkt emanzipiert  und  die  Scheidung  nach  staatliclien  (wenn 
auch  von  sittlichen  Ansc*liauungen  beeinflußten,  vgl.  Mofice, 
BGB  IV  562)  (Grundsätzen  in  freierer  Weise  geregelt  haben. 
Für  diese  Reclite  liegt  die  Frage  für  dsm  Ehescheidungsrecht 
vielfacli  genau  so,  wie  für  das  Eheschließungsrecht:  sie  können 
grundsätzlich  und  im  allgemeinen  hier  ebensowenig  wie 
dort  gegen  die  naturgemäße  ausschließliche  Anwendung  des 
Ifeimatrechtes  eine  Einwendung  haben;  sie  konnten  allenfalls 
nur  ebenso  wie  dort  ausnahmsweise  für  einzelne  besonders 
geartete  Fälle  die  prohibitive  (nicht  aber  die  permissive,  wie 
bestimmt  in  Art.  3)  Eingrifisbefugnis  der  inländischen  leop 
fori  auszuüben  sich  veranlaßt  sehen. 
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Aber  auch  Jene  Rechte,  welche  auf  dem  erst  erwähnten 
rigorosen  Standpunkt  stehen,  werden  durchaus  nicht  in  allen 
Fällen  es  nötig  haben,  von  ihrer  Prohibitionsbefugnis  Gebrauch 
zu  machen.  Sie  werden  es  solchen  Scheidungsgesetzen  gegen- 
über, die  auf  einem  ganz  und  gar  anderen  Boden  stehen, 
vielleicht  allgemein  tun;  nicht  aber  denen  gegenüber,  welche 
im  wesentlichen  den  gleichen,  die  Scheidung  auf  das  engste 
restringierenden,  Standpunict  einnehmen,  und  sich  nur  in  relativ 
unwesentlichen  Einzelheiten  von  dem  Rechte  der  lex  fori  unter- 
scheiden. Solchen  nebensächlichen  Modifikationen  des  aus- 
ländischen Heimatrechtes  gegenüber  darf  und  kann  der  ordre 
public  sich  nachgiebig  zeigen,  ohne  der  Wfirde  der  lex  fori 
irgend  etwas  zu  vergeben. 

Für  das  deutsche  Recht  als  lex  fori  ist  hier  allerdings  Art.  17 
Abs.  4  EG.  z.  BGB  durchsclilajrend,  falls  man  nicht  etwa  davon 
ausgeht,  daß  mit  Einführunfi:  der  Konventionen  ohne  weiteres  für 
das  Konventionsp^ebiet  alle  deutschen  Kollisionsnormen,  welche 
die  gleiche  I^Iaterie  betreffen,  anßer  Kraft  treten,  für  das  Haager 
(überstaatliclie)  internationale  Privatreclit  also  dem  einzelstaat- 
lichen internationalen  Privatrecht  gegenüber  das  Koditikations- 
prinzip  ähnlich  wie  nach  EG  z.  B(tB  Art.  55  anzuerkennen 
wäre.  U.  E,  ist  dies  jedoch  —  mangels  ausdrücklicher  inner- 
staatlicher Anordnung  —  nicht  der  Fall,  vielmehr  anzunehmen, 
daß  die  bisherigen  staatlichen  Kollisionsnormen  allgemein,  auch 
den  anderen  Konventionsstaaten  gegenüber,  weiter  gelten,  insoweit 
sie  nicht  mit  den  überstaatlichen  Kollisionsnormen  unvereinbar 
sind  Darnaeh  würde  der  deutsche  Richter  zu  der  hier 
und  im  folgenden  vertretenen  freieren  Anwendung  des  Art.  3 
der  Konvention  grundsätzlich  nur  dann  befugt  sein,  falls  eine 
ausführungsgesetzliche  Modifikation  des  EG  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4  für  das  Konventionsgebiet  erfolgte. 

Es  gibt  jedoch,  wenigstens  für  die  Mehrzaiil  der  Fälle, 
einen  Ausweg:  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  —  wie  im 
folgenden  näher  ausgeführt  —  nach  der  international  herr- 
schenden Dolctrin  der  Ausspruch  der  Scheidung  in  ausscliließ- 
licher  Anwendung  des  Heimatrechtes  angemessen  und  erwünscht 
ist,  kann  man  meistens,  sofern  es  sich  um  eine  auf  Yerschul- 
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dnng  des  einen  Ehegatten  basierende  Scheidungsui'sache  handelt, 
auf  Grund  des  §  1568  BGB  zu  dem  Erfrohnis  gelangen,  daß 
auch  nach  der  deutschen  lex  fori  die  Scheidung  begiündet  ist. 
Wenn  dalier  der  deutsche  Richter  von  dem  ihm  nach  dieser 
(Icsctzosbestimmung  eingeräumten  Ermessen  einen  derartigen 
Gebrauch  macht,  daß  er  die  Scheidung  bei  Ausländem  als  be- 
gründet erachtet,  während  er  bei  Inländern  in  gleich  gearteten 
•Fällen  die  Voraussetzung  des  §  1568  nicht  als  erfüllt  ansehen 
"Würde,  so  macht  er  sich  keineswegs  etwa  einer  Rechtsbeugung 
ischuldig.  Das  läßt  sich,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  nur 
nach  den  „Umständen  des  Falles'*  beurteilen.  Und  die  Aus- 
länderqualität des  Ehepaares,  sowie  die  Tatsache,  daß  das  aus- 
ländische Heimatrecht  die  Scheidung  für  begründet  erklärt, 
sind  Umstände,  die  in  dieser  Würdigung  sehr  wohl  von  wesent^ 
lieber  und  entscheidender  Bedeutung  sein  können  und  dürfen.^) 
Was  zunächst  die  Frage  betrifft,  ob  und  in  welcher  Art  über- 
haupt „durch  die  Ehe  begründete  Pflichten**  yorliegen,  deren 
„schwere  Verletzung"  den  Scheidungggrund  bilden  soll,  so  kann 
und  muß  dies  eben  grundsätzlich  ausschließlich  nach  dem 
aus^dischen  Heimatrecht  entschieden  w^en  (EGz.  BGB  Art.  14); 
denn  hier  dreht  es  sich  nicht  um  eine  rechtliche  Voraussetzung 
der  Zulässigkeit  der  Scheidung,  sondern  die  Frage  betrifft  die 
Wirkung  der  Ehe  für  die  persönlichen  Beziehungen  der  Ehe- 
gatten und  ist  als  solche  nicht  nach  EG  z.  BGB  Art.  17, 
sondern  nach  EG  z.  BGB  Art.  14  zu  beurteilen.  Daß  sie 
dann  stets  zu  bejahen  ist,  wran  an  ein  schuldhaStes  Ver=- 
halten  einies  Ehegatten  das  Heimatrecht  die  Scheidungsfolge 
(oder  Trennung)  knüpft,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Aber 
auch  bei  der  Erwägung,  ob  eine  „so  tiefe  Zerrüttung  des 
ehelichen  Verhältnisses"  vorhanden  ist,  „daß  dem  Ehegatten 


Genau  ebenso  für  das  französische  Civilrecht  bei  Entscheidung  der 
Frage,  ob  eme  „injure  graw"  fan  Sume  tob  Art  231  Torliegt,  Rolin.Vi  182: 
^De  mim»  VoJb€mS4m  maUdeuat  (der  nneh  dem  C.  C.  ninlit  als  Sdiddnngs- 
gnmd  fm^ieft)  pourrait  iire  considerä  comme  pouvant  servir  de  base 

au  divorce  entre  etrangers,  .v/  lenr  Inf  fiafioftale  en  dispose  ainsi,  cet 
cUfcindon  revetant par  cette  circonstance  tneme  le caract^re d'injure 
grave."    (Im  Sinne  von  Art.  231.) 
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die  Fortsetzung  dor  Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann'*, 
sind  die  in  dem  Heimatstaate  der  Ehegatten  geltenden  Rechts- 
anschauungen offenbar  von  ebenso  wesentlicher  Bedeutung,  wie 
es  bei  inläudisclien  Eliegatten  ilire  soziale  Stellung,  die  An- 
schauungen und  Empfindungen  ihrer  Standesgenossen,  ihre  be- 
rufliche Umgebung  etc.  sein  müssen.  (Vgl.  KG  vom  19./V.  1900 
und  OT.G  Jena  vom  7./14./in.  00,  Rechtspr.  der  OLG  I  255  ff). 
Selbstredend  besteht  für  unseren  Richter  keine  Verpflichtung, 
sich  z.  B.  bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  strafbare  Hand- 
lung zur  Ehescheidung  nach  §  1568  ausreicht,  gerade  an  die 
positive  Entscheidung  des  Heimatgesetzgebers,  welclier  etwa 
eine  Zuchthausstrafe  von  5  Jahren  zum  Scheidungsgrund  stempelt 
(z.  B.  das  ungarische  G.  §  79),  zu  halten,  oder  eine  körperliche 
Mißhandlung  gerade  dann  auch  nach  1568  als  Scheidungsgrund 
gelten  zu  lassen,  wenn  das  französische  Heimatrecht  sie  als 
s^vice  im  Sinne  des  Art.  231  C.  C.  auffasst.  Allein  es  besteht 
auch  kein  gesetzliches  Hindernis,  daß  er  sich  einer  solchen  fest- 
gelegten Beurteilung  des  Heimatgesetzgebers,  für  deien  An- 
gemessenheit immerhin  eine  gewisse  Bräsnmtion  spricht,  an- 
schließe; und  es  ist  zweckmäßig  und  im  Interesse  der  Rechts- 
gleichheit wünschenswert,  daß  er  dieser  Beurteilung  des  Heimat- 
rechtes, welcher  er,  soweit  sie  die  Scheidung  negiert,  ohneliin 
folgen  mnß  (nach  Art.  2  der  Konvention,  ebenso  wie  nach  EG  z. 
BGB  Art.  17  Abs.  1),  auch  positiv  aus  freien  Stücken  folge,  in- 
soweit es  innerhalb  der  Grenzen  des  §  1668  möglich  ist,  und  be- 
rechtigte inländische  Interessen  nicht  en1|regenstehen.  Hält  man 
diesen  G^ichtspunkt  fest,  so  wird,  wie  bemerkt,  praktisch  auch 
der  deutsche  Richter  in  den  meisten  F&Uen^)  bei  den  Spezial- 
koUisionen  der  Scheidungsgrande  zu  dem  gleichen  Ergebnis  ge- 
langen, wie  es  im  folgenden  ffir  die  anderen  Konyentionsstaaten  * 
näher  begrfindet  wird,  nämlich  in  der  Regel  zur  aus- 
schließlichen Anwendung  des  Heimatrechtes. 

Betrachtet  man  nach  der  deutschen  lesp  lata  diese  AuEh 
fuhrungen  nicht  als  zutreffend,  so  würden  m.  E.  dliB  folgenden 
umsomehr  für  DmtsMand  an  Kraft  gewinnen  de  Uge  ferenda^ 

^)  Nicht  allerdings  bei  KolUsionen,  über  die  Berechnung  und  Dauer 
der  Fristen  nach  §  1571,  der  Frage  der  Venteilnuig  nach  §  1570  n.  K. 
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d.  i.  die  ^Notwendigkeit  einer  Abändening  des  EG  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4  demonstrieren. 

b)  E  i  n  z  e  1  a  n  w  e  n  d  II  n  g  e  n. 
1.  Gruppierung  der  Trennungsgründe. 
Unter  den  strengeren  und  freieren  Scheidungsrechten  springt 
zunächst  ein  grundsätzlicher  Gegensatz  in  die  Augen:  deijenige 
zwischen  Rechten,  die  eine  Scheidung  nur  aus  speziellen 
Gründen  (paur  cau$es  däterminäes)  kennen,  und  solchen,  die 
eine  Scheidung  schon  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung 
(par  consentement  mutuel)  zulassen.  Zu  letzteren  gehören 
von  den  Vertragsstaaten  zur  Zeit  Belgien  und  Luxemburg 
{Lehr,  Mariage  etc.  No.  2f)9\  Rtimänien  {Lehr,  No.  833), 
Dänemark  {Lehr  a.  a.  0.  No.  337),  und  Norwegen  {Lehr^ 
a.  a.  0.  No.  9ö5  und  Dr.  civ.  scand.  No.  674).  In  Dänemark 
und  Norwegen  muß  jedoch  der  Scheidung  in  diesem  Falle  eine 
dreijährige  Trennung  vorausgegangen  sein  und  die  Scheidung 
geschieht  durch  kdnigliche  Ermächtigung.  In  Belgien  und 
Luxemburg  ist  diese  Form  noch  mehr  kompliziert:  es  ist  die- 
jenige des  ursprOnglichen  G.  0.  Art.  275  ff.  mit  ihren  lang- 
wierigen und  absichtlich  verschnörkelten  und  erschwerten  Proze- 
duren, deren  Erfüllung  y^sous  les  conäUions  et  apris  les 
^»reuves  qu'eUe  d^ermine!"  nach  den  Qesetzesworten  selbst 
^fprauvent  9uffisamment  qUe  la  vie  commune  est  insuppor- 
table",  und  die  deshalb  als  gesetzliche  Präsumtion  für  das 
Vorhandensein  eines  peremptorischen  Scheidungsgmndes  gelten 
(Art.  233).  Weiter  gehört  hierher  jedoch  auch  das  hollän- 
dische Becht^  welches  zwar  ausdrücklich  die  Ehescheidung 
auf  gegenseitige  Übereinstimmung  verbietet  (Art.  263),  sie  aber 
doch  auf  einem  Umwege  wieder  ermöglicht:  die  Trennung  von 
Tisch  und  BetD  ist  nämUch  auf  Grund  gegenseitiger  Überein- 
stimmung gestattet  (Art.  291),  und  nach  fünQährigem  Bestehen 
kann  sie  auf  Verlangen  eines  der  Ehegatten  in  Scheidung  um- 
gewandelt werden  (Art.  255).  Auch  die  Rechte  Schwedens  und 
der  Schweiz  sind  hierher  zu  zählen :  S(^weden  läßt  die  unheil- 
bare Zwietracht  und  Abneigung  ^)  als  Scheidungsgmnd  zu  (wenn 

^)  Oliveerona,  J.  X  3&8  und  Lehr,  Dr.  dü,  seand.  No.  675. 
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auch  nur  als  einen  der  sekundären  ScheidnngsgrQnde,  die  nicht 
von  dem  Gericht,  sondern  nnr  von  dem  König  geltend  gemacht 
werden  können);  und  nach  dem  schweizerischen  B0  vom 
24./XII.  1874  Art.  45,  ist  hei  g^nseitiger  SinwiUigung  die 
Sclieidung  auszusprechen  „sofern  sich  aus  den  Verhältnissen 
ergibt,  daß  ein  ferneres  Zusammenleben  der  Ehegatten  mit  dem 
Wesen  der  Ehe  unvertraglich  ist".  Endlich  läßt  §  115  des 
österreichischen  OB  bei  akatholischen  Ehegatten  als  Scheidungs- 
grund die  „unüberwindliche  Abneigung,  welcher  wegen  beide 
Ehegatten  die  Auflösung  der  Ehe  verlangen"  zu;  doch  muß  in 
diesem  Falle  „erst  eine  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  und 
zwar  nach  Beschaffenheit  der  Umst&nde  auch  zu  wiederholten 
Malen  versuchet  werden".  Für  Juden  ist  nach  österreichischem 
Becht  direkt  die  Eonsensnalscheiduiig  z  ugelassen  (a.  b.  GB  §  1 33  ff.). 

„Unüberwindlicher  Widerwille"  ist  nach  russischem  Becht 
für  Protestanten  (Ztsch.  X  421)  Scheidungsgrund.  Auch  die 
zuletzt  genannten  Gesetze  sind  von  einer  Dehnbarkeit,  daß  sie 
offenbar  —  ähnlich  wie  die  bekannte  Bestimmung  des  preußischen 
Landrechts  II  1  §  718  a  —  jede  Scheidung  bei  gegenseitigem 
Einverständnis  der  Ehegatten  ermöglichen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  freieren  stehen  als  strikte  Rechte, 
nach  denen  die  .Scheidung  nur  aus  festen  Scheidungsgründen 
(pour  causes  detcrminees)  zugelassen  ist  (gewöhnlich  nur  aus 
denen  des  Ehebruclis,  grober  verbaler  oder  realer  Insulten,  ent- 
eiirender  Strafen  und  böslicher  Verlassung)  vor  allem  dasjenige 
Frankreidi^  (C.  C.  229  ff.  nach  dem  Gesetze  vom  27.  7.  1884j, 
Rußlands     45  Ö.)  und  im  wesentlichen  auch  das  deutsche  BGB. 

Es  unterliegt  nach  der  überall  herrschenden  Auffassung 
keinem  Zweifel,  daß  in  den  letztgenannten  strikteren  Rechts- 
gebieten eine  Scheidung  auf  gegenseitige  Einwilligung  auch 
dann  niemals  zugelassen  werden  wird,  wenn  die  Eliegatten 
Ausländer  sind  und  einem  jener  freieren  Rechtsgebiete  ent- 
stammen. Allgemein  betrachtet  man  in  solchem  Falle  die  An- 
wendung des  Heimatreclitt^s  als  dem  inländischen  ordre  ptiblw 
widerstreitend.^)    Es  ist  nicht  anzunehmen,  bei  dem  grund- 

Laurent  V  286:   „En  effet,  lä  oA  le  mariage  est  considiri- 
eomme  indissoluble,  aauf  guand  les  ^^oust  eux-mimes  VotU  rompu  par 
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sätzUchen  Gegensatz  auch  nicht  zu  rechtfertigen,  daß  unter 
dem  Eonyentionsrecht  eine  andere  Aaffassnng  Phitz  greifen 
wird:  Art.  3  wird  also  hier  keine  Anwendung  finden. 

Die  gleiche  Auffassung  mag  auch  weiter  gelten,  wenn  zwei 
der  freieren  Scheidungsrechte  miteinander  kollidieren,  das 
eine  dieser  freieren  Rechte  aber  ein  auf  dem  ursprünglichen 
C.  0.  beruhendes  Gesetz  ist  (Belgien^  Lua^emburg).  Die  Schei- 
dung auf  gegenseitige  Einwilligung  ist  ja  nach  diesem  Rechte 
mit  solchen  Kautelen  umgeben,  daß  sie  einer  Ablehnung  näher 
steht,  als  einer  unbeschi^kten  Zillflussung,  und  Überdies  vom 
Gesetzgeber  selbst  auf  die  praesumUo  juris  des  Vorhanden- 
seins einer  der  andere,  bestimmten  Scheidungsursachen  ge- 
gründet wird  (Art.  233).^)  Man  wird  also  wohl  auch  unter 
der  Konvention  in  Belgien  und  Luxemburg  ebensowenig  wie 
in  Frankreich  jemals  eine  Scheidung  ansländisclier  Ehegatten 
wegen  „unüberwindlicher  Abneigung"  {Österreich  §  llö)  oder 
nach  freiem  Eniu  ssin  des  Berichtes  (Schweie  BG  24.  12.  74 
Art.  45:  „sofern  sich  aus  den  Verhältnissen  ergibt,  daß 
ein  ferneres  Zusammenleben  der  Ehegatten  mit  dem  Wesen 
der  Ehe  unverträglich  ist")  zulassen;  man  könnte  nur 
etwa  —  wie  sonst  auch  —  wenn  solche  heimatrechtlichen 
Scheidungsvoraussetzungen   gegeben   sind,    eine  Konsensual- 

leur  crimeSf  il  Mt  diffißile  de  permeiire  aux  ipoux  iirangws  de  di' 
wrcer  pour  dee  eameer  maim  grave»;  ce  aerait  porter  atteinie  ä  VMe 

rigle  fondamentale  de  la  IdgieloHon  nationale,  dont  le  niaintien  est 
considerö,  ä  fort  ou  ä  raisan,  comme  itne  base  de  Vordre  social  et  de 
la  mornJit^ publique  le  Statut  territorial  duit.  daus  ees  cas,  V empörter 
sur  le  Statut  pcrsonnel  de  Vetranyer."  Motive  zum  BGB  IV  563:  «Der 
Staat  hat  ein  dringendes  Interesse  daran,  darauf  hinzuwirken,  daß  die  Ehe 
als  die  Gmidlage  der  Oedttang  und  der  Bildniig  so  sei,  wie  sie  sein  soll, 
und  dedialb  das  Bewnfitsdii  des  sittlidieii  Ernstes  der  Ehe  und  die  Anffsssnng 
derselben  als  einer  von  dem  Willen  der  Ehegatten  unabbängigeii  sittlichen 
Ordnung  im  Volke  zu  fördern.  Dies  geschieht  durch  Erschwerung  der  Ehe- 
scheidung.«   S.  auch  Rolin  11  124  ff.,  Weiß  III  60t  ff. 

•)  „Le  comentement  mutuel  et  perseverant  des  epoux  exprinie 
de  Id  moMÜre  preeeriie  par  la  loi,  eoue  lee  eondUione  et  apräa  lee 
^nwvee  qu*eUe  ditermine^  prouvera  auffieatnent  gue  la  vie  commune 
teur  est  inaupportablef  et  gu''il  exietOf  par  rapport  ä  etw,  nne  cauee 
peremptoire  de  divoree.' 
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scbeidnng  in  den  Fonnen  des  Art  275  ff.  einleiten.  Nach 
herrschender  Meinnng  soll  ähnlich  anch  z.  B.  in  Belgien  die 
Konversion  eines  holländischen  Separationsnrteils,  das  anf  gegen- 
seitiger Einwilligang  basiert  {Buf^liß  We^oek  §§  263, 291» 
255)  unbedingt  abzulehnen  sein^)  —  eine  Frage,       die  wir 
unten  znrfickkommen  werden.  Dagegen  hält  Laurent  V  290  S. 
im  umgekehrten  Falle  (wenn  ein  belgisches  Ehepaar  in  Holland 
auf  Grund  von  Art  275  ff.  C.  C.  konsensaal  geschieden  werden 
will)  die  Scheidung  für  zulässig.   Seine  Be(prfindung,  dafi  die 
Gerichte  der  Scheidung  sich  in  solchem  Falle  nicht  entgegen- 
setzen können,  weil  Ja  eben  nach  der  (unanfechtbaren)  Filrtion 
des  Code  Napol4on  Art  233  „Une  cause pirempMre  de  diwra^' 
vorliege  —  es  sich  also  gamicht  um  Scheidung  auf  Grand 
gegenseitiger  Einwilligung,  sondern  um  eine  solche  pour  cause 
däterminäe  handle,  ist  aber  m.  E.  nicht  haltbar.    Denn  der 
holländische  Richter  kann  an  die  offenkundige  Fiktion 
des  französischen  Gesetzgebers  unmöglich  gebunden  sein, 
wenn  es  sich  danim  handelt,  zu  entscheiden,  ob  und  in  welchen 
Fällen  Art.  263  des  holländischen  Gesetzbuches  prohibitiv  an- 
zuwenden ist:  wir  möchten  annehmen,  daß  der  holländische 
Gesetzgeber,  dessen  bürgerliches  Recht  sich  sonst  in  der  Haupt- 
sache gerade  an  den  C.  C.  anschließt,  bei  seiner  ausdrücklichen 
Ablehnung  der  Ehescheidung  auf  gegenseitige  Übereinstimmung 
gerade  die  französisch-rechtliche  Form  dieses  Institutes  im  Auge 
gehabt  hat.    Ist  man  also  der  Meinung,  daß  dem  Verbot  des 
iiolUuulischen    Art.   263    überhaupt  eine  privatinternational- 
prohibitive  Wirkung  zukommt,  so  muß  diese  Wirkung  sich 
aucii  der  frauzösisch-recbtlicben  Konsensualscheidung  gegenüber 
äußern,  -j 

Weniger  rigoros  wird  die  analoge  Frage  bei  der  Separation 
behandelt:  Rolin  II  125  will  hier  mit  Laurent  (vom  Stand- 


^)  Vgl.  Laurent  V  290:  „Je  n'euitnets  pas  le  Statut  persunnel 
qttand  il  est  m  iypfposiHm  aese  rsaaence  ^mariage,  or,  il  n'y  äplus 
de  marioffe  quand  les  4p9ifx  peueent  le  rompre  ä  leur  gri.  Parta$U 
no8  tHbunause  m  poummt  jamaia  udmettre  Un  äivaree  ttoimtairef 
eens^quence  d'une  e^paration  volontaire  " 

^  Vgl.  übereinstimmeDd  Bolin  U  1241. 


Digiiizeo  by  Google 


Die  Haager  Scheidongs-Konvention. 


201 


piinkt  des  französischen  C.  C.)  allgemein  die  Trennung:  par 
consentement  niittuel  in  ausschließlicher  Anwendung  des  (z.  B. 
holländischen)  Heimatrechtes  zulassen.   Man  streite  sich  darüber, 
aus  welchen  (und  ob  überhaupt  aus  haltbaren)  (iründen  der 
französische  C.  C.  die  Separation  p.  c.  m.  ausgesclilossen  hal  f 
„On  ne  peut  gudre  affirmer  en  jyr^sence  de  ces  incertitudes 
qu'une  loi  ^trangere,  autorisant  In  Separation  de  corps  par 
consentement  miituel,  serait  contraire  a  notre  ordre  public". 
Für  die  Länder  des  ursprünglichen  C.  C.  [Belgien,  Liijceniburg, 
Rumänien)  dürfte  dieser  liberale  Standpunkt  pferechtfertigt 
sein.  Ob  auch  für  Frankreicli,  ist  mehr  als  zweitelliaft.  Auf 
dem  Boden  von  npsetzgebungen,  wie  z.  B.  die  deutsche,  würde 
man  wohl  —  ganz  abgesehen  vom  K(  J  z.  Bf  jB  Art.  17  Abs.  4 
und  den  unten  zu  erörternden  besonderen  Hindernissen  — 
immer  anzunehmen  haben,  daß  jeder  rein  konsensualen  Trennung 
oder  Scheidung  die  inländische  Gerichtshülfe  zu  versagen  sei, 
weil  schon  die  ganze  prozessuale  Organisation  der  Ehesachen 
nach  deutschem  Rechte  auf  den  Ausschluß  der  Parteiautonoraie 
zugeschnitten  ist  (CPO  607  ff.),  und  man  nicht  lediglich  für 
ausländische  Rechtsverhältnisse  ein  besonderes  Verfahren  im 
Inlande  bereitstellen  kann. 

Dagegen  wäre  es  u.  E.  durchaus  unmotiviert,  wenn  man 
auch  bei  Spezialkollisionen  der  freieren  Scheid  nngs-  und 
Trennungsrechte  untereinander  die  lex  fori  durchweg 
kumulativ  und  prohibitiy  zur  Anwendung  bringen  wollte.  Die 
Annahme,  daß  unbeugsame  Anforderungen  des  ordre  public 
der  Anwendung  des  an  sich  zuständigen  Auslandsrechtes  ent- 
gegenständen, daß  es  ffir  die  öffentliche  Meinung  revoltierend 
sei,  wenn  die  lecc  fori  die  Hand  dazu  bieten  wflrde,  eine  nach 
dem  Heimatrecbt  der  Parteien  gerechtfertigte  Scheidung  aus- 
zusprechen, die  nicht  auch  nach  Inlandrecht  begründet  wäre, 
läßt  sich  in  solchen  Fällen  unmöglich  grundsätzlich  aufrecht 
erhalten.  Wohl  wäre  bei  solcher  Sachlage  die  Anschauung 
yerständlich  und  vielleicht  in  erster  Beihe  zu  billigen,  wonach 
die  Frage,  ob  eine  derartige  Scheidung  begründet  ist,  prinzipiell 
nur  nach  der  lex  fori  zu  beurteilen  wäre,  etwa  aus  prozessualen 
*    Erwägungen  (z.  B.  ffir  die  skandinavischen  Rechte)  oder  aus 
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den  von  der  (für  das  Prinzip  des  Institut .  eintretenden)  Korn- 
missionsminderheit  1894  geltend  gemachten  Zweckmäßigkeits^ 
rflcksichten.  Tatsächlich  war  in  der  Praxis  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Yertragsstaaten  meistens  das  Prinzip  der  aus- 
schließlichen Anwendung  der  lex  fori  herrschend  (in  öster' 
reich,  Schweis,  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark,  s.  oben 
S.  126).  Allein  dieses  Prinzip  btmmt  de  conventione  lata 
überhaupt  nicht  mehr  in  l*'ra<je.  Es  steht  nacli  Art.  2  und  3 
fest,  daß  die  Scheidung  unbiilingt  ziiiiäclist  nacli  dem  H e i  ni at- 
recht  positiv  befrriindet  sein  iiiulj;  und  die  i'rage  ist  allein, 
ob  neben  dem  lU  iniatiecht  die  lex  fori  ihre  etwaige  pro- 
liibitive  (sclieidungsabkhnende)  Eingriffsbefugnis  geltend 
machen  soll  und  will.  Zur  Ausübung  dieser  Befugnis  liegt ' 
aber  stets  dann  keine  Veranlassung  vor,  wenn  die  in  concreto 
ktilliilieieiiden  Scheidungsgesetze  im  wesentlichen  auf  dem 
gleiclien  Boden  stehen  und  nur  in  untergeordneten  Dingen  von 
einander  abweichen.  Ist  eine  Scheidung  auf  gegenseitige  Ein- 
willigung am  Gerichtsurte  überhaupt  zugelassen,  so  kann  die 
öftentliche  ]\roral  unmöglich  dadurch  in  ihren  U rundfesten  er- 
scliüttert  werden,  dalj  bei  Ausländersciieidungen  die  Modalitäten 
und  Einschränkungen  dieser  gegi  nseitigen  Einwilligung  ledig- 
lich nach  dem  fremden  Heimatreclite  taxiert  werden,  mag  nun 
dieses  Auslandreclit  die  gesetzlichen  ISciirankeii  dafür  ein  klein 
wenig  weiter  oder  enger  gezogen  haben,  als  das  inländische. 
Es  ist  nicht  einzu.sehen,  warum  liei  derartiger  Sachlage  der 
inländisclie  Riditer  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  Be- 
dingungen des  Scheidungskonsenses  niclit  ebensogut  ausschließ- 
lich nach  dem  ausländischen  Heimatrecht  soll  beurteilen  können, 
wie  der  inländische  Standesbeamte  im  analogen  Falle  über  die 
Voraussetzung  des  Eheschließungskonsenses  ausschließlich  das 
ausländische  Heinmtrecht  zu  befragen  hat. 

Wird  z.  B.  —  die  Kompetenzfrage  dahingestellt  —  in  der 
Schweis  eine  Scheidungsklage  zwischen  protestantischen  Öster- 
reichern wegen  „unüberwindlicher  Abneigung"  anhängig  gemacht, 
80  wird  man  schwerlich  behaupten  können,  daß  der  schweizerische 
ordre  public  chokiert  wird,  wenn  der  schweizerische  Richter 
die  Frage,  ob  die  Scheidung  begründet  ist,  ausschließlich  nach 
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§115  des  österreichischen  a.  b.  GB  beurteilt,  ohne  zu  unter- 
suchen, ob  die  Entscheidung"  gfleiclizeitig  auch  nach  Art.  45  des 
schweizerischen  Gesetzes  vom  24.  12.  74  zutrifft  (s.  oben  S.  199); 
und  umgekehrt:  muclieu  protestantische  Schweizer  in  Öster- 
reich eine  Scheidungsklage  auf  Gnind  von  Art.  45  anliängig, 
so  wird  es  sicherlich  in  Österreich  keinen  öftentlichen  Anstoß 
erregen,  wenn  der  Richter  nur  prüft,  ob  eine  tiefe  Zerrüttung 
ira  Sinne  des  Art.  45  a.  a.  0.  vorliegt,  ohne  daß  eine  un- 
überwindliche Abneigung  im  Sinne  von  §  115  des  österr.  a.  b, 
GB  festgestellt  werden  kann,  und  auch  ohne,  daß  —  wie  es 
nach  §  115  österr.  a.  b.  GB  obligatorisch,  nach  Art.  47  Schweiz. 
Gesetzes  nur  fakultativ  ist  —  vorher  eine  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ausge.sprochen  wird.  Ebenso  wird  nicht  behauptet 
werden  können,  daß  der  schweizerische  ordre  public  darunter 
leidet,  wenn  in  der  Schweiz  eine  Scheidung  von  Holländern 
gemäß  dem  holländischen  Rechte  nach  fünfjähriger  Separation 
ausgesprochen  wird,  mag  auch  die  Separation  seinerzeit  auf 
gegenseitige  Übereinstimmung  ergangen  sein  und  mögen  auch 
die  Voianfisetzimgen  des  Art.  45  des  schweizerischen  BG  nicht 
nachgewiesen  sein  (vgl.  allgemein  in  ähnlichem  Sinne  für  das 
Schweiz  Recht:  Martin,  J.  XXIV  752  ff.). 

Zweifelhaft  liegt  die  Sache  für  die  skandinavischen 
Rechtsgebiete.  Ob  hier  in  analogen  Fällen  das  grundsätzlich 
richtige  und  empfehlenswerte  Zurücktreten  der  lex  fori  (aus- 
schließliche Anwendung  des  Heimatrechts,  gemäß  Art.  B  der 
Konvention)  praktisch  zur  Geltung  gelangen  kann,  mtlssen  wir 
dahingestellt  sein  lassen.  Gegen  dieses  Zurücktreten  wirkt 
vielleicht  nicht  nur  die  bisherige  Tradition  in  Jenen  Ländern, 
die  auch  in  der  Praxis  zumeist  anerkannte  allgemein  exklusive 
Herrschaft  der  lex  fori  in  Scheidungssachen,  sondern  auch  die 
Besonderheit  Jener  Bechte,  wonach,  wie  oben  bemerkt,  die 
freieren  Scheidungsgrfinde  nicht  in  regelmäßigem  Prozesse 
vor  den  Gerichten,  sondern  nur  in  einem  Spezialverfabren  vor 
dem  König  geltend  gemacht  werden  können.  Nicht  als  ob  der 
landesherrliche  Scheidungsrichter  aus  dem  Rahmen  der  Konvention 
herausfiele;  das  Gegenteil  ist  im  Text  der  Konvention  und  bei 
den  Verhandlungen  auf  das  Bestimmteste  zum  Ausdruck  gelangt 
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(vgl.  speziell  die  dänischen,  schwedischen  und  norwefrisclien 
Erklärungen,  Dociiments  1900,  S.  139  und  180);  allein  es  mag 
immerhin  nahe  liegen,  eine  solche  Scheidung  vor  dem  König 
mit  der  Gewährung  besonderer  Privilegien  zu  assimilieren 
die  eine  Staatsgewalt  überhaupt  nicht  unter  anderen  Voraus- 
setzungen als  den  vom  eigenen  Gesetze  normierten  erteilt,  ohne 
d(sh;ilb  im  Ablelinungsfalle  aussprechen  zu  wollen,  daß  das 
Sclieidungsrecht  nicht  eventuell  von  einer  ausländischen  Staats- 
gewalt verfolgt  und  geltend  gemacht  werden  könne.  Es  würde 
sich  dann,  wenn  man  Ausländern  die  nach  ihrem  Heimatrechte 
begründete  Konsensualscheidung  versagt,  höchstens  um  eine  Art 
von  Abweisung  an  gebracht  er  maßen  handeln  (vgl.  auch 
die  von  OIivecro)ia  a.  a.  0.  S.  360  ft.  mitgeteilte  königl. 
Entscheidung  vom  16.  12.  81  mit  der  Begründung  des  obersten 
schwedischen  Gerichtshofes  vom  1. 10.  81).  Für  das  Konventions- 
recht ist,  wenn  wir  weiterhin  berücksichtigen,  daß  die  Zulässig- 
keit  der  Scheidung  von  Ausländern  vor  dem  König  auf  Grund 
der  Kompetenzvorschrift  des  Art.  5  (spezieil  Ziff.  2  Abs.  2) 
in  den  meisten  Fällen  fraglich  ist,  die  mit  Bezog  auf  die  skandi- 
navische Rechtsprechung  aul^worfene  Frage  praktisch  jedenfalls 
von  sehr  geringer  Bedeutung. 

Das  Gesagte  gilt  aber  nur  für  die  Behandlung  jener  freieren 
Scheidungsgründe,  wenn  die  lex  fori  eine  skandinavische  ist, 
nicht  im  umgekehrten  Falle,  wenn  aus  einem  solchen  nach 
skandinavischem  Heimatrecht  begründeten  freieren  Scheidungs- 
gmnde  im  Ausland  geklagt  wird.  Die  vorausgehenden  Be- 
merkungen dfkrien  n&mlich  nicht  so  verstanden  werden,  als  ob 
die  nur  vor  dem  König  geltend  zu  machenden  sekundären 
Scheidungsgrfinde  der  skandinavischen  Bechte  materiell  einen 
anderen  Charakter  hätten  und  privatintemational  anders  zu 
betrachten  und  zu  behandeln  seien,  als  die  sonstigen  Scheidungs- 
grQnde.  Es  handelt  sich  dabei  keineswegs  um  wirkliche  Privi- 

Wie  z.  B.  in  England,  wo  vor  l-SöH  die  Scheidung  nur  durch  Parla- 
mentsakt  möglich  war;  ebenso,  wie  es  scheint,  hent»  noch  in  Quebec  (Neu- 
bauer, Ztsch.  f.  c  er  gleichende  Jtechtswissensdiaft  IX  172)  —  vgl.  über 
das  ähnl.  Institut  des  laudesberrliclien  Sclieidungsrechtes  nach  dem  früheren 
deatschen  Bechte  MoHve  zum  BOB  lY  577  f. 
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legien  oder  Dispense  von  der  geltenden  Rechtsordnung,  die  der 
König  gewälirt,  sondern  um  gesetzlich  geordnete  Scheidnngs- 
grfinde  (vgl.  Lehr*8  Darlegung  Dr.  civ.  scand.  a.  a.  0., 
OHvecrona  a.  a.  0.  dÖ7  ff.  und  besonders  die  dänischen  und 
norwegischen  Erkläningen,  Ihcuments  1900,  S.  139  und  180). 
Es  kann  anch  nicht  angenommen  werden,  daß  die  königliche 
Autorisation  (ähnlich  etwa  einem  heimatrechtlich  vorgeschriebenen 
besonderen  Dispens  bei  Ehehindemissen,  ygl.  oben)  im  Sinne 
der  skandinavischen  Rechte  als  eine  materielle  Existenz- 
bedingung jener  Scheidungsgrfinde  anzusehen  sei,  derart,  daß 
ohne  dessen  Vorhandensein  der  Scheidungsgrund  auch  im  Aus- 
lande nicht  geltend  gemacht  .werden  könnte.  Vielmehr  steht 
offenbar  lediglich  eine  besondere  Verfahrensart  in  Frage,  eine 
rein  prozeßrechtliche  Bestimmung,  und  auch  nicht  einmal  eine 
solche,  die  etwa  einen  ausschließlichen  Gerichtsstand  des 
Heimatrechtes  im  Sinne  von  Art.  5,2  Abs.  2  der  Konvention 
begründete.^)   Es  ist  also  z.  B.  gemäß  Art.  2  der  Konvention 
vor  holländischen  Gerichten  die  Konsensualscheidung  eines  in 
HolUoid  wohnenden  dänisclien  Ehepaares,  das  vor  fünf  Jahren 
separiert  worden  ist,  zuliissip-,  weil  sowohl  nach  dänischem  als 
nach  liolliuKlischein  Kcchti'  iii'^rüiiilet ;  ;uuh  in  iii-lj^ien  würde 
sie  (und  zwar  sclioii  iiucli  dreijaliriger  Separation)  zuzulassen 
sein,  wenn  außerdem  auch  die  Furnuii  und  Voraussetzungen 
der  Art.  275  ff.  C.  C.  erfüllt  werden.    Wir  wüiilen  aber  weiterhin 
nach  den  obigen  Ausführungen  der  Meinung  sein,  daß  z.  B.  auch 
in  der  Schweiz  kein  Grund  vorliegt,  eine  derartige  nach  dem 
dänischen  Heimatrecht  materiell  begründete  Scheidung  abzulehnen, 
wenn    die    speziellen    Voraussetzungen    des  schweizerischen 
Scheidungsrechtes  nicht  daneben  noch  gegeben  sind  usw. 

In  der  gleichen  Weise  wäre  in  einem  der  Länder,  welrlie 
ein  freieres  Scheidungsrecht  (wenn  aucli  nicht  Separationsrecht) 
haben,  die  freiere  Separation  (pur  coNsciitement  miitiiel)  nach 
dem  ausländischen  Heimatrechte  auszns])re('lien,  vorausgesetzt, 
daß  nicht  nacli  lex  fori  besondere  Gründe  gegen  die  Separation 
als  solche  entgegenstehen. 

1)  Dies  ergibt  sich  z.  B.  deatlieb  Ml  den  Ansftthnmgen  Oliveeronas 
a.  a.  0.  S.  361. 

Zcitoobzift  f.  bteni.  Mrat-  «.  ÖfliNitl.  Beclbt.  XY.  14 
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2.  Spezialdiskussiojn  der  strikten  Scheidnngs- 
und  Separations-G-rflnde. 
Auch  bei  denjenigen  (engeren)  Scheidtingsgründen,  welche 
gleichmäfiig  und  in  den  meisten  Soheidniigsgesetzen  zugelassen 
sind,  bestehen  allerlei  speziellere  Verschiedenheiten.  So  genügt 
der  Ehebruch  des  Mannes  nach  verschiedenen  Rechten 
nicht  ohne  weiteres  als  Scheidungs-  (oder  Trennungs-)  Grund, 
sondern  nur  dann,  wenn  er  in  besonderer  Weise  qualifiziert  ist ; 
dt'iü  Ehebruch  sind  in  manclien  Ländern  andere  Sittliclikeits- 
vergehen  (verschieden  bestiinniter  Art)  gleichgestellt,  in  anderen 
nicht.  Die  bösliche  Verlassung  bildet  nach  einigen  Recliten 
nur  dann  einen  Scheidungsgi  uiid,  wenn  ihr  eine  Klage  auf  Her- 
Stellung  des  ehelichen  Lebens  vorausgegangen  ist,  nach  anderen 
auch  ohne  diese  Voraussetzung;  die  Länge  der  Zeit,  während 
welcher  die  Verlassung  bestanden  haben  muß,  ist  in  den  v(^r- 
schiedenen  Rechten  verschieden  bestimmt,  oder  auch  ganz  dem 
richterliclien  Ermessen  anlieini<iegeben.  Entelirende  strafbare 
Handlungen  bilden  einen  Scheidungsgrund  liier  nur,  wenn  eine 
Verurteilung  von  wiederum  verschit  ilcn  bestimmter  Art  und 
Zeitdauer  erfolgt  ist,  dort  auch  ohne  solche  äußere  Folge. 
Lebensnaclistellungen,  schwere  körperliche  Mißhandlungen  lie- 
rechtigen  liier  unter  allen  Umständen  zur  Scheidung,  dort  nur 
nach  einem  —  veischieden  geregelten  und  substanzierteu  — 
richterlichen  Ermessen.  Wo  (xeisteskrankheit  als  Scheidungsgrund 
anerkannt  ist,  sind  dennoch  die  Voraussetzungen  verschieden 
bestimmt  \);  in  Schiceden  ist  z.  B.  dabei  als  besondere  Bedingung 
aufgestellt,  daß  der  andere  Ehegatte  nicht  durcli  sein  Verhalten 
die  Krankheit  verursaclit  oder  beschleunigt  hat  (Olivecrona 
a  a  0  3o8;  Lehr,  Dr,  cio.  scand,  No.  673).  2) 

^)  Die  Zeit,  welche  die  Krankheit  gedauert  halmi  muß,  ist  in  den  in  Be- 
tracht kommenden  Konventionsstaaten — Detttachkmäf  Seh$eeU,  Sehieedm  — 

allerdings  die  gleiche  —  3  Jahre  —  anders  z.  B  r  ich  preuß.  LR  II  1  698: 
ein  Jahr,  in  Idaho  (6  Jahre)  cL  Jahrb,  d.  Vereinig,  f,  vergL  £echtstci8S. 
V  1172. 

^)  Besonders  mannigfaltige  und  allgemein  instruktive  Beispiele  derartiger 
Qnteq(eoidneter  Spedaliftftten  YkA  Qlddihdt  d«  fidieidangsgrondee  als  aolcihen 
bieten  die  nordamerikanisahen  Scbeidnngsreohte;  J^eubausTf  ZtBch.  f.  ffer- 
gMchende  Seektswiaienseh.  Vm  880. 
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Auch  bei  diesen  Kollisionen  läßt  sich  m.  E.  die  strikte 
Durchführung  der  Gesetzeskumulation  nicht  rechtfertigen.  In 
manchen  Fällen  erscheint  sie  geradezu  sinnwidrig.  Wenn  z.  B. 
eine  in  Deutsclilaud  wohnende  Holländerin  gegen  ihren  Ehe- 
mann, der  sie  vor  zwei  Jahren  böslich  verlassen  hat  und  gegen 
den  seit  Jahresfrist  die  Voraussetzungen  für  die  öffentliche  Zu- 
stellung bestehen,  entsprechend  dem  deutschen  BGB  §  1567  Abs.  2 
jetzt  auf  Scheidung  klagen  wollte,  so  muß  die  Klage  nach  Art.  2 
der  Konvention  abgewiesen  werden,  weil  ihr  holländisches 
Heimatrecht  (Art.  2r)r);  ebenso  auch  das  russische  GB  §  54) 
die  Scheidungsklage  wegen  liiislicher  Verlassung  erst  nach  Ab- 
lauf von  5  Jahren  gestattet.  Klagt  sie  aber  entspreciiend  dem 
holländisclien  Rechf  nach  5  Jäten,  so  wäre  sie  wiederum  ab- 
zuweisen, wenn  die  für  die  deutsche  Scheidungsklage  festgesetzte 
sechsmonatiiche  I^aklusivfrist  1571)  abgelaufen,  die  Scheidung 
also  nunraelir  „daus  le  cos  dont  ü  s'agif^  nach  den  Sachnormen 
der  lex  fori  unzulässig  ist. 

Aber  auch  sonst  hat  die  lex  fori  keine  Yeranlassung,  bei 
Scheidung  von  Ausländem,  jedesmal  ihr  eigenes  Becht  noch  auf 
das  in  erster  Reihe  berufene  ausländische  Heimatrecht  auf- 
zupfropfen, wenn  dieses  berufene  Auslandrecht  grundsätzlich 
auf  dem  gleichen  Boden  steht  und  nur  in  untergeordneten  Einzel- 
heiten abweicht.  Die  berechtigten  Interessen  der  lex  fori 
können  unter  solcher  Voraussetzung  nicht  verletzt  werden  durch 
eine  ausschlieBliche  Anwendung  des  berufenen  Heimat- 
rechtes; und  diese  ausschliefiliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
empfiehlt  sich  deshalb  als  das  Natürliche,  Normale,  dem  Inter- 
esse des  Bechtsuchenden  fintsprechende;  es  empfiehlt  sich  auch 
im  Biteresse  der  lex  fori  selbst,  welche  die  einfache,  natQrliche 
Anwendung  eines  Scheidungsrechtes  den  schwerfälligen,  oft 
nur  mit  schlimmen  Haarspaltereien  überhaupt  lösbaren  Ver- 
wickelungen einer  Gesetzeskumulation  unbedingt  vorziehen  muß 
und  sich  ohne  Not  auf  solche  Justizverwirrungen  nicht  einlassen 
sollte.  Es  entspriclit  endlich  der  herrschenden  internationalen 
Doktrin,  welclie  die  Kumulativanwendung  der  lex  fori  nur 
dann  verlangt,  wenn  durch  die  Anwendung  des  Heimatrechtes 
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der  lokale  ordre  public  yerletzt  wird.  ^)  Wir  sind  deshalb  der 
Meinung,  daß  im  Konventionsgebiet  —  soweit  nicht  ausdrück- 
liche Gresetze  entgegenstehen  —  bei  Kollisionen  gleichartiger 
Scheidungsgrfinde  nach  Vernunft  und  Becbt  dais  Verhältnis 
der  Art.  2  und  3  sich  in  der  Praxis  nmkehren  wird  und  soll: 
grundsätzlich  ist  nur  das  Heimatrecht  anzuwenden;  die 
lex  fori  ist  nur  ausnahmsweise  zur  Abwendung  einzelner 
Konsequenzen  heranzuziehen  (vgl.  oben  S.  129). 

Was  hier  (und  im  folgenden)  für  die  Kollision  der  Scheidungs^ 
gründe  gesagt  wird,  gilt  ebenso,  und  zwar  a  majori,  überall 
für  die  analogen  Fälle  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett.^ 

Was  den  Scheidungsgrund  des  Mebmchs  betrüft,  so  kommt 
für  das  Konventionsgebiet  zunächst  die  Besonderheit  des  C.  C. 
Art  230  in  der  ursprünglichen  Fassung  (anders  nach  dem 
französischen  Gesetz  von  1884)  in  Betracht,  nach  welcher  der 
Ehebruch  des  Mannes  nur  dann  einen  Scheidungsgrund  bildet, 
wenn  er  seine  Konkubine  in  der  gemeinschaftlichen  Wohnung 
gelialten  hat.^)  Hier  läßt  sich  nur  feststellen,  daß  gerade  dort, 
wo  diese  Besonderheit  rechtens  ist  ( nämlich  in  Belgien;  aulit^r- 
dem  gilt  sie  von  den  Konventionsstaaten  nur  noch  in  Luxem- 
huru)-,  iür  sie  die  Kumulativanwendung  der  lex  fori  nicht 
beanspruclit  wird.  Laurent  (V  258)  sowolil  wie  Bolin 
(III  121)  spreclien  sicli  mit  Kntsrliiedenheit  dahin  aus,  daß  die 
Sclieidung  von  Ausländern  unti'r  Anwendung  von  deren  Heimat- 
recht  auf  Grund  einfaclien  Ehebruchs  des  Mannes  in  Belgien 


^)  V^l.  Hol  in  II  118  f.  und  Zit. :  .,C'cst  Ic  principe  admis  eu  Bel- 
gique,  et  l  on  neu  cxcepte  que  le  cas  uü  l  une  oit  i  autre  cause  de  divorce 
admise  par  la  loi  dtranffire  m  heurterait,  tUmä  notre  pays,  cotUre 
une  loi  Sordre  public'^',  8.  119:  ,0»  peut  äane  amaiddrer  ce point 
comtne  assez  generalement  admis  par  Vieole  fran^aise  et  Vecole  ita- 
Uenne" ;  cf.  Weiß  III  594  und  6()2;  Laurent  pass.  und  oben  Zit. 

-  Vizl.  allgemein  Olici,  R  XXXTT  a.  a.  O, :  ,Puisque  st  jjlusieurs 
leyislations  sont  d  accord  sur  la  na  tiire  ind issoluble  dzi  mariage, 
tauten  les  Varietes  qu'elle  peuvent  presenter  pour  les  causes  de  la 
gäparaiümf  sa  ehtriä  est  ses  äffets  ne  80Ht  que  le  reflet  naturel  de 
Viliment  national  du  droit  et  du  hesoin  de  douner  eatiafaeOon  ä 
eet  elcmcnt' ;  cf.  Fiore  S.  a55;  Seine  23.  5.  00,  J.  XXVII  993. 

3)  Über  England  vgl.  Neubauer  a.  a.  0.  VII  298. 
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zulässig?  sei;  der  belg"ische  ordre  public  hat  nichts  dagegen 
einzuwenden:  „II  serait  absurde  et  presque  ridicule  de 
pretendre  que  les  maris  e'frnngers  doivent  amir  Je  droit 
d'adulterer,  et  que  rexistence  de  la  soriete  sentit  cowpromise 
si  ta  femnie  etrangere  ot)tenait  le  divorce  pour  adultere  simple, 
en  vertu  de  son  atatut  personnel"  {Laurent  \  268).  Ebenso 
hat  das  Trib.  civ.  Brüssel  HO.  7.  87  V)  J.  XVIII  273  ff.)  und 
ansclieinend  auch  das  Trib.  Aurers  19.  1.99  (J.  XXVI  860) 
erkannt,  bei  der  ^clieidungsklage  einer  Holländerin  auf  Grund 
einfachen  Ehebruchs  des  Mannes,  nach  holländischem  GB  264 
Abs.  1. 

Hier  dürfen  wir  also  nach  Doktrin  und  Praxis  annehmen, 
daß  der  Fall  des  Art.  3  der  Konvention  gegpeben  ist:  die  leof 
fori  läßt  die  ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes  zu. 

Wij  werden  das  Nämliche  für  die  analoge  Kollision  bei 
der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  annehmen  dürfen'^):  Italien, 
Spanien  und  FortugeU  lassen  die  Separation  wegen  Ehebruch 
des  Mannes  nur  unter  ähnlichen  QualiUkationen  zn.^) 

Man  darf  hoffen,  daß  auch  in  diesen  Staaten  eine  nach 
dem  Heimatrechte  der  ausländischen  Ehegatten  wegen  einfachen 
Ehebruchs  des  Mannes  zulässige  Separation  unbedenklich  aus- 
gesprochen werden  wird;  der  italienische  eto.  ordre  public 
kann  dadurch  ebensowenig  verletzt  werden,  wie  der  belgisclie. 
Es  sei  nebenbei  bemerkt,  dafi  dieses  der  fiberstaatlichen  Be- 
trachtungsweise ohne  Frage  entsprechende  Ergebnis  sich  auch 
ans  innerstaatlichen  Gesichtspunkten  —  Auslegung  der  heimischen 
Sachnorm  selbst  —  rechtfertigen  läßt;  ganz  ähnlich  wie  bei 
dem  für  die  Anwendung  fremder  PersonaUtatute  klassischen 

1)  Allerdings  mit  bedenklicher,  von  Molin  approbierter  Begründung. 

-)  Vgl.  auch  Oliti  367/77. 

^  Spanien  C.  C.  Art.  U)5  Abs.  1;  „Cuandu  reaulte  eständaiu  jmöiu-u 
ü  nuHoetpreeio  do  la  mu^*.  Italien  0.  0.  Art  150  Abs.  2:  »JVbff  i 
ammesaa  Vagtone  äi  etparaeione  per  Fadulterio  del  marito,  ee  mn 
quando  egli  mantenga  la  ecncubina  in  casa  o  iwtoriamente  in  altro 

luogn,  nppiire  concorrano  circostanze  tnli  che  il  faffo  costituisca  una 
inyiurid  grai^e  aJUi  moglie" .  Pnrtuyal  C,  C.  Art.  1204  Abs.  1:  .Com 
eacandalo  puölico,  ou  completo  desamparo  da  mulher,  oh  com  concu- 
bina  teA4a  e  manfeüda  no  damieilio  eonjugal'. 
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Beispiele  der  Verscbiedenlieit  des  Termines  der  Volljährigkeit 
nach  den  yerschiedenen  Rechten^)  l&ßt  sich  anch  hier  behaupten, 
daß  die  fraglichen  Spezialitäten  auf  das  Engste  mit  nationalen 
nnd  mit  romanischen  und  südländischen  Basseeigentfimlichkeiten 
zusammenhängen;  daß  die  Vorschriften,  wie  sie  der  spanische, 
portugiesische,  italienische  Gesetzgeber  dem  nicht  qualifizierten 
Ehebruch  des  Mannes  gegenüber  für  angemessen  erachtet  hat, 
für  die  Angehörigen  anderer  Nationen  nach  ihren  ererbten  und 
anerzogenen  Eigenschaften  und  Anschauungen  keineswegs  in 
gleicher  Art  passend  sind,  und  daß  deshalb  ein  Gesetzgeber, 
der  für  Spanier  diese  Entscheidung  getroffen  hat,  darum  noch 
lange  nicht  auch  für  Deutsche  und  Skandinavier  das  Gleiche 
hat  ausspreclien  wollen,  vielmehr  für  diese  Ausländer  die  Ent- 
scheidung ihres  Heimatgesctzgebers  niclit  nur  als  dii'  privat- 
inteiiiatiunal  iiachstberechtigte,  sondern  auch  als  die  sachlich 
zutreffendere  betrachten  kann. 

Wir  sind  der  ^Meinung,  daß  die  Sachlage  auch  bei  allen 
übrig:en  Differenzen,  wie  sie  innerhalb  des  Konventionsgebietes 
bezüglich  des  Klu  liruchs-Scheidungs- (bezw.  Trennungs-)  Grundes 
bestehen,  keine  andere  ist.  Dies  würde  insbesondere  auch  (hier 
wie  bei  allen  anderen  Scheidungsgründen)  für  die  P^ntscheidung 
der  Frage  gelten,  ob  bei  beiderseitigem  Ehebruch  eine  Kom- 
pensation eintritt  oder  nicht  (ausdrücklich  bejaht  in  den  skan- 
dinavischen Rechten,  ausdrücklich  verneint  von  Ungarn  §  81 
Abs.  2);  ob  das  Scheidungsrecht  nur  ansjreschlossen  wird  durch 
die  strafrechtliche  Teilnahme  oder  Provokation  des  anderen 
Ehegatten  oder  auch  schon  durch  seine  Zustimmung  (vgl.  Lehr, 
Dr.  civ.  scand.  No,  668  für  die  skand.  Rechte,  andererseits 
BGB  §  1565  Abs.  2,  Ungarn  Ehe-Gesetz  §81  Abs.  1);  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  das  Sclu  idungsrecht  verwirkende 
Verjähnmg  anzunehmen  ist  (vgl.  Holl.  Burgerlijk  Wetboek 
§  271  Abs.  2);  ob  ein  Strafurteil  gegen  den  Ehebrecher  voraus- 
gesetzt wird  (IfolL  Burgerlijk  Wetboek  §  265);  ob  und  nach 
welchem  Fristablauf  (hier  wie  bei  allen  anderen  Scheidungs- 
gründen)  das  Klagerecht  verwirkt  wird  etc.  Zweckmäßig  und 

^)  Vgl.  Iheriftgs  Jahrh.  XL  66». 
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einfach  möchte  es  wohl  sein,  wenn  der  inländische  Richter  in 
solchen  Fällen  nar  sein  eigenes  Recht  anwenden  könnte;  da 
ihm  dies  aher  nnter  allen  Umständen  fiberstaatlich  versagt  ist, 
unter  aUen  Umständen  das  Heimatrecht  zunächst  geprüft  werden 
mußf  so  kann  die  Bechtsprechnng  eines  Landes  wahrlich  nichts 
dabei  gewinnen,  wenn  bei  untergeordneten,  dem  subjektivsten 
legislativen  Ermessen  unterstehenden  Fragen,  wie  es  z.  B.  die 
Berechnung  einer  Frist  ist,  an  den  Tatbestand,  nach  dem  aus- 
ländischen üesetzesraaßstab,  hinterher  auch  nocli  der  inländische 
darüber  gelegt  wird.  Aber  auch  bei  allen  andrrcn.  olicn  hervor- 
geliubenen,  weniger  formalistischen  (iründekullisionen  handelt 
es  sich  immer  um  Speziallragen,  bezüglich  deren  jedermann  es 
begreift,  daß  nicht  alle  Gesetzgeber  zu  den  gleichen  Ent- 
sclieidungen  gelangen  werden,  auch  wenn  sie  in  ihren  Grund- 
auftassungen  ganz  und  gar  harmonierten,  bezüglich  deren  die 
legislativen  Abweichungen  innerhalb  der  gebotenen  Grenzen 
als  etwa^s  Natürliches  und  Berechtigtes  erscheinen  und  deshalb 
die  ausschließliehe  Anwendung  des  Heimatrechtes 
in  keinem  Koiu t-ntionsstaate  als  etwas  Chokierendes  und  das 
inländische  Kechtsbewußfcsein  Verletzendes  empfunden  werden 
kann.  Dies  gilt  u.  E.  auch  für  den  weiteren  Kollisionsfall, 
wenn  nach  dem  ausländischen  Heimatrechte  andere  SittlichkeitxS- 
vergelien  auch  ohne  kriminelles  Strafurteil  dem  Ehebruch  ohne 
weiteres  gleichstehen  (vgl.  z.  B.  §  1565  BGB,  Ungarn  §  76, 
Sckiceden:  Lehr,  Dr.  clv.  scand.  No.  668,  675),  während  sie 
nach  der  lex  fori  nur  etwa  unter  dem  Gesichtspunkte  der  in- 
jiire  grave  oder  wenn  sie  zu  einer  entehrenden  Strafe  geführt 
haben,  als  Scheidungs-  resp.  Trennungsgrund  anerkannt  sind. 

Anlangend  den  Scheidungsgrund  der  böslichen  Ver- 
lassung finden  wir  einen  klassischen  Heleg  für  unsere  Auf- 
fassung wiederum  in  Belgien.  Obschon  der  C.  C.  diesen 
Scheidungsgrund  nicht  kennt,  treten  wiederum  sowohl  Laurent 
(V  287  ff.)  wie  RoHn  (II  122)  mit  aller  Entschiedenheit  dafür 
ein,  daß  eine  nach  ausländischem  Heimatrechte  aus  diesem 
Grunde  zugelassene  Scheidung  vor  belgischen  Gerichten  ohne 
weiteres  auszusprechen  sei.  Die  sowohl  von  Laurent  wie 
von  EoUn  gegebene  Begründung  mag  vom  Standpmücte  der 
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juristischen  Logik  noch  so  angreifbar   sein;   für   das  Eine, 
worauf  es  ankommt,  ist  sie  beweiskräftig:  daß  von  einem  bel- 
gischen oder  überhaupt  französisch-rechtlichen  ordre  public, 
der  den   Ausspruch   einer  solciien   Scheidung   als  Skandal 
empfindet,  sicherlich  nicht  geredet  werden  kannM  :  wie  ja  auch 
die  französich- rechtliche  Praxis  selbst  contra  rerba  legis  es 
versucht,  den  Sclieidungsgrninl  der  br)slichen  Yerlassung  in  das 
Inlandreclit   liinein   zu   interpretieren.    Darnach    liegt  sicher 
keine  Veranlassung  vor,  dem  Auslandrecht  gegenüber  in  solchem 
Falle  von  der  prohibitiven  Eingriffsltefugnis  der  lex  fori  (ie- 
briiiK  Ii  zu  machen.    Man  wird  also  mit  Fug  und  Recht  in  den 
Gebieten  des  C.  C.  die  (Tesetze  der  Konvention^staaten,  welche 
die  Scheidung  auf  (Irund  böslicher  Verlassung  zulassen  und 
normieren,  gemäß  Art.  3  der  Konvention  unbeschränkt  anwenden, 
ohne  zu  prüfen,  ob  daneben  auch  in  concreto  die  Scheidung 
nach  C.  C.  als  begründet  anzusehen  wäre.    Ebenso  sollte  man 
in  denjenigen  Gebieten,  welche  selbst  den  gesetzlichen  Scheidungs- 
grund der  böslichen  Verlassung  kennen,  unbedenklich  bei  Aus- 
länderscheidungen aus  solchem  Grunde  ein  etwa  in  Einzelheiten 
abweichendes  Heimatrecht  durchführen,  auch  dann,  wenn  die 
gesetzliche  Zeit,  nach  deren  Umlauf  die  Scheidung  zulässig  ist, 
nach  dem  Heimatrechte  kürzer  bestimmt  ist,  als  nach  der  lex 
fori.    Sicherlich  hat  der  holländische  Gesetzgeber,  der  eine 
fünfjährige  Dauer  der  Abwesenheit,  der  dänische  und  nor- 
wegische, der  eine  solche  von  drei  Jahren  fordert,  diese  Voraus- 
setzungen angestellt,  weil  jeder  von  ihnen  eine  kürzere  Zeit- 
dauer als  nngenügend  ansah:  allein  ähnliche  Motive  liegen  so 
ziemlich  allen  Gesetzen  zn  Gmnde,  und  daß  daraus  für  die 
privatinteniationale  Wirkung  eines  Gesetzes  absolut  nichts  ge- 
folgert werden  kann,  haben  wir  ausführlich  dargetan  {IheHngs 


^)  Laur9ni  a.  a.  0. :  Die  Anslftnder,  dwen  Pezsonalstatut  es  geatattet, 
kdmifiii  hl  Belgten  f^mmtoquer  Vcibandon  maliciettx,  quoique  ttoire  code 
civil  ignore  cette  cause  de  divurce  oü  de  Separation.  L'ordre  vioral. 
loin  de  ft't/  opposer  re.i  igt>:  la  soci('-fr  n'a  aucune  raison  d' iniposer  sa 
loi  tcrriturialr  n  !' rf ran (jer :  /  ((pplication  de  la  loi  etrangere  aura,  au 
contraire,  ce  bien,  que  L  attention  du  legislateur  sera  apjpelee  sur  une 
laeune  que  prSwHte  la  loi  nationale'. 


üigiiizea  by  Google 


Die  Haager  Scbeidangs-Konveution. 


213 


Jahrb,  XXXIX  9  ff.).  Die  Frapre  ist,  ob  die  Intensität  oder 
die  spezielle  örtliche  Ausdehnungstendenz  des  Gesetzes  eine 
solche  ist,  daß  sie  einem  anders  gearteten  Auslandsrcc  lit  gen- 
über,  dessen  grundsätzliche  Näherberechtifrunji-  anerkannt  ist. 
die  uneingeschränkte  Herrscliaft  nicht  überlassen  kann,  eine 
kumulative  Subsidiarankmiiifung  für  sich  selber  fordern  muß, 
weil  die  Anwendung  des  entsprechenden  Auslandreclites  einem 
di'ingenden  inländischen  Interesse  zuwiderläuft  oder  als  Skandal 
empfunden  würde.  Bei  vernünftiger  Erwägung  kann  man  diese 
Frage  im  vorausgesetzten  Falle  u.  E.  nicht  bejahen.  Die 
Differenzen,  wie  wir  sie  unter  den  Rechten  der  Konventions- 
staaten in  diesem  Punkte  finden,  sind  technische  Einzelheiten 
in  der  Ausgestaltung  des  Instituts  die  desscm  Kern  und  Grund- 
gedanken nicht  berühren.  Es  wäre  einfach  sinnlos  zu  beliaupten, 
das  Institut  als  solches  werde  durch  solche  Abweichungen  ein 
anderes  und  es  könne  öffentlichen  Anstoß  erregen,  wenn  bei 
einem  dem  Ausland  grundsätzlich  angelnu-enden  Rechtsverliältnis 
ein  derartiges  Auslandrecht  vor  inländischen  OerirlitHii  zur 
strikten  Anwendung  gelange.  Eine  derartige  Auffassung  könnte 
einem  solchen  Gesetze  gegenüber  gerechtfertigt  sein,  welches 
etwa  in  ganz  haltloser  und  leichtfertiger  Weise  die  Scheidung 
wegen  der  böslichen  Verlassung  an  einen  ganz  und  gar  un- 
genügenden äußeren  und  kurzfristigen  Tatbestand  knüpfte,  wie 
er  mit  der  Tradition  aller  Kulturstaaten  in  flagrantem  Wider- 
spruch stünde;  nicht  aber  bei  den  hier  allein  in  Frage  kommen- 
den Scheidungsgesetzen,  deren  Verschiedenheiten  sich  lediglich 
innerhalb  der  Schranken  und  Schwankungen  bewegen,  wie  sie 
in  den  Kulturstaaten  hergebracht  und  in  der  nicht  mathematisch 
abzuzirkelnden  Natur  des  Gegenstandes  begründet  sind. 

In  einzelnen  Ausnahmefällen  mag  vielleicht  Grund  zur 
Ausübung  der  Prohibitiv-Befugnis  vorzuliegen  scheinen:  so  z.  B. 
wenn  nach  schwedischem  Recht  die  bösliche  Yerlassung  nur 
dann  als  Scheidnngsgrund  anerkannt  wird,  wenn  sie  mit  Land- 
flüchtigkeit verbunden  ist^  während  sie  ohne  solche  Qualifikation 
nur  als  ein  Grund  zur  Separation  gilt.  Hier  kann  der  schwedische 

^)  ICm  TgL  X.  B.  §  1567  BOB  mit  §  77  des  ungarischen  Gesetiea  und 
die  Einzelheiten  der  skandinaTiaclmi  Rechte,  Lehr,  Dr.  eiv.  scaneUn.  No.  669. 
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Richter  vielleicht  sich  veranlaßt  sehen,  die  Yoraossetzmig 
der  Landflfichtigkeit  prohibitiv  hei  allen  in  Schweden  auszu- 
sprechenden Scheidungen  anzuwenden,  mit  der  Begrfindung,  daß 
andernfalls  die  Bevorzugung  eines  Ansl&nders,  —  der  die 
Scheidung  da  schon  erlangen  kann,  wo  der  Inländer  auf  die 
Separation  beschränkt  ist  —  allzn  peinlich  empfunden  würde. 
Derartige  —  theoretisch  ganz  und  gar  imponderable  —  Sr- 
wägungen  müssen^  da  eine  überstaatliche  Bindung  nicht  besteht, 
dem  einzelstaatlichen  Gesetzgeber  und  Richter  anheimgestellt 
bleiben.  Nur  das  läßt  sich  sagen,  daß  derartige  Argumente 
mit  äußerster  Vorsicht  gehandhabt  und  auf  den  engstmöglichen 
Kreis  zu  beschränken  sind.  Sie  nagen  an  der  Wurzel  des 
internationalen  Privatrechts  und  mit  iiirer  Hülfe  läßt  sich  — 
wie  immer  wieder  gesagt  werden  iiuiIj  —  die  Anwendung:  so 
ziemlich  jeden  abweichenden  Auslandrechtes  —  das  ja  iniaier 
einer  der  Parteien  zum  Vorteil  gereichen  wird  —  ablehnen. 

Ein  genaueres  Eingehen  auf  die  weiteren  Spezialkolli sionen 
der  strikten  Scheidungs-  (und  Trennungs-)  Gründe  unter  einander 
können  wir  uns  hier  versagen.  Die  Analogie  zu  dem  im  vor- 
stellenden erörterten  Rechtsverhältnissen  liegt  meist  auf  der 
Hand  und  wurde  gelegentlich  schon  berührt. 

3.  Besondere  der  lex  fori  unbekannte  Trennungs- 
gründe  (Gesetzeskumulation  in  abstracto). 
Auch  diejenigen,  welche  grundsätzlich  die  ausschließliche 
Geltung  des  Heimatrechtes  vertreten,  soweit  nicht  der  ordre 
public  entgegenstehe,  wollen  vielfach  eine  solche  Ausnahme  zu 
gunsten  der  leao  fori  immer  dann  anerkennen,  wenn  der  Scheidungs- 
grund als  solcher  (objektiv)  dem  Rechte  der  le,2n  fori  unbekannt 
ist.  ^)  Dieses  Prinzip  läßt  sicli  gegenüber  der  in  Art.  2  der 
Konvention  (und  EG  z.  HG  1>  Art.  17  Abs.  4)  zur  Regel  erhobenen 
(jesetzeskumulation  in  concreto  („dans  le  cas  dont  il  s'ag^if) 
als  dasjenige  einer  Gesetzeskumulation  in  abstracto  bezeiclmen. 
Letztere  geht  der  Idee  nach  wie  in  der  praktischen  Anwendung 
bedeutend  weniger  weit  wie  erstere.   Die  im  Voraulgehenden 


Vgl  Chavegrin,  Note,  J.  XII  154;  BrOsael,  J.  XVI 713;  Pillet, 
ordre  public  71  f. 
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erörterten  Ergebnisse  sind  mit  dem  Prinidp  der  Gesetzes- 
kumnlation  in  abstracto  durchweg  vereinbar,  entsprechen  seinen 
Intentionen:  denn  dieses  Prinzip  yerlangt  nur,  daß  die  objektiv 
gesetzliche  Gansa  (Ehebruch,  bösliche  Yerlassong,  entehrende 
Strafe)  aJs  solc|ie  in  beiden  Rechten  existiert;  die  untergeord- 
neten Einzeldifferenzen  der  Rechte  sollen  nicht  kumuliert  werden; 
sie  bestimmen  sich  ohne  weiteres  nur  nach  Heimatrecht. 

Das  Prinzip  der  Gesetzeshnmulation  in  äbsttacta  war  auch 
dasjenige  des  Entwurfes  von  1894,  wie  nicht  nur  der  Text 
des  damaligen  Art.  2  („1,6  dimrce  ne  peut  itre  demandä  que 
qour  les  causes  adtnises  ä  la  fois  par  la  loi  nationale  des 
äpoujo  et  par  la  loi  du  lieu  ou  Vaction  est  intentee.  En  cas 
de  contradiction  entre  la  loi  nationale  des  epoux  et  celle  du 
pai/s  OH  la  deniande  a  4te  formee  le  dtvorci'  na  pourra  pas 
ctre  pruiwiicd'' )^  Tündern  auch  die  Kommissi( iiisbc^ründung  \)  mit 
aller  Deutlichkeit  erkennen  läßt.  Es  ist  erstaunlich,  daß  man 
1900  an  Stelle  der  abstrakten  Gründekumulation  die  konkrete 
gesetzt  hat,  ohne  sich,  wie  es  scheint,  die  viel  größere  Trag- 
weite des  letzteren  Grundsatzes  überhaupt  zu  vergegeriw  artigen. 
Man  wollte  das  Prinzip  abschwächen,  und  hat  dies  auch  in 
der  gewollten  Richtung  getan;  man  hat  aber,  soweit  aus  den 

^)  Actes  1894  S.  86:  „6i  des  Frangais  se  t/  ouvant  en  Belgiqiie 
demandent  le  dittorce  pour  comentmtent  ptutnel,  on  ne  peut  dire  que, 
dan»  F^epieef  le  Mvaree  eoit  admie  par  Ue  deuce  legielaHons.  Sfur  ce 
poitUf  il  y  a  plue  que  des  nman^  emtre  deux  UgiektHone  dont  Fune 

admet  bien  le  divorce,  mais  seulement  pour  de  cas  peu  nombreux  et 
riyuureusement  deterniin^s,  tandis  que  lautre  Vadniet  d'une  manidte 
tres  laige.  Est-il  ä  suppuser  que  le  pays  dont  la  ligislation  est 
rigoureuse  reconnattra  le  divorce  de  ses  nationaux  prononce  pour  des 
eaueea  qu^eUe  n*admet  pae  et  permeUra  ainei  a  eee  naOenau»  de 
e^affranehir  de  rigiee  ginanteepar  uh  eimple  ehangement  de  domieileP 

 La  loi  nationale  ne  peut  ee  laisser  ainsi  tourner.  On  exagire 

qnand  on  dit  que  le  divorce  sera  reu  du  a  peu  pres  imposaible  parce 
qü'on  ne  troucera  7?r/.v  des  causes  identiques  prevues  datis  les  deux 
legislations.  Les  causes  s&rieuses  de  divorce  se  retrouvent  partout; 
t^eet  pour  celles  gui  sont  tris  discutaöles  en  ellea-meme  que  la  diver' 
genee  eoHete  et  &eet  pour  de  pareiUee  caueee  que  la  loi  nationale  ne 
peut  ahdiquer,  La  Ux  fort,  ^a/t^re  part,  ne  peut  laieeer  prononcer 
un  dtoorce  pour  dee  caueee  qWelle  n^admet  pae,** 


L;igiü^oa  by  Google 


216  KabD, 

Materialien  ersichtlich,  gar  nicht  bemerkt,  daß  man  durch  die 
neue  Fassiin«r  f^leichzeitig  in  anderer  Richtung  eine  erliebliche 
Verschärfung:  des  Grundsatzes  sanktioniert  hat. 

Gleicliwolil  ist  die  Gesetzt  skuimihition  in  abstracto  mit 
Keclit  aufgregebeii  worden.  Einmal  liilit  .sich  der  (  Jedanke  über- 
li;iu])t  in  vielen  l-^ällen  nicht  klar  durchführen,  einfach  deslialb, 
weil  oftmals  die  Grenzen  der  verscliiedenen  legislativ  fixierten 
Scheidung^sg-ründe  derart  verwischt  sind,  daß  kaum  mehr  irgend 
ein  Maßstab  zu  finden  ist,  nacli  welchem  man  entscheiden 
könnte,  ob  die  Causa  des  einen  Hechtes  noch  als  die  nämliche 
anzusehen  ist,  wie  die  des  amUren  fvgl.  dazu  aucii  Jherhfgs 
Jahrb.  XL  88  ff.).  Völlig  undurchführbar  wird  die  ol)jektive 
Kausakuninlierung  gegenüber  den  relativen  Scheidung.sgründen 
(^wie  1568  BGB,  Art.  47  des  Schweiz.  RG,  ancli  die  .Jiijures 
graves*'  des  C.  C.  231),  in  welclien  jede  belielfige  spezieller 
formulierte  schuldhafte  Scheidungsursache  eines  anderen  Rechtes 
enthalten  und  doch  auch  wieder  nicht  enthalten  sein  kann. 

Auch  abgesehen  von  solchen  Anwendungsschwierigkeiten 
und  auch  da,  wo  sie  nicht  bestehen,  geht  u.  E.  das  Prinzip  der 
abstrakten  Kausakumulation,  obschon  erheblich  milder  als  das- 
jenige der  konkreten,  doch  noch  viel  zu  w^it.  Es  läßt  sich 
keineswegs  behaupten,  daß  die  Zulassung  einer  heimatgesetz- 
lichen Scheidungsursache  immer  dann  schon  den  ordre  public 
der  lejc  fori  revoltieren  müsse,  wenn  diese  Ursache  keine  der 
in  dem  Civilgesetzbuch  des  Forums  enthaltenen  ist.  (Überein- 
stimmend und  treffend  Rolin  II  120  ff.  und  126,  ffumblet, 
J.  XV  463).  Berechtigt  und  begründet  wäre  eine  derartige  Re^ 
probierung  stets  dann,  wenn  die  heimatrechtliche  Kaiisn  als 
völkerrechtswidrig  anzusehen  wäre,  oder  als  eine  solclie,  die 
ganz  und  gar  außerhalb  des  Rahmens  des  am  Gerichtsorte  an- 
erkannten Scheidungsrechtes  steht,  oder  den  bestimmten  Rechts- 
grundsätzen der  leo!  fori,  die  eine  —  zwar  niemals  absolute, 
aber  doch  —  besonders  ausgedehnte  örtliche  Herrschaft  bean- 
spruchen, widerstreitet  (vgl.  Ztschr.  XIII  330  ff.  und  die  in 
den  Noten  angeführten  Stellen).  Letzteres  dürfte  als  wenigstens 
nach  der  in  verschiedenen  Konventionsstaaten  {BeJgieu,  Frank- 
reich)  allgemein  anerkannten  Tradition  gegenüber  solchen 
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ScheiduDgsgTiiiideii  gelten,  die  als  ein  Eingriff  in  die  in  der  lex 
fori  garantierte  Glaubens-  und  Gewissensfreilieit  angeselien 
werden  könnten,  wie  der  Scheidungsgrund  der  Apostasie  —  ein 
Fall,  der  allerdings  in  den  Konventionsrecliten  zur  Zeit  nicht 
praktisch  wird  ;  ersteres  würde  z.  B.  Gesetzen  gegenüber 
gelten,  die  —  wie  z.B.  das  türkisclie  Recht  (cf.  (i  laason  A'60) 
—  dem  Manne  ein  beliebiges,  einseitiges  Sciieidungsrecht 
(event.  gegen  Abfindung  der  Frau)  geben-),  und  am  Ende  noch 
der  l^>au  dagegen  überhaupt  jedes  Scheidungsrecht  versagen  ^) 
oder  es  ihr  nur  gewähren,  wenn  es  bei  der  Eheschließung  aus- 
bedungen wurde"*);  Gesetzen  gegenüber,  welche  die  Unfrucht- 
barkeit oder  gar  schon  die  Sohnlosigkeit  oder  sonstige  Eigen- 
schaften der  Frau  („Geschwätzigkeit^',  „diebische  Keigungen", 
,,Lüsternbeit'\  ,, Eifersucht",  „Gebrechlichkeit"*^)  als  Sclieidungs- 
gründe  anerkennen,  wie  es  sich  nur  bei  einer  ganz  und  gar 
inferioren  Stellung  der  Frauen  verstehen  läßt  und  deren  staat- 
liche Anerkennung  und  gerichtliche  Durchführung  bei  uns 
geradezu  als  ein  Hohn  auf  die  Zivilisation  empfunden  würde. 
Für  das  Konventionsgebiet  werden  derartige  Fälle.  —  da  sich 
das  Abkommen  nur  auf  die  europäischen  Territorien  der  Yer- 

1)  Vgl.  aber  z.  B.  das  aerbiacfae  Beeht,  Qlasaon  8.  426,  und  «ncfa  da» 

preußische  Landrecht  II  1,  71.");  nach  islamitischem  Rtuht  wird  durch  den 
Abfall  vom  Islam  die  Ehe  /j'j.svv  iure  aufgelöst  (vgl.  F r  i cd  r  ich  .  Ztstli. 
für  vergleichende  Iipchtswixsenschaft  VII  262  f.).  Nach  spanisclitin  Jlecht 
ist  ein  Urund  zur  Separation:  „La  viülencia  ejercida por  el  maridv  soöre 
la  mujer  para  oMiffarUt  d  camhiar  de  reUgidn", 

>)  Ztaeh,  f.  wrgl.  Beehtstoiasensehafi  Y  138  ff. ;  8.  Zfascli.  XIV  586  ff. 

^  Vgl.  für  das  Hindurecht  Soc.  of  comp,  legialation  III  271;  fttr 
Korea  :  J.  XXX  121;  Türkei:  Turnauw,  Ztschr.  f.  vergl.  Mechtatoiss, 
V  1,H7  ff. ;  vgl.  im  allgemeinen  Post,  Bausteine  L  1.35. 

■*)  Soc.  dp  covip.  of  legislation  III  271;  J.  XXX  9ö  (Mandelstam) 
AU-Tuniti:  J,  Ä.vil  1Ü7'J. 

&)  Cbinesiscliefl  Recht:  cf.  Poat,  Bausteine  I  136;  Köhler^  Ztaeh. 
f.  vgl.  jRechtawiaa.  VI  376 ;  Tgl.  die  Bimanen  (dnroh  dnseitigai  Akt  jede» 
Ehegatten  [gegen  Vermögensnaohteile') :  Köhler  S.  B72  ff. ;  Manu -des.: 
Glassun  S.  1(52  f.  In  Dekhan :  wenn  der  Mann  die  Kaste  verliert  {Köhler, 
Ztsch.  f.  vergl.  Recht  sie  iss.  VllI  117'. 

Fost,  Grundriß  der  ethnologisciien  Jurisprudenz  (1895)  II  114  ff. 
(vgl.  auch  Montenegro :  „wenn  die  Frau  den  Mann  dreimal  bestiehlt",  Ztsch. 
Xn  362). 
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tragsstaaten  bezieht  (Art.  10)  —  kaam  praktisch  werden.  ^)  Die 
Gesichtspunkte  aber,  welche  bei  solchen  exotischen  Gesetzen 
berechtij^  erscheinen,  treffen  bei  den  besonderen  Scheidunp:s- 
ursachen,  die  im  Küiiventionsgebiet,  wenn  auch  nur  vereinzelt, 
zuofela^sen  sind,  keineswegs  zu.  Sie  sind  nicht  derart,  daß  ilire 
gerichtliche  Anerkennung  und  Durchführung  in  einem  der 
anderen  Konventionsstaaten,  falls  in  ilim  nur  überhaupt  die 
Scheidung  besteht,  revoltierend  und  skandalisierend  auf  das  all- 
gemeine Rechtsbewußtsein  wirken  könnte.  Jedenfalls  gilt  dies 
zunächst  für  alle  diejenigen  Scheidungsursachen,  welche  auf  ein 
Verschulden  des  einen  Ehegatten  gegründet  sind.  Sie  können 
ohnehin  wenn  sie  aucli  als  absolute  Scheidungsgründe  nach  lex 
fori  nicht  anerkannt  sind,  doch  in  der  Kegel  unter  die  fast 
überall  daneben  bestellenden  relativen  Gründe  finjure  grave 
etc.)  subsumiert  werden.  Aber  auch  wo  dies  nicht  der  Fall 
ist,  (wie  nach  dem  holländischen  Gesetzbuch  264  ff.)  kann 
schwerlich  behauptet  werden,  daß  der  inländische  ordre  puhlic 
durch  die  Anwendung  ausländischer  Scheidungsgesetze  chokieit 
werde;  dies  z.  R.  ohne  Frage  für  !5ß6  RGB  (wenn  ein  Ehe- 
gatte dem  anderen  nach  dem  Leben  trachtet)  sowie  für  J;  78 
des  ungarischen  Ehegesetzes  ,,nach  dem  Leben  trachtete  oder 
in  einer  die  körperliche  Unvei*sehrtheit  oder  die  Gesundlieit  ge- 
fährdenden Weise  absichtlich  schwer  mißhandelt  hat",  mag  auch 
die  lex  fori  eine  Spezialbestiramung  ähnlicher  Art  nicht  ent- 
halten. Ähnliches  darf  angenommen  werden  für  Sätze  nach 
Art  von  §  80  des  ungarischen  Ehegesetzes  („wenn  der  andere 
Ehegenosse  einen  unmoralischen  Lebenswandel  verstockter 
Weise  fortsetzt");  ebenso  aber  auch  für  die  SpeziaJgründe  der 
Trunksucht^),  Verschwendung  {Schweden:   OUvecrona  J. 

^)  Vgl.  jedoch  das  Urteil  Ztsch.  XIV  685  ff.  und  dasjenige  des  Appell- 
hofs  Brflssel  vom  8. 6. 1899;  J.  XXVI  869,  wdohes  unter  der  FMsteUiiiig, 
daß  für  rossfache  Jaden  grundsätzlich  das  mosaische  Scheidungsrecht  anzu- 
wenden ist,  entsprechend  dem  russischen  Hcimatrechte,  die  Geltung  dieses 
Rechtes  ablehnt  .xomme  cuntraire  ä  Vordre  public  et  aux  bonnes;  f>tfieurs : 
en  effet,  cette  loi  nadmet  que  la  ripudiation,  cest-a-dire  le  divotce 
au  pro  fit  de  rhotnme  seul". 

*)  Als  SebeidQDgsgnind  besonders  rerbieitet  in  den  amerakanisdieif 
Reohteoi,  gewttlinlidi  mit  der  BeschrSnIrang,  daß  die  Tmnksnolit  eine  bestimmte 
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X  358).  Mag  immerhin  der  Gesetzgeber  des  Gerichtsortes  der- 
artige Voraussetzungen  für  zu  leicht  befunden  haben,  um  ab- 
solute Scheidungsursachen  nach  seinem  Rechte  daraus  zu 
schmieden:  er  kann  es  nicht  für  unverständlich  und  anstößig 
halten  wenn  ein  anderer  Vertragsgesetzgeber  zu  einem  anderen 
Ergebnis  gelangt  ist;  und  es  kann  nicht  als  skandalös  empfunden 
werden,  wenn  eine  Scheidung  von  Ausländern  vor  inländisclien 
Gerichten  nach  dit'sem  ihrem  heimatlichen  Gesetze  ausgesprochen 
wird,  die  von  den  lokalen  Gesetzen  zwar  abweichen,  aber  doch 
nicht  auf  einer  ganz  und  gar  anders  gestalteten  Grundlage 
beruhen. 

Das  für  die  Scheidungsgründe  Gesagte  gilt  a  majori  auch 
für  die  Gründe  der  Separation:  Es  wird  z.  B.  nicht  behauptet 
werden  können,  daß  der  italienische  ordre  public  (der  sich  ja 
sogar  schon  mit  der  Khesclieidung  von  Ausländern  ent- 
sprechend ihrem  Heimatrechte  abgefunden  hat!)  darunter  leidet*), 
w^enn  der  italienische  Richter  die  Separation  spanischer  Ehe- 
leute aus  den  Spezialgründen  des  spanischen  GB,  Art.  105,  3^ 

ö°  (nLa  violenda  ejercida  por  el  marido  sobre  la  mujer 
para  obUgarla  d  camhiar  de  Eeligiön,  —  La  propuesta  del 
marido  para  prosUtmr  d  m  rnnjer,  —  M  conaUo  del  marido 
6  de  la  mn^er  para  corromper  d  aus  k(fos  6  prostitiiir  d  sm 
hiifäs,  y  la  connivencia  en  su  corrupciön  ö  prostitticiön") 
ausspricht^},  ohne  weiter  zu  untersuchen,  ob  in  den  betreffenden 
Akten  etwa  aucli  ,^minaccie  e  ingiurie  gravi"  im  Sinne  von 
Art.  150  des  italienischen  GB  zu  erblicken  wären. 

Ebenso  dürfte  es  schwerlich  in  einem  Konventionsstaate 
Anstoß  erregen  können,  wenn  der  Domizilrichter  (vorausgesetzt, 
daß  die  lex  fori  überhaupt  eine  ständige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  znlkfit)  einer  Italienerin  die  Separation  gegen  ihren 

Zeit  hindmdi  (1,  2,  3  Jahre)  bestanden  hab«i  miiß.  Tgl.  Neubauer  a.  a.  0. 

vm  asoff. 

1)  Vgl.  oben  S.  144.  Die  itaUenischeii  Prftl.  Art  t  nthaltcn  eine  besondere 
Scheidunj;:s-  (bezw.  Trormnngs-)  Kollisionsnorm  nicht.  Art,  6  unterwirft  die 
rapporti  di  famiglict  dem  Heimatrechte  der  Personen  Der  vielgenannte 
Art.  12  enthält  die  gcwühnliche  ordre  2>m6^m; -Vorbehaltsklausel. 

>)  DalüDgesteUt  bleiM  die  Frage  der  pros  essaalen  Zastftndigkeit 
nach  Art  5. 
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Ehemann  aus  dem  heimatlichen  Spezialgrund  der  Yagabondage 
(Art.  152  C.  C.  Ital.)  ^)  gewährt,  der  sonst  überall  unbekannt  ist.^ 

Bedenklicher  wird  die  ausschließliche  Zulassung  des  Heimat- 
rechtes vielfach  dann,  wenn  es  sich  um  Scheidungsgründe  han- 
delt, die  nicht  auf  einem  Verschulden  beruhen.  Fär  diejenigen 
Bechtsgebiete,  welche  die  Scheidung  nur  auf  die  alleräufiersten 
Fälle  schwerster  Verfehlungen  eines  Ehegatten  beschränkt  halten 
(wie  H&Uand  und  Frankreich)  mag  man  TieUeicht  darauf  be- 
stehen, solchen  auf  ganz  anderem  Boden  beruhenden  Scheidungs- 
gesetzen gegenüber  von  der  negativen  Funktion  des  ordre  public 
Gebrauch  zu  machen,  sie  als  für  die  Öffentlichkeit  chokierend 
vorn  ( Jerichtsorte  fernhalten;  positiv  ausgedrückt  (cf.  Ztsch.  XIU 
8.  ;i:iOft'.t:  man  mag*  für  den  inländischen  Rechtssatz,  daß  eine 
Sehe i il  11  n <j-  nur  auf  (Jrund  Verschnldens  ausgesprochen 
werden  kann,  die  prohibitive  Subsidiaiauknüpfung  des  Forums 
beanspruchen.  Die  Sache  liegt  hier  offenbar  ähnlich  wie  gegen- 
über der  Scheidung  auf  gegenseitige  Einwilligung  und  sie  läßt 
sich  ähnlicli  wie  dort  rechtfertigen. 

Sie  wird  sich  aber  vernünftigerweise  nur  da  aufreclit  er- 
halten lassen,  wq  man  andere,  als  die  allerstriktesten  Scheidungs- 
ursachen im  Inlandgesetze  nicht  kennt.  Sobald  der  Inlands- 
gesetzgeber in  dieser  Hinsicht  einer  etwas  freieren  Richtung 
Konzessionen  gemacht  iiat.  wird  er  aucli  derartigen  weiter- 
gehenden Freiheiten  eines  ausländischeji  Heiniatgesetzgebers 
niclit  mehr  in  solclier  Schärfe  zu  begegnen  branciien.  Dies  gilt 
namentlich  gegenüber  dem  Scheidungsgrimde  der  (ieistes- 
krankheit  (zugelassen  in  Deutschland  BGB  1569,  in  der 
Schweiz,  Ehegesetz  46,  in  Schweden^  Lehr,  Dr.  riv.  scand. 
No.  678,  in  Dünemark  und  Norivegen  mit  königlicher  Gen(^h- 
migung  (ebenda),  in  Rußland  für  Protestanten  (Ztsch.  X  421), 
oder  auch  wegen  anderer  unheilbarer  und  ansteckender  Krank- 
heiten ißchiveden  nach  Neubauer  VI  103  ö.  und  Lehr, 
Mariage  etc,  S.  396 ;  Dänemark  nach  Neubauer  Y  443  f.  und 

1)  „Quando  il  marito,  senxa  alcun  giusto  motivOf  non  fissi  una 
reaidenm,  od  aomthne  i  meMMi,  rifiusi  di  fiaaarla  in  modo  eomomimte 
alla  9ua  eondigione^*. 

2)  Übereüistiinmend  JioHn  U  123;  contva:  Laurent  Y  289  t 
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Norwegen,  Neuhauer  Y  106,  in  Österreich  als  Trennungs- 
gnmd  §  109). 

Mit  den  üblichen  ordre  public- Axg^meatea^)  läßt  sich 
natOrlich  die  allgemeine  Prohibitivanwendmig  einer  lex  fori 
in  solchen  Fällen  wiederam  nicht  begründen;  es  liegt  auf  der 
Hand,  daß  ein  Gesetz,  das  —  wie  die  Mehrzahl  der  Eonven- 
tionsrechte  —  die  Scheidung  aus  solchen  Ursachen  versagt,  dies 
aus  Rücksichten  der  Moral  tut  oder  zu  tun  glaubt.  Allein  eben 
so  siclier  ist,  daß  der  Heimatgesetzffeber,  der  die  Scheidung"  in 
scilclieii  Fällen  zuläßt,  dies  ebenfalls  aus  (iründen  einer  (nacli 
seiner  Auffassung  höheren)   Moral  tut;   daß  Moralitäts-  und 
Sittlichkeitserwägungen  sich  für  die  eine  wie  für  die  andere 
Lösung  geltend  machen  lassen,  und  es  sich  nur  fragt,  welche 
man  als  die  schwerer  wiegenden  ansieht''^) ;  daß  das  pro  und 
contra  im  Rechtsbewußtsein  der  Kulturstaaten  nichts  weniger 
als  klar  entschieden  ist,  sich  vielmehr  so  ziemlich  die  Wage 
hält,  wie  bezüglich  des  Ehescheidungsgrundes  der  Geisteskrank- 
heit am  besten  durch  die  Entstehungsgeschichte  iiiiseres  BGB 
illustriert  wird,      Unter  diesen  Umständen  dürfte  man  m.  E. 
in  allen  Konventionsstaateii,  diTen  Scheidungsrt'cht  nicht  ganz 
und  gar  rigorosester  Art  ist^),  dem  zuständigen  He imatjz esetz- 
gebf^r  die  Eutsclieidung  der  zweifelhaften  Frage  überlassen, 
ohne  daß  der  ordre  public  der  lex  fori  dadurch  irgendwie 
beeinträ>chtigt  werden  könnte.  Wir  würden  das  Gleiche^;  auch 

GL  Weiß  m  608,  Molin  U  122,  Laurent  Y  239«.,  288«. 

^  Vgl.  dazu  Motive  TV  570  ff.,  Prot.  IV  423  ff.,  Kommissioushericht 
über  den  Entw.  eines  BGB  (Reichsta^^  18<t.^  zn  i?  Iöö2  S.  Ölf.  und 
Meichstctgsverluindlungen  1896,  115.  Sitzung,      JiMii  ff. 

3)  Wir  zitieren  nur  den  Satz  Plancks  zu  §  lö69  Anm.  1:  „Im  E.  1, 
in  der  BeiohBtagskoiiiiiiiMittii  und  bd  der  iwdtoi  Lesung  im  Btidutage  wurde 
die  Zttlftesigkeit  vemeiBt,  bei  der  dritten  Leeong  mude  die  BnndeBratsrorlage 
wieder  hergestellt".  Vgl.  Aber  die  äbnlichen  Schwankungen  der  pceuBiachai 
ScheidungsentwQrfe  1854—1860:  Motive  z.  BGB  IV  570. 

^1  Sicherlich  also  auch  z.  B.  in  denjenigen  Sfaifton,  welche  nach  dem 
Rechte  des  nrsprünglirhen  C.  ('.  eine  wenn  auch  noch  80  verklausulierte 
Scheidung  aui  gugeaseitige  i^inwiliiguug  zulassen. 

^)  GoDtra  Laurent  V  289 ff.:  „Ceat  une  n$auoaise  loi  que  eelle 
^ui  ligiHmeraU  Voubli  de  la  fei  jwrH^  et  qui  aMtirait  a  eoneaerer 
la  higamie  de  een  autoritd,  dans  te  caa  oü  Fabsettt  reviendrait  et 

Z«iti6lirift  f.  Intern.  FüTBt*  a.ÖABiia.B«cht.  ZV.  15 
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einem  Heünatgesetzgeber  gegenfiber  annehmen,  welcher  die  lange 
Jahre  andanemde  Abwesenheit,  auch  wenn  sie  keine  bösliche- 
Yerlassung  enthält,  als  Scheidongsgrond  gelten  läßt,  wie  z.  B. 
das  rassische  Becht  (cf.  Ztsch.  X  421,  422). 

Der  (namentlich  in  der  französisch-rechtlichen  Literatur) 
herrschenden  Ansicht  entspricht,  wie  nochmals  festzustellen  ist^ 
die  vorausgehende  Auffassung  nicht.  Es  ist  aber  zn  hoffen^ 
daß  sie  sich  unter  dem  Eonventionsrecht  nach  und  nach  Bahn 
brechen  wird,  mit  der  Erkenntnis  von  der  Yerfehltheit  jener 
wäre  puft^ir- Argumente,  auf  denen  die  herrschende  Meinung 
beruht,  und  mit  dem  durch  die  engere  civilrechtliche  Verbindung 
der  Konventionsstaaten  von  selbst  wachsenden  Verständnis  für 
ihre  Bechtsordnungen  untereinander. 

Von  der  herrschenden  Meinung  prohibitiv  abgelehnt,  wenn 
der  lex  fori  selbst  unbekannt,  wird  in  ähnlicher  Weise  auch 
der  hie  und  da*)  anerkannte  Ehescheidimgsgj  und  der  Impotenz. 
Hier  ist  zuzugeben,  daß  sich  Gründe  besonderer  Art  für  die 
prohibitiveSubsidiaranknüpfiing  des  Gerichtsortes  geltend  machen 
lassen,  insofern  man  ein  berechtigtes  Interesse  der  lex  fori 
behaupten  kann,  daliingeliend,  sich  gegen  die  mit  einem  solchen 
Scheiduugsgrund  notwendig  veibiuidenen  Skandalverhandlungen 
zu  verwahren^)  —  ein  Gesichtspunkt,  der  ganz  ebenso  die 
(einzig  richtige)  Begründuiig  für  die  Prohibitivanwendung  des 
Art.  340  C.  C.  („La  recherche  de  la  paiernite  est  interdite'^) 
bildet    (Vgl.  Uierings  Jahrb.  XLIU  409  fi.  und  Zit.j 


trouverait  son  conjoint  engag^  dans  de  nottveaux  licns.  J'^tw  con.se- 
quence  aussi  initnorale  suffit  pour  que  retranger  ne  puiaae  pan  se 
priwdoir  tUt  so»  sttUut  perammel".  Solin  TL 

^)  So  in  Rußland  und  in  den  skand.  Bediten;  fast  aUgemetn  aoBerdem 
in  den  nordamerikaniachen  Staaten:  Neuhauer  ym  2801!.;  DE  160 ff. 
Die  Nov.  135  kannte  eine  Scheidung  „bona  gnUia  propter  impotentiam** 
nnd  „ex  voto  caatitatis" . 

-)  Vgl.  Rolin  l\  122;  ..Panr  T impuissance,  cela  nous  paraü  cer- 
tain,  ä  cause  des  investigatiom  scandaleuses  auxquelles  cela  pourrait 
donner  Heu,  du  resuUett  eouvent,  ineertain  de  eee  inveHiffaHona^.  .  .  . 
Nicht  branchlMtf  ist  dieier  Gesicbtapunkt  natttrlidi  fOr  Bedite,  weldie  (wie 
der  astexceidiiaehe  §  60)  die  Eheanfechtnngsklage  wegen  Impotom  an- 
las Ben  nnd  nur  die  Scheidungsklage  ans  diesem  Grande  ablehnen. 
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In  yerschiedenen  Bichtnngen  bedenklich  bleibt  die  prohibi- 
tive  Ablehnung  des  Heinuttrechtes  gleichwohl  ftuch  hier  (ebenso 
wie  bei  dem  vorerwähnten  Scheidnngsgiund  der  nnheilbaren 
Krankheit),  umsomehr  als  meistens  begrfindete  Zweifel  bestehen, 
ob  dieser  Scheidnngsgrnnd  überhaupt  die  rechte  Etignette 
trägt  und  nicht  vielmehr  bei  korrekter  Auslegung  als  Ehe- 
anfechtnngsgrund  au&ufassen  ist^),  in  welchem  Falle  ja, 
wie  früher  dargelegt,  eine  prohibitive  Eingriffsbefugnis  der  lex 
fori  nach  Konventionsrecht  überhaupt  ausgeschlossen  wäre. 
(Ztsch.  Xn  221.)  Mag  man  nun  auch  jene  Etiquetfce  als  richtig 
und  als  für  jeden  anderen  Gesetzgeber  maßgebend  erachten,  so 
hat  doch  jedenfalls  nach  diesem  Stande  des  Konventionsrechtes 
Jener  ProMbitivstandpnnkt  der  lex  fori  überhaupt  seine  Existenz- 
berechtigung verloren.  Die  nach  (österreichischem,  holländi- 
schem, spanischem)  Heimatrecht  (vgl.  Österr.  GB  §§  60,  100  ff., 
italienischer  C.  0.  §  107,  spanischer  G.  G.  101, 1  verbunden  mit 
83  in)  begründete  Ehe anfechtungs klage  wegen  Impotenz 
muß  nach  der  Eheschließungskonvention  in  jedem  Vertrags- 
staate zugelassen  werden  :  und  die  nach  dem  (russischen,  schwe- 
dischen i  Heimatrechte  begründete  (und  möglicherweise  ganz  und 
gar  damit  identisclie;  Scheidungsklage  sollte  man  zuiück- 
weisen  ? 

Kaum  i'iiier  HtTvoriiebung  bedarf  es  mehr,  daß  es  u.  E. 
ganz  und  gar  sinnlos  erscheinen  müßte,  wenn  gar  einer  der- 
jenigen Staaten  {Österreich  etc.),  welcher  seinerseits  wegen  Im- 
potenz die  Eheanfechtungsklage  zuläßt,  eine  nach  ausländischem 
Heimatrecht  wegen  Impotenz  begründete  Ehescheidiin^s-  (bezw. 
-trennungs-)  Klage,  weil  nach  lex  fori  unzulässig,  abweisen 
wollte.  In  derartigem  Falle  erscheint  die  ausschließliclie  An- 
wendung des  Heimatrechtes  nahezu  selbstverständlich  —  vor- 

^)  Nach  niss.  GB  §  49  kann  die  Scheidungsklage  ;uif  Impotenz  nur 
dann  gestützt  werden.  ..wenn  nicht  die  Unfähigkeit  eines  der  Ehegatten  eine 
angeborene  ist  oder  erst  nach  der  Eheschließung  ihren  Anfang  genommen  bat". 
Vgl.  ähnlich  Schtoeden,  Norwegen  und  JOdnemarkt  Neubauer  Y  443  S., 
VI  lOSff.,  106;  Lehr,  Mariage  etc.  S.  396  No.  998.  Anders  ansdifickUclt 
das  FreiiB.  Landtecht  n,  1 096 :  „Ma.  aneb  wAhraid  der  Ehe  «nt  entttaadenes, 
g&nzliches  nnd  unheilbares  UnvermOgefi  mx  Leiatung  der  ehelichen  Pflieht 
b^pründet  ebenialls  die  Solieidiuig**. 

lö* 
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behaltlicli  natürlicli  der  etwaif^en  Prohibitiv Wirkung  der  lex 
fori^  insoweit  nach  ihi*  ein  die  Scheidung  (oder  die  lebensläng- 
liche Separation)  aussprechendes  Urteil  überhaupt  unzulässig  ist. 

4.  „Konversion". 

Nach  verschiedenen  Recliten  kann  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett,  wenn  sie  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  bestanden  hat, 
in  Scheidung  umgewandelt  werden  ~  sei  es  auf  Ansuchen  jedes 
Ehegatten,  sei  es  nur  auf  dasjenige  des  schuldigen  Teils;  sei 
es,  daß  nach  dem  betreffenden  Rechte  von  vornherein  auch  die 
Scheidung  anstatt  der  Separation  hätte  gefordert  werden  können, 
sei  es  auch  ohne  diese  Voraussetzung.  Vgl.  Art.  310  des  ur- 
sprünglichen C.  C,  Art.  310  des  französischen  C.  C.  nach  dem 
Gesetz  Tom  27.  7. 1884;  Art.  255  holl.  GB:  §  10,  7  des  Ehe- 
gesetzes fiu*  Ungarn^  für  die  skandinavischen  Länder:  Lehr, 
Dr,  dv,  scand.  Ko.  682  und  683;  vgl.  auch  Art.  46  Schtceie 
und  §  1576  BGB. 

Auch  hier  nimmt  die  romanische  Jurisprudenz  —  in  welcher 
diese  Fragen  bisher  allein  praktisch  geworden  sind  —  an,  daß 
dem  Auslandrechte  seitens  der  lex  fori  ardre-public-Bmier- 
nisse  nur  in  besonderen  Ausnahmefällen  entgegenstehen,  als 
fiegel  also  die  ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
anerkannt  werden  darf:  Dies  erscheint,  zunächst  für  den  Fall 
einer  Kollision  jener  eng  verwandten  Rechte  untereinander,  ans 
den  wiederholt  erörterten  Gründen  ohne  weiteres  einleuchtend. 
Wenn  z.  B.  ein  Franzose  (Däne,  Norweger:  Lehr,  Dr.  civ. 
scand,  Ko.  682,  in  Schweden  ein  Jahr:  Lehr^  No.  683)  vor 
drei  Jahren  eine  Sepaiution  gegen  seine  Frau  erwirkt  hat, 
so  wird  er  auf  Grund  von  Art.  310  des  französischen  C.  C.  in 
der  Fassung  von  1884  (ebenso  Ungarn  §  107)  auch  in  Holland 
die  Umwandlung  der  Separation  in  Ehescheidung  beantragen 
können,  obschon  das  liolländische  Reclit  (Art.  255)  eine  derartige 
Auflösung  der  Ehe  erst  nach  fünfjähriger  Dauer  der  Separation 
zuläßt.  Eine  derartige  untergeordnete  Abweichung  (K  s  Heimat- 
rechtes  von  der  lex  fori  bei  ganz  und  ^^ar  gleichartiger  (rrund- 
lage,  eine  Abweichung  in  einem  Punkte,  der  notwendig  nach 
einem  etwas  willkürlichen  legislativen  Ermessen  entschieden 
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werden  muß,  kann  bei  unbefangener  Erwägung  unmöglich  Ver- 
anlassung bieten,  der  Anwendung  eines  derartigen  Heimatrechtes 
prohibitiye  Behandlung  zu  geben.  Das  Gleiche  wto  zu  sagen, 
wenn  unser  separierter  Franzose  etc.  in  Bdgien  die  Konyersion 
beantragt,  obschon  Art.  310  0.  C.  nach  seiner  ursprünglichen,  in 
Belgien  geltenden  Fassung,  dieses  Recht  nur  demjenigen  Ehe- 
gatten gewährt,  gegen  den  die  Separation  ausgesprochen  worden 
ist'):  Die  maßgebende  belgische  Praxis  (und  Theorie)  erkennt 
dieses  Ergebnis  ausdrucklich  an  (vgl.  Bolin  II  121  f.  und  die 
8. 122  Kote  1  zlt  Rechtssprüche,  auch  das  Urteil  des  Tribunal 
Liege,  J.  XIV  491 ;  Humblet,  J.  XV  463).  Ebenso  wird  auch 
der  französische  Scheidungsbeklagte  vor  belgischen  Gerichten 
die  Konyersion  nicht  (gemäß  der  belgischen  ursprünglichen 
Fassung  des  Art.  310,  vgl.  Holland.  GB  Art.  256,  auch  §  1556 
BGB)  dadurch  abwenden  können,  daß  er  sich  bereit  erklärt,  die 
Separation  sofort  auizuliebL'ii ;  es  bleibt  ihm  das  absolute  llecht 
auf  Scheidung  gemäß  Art.  310  französische  Fassung  (überein- 
stimmend  wiederum  Hiimblet  a.  a.  0.).  Ungerechtfertigt  ist 
es  u.  E.  auch,  etwas  anderes  gelten  zu  la^^sen  für  die  Vorschrift 
des  belgischen  Art.  810,  welche  der  wegen  Ehebruchs  separierten 
Frau  das  Recht  entzieht,  die  Konversion  zu  verlangen.  Humblet 
will  diesen  Satz  auch  Franzosen  gegenüber  prohibitiv  anwenden, 
weil  das  eine  „exception  formelle"  sei,  aufgestellt,  „pour  un 
motif  de  haute  moraUte  et  par  respect  envers  1a  dignite  du 
mariage^' .  Was  es  mit  solchen  Aigunienten  auf  sicli  hat,  wissen 
wir  nachgerade.  Der  französische  Gesetzgeber  hat  eben  in 
diesem  Falle  eine  andere,  —  nebenbei  gesagt:  offenbar  die 
höhere  und  nioderne  —  Auffassung  von  der  „dignite  du  mariage" 
gehabt,  und  die  Ansicht,  daß  jene  französische  Auffassung  in 

^)  BelgiBoher  C.  G.  §  810:  „Loraqut  la  siparaUon  de  cotpa,  pro- 
nonde  pour  teut»  autre  canse  que  Vadultcrc  de  la  fmnimB^  aura  duräe 

trois  ans,  V^pmix  qui  est  origlttairernent  defendeur  pourra  demnnder 
le  divorce  <iu  trihxinal,  qui  Vadmettra,  si  le  demandeur  oriyirndre, 
preaent,  oü  dument  appele,  ne  consent  pas  immidiaternent  ä  faire 
eetser  la  eäpartUUm";  fnuoxösischer  0.  C.  nach  G«8ets  Ton  1884  §  810: 
„Loraqne.la  »iparatio»  de  Corps  aura  d^rie  8  ana^  le  ßiffemetU  pourra 
itre  converti  eu  jugement  de  dhorce  aur  la  demande  formie  par  Vun 
des  ipaux**. 
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Kabn, 


den  Augen  des  belgrischen  Fublikinns  etwas  so  honibleS:  sei^  daß 
man  ihrer  Dnrchf&bning  vor  belgischen  Geriehten  auch  bei 
französischen  Ehegatten  prohibitiv  begegnen  mOsse,  bemhl  ein- 
fach auf  jener  konstanten  Yerwecliselung  von  Inhalt  der  Nonn 
(Sachnonn)  und  privatintemationaler  Henschaftsriehtitng  der- 
selben (Eollisionsnorm)  und  ist  eine  jener  Oberspannungen  des 
ordre  pubUc^jiedBsikew,  die  dadurch  nicht  richtiger  werden, 
daß  sie  uns  in  der  romanischen  Doktrin  auf  Sehritt  und  Tritt 
begegnen.^)  Die  Auffassung  Sumblets  harmoniert  übrigens 
auch  schlecht  mit  der  oben  dargelegten  Stellung  der  belgischen 
Doktrin  und  Praxis  bei  der  Kollision  zwischen  dem  belgischen 
(ursprünglichen)  und  dem  französischen  Art.  230  C.  C. :  denn 
offensichtlich  handelt  es  sich  hier  (bei  Art.  310  nach  der  fran- 
zösischen !E^8ung  von  1884)  um  eine  Modifikation  des  ursprüng- 
lichen C.  C,  die  mit  jener  (bei  Art.  230)  in  unmittelbarem 
Gedankenzusammenhange  steht:  das  französische  Gesetz  von 
1884  will  mit  der  dem  ursprüngliclien  C.  C.  eigenen  privile- 
gierten Stellung-  des  Mannes  beim  Ehebruch  ;inf riinmen.'-^) 

Nach  der  Sclieidungskonvention  kann  also  die  wegen  Ehe- 
bruclis  separierte  belgische  Ehefrau  auch  in  Frankreich  niemals 
die  Konversion  der  Separation  in  Scheidung  erwirken. 


^)  Die  Annahme^  dafi  der  Oesetzgeber  in  Art.  310  der  ebebiecbeciBohai 
Fran  die  Konversion  versage,  um  ihr  nicht  die  Befugnis  zu  geben  ^de  recon- 
qu&rb  liberte  jiour  s'uuir  ä  son  complice''  {Hu  tublet  a.  a.  O.i 
ist  nicht  zutreffend,  da  ihr  ja  diese  Befugnis  schon  durch  das  Ehehindernis 
des  Art.  296  —  der  offenbar  auch  in  diesem  Falto  Platz  greifen  müßte  — 
entsogen  ist.  . 

*)  Die  Priyilegianmg  des  Hannes  tritt  in  der  Klansel  des  —  nrqprllng- 
liehen  —  Art  810  nocli  sdiftrfer  ra  Tage,  als  in  dm  —  nrqprttngliclien  — 
Art.  230 ;  so  scharf,  daß  es  nahe  liegt,  die  umgekdirte  Frage  aufzuwerfen : 

ob  nicht  die  Anwendung  des  bfltrisrhon  OcsctzpR  welclics.  jene  Bestimmung 
beibehaltend,  der  Frau  ein  8«  In  iduiijisrechT  entzieht,  tlas  es  dem  Manne  in 
gleichem  Falle  unbeschränkt  labt,  dem  iranzüäiücheu  ordre  public  und  dem- 
jenigen da  Übrigen  VertiagBstaatni  widostrdtet.  Die  romanisoiie  Doktrin 
wurde  diese  Frage  an  sich  sicherlich  bejahen;  nach  KonTentionarecht  ist 
jedoch  die  Bejahung  ausgeschlossen,  weil  die  KonTention  eine  ßrohibitiye 
Eingriffsbefugnis  der  l9x  fori  dem  Heimatrecht  gegenüber  «itsieht  (siehe 
oben  S.  142). 
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Zweifelhaft  wird  die  Entscheidung,  wenn  wir  uns  die  Frage 
vorli'jrrn,  ob  die  le.c  fori  ein  nach  Heimatrecht  rite  ergangenes 
und  kunversibles  Scparationsurt^il  einem  inländischen  kon- 
versiblen  Urteil  dieser  Art  gleichstellen  kann.  Man  könnte 
zunäclist  geneigt  sein,  die  Konversion  eines  in  einem  anderen 
(dem  ausländischen  Heimat-)  Staate  ergangenen  Separations- 
urteils ülierliaupt  in  allen  Fällen  für  unzulässig  iialten.  Für 
eine  derartige  Aulfassung  scheint  beim  ersten  Anblick  die  In- 
*  tention  jener  heimatrechtliclien  Gesetzgebung  selbst  zu  spreclien, 
welche  für  die  Konversion  ihres  Separationsurteils  oft  besondere 
prozessuale  Formen  angeordnet  hat,  (vgl.  besonders  liolländ.  (iB 
Art.  255  If.,  belgisclier  und  französischer  C.  C.  Art.  807,  310, 
auch  ij  115  österr.  a.  b.  GB  und  Art.  46  des  schweizer.  Ehe- 
Gesetzesj,  die  vielfach  noch  derart  mit  den  materiell- rechtlichen 
Vorschriften  verquickt  sind,  daß  die  Ausscheidung  der  einen 
TOn  den  andern  schon  technisch  großen  Schwierigkeiten  be- 
gegnet. Außerdem  stehen  aber  solclie  Verfahrenskomplikationen, 
wie  sie  z.  B.  der  holländische  Gesetzgeber  in  den  zit.  Artikeln 
(ähnlich  wie,  in  höherem  Maße,  der  französische  bei  der  Kon- 
sensualscheidung Art.  275  fi.)  aufstellte,  auch  innerlich  in  legis- 
lativem Zusammenhange  mit  der  betroffenen  Materie  selbst, 
sind  als  notwendige  Kautelen  der  freigegebenen  Befugnis  ge- 
dacht. Allein  derartige,  vom  rein  innerstaatlichen  Standpunkt 
wohl  begrfindete  Erwägungen,  sind  eben  für  das  1.  P.  B.,  dessen 
Zwecke  nicht  lediglich  in  den  Tendensen  der  Sachnonnen  sich 
erschöpfen,  irreleitend.  Sie  treffen  mehr  oder  minder  bei  allen 
Formvorschriften,  auch  den  ciTÜrechtlichen  zu,  ohne  dafi  man 
sich  dadurch  abhalten  lassen  darf,  für  die  Zw^e  des  I.  P.  B. 
die  Form  vom  Inhalte  zu  lOsen  und  sich  bei  Eollisionsföllen 
mit  dei^enigen  Kautelen  zufrieden  zu  geben,  wie  sie  die  lex 
loci,  nicht  die  lex  causae,  anordnet:  In  erhöhtem  Maße  gilt 
dies  für  die  rein  prozessualen  Formen,  deren  Befolgung  vor 
einem  fremden  Forum  in  der  Bogel  ganz  ausgeschlossen  er- 
scheint, sodaß  wir  nur  vor  die  Wahl  gestellt  sind,  uns  entweder 
mit  den  fremden  Verfahrensvorschriften  zu  begnügen^),  oder 

Umgekehrt  werden  natürlich  auch  bei  Anwendung  ausländischen 
SehddnngBreehtes  doch  Bteto  die  er.  schwereren  VecfahreiiBkompUkfttioneii 
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das  fremde  Forum  überhaupt  auszuschließen.    Letzteres  könnte 
natürlich  durch  besondere  Anordnung  des  Heimatrechtes  ge- 
schehen (vgl.  Art.  ö  der  Scheidungs-Konvention).    Positiv  ist 
es  aber  von  den  hier  in  Rede  stehenden  Gesetzgebungen  niclit 
frcsrlh'hen,  und  es  dürfte  auch  nicht  deirti  stillschweigendem 
Willen   oder  ihren  Interessen   entsprechen.    Die  Auffassung, 
welche  allgemein  die  Konversion  fremder  Separationsurteile 
ausschließt,  würde  überdies  manchmal  zu  einleuchtend  verkehrten 
Ergebnissi  11  füiiren;  so  z.  B.  dann,  wenn  nach  dem  Separatinns- "  | 
urteil    ein   Staatsangehorigkeits-   und   Domizilwechsel  statt- 
gefunden hat,  infolgedessen  ein  (ierichtsstand  in  dem  Staate 
des  Separationsforums  überhaupt  nicht  mehr  besteht:  in  solchem 
Falle  könnte  nacli  jener  rigorosen  Auslegung  eine  Konversion 
des  Separationsurteils  überhaupt  nicht  erwirkt  werden,  selbst 
dann  nicht,  wenn  sie  sowohl  nach  dem  neuen  als  auch  nach 
dem  alten  Heimatrechte  zulässig  wäre:  ein  Ergebnis,  das  offenbar 
als  unrichtig,  w^eil  den  Intentionen  beider  Gesetzgebungen  zu- 
widerlaufend, gelten  müßte.    In  Wirklichkeit  findet  auch  jene 
rigorose  Auffassung  in  Theorie  und  Praxis,  soweit  bekannt, 
bisher  keine  Vertretang:  wohl  aber  soll  nach  herrschender 
Ansicht  ev.  geprüft  werden,  aus  welchen  Grrfinden  das  Separations- 
nrteil  ergangen  ist,  und  die  Konversion  nur  dann  zugelassen 
werden,  wenn  es  aus  einem  solchen  Grunde  ergangen  ist,  der 
auch  nach  der  lex  fori  zur  Konversion  führen  kann  (vgl. 
Trib.  Seine  und  Paris,  J.  XXIX  841  ff.,  auch  Weiß  lU  600). 
So  verwahrt  man  sich  in  Belgien  und  ßhxnkreich  gegen  ( 
die,  wenn  auch  formell  sowohl  nach  Art.  310  G.  G.  wie  nach 
Art.  255  holl&nd.  OB  begrlindete  Eonreision  eines  Sepa- 
rationsurteils, wenn  dasselbe  auf  Grund  gegenseitiger  Über- 
einstimmung (Art.  291  holländ.  GrB)  ergangen  ist  (Laurent 
y  293:   „Ce  principe  est  incompaiible  aoec  notre  droit;  et 

 avec  ma  thäorie  sur  Us  cauaes  du  divarce.  Je 

n*admet8  paa  le  Statut  personnel  quand  U  est  en  Opposition 
avec  Vessence  du  mariage;  or^  il  n'y  a  pius  de  mariage 

des  Forums  in  Ainvemluiii;  j^fi  brarht  werden,  also  auch  bei  der  Konversion 
dänischer  Separationsuruile  vor  holländischen  Gerichten  die  Vorschriften  flfer 
Art.  256  ff.  des  bolUndiflchen  GB. 
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quand  les  epoux  peiirent  Je  rompre  a  leur  gre.  Partant, 
nos  tribunaux  ne.  pourraient  jamais  admettre  im  divorce 
wlontaire,  comequence  d'une  Separation  volontaire";  Nobel e, 
J.  XrV  578,  583.)  Denn  auf  diese  Art  würde  im  Ergebnis  eine 
freie  Konsensualscheidung  zugelassen  und  da«  widerstreitet  dem 
belgischen  (fransösischen)  ordre  public.  Ebenso  haben  das 
Trib.  Seine  und  C.  Paris  in  den  oben  zitierten  Entscheidungen 
die  Konversion  eines  Separationsurteils  des  Gerichtes  von  Santiago 
abgelehnt,  weil  das  Urteil  in  beiderseitigem  Einveist&adnis  an- 
scheinend nur  wegen  Charakterunverträglichkeit  ergangen  war, 
und  weil  nachfranzösischemBechte  die  „incompabilite  d'immetir" 
als  Scheidungsgrund  verworfen  und  ebenso  eine  Konsensual- 
scheidung nicht  zugelassen  sei.  M.  E.  sind  jedoch  auch  diese 
Differenzierungen  weder  nach  allgemeinen  Erwä^fungen,  noch 
insbesondere  naich  dem  Standpunkt  des  Konventionsrechtes  zu- 
treffend: 80  einleuehtend  es  auch  beim  ersten  Anblick  erscheinen 
mag,  dafi  nicht  indirekt  auf  dem  Umwege  der  Konversion  eine 
Scheidung  soll  erwirkt  werden  können,  deren  direkter  Ausspruch 
als  dem  ordre  pubUc  der  Ux  fori  widerstreitend  angesehen 
wird,  bei  n&herem  Zusehen  hSlt  diese  Auffassung  nicht  stand. 
Dies  zeigt  sich  gerade  in  dem  Falle  des  holländischen  Rechtes 
am  allerdeutlichsten.  Der  hollftndische  Gesetzgeber  hat  sich  der 
Ehescheidung  g^^enüber  rigoroser  verhalten  als  irgend  ein 
anderer  (abgesehen  von  denen,  welche  die  Scheidung  gan^  und 
gar  verworfen  haben);  er  hat  sogar  von  den  franzOsisch-recht- 
Hchen  Gründen  des  0.  C.  Art.  231  die  „injurea  orwoes^  gestrichen, 
und  l&ßt  nur  schwere  Verwundungen  oder  lebensgefährliche 
Mißhandlung  (Art.  264  Abs.  4)  als  Scheidungsgrfinde  zu;  er 
hat  sich  gegenüber  den  noch  so  verklausulierten  Art.  275  ff.  C.  C. 
von  seinem  Vorbilde  emanzipiert  und  entgegen  dem  Art.  233  G.  0. 
in  aller  Schärfe  ausdrucklich  jede  Konsensualseheidung  ver- 
worfen (Art.  263  holländ.  GB).  Wenn  er  trotzdem  unmittelbar 
vorher  (Art.  255)  die  Auflösung  der  Ehe  nach  fünfjähriger 
Separation,  mag  diese  auch  auf  gegenseitige  Übereinstimmung 
(nacli  Art.  291)  erfolgt  sein^),  ausdrücklicli  für  zulässig  erklärt, 

1)  Ipsissima  rerha  ■  .,Het  zij  uit  hoofde  van  eene  der  redenen  itij 
artikel  288  vermeid,  het  zij  op  beider  vorzoek". 
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so  ist  damit  doch  der  bündigste  Beweis  geliefert,  daß  diese  Art 
der  Eheauflösung  für  den  holländischen  (resetzgeber  nicht 
identisch  ist  mit  einer  einfaclien  Konsensualscheidung;  daß  aus 
der  Verwerfung  der  letzteren  keineswegs  aucli  die  Verwerfung 
der  ersteren  folgt.  Das  ergibt  sich  auch  aus  inneren  Gründen 
und  muß  auch  in  privatinternationaler  Richtung  gelten ;  ein 
rJesetzgeber  kann  der  Ansicht  sein,  daß  eine  nur  von  dein  Be- 
liei)tMi  tler  Eheleute  abhängige  Scheidung  etwas  Verwerfliches 
sei  und  von  seinen  (Jerichten  —  privatinternational-prohibitiv  — 
überhaupt  nicht  ausgesprochen  werden  dürfe ;  er  kann  aber 
daneben  nicht  nur  annehmen,  daß  eine  gerichtliche  Separation 
bei  gegenseitiger  Unverträglichkeit  zu  gestatten  sei,  sondern 
insbesondere  auch,  daß.  wenn  eine  solche  Separation  jahrelang 
fortbestanden  hat,  nunmehr  eine  Lösung  der  Ehe  genügend  sub- 
stanziert  sei,  und  zugelassen  werden  müsse ;  er  sieht  eben  dann 
den  Sciieidungsgrund  nicht  mehr  in  der  gegenseitigen  Überein- 
stimmung, die  s.  Z.  zur  Separation  geführt  hat,  sondern  in  der 
jalirelangen  Dauer  des  (letrenntlebens.  Ähnlich  dürfte 
aber  in  den  meisten  Fällen  der  Standpunkt  der  Gesetzgeber  sein, 
welche  eine  Uni  Wandlung  der  Separation  in  Scheidung  nach 
Ablauf  einer  längeren  Zeit  gestatten :  es  ist  bezeichnend,  daß 
z.  B.  in  Dänemark  und  Norwegen  die  als  Voraussetzung  der 
Konversion  festgesetzte  Dauer  des  Gtetrenntlebens  genau  die 
gleiche  ist,  wie  bei  dem  Scheidungsgmnd  der  bdslichen  Ver- 
lassung (drei  Jahre:  vgl.  Lthr^  Dr.  civ.  Scand,  No.  682  mit 
Ko.  669).  Wo  diese  Auffassung  zutrifft)  fällt  aber  die  Grund- 
lage der  oben  besprochenen  Urteile  und  Meinungen  in  sich  selbst 
zusammen.  Man  wird  dann  zu  dem  Bigebnis  kommen,  daß 
zunächst  nur  das  Faktum  der  Separation  und  ihre  zeitliche 
Dauer  die  ürteilsgmndlagen  der  Eonversion  bilden,  und  die 
Begründung  und  Veranlassung  des  Separationsurteils  selbst  den 
ordre  public  des  Konversionsf  omms  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
berühren  kann,  als  in  irgend  einem  anderen  Falle,  in  welchem 
es  sich  um  die  Anerkennung  eines  ausländischen  Trennungs- 
oder  Scheidungsurteils  handelt.  Man  wird  mit  anderen  Worten 
sich  auf  den  Standpunkt  zu  stellen  haben,  daß  die  Gründe 
der  Separation  als  solche  mit  denjenigen  der  Konversion  über- 
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iiaiipt  niclits  zu  tun  haben :  und  daß  jene  (Tründe  des  ausländischen 
Separatipnsurteils  aucli  liier  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  und 
nach  den  Voraussetzungen  des  Art.  7  zu  prüfen  sind.  Damit 
soll  nicht  gesa^rt  sein,  daß  diese  Auffassuiig  durch  Art.  7  für 
die  Konventionsstaaten  obligatorisch  gemacht  ist;  ein  Ver- 
tragsstaat Jcann  auf  Grund  von  Art.  2  die  Zulässigkeit  der 
Konversion  vor  seinem  Forum  auf  eine  bestimmte  Art  und 
Oattung  von  Separationsurteilen  beschränken.  Es  soll  nur  ge- 
sagt sein,  daß  die  vertretene  Auffassung  regelmäßig  aLs  die 
vernünftige  und  sachgemäße,  und  deshalb,  mangels  ausdrücklicher 
Gesetzeserkläruug  oder  ganz  beizenderer  G^gengründe,  als  die 
dem  geltenden  Rechte  der  einzelnen  Vertragsstaaten  entsprechende 
anzuerkennen  ist.  Besondere  Gegengrände  liegen  in  dem  be- 
sprochenen Beispielfifalle  am  allerwenigsten  ffir  das  belgische 
Recht  gegenüber  dem  holländischen  vor:  nach  belgischem  Becht 
ist  ja  die  unmittelbare  Konsensualscheidung  gestattet,  wenn 
auch  unter  den  Erschwerungen  der  Art.  275  if . ;  demgegenüber 
könnte  die  hoU&ndische  Eonversion  einer  seit  fünf  Jahren  be- 
stehenden Separation,  wenn  als  mittelbare  Konsensualscheidung 
aufgefaßt,  höchstens  als  eine  solche  betrachtet  weiden,  deren  — 
sich  in  der  Tat  verschiedentlich  an  diejenigen  des  C.  C.  lehnende 
—  Voraussetzungen  (z.  B.  vgl.  holländ.  GB  Art.  291  Abs.  2  mit 
C.  C.  Art.  276  ;  holländ.  GB  Art.  292  mit  0.  G.  279,  280  u.  a.  m.) 
denen  des  0.  C.  gegenüber  noch  besonders  erschwert  und  zeitlich 
ausgedehnt  sind.  Aber  auch  z.  B.  vom  Standpunkt  eines  Bechtes 
wie  das  ungarische  (als  lex  fort)  liegt  keinerlei  Handhabe  vor, 
holländischen  Ehegatten  nach  fünfjähriger  Separation  die  Um- 
wandlung des  Trennungsurteils  in  ein  Scheidungsurteil  zu  ver- 
weigern, mag  auch  das  Trennungsurteil  (in  Holland)  s.  Z.  auf 
Grund  gegenseitiger  Einwilligung  ergangen  sein.  In  diesem 
Falle  ist  de  lege  lata  sogar  zu  sa^en,  daß  die  Scheidung  auf 
Grund  von  Art.  2  der  Konvention  ausgesprochen  werden  muß, 
weil  sie  sowohl  nach  holländischem  als  nach  ungarischem 
Rechte  begründet  ist:  nach  i;  107  des  ungarischen  Ehegesetzes 
(1894  GA  XXXi)  kann  nacli  Umlauf  von  zwei  Jahren  seit 
Rechtskraft  des  Trennuiij^surteils  jeder  der  Ehegenossen  verlangen, 
„daß  der  Richter  das  Urteil  betreÖend  die  Trennung  von  Tisch 
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und  Bett  in  ein  die  Lösung  der  Ehe  aussprechendes  Urteil  um- 
ändere." 

Eine  Yeranlassiing^,  diese  (Tesetzesbestimmung  etwa  strikt 
auf  iin  inlaude  (Ungarn)  ergangene  TreTiniingsuiteile  einzu- 
schränken, liegt  nicht  vor,  im  Gegenteil  verbietet  sich  diese 
Restriktion  hier  wie  sonst  aus  schwerwiegenden  Gründen  des 
internationalen  Rechtsverkehrs ;  sobald  man  aber  das  anerkennt, 
läßt  es  sich  auf  keine  Weise  rechtfertigen,  eine  Unterscheidung 
in  das  Gesetz  hineinzutragen,  je  nach  den  Gründen,  aus  welchen 
das  ausländische  Trennungsurteil  ergangen  ist:  vielmehr  kann  , 
es  sicii  dann  lediglich  darum  handeln,  ob  überhaupt  ein  privat- 
international anzuerkennendes  Trennungsurteil  vorliegt odernicht. 

Ähnliches  wie  für  Ungarn  dürfte  auch  für  die  Schweis 
als  lex  fori  gelten  (gemäß"  Art.  46  des  Ehegesetzes).  Ob  auch 
in  l)ei(1schla)ul  (als  lex  fori:  BGB  §  1576)  ist  zweifelhaft.  Die 
Entscheidung  der  Frage  hängt  davon  ab,  ob  wir  in  dem  „Urteil 
auf  Aufliebung  der  ehelichen  Gemeinschaft"  eine  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  wieder  zu  erkennen  haben.  Verneint  man  mit 
dem  Reichsgericht  diese  Frage  so  muß  man  de  lege  lata  (EG 
z.  BGB  Art.  17  Abs.  4)  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß  die  (wenn 
auch  heimatrechtlich  begründete)  Konvi^ion  ausländischer 
Trennungsurteile  vor  deutschen  Gerichten  grundsätzlich  aus- 
geschlossen ist.  Die  Scheidung  könnte  nur  etwa  auf  dem  Wege 
erreicht  werden,  daß  die  Tatsachen,  welche  s.  Z.  zum  Separations- 
urteil gefuhrt  haben,  heute  als  unmittelbare  (nach  §  1571  Abs.  2 
BGB  nicht  präkludierte)  Scheidnngsgrttnde  des  deutschen  Rechtes 
geltend  gemacht  würden^  —  ein  Ausweg,  der  praktisch  schon 
aus  dem  Grunde  in  der  Regel  ebenso  umständlich  als  unzu- 
reichend wäre,  weil  das  damals  parate  und  zugängliche  Beweis- 
material heute  vielleicht  üperhaupt  nicht  mehr  zuverlässig  zu 

1)  S.  oben  S.  16«. 
Nach  (hoUliidiBcliem,  belgischeon  etc.)  Heimstrechte  stfliide  swar  dnw 
derartigen  SoÄ^dniigatdage  wohl  allgemeiit  dne  prosefiliiDdeiiide  Einrede 

gegenttber  (Tgl.  z.  B.  e  contrario  Trib.  BruxelUs  30.  5.  1885,  J.  XIV  614!!.): 

alU'in  das  würde  die  Zalässigkeit  der  Klage  vor  dem  deutschen  Forum  weder 
nach  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4  norh  nach  Konvention  Art.  2  beeinträchtigen, 
da  dtr  Scheidungsanspruch  als  solcher  ja  heimatrtchtlich  unangefochten  fest- 
steht („Encure  que  ce  sott  pour  des  causes  differentes"). 
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beschaffen  ist.  In  jedem  Falle  bildet  das  Ergfebnis  wieder  einen 
deutlichen  Beleg  für  die  Reformbedürftigkeit  des  EG  z.  BGB 
Art.  17  Abs.  4  und  für  die  Erwünschtheit  des  Anschlusses  Deutsch^ 
lands  an  das  romanische  Kollisionsrecht.  Denn  dies  Ergebnis 
widerspricht  nicht  nur  der  Billigkeit  und  dem  internationalen 
Bedürfiiis,  es  widerspricht  auch  direkt  dem  einzigen  Gesichts- 
punkte, aus  welchem  es  sich  grundsätzlich  rechtfertigen  ließe, 
nämlich  dem  deutschen  ordre  public.  Ist  doch  nach 
deutschem  Scheidungsrecht  die  beständige  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  mit  größter  Entschiedenheit  yerworfen  worden; 
schon  das  Fersonenstandsgesetz  hatte  ja  in  dem  Tielventillerten 
§  77  voigeschrieben,  daß  fortan  die  Auflösung  des  Bandes 
der  Ehe  auszusprechen  ist,  wenn  nach  dem  betr.  Rechte  auf 
bestandige  Trennung  der  Ehegatten  von  Tisch  und  Bett  zu  er- 
kennen sein  würde,  und  hatte  diesen  Satz  durch  §  77  Abs.  2  aus- 
drücklich noch  intertemporal  mit  prohibitiver  Wirkung  begleitet. 
Und  gerade  das  Gegenteil  dieser  von  dem  deutschen  Gesetz- 
geber seit  einem  Menschenalter  mit  soldier  Bnföchiedenheit  ver- 
tretenen Tendenzen  wird,  nach  dem  oben  Ausgeführten,  für 
Deutschland  privatinternational  durchgesetzt;  es  wird  den  aus- 
ländischen Ehegatten  entgegen  ihrem  eigenen  Heimat- 
recht eine  besl^dige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  auferlegt. 

Am  schlimmsten  und  geradezu  revoltierend  für  das  Rechts- 
gefühl wirkt  dieses  Ergebnis  wiederum  dann,  wenn  ein  Gericlits- 
stand  in  dem  ausländischen  Heimatstaate  gar  nicht  mehr  exi- 
stiert (z.  B.  wenn  die  in  Deutschland  wohnenden  Hollander 
nach  dem  Se]);)iLitiüiisuitt  il  die  holländische  Staatsangehörigkeit 
verloren  liaben).  Aber  auch  .suust  liegt  das  Sinnwidrige  des 
Ergebnisses  offen  zu  Tage  und  zwar  insbesondere  aucli  für  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  die  Separation  aus  Gründen  erfolgt 
ist.  welche  wohl  nach  Heiniatreclit,  aber  nirlit  auch  nach 
deutschem  Rechte  ansreirliend  waren ;  denn  die  zwangsweise 
Aufrechterhaltung  einer  beständigen  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  widerspricht  nach  der  klarm  liitention  des  deutschen 
Gesetzgebers  jedenfalls  unserem  ord/^-  jjublic  e  r  !i  e  b  1  i  c  h  ni  e  h  r 
als  die  Umwandlung  der  Sei)aration  in  Sclieidung.  Es  ist  in 
allen  Fällen  zweifellos,  daß  der  deutsche  ordre  public  nur  dabei 
« 
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gewinnen  kann,  wenn  in  Deutschland  wohnende  ausländische 
Ehegatten,  zwischen  denen  eine  privatinternational  unanfecht- 
bare (Art.  7  des  Scheidungskommentars)  Separation  besteht, 
entsprechend  ihrem  Heimatrecht  endgiltig  geschieden  werden. 

Die  letzteren  Erwägungen  treffen  auch  für  alle  anderen 
Rechte  zu,  welclie  die  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
verwerfen  {Rumänien,  Rußland,  auch  Schweis)  und  sie  müssen 
deshalb  u.  E.  dazu  führen,  in  diesen  Rechtsgebieten  die  heimat- 
rechtlich zulässige  Konversion  eines  ausländischen  SeparationS' 
Urteils  grundsätzlich  zu  gestatten,  mag  auch  in  den  Sachnormen 
der  leso  fori  eine  ähnliche  Umwandlung  von  Separation  in 
Scheidung  überhaupt  nicht  vorgesehen  sein  (etwa  deshalb,  weil 
es  eine  Separation  im  Inlandrechte  gar  nicht  gibt).  Bs  ist  ja 
klar,  daß  gerade  auch  für  das  deutsche  Eecht  jenen  Grfinden 
genau  die  nämliche  Kraft  innewohnen  würde,  wenn  das  BGB 
in  der  ursprünglichen  Gestalt  Gesetz  geworden,  und  nicht  durch 
die  Beichstagskommission  die  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft'* (§  1575]  eingeführt  worden  wäre;  im  Gegenteil  —  der 
Gedanke  der  prohibitiven  Verwerfung  einer  ständigen  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  würde  in  solchem  Falle  ja  nur  umso 
schärfer  (ähnlich  wie  im  Personenstandsgesetz)  zum  Ausdruck 
gelangt  sein^);  es  würde  nur  um  so  klarer  sein,  daß  die  Um- 
wandlung einer  ständigen  Separation  in  völlige  Scheidung,  weit 
entfernt  dem  inländischen  ordre  public  zu  widerstreiten,  viel- 
mehr einer  dringenden  Anforderung  desselben  entgegenkommt. 
Wenn  das  Heimatrecht  eine  solche  Umwandlung  nicht  ge^ 
stattet,  so  muß  die  ausländische  ständige  Separation  ans  Bück- 
sichten auf  die  internationale  Rechtsgleichheit  und  nach  den  in 
Art.  2  und  7  anerkannten  Regeln  anerkannt  und  hingenommen 
werden,  mag  sie  auch  noch  so  sehr  den  inländischen  Rechts- 
anschauungen zuwiderlaufen ;  gestattet  oder  gebietet  aber  das 
auslandische  Heimatrecht  selbst  diese  Umwandlung,  so  wäre  es 
eine  unbegreifliche  Verleugnung  der  eigenen  Rechtsanschauungen, 
wenn  eine  lex  fori  der  bezeichneten  Art  einem  solchen  Ver- 
langen Hindernisse  in  den  Weg  legen  würde. 

1)  Siehe  Bericht  von  Dr.  Bachem^  Drucksachen  des  Seichstags 
No.  440  b,  IV.  Session  1895/%  8.  ääff. 
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Aber  auch  in  de^jemgen  Ländern,  welche  die  standige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  prohibitiv  yerworfen  haben, 
(z,  B.  Österreich)  wird  man  in  der  Begel  zu  einer  ähnlichen 
Entscheidung  gelangen  können.  Zun&chst  darf  man  behaupten, 
daß  es  geradezu  sinnlos  wäre,  der  heimatrechtlich  zulässigen  (ob- 
gleich der  lex  fori  sonst  unbekannten)  Konversion  einer  solchen 
Separation  in  Scheidung  dann  irgend  welche  Hindemisse  in 
den  Weg  zu  legen,  wenn  aus  den  Grfinden,  welche  s.  Z.  zur 
Separation  geführt  haben,  nach  der  Sachnorm  der  lex  fori  von 
vom  herein  die  Scheidung  zulässig  gewesen  wäre.    Nicht  als 
ob  bei  dieser  Sachlage  die  Scheidung  auf  Grand  von  Art.  2 
stets  ausgesprochen  werden  müßte  —  es  ist  ja  sehr  wohl  möglich, 
daß  die  Scheidung,  mag  sie  auch  damals  aus  den  Separations- 
gründen möglich  gewesen  sein,  doch  heute  nach  der  lex  fori 
wegen  tatsäclilicher  oder  rechtlicher  Hindernisse  nicht  iiiclir 
durchführbar  wäre.    Allein  offenbar  läßt  sich  in  solcliem  Falle 
nicht  behaupten,  daii  die  Durchführung  der  heimatrechtlicli  zu- 
gelassenen Konversion  irgend  einen  Anstoß  bei  der  le.r  fori 
erregen,  skajidalisierend  auf  ihren  ordre  public  wirken  könne. 
Man  wird  aber  wohl  noch  weitergehen  und  behaupten  dürfen, 
daß  durch  die  (heimatrechtlich  zulässige)  Konversion  eines 
Scparationsurteils  niemals  und  nirgends  der  ordre  public  verletzt 
werden  kann,  mag  aucli  die  Separation  aus  Gründen  erfolgt 
sein,  die  iiacli  lex  fori  niclit  zu  einer  Scheidung  führen  könnten, 
vorausgesetzt  nntürlicli  nur.  daß  der  (lerichtsstaat  nicht  das 
ganze  Sclieidungsinstitut  prohibitiv  verworfen  hat.  ^)    Denn  was 
oben  für  den  engeren  Kollisionsfall  gesagt  wurde,  gilt  tat- 
sächlicli  ancli  für  den  weiteren:  läßt  man  die  Konversion  aus- 
ländischer Separationsurteile  einmal  zu  —  und  man  muß  es 
vernünftigerweise  tun  —  so  ist  der  natürliche  und  richtige 
Standpunkt   der,    nach    den    (Jründen    des  Scparationsurteils 
überhaupt  nicht  zu  fragen,  insoweit  es  nur  ein  solches  ist,  das 
nach  Art.  7  international  anzuerkennen  ist.    Die  tatsächlichen 
Grundlagen  jenes  Urteils  gehören  ohnehin  dem  Auslande  und 
der  Vergangenheit  an,  spielen  sich  vor  unseren  Gerichten  nicht 


^)  Übereiiutiimiiend  allgen^  Xolin  n  1301 
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mehr  ab;  sie  berühren  unseren  ordre  public  nicht  mehr  als 
diejenigen  iigend  eines  anderen  rechtskräftigen  Urteils.  Können 
nnd  müssen  wir  uns  a])er  damit  abfinden,  daß  das  ausländische 
Separationsurteil  als  solches  zu  Recht  besteht  und  auch  für  das 
Inland  gilt,  so  kann  der  ordre  public  auch  durch  dessen  formelle 
Umwandlung  in  ein  definitives  Scheidungsurteil  nicht  weiter 
tangiert  werden.  Umgekehrt  wird  auch  hier  allgemein  behauptet 
werden  dürfen,  daß  ein  Staat,  welcher  überhaupt  die  Scheidung 
kennt,  mag  er  auch  daneben  eine  ständige  Separation  zulassen, 
doch  grundsätzlich  vom  staatlichen  Standpunkt  aus  die  erstere 
der  letzteren  vorzieht,  nnd  daher  ein  Auslandrecht,  das  diesem 
Grundsätze  entgegenkommt,  nicht  als  seinem  ordre  public 
widerstrebend,  ansehen  wird.  Anders  kann  die  Sache  allerdings 
dann  liegen,  wenn  in  einem  Staate  ständige  Separation  und 
Scheidung  zwar  neben  einander  bestehen,  aber  nicht  —  wie  es 
meist  der  Fall  ist  —  für  die  nämlichen  Tatbestände,  sondern 
die  erstere  (und  zwar  ohne  die  Möglichkeit  einer  Konversion 
in  Scheidung)  für  gewisse  Tatbestände  oder  Personen  aus- 
schließlich zugelassen  ist.  Bei  solcher  Sachlage  kann  die 
Scheidung  als  für  den  letzteren  Fall  speziell  reprobiert  erscheinen, 
und  zwar  derart,  daß  auch  die  Konversion  eines  ausländischen 
Si  parationsurteils  den  ordre  public  des  Forums  verletzen  würde. 
So  wird  man  in  Österreich  zwar  kein  gerechtfertigtes  Bedenken 
tragen  dürfen,  die  heimatrechtlich  begründete  Konversion  eines 
zwischen  protestantischen  Holländern  (Franzosen,  Belgiern)  er- 
gangenen Separationsurteiles  zuzulassen,  auch  dann  nicht,  wenn 
z.  B.  das  holländische  Separationsurteil  nur  auf  gegenseitiger 
Einwilligung  basierte:  läßt  doch  §  115  des  österr.  a.  b.  GB  bei 
akatliolischen  Personen  die  unüberwindliche  Abneigung"  als 
Sclicidiiiigsgruiid  zu,  in  welclu'iii  l^^alle  die  Scheidung  „nielit 
sogk'ich  verwilliget,  sondern  erst  eine  Scheidung  von  Tisch  und 
Bett  ....  versuchet  werden"  muß,  ein  gesetzgeberischer  Stand- 
punkt, der  dem  hollandisclien  so  nahe  verwandt  ist,  daß  der  ö.ster- 
reicliische  ordre  public  gewiß  nicht  durch  die  ausscliließliclie 
Anwendung  des  iiollaiulischen  Heimatrechts  chokiert  werden  kanu.^j 

Nebenbei  tr*  s.iL't  fiii  Btispielsfall,  in  welchem  die  strikte  Durchführung 
der  Gesetzeskamulation  besonders  irratioaell   and  unmotiriert  erschiene. 
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Wohl  aber  dürfte  letzteres  mit  Grund  behauptet  werden^ 
wenn  die  Eheleute  Katholiken  sind,  in  welchem  Falle  das  öster* 
reichische  Recht  bekanntlich  niemals  eine  Scheidung,  sondern 
aosschließlich  die  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett  (diese  aher 
anter  teilweise  laxeren  Yoraussetzongen,  vgl.  §  103  nnd  109 
gegenüber  §  115  a.  b.  6B)  zuläßt:  man  wird  in  Österreich  die 
Konversion  der  hoUSudischen,  belgischen  Separation  den  Katho- 
liken verweigern,  auch  wenn  sie  Ausländer  sind.  Hier  handelt 
es  sich  eben  nicht,  wie  in  den  vorerwähnten  Fällen  um  eine 
Kollision,  die  sich  auf  die  (in  der  Vergangenheit  und  im  Aus- 
lande abgeschlossene)  Separation  bezieht,  sondern  um  eine 
der  jetzt  sich  abspielenden  Konversions-  (Scheidungs-) 
Zulässigkeit,  und  zwar  eine  solche,  bei  welcher  intransigente 
religiöse  Dogmen  hereinspielen,  deren  universelle  Richtung,  wie 
wir  wissen,  zu  einer  nach  Möglichkeit  erweiterten  Herrschaft 
des  Inlandrechtes  drängt. 

Abgesehen  von  diesem  Falle  dürfte  im  Konventionsgebiete 
der  Ausspruch  liiRr  lieimatrechtlicli  gestatteten  Umwandlung 
der  Separation  in  Scheidung  kaum  jemals  dem  ordre  public 
einer  anderen  lex  fori  zuwiderlaufen  ( vorausgesetzt  natürlich, 
daß  wir  es  nicht  mit  einer  lej.'  Jorl  zu  tun  haben,  welche  die 
Scheidung  überhaupt  nicht  kennt).  Wir  kommen  daher  zu  dem 
(jesamtergebuis,  daß  im  allgemeinen  für  diese  Konversion  (bei 
Deutschland  allerdings  mit  der  erwaluiten,  durch  die  lex  lata 
gebotene  lvt\striktiünj  die  ausschließliche  Anwendiuig  des  Heimafr- 
reclites  gemäß  »Art.  3  unbedingt  am  Platze  ist. 


Das  holländische  Separatiunsurteil  ist  vor  fünf  Jahren  ergangen,  die  Eheleute 
babea  heute  äuen  WohnBitzgericfatastand  hl  Östeirdch  und  begdiren  nnnmehr 
vor  österreiohischeii  Geriehteii  die  ürnwandlnng  der  Separation  in  Scheidung. 
Soll  das  58t»reidiische  Gericht  neuerdings  nachprUfcD,  ob  auch  „miflberwind- 

liehe  Abneigung"  im  Sinne  des  österreichisclien  Rechtes  vorliegt  (oder  vorlag) 
und  dann  erst  ein  neues  Separationsurttil  erlassen,  ehe  es  die  Scheidung  aus- 
spricht ?  Entspiirlit  nicht  hier  offenbar  die  einfache  Anwendung  des  hollän- 
dischen Heimatrechtes  weit  mehr  dem  Interesse  der  Rechtsuchenden  wie  der 
Staatengemeinacbaft,  und  «flide  dabei  der  5Bteireidii8die  ordre  public  im 
geringsten  geUhrdet? 

Zeitoohrift  f.  Inteni.  Frlvat>  o.  Öffentl.  Becht.  XV.  16 
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ly.  Kollisionen  bei  Staatsangehöiigkeits-Wechsel. 

A.  Allgemeines. 

Entsteliuugsgescbiclite  der  Artt.  4  und  8. 

Wenn  im  Scheidungsrechte  schlechthin  von  dem  Heimat- 
lechte  (lai  ncUtoncUe)  der  Ehegatten  die  Bede  ist,  so  ist  damit 

—  im  Sinne  der  Konvention  wie  der  herrschenden  internationalen 
Doktrin  —  regelmäßig  das  zur  Zeit  der  Elageerhebnng 
bestehende  Heimatrecht  gemeint.^)  Es  -sind  Jedoch  Kompli- 
kationen möglich,  bei  deren  Vorliegen  die  (alleinige)  Anwen- 
dung dieses  Heimatrechtes  bedenklich  erscheint. 

Die  Konirention  behandelt  diese  79Ile  an  zwei  Stellen,  in 
Art.  4  nnd  Art.  8.  Durch  Art.*  4  wird  —  im  wesentlichen 
übereinstimmend  mit  Art.  17  Abs.  4  EG  z.  BGB  —  festgestellt, 
daß  das  im  vorstehenden  Artikel  bezeichnete  (besser:  s ti li- 
sch weifte  nd  gemeinte)  Heimatgesetz  (d.  i.  das  zur  Zeit  der 
Klageerhebung  bestehende)  nicht  angerufen  werden  kann.  ,.um 
einer  Tatsache,  die  sich  ereignet  liat,  während  die  Eliegatten 
oder  einer  von  ihnen  einem  aiultn'n  Staate  angehörten,  die 
Wirkung  eines  Sclieidungs-  oder  Trennungsgrundes  zu  verleilien". 
Nach  Art.  8  soll,  wenn  die  Ehegatten  niclit  dieselbe  Staats- 
angehörigkeit besitzen  „lenr  dcrfi/ere  läfislafion  commune''  als 
Heimatrecht  im  Sinne  der  Konvention  anzusehen  sein.  Der 
äußere  Grund,  warum  in  der  Konvention  diese  offenbar  zusammen- 
gehörigen Bestimmungen  getrennt  und  durch  die  (prozeßgericlit- 
lichen)  Vorscliriften  der  Art.  5  —  7  von  einander  gescliieden  er- 
scheinen, ist  einfach  darin  zu  finden,  daß  die  erstcre  (Art.  4) 

—  wie  sicli  ilirem  Inlialte  nacli  vm  selbst  ergibt  —  aus- 
schließlich auf  das  materielle  St  heidujigsrecht  (Art.  1 — An- 
wendung findet,  wälirend  die  letztere  (Art.  8)  —  wie  in  den 
Kommissions\  erlmridiungen  der  dritten  Konferenz  noch  besonders 
festgestellt  worden  ist  (vgl.  Actes  lüOO,  213  If.)  —  ausdrücklich 
auch  für  den  Gerichtsstand  gilt.   Das  erklärt  die  Auseinander- 


1)  Es  ist  ein  auf fallencter  Hangel,  daß  die  obenstehende  Regel  im  To.vte 
der  Konvention  niigends  ausgesprochen  wird.  Vgl.  dagegen  £0  s.  BGB 
Art.  17  Abs.  1. 
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reißung,  rechtfertigft  sie  aber  nicht  iinisow  eniger  als  der 
Schwerpunkt  auch  des  Art.  8  doch  immer  auf  inateriLll-recht- 
lichera  Gebiete  liegt  —  für  das  er  ursprünglich  allein  bestimmt 
war 2)  —  und  beide  Vorschriften  inhaltlich  aufs  Engste  ver- 
wandt sind.  ^)  Beiden  liegt  der  Fall  eines  Staatsangehörigkeits- 
wechsels zu  Grund,  auch  dem  Art.  8,  da  ja  nach  allen  Vertrags- 


1)  Vgl.  den  französischen  Antrag  zur  dritten  Konferenz  [Doc.  1900 
Ö.  156),  den  Art.  U  ijetzt  8)  unmittelbar  den  materiell-rechtlichen  Vorschriften 
folgen  zu  lassen,  ^uisqu'il  s'agii  «fuiM  regle  qni  ioMcke  au  fonä"  und 
dagegen  die  Bemerkiing  der  CommUsion  royale  näerloftdaise,  Doe.  a.  a.  0. 8. 9. 

^  Im  ersten  Entwurf  (KE  von  1894  S.  87  ff.)  schloß  sicli  der  dem 
jetzigen  Art.  8  entsprec-hcndo  Artikel  (5)  unmittelbar  an  den  erstpn  von 
der  Scheidung  handelnden  Artikel  an  und  war  darnach  nur  für  das  materielle 
Scheidungärecbt  und  zwar  ausscblieiilich  für  den  gröberen  KoUiäionsfall  ge- 
dacht (vgl.  die  Erläuterangen  des  KB,  Actes  1894  S.  85).  Allein  schon  die 
Bedaktionskonunission  {Ades  1894, 96, 96)  nslim  die  Umst^img  des  Artikels 
Tor,  und  nrar  ohiw  «ne  n&lme  B^prttndniig  nnd  okne  da0  —  soweit  aus 
den  Protokollen  ewidrtMdl  —  eine  Debatte  Ober  den  Artikel  stattgefoDden 
hätte,  abgesehen  von  einer  nebensächlichen,  rein  redaktionellen  Erörterung 
(cf.  Actes  1894  S.  7ö).  Über  die  Debatte  auf  der  dritten  Konferenz  vgl. 
unten  S.  241. 

^  Man  Tergleiche  smn  schlagenden  Bel^  die  B^pHndung  unseres 
Art.  8  im  KB  Ton  1894  mit  de^enigen  der  tmmittelbaren  Quelle  des  Art  4 
(siehe  unten  8.  848),  nlmlicb  des  EO  z.  BQB  Art.  17  Abs.  4  in  Gebhard» 

Motiven.  An  ersterer  Stelle  heißt  es  (Actes  18134  S.  8ö) :  „La  Situation 
peilt  ctre  plus  compliquec;  les  ejmu.r  nont  pas  n^cessairement 
la  uienie  nationalite.  Pour  prendre  l' hyjjothese  In  plus  pra- 
tique,  le  mari  sest  fait  naturaliser  et  la  femme  a  conservee  Van- 
etenme  noHonaXUi  qui  itait  eomname,  Ilya  aiws  deute  Ms  nationale» 
disHnctes,  celle  du  mari  et  eeUe  de  la  femme;  Pune  peut  admettre  et 
Vautre  rejeier  le  divorce.  Yen  aurn-t-il  une  qui  pr^vaudra  ?  dans  ce 
cas  laquelle  sera-cc  P  La  commission  est  d'avis  d'ddopfer  ici  une  rdgle 
analoguc  a  celle  qu'elle  a  proposce  plus  haut  pour  le  reglevicnt  des 
rapports  des  4poux.  C'est  la  derniere  loi  commune  des  ^poux  qui 
doit  dieider  ai  le  mariage  est  an  neu  ausceptible  dritte  dissous  par 
le  diwree,  II  n'est  pas  raiwmnabU  que  la  Situation  gue  cette  loi 
faisait  auee  dpoua  puisse  itre  radiealement  dkangie  par  le  fait  de  Fun 
dÜeux.  II  importe  de  remarquer  que  Vapplication  de  cette  regle  aura 
pour  consequence  tant/>t  d'empecher  tanttit  de  permettrc  le  divorce. 
SupposoHS,  par  p-veniple,  deux  epoux  italiens :  le  n/art  sc  fait  natura' 
User  fran^ais  uü  beige  et  la  femme  reste  italienne ,  la  loi  nouvelle  du 
mari  admet  le  divorce  et  la  loi  nationale  de  la  femme  ne  taihmt 

16* 
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rechten  (vgl.  z.  B.  Weiß  I  605  ff.  ^)  die  Ehefrau  mit  der  Yer^ 
heiratong  die  nämliche  Staatsangehörigkeit  wie  der  Ehemann 
erwirbt.^)  Beide  behandeln  das  schwierige  allgemeine  Problem 
einer,  innerhalb  der  örtlichen  Terlaofenden,  zeitlichen  Kollision 
(vgl.  dazu  Iherings  Jahrbuch  XLIII  329  Anm.  1  nnd  Zit.); 
beide  ergänzen  einander  notwendig,  zum  Teil  decken  sie  einander 
sogar  inhaltlich,  z.  B.  gerade  mit  Beziig  auf  einen  praktisch 
btsonders  wichtigen  und  meist  ventilierten  Teil  dieses  Inhalts: 
ihr  ,.lrau(lnlöse"  Staatsangeliörigkeitswechsel  eines  Eliep-atten 
t'igens  zu  iltiu  Zwecke  der  Eriiiöglichunp  der  ScliLidiiiiu  iFall 
Biiujfremonij  wiixl  ebnisowohl  von  Air.  4  als  von  Art.  8  ^re- 
troffen.  Die  völlig'  getrennte  und  abgesonderte  Abhandlung  der 
beiden  Artikel  wäre  dalicr  für  uns  ülierliaupt  undurchführbar 
und  es  erübrigt  nur  iwas  auch  gesetzesteclmisch  das  richtige 
gewesen  wäre)  an  diesem  Orte  zunächst  die  materiell-rechtliche 


])<is:  UHUS  fJisi,)is  fjue  weme  un  trihutial  fniii^dis  ou  helge  ne  devrait 
■paa  pi  ononccr  le  dico/  ce.  Supj)06ons,  au  coiit/  aii  e,  den  epousc  fran^uis 
HU  beiges:  la  naturalisaHm  du  muri  en  Espugne  ou  en  Italie  ne 
devrait  pas  empieher  la  femme  de  demander  le  dworee  devant  un 
tribunal  fiunguis  ou  beige"  und  bei  Gebhard  (sn  %  18  sub  III):  „die 
Anwendung  des  Rechtes  des  Staates,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung 
der  Ehfschcidiingsklage  angelnirt.  hat  zur  Folge,  daß  Tatsachen,  welche  von 
dit-seiu  Rtchte  als  Scheidungsgründe  anerkannt  sind,  selbst  dann  berücksichtigt 
werden  müssen,  wenn  sie  sich  zu  einer  Zeit  ereignet  haben,  in  welcher  der 
Ehemann  emem  anderen  Staate  angehört  hat,  dessen  Recht  den  betr.  Tat- 
sachen die  Bedeutung  von  Scheidongsgrand»  nidit  beil^.  Dies  iet  be- 
denklich Der  Entwurf  zieht  die  Konsequenz  ....  nicht.    Es  wird 

damit  auch  verhütet,  daß  d  e  r  E  h  e  m  a  n  n  d  u  r  c  Ii  e  i  n  e  n  1  e  cl  i  g  1  i  c  h 
zu  diesem  Zweck  vorgenommenen  Wechsel  der  Staatsange- 
hörigkeit einen  sonst  nicht  vorhandenen  Scheidungsgrund 
zu  erlangen  vermag.  Die  frans5si»che  nnd  belgische  Recht- 
Bprechnng  zeigt,  daß  Manipulationen  dieser  Art  niebtselten 
Torkommen/* 

l)  Auch  Rumänien?  {Weiß  I  607)  und  Dänemark P  {Weiß  I  671). 

-I  AusdrückUch  auch  bei  den  Konferenz  Verhandlungen  vorausgesetzt. 
Die  helgisdic  Kommission  hatte  zur  dritten  Konferenz  einen  Zusatz  beantragt  : 
„A  difaut  de  la  legislatiun  commune  on  appliquera  la  loi  nationale 
du  marP*  {Doe.  1900  S.  132).  Der  Zusatz  wurde  aus  dem  erwähnten  Grunde 
als  ttberflflssig  und  g^^standslos  abgelehnt,  bezw.  znrttckgezogen  (TgL 
Comm,  royaU  nderl:  Doe.  1900  S.  49,  KB:  Actes  1900  S.  214). 
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Wirinmg  der  beiden  Regeln  gemeinsam  zn  erörtern  und  auf  die 
besondere  prozessuale  Bedeutung  des  Art.  8  weiter  unten 
zurKckzukommen. 

Der  engl  Zusammenhang  der  beiden  Vorschriften  zeigt  sich 
auch  in  ihrer  Entstehungsgeschichte.  In  dem  Entwurf  von  1894 
hatte  die  Vorschrift  des  Art.  4  noch  keine  SteUe  g<'funden. 
Diejeni^i^e  des  Art.  8  dagofjen  war  in  dem  damalipren  Schluß- 
entwurf sclion  gfeiiau  in  der  jetzigen  Fassung:  uud  Bedeutung' 
entlialteu  (Art.  Hi.  Auf  der  dritten  Konferenz  ist  die  ßestimmung:, 
allerdiuf^s  erst  iiacli  lebhaften  Kämpfen,  unverändert  aufrecht 
erlialteu  worden  (cf.  KB:  Actes  1900  S.  218).  Allein  diese 
Kämpfe,  auf  welche  deshalb  hier  nicht  einzugehen  ist,  di  ehren 
sich  ledioflich  um  die  prozessuale  Anwendung  der  Bestimmung; 
materieilrechtlich  waren  bei  den  V  eriiandlnngen  zu  Art.  8  (da- 
mals 6)  —  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten  bedeutung:slosen 
l)e lyrischen  Antras:  —  zwei  wichtigere  Amendements  eingebracht 
worden,  das  eine  von  Seiten  Ungarns,  das  zweite  von  seiten 
Dänemarks  und  Norirec/ens:  beide  Anträge  haben  aber  be- 
zeiclinenderweise  auf  den  Konferenzverhandlungen  ihre  Erledigung 
nicht  bei  unserem  Art.  8,  sondern  bei  dem  neuen  Art.  4  ge- 
funden, welcher  einem  allseits  günstig  aufgenommenen  Antrage 
Deutschlands  seine  Entstehung  verdankt  M  (vgl.  C.  R.  n.  7>or. 
1900  S.  39;  Memoire  des  schwedisclien  Delegierten:  Actes  1900 
S.  55 ;  Bericht  der  ersten  Kommission :  Actes  1900  S.  209 ;  Ver- 
handlungen Schuhmacher- Renault .  Actes  1900  8.  194);  der 
erwähnte  ungarische  Antrag  lautete  (Doc.  1900  8.  116):  ,,Si 
les  epoux  wont  pas  la  meme  nationaUte,  mais  I  nn  d'eux 
est  ressortissant  du  pays,  dont  le  tribunal  est  saisi  de  la 
demande  en  divorce  ou  m  s^^ration  de  corps,  ces  tribu- 
nan,r  n'aurant  pas  a  tenir  compte  de  la  loi  nationale  de 
l'äpoux  etrcmger,  sauf  si  la  loi  du  tribunal  Vexige^ . 

Anscheinend  hat  dieser  Vorschlag  mit  dem  deutsclien  An- 
trage und  dem  jetzigen  Art.  4  gamichts  zu  tun.  Der  Wider- 

^)  Er  war  ursprünglich  gleichlautend  mit  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  2 
(cf.  7)r^r  ll^'K)  S.  107) :  ..Eine  TatsaHip.  die  sich  ereignet  hat,  währnid  der 
Mann  >  int m  anderen  Staate  angehörte,  kann  als  Scheidungs-  oder  Trennungs- 
grund nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Tatsache  auch  nach  den  Ge- 
8etseii  dieses  Staate»  ein-Sdieidangs-  oder  ein  Tiennimgvgniiid  ist". 
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sprach  löst  sich  aber  zum  Teil,  wenn  wir  h5ren  (Doc,  1900 
S.  116),  daß  es  der  ungarischen  Begiemng  bei  diesem  generali- 
sierenden Yorsdilage  speziell  nm  die  Anfrechterhaltung  der  fttr 
die  ungarische  lea  fori  („sauf  8i  la  l&i  du  trümmU  Veocige  ') 
bestehenden  Eollisionsnonn  des  Ehegesetzes  yom  18.  12.  1894 
zu  tun  war,  dessen  §  11^  Abs.  1  in  YoUem  TOnHang  mit  dem 
deutschen  EG  z.  BGB  und  dem  Art.  4  der  Konvention  steht.^) 
Allerdings  nur  zum  Teil,  denn  andere  Spezialkollisionsnormen 
des  ungarischen  Gesetzes  (§  115  Abs.  2  und  117  Abs.  2,  darüber 
unten)  sind  durch  Art.  4  glücklicherweise  nicht  aufrecht  erhalten, 
ebenso  wie  das  überstaatliche  allp:emeine  Prinzip  des  ungari- 
schen Antra^res,  welches  notwendiff  zu  KuuÜikten  schlimmster 
Art  hätte  fuhrtii  müssen,  mit  Recht  keine  Zustimmung  gefunden 
hat  und,  wie  es  scheint,  auf  der  Konferenz  selbst  überhaupt  nicht 
mehr  veitreten  worden  ist  (vgl.  österreichisches  Mentoiref  Actes 
1900  S.  47  f.;  Comm.  roy.  neerl.  S.  49). 

Ausdrücklich  verworfen  wurde  bei  den  Kommissions- 
beratungen über  Art.  4  der  erwähnte  dänisch-norwegisclie  Zu- 
satzantrag. Er  wollte  zu  Art.  8  feststellen,  daß  ein  ohne 
Zustimmung  der  Ehefrau  erfolgter  Staatsangehörigkeits- 
wechsel ohne  Einfluß  sein  solle  auf  das  Recht,  die  Scheidung 
oder  Trennung  auf  eine  frühere  Tatsache  zu  gründen.'^)  Die 

^)  Auf  Ornnd  solcher  Tor  Brlangvng  der  ongariBcben  Staats- 
bürgerschaft zustande  gekommenen  Tatsachen,  welche  nach  dem  früheren 
Rechte  der  Ehegenossen  einen  Grund  zur  Lösunp  der  Ehe  oder  zur 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  bilden,  kann  das  ungarische  Gericht  die  Ehe 
des  die  tmgarlBche  Staatsbflrgwrschaft  erlangten  Ehegenossen  anfUtoen,  wenn 
diese  Tatsachen  auch  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  als  Grund  zur  Lösung 
der  Ehe  dienen  iXXXI,  XXXII,  XXXUI  Ges.-Art.  t.  J.  1894.  AmtUche  Aus- 
gabe.  Budapest  1895). 

*)  Vgl.  Doc.  1900  S.  Uü:  „Toutefois  un  changement  de  natiotialite, 
ayaiU  eu  Um  sang  U  eonstuUmeni  de  V^ßtmaa^  n'aura  aueune  inß$tenee 
f^ur  le  droit  de  demander  le  divorcc  ou  la  snparation  de  corps  ])our 
une  cau^e  intervenue  avant  ce  ckanyement" ;  nach  dem  in  der  Kommission 
später  {Actes  1900  Ö.  209)  formulierten  Antrag  einfach :  „  Un  changement 
de  naUonalüi  ayemi  eu  lieu  eane  le  eo9ueniemeni  de  la  fefkme  ne 
peut  ßtre  invo^pU  eotUre  eile"  (vgl.  schon  Frage  I  E  2c  des  ersten  hd- 
ländischen  Programms  Actes  189.3  I  10:  ,.Que  faut  il  d^cidcr:  .  .  .  sf  le 
mari  s'est  fait  naiuraliser  dans  un  uuti  e  pays  (ou  y  a  pris  domicile) 
et  si,  par  ce  fait  du  mari,  la  femme  a  ^galement  ckangi  de  natUmaUU 
(<m  de  domteOe)  r) 
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Analogie  dieses  Antrages  mit  dem  deutschen  (dem  jetzigen  Art.  4) 
ebenso  wie  mit  Art.  8  liegt  zu  Tage.  Er  gelit  auf  der  einen 
Seite  weiter  als  Art.  4,  indem  er  -  wie  Art.  8  —  das  irüliere 
Heimatrecht  nicht  nur  negativ,  sondern  auch  positiv  für  die 
Beurteilung  der  auf  die  damalige  Zeit  zurückgehenden  Scheidungs- 
gründe entscheidend  sein  läßt ;  auf  der  anderen  Seite  will  er 
neben  Art.  8  die  ]\laßgeblichkeit  des  früheren  Heimatrechtes 
nur  noch  für  den  ungewöhnliclien,  aber  um  so  krasseren  Fall 
begründen,  daß  der  nach  dem  sclieiihingsbegründenden  Ereignis 
eingetretene  Staatsangehörigkeitswechsel  ein  für  ])('idp  Ehegatten 
gemeinsamer  war,  aber  ohne  Zustimmung  der  Ehefrau 
erfolgte.  Diese  Erweiterung  des  Art.  8  entspräche  ofi'enbar  der 
ratio  dieser  Bestimmung  (vgl.  die  oben  zit.  Stelle  des  Jßqpport, 
Actes  1894  S.  85),  sie  hat  auch  bei  den  Vorverhandlungen  An- 
klang gefunden  {Com.  R.  n.  Doc.  49 ;  österr.  M4mowe  AßUs  1900 
S.  48  und  Actes  1900  S.  210),  ist  aber  von  der  Kommission 
schlieMch  ans  mehr  praktischen  Bedenken  abgelehnt  worden.^) 
Man  war  der  Ansiclit,  daß  in  der  Hauptsache  den  „leffitimes 
pr^tcupations'^  des  dänischen  Amendements  dnrch  die  Bestim- 
mung des  Art.  4  genügt  sei. 

Der  ursprüngliche  deutsche  Antrag  sprach  nur  von  „einer 
Tatsache,  die  sich  ereignet,  während  der  Mann  einem  anderen 
Staate  angehörte/  Das  war  die  für  das  deutsche  £G  2.  BGB, 
nicht  aber  für  das  Eonventionsrecht  korrekte  Fassung:  denn 
nach  Art.  1  und  2  der  KonTsntion  ist  ja  nicht,  wie  nach  EG- 
z.  BGB  Art.  17  Abs.  1,  lediglich  das  Heimatrecht  des  BAi»- 
mannes,  sondern  dasjenige  der  Ehegatten  (la  Un  noHonäle 
des  äpoux)  grundsätzlich  maßgebend.  Ganz  folgerichtig  schlug 
deshalb  das  schwedische  Memorandum  eine  „leichte  Modifikation'* 
des  deutschen  Antrags  dahin  vor:  ,,Un  fait  qui  ä  eu  Heu 

^)  Aeiea  1900  8. 810:  „0»  ne  peut  ecntester  qtie  cet  amendement, 
aecuHlU  awe  faneur  par  la  maJoriU  de  la  CarnmUtüm,  rSponde  a 
um  pensäe  cTiquitä,  Maie,  d  la  rifieetUm,  de»  dtffieutUe  ettt  eurgi. 

Souvent  II  sera  tris  difficile  de  eavoir  si  le  chattgement  de  nationaliti 
n  cu  Heu  avec  ou  satts  le  consentcment  de  la  femme.  surtout  si  la 
gucstion  du  divorce  se  ^j/esew^e  qic  assez  longtemps  apres,  En  outre, 
le  consentement  de  la  femme  a  pu  etre  oötenu  alors  qu'elle  ignorait 
guHl  se  fut  preduit  tm  faii  de  naiure  a  domner  Heu  au  divorce." 


L;igiu^oa  by  Google 


244 


Kahn, 


Pendant  que  les  öpoux  appartenaient  n  nn  aufrc  Etnf  etc.'' 
Die  sonst  so  vollständifre  Zusaninienstelliin<^  ])oc.  1900  S,  H  ft". 
erwähnt  dieses  schwedische  Amendement  nicht.  Die  Kommission 
stimmte  dem  deutschen  Antrag  ohne  Einwendnnp:  zu  [Doc.  1900 
S.  89),  Auch  der  Kommissionsliericlit  scliweigt  darüber.  Rr 
gab  aber  —  ohne  weitere  Erläuterung  —  dem  Art.  4  die  jetzige, 
sowohl  dem  deutschen  als  dem  schwedischen  Antrage  gegenüber 
erweiterte  Fassung:  „Alors  que  les  epmuK  ou  Vun  cfeiix 
etaient  d  une  autre  nationalite'\  Mit  dieser  Fassung  durfte 
man  offenbar  die  korrekte  und  erschöpfende  Anpassung  des 
deutschen  Rechtsp:edankens  an  das  Konventionsrecht  gefunden 
haben.  Der  Zusatz  „<m  Vun  d'eux'^  sollte  oüenbar  den  (für 
das  Konventionsrecht  relevanten)  Fall  einbeziehen,  wenn  die 
Ehegatten  zur  Zeit  der  ^kritischen  Tatsache"  verscliiedener 
Staatsangehörigkeit  waren.  Es  wäre  al)er  falsch,  den  Artikel  nun- 
mehr so  zu  verstehen,  als  ob  in  jedem  Falle  die  Scheidung 
nach  dem  damaligen  Heimatrechte  eines  jeden  Ehegatten  be- 
gründet sein  müsse.  Das  damals  bestehende  Heimatrecht 
„beides  oder  eines  der  Ehegatten"  kommt  Ja  nur  insoweit  in 
Frage,  als  es  das  für  die  Scheidung  maßgebende  gewesen  ist. 
Es  darf  nur  durch  einen  nachträglichen  Staatsangehörigkeits- 
wechsel eines  der  beiden  Ehegatten  nicht  einer  vorher  einge- 
tretenen Tatsache  der  Charakter  eines  Scheidungsgmndes  ver- 
liehen werden,  densie  damals  nicht  hatte.  ^)  Daraus  erhellt 
also  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  der  Konventions^ 
Vorschrift  von  ihrem  deutschen  Vorbild:  nach  diesem  ist  ja  das 
damals  bestehende  Heimatrecht  des  Ehemannes  stets  auch  maß-  • 
gebendes  Scheidungsstatut  gewesen  (daher  die  einfache  Fassung 
während  der  Mann  einem  anderen  Staate  angehörte  .  .  .  nach 
den  Gesetzen  dieses  Staates^):  nach  Konventionsrecht 
dagegen  braucht  das  maßgebende  Scheidungsstatnt  nicht  identisch 
zu  sein  mit  dem  augenblicklich  bestehenden  Heimatrechte  irgend 
eines  der  Ehegatten,  geschweige  beider:  haben  sie  keine  gemein- 

^)  Actes  1900  S.  194:  ,,Ce  que  nous  voulon^  precisement  emjjecher, 
cest  que.  j^nr  ujf  <  )inv(iemcnt  de  nationalitc.  an  pia'sse  faire  r^fniagif 
la  loi  Huiivellc  de  vianiere  a  doinier  au  fait  anterieur  un  ca/actere 
qii'il  n'avait  pas  au  nwtnent  oü  il  a  ete  commis" 
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samo  Staatsangehörigkeit,  so  gilt  ja  stets  ihre  letzte  gemein- 
same Staatsangehörigkeit  nach  Art.  8  als  maßgebende  lai 
nationale:  das  kann  möglicherweise  —  je  nachdem  der  Maua 
oder  die  Frau  oder  etwa  beide  jene  gemeinsame  Staatsange- 
hörigkeit vorher  aufgegeben  hatten  —  entweder  die  aagenblick- 
liehe  Staatsangehörigkeit  der  Frau  oder  des  Mannes  oder  auch 
keines  von  beiden  sein:  in  keinem  Falle  —  bei  Staatsangehörig- 
keitsverschiedenheit —  das  Heimatrecht  Beider.  „Kumuliert* 
werden  also  nach  Art.  4  das  jetzt  als  persönliches  Scheidungs- 
statut maßgebende  und  das  damals  (zur  Zeit  der  kritischen 
Tatsache)  maßgebend  gewesene;  niemals  auch  noch  die  zwei 
damals  etwa  verschiedenen  Heimatrechte  der  Ehegatten.  Der 
hiernach  für  das  Konventionsrecht  recht  komplizierte  Grundsatz 
läßt  sich  am  besten  in  folgender,  den  Artt.  1  und  2  analoger 
Zusammenfassung  begreifen  und  anwenden:  die  Scheidung  ist 
nur  dann  zulässig,  wenn  sie  begründet  ist  sowohl  nach  dem  zur 
Zeit  der  Klageerhebung,  als  auch  nach  dem  zur  Zeit  der 
scheidnngsbegrfindenden  TatsachemaBgebenden  Heimatrech  te 
(Art.  4).  Maßgebendes  Heimatrecht  ist  in  jedem  Zeitpunkte, 
falls  die  Ehegatten  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind,  ihr 
letztes  gemieinsames  Recht  (Art  8). 

*  ■  *  •  «    -  • 

B)  Anwendung  der  Grundsätze. 
1.  Staatsangehörigkeitswechsel  nnr  eines  Ehe- 
gatten. 

Wenn  nur  einer  der  Ehegatten  seine  Staats- 
angehörigkeit gewechselt- hat,  so  ist  der  Staats- 
angehörigkeitswechsel für  die  Frage  des  anzu- 
wendenden Rechtes  überhaupt  irrevelant  Dieser 
praktisch  ftberaus  wichtige,  auch  der  herrschenden  Jurisprudenz 
entsprechende  Satz  —  welcher  angesichts  des  nicht  leicht  ver- 
ständlichen Art.  4  einen  deutlichen  Ausdruck  in  der  Konvention 
verdient  liiitte  —  iolgt  unmittelbar  aus  Art.  8.  Das  frühere 
(gemeinscliaftliche)  Heiniatrecht  ist  in  solchem  Kalle  das  grund- 
sätzlich luaügebende,  das  iilul'.  nur  in  der  Person  des  einen 
Ehegatten  bestehende,  kommt  überliaupt  nicht  in  Betracht.  Es 
bedarf  hier  aLso  nicht  der  Heranziehung  des  Art.  4,  und  die 
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Regel  geht  über  den  Inhalt  jenes  Artikels  (und  des  EG  z.  BGB 
Art.  17  Abs.  2)  weit  hinans:  eine  nach  dem  bisherigen  Heimat- 
rechte nnznliissige  Scheidung  kann  durcli  den  nur  einseitig^en 
Staatsangehörigkeitswechsel  eines  Ehegatten  niemals  zuliissig 
werden,  selbst  dann  nicht,  wenn  das  sclieidungsbegründende 
Ereignis  erst  nach  dem  Staatsanpfehörigkeitswechsel  eingetreten 
wäre;  eine  nach  dem  bisherigen  Heimatrechte  zulässige 
Scheidung  bleibt  auch  nach  dem  Staatsangehörigkeitswechsel 
zulässig,  mag  sie  auch  nach  dem  neuen  Heimatrechte  des  Ehe- 
gatten —  sei  es  überhaupt,  sei  es  in  concreto  —  nicht  be- 
gründet sein.  Besonders  wichtig  und  bedeutsam  ist  hierbei, 
daß  auch  die  Gerichte  des  neuen  Heimatstaates  selbst  nicht 
mehr  befugt  sind  —  wie  es  bisher  in  der  Praxis  wohl  meistens 
geschah  ^)  . —  das  inländische  Scheidungsrecht  zur  Anwendung 
m  bringen  (vorbehaltlich  natüilich  derjenigen  prohibitiven 
Eingriffsbefugnisse,  welche  der  lex  fori  nach  Art.  1  und  2 
zustehen). 

Sehr  einfach  würde  sich  hiernach  unter  dem  Konventions- 
rechte  s.  Z.  ein  Fall  erledigen,  der  eine  Menge  Staub  auf- 
gewirbelt, eine  ganze  Literatur  in's  Leben  gerufen  und  wider- 
sprechende I^tscheidungen  dreier  Staaten  provoziert  hat:  Der 
Fall  BiwffremmU-Bibesco,^  Die  Fürstin  Bauffremowt, 
durch  Yerheiratung  Französin  geworden,  hatte  1874  gegen 
ihren  Ehemann  eine  s^^araMon  de  carps  erwirkt.  Um  die 
Scheidung  vom  Bande  —  die  damals  in  Ihznkreich  verboten 
war  —  zu  erwirken,  wanderte  sie  nach  BmisMand  aus,  wurde 
am  3. 5. 75  in  Sacham'JUmbwrg  naturalisiert  (vor  Inkrafttreten 
des  Personenstandsgesetzes)  und  verehelichte  sich  sodann  am 

^)  Etwa  mit  der  naheliegenden  Motivierung:  daß  bei  Verschiedenheit 
der  Personalstataten  des  Mannes  and  der  Fraa  das  inländische  jedenfalls 
den  Vorzug  verdiene. 

2)  VgL^ar  I  212ff.:  §  66/67;  LaurentlVifL,  maollf.»  V172S.; 
Durand  S.  2688.  n.  364 ff.;  CaUllani  m  31711.;  Lahhi,  J.  H  409ff. 
u.  IV  5  ff.;  Holtzendorff,  J.  III  5  ff. ;  Stölzel  S.  260ff.;  Lehr,  J.  IV 
114ff.;  Renault.  J.  VIT  17Hff.:  BlunUchli,  Deutsche  Naturalisation 
einer  separierten  Französin  etc.;  Teichmann,  Etudes  sur  l'affaire  de 
Bauffremont;  Trib.  Seine,  J.  III  äöOf.;  C.  de  Paris,  J.  III  352;  Charleroi, 
J.  VII  215;  Bnixelles,  J.  VII  508  if.;  Cass.  Brujcelles,  J.  IX  364  ff. 
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24.  10.  75  vor  dem  Standesbeamten  in  Berlin  (wo  Art.  77  des 
Personenstandsgesetzes  seit  dem  1.  3.  75  in  Kraft  stand)  mit 
dem  Fürsten  Bibesco  (Rumänier).  Nach  Konventionsrecht  liegt 
die  Rerirteilung  des  Falles  klar:  alle  die  vielerörterten  präjudi- 
ziellen Rechtsfragen  könnten  dahingestellt  bleiben:  dahingestellt 
die  Frage,  ob  eine  separierte  Ehefrau  nach  französischem  Civil- 
recht  der  Autorisation  ihres  Flieniannes  zur  Naturalisation  be- 
darf; ob  eine  ohne  die  ges«>tzlichen  Voraussetzungen  gleicliwohl 
erfolgte  Naturalisation  anfechtbar  ist;  ob  nach  Altenburgischem 
Hecht  ein  Separationsurteil  (wie  nach  Preuß.  A.L.R.  II,  1,734) 
ipso  iure  die  Wirkung  einer  Scheidung  vom  Bande  hat  (be- 
hauptet von  Bluntschli  und  Holtzendorff  a.  a.  0.,  wider- 
legt von  Stölsel  a.  a.  0.  S.  65 S.)  usw.:  auch  bei  Bejahung 
aller  dieser  und  anderer  Zweifelsfragen  (z.  B.  auch  betr.  fraua 
legis)  zu  Gunsten  der  Fürstin  Bauffremont  würde  nach  dem 
Prinzip  der  Konvention  die  zweite  Ehe  ungültig  bleiben,  weil 
durch  keine  —  gültige  oder  ungültige  —  Naturalisation  des 
einen  Ehegatten  die  Ehe  Bauffremont  mit  Bezug  auf  die 
Frage  der  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Scheidung  der 
Herrschaft  des  französischen  Rechtes,  unter  der  sie  einmal 
stand,  entzogen  werden  konnte.  Es  durfte  schwerlich  zu  be- 
streiten sein,  da6  diese  Entscheidung  in  der  Tat  das  Richtige 
trijSt;  sicherlich  ist  es  die  einzig  mögliche,  wenn  man  die  inter- 
national-gleichmäßige Beurteilung  des  Bechtsrerh&ltnisses  er- 
reichen will. 

Gegenüber  den  bisher  herrschenden  bezw.  sonst  vertretenen  An- 
schauungen ist  für  das  Konventionsrecht  namentlich  festzuhalten, 
daß  die  einseitige  Naturalisation  des  Ehemannes  für  das  zur 
Anwendung  kommende  Scheidungsrecht  ebenso  irrelevant  ist, 
wie  diejenige  der  Frau.  Das  war  anders  nach  der  bisher 
herrschenden  und  z.  B.  in  EG-  z.  BGB  Art.  17  ausdrücklich 
kodifizierten  Auffassung,  welche  grundsätzlich  auf  das  Becht 
des  Ehemannes  sah.  Der  Ehemann  hatte  es  demzufolge  viel- 
fach in  der  Hand,  durch  seine  Naturalisation  im  Auslande  die 
Scheidung  einer  bisher  unlösbaren  (z.  B.  italienischen)  Ehe  zu 
ermöglichen,  zum  mindesten  dann,  wenn  er  das  Bestehen  eines 
nach  der  Naturalisation  fortdauernden  Sdieidungsgrundes  nach- 
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weisen  kuniite  (während  der  Frau  im  analugen  l-'uUe  ein  der- 
artiger Ans  weg:  stets  versclilossen  war);  er  hatte  es  umgekehrt 
ev.  in  der  Hand,  durcli  8taatsang:ehörigkeitswechsel  eine  bislier 
m()gli(  he  Scheidung  unmöglic]i  zu  machen,  und  zwar  selbst  dann, 
wenn  der  (gegen  den  Ehemann  bestellende!)  Sclieidungsgrund 
vor  der  Naturalisation  eingetreten  war  (die  Ausnainne  des  EG 
z.  B(tB  Art.  17  Abs.  2  gilt  ja  nur  negativ,  nicht  aucli  positiv 
—  zu  Ungunsten  der  Scheidungsmöglichkeit  — ).  In  beiden 
Rücksichten  ist  der  Standpunkt  der  Konvention  offenbar  der 
rationellere  und  billigere. 

Schwieriger  wird  die  Entscheidung  in  dem  Falle,  wenn 
die  (einseitig  begehrte)  Naturalisation  des  Ehemannes  ipso  iure 
auch  diejenige  der  Ehe£ran  nach  sich  zieht,  wie  ja  nach  deutschem 
(St.  A.  Gr.  §  11),  schweizerischem  (Weiß  1 653  und  Anm.  3  Zit.), 
asteneichischem  {Weiß  I  625  Zit.),  ungarischem  {Weiß  I  629), 
norwegischem  {Weiß  I  650)  Rechte.  In  solchem  Falle  muB 
zunächst  nachgeprüft  werden,  ob  mit  dem  —  ipso  iure  er- 
folgten —  Erwerb  der  neuen  Staatsangehörigkeit  gleichzeitig 
die  frühere  Staatsangehörigkeit  der  Ehefrau  verloren  ge- 
gangen  ist:  eine  Frage,  die  (nach  staatsrechtlicher  Kollision^ 
norm)  sich  nach  dem  Gesetze  der  früheren  Heimat  beurteilt.^) 
Ist  die  Frage  zu  bejahen,  wie  z.  B.  bei  der  Ehefrau  eines  in 
Deutschland  (Österreich'üngarny  Schweis)  naturalisierten  Nor- 
wegers (Dänen,  vgl.  Weiß  I  650),  so  macht  die  Entscheidung 
nach  Konventionsrecht  keine  Schwierigkeit.  Wir  befinden  uns 
dann  einfach  auf  dem  Boden  der  (unten  zu  besprechenden) 
zweiten  Alternative,  des  gemeinschaftlichen  Staats^ 
angehörigkeitswechsels  beider  Ehegatten,  und  es  gilt  das  neue 
Heimatrecht  (lediglich  mit  der  durch  Art.  4  bedingten  Modi- 
fikation).'^) Die  vorerwähnten  Unbilligkeiten  des  bisherigen 
Rechtszustandes  bleiben  bestehen.  Der  dänisclie  Antrag,  welcher 
speziell  auf  den  in  Rede  stehenden  Fall  gemünzt  war,  ist  ja 
ausdrücklich  abgelehnt  worden. 


h  Vgl.  Uteri tiffs  Jahrb.  XXX  58  und  Zit. ;  ferner  Weiß  I  482  Anm.  1. 
'^1  Vgl.  die  Aoseinandcrsetzang  Schumacher-Benault,  Actes  1900 
Ö.  194. 
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Komplizierter  wird  die  Sache,  wenn  durch  die  mittelbare 
Naturalisation  der  Ehefrau  ihre  alte  Staatsangehörigkeit  nach 
dem  Gresetze  des  früheren  Heimatstaates  nicht  verloren  geht. 
Dies  gilt  fttr  die  meisten  Konventionsrechte ;  nicht  nur  ffta  die- 
jenigen,  welche  überhaupt  an  den  Erwerb  einer  neuen  Staats- 
angehörigkeit nicht  ohne  weiteres  den  Verlust  der  originären 
knüpfen,  sondern  eine  ausdrückliche  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande, Verzichtserklärung  oder  dergl.  fordern  (Deutsclilancl 
^  13,  Schiveiz:  Weiß  1  654  Anni.  1  Zit.,  Ungarn:  Weiß  1 
620  ff.);  es  gilt  meist  aiicli  für  diejenigen  Rechte,  welclie  (dem 
C.  C.  folgend)  sonst  ausdrücklich  die  ^atulalisation  in  einem 
fremdi  II  Staate  direkt  als  Verlustgrund  für  die  lieiinische  Staats- 
angeliitrigkeit  gelten  lassen :  man  erkennt  diese  Folge  im  vor- 
würfigen Falle,  —  dem  einer  nicht  persönlich  nachgesuchten 
Naturalisation  —  in  der  Regel  nicht  an.'-^)  Nehmen  wir  z.  H. 
den  Fall  eines  in  J)eHtsdiIa)i(l  während  Bestehens  der  Ehe 
naturalisierten  Portugiesen.  Die  Ehefrau  ist,  obschon  sie  nach 
§  11  St.  A.  G.  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben  liat, 
Portugiesin  geblieben,  falls  sie  nicht  auch  persönlich  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  luicligesucht  hat.  -*  Kann  die  Ehe  wegen 
einer  der  Naturalisation  naclifolgenden,  dem  deutschen  R<IB 
genügenden  Ursache  —  in  Deutschland  vom  Bande  gescliieden 
werden?  Wir  haben  es  hier  mit  der  sciilimmen  Anomalie  einer 
doppelten  Staatsangehörigkeit  zu  tun,  für  welclie  die  Konvention 
—  l)isher  wenigstens  —  eine  Lösung  nicht  enthält.  Anhalts- 
punkte dafür,  daß  etwa  durch  Art.  8  eine  Spezialentscheidung 
hat  getroften  werden  sollen,  liegen  nicht  vor;  aus  dem  Texte 
der  Konvention  läßt  sich  sowohl  die  dem  deutschen  als  die  dem 
portugiesischen  Rechte  billig  erscheinende  Konsequenz  ableiten : 
Die  Eheleute  haben  ebensowohl  eine  gemeinsame  (deutsche) 


\^\.  für  das  franxOaiBche  Ctvilreelit  die  Ausfldtnuigen  und  Zitate  bei 

Weiß  I  462  ff..  854  ff. 

Das  portn^esisclie  GR  .\rt.  22,  4,  §  1  bestimmt  ausdrücklich :  .Jm 
uatut  ulisation  ä  l  etranyer  d  un  Portugals  mari^  ä  une  Put  tuyaise 
fCmtratne  paa  la  pert»  de  la  pialitä  de  ettoyeu  portugais  pour  la 
femme,  ä  moins  gu*elle  ne  dielare  qu^elle  entend  »uivre  la 
nationaliii  de  »an  marf*. 
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Staatsangfehörigkeit  —  also  Anwendung  des  deutschen  Bechtes 
—  als  eine  verschiedene  Staatsangehörigkeit  —  also  An- 
wendung ihres  portugiesischen  —  früheren  gemeinsamen  Heimat- 
rechtes. Auch  laßt  sich  nicht  etwa  ans  der  Ablehnung  des 
dänischen  Antrages  folgern,  daß  damit  nnn  das  Gegenteil  (die 
unbedingte  und  alleinige  Wirksamkeit  der  neuen  gemeinsamen 
Staatsangehörigkeit)  sanktioniert  sei;  denn  es  ergibt  sich  aus 
dem  Eonferenzbericht  mit  aller  Klarheit,  daß  man  jeder  Ent- 
scheidung dieser  Rechtsfrage  als  solcher  geflissentlich  aus  dem 
Wege  gegangen  ist.  („Ceriains  pement  respretter  qm  la 
femme  se  trouve,  dans  quelques  pa$fs,  naturalisäe  de  plein 
droit  par  la  naturalisathn  de  son  maH,  ma4s  Ü  ne  pmt 
Mre  question  id  de  rien  proposer  dans  cet  ordre 
d'idees")})  Es  bleibt  also  nur  die  Peststellung,  daß  eine  über- 
staatliche Bindung-  für  die  Beurteilung  derartiger  Konfliktsfälle 
weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  gegeben  ist;  es  bleibt 
dahingevStellt,  ob  die  neue  Staatsangehörigkeit  der  Ehefrau, 
oder  die  alte  (oder  keine  von  beiden?)  den  Ausschlag  gibt,  ob 
also  im  Sinne  von  Art.  1  und  8  der  Konvention  eine  geinein- 
sanie  oder  eine  verschiedene  Staatsangeiiörigkeit  der  Eheleute 
vorliegt.  Es  wird  auch  nicht  möglich  sein,  so  lange  die  ver- 
seil iedenen  Staatsangehörigkeitsgesetze  in  dieser  Art  unvermittelt 
neben  einander  bestehen,  auf  dem  Wege  einer  ergänzenden 
Auslegung  oder  sonst  irgendwie  zu  einer  international-gleich- 
mäßigen Ijösung  der  Frage  zu  gelangen.  Auch  den  Ausweg, 
(vgl.  Ilieriiigs  Jahrb.  XXX  69),  zu  konstatieren,  daß  der 
AnknüpfungsliegrilT  der  Staatsangehörigkeit  in  unbrauchbarer 
Doppelgestalt  vorliegt,  und  deshalb  allgemein  den  Substitutions- 
bcgrift'  des  Domizils  an  die  Stelle  zu  setzen  —  halte  ich  nicht 
mehr  für  gangbar  (vgl.  auch  Niemp jf er.  Das  I.P.R.  des  BfrB, 
S.  ßö).  Es  wäre  z.  B.  offenbar  ])iMnzip\vidrig  und  irrationell, 
auch  in  dem  Falle  auf  das  Domizil  zurückzugreifen,  wenn 

1)  Actes  1900  S.  210;  ebenso  Actes  1894  ü.  85:  ,^es  difficult^s 
pewmti  8*älewr  au  aujet  de  la  naiuraiiaatüm  et  des  eirconetaneee  dam 
leesuellee  eile  a  ätä  aequieei  ceite  natwalieatüm  pourra  ne  pae  itre 
recotmue  dans  le  paya  eForiffine.  Cela  teuche  ä  un  ordre  dldies  tout- 
ihfait  diff^ent  dam  leguel  notts  n'attcns  nuUetttettt  ä  etUrer", 
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dasselbe  in  einem  dritten  Staate  begründet  ist.  Aber  auch 
dann,  wenn  das  Domizil  in  einem  der  beiden  Heimatstaaten 
liegt,  kann  dem  Bichter  dieser  Heimatstaaten  in  keinem  Falle 
zugemutet  werden,  deshalb  von  der  im  eigenen  Lande  begrün- 
deten Staatsangehörigkeit  abzusehen  und  deijenigen  des  anderen 
Staates  den  Vorzug  zu  geben.  Denn  der  Fall  liegt  vom  Stand- 
punkt dieses  Heimatrechtes  Jedenfalls  nicht  so,  daß  beide  Staats- 
angehörigkeiten als  gleichwertig  und  gleichermaßen  im  Rechte 
begründet  angesehen  werden  könnten.  Wir  stehen  vielmehr  vor 
einem  Gesetzesvakuum,  das,  wenn  auch  äußerlich  durchaus  ver- 
schieden von  einer  (privatintemationalen)  Gesetzeskollision, 
doch  im  Kerne  auf  einen  ähnlichen  Gesetzgebungskonflikt  hinaus- 
kommt: die  beiden  Gesetzgebungen  befinden  sich,  so  wie  sie 
bestehen,  in  unlöslichem  Widerspruch  mit  einander.  Vom  portu- 
giesischen Rechte  wird  ja  eben  nur  aus  dem  Grunde  das  Fort- 
bestehen der  portugiesischen  Staatsangehörigkeit  behauptet, 
weil  III a  11  die  deutsche  Naturalisation  n i cli t  als 
begründet  anerkennt;  und  vom  deutschen  Standpunkte 
kann  man  unmüglicli  diese  portnoirsisclie  Staatsangehörigkeit 
gelten  lassen,  wolclic  lediglich  aui  einer  Reprobierung  des 
deutschen  Rechtes  beruht.  Mehr  oder  weniger  dürfte  diese  Be- 
trachtungsweise bei  allen  Fallen  doppelter  Staatsangehörigkeit 
berechnet  sein,  und  man  wird  deshalb  vom  Standpunkte  der 
beiden  näclistbcteiligten  Staaten  aus,  gar  nicht  zugeben  können, 
daß  überhaupt  eine  Doppelstaatsan^chörigkeit  vorliegt;  jeder 
der  beiden  Staaten  erkennt  nur  die  im  eigenen  J.ande  begründete 
Staatsangehörigkeit  als  bereclitigt  an  \)  (vgl.  Ilierings  Jahrb. 
XXX  68,  Niemeyer  a.  a.  ().  64,  Zitelmann  T.  P.  R.  I  S.  175; 
Japan  Art.  16).  Man  wird  demgemäß  in  unserem  Beispiels- 
falle vor  den  deutschen  Gerichten  sich  an  die  gemeinsame 
deutsche  Staatsangehörigkeit  der  Eheleute  halten  und  die  Ehe 
scheiden;  man  wird  alier  in  Portugal  diese  Ehescheidung  niemals 
anerkennen^  (und  auch  nicht  auf  Grund  von  Art.  7  anzuerkennen 

^)  Eine  ganz  andere  Frage  ist,  ob  dieser  Standpunkt  allgemein  be- 
rechtigt ist. 

Daß  die  poitugiesischen  Gerichte  die  Scheidong  nicht  selbst  aus- 
spreohen  werden,  bedarf  keiner  HerTorhebnng;  sie  Wörden  es  ja  auch  bei 
Anälft&derehen  nicbt  tun  (vgl.  oben). 
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j^enötigt  sein),  weil  die  Scheidung  der  Ehefrau  als  portu- 
giesischer Staatsangehörigen  nicht  zulässig  war.  Soweit  er- 
scheint diese«  offenbar  von  dem  Komniissionsljericht  auch  eiv 
waitete  Lösung,  wenn  auch  unerfreulich,  so  doch  plausibel. 

Wie  aber  sollen  unbeteiligte  dritte  Staaten  sich  zur  Ent- 
scheidung der  Frage  stellen? 

Ein  allgemeines  Prinzip  für  die  Bevorzugung  der  einen 
Staatsangehörigkeit  vor  der  anderen,  ist  hier  unmöglich.  Es 
mag  einzelne,  exzeptionelle  Fälle,  geben,  in  denen  sich  sagen 
läßt,  da0  „nach  der  ratio  des  Personalstatus  einer  der  mehreren 
Staatsangehörigkeiten  konkret  die  vorwiegende  Bedeutung  zu- 
kommt" {Niemeyer  a.  a.  0.  S.  66),  speziell  dann,  wenn  die  eine 
der  beiden  Staatsangehörigkeiten  ihrem  Wesen  nach  einen  s.  Z. 
mehr  subsidiären  Charakter  hatte :  normaler  Weise  werden  An- 
haltspunkte dieser  Art  von  einheitlicher,  international-gleich- 
mäßiger Berechtigung  völlig  unerfindlich  sein  (vgl.  Iherings 
Jahrb.  a.  a.  0.),  auch  dann,  wenn  beide  Staatsangehörigkeiten 
nicht  gleichzeitig  erworben  sind.  Grundsätzlich  der  zuletzt 
erworbenen  Staatsangehörigkeit  den  Vorzug  zu  geben,  „weil 
dies  dem  Erfordernisse  der  Dauerbeziehung  am  vollkommensten 
entspricht''  (vgl.  Japan  Art.  16,  Niemeyer  S.  64  und  die  dort 
und  in  Iherings  Jahrb.  XXX  64  ff.  Zit),  mag  vorliegenden 
Falles  vom  Standpunkt  der  deutschen  und  skandinavischen  Rechte 
natürlich  sein;  der  romanischen  Bechtsauffassung  wird  hier 
sicher  das  Gegenteil  richtig  erschemen     nach  dem  Prinzip,  daß 
es  keine  ipso  iure  erfolgende  (mittelbare)  Naturalisation  geben 
solle  (vgl.  Art.  17  Abs.  1  C.  C.  Fassung  v.  26.  6.  89  vi 
j^sur  sa  äemande'^ ;  Weiß  a.  a.  0.).  M.  E.  ist  das  eine  so 
willkürlich  wie  das  andere;  eine  prinzipiell  und  international- 
einheitliche  Entscheidung  der  Frage  gibt  es  nicht,  und  wenn 
man  die  Verhältnisse  darauf  prüfen  will,  „welche  der  beiden 
Rechtsbeziehungen  die  tatsächlich  stärkere  ist''  (Zitelmann 
a.  a.  0.),  oder  welcher  der  mehreren  Staatsangehörigkeiten  „nach 
der  ratio  des  Personalstatuts  konkret  die  vorwiegende  Bedeu- 
tung zukomme"  (Niemet/er),  so  wird  mau  stets  bewußt  oder 

>i  Nach  Zi  fei  mann  I  ITG  ist  sugur  gruDdäätzlich  und  allgemein  der 
älteren  8taaUang«:büngkeit  der  Vorzug  zu  geben. 
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nnbewußt  (falls  man  nicht  die  eigene  rechtlich  ganz  und  gar 
unfundierte  ratio  über  diejenige  des  Gesetzes  stellt)  von  der 
ratio  einer  bestimmten  positiven  Bechtsordnung  ausgehen  und 
demgemäß  den  Konflikt  zu  Gunsten  derjenigen  ausländischen 

Rechtsordnungen  lösen,  welche  mit  der  inländischen  näher  ver- 
wandt ist.  Eine  einheitliche,  international  „ richtige  Entschei- 
dung ist  und  bleibt  von  diesem  Standpunkte  aus  ein  Pliantom. 
Man  würde  in  unserem  Beispielsfalle  etwa  dazu  komuieu,  daß 
die  auf  dem  Boden  des  französischen  (  i\ilreclits  stehenden 
romanischen  Gesetzgebungen  mit  dem  portugiesischen  Richter 
die  portugiesische  Staatsangehörigkeit  als  die  besser  begründete, 
die  österreichischen,  scliweizerischen,  skandinavischen  Gesetz- 
gebungen dagegen  mit  dem  deutscluni  Richter  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  als  in  erster  Reihe  maßgebend  anerkennen. 
Das  ist  ein  Ausweg,  wie  wir  ihn  in  ähnlicher  Weise  auch  sonst 
j  bei  latenten  Gesetzeskollisionen  als  unvermeidlich  und  richtig 
anerkennen  mußten,  und  der  auch  vorliegendenfalles  der  natur- 
gemäße und  praktisch  empfehlenswerte  sein  dürfte,  solange  die 
gewünschte  einheitliche  Normierung  der  privatinternationalen 
Anknüpfungsbegri£[e  nicht  erfolgt  ist. 

2.  Staatsangehörigkeitswechsel  beider  Ehegatten. 

Wenn  beide  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit  gewechselt 
haben,  der  Staatsangehörigkeit« Wechsel  aber  kein  gemeinschaft- 
liclier  war.  jeder  von  ihnen  vielmehr  ein  neues  Heimatrecht 
erworben  hat.  so  gilt  das  nämliche  wie  das  im  vorigen  Abschnitte 
Ausgefülirte:  der  Staatsangeluirigkeitswechsel  ist  für  die  Rechts- 
anwendung irrevelant.  Persönliches  Scheidungsstatut  bleibt  für 
beide  Eliegatten  lediglich  ihrfrüheresgemeinscliaftliches 
Heimatrecht.  Erst  dann,  wenn  beide  die  nämliche  Staatsauge- 
hörigkeit erwerben  —  sei  es  gleichzeitig,  sei  es  sukzessive  — 
ändert  sich  die  Sachlage:  Das  neue  gemeinschaftliche 
Heimatrecht  wird  jetzt  ihr  persönliches  Scheidungsstatut,  und 
die  Einschränkung  des  Art.  4  tritt  in  Wirksamkeit,  wenn 
Scheidungstatsachen  in  Frage  stehen,  welche  sich  vor  diesem 
Zeitpunkte  ereignet  haben:  die  Scheidung  muß  dann  sowohl 
nach  dem  neuen,  als  nach  dem  alten  Heimatrechte  begründet  sein. 

ZaItsQhrift  f.  nit«».  Privat«  n.  Öffointl.  BediiL  ZV.  17 
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Zu  bemerken  ist  : 

1.  Unter  dem  _alteir  Heimatreclite  ist  das  zur  Zeit  des 
sc  he  id  u  ngsbe^rii  ndend  en  Ereigfnisses,  unter  dem  .neuen'* 
das  zur  Zeit  der  Klapeerhehunir  .maßgebende"'  Heimatrerht 
zu  verstehen,  welches,  wie  (»hin  dargeleprt,  bei  Staatsanfrehörig:- 
keitswechsel  der  Khe<ratten  niclit  ideiitiscii  ist  mit  dem  zur 
kritisc  hen  Zeit  bestellenden  Heimatrechte  eines  der  beiden 
Eliegatten.  Nehmen  wir  zur  Illustrierung:  der  Verschiedenlieit 
des  Konventidiisu  rhtes  gegenüber  dem  bisherigen  (deutschen) 
Rechte  einige  Beispiele: 

a*  Kin  italicnisclier  Ehemann  erwirbt  diiich  Naturalisation 
die  französische  Staatsangehörigkeit:  die  Ehefrau  bleibt  in 
Italien  wohnen  und  behält  daher  nach  italienischem  (vgl.  Art.  1 1 
III  Abs.  2>  wie  nach  französisclicm  Rechte  ilire  italienische 
Staatsangeiiörigkeit.  Der  Mann  (oder  die  Frau)  begeht  (nach 
dem  Staatsangeliörigkeitsweclisel)  einen  Ehebruch.  Nach  bis- 
herigem Rechte  (EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  2)  war  die  Ehe  außer- 
halb Italiens  zu  scheiden;  nach  Konventionsrecht  ist  die  Klage 
nach  dem  weiter  maßgebenden  italienischen  Rechte  abzuweisen; 
dagegen  wäre  die  Scheidung  auszusprechen,  wenn  aucli  die  Ehe- 
frau, sei  es  auch  erst  nach  dem  Ehemanne  (gemäß  Art.  12  Abs.  2 
C.  r  in  der  Fassung  von  1889j,  aber  vor  dem  scheidungsbe- 
gründenden  fihebmch,  Französin  geworden  wäre;  nicht  aber, 
wenn  sie  etwa  sich  in  Deutschland  hätte  natoralisieren 
lassen;  obschon  doch  in  solchem  Falle  die  Scheidung  sowohl 
nach  dem  Personalrechte  des  Ehemannes  als  auch  nach  dem- 
jenigen der  Ehefrau  begründet  ist.  Ob  diese  letztere  Konsequenz 
billig  und  vernünftig  ist,  kann  füglich  bezweifelt  werden.  Man 
sollte  meinen,  daß  allen  denkbaren  personalen  Rücksichten  genügt 
sei,  wenn  das  Urteil  gegen  das  Recht  keines  der  Staaten,  welchen 
die  Ehegatten  angehören,  verstößt.  Allein  de  convenUone  lata 
ist  das  Ergebnis  nnausweichlicb.  Solange  nicht  ein  gemein- 
sames neues  Heimatrecht  begründet  ist,  bleibt  nach  Art.  8 
lediglich  das  letzte  gemeinsame  nia6gebend.  Und  es  geht 
nicht  an,  den  Inhalt  des  Art.  8  in  freier  Auslegung  etwa  dabin 
umzudeuten,  daß  ein  dem  materiellen  Inhalt  nach  fibereinstim- 
mendes Personalrecht  der  Ehegatten  auch  als  eine  „l^islatim 
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ronimune~  aufzufassen  sei :  zweifellos  ist  vielmehr  unter  der 
^deniihe  le'(/islation  commune'^  nur  ein  der  Quelle  nach 
gemeinsames  und  gleiches  Uesetz  der  Eliegatten,  eine  gemeinsame 
Staatsangeliürigkeit  ^)  verstanden;  de  concentione  ferenda  dürfte 
aber  zu  erwägen  sein,  ob  sich  nicht  eine  Umgestaltung  des 
Art.  8  in  der  beregten  Richtung  empfiehlt. 

bl  Ein  franzfisisclier  FJiemann  wird  durch  Naturalisation 
Ttalieiier  und  verliert  damit  seine  französische  Staat^angehörip-keit 
(Art.  17  Ziif.  1);  die  in  Frankreich  zurücklileibende  Ehefrau 
behält  ihre  französische  Staatsangehörigkeit  (cf.  C.  C.  ital.  10 
Abs.  4  und  oben  S.  254).  Die  Ehefrau  klagt  auf  Scheidung. 
Nach  bisherigem  Rechte  (wenigstens  soweit  das  Prinzip  des 
EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  1  befolgt  wurde),  war  die  Klage  überall 
unter  Anwendung  des  i  t  a  1  i  e  n  i  s  c  h  en  R  echtes  abzuweisen, 
mag  die  scheidungsbegründende  Tatsache  sich  vor  oder  nach 
dem  Staatsangehörigkeitswechsel  ereignet  haben.  Kach  Kon- 
ventionsrecht ist  die  Scheidung,  falls  nach  französischem 
Rechte  begründet,  überall  zuzulassen,  vorbelialtlich  der  Prohi- 
bitiv-Befugnisse  der  lex  fori.  Die  Klage  würde  dagegen  auch 
nach  Konventionsrecht  überall  abzuweisen  .sein,  wenn  auch  die 
Ehefrau  die  italienische  Staatsangehörigkeit  erworben  hätte, 
und  zwar  ohne  Unterschied  ob  die  scheidun^rsliegründende  Tat- 
sache vor  oder  nach  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  sich 
ereignet  hat,  nnd  ob  die  Naturalisation  der  Ehefrau  gleich- 
zeitig mit  derjenigen  des  Ehemannes  oder  erst  später  erfolgt 
ist.  Die  Ehe  würde  nunmehr  nach  Konventionsrecht  auch  dann 
unlösbar  bleiben»  w^in  etwa  der  Ehemann  hinterher  wieder 
die  riifiUgraMm  als  Franzose  erwirkt  lULtte  (Art  18  C.  C.  von 
1889),  ohne  daß  jedoch  die  Frau  gleichzeitig  auch  darum  nach- 
gesucht hätte :  die  JBShe  bliebe  dem  italienischen  Rechte  als  der 
letzten  gemeinsamen  Gesetzgebung,  unterstellt.  Nach  bisherigem 
Bechte  würde  in  solchem  Falle  nicht  nur  nach  E6  z.  BGB 
Art.  17,  sondern  auch  nach  herrschender  französischer  Praxis 

„Leur  derniere  loi  nationale  commune" ,  wie  es  />.  B.  in  dem 
Entwurf  über  die  Effets  du  mariage  etc.  Art.  3  (der  inhaltlich  durchaus 
gleichbedeutend  mit  unserem  Art.  8  ist:  vgl  KB  1894  8.  85  ond  83)  9m- 
drücklieb  heißt. 

11* 
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^ieEhe  wohl  ohne  alle  Bedenken  unter  Anwendnng  fruiiiteischen 
Itechtes  geschieden  worden  sein. 

2.  Die  Anwendung  des  Art.  4  kann  unter  Ums^den  er- 
hebliche Schwierigkeiten  bereiten,  wenn  das  seheidungs- 
l)egTandende  Ereignis  („Un  fait  qui  s^est  pasai  äUirs  qmtf*  eh., 
Art.  4)  sich  zum  Teil  yor,  zum  Teil  nach  dem  Staats- 
«ngehörigkeitswechsel  vollzogen  hat.  Die  Schwierigkeiten  sind 
TöUig  analt^  dei^enigen  des  intertemporalen  Scheidungsrechtes 
(cf.  EG  z.  BGB  Art.  201  Abs.  2,  Habicht  S.  600iF.),  nur  mit  der 
Komplikation,  daß  als  altes  und  neues  Recht  nicht  die  Gesetze 
des  nämlichen  Staates,  sondern  zwei  (oder  selbst  mehrere)  be- 
liebige Konventionsrechte  zeitlich  kollidieren  können. 

Keine  nach  Art.  4  unzulässige  Anwendung  des  neuen 
Heimatrechtes  liegt  selbstverständlich  dann  vor,  wenn  etwa  ein 
die  Scheidung  nach  dem  neuen  Heimatrechte  begründendes  Ver- 
halten, das  unter  dem  alten  Heimatrechte  begonnen  wurde,  auch 
unter  dem  neuen  Heimatrechte  in  einer  Weise  fortgesetzt  worden 
ist,  daß  auch  die  unter  dem  neuen  Heimatrechte  vollzogene  Tatsache 
allein  zur  Scheidung  genügen  wörde.  Schwieriger  wird  die  Ent- 
scheidung, wenn  nach  den  Sachnormen  dies  neuen  Heimatrechtes 
die  unter  dem  neuen  Heimatrechte  eingetretenen  Tatsachen  mt 
in  Verbindung  mit  dem  unter  dem  früheren  Heimatrechte 
eingetretenen  die  Scheidung  begründen.  Es  wäre  einerseits  un- 
richtig, in  solchem  Falle  den  Art.  4  strikt  dahin  zu  inter- 
pretieren, daß  die  vor  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  einge- 
tretenen Tatsachen  überall  dann  als  irrevelant  zu  gelten  hätten, 
wenn  sie  nicht  schon  unter  dem  alten  Heimatrechte  einen  per- 
fekten Scheidungsgrund  gebildet  haben :  denn  das  würde  zu  der 
offenbar  ungewollten  Konsequenz  führen,  daß  ein  fortgesetzter 
Tatbestand,  der  sowohl  nach  dem  frülieren.  als  nach  dem 
jetzigen  Heimatrechte  zur  Sch(  i(lu]i<i  genügt,  gleichwohl  für  un- 
genügend zu  erklären  wäre,  wenn  seine  Verwirklichung  sich 
von  dem  einen  in  das  andere  Recht  liinüber  gezogen  hat.  Es 
geht  andererseits  nicht  an,  den  unter  dem  neuen  Heimatrecht 
vollendeten  (fortgesetzten)  Tatbestand  nunmehr  in  seinem 
ganzen  Verlauf  ausschließlich  nachdem  neuen  Heimatrechte 
zu  beurteilen;  denn  es  würde  nicht  nur  dem  Texte,  sondern 


Digitized  by  Google 


Die  Huger  SobeidimgspKonveiitioii. 


257 


auch  dem  (5 eiste  des  Art.  4  (ebenso  wie  dem  des  EG  z.  BGB 
Art.  201  Abs.  2)  zuwiderlaufen,  wenn  jemals  einer  Tatsache, 
von  welcher  die  Ehegatten  nach  dem  sie  s.  Z.  beherrschenden 
8cheidungsrec1ite  weder  wußten  noch  wissen  konnten,  daß  er 
„überhaupt  den  Bestand  der  Ehe  in  Frage  zu  stellen  geeignet 
sei"  {Motive  EG  288),  lünterher,  durch  Staatsangehörigkeits- 
wechsel, der  Stempel  eines  scheidungsbegründenden  Ereignisses 
rückwirkend  aufgedrückt  werden  könnte.  Das  richtige,  mit 
Geist  und  Wortlaut  des  Art.  4  liarmonierende  Pt  iiizip  dürfte 
hiernach  etwa  dahin  zu  formulieren  sein:  ein  nach  dem  neuen 
Heiniatrechte  scheidungsbegründendes  Verhalten  muß  in  jedem 
Falle  mit  Bezog  auf  denjenigen  Teil  des  Tatbestandes,  welcher^ 
nnter  dem  alten  Heimatrechte  abgelaufen  ist,  den  Charakter 
eines  im  weiteren  Verlaufe  scheidungsbegrfindenden 
Ereignisses  auch  nach  dem  alten  Heimatrechte  gehabt  haben. 
Hiermit  ist  der  Rücksicht  auf  das  alte  Heimatrecht  genügt. 
Weder  brancht  also  der  Scheidungsgrund  schon  unter  dem  alten 
Heimatrechte  perfekt  und  klagbar  geworden  zu  sein;  noch 
braucht  der  erst  nach  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  perfekt 
gewordene  Scheidungsgrund  als  solcher  auch  dem  alten  Heimat- 
rechte zu  genügen:  der  unter  dem  neuen  Heimatrechte  abge- 
laufene Teil  des  neuen  Tatbestandes  hat  in  jedem  Falle  mit 
dem  früheren  Heimatrechte  nichts  mehr  zu  tun,  und  die  Frage, 
ob  der  abgeschlossene  Sachverhalt  zur  Scheidung  genügt,  ist 
daher  —  sobald  Jene  Voraussetzung  für  die  unter  dem  alten 
Heimatrechte  abgelaufene  Zeit  gegeben  ist  —  ausschließlich 
nach  dem  neuen  Heimatrechte  zu  beurteilen. 

Gesetzt  z.  B.  ein  norwegisches  Ehepaar  erwirbt  durch 
Naturalisation  die  holländische  Staatsangehörigkeit  (und  verliert 
damit  ipso  iure  die  norwegische:  cf.  Weiß  1 650).  Zwei  Jahre 
vor  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  hat  der  Ehemann  die  Frau 
böslich  verlassen;  die  bösliche  Verlassuug  dauert  nach  dem 
Staatsangehörigkeitswechsel  weitm  drei  Jahre  an.  Nach  nor- 
wegischem wie  nach  holländischem  Rechte  ist  bösliche  Ver- 
lassnng  Scheidungsgrund;  nach  ersterem  aber  nur,  wenn  sie 
drei  Jahre,  nach  letzterem,  wenn  sie  fünf  Jahre  angedauert 
hat  ^Lehr,  Dr.  civ.  scand.  No.  669;  Burg.  Wetb.  264,  266). 
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Die  Scheidung  ist  zulässig,  obschon  zur  Zeit  des  Staatsangehörig- 
keitswechsels noch  keine  Tatsache  vorlag,  welche  nach  nor- 
wegischem Rechte  als  Scheidimgsgrund  genügt  hätte,  und  der 
seit  dem  Staatsangehörigkeitswechsel  abgelaufene  Zeitraum  für 
sich  allein  nicht  genügen  würde,  um  nach  holländischem  Rechte 
die  Scheidung  zu  rechtfertigen. 

Wären  die  Ehegatten  aber  Schweden,  nicht  Nor\v'eger 
gewesen,  so  müßte  außerdem  für  die  beiden  Jahre,  als  die  Ehe- 
gatten noch  schwedische  Staatsangehörige  waren  (aber  nur  für 
diese  Zeit),  nachgewiesen  sein,  daß  der  Ehemann  außerLandes 
sich  aufgehalten  habe  (eine  Qualifikation,  die  nach  schwedischem 
Rechte  erfordert  wird,  um  die  Scheidung  wegen  böslicher  Yer- 
lassung  zu  begründen,  cf.  Olivecrona,  J.  X  357).  Ohne  diesen 
Nachweis  könnte  die  Scheidung  in  diesem  Falle  erst  dann  jre- 
f ordert  werden,  wenn  volle  fünf  Jahre  seit  der  holländischen 
Naturalisation  umlaufen  wären. 

(ianz  Hliiili(  he  Beispiele  lassen  sirli  für  den  Scheidunjisfall 
bei  Geisteskrankheit  konsti'uiereii.  Aliiilich  aber  vor  allem  aueli 
füi'  den  Fall  der  „Konversion",  sobald  man  es  —  wie  oben  als 
regehnäßifT  zutreffend  dargelegt  —  vom  Standpunkt  des  neuen 
Heimatreclites  für  rielitig  anerkennt,  daß  auch  ein  ausliindisches 
8ei)arationsnrteil  zur  ..Konversion"  vor  inländiselien  (i erlebten 
gebraucht  werden  darf.  Und  zwar  wird  man  in  diesem  Falle 
regelmäßig  zu  dem  Ergebnisse  kommen,  daß  das  unter  dem 
frülieren  Heimatrcehte  ergangene  Separationsurteil  grundsätzlich 
aucli  dann  zu  einer  nach  dem  jetzicren  TTeimatrechte  zulässigen 
Konversion  gebraucht  werden  kann,  wenn  eine  snlcht/  T'm- 
wantllung  nach  dem  früheren  Ikimatrechte,  unter  welchem  das 
Separationsurteil  ergangen  ist,  nicht  zulässig  gewesen  wäre : 
dies  tibcr  nur  dann,  wenn  man  sich  zu  der  oben  dargelegten 
Auffassung  bekennt,  daß  niclit  die  Ursache  des  8eparatil^n^- 
urteils,  s(»iidern  das  (eine  gewisse  Zeit  hindurch  fortgesetzte) 
Bestellen  der  S('i)aration  den  ^gesetzlichen  Konversions- 
(Sclieidungs-)  Grund  l)ildet:  eine  Krage,  die  lediglich  Sache  der 
Auslegungsfrage  des  neuen  Heimatreclites  ist.  n.  E.  aber,  wie 
oben  dargelegt,  in  der  Regel  in  letzterem  Sinne  zu  l)eantworten 
sein  wird.  Wenn  das  neue  Heimatrecht  die  Scheidung  zuläßt, 
so  ist  die  Ehe  vom  Bande  lösbar. 
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3.  GleichgUtig  ist  dabei,  ob  das  Ueimatrecht,  unter  welchem 
die  Ehe  geschlossen  war  (der  Staat,  welchem  die  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eheschließung  angehörten,  in  welchem  sie  sich 
verehelicht  haben),  die  Scheidung  verwirft.  Unhaltbar  wäre 
nach  Konyentlonsrecht  ein  Standpunkt,  wie  ihn  z.  B.  der  Kass.- 
Hof  Torino  (vgl  dagegen  Modena  12.  4.  98,  Monitore  d.  Trib, 
1898  S.  348)  in  dem  oben  zitierten  Urteile  vom  21.  11.  00 
einnimmt,  dais  eine  in  Malien  „col  vincoHo  della  indissohiMitä" 
geschlossene  Ehe  auf  keine  Weise  dieser  Unldsbarkeit  entzogen 
werden  könne;  oder  wie  ihn  die  englischen  Gerichte  früher, 
als  es  auch  in  England  noch  keine  gerichtliche  Scheidung  gab 
(vor  1857),  vertraten.  Vgl.  z.  B.  Lolleys  Case  1812,  Bussel 
4b  My.  S.  237  ff.;  Mac  Carthy  v,  Decaiw  1831, 
Bu,  db  My.  S.  615  ff.,  daß  ;,im>  sentence  or  act  of  any  foreign 
country  or  State  coiUd  dissolve  an  english  marriage 
(Lolley)  „a  marriage  cel^rated  in  England"  (Decaix),^) 
■  Ist  es  aber  von  Einfluß  auf  die  Rechtsanwendung,  wenn 
die  Naturalisation  der  Eheleute  ifi  fraudem  legis  erfolgt  ist, 
d.  i.,  wenn  sie  eben  nur  zu  dem  Zwecke  die  neue  Staatsange- 
hörigkeit erworben,  haben,  um  die  Möglichkeit  einer  Scheidung 
zu  erlangen?  Die  früher  in  Theorie  und  Praxis  lebhaft  um- 
strittene Frage  ist  von  großer  Bedeutung;  Fälle  der  Art  sind 
häufig,  wie  namentlich  die  italienische  und  östeireichische  Praxis 
beweist,  ja  sie  bilden  vielleicht  das  Hauptkontingent  der  in 
diesem  Zusammenhange  auftauchenden-);  sie  werden  vielleicht 


^)  Spater  ailordiiigä  hat  mau  diese  Eiitsibeiduugeu  —  zweifellos  gegeu 
ihren  Inlialt  —  (vgl.  namuitUch  den  Tatbestand  Deeaüe)  dabin  umgedeutet, 
daß  unter  „engUth  marriag^*  nur  eine  solche  Ehe  sn  verstehen  sei,  bei 

welcher  ,,the  parties  are  domiciled  in  England  at  the  titne  of  the  divorce", 
-•^  Verworfen  wurde  die  Einrede  der  fraudulösen  Naturalisation  von 
Tril).  AfiKieiia  12.  4.  98,  Monit.  Trib.  18t)8  S.  :UH  iltalicner.  die  in 
Italien  geheiratet,  waren  nach  Deiituchlaud  ausgewandert  und  hatten  sich 
in  München  scheiden  lassen :  das  Scheidungsurteil  wird  in  Italien  anerkannt) ; 
ebenso  Trib.  Brescia  am  16. 4. 98,  Mtmü,  1886  S.  428  (fflr  Italiener,  die 
nach  der  SekioeiM  ausgewandert  waren  und  sich  dort  hatten  scheiden  lassen) ; 
beide  wurden  aufgehoben  von  Cass.  Torino :  Monit.  dei  Trib.  15)00  S.  981  ff. 
nnd  dabei  ausdriicklii  h  iiiitn-  den  sonstigen  (bedenklichen)  Gründen  festgestellt: 
f  Concor re  la  frodc  alle  nostre  leggi  ed  e  risaputu  die  non  posaono 
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in  Zukunft  noch  häufiger  und  bedeutsamer  werden,  weil  es  nnter 
dem  Konventionsrechte  mehr,  wie  yielfach  bisher,  möglich  sein 
wird,  durch  bloße  Wohnsitzyerlegong  der  Anwendung  des 
heimatlichen  Scheidungsrechtes  zu  entgehen. 

Die  au^worfene  Frage  ist  nach  Konventionsrecht  unbe- 
dingt zu  verneinen,  wie  sie  nach  richtiger  Auffassung  auch 
bisher  schon  überall  zu  verneinen  war.^)  Ausdrücklich  steht 
das  zwar  nicht  in  der  Konvention,  und  mit  Gründen  wie  den 
sonst  für  die  Einrede  der  fnma  legis  angeführten,  könnte  man 
am  Ende  auch  versuchen  wollen,  diesen  Begriff  in  das  Konven- 
tionsrecht hineinzumanipulieren ;  z.  B.  zu  behaupten,  daß  eine  zur 
Umgehung  des  Personalstatnts  vorgenommene  Naturalisation 
überhaupt  nur  „fiktiv'^  sei  (cf.  Laurent  a.  a.  0.,  speziell  IH  531). 
Allein  es  ergibt  sich  klar  aus  dem  Inhalte  der  Art.  4  und  8, 
daß  bei  einem  gemeinschaftlichen  Staatsangehörigkeitswechsel 
der  Eheleute  nicht  das  frühere,  sondern  das  letzte  (zur  Zeit 
der  Klageerhebung  bestehende)  Heimatrecht  maßgebend  sein  soll, 
lediglich  mit  der  aus  Art.  4  sich  ergebenden  Modifikation;  und 
es  würde  geradezu  einer  reservatio  mentalis  gleichkommen, 
wenn  diesen  Grundsätzen  gegenüber  etwa  der  frühere  Heimat- 
staat sich  stillschweigend  das  Recht  vorbehalten  wollte,  einen 
Staatsangehörigkeitswechsel,  dessen  öffentlich-rechtliche  Gül- 
tigkeit unanfechtbar  ist,  in  ihren  ci vi  1-rechtlichen  Wirkungen 
beanstanden  zu  wollen.  Der  frühere  Heimatstaat  ist  zwar  — 
wie  oben  dargelegt  wurde  —  keineswegs  behindert,  die  Be- 
dingungen, unter  denen  seine  Staatsangehörigkeit  verloren  wird 


ritenersi  validi  atti  eseguiti  in  frode  alla  legge  patria,  ai  pHndpi  dt 
ordine  e  diritto  pulhUeo  da  essa  stabüiti  etc.*;  TgL  ferner  Itoeaiy  J. 
ZXX  867  ff.  mit  den  Zit  —  FOf  Öetmeich  ivird  die  Frage  besonders  praktisch 
liei  den  Klansenburger  (Siebenbürger)  Ehen. 

»)  Bar  I  22:^  ff.,  Rolin  II  108.  Rossi,  T  XXX  268  ff.,  Trib.  Modena 
12.4.98  Zit.  und  Brescia  10.4.98;  boi  Biizzati  S.  24 ff.,  36 ff.  zit. 
iul.  UrteUe;  Laurent  II  ö3ö  ff.  u.  Zit.,  III  288  S.,  291,  53U  ff.,  V  379  ff., 
Yin  185 ff.;  Weißl4mn.  sit.  fnu».  I*raxi8  (sellMt  pro);  Nabele,  J. 
XIV  578;  Teiehmann  S.U;  Wharton  §  686;  Tiib.  QeuoM  15.6.96^ 
J.  XXV  969;  Gass.  Tocino  {Mmit.  de  Trib.  1900  S.  981  ff.).  Vgl.  anch  die 
amerikanischen  Statats  von  Delaware  und  Maine:  Niemeyer  a.  a.  0. 
No.  289  u.  299. 
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oder  aufrecht  erhalten  bleibt,  beliebig  zu  normieren;  er  kann 
sowohl  —  wie  in  Deutschland  und  anderen  Staaten  —  allgemein 
festsetzen,  daß  lediglich  durch  eine  Naturalisation  in  fremden 
Landen  die  eigene  Staatsangehörigkeit  nicht  verloren  gehe,  als 
auch  unter  besonderen  Voraussetzungen  (vgl.  die  oben  zitierten 
Bestimmungen  bezüglich  der  Ehefrau)  trotz  der  neuen  Staats- 
angehörigkeit die  alte  aufrecht  erhalten.  Allein  er  kann  nicht 
ohne  Konventionsbruch  einer  nach  dem  Bechte  des  fremden 
Staates  rite  erfolgten  Naturalisation  die  Rechtswirkung  einer 
solchen  gerade  nur  fflir  das  Scheidungsrecht  absprechen; 
er  kann  sich  nicht  anf  den  Standpunkt  stellen,  der  Naturalisation 
gerade  deshalb  und  nur  deshalb  die  konventionsmäßige  Wirkung 
zu  versagen,  weil  sie  zu  dem  Zwecke  vorgenommen  worden  ist, 
diese  konventionsmäßig  garantierte  Wirkung  herbeizuführen. 
Dieser  Standpunkt  selbst  wäre,  wie  bereits  bemerkt  wurde, 
nichts  anderes  als  eine  frans  legis  im  üijerstaatlichen  Sinne, 
sc.  conventioms  (ühereinstimmend  Niemeyer ,  Deutsche  Jn- 
r Uten-Zeitung  IX  oKii.  uinsomehr  als  die  Tatfrage,  ob  wirklic  h 
die  Naturalisation  nur  zu  dein  Zwecke  der  Sclieidimgsmögliftkeit 
erfolgte,  in  den  meisten  Fällen  überaus  zweifelhaft  sein  wird 
und  ihre  Zulassung  schon  deshalb  der  Umgehung  der  Konvention 
Tür  und  Tor  öffnen  würde. 

Daß  die  Einrede  der  fraus  legis  für  das  Scheidiinf>srecht 
als  verworfen  anzuseilen  ist,  ergibt  sich  überdies  aucli  aus  der 
Entstehungsgeschichtt  der  Konvention;  der  erste  holländische 
Konferenzprogranimentwurf  von  1893  stellte  für  das  Scheidungs- 
recht folgende  Fragen  {Actes  1893,  I  S.  10): 

1.  „JSst~ce  la  loi  du  Juge  ou  la  loi  personneUe  lloi 
nationale  ou  loi  de  domicilej  des  epoujc  qui  decide  sH  est 
possible  de  proceder  ä  la  Separation  de  corps  ou  au  divorcCy 
et  qui  determine  les  effets  de  l'une  et  de  lautre? 

2.  En  admettant  que  c  eat  la  loi  jpersonnelle  des  epouai, 
que  faut-il  decider  ? 

a)  Si  la  loi  personnelle  des  epoux  n'est pas  la  menie  (ce 
qui  peiff  arricer,  enire  autres,  lorsqu'il  s'agit  d  un  proces  de 
divorce  entre  epoux  separes  de  corps  sous  le  regime  d  une 
loi  qui  accorde  a  la  femme  separee  un  domicüe  distinct  de 
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celui  du  maH  ou  qui  lui  pennet  de  changer  de  naHonalitä 
Sans  le  concours  du  mari,  au  si  le  mari  s'est  faU  naiuräliser 
dans  un  pays  <m  cette  na^raUstsHtm  n'eniratne  pas  ceUe 
de  la  femme)? 

b)  Si  les  deux  4poux  ont  changä  de  naHonalitS  (ou  de 
domicUe)  dans  le  but  manifeste  de  se  soustraire  aux  l&is  de 
leur  patrie  ou  de  leur  domkOe  anterieur,  et  d'obtemr  le 
divorce  ou  la  siparaOon  de  corps  saus  le  regime  d'une 
autre  Ud? 

c)  Si  le  maH  s*est  fcM  mUuniliser  dans  un  autre  paffs 
(ou  ü  a  pris  domicHe)  et  si,  par  ce  fait  du  mari,  la  femme 
a  igalemewt  changi  de  naOonalit^  (ou  de  domicHe)?^' 

Die  Fragen  1»  2  a  und  c  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  alle 
von  den  Konferenzen  ausdrücklich  behandelt  und  entschieden 
worden.  Die  Frage  2  b  wurde  völlig  mit  Stillschweigen  über- 
gangen ^) ;  und  wenn  irgend  wo,  so  dürfte  hier  das  Stillschweigen 
ein  qucilificiertes  sein;  die  Antwort  ist  eben  durch  Art.  8  und 
4  mitgegeben.  Es  gibt  keine  scheidungsbegründende  Bück- 
wirkung des  neuen  Heimatrechtes.  Es  ist  niemals  möglich, 
eine  Tatsache,  die  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Heimat- 
rechtes gestanden  hat,  zum  scheidungsbegründenden  Ereignis  zu 
stempeln.  Damit  ist  einer  „frandulösen"  Ausbeutung  der  Natu- 
ralisation, insoweit  man  dies  für  richtig  und  notwendig  gehalten 
hat,  begegnet.'^)  Ein  „überstaatlicher  Ansprach  des  früheren 
Heimatreclites,  auch  spätere  unter  der  Herrschaft  des  neuen 
Heimatreclites  sich  ereip^nende  Tatsachen  mit  seiner  Sclieidungs- 
norm  zu  ergreifen,  ist  iiiclit  anerkannt  worden  und  kann 
rationell  nicht  anerkannt  werden,  Kine  Ehe  von  Hpaniern, 
Italienern  etc.  ist,  ihrem  lieiniatreehte  gemäß,  unlösbar.  Aber 
diese  Unlösbarkeit  bildet  so  wenig  wie  die  Staatsangeliürjgkeit 
auf  der  sie  beruht,  einen  Charakter  indelehiJis.  Steht  einmal 
fest,  daß  die  Elieleute  an  iStelle  ilirer  ui'sprünglichen  Staats- 

^)  Eb  findet  Bich  weder  in  den  Protokollen  noch  in  den  Yorvwbandlungen 
der  Konferenzen  eine  darauf  besttgliehe  Bemerkung. 

Konferenzbericht  IfHW  S.  209:  „(ktlte  riffle  iearte  certatnes  fi  audcs 
au.rquclles  pourrait  (hnnicr  Umt  mt  chnugevient  de  nationäliti" ;  cl.  die 
oben  (S.  24üj  zit.  Stelle  aus  Gebharda  Mutiven. 
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angehörigkeit  eine  andere  erwerben  können,  und  steht  weiterhin 
fest,  daß  mit  dem  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  auch  das 
Scheidungsstatat  wechselt,  so  wäre  es  geradezu  paradox,  diese 
normale  Folge  des  Staatsangehörigkeitswechsels  —  den  Statuten- 
Wechsel  —  gerade  dann  und  nur  dann  nicht  eintreten  zu 
lassen,  wenn  die  Absicht  der  Parteien  Just  darauf  gerichtet 
war,  diese  Bechtsfolge  hert>eizuffihren. 

4.  Auch  hier  gilt  durchweg  das  Nämliche  für  den  »gröberen'* 
Fall,  wie  für  denjenigen  der  Scheidungsgr finde;  und  auch  hier 
kommt  es  (speziell  ffir  die  Anwendung  des  Art.  4)  nicht  darauf 
an,  ob  der  j^elteiid  gemachte  Scheidungsgnmd  in  abstracto 
nach  beiden  Gesetzgebungen  (dem  früheren  und  dem  jetzigen 
Heimatreclite)  zugelassen  ist,  sondern  ob  iti  concreto  nach  diesem 
wie  nach  jenem  Rechte  die  Scheidung  auszusprechen  wäre. 
Dies  ist  aut"  speziellen  Antrag  des  österreichischtii  Delegierten 
unit  Bezug  auf  den  1^'all  der  „siebenbürgisrlien  Klit  ii"  >  aus- 
drücklich von  Renault  als  die  einstiiniiiipf  Auffassung  der 
Kommissionsmitglieder  erklart  und  von  dem  Konierenzpräsideuten 
bestätigt,  worden  {Actes  1900  S.  194). 

5.  Die  durch  Art.  4  vorgeschriebene  (Tesetzeskuniulation 
der  beiden  in  Betraclit  kommenden  Heiinatrechte  ist  eine  obli- 
gatorische, durcli  überstaatliche  Norm  festgelegte  Kegel,  die 
weder  auf  dem  Wege  des  —  liier  wie  überall  (abgesehen  von 
Art.  1  der  ElieschlieljungskonveMtion)  —  verworfenen  Ver- 
weisun^sprinzips  noch  auf  anderweitige  Art  durcli  eine 
abweichende  innerstaatliche  Kollisionsnorm  modifiziert  werden 
kann.  Es  ist  also  hier  auch  niclit  etwa  —  wie  nacli  Art.  8 
der  Konvention  dem  neuen  Heimatstaatc  freigestellt,  selbst 
das  frühere  (zur  Zeit  des  sclieidungsbegründenden  Aktes  be- 
strhcnih'!  H(  iinat iccht  a u s s c h Ii e ß  1  i c Ii  für  maßgebend  zu  er- 
klären; ebensowenig  wie  umgekehrt  der  frühere  Heimatstaat 
auf  die  Anwendung  seines  Rechtes  verzicliten  und  dem 
späteren  Heimatstaat  die  ausschließliche  Saclikompetenz  zu- 
sprechen kann.  Die  Kumulation  beider  Scheidungssachnormen 
(in  negativ-prohibitivem  Sinne)  ist  überstaatlich  als  das  Korrekte 
und  Billige  anerkannt  worden,  und  ein  innerstaatliclier  Verziclit 
kann  und  darf  an  dieser  —  nicht  nur  im  Interesse  der  Staaten, 
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sondein  auch  in  denjenigen  der  lechtsuchenden  Parteien  — 
aufstellten  Begel  nidits  ändern.  Dies  gilt  anch  dann,  wenn 
die  Scheidungsklage  vor  den  Gerichten  des  neuen  Heimatstaates 
anhangig  ist,  das  nene  Heimatrecht  also  gleichzeitig  die  lese 
fori  ist.  Gesetzt  z.  B.  die  italienische  Praxis  wollte  (in  rezi- 
proker Ausdehnung  der  Urteilsgrunde  des  Kass.-Hofs  Torino, 
cf.  S.  145)  sich  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß  im  Ausland 
geschlossene  Ehen  auch  nach  erfolgter  italienischer  Naturalisation 
der  Meleute,  gemäß  dem  früheren  ausländischen  Heimatrechte, 
unter  welchen  der  Scheidungsgrund  sich  ereignet  hat,  auch  jetzt 
noch  geschieden  werden  können,  so  würde  eine  solche  Scheidung 
konventionswidrig  sein:  mit  dem  Erwerb  der  italienischen 
Staatsangehörigkeit  hat  Jeder  der  Ehegatten  das  Becht  erworben, 
in  MHm  nach  ihrem  neuen  italienischen  Heimatgesetze  ge^ 
richtet  zu  werden,  gleich  andern  Italienern,  und  demgemäß  die 
Unlösbarkeit  der  Ehen  gemäß  Art  1  und  8  anerkannt  zu  sehen. 
Art.  3  ündet  hier  keine  Anwendung:  die  leäp  foH  kann  wohl 
als  lex  fori  auf  die  Anwendung  des  eigenen  Bechtes  zu  Gunsten 
des  ausländischen  Heimatrechtes  verzichten;  nicht  aber  dann, 
wenn  sie  selbst  gleichzeitig  Heimatrecht  ist. 
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Österreichisch-ungarische  Konsulargerichtsbariceit 

Von  Dr.  Isidor  Behwmria,  Begiernngskoiuipitt  in  Sarajevo. 

In  dem  1904  erschienenen  zweiten  Teile  des  internationalen 
Civilprozeßrechtes  von  Meili  wird  p.  364 — 305  in  Ansehung 
des  von  den  österreichisch-ungarischen  Konsulargerichten  an- 
zuwendenden Rechtes  Folgendes  gelehrt.: 

„Österreich-Ungarn  hat  in  einer  Verordnung  vom  Jahre  1855 
(die  ursprünglich  nur  für  die  Konsulate  in  der  Türkei  galt, 
dann  aber  auf  alle  Konsulate  in  nichtchristlichcn  Ländern  aus- 
gedehnt wurde)  bestimmt,  daß  das  österreichische  Recht  an- 
zuwenden sei,  soweit  nicht  ein  besonderes  alltremein  anerkanntes 
Gewohnheitsrecht  oder  kundgemachte  besondere  Anordnungen 
etwas  anderes  festsetzen  oder  es  in  dem  Gerichtsbezirk  des 
Konsulargerichts  an  denjenigen  Ermächtigungen  oder  tatsächlichen 
Verhältnissen  fehlt,  welche  die  Anwendung  des  österreichischen 
Gesetzes  voraussetzt." 

In  diesem  Abschnitte  sind  zwei  Irrtümer  unterlaufen. 

1.  1855  hat  Österreich-Ungarn  nicht  existiert,  das  König- 
reich Ungarn  samt  Nebenländern  war  1849—1867  de  facto  ein 
integrierender  Bestandteil  des  Kaisertums  Österreich,  eine 
österreichische  Provinz.  Ein  Blick  in  die  von  Meili  allegierte 
Kaiserliche  Verordnung  vom  Jahre  1855  (29.  1.  1855  Nr.  23 
des  RGB  für  das  Kaisertum  Österreich),  welclie  in  der  von  ihm 
benutzten  ersten  Auflage  des  Werkes  von  Malfatti  dt  Monte 
TrettOj  Handbuch  des  österreidiisch-ungarischen  Konsular- 
wesens, Wien  1879,  S.  366—369,  vollinhaltUch  abgedrackt  ist, 
hätte  ihn  belehrt,  dafi  die  zitierte  Verordnung  nur  von  „öster- 
reichischen Untertanen  und  Schntzgenossen*^  spricht.  Im  Jahre 
1865  gab  es  de  facto  nur  ein  Kaisertum  Österreich,  die  von 
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Meili  zitierte  Verordnung  vom  Jahre  1855,  welche  eijrentlich 
Gesetz  ist,  weil  in  der  damaligen  absoluten  Epoche  kein  Unter- 
schied zwischen  Oesetz  und  Verordnung  bestand,  konnte  also 
nicht  von  Österreich-Ungarn  erlassen  werden,  nachdem  Österreich- 
Ungarn  erst  SL'it  dem  Jahre  1867  besteht.  . 

2.  Meili  sclieint  aber  auch  übersehen  zu  haben,  daß  die 
zitierte  kaiserliche  Verordnung  vom  Jahre  1855  in  ihren  wesent- 
lichen Bestandteilen  durch  das  im  Jahre  1891  gescliaffene 
<>sterreichische  bezieliungsweise  ungarische  TJesetz  betreffend  die 
Errichtung  eines  österreichisch-ungarischen  Kosuhirobergerichtes 
in  Konstantinopel  (österreichisches  (besetz  vom  30.  August  1891 
Nr.  \'M\  K(;B  und  ungarischer  GA  XXXI  1891)  längst  außer 
Wirksamkeit  gesetzt  ist.  Mit  dieser  seiner  Unwissenheit  steht 
aber  Meili  nicht  allein.  In  dem  1898  zu  Leipzig  erschienenen 
Werke  von  Karl  Lipp  mann:  ,J)ie  Kon  salar Juri  fidiktion 
im  Orient  '  lesen  wir,  daß  die  (Gerichtsbarkeit  über  die  öster- 
reichisch-ungarischen Konsuln rirerichte  in  der  Türkei  und  in 
Äpvpten  in  zweiter  Instanz  dem  Oberlandesgericlite  in  Triest, 
m  dritter  Instanz  dem  obersten  Gerichtshöfe  in  Wien  zusteht. 
Das  obzitierte  österreicliisclie  Gesetz  vom  30.  August  1891 
Xr.  13()  R(iB  beziehungsweise  der  ungarische  (tA  XXXI  1891 
ist  für  Lippman  n  ebenso  terra  incognita  wie  für  Meili. 
Deshalb  weiß  auch  Lippmann  von  der  Einschränkung  der 
Konsulargerichtsbarkeit  in  Ägypten  nichts  (vgl.  §  19  des  zitierten 
österr.  und  ungar.  Gesetzes). 

Um  der  Weiterverbreitung  solcher  unrichtiger  Darstellungen 
vorzubeugen,  wird  es  keine  verschwendete  Mühe  sein,  das 
österreichische  Gesetz  vom  30.  August  1891  Nr.  136  IKiB  be- 
ziehungsweise den  ungarischen  GA  XXXI  1891,  welche  die 
Grmidlage  der  heutigen  österreichisch -ungarischen  Konsolaiv 
gerichtsbarkeit  bilden,  in  dipser  Zeitschrift  kurz  zu  besprechen. 
Herv^orgehoben  muß  werden,  daß  die  erwähnten  beiden  Gesetze 
mit  einander  übereinstimmen,  was  sich  schon  daraus  ergibt, 
daß  sie  eine  zwischen  Österreich  und  Ungarn  gemeinsame  An- 
gelegenheit, d.  h.  ein  und  dieselbe  Alaterie  regeln.  Deshalb 
sind  auch  beide  Gresetze  zu  gleicher  Zeit  in  Wirksamkeit  getreten 
(§  21  des  dst.  und  ung.  Ges.),  deshalb  bleiben  sie  auch,  sofern 
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keine  Verläii^rcninfr  erfolg-cn  sollte,  dieselbe  Zeitlano-  in  (üeltunj? 
(durch  zehn  Jahre  von  dem  Tajre  angerechnet,  an  welelieni  sie 
in  Kraft  getreten  sind,  d.  Ii.  vom  1.  Januar  bis  1.  Januar  1908) 
und  deshalb  wird  auch  übereinstimmend  li;  20  des  öst.  und  des 
nnp.  (ies.)  verfügt,  daß  während  der  erwälinten  Zeit  das  i'jster- 
reichische  oder  ungarische  (Jesetz  nur  dann  aufgehoben  oder 
insofern  abgeändert  werden  kann,  als  das  eine  Gesetz  auf^chdben 
oder  in  gleichartiger  Weise  abgeändert  wird.^)  Eine  vollständig 
erschöpfende  Darstellung  der  österreicliisch-ungarisclien  Konsular- 
gerichtsbarkeit ist  aber  außerlialb  des  Rahniens  dieser  Arbeit 
gelegen,  weil  dieselbe  ein  ganzes  Buch  erfordern  würde.  Wir 
besitzen  zwei  ausgezeichnete  Werke  über  unseren  (gegenständ 
aus  der  jüngsten  Zeit,  aus  welchen  der  Leser,  welcher  sich  für 
diese  Materie  interessiert,  alle  Details  zu  schöpfen  in  der  Lage 
ist.  Diese  Werke  sind :  Handbuch  des  österreichisch-ungarischen 
KonstiJancesens  von  Josef  Freiherr  von  Malfatti  di 
Monte  TrettOf  Sektionschef  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
k.  und  k.  Hauses  and  des  Äußern,  2.  Auflage,  Wien  1904 
(L  Band:  Konsulartvesen,  II.  Band:  Konsidarnormalien:  die 
von  Mein  benutzte  erste  Auflage  von  1879  ist  infolge  der 
vielfachen  Änderungen  der  Gesetzgebung  gänzlich  veraltet)  und 
eine  ausgezeichnete  Studie -des  Sektionsrntes  im  k.  ung.  üandels- 
ministerium  Dr.  Wilhelm  Lers,  welche  aber  leider  nur  in 
ungarischer  Sprache,  Budapest  1904,  erschienen  ist  (unter  dem 
Titel  „A  kon&uli  biräskodds  intäem^Hge**  —  „Die  Institution 
der  Konsulargerichtsbarkeit')  und  wegen  ihrer  Tortreffiiich 
historisch-^ogmatiflchen  Darstellung  einer  deutschen  Übersetzung 
würdig  w&ie.  Auch  der  Artikel  „Consulibiräskadäs"  (Konsular- 
gerichtsbarkeit) Yon  einem  ungenannten  Autor  in  dem  von 
Dr.  Desider  Mdrkus  herausgegebenen  „Magtfar  ^tgi 
Leaeikon*^  {Ungarisches  EetMslexikim^  lY.Band,  Budapest  1899, 
8.  652 — 661)  entiiält  eine  gute,  knappe  Darstellung  der  bezüg- 
lichen Materie. 

^)  Die  Abweichungen  in  beiden  Gesetioi  bertthren  das  Wesen  der  Sacbe 
nicht,  sondern  sind  nnr  Folgen  der  vendiiedaieii  konstitutionellen  und 
JUBtiziellen  Verhaltnisse  in  den  beiden  Staaten,  vgl.  z.  V>  di(  in  (Um  öst. 
Gesetz  nicht  enthaltenen  Bestimmungen  der  §§  6,  13  letzter  Absatz  und 
18  letzter  Absatz  des  ungar.  Gesetzes. 
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Bevor  wir  aber  die  Besprechung  der  erwähnten  zwei 
Gesetze  heginnen,  müssen  wir  mit  einigen  Worten  jene  staats- 
rechtlichen Bestrebungen  skizzieren,  welche  die  beiden  Gesetze 
veranlaßt  haben. 

Als  der  sogenannte  staatsrechtliche  Ausgleich  vom  Jahre 
1H67  aus  dem  Kaisertum  Österreich  die  zwei  unabhängigen 
Staaten  Österreich  und  Ungarn  schuf,  blieb  diese  staatsrechtliche 
Evolution  in  bezug  auf  die  österreicliisch-ungarisciie  Konsular- 
gerichtsbarkeit ohne  jeden  Einfluß.  Im  Stui-m  und  Drang  der 
Ereignisse  nach  der  Katastrophe  auf  den  Schlachtfeldern  von 
Sadowa  hatte  man  keine  Zeit  sich  mit  dieser  Angelegenheit  zu 
bescliäftigen.  Die  ungarisclien  Staatsmänner  waren  mit  dem 
Ausbau  des  selbständigen  ungarischen  Staates  zu  stark  bescJiäftigt, 
als  daß  sie  Zeit  gefunden  hätten,  sich  mit  dieser  Frage  zu 
befassen.  Infolgedessen  l)lieb  bei  den  österreichisch-ungarischen 
Konsulai-gerichten  der  Status  quo  erhalten,  wie  er  im  Jahre  18ti7 
bestanden  hatte.  Die  Konsulargerichte  wendeten  auch  in  bezug 
auf  die  iingarisrhen  Staatsangehörigen  das  (Ksterreichische  Recht 
an  und  der  Kechtszug  gegen  ihre  Entscheidungen  ging  in  zweiter 
Instanz  an  die  österreicliischen  Oberlandesgerichte  (Wien,  Lem- 
berg, Triest,  Zara)  und  in  letzter  Instanz  an  den  k.  k.  öster- 
reichischen obersten  Gerichtshof  in  Wien.  Es  hieße  Eulen  nach 
Athen  tragen,  wenn  man  noch  hervorheben  w'ollte.  daß  dieser 
Zustand  der  Dinge  mit  der  Souveränität  des  ungarischen  Staates 
unvereinbar  war,  obzwar  es  an  einem  Präzedens  nicht  fehlt, 
daß  die  ungarische  Gesetzgebung  selbst  ungarische  Staats- 
angehörige der  Judikatur  der  österreichischen  Gerichte  unter* 
würfen  hat.  ^) 

1)  Durch  GAXYII  1792  wurde  die  Jndikfttiii  ftber  Handels-  und  wechsel- 
rechtliche  Fordernngen  den  ÖBterreiddadira  Gerichten  Ubertragm.  0B>^  gldches 
Gesetz  auch  in  Siebenbflrgen  QA  1792  II).  Die  üngewOhnlichkeit  dieses 
Vorganges  haben  auch  die  uti<r;iri sehen  Stände  betont,  als  sie  am  16.  Juni  1792 
dem  König  den  Vorschlag  machten,  daß  das  Gesetz  nur  insolange  in  Geltung 
bleibe,  bis  der  Entwurf  eines  neuen  Handels-  und  Wechselgesetzes  fertiggestellt 
sein  wird.  Sie  sagen :  Insolitum  enim  esset,  ut  Natiu,  quae  a  saeculia 
suis  gubemari  asvevit  legibus  ei  eonavetudinibus,  sponte  oe  äeUberate 
exterae  jurisdictioni  semet  auhßciat  et  func  etiam,  dum  dornt  was 
ju8iUi€m  pari  enm  celeritate  et  seeurUat»,  imo  mimri  aäkuc  temporie 
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Um  die  Konsulargerichte  mit  der  staatsrechtlichen  Struktur 

der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  in  Einklang  zu  bringen, 
wiirdeii  die  beiden  obenerwähnten  Gesetze  (das  öst.  (ies.  vom 
80.  August  1891  Nr.  RGB  und  der  mio;.  (;A  XXXI  1891) 
geschaffen,  welche  Vorschriften  in  Anseiiun^'-  des  lud  den  Konsular- 
gerichten anzuwendenden  Rechtes  entiialten  und  ein  Konsular- 
obergericht  in  Konstantinopel  schufen,  welches  die  auf  die  Er- 
kenntnisse und  Verfügungen  der  Konsularämter  bezughabende 
Konsulargerichtsbarkeit  in  zweiter  und  letzter  Instanz  ausübt 
(§  3  des  öst.  und  ung.  Gesetzes).  Die  Konsulargerichtsbarkeit 
über  die  österreichischen  und  über  die  ungarischen  Staats- 
angehörigen, sowie  über  die  österreichischen  oder  ungarischen 
Schutzgenossen  im  Auslande,  wo  Konsulargerichtsbarkeit  aus- 
geübt wird,  steht  in  erster  Instanz  den  Konsularänitern  als 
Konsulargerichten  zu  (§  1  und  Abs.  1  des  §  2  des  öst.  und 
ung.  (jesetzes).  Sowohl  die  Konsulargerichte  erster  Instanz,  als 
auch  das  Konsularobergericht  urteilen  im  Namen  Sr.  Majestät 
des  Kaisers  von  Österreich  und  des  Königs  von  Ungarn  (§  8 
des  öst.  und  §  9  des  ung,  Ges.).  Die  österreichischen  oder 
ungarisclien  Gericlite  ^)  einerseits  und  die  Konsulargerichte  ander- 
seits haben  sich  gegenseitig  in  gleicher  Weise  wie  die  Gerichte 
desselben  Staatsgebietes  untereinander  Rechtshilfe  zu  leisten 
(§  19  des  öst.  und  des  ung,  Ges.),  Kompetenzkonflikte  zwischen 
einem  Konsulargerichte  und  einem  (Berichte  oder  einer  Behörde 
des  einen  oder  des  anderen  Staatsgebietes  werden  von  den 
Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  einverständlich  nach  Ein- 
vernehmung des  gemeinsamen  Ministers  des  Äußern  entschieden. 
Auch  kann  in  derselben  Weise  die  Delegierung  eines  Gerichtes, 
beziehungsweise  einer  anderen  Behörde  bestimmt  werden  (§  13 
des  Ost.  und  des  ung.  Gres.).  Mit  Bücksicht  auf  die  besondere  Justiz- 
organisation Kroatiens-Slavoniens  verfügt  überdies  das  ungai  ische 
Gesetz  (§  13  letzter  Absatz):  Sollte  sich  ein  KompetenzkonÜikt 

et  sumtuum  dLspendio  causcqui  potcst,  Judicium  ceterorum  fororum 
recipere  teneatur.*  Das  Gesetz  wurde  aber  nichtadestoweniger  erst  durch 
OA  XT  184D  (also  nadi  einem  halben  Jahrhondert)  anßer  Kiaft  geeetat 

1)  BesiehnngBweiM  die  Oeridite  Eioatiena-SIaToniena)  ireil  das  Ungar. 
Geaeta  für  das  ganze  Gebiet  der  ongarieohen  Krone  in  Oeltnng  steht 

ZettMlirift  f.  Intern.  FrlTa»*  n.  Offcotl.  Bedht.  XT.  ,  18 
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oder  die  Frage  der  Delegierung  eines  Gerichtes  zwischen  einem 
Konsulargerichte  und  einem  Gerichte  oder  einer  Behörde  in 
Kroatien-Slavonien  ergeben,  so  geht  das  zur  Verfügung  berufene 
k.  ung.  Ministerium  gemäß  der  mit  dem  Banns  von  Kroatien- 
Slavonien-Dalmatien  zustandekommenden  Vereinbarungen  vor. 

Die  Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  können  ein- 
verständlich und  nach  Einvernehmung  des  gemeinsamen  Ministers 
des  Äulkrii  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  jenen  fremden  Staaten, 
in  welchen  sie  neu  eingeführt  wird,  im  Sinne  der  beiden  ob- 
zitierten  (iesetze  im  Wege  der  Verordnung  regeln  15  des 
öst.  und  des  ung.  (Tes.).  Die  Ausübung  der  Konsulargerichts- 
barkeit in  einem  fremden  Staate  kann  v(im  gemeinsamen  Minister 
des  Äußern  im  Einverständnisse  mit  den  Regierungen  der  beiden 
Staatengebiete  einer  befreundeten  Macht  übertragen  werden 
Ifi  des  öst.  und  des  ung.  (Jes.i.  T^ber  Ermächtigung  Sr.  k. 
und  k.  Apostolischen  Majestät  kann  dei'  gemeinsame  Minister 
des  Äußern  im  Einverständnisse  mit  den  Kegiernii*:e]i  der  beiden 
Staatsgebiete  die  Ausüljung  der  Konsulargerichtsbarkeit  in  einem 
fremden  Staate  im  Wege  der  Verordnung  beschränken,  ]irovisorisch 
einstellen  oder  definitiv  aufheben  fi^  17  des  öst.  und  des  ung.  (ies.). 
Die  auf  (Trund  der  beiden  Gesetze  erlassenen  Verordnungen 
verlautbart  in  Osterreicli  der  (»stevreichisclie,  in  Ungarn  der 
ungarische  Justizminister  bezii  luingsweise  in  Kroatien-Slavonien 
der  ]^)anus  (Chef  der  autonomt  n  Landesregierung  Krnatiens- 
Slavoniens)  und  bei  den  Konsulargerichten  der  gemeinsame 
Minister  des  Äußern  (§  18  des  ()st.  und  des  ung.  (  Jes.i.  Überdies 
verlangt  das  ungarische  (Jesetz  (§  18  Absatz  2),  daß  die  von 
dem  k.  ung.  Ministerium  erlassenen  Verordnungen  dem  Reichs- 
tage zur  Anzeige  zu  bringen  sind. 

Organisation  des  Konsularobergerichtes.  Das 
Konsularobergericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  erforder- 
lichen Anzahl  yon  Oberrichtem  and  dem  notigen  Hilfspersonale.  ^) 

^)  Gegenwärtig  besteht  das  Gcriclit  aus  t-incm  i'räsulenten.  2  Ober- 
richtem und  einem  Sekretär,  welcher  auch  den  üsterreichischeu  oder  imgariscben 
Obecriditer  Tcrtraten  kann,  je  naehdem  es  die  flstemidiiBalie  oder  nngadsolie 
BiohterbefiÜiigiing  besitst  (§  7  und  §  8  Abs.  8  der  Geichftftsoidniing,  erlassen 
mit  Ydg.  des  Miniate»  des  Äußern  am  80.  7. 97). 
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Die  Präsidentenstelle  wird  mit  einem  Osterreichischen  oder  einem 
ungarischen  Staatsangehörigen  derart  besetzt,  daß  einem  öster- 
reichischen Staatsangehörigen  ein  ungarischer  Staatsangehöriger 
und  umgekehrt  folgt.  Die  Oberrichterstellen  sind  in  gleicher 
Anzahl  mit  österreichischen  und  ungarischen  Staatsangehörigen 
zu  besetzen  lij  4  des  öst.  und  des  ung.  des.).  Die  Stellen  des 
Obergeric lits-Präsidenteii  und  der  Oberrieliter  besetzt  8e.  .Majestät 
der  Kaiser  von  Osterreich  und  apostolisclu  r  König  von  Ungarn. 
Der  Vorschlag  und  die  Gegeuzeiclinung  für  die  Präsidentenstelle 
erfolgt  von  jener  Regierung,  deren  Staatsangeliöriger  an  die 
Reihe  kommt,  im  Einverständnis  mit  der  Regierung  des  anderen 
Staatsgebietes  und  dem  gemeinsamen  Ministerium  des  Äußern ; 
der  Vorschlag  und  die  (  Jegenzeichnung  für  die  Oberrichterstellen 
aber  findet  von  der  Regierung  desjenigen  Staatsgebietes,  dessen 
Angeliöriger  vorzuschlagen  ist.  im  Einverständnis  mit  dem  ge- 
meinsamen Minister  des  Äußern  statt.  Die  Stellen  des  Präsidenten 
lind  der  Oberrichter  sind  mittels  Zuteilung  von  risterr('i(  hischen 
oder  ungarischen  Staatsbeaiiiti  n  oder  von  Hi/iiiiircii  (h  s  gt  uiein- 
samen  Ministeriums  des  Äui.'iern  und  der  demselben  unterstehenden 
Ämter  zu  besetzen.  Die  Präsidenten-  und  Oberrichterstellen 
können  nur  mit  solchen  Personen  besetzt  werden,  welche  öster- 
reichische beziehungsweise  ungarische  Staatsangehörige  sind  und 
entweder  bereits  die  Konsulargerichtsbarkeit  zehn  Jahre  lang 
ausgeübt  haben,  oder,  wenn  sie  österreichische  Staatsangeliörige 
sind,  nach  den  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  geltenden  F>estinimungen,  wenn  sie  ungarische  Staats- 
angehörige sind,  nach  den  in  den  Ländern  der  ungarisclien 
Krone  geltenden  Bestimmungen  zur  Ausübung  des  Richter- 
amtes befähigt  sind.  Das  übrige  Personal  wird  vom  gemein- 
samen Minister  des  ÄuBem  bestellt.  (§  5  des  öst.  und  des 
ung.  Ges.) 

Die  organisatorischen  Bestimmungen,  insofern  die  beiden 
Gesetze  hierüber  keine  Yerfügfong  enthalten,  und  die  Geschäfts- 
ordnung für  die  Konsulargerichte  wird  der  geraeinsame  Minister 
des  Äußern  im  Einverständnisse  mit  den  Begienmgen  der  beiden 
Staat.sgebiete  im  Wege  der  Verordnunjr  regeln.  Hierbei  kann 
auch  die  Mitwirkung  von  Beisitzern,  die  dem  richterlichen  Status 
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niclit  angehören,  zu  den  Entscheidungen  der  (.Jerichte  angeordnet 
werden  (§  6  des  öst.  und  ^  7  des  ung.  (Jes.). 

Die  Disziplinargewalt  üher  die  Kunsukirgerichte  erster 
Instanz,  sowie  über  das  Hills-  und  iManipulationspersonal  der 
Konsularobergerichte  wird  vom  gemeinsamen  Minister  des  Äußern 
im  eigenen  Wirkungskreise  und  durch  die  ihm  unterstehenden 
Organe  ausgeübt.  Er  erläßt  die  entsprechenrlen  Vorschriften. 
Der  Präsident  und  die  Oberrichter  des  Konsularobergericlites 
können,  den  Fall  einer  Veränderung  in  der  Organisation  des 
Obergericlites  ausgenonmicn,  vom  Dienste  gegen  ihren  Willen 
nur  auf  Grund  eines  Disziplinarverfahrens  enthoben  werden. 
Zur  Wirksamkeit  des  Enthebungsbeschlusses  ist  die  Genehmigung 
Sr.  Majestät  notwendig,  welche  auf  Grund  der  übereinstimmenden 
Vorträge  des  gemeinsamen  Ministers  des  Äußern  und  jener 
Regit  rung  erteilt  werden  kann,  über  deren  Vortrag  die  Zuteilung 
des  betreffenden  Präsidenten  oder  Oberrichters  erfolgt  ist.  Im 
Falle  einer  Enthebung  vom  Dienste  im  Disziplinarwege  bestimmt 
die  gesetzliche  heimische  Disziplinarbehörde  des  enthobenen 
Präsidenten  oder  Oberrichtere  die  weiteren  Rechtsfolgen  der 
Enthebung      7  des  öst.  und     8  des  ung.  Ges.). 

Aus  der  mit  Verordnung  des  k.  und  k.  Ministers  des  Äußern 
vom  30.  7.  97  erlassenen  (Geschäftsordnung  sei  hervor- 
gehoben, daß  das  Konsularobergericht  den  Titel  führt:  „Kaiserlich 
königliches  österreichisches  und  königlich  ungarisches  Konsulai:- 
obergericht"  (§  5).  Die  zugeteilten  Personen  behalten  ihren  bis- 
herigen Titel,  Rang  und  Charakter  bei ;  doch  hat  für  die  Dauer 
der  Zuteilung  der  PrMdent  den  Titel:  Präsident  des  k.  k. 
österreichischen  und  k.  ungarischen  Konsularobergerichtes,  der 
österreichische  Oberrichter  den  Titel:  k.  k,  österreichischer 
Konsularoberrichter  und  der  ungarische  Oberrichter  den  Titel: 
k.  ungarischer  Konsularoberrichter  zu  führen.  Die  Besetzung 
der  Stellen  der  Oberrichterstellvertreter  geschieht  auf  dieselbe 
Weise  und  nach  denselben  Regeln,  welche  hinsichtlich  der  Be- 
setzung der  Oberrichterstellen  maßgebend  sind  (§  7). 

Der  Präsident,  die  Konsularoberrichter  und  der  Sekretär, 
sowie  das  Kanzlei-  und  Dieneipersonal  hab^  ffir  die  Zeit  ihrer 
Zuteilung  zum  Konsularobergerichte  ihren  dauernden  Aufenthalt 
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in  Konstantinopel  zn  nehmen.  Die  Obenichtorstellvertreter 
verbleiben  in  der  dienstlichen  Verwendnng,  ans  welcher  sie 
entnommen  wurden,  und  haben  mir  zur  Sujjplierung  der  Konsular- 
oberrichter  über  Einberufung  durch  den  Präsidenten  auf  die 
Dauer  ilirer  Verwendung  als  Ersatzrichter  Aufenthalt  in  Kon- 
stantinopel zu  nehmen.  Im  Verhinderungsfalle  des  österreichischen 
Oberricliters  kann  nur  ein  österreichisclier  Oberrichterstellver- 
treter, und  im  Verhinderungsfalle  des  ungarischen  Überrichters 
nur  ein  ungarischer  Oberrichterstellvertreter  einberufen  werden. 
Der  Präsident,  die  Konsularoberrichter,  sowie  die  Ersatzrichter 
werden  für  die  Zeit  ihrer  Amtsführung  der  k.  und  k.  ()8ter- 
reichisch- ungarischen  Botschaft  in  Koustantinopel  attachiert, 
ohne  dadurch  zu  der  letzteren  dienstlich  in  ein  Abhängigkeits- 
verhältnis zu  treten,  und  werden  als  der  k.  und  k.  Botschaft 
zugehörig  nach  außenhiii  geführt  (i;  8). 

Das  Konsularobergericht  entscheidet  aucli:  1.  Streitigkeiten 
zwischen  den  ihm  untergeordneten  Konsulargerichten  über  die 
(xerichtszuständigkeit,  und  2.  auf  Anzeige  eines  Konsulargerichtes, 
das  seine  (Terichtsbarkeit  auszuüben  gehindert  ist,  oder  auf 
Ansuchen  der  einen  oder  der  anderen  Partei  über  die  Delegierung 
eines  Konsulargerichtes  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsular- 
gerichtes; auch  außer  dem  Falle  einer  Anzeige  oder  eines  An- 
suchens ist  es  dem  Konsularobergerichte  überlassen,  aus  Gründen 
der  Zweckmäßigkeit  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsular- 
gerichtes ein  anderes  zu  delegieren  (§  13). 

Die  Geschäftssprache  des  Konsularobergerichtes  ist  in 
Übereinstimmung  mit  der  Geschäftsspraclie  des  gemeinsamen 
Xinisterinms  des  Äußern  die  deutsche  Sprache.  Bei  im  Instanzen- 
zuge an  das  Konsularobergericht  gelangenden  Angelegenheiten 
ist  die  Erledigung  in  der  Spraclie  auszufertigen,  in  welcher  die 
Angelegenheit  in  erster  Instanz  erledigt  wurde ;  für  Angehörige 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  ist  auf  deren  ausdrückliches 
Verlangen  die  Erledigung  auch  in  der  dortigen  Staats-  beziehungs- 
weise Amtssprache  hinauszugeben.  Über  dem  Konsularober- 
gerichte unmittelbar  zukommende  Eingaben  von  Angehörigen 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat  die  Ausfertigung  der 
für  die  Partei  bestimmten  Erledigung,  wenn  die  Eingabe  in 
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der  Staats-  bezieliun^'swpisc  Amtssprache  der  Jjäiider  der  un- 
garischen Krone  abgefaßt  ist,  in  der  gleichen  Sprache  zu  erfolgen. 
In  der  Korrespondenz  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
liat  sich  das  Konsularobergericlit  der  dortigen  Staats-  beziehungs- 
weise Amtssprache  zu  bedienen  (§  18). 

Das  bei  den  Konsulargerichten  anzuwendende 
Recht.  Der  von  Meili  a.  a.  O.  zitierte  ^  8  der  Kaiserliclien 
Verordnung  vom  29.  1.  55  Nr.  23  des  RCiB  für  das  Kaisertum 
Österreich  hat  infolge  des  obenangefülirten  österreichischen  und 
ungarischen  Gesetzes  v'ww  wesentliche  Abänderung  erlitten.  Die 
10 —  1 2  des  ö  s  t  e  i  r  i  i  c  h  i  s  c  h  e  u  Gesetzes  bestimmen : 

-§  10.  Die  Regierung  bestimmt,  welclie  von  den  im 
Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  in  Zukunft  erlassenen  und 
sonstigen  Vorschriften  in  betreff  der  Reclit.s-  und  Handlungs- 
fälligkeit der  österreicliischen  Staatsangehörigen,  ihrer  Familien- 
rechte  —  einschließlicli  der  väterlichen  Gewalt,  der  Vormundschaft, 
der  Kuratel  und  Pflegschaft  und  der  ehelichen  Güterrechte  — 
ferner  des  Erbrechtes,  der  Verlassenschaften  und  der  Strafsachen 
solcher  Staatsangehörigen  bei  den  Konsulargerichten  einzuführen 
sind. 

Die  Regierung  wird  hierbei  die  jeweiligen  internationalen 
und  eigenartigen  lokalen  Verhältnisse,  über  welche  Aufklärungen 
vom  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  einzuholen  sind,  be- 
rücksichtigen. 

Welche  neue  Gesetze  und  sonstige  Vorschriften  in  betreff 
der  im  ersten  Absätze  nicht  angeführten  Rechtssachen  bei  den 
Konsulargerichten  einzuführen  sind,  wird  von  den  Begierongen 
der  beiden  Staatsgebiete  einverständlich  mit  dem  gemeinsamen 
Minister  des  Äußern  bestimmt. 

§  11.  In  gleicher  Weise  (§  10)  können  die  dermalen 
geltenden  oder  in  Zukimft  erlassenen  Gesetze  und  sonstigen 
Vorschriften  für  die  Konsulargerichte  abgeändert,  ergänzt  oder 
außer  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

§  12.  Die  Schut^nossen  werden  gleich  den  österreichi- 
schen Staatsangehörigen  behandelt. 

Wenn  Schntzgenossen  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Schutz- 
genossenschaft beim  Konsulate  die  Erklärung  abgeben,  daß  sie 
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sich  den  Bechtsnormen  unterwerfen,  welche  für  die  ungarischen 
Staatsangehörigen  verbindlich  sind,  so  kommen  für  sie  die 
Bestimmungen  des  Oesetzes  in  Anwendung,  welche  fOr  die  nach 
Budapest  zustSndigen  ungarischen  Staatsangehörigen  gelten.*^ 

Die  korrespondierenden  10—12  des  ungarisclien 
Gesetzes  lauten : 

10.  Zahl  1.  Bei  den  Konsulargerichten  sind  die  Rechts- 
und Handlungsfähigkeit  der  ungarischen  Staatsangehörigen  und 
ihre  Fainilienrechte,  einschließlirli  der  Vcäterlichen  Gewalt,  der 
Vormundschaft,  der  Kuratel  und  Ptlegschaft  und  der  ehelichen 
Güterrechte,  ferner  das  Erbrecht  nach  einem  verstorbenen  un- 
garisclien Staatsangehörigen  einschließlich  der  Verlassenschafts- 
abbandlung,  endlich  die  Strafsachen  ungarischer  Staatsangehörigen: 
nach  jenen  (Jesetzen  und  Vorschriften  zu  beurteilen,  welche  in 
jenem  Teile  des  Staates  in  Wirksamkeit  sind,  in  welchem  der 
betreffende  ungarische  Staatsangehörige  die  Gemeindezuständig- 
keit besitzt  oder  besessen  hat. 

2.  Das  k.  ungarische  Ministerinioi  wird  bevollmächtigt 
mit  Berücksichtigung  der  obwaltenden  internationalen  und  eigen- 
artigen lokalen  Verhältnisse  festzustellen,  welche  von  den  dies- 
seitigen Gesetzen  und  Vorschriften  und  mit  welchen  Abänderungen 
beim  Inslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  welche 
später  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 

3.  Bis  dahin  bleiben  jedoch  in  bezug  auf  die  iing-arischen 
Angehörigen  jene  von  den  Konsulargerichten  gegeuwiutif^  in 
Anwendung  zu  In-inj^enden  Gesetze  und  Vorschriften  in  Wirk- 
samkeit, welche  die  im  ersten  Absätze  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  aufgezählten  Rechtsverhältnisse  behandeln. 

4.  Das  k.  unfi"arische  Ministerium  wird  ferner  bevollmächtigt 
mit  Berücksichtigung  der  obwaltenden  internationalen  und  eigen- 
artigen lokalen  Verhältnisse  festzustellen,  zu  welcher  Zeit  und 
mit  welchen  Abänderungen  die  in  der  Zukunft  zu  schaffenden 
(iesetze  und  Vorschriften,  welche  die  in  dem  ersten  Absätze 
des  gegenwärtigen  Paragraphen  aufgezählten  Rechtsverhältnisse 
behandeln,  bei  den  KQnsular<rerichtf  71  in  bezug  auf  die  ungarischeil 
Angehörigen  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 
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5.  Das  k.  ungarische  Mmisterium  kann  mit  Ber&cksichtigung 
der  obwaltenden  internationalen  nnd  eigenartigen  lokalen  Ver- 
hältnisse dem  Erfordernisse  gemäfi  wann  immer  heschlieBen,  daß 
die  Gesetze  und  Vorschriften,  welche  die  im  ersten  Ahsatie  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  anigezählten  Bechtsyerhältnisse  be- 
handeln, ergänzt,  abgeändert  oder  anßer  Wirksamkeit  gesetzt 
werden. 

6.  In  betreff  des  Inslebentretens,  der  Abänderung  oder 
Außerkraftsetzung  jener  Gesetze,  welche  in  bezuf?  auf  die  in 
Kroatien-Slavonien  die  (iemeindezuständigkeit  besitzeiuhn  un- 
garischen Staatsangehörigt'ii  anzuwenden  sind,  verfügt  das  k. 
ungarische  Ministeriuni  im  Einverständnisse  mit  dem  Banus 
von  Kroatien  -  Slavonien  -  Dalmatien. 

7.  Bevor  das  k.  ungarische  Ministerium  von  der  in  dem 
gegenwärtigen  Paragraplien  erhaltenen  Ermächtigung  Gebrauch 
machen  und  Beschlüsse  fassen  sollte,  wird  es  behufs  Aufkliming 
über  die  obwaltenden  internationalen  und  eigenartigen  lokalen 
Verhältnisse  mit  dem  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  sich 
ins  Einvernehmen  setzen. 

§  11.  Die  Schutzgenossen  werden  nicht  als  ungarische 
Staatsbürger  betrachtet. 

Wenn  Schutzgenossen  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Schutz- 
genossenschaft beim  Konsulate  die  Erklärung-  abgeben,  daß  sie 
sich  den  Rechtsnormen  unterwerfen,  welche  für  die  ungarischen 
Staatsangehörigen  verbindlich  sind,  so  kommen  für  sie  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  in  Anwendung,  welche  für  die  nach 
Budapest  zuständigen  ungarischen  Staatsangehörigen  gelten. 

§  12.  Von  den  bei  den  Konsulargerichten  gegenwärtig 
in  Wirksamkeit  stehenden  (  Jesetzen  und  Verordnungen  bleiben 
jene,  welche  nicht  die  in  dem  10  aufgezählten  Rechtsverhältnisse 
betreffen,  in  Ansehung  der  ungarischen  Staatsangehörigkeit  in 
Wirksamkeit. 

Außerdem  kann  das  k.  ungarische  Ministerium  im  Ein- 
yerständnisse  mit  dem  Ministerinm  des  anderen  Staatsgebietes 
nnd  nach  gepflogener  Verhandlung  mit  dem  gemeinsamen 
Ministerium  des  Äußern  das  Inslebentreten  von  nenen  Gesetzen 
nnd  Vorschriften  bei  den  Konsulargerichten,  welche  auf  die  in 
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§  10  nicht  aufgezählten  Rechtsverhältnisse  bezii^  haben,  sowie 
die  Ergänzung,  Abändenmg  und  Außerkraftsetzung  dieser  Gesetze 
und  Vorschriften  veifügen/ 

Auf  Grund  der  zitierten  gesetzlichen  Bestimmungen  sind 
schon  eine  Reihe  von  Verordnungen  erlassen,  welche  auch  in 
Ansehung  des  bei  den  österreichisch-ungarischen  Konsulargerichten 
anzuwendenden  materiellen  und  formellen  Rechtes  Verfügungen 
enthalten.  Auf  dieselben  näher  einzugehen  ist  außerhalb  des 
Rahmens  dieser  knappen  Darstellung  gelegen.  Aus  derselben 
dürfte  aber  jedenfalls  zur  Evidenz  hervorgehen,  daß  es  nicht 
angeht,  wenn  Schriftsteller,  welche  ex  professo  internationales 
Recht  behandeln,  längst  abgeänderte  Gesetze  als  geltendes  Recht 
darstellen.  Wer  ein  ihm  fremdes  Rechtsgebiet  zum  Gegenstande 
seiner  Darstellung  wählt,  von  dem  kann  man  füglich  erwarten, 
daß  er  sich  zumindest  über  die  Quellen  and  Materialien  des 
iremden  Bechtes  gen^nd  informiert 


Die  Landesverweisung  im  österreichischen  Strafrecht 

Von  Dr.  jvr.  fimst  liOhsliig  in  Wien. 

Während  das  StGB  für  das  Deutsche  Reich  die  Landes- 
Verweisaug  stralgerichtlich  verurteilter  AuslSnder  auf  einige 
wenige  Delikte  eingeschränkt  und  hinsichtlich  dieser  nur  fakul- 
tativ, niemals  obligatorisch  aiu^esprochen  hat^),  ist  das  öster- 
reichische Strafgesetz  aus  dem  Jahre  1852,  welches  trotz  der 
vielen  Stra%esetzentwürfe  seit  dem  Jahre  1867  noch  immer  in 
Wirksamkeit  ist,  nicht  viel  von  seinem  Vorgänger  aus  dem 
Jahre  1803  abgewichen  und  die  Bestimmungen  über  die  Aus- 
weisung verurteilter  Ausländer  atmen  noch  immer  den  Geist 
des  vormärzlichen  Polizeistaats. 

Der  Zustand  de  lege  lata  ist  am  besten  überblickt,  wenn 
wir  einerseits  unterscheiden,  ob  der  Ausländer  im  Inland  oder 
im  Ausland  delinquiert  hat,  andererseits  den  I.  (von  Verbrechen 
handelnden)  vom  II.  (sich  mit  Vergehen  und  Übertretungen  be- 
fassenden) Teil  des  Österr.  StGr  auseinanderhalten. 

Der  im  Inland  delinquierende  Ausländer  unterliegt  grund- 
sätzlich dem  österr.  StG,  mag  sich  seine  Handlung  als  Verbrechen 
(i?  39)  oder  als  Vergehen,  bezw.  Übertretung  234  Abs.  1) 
darstellen.  Hat  ein  Ausländer  hingegen  im  Au.sland  eine  nach 
r)sterr.  Recht  als  Vergehen  oder  itbertretung  verpönte  Hainlluiig 
begangen,  so  bleibt  er  in  Österreich  straflos  und  kann  auch 
niclit  au.sgeliefert  werden  (i?  23-1  Abs.  2).  Begeht  ein  Ausländer 
im  Ausland  das  Verbreclien  des  Hochverrats  gegen  den  öster- 
reichischen .Staat  oder  das  Verbrechen  der  Verfälschung  öster- 
reichisclier  (»ftentlicljer  Kreditpapiere  oder  Münzen,  so  wird  er 
gleich  einem  Inländer  nach  österr.  Recht  gestraft     38),  wäiirend, 

1)  RStGB  §  39  Z.  3,  g  284,  §  362  Abs.  4. 
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wenn  es  sich  um  ein  anderes  Verbrechen  handelt,  er  im  Inland 
nur  dann  unter  Anlilage  g^estellt  wird,  wenn  der  Staat,  in  welchem 
er  delinquierte,  seine  ITbernalinie  verweig^ert.  wobei  das  allen- 
falls mildere  Recht  des  lic^i  hun^sorts  dem  Ausländer  zustatten 
kommt  (§  40),  daher  dieser  in  Osterreich  freigesprochen  werden 
müßte,  wenn  nach  jenem  Recht  die  Handlung  straflos  ist  oder 
Schuld-  und  Strafaussclilii  liun^sfiTünde  gelten,  die  nach  öster- 
reichischem Recht  ihm  niclit  zugebilligt  werden  lv(>iiiiten.M  Wird 
er  jedocii  welchen  solch  eines  im  Ausland  begangenen  Ver- 
brecliens,  wegen  dessen  gegen  ihn  in  Osterreich  nur  aus  dem 
(irund  die  Anklage  erhoben  wurde,  weil  der  Staat,  in  dem  er 
delinquierte,  seine  Übernahme  verweigerte,  schuldig  erkannt,  so 
muß  (§  40)  dem  Straf  urteil  noch  die  Verweisung  nach  vollendeter 
Strafzeit  angehängt  werden. 

In  anderen  Fällen  kann  (§  19 f.)  die  Ausweisung  des  Aus- 
länders als  Verschärfung  der  Kerkerstrafe  ausgesprochen  werden. 

Hinsichtlich  gewisser  Delikte  des  II.  Teils  des  österr.  StG 
ist  die  Abschaffung  angedroht.  Sie  ist  an  sich  gewiß  von  der 
Ausweisung  zu  unterscheiden,  kommt  ilir  jedoch  in  bezug  auf 
Ausländer  insofern  gleich^  als  die  Abschaffung  ans  sämtlichen 
Kronländern  nur  gegen  Ausländer  ausgesprochen  werden  kann 
(§  249  Abs.  2),  ja  in  gewissen  Fällen  ausgesprochen  werden 
muß.  Allerdings  ist  sie  im  II.  Teil  des  StG  (nicht  wie  im 
I.  als  Strafverschäifnng,  sondern)  als  Strafe  erwähnt  (§  240); 
trotzdem  ist  sie  ihrem  Wesen  nach  keine  Strafe  im  engem  Sinn, 
da  sie  weder  im  StG  noch  in  den  strafrechtlichen  Nebengesetzen 
als  selbständige  Strafe  angedroht  ist  und  daher  nur  in  Verbin- 
dung mit  einer  Hauptstrafe  ausgesprochen  werden  kann.  Das 
StG  kennt  in  seinem  II.  Teil  gewisse  Delikte,  bei  welchen  der 
Freiheits-  bezw.  Creldstrafe  die  Abschaffung  aus  sämtlichen 
Kronländem  Östeneicbs  , angehängt^  werden  muß,  wenn  der 
Täter  ein  Ausländer  ist.  Diese  Delikte  sind:  Das  Vergehen 
der  Gehelmbiindelei  nach  §  298  sowie  folgende  Übertretungen: 
Unbefugte  gewerbsmäßige  ärztliche  Praxis  (§  343),  unberechtigter 
Heilmittelverkaul  (§  SM),  Anfertigung  verdächtiger  Schlüssel  usw. 

1)  Herbat,  Handb.  d.  allg.  österr.  StR,  1.  Bd.,  7.  Aufl.  (Wien  1882), 
ad  §  40.   
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durch  Angestellte  (i;  470),  Ankauf  abgelegter  Sachen  durch 
Trödler  bei  Unmündigen  f§  471),  wiederholte  Kuppelei  514) 
und  verbotenes  Spiel  (§  522). 

Ein  Paradoxon,  das  die  lex  lata  bietet,  geht  aus  dieser 
Darstellung  klar  hervor:  Der  Ausländer,  der  im  Inland  die 
schwersten  Verbrechen  begeht,  kann  ausgewiesen  werden; 
fallen  ihm  jedoch  gewisse  Vergehen  oder  Übertretungen 
zur  Lai>t,  so  muß  er  ausgewiesen  werden,  eine  Tatsache,  die 
de  lege  ferenda  gewiß  zum  Nachdenken  stimmen  kann. 

In  der  Praxis  ist  nun  vor  einiger  Zeit  die  Frage  rege  ge- 
worden, ob  die  Tatsache,  jemand  sei  Ausländer,  ihm  insofern 
luu  liteiiig  sein  könne,  als  sie  eine  längere  Verjährungszeit  be- 
dinge. A  (Ausländen  und  B  (Inländer)  waren  wegen  einer 
Übertretung,  wegen  welcher  der  schuldige  Ausländer  ausgewiesen 
werden  muß,  verurteilt  worden;  die  Berufungsinstanz  sprach 
den  B  frei,  da  seine  Tat  verjährt  wäre ;  betreffs  des  A  ward 
jedoch  die  Verurteilung  bestätigt,  da  gegen  ihn  als  Ausländer 
mit  Rücksicht  auf  die  obligatorisch  angedrohte  Ausweisung  die 
längste  Verjährungszeit  für  Vergehen  und  ÜbertretODgen  (1  Jahr) 
in  Anwendung  komme  und  noch  nicht  abgelaufen  sei:  dies  mit 
Rücksicht  auf  §  532  StG,  welcher  sagt:  „Die  Zeit  der  Ver- 
jährung ist,  insoweit  nicht  in  dem  Gesetze  bei  einzelnen  Fällen 
eine  kürzere  Frist  für  die  Geltendmachung  des  Klagerechtes 
insbesondere  festgesetzt  ist,  bei  Vergehen  und  Übertretungen, 
worauf  im  Gesetze  als  höchste  Strafe  Arrest  des  ersten  Grades 
ohne  Verschärfung  oder  eine  Geldstrafe  bis  fünfzig  Gulden 
festgesetzt  ist,  drei  Monate,  wo  Arrest  des  ersten  Grades  mit 
Verschärfung  oder  eine  Geldstrafe  bis  zweihundert  Gulden  be- 
stimmt ist,  sechs  Monate;  bei  den  sämtlichen  schwerer  verpönten 
Vergehen  und  Übertretungen,  wie  auch,  wo  Verlust  von  Bechten 
und  Befugnissen  als  Strafe  gesetzt  ist,  ein  volles  Jahr.*^  Auf 
den  ersten  Blick  mag  man,  so  sehr  es  dem  BegrÜ!  von  Recht 
und  Billigkeit  widerspricht,  daß  im  20.  Jalirhundert  der  Hangel 
der  Staatsbürgerschaft  bei  der  Entscheidung  einer  Strafsache 
derart  den  Ausschlag  geben  soU,  daß  der  Angeklagte,  wenn  er 
Inländer  wäre,  freigesprochen  werden  müßte,  während  er,  da 
er  Ausländer  ist,  verurteilt  wird,  diesem  Bichterspmch  eine 
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gewisse  Berechtigung  nicht  aberkennen ;  denn,  wie  sich  aus  der 
einleitenden  Erörterung  ergibt,  bezeichnet  das  österr.  StG  die 
Abschaffung  als  Strafe  und  daß  die  Summe  von  Arrest  und 
Abschaffung  ^strenger"  ist  als  lediglich  Arrest,  wird  ja  niemand 
in  Abrede  stellen  können. 

Allein  gewi.sse  Erwägungen  sprechen  dafür,  daß  durcli  die 
Androhung  der  Abschaffung  ein  Delikt  nicht  als  „sciiwerer 
verpönf  im  Sinn  des  §  532  Std  angesehen  werden  kann. 

Trotzdem  §  240  StG  die  Abscliaffung  als  „Strafe^  erwähnt, 
kann  sie  weder  als  Strafe  noch  als  Strafschärfung  in  Betracht 
kommen;  sie  ist  vielmehr  lediglich  eine  Straffolge.  Daß  sie 
keine  selbständige  Strafe  ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  sie  nirgends 
als  Strafe,  d.  i.  als  Folgeübel  des  Delikts,  sondern  nur  als  Folge 
der  V'^erurteilung  wegen  gewisser  Delikte  angedroht,  somit 
Straifulge  ist.^)  Der  Umstand,  daß  die  Absciiailung  nicht  ijiso 
jure  eintritt,  sondern  auf  sie  expressiv  verbiß  erkannt  werden 
muß.  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen.  Denn  eine  ipso 
jure  eintretende  Landesverweisung  ist  praktisrh  sehwer  denkbar : 
im  Wesen  dieser  iSlraf folge  liegt  es,  daß  sie  ausdrücklich  ins 
Urteil  aufzunehmen  dem  Richter  zur  Pflicht  gemacht  ist.  Aus 
dem  Wortlaut  des  §  294  StG  ergibt  sich  überdies  in  einer  jeden 
Zw^eifel  ausschließenden  Weise,  daß  die  Landesverweisung  der 
Ausländer  lediglich  eine  Straf  folge  ist.  Der  Tatbestand  des 
Delikts  der  (leheirabündelei.  begangen  von  Ausländern,  ist  ein 
anderer  als  der  des  entsjirechenden  Delikts,  als  dessen  Täter 
Inländer  in  Betracht  kommen  können.  Aus  diesem  Grund  i.st 
die  Geheimbündelei  durch  Ausländer  unter  eine  selbständige 
Strafsanktion  gestellt,  und  zwar  durch  §  294  StG:  „Die  Strafe 
eines  Ausländers  ist  in  allen  im  §  293  bezeichneten  Fällen 
Arrest  von  einem  bis  sechs  Monaten,  bei  erschwerenden  Um- 
ständen strenger  Arrest  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre. 
Nach  vollendeter  Strafzeit  ist  ein  solcher  Ausländer  aus  säm);- 
liehen  Kronländem  abzuschaffen.^  Hier  ist  lediglich  dem  ersten 
Satz  zu  entnehmen,  welches  die  Strafe  ist  und  in  diesem  Zu- 
sammenhang kommt  die  Abschafihing  nicht  vor;  daß  sie  lediglich 


^)  Finger,  Da»  (österr,)  StB.,  LBd.  (Berlin  1894),  8.  S82. 
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Straf  folge  ist,  ergibt  sich  aus  den  Worten  „nach  vollendeter 
Stra&eif*,  die  übrigens  anch  in  §  344  StG  wiederkehren,  wo 
es  außerdem  heißt:  „Ist  der  Straf  fällige  ein  Ausländer  .  .  * 
Damit  ist  deutlich  ^iesajrt,  daß  der  UnivStand,  der  Täter  sei 
Ansländer,  ledisiicli  als  siibscqiipns  in  l^etraclit  kommen  kann, 
jedocli  iiiclit  als  (oitecedeHs.  ob  er  mit  Rücksicht  auf  sein  Ans- 
ländertuiii  zu  verurteilen  sei,  da  gegen  ihn  die  Verjälmiiig,  die 
dem  Inländer  gegenüber  gar  nicht  angezweifelt  winde,  noch 
niclit  eingetreten  sei.  Deutlich  spricht  auch  §  522  Abs.  2  StG : 
-Ausländer,  welelie  wegen  dieser  Übertretung  in  Strafe  ver- 
fallen, sind  aus  dem  Reiche  abzuschaffen",  was  keinen  Zweifel 
darüber  zuläßt,  daß  die  Abschaffung  nicht  Strafe,  sondern  Straf- 
folge ist.  Wäre  die  Ausweisung  eine  Strafe,  so  müßte  sie  auch 
im  T.  Teil  des  StG  als  solche  erwähnt  sein;  hier  kommt  sie 
jedoch  nur  als  Strafschärfungsmittel  vor  (i;  19 f.  StG). 

Unterliegt  es  somit  keinem  Zweifel,  daß  die  Ausweisung 
nicht  Strafe  ist,  so  bleibt  noch  zu  er(>rtern,  daß  sie  für  den 
II.  Teil  des  StG  auch  nicht  als  Strafschärfung  in  Betracht 
kommen  kann.  Xarli  2n0  StG  ist  eine  Strafschärfung  nur 
bei  jenen  Strafarten,  iiii  welclie  sie  im  Gesetz  be.stimnit  ist. 
zulässig;  diese  Strafarten  sind  lediglich  Arrest  !ij  "iöH  StG) 
sowie  «Yerschließung  an  einem  abgesonderten  Verwalii  uiigsoite" 
als  Strafe  sui  f/eneris  für  die  Übertretungen  der  Unmündigen 
(§  270  StG).  Unzulävssig  ist  daher  eine  Verscliärfung  der  Geld- 
strafe. Wenn  nun  nach  §  522  StG,  in  welchem  auf  verbotenes 
Spiel  lediglich  Geldstrafe  gesetzt  ist,  gegen  deshalb  venirteilte 
Ausländer  die  Abschaffung  obligatorisch  ausgesprochen  ist,  so 
ist  dies  ein  deutlicher  .Beleg  dafür,  daß  die  Ausweisung  keine 
Strafschärfung,  sondern  eine  Straffolge  ist  (ganz  abgesehen 
davon,  daß,  wie  wir  bereits  gezeigt  haben,  auch  der  Wortlaut 
des  §  522  StG  eine  andere  Auffassung  nicht  zuläßt). 

Ist  die  Ausweisung  jedocli  weder  Strafe  noch  Strafver- 
schärfung, so  kann  ihre  obligatorische  Androhung  nicht  bewirken, 
daß  das  betreffende  Delikt  deshalb  als  im  Sinne  des  §  582  StG 
„strenger  verpönf*  £rscheint  Das  ^^strenger*'  kann  sich  zufolge 
des  Wortlauts  dieser  Bestimmung  nur  auf  Geld-,  bez.  Arrest^ 
strafen  beziehen;  aufier  diesen  Strafen  kommt  nur  der  Verlust 
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von  Rechten  und  Befu^issen  als  iStrafe  in  Retraclit.  Die  Aus- 
weisung läßt  sicli  jedoch  niclit  unter  den  Begrift'  des  Verlustes 
von  Rechten  und  Befugnissen  subsumieren,  dies  sciion  aus  dem 
(irunde  nicht,  weil  die  Ausweisung  in  ij  240  h  StG.  neben  dem 
Verlust  von  Rechten  und  Befugnissen  »i?  :^40  e  StG )  und  nicht 
als  eine  besondere  Art  des  Verlustes  von  Rechten  und  Befug- 
nissen erscheint.  ^) 

Die  Ausweisung  der  Ausländer  ist  viehnehr  (gleich  der 
Abschaffung  der  Inländer  aus  bestimmten  Staatsgebieten)  lediglich 
eine  Polizeimaßregel,  mag  sie  auch  durch  Richterspruch  ertolgen. 
Nur  mit  Zuhilfenahme  der  Rechtsgesciiiclite  ist  es  zu  erklären» 
wieso  in  Österreich  der  Richter  dazu  kommt,  liier  i)olizeiliche 
Funktionen  auszuüben.  Das  österr.  8tG  stammt  aus  einer  Zeit, 
in  welcher  die  Kt  chtsptiege  von  der  Verwaltung  in  den  untern 
Instanzen  noch  nicht  getrennt  war  ninl  die  rbertretungen  des 
StG  fielen  lange  Zeit  hindurch  in  d'n'  Kompetenz  der  sog. 
politischen  und  I'olizeibeiiörden, ein  Zustand,  der  trotz  Art.  VII 1 
EG  z.  StPO  aucli  heute  nocli  nicht  ganz  beseitigt  i.st.^)  Nur  so 
ist  es  zu  begreifen,  daß  reine  polizeiliche  Funktionen  durch 
Richterspruch  erfolgen.  Aber  die  Art  der  kompetenten  Behörde 
vernuig  an  dem  Meritorischen  solcher  Verfügungen  nichts  zu 
ändern.  Tritt  zu  Geld-,  bez.  Freiheitsstrafe  die  Ausweisung 
hinzu,  so  wird  gewiß  der  Verurteilte  strenger  behandelt,  als 
wenn  die  Ausweisung  nicht  erfolgen  würde.  Aber  „strenger 
verpönt"  ist  die  Handlung  des  Ausländers  nicht;  denn  die 
Ausweisung  ist  eben  keine  „poena"  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  lediglich  eine  Verwaltungsmaßregel,  die  sich  als  Straf- 
foige  oder  Nebenstrafe  darstellt.  Muß  daher  der  Ausländer 
gegebenenfalls  auch  ausgewiesen  werden,  so  ist  seine  Handlung 
wegra  der  obligatorischen  Ausweisung  nicht  strenger  verpönt 
und  es  widerspricht  daher  nicht  nur  dem  Grundsatz  der  Billigkeit^ 
sondern  auch  der  Tendenz  des  österreichischen  Rechts,  wenn 

1)  Vgl.  avich  Fl  inj  er,  a.  a,  0..  Seite  281. 

Vgl.  anstatt  Aller  Herbst,  Einleitung  in  das  österr.  Straf- 
pro§eßrecht  (Wien  1860),  S.  Ö3  (Anmerkung). 

^  Volkar^  Über  d.  konkurr.  Strafkompeiemt  d.  Gerichts-  u,  Ver- 
waUunffsbehörden  (Flrag  1899). 
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Lohsing, 


gegen  einen  Angeklagten  der  Umstand,  er  sei  Ausländer,  eine 
längere  Zeit  der  Verjährung  bedingen,  wenn  m.  a.  W.  in  concreto 
einzig  und  allein  die  Tatsache,  daß  jemand  Ausländer  ist,  in 
der  Schuldfrage  den  Ausschlag:  zum  Nachteil  des  Angeklag^ten 
geben  sollte,  während  der  Inländer  ceteris  parlbus  freige- 
sprochen werden  müßte. 


üigiiizea  by  Google 
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Deutschland. 

DeutsdhßckweisferiMher  Auslieferungsvertrag  12. 1.  74, 

RG  22.  3.  04  (II  722.  04;  Jur.  Wochenschrift  1904  S.  .V7.v;. 

Der  Art.  4  Abs.  3  des  Vertrages  vom  24.  1.  74  ermogUclii  koiue 
andere  Andegong,  als  dafi  der  Anigelieierte  wegen  dnes  im  Vertrage  nieht 
vorgesehenen  Delikts  ost  dann  inr  üntersnchnng  gesogen  werden  darf,  wenn 

zanächst  Bestrafung  oder  Freisprechung  wegen  des  den  Anlaß  zur  Auslieferung 
bildonden  Verbrechens  erfolgt  ist  und  wenn  er  daranf  binnen  H  Monaten  das 
Land  nicht  verläüt  oder  aufs  neue  dorthin  kommt  Eine  Verurteilung  mit 
der  Maßgabe,  daß  die  Strafe  erst  vollstreckt  werden  dürfe,  wenn  der  An- 
geklagte TenAiniie^  Ubmen  8  Honat»  das  Deotsche  Rdch  ni  Torlassen  oder 
wom  er  anis  nene  daliia  komme^  ist  nicht  snlMssig.  Der  wegen  Meineida 
ausgelieferte,  aber  von  den  Geschworenen  nur  eines  fahrlässigen  Falscheides 
schuldig  befundene  Angeklagte  war  deshalb  freizusprechen,  ohne  daß  es  einer 
Zurückverweisung  der  Sache  zu  anderweitiger  Verhandlung  bedurfte.  Doch 
steht  die  Freisprechung  einer  späteren  Verurteilung  wegen  fahrlässigen 
Falscheides  nicht  im  Wege,  da  ein  Verbrauch  der  Strafklage  bei  der  nicht 
yorhanden  gewesenen  Befugnis  des  Gerichtes  nur  AhnrteUitng  nicht  dn- 
getreten  ist. 

Jiecht  des  Erfüllungsortes.    Börsengesetz  §§  68,  69:  Äti" 
Wendung  auf  BörsentermingescJuifte  nUt  einem  nicht  in  das 
Börsenregister  eingetragenen  Jusländer» 

4.  7.  04  (1 142,  04;  Hanseatische  Gerichts^Hiung  1004  Haupt' 

Matt  1904  S.  263J.  * 

Aus  den  Entscheidungs gründen. 
Nacli   deutschem    internationalem   Privatrerhte    ist  für  vertragliche 
Verpflichtungen  das  liecht  des  Erfüllungsortes  maßgebend  ^Entsch.  Bd.  Ö3  S.  140, 

Zcdtacüiziftf.lBtmi.Fii'vat-Q.  öiVeiitLBeolit.  XV.  19 
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Bd.  54  8. 316).  ^)  Der  Kläger  hat  sich  daher  durdi  Aunahme  der  Sehloßnote 

vom  2.  7.  02.  welche  die  Klausel:  „Erfüllungsort  fflr  beide  Kontrahenten 
Hamburg"  enthält,  stillschwcij^end  dem  deutschen  Rechte  unterworfen.  Danach 
ist  der  von  der  Revision  angeregte  Zweifel,  ob  die  durch  die  »Schlußnote 
begründeten  Verpflichtungen  des  Klägers  nicht  nach  schwedischem  Rechte, 
als  dem  Rechte  seines  Wohnortes,  hätten  beurteilt  werden  müssen,  unbegründet. 

Das  tn  der  Scfalufinote  bearkondete  UltimogeschSft  hetrifft  Antdle  d» 
Berliner  HandelsgeBeUedii^  f Or  welche  an  deatachen  Börsen  notorieoh  iowohl 
Kassa-  wie  auch  Terminpreise  börsenamtUdi  notiort  werden.  Bs  ist  dabor 
zn  vermuten,  daß  es  niit<  r  Zugrundelegung  von  Börsennotierungen  abgeschlossen 
ist.  Die  Schlußnote  nimmt  Bezug  auf  Art.  H.Ö7  des  HOB.  die  Lieferung 
h&tUi  somit  genau  zu  der  bestimmten  Zeit,  '60.  ti.  Ü2,  zu  erfolgen.  Danach 
ist  das  Geschfift  unbedenklich  trots  des  in  der  Schlufinote  vereinbarten  Ans- 
seUusaes  »der  allgerndn^  UsancMi  fttr  den  BUektenhandel*  nach  der  fest- 
stehenden Rechtsprechung  des  BG  als  ein  Börsentermingeschäft  im  Sinne 
der  48.  ()6  des  Börscnsresetzes  zu  behandeln.  Dasselbe  gilt  von  den  nach- 
folgenden Prolongationen  und  dem  auf  Ende  Oktober  1902  abgeschlossenen 
Abwickelungsgeschäfte.  Hieraus  folgt  aber,  daß  auf  alle  diese  Geschäfte  auch 
der  §  6Ü  des  Börsengesetzes  anzuwenden  ist.  Allerdings  hat  der  äenat  iii 
einrn  Uteren  Urteile  der  Ansicht  Ansdnidc  gegeben,  daB  der  §  60  nor  anf 
Bcldie  Gesdiftite  Anwendang  finde,  bei  denm  die  nadi  dem  WwtlaQte  des 
§  48  des  Bttrsengesetses  für  den  Begriff  „Börsentermingeschäftes"  erforderten 
Voraussetzungen  gegeben  seien  (Entsch.  Bd.  42  S.  49V  Diese  .Auslegung  des 
(lesetzes,  wonach  das  Wort  in  einer  verschiedenen  Bedeutung  einerseits  in 
dem  §  66,  andererseits  in  den  §§  48  und  69  gebraucht  sein  würde,  ist  aber 
bMeits  in  dem  sp&ttten  Urteile  (Bntsoh.  Bd.  44  8. 112, 113)  aufgegeben  werden. 
Dort  wird  aosgeftthrt,  daß  §  66  die  Pflicht  zur  Bintragnng  an  den  im  §  48 
definierten  Tatbestand  knüpfte  und  daß  diese  Definition  nur  dem  Wortlaute 
nach  deshalb  so  eng  ausgefalkn  sei,  weil  man  den  bestehenden,  auf  Art.  357 
des  HÜB  beruhenden  Geschäftsgebrauch  dabei  in  s  Auge  gefalJt  habe.  In 
der  Tat  ist  der  Zusammenhang  der  §§  48,  66,  68  und  69  des  Börsengesetzes 
ein  so  enger,  daß  der  Begriff  „Börsentermingeschäft"  in  allen  diesen  Be- 
stimmungen nur  in  ein  nnd  derselben  Bedentnng  verstanden  werden  kann. 
Wenn  es  im  §  68  Abs.  8  hdßt:  «In  Ansehung  dw  Personra,  welche  im  lor 
lande  weder  einen  Wohnsitz  noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  haben,  ist 
die  Eintragung  in  das  Börsenregister  zur  Wirksamkeit  des  Geschäfts  nicht 
erforderlich,"  so  muß  dies  zweifellos  auf  alle  diejenigen  Geschäfte  bezogen 
werden ,  welche  nach  §  66  in  Ermangelung  der  Eintragung  ungültig  sein 
wflrdai  und  kann  nicht  auf  solche  Geschftfte  beschriLnkt  werden,  bei  denen 
die  naidi  dem  WwÜaute  des  1 48  erfordart^s  Yoransaetzungen  gegeben  sind. 
Andererseits  aber  wiederholt  nicht  nur  der  Bhigang  des  §  69  wttrtlich  alle 


1)  Vgl.  Ztsch.  XII 115.  117,  119,  495,  Xm422,  423,  424,  598,  XIV  79, 
80,  89,  408,  478,  48».  —  Red. 
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Begriffsmerkmale  des  ^  66,  sondern  es  nimmt  auch  der  zweite  Teil  den  gesamten 
Tatbestead  <des  %  68  Abi.  2  in  deh  auf,  indinii  er  ron  demjenigen  redet, 
ydeseen  Bintragnng  naeh  den  TorstehendMi  Bestiramnngen  (§  68  Abi.  2)  zur 

Wirksamkeit  des  Geschäfts  nicht  erforderlich  war".  Danach  muß  fttr  alle 
diejenigen  Geschäfte,  welche  nach  §  Rli  in  Emianjtjelun^if  der  Eintragung 
ungültig  sein  würden,  nach  §  69  der  Differenzeinwand  als  inisceschlossen 
gelten,  wenn  dem  Erfordernisse  der  Eintragung  genügt  oder  von  diesem  Er- 
fordernisse gemäß  §  68  Abs.  2  abzusehen  ist.  Dies  entspricht  auch  allein  dem 
Zweeke  des  Gesetsesi  fOr  Geschftite  dieser  Art  nach  beiden  Bichtnngen  klare 
und  siehere  Redttsreibältnisse  zu  schaffen  (vgl.  Bntsch.  Bd.  44  8. 113).  Der 
Gedanke,  bei  derartigen  Geschäften  den  Differenzeinwand  um  deswillen  aus- 
zuschließen, weil  bei  Annahme  der  von  dem  Bör.senvorstande  festjxesetzten 
Beilmifungen  eine  ^^cwis-se  Garantie  für  ihre  L'ntrefalirlirhkeit  i,'tLr(  Inn  sei. 
hat  dem  Gesetzgeber  jedenfalls  fern  gelegen.  lui  Gegenteil  hat  er  sie  wegen 
des  typischen  (^araktart,  der  Ümea  dnrch  die  Festsetzung  nnd  Beohadituig 
allgemeinor  Bedii^i^«i  aufgedruckt  wurde,  fttr  besonders  zum  Böraenspiele 
geeignet  angesehen  und  hat  sie  wegen  der  hieraus  entspringenden  wIrt* 
schaftlichen  Gefährlichkeit  den  Beschrilnknnpjen  des  Hfl  unterwerfen  zu 
müssen  geglaubt.  Dagegen  hat  er  .sich  bei  solchen  Personen,  die  sich  frei- 
willig in  das  Börsenregister  eintragen  lassen  wUrden,  sowie  den  diesen  nach 
§  68  Abs.  8  Qkte^estdlten,  nidit  nur  dner  besonderai  gesetzlichen  FOrsorge 
fttr  enthoben  eraditet,  sondern  hat  fSmen  auch  zor  Brleichteraog  ihres  einem 
matmafiUchen  Interesse  dioienden  Tenninhandels  den  Ausschluß  des  in  diesem 
Gewerbebetriebe  nicht  selten  störend  eingreifenden  Differenzeinwandes  zuge- 
standen. Daß  hierbei  /Avischen  Börsentermingeschäften  der  einen  oder  anderen 
Art  irgendwie  hätte  uiitt  rschieden  werden  sollen,  er^iltt  sich  weder  aus  dem 
Gesetze  selbst,  noch  aus  den  Vorarbeiten  zu  letzterem. 

Feststellung  der  tineheUchen  Vaterschaft.    Altes  und  )ieues 
Recht.    Kollisionsnormen  Badens  und  des  Reiciies. 
RG  8.  7.  04  (II  24.  04;  Boettcher/SüieuerJ. 
Tatbestand, 

Die  am  20.  8.  97  geborene  Klägerin  ist  die  nnehdiche  Tochter  der  seit 
Bnde  1900  mit  dem  Ohemikw  Dr.  SU^.  in  ICannh^  yerhdrateten  L.  G, 
aus  Dfirm  bei  Pforzheim.   Der  Beklagte,  welcher  mit  der  Hütt»  des  Kindes 

zur  Zeit  der  Empfängnis  geschlechtlichen  Verkehr  unterhidt  und  vor  wie 
nach  der  Niederkunft  für  sie  sorgte,  hat  seinen  Wohnsitz  in  Bruchsal,  ist 
aber  Preuße;  er  ist  im  .Jahre  1864  in  Grabenstein  im  Regierungsbezirk  Kassel 
geboren  und  hatte  innerhalb  Preulkns  seinen  letzten  Wohnsitz  in  Heiufeld 
bei  Fulda.  Hit  der  erhobenoi  Klage  wurde  beantragt,  den  Beklagten  zu  yw- 
urteüen,  anzuerkennai,  dafl  er  der  Vatw  der  am  20. 8. 97  gebeieiien  L.  0-.  ist. 

Die  im  Dezember  1902  bei  dem  Landgericht  Karlsruhe  erhobene  Klage 
wurde  ani  Landrechtssatz  340 a  gesttttzt  mit  der  Behauptung,  dafl  i&e  Beklagte 
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sich  nicht  nur  frOher  wie  der  Vater  äw  Kindes  baionunen,  sondern  ancib 
mttndlich  ausdracklichc  Erklärungen  ahgegeboi  habe,  die  dn  freiwilliges  Ge- 
ständnis der  Vaterschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  enthielten.  Hierfür  wurde 
Zeugenbeweis  erboten,  welcher  erhoben  wurde,  auch  legte  die  Klägerin  eine 
von  dem  Beklagten  unterzeichnete  L^rkunde  d.  d.  Bruchsal,  den  18.  1.  (X)  vor. 
lautend :  „Fräulein  L.  G.  gebe  ich  hiermit  das  Versprechen,  mich  für  unser  Kind 
L.  G.  als  Vater,  sobsld  es  meine  VerhUtnisse  »laitben,  in  Dnrlach  einznsohrelb«!.* 

Der  Belegte  gab  swar  daß  ex  der  mutmattUclie  Srzenger  des  Kindes 
sei.  bestritt  aber,  ein  freiwilliges  Geständnis  der  Vaterschaft  im  ^iune  des 
Gesetzes  abgelegt  zn  haben  und  behauptete,  daß  ihm  die  vorgelegte  Urkunde 
von  der  Mutter  des  Kindes  durch  auf  seinem  Bureau  in  Bruchsal  f/etren  ihn 
angewendete  Drohungen  abgepreßt  worden  sei,  weshalb  er  Klageabweisung 
beantragte.  Zur  Untersttttinng  der  letstoen  von  der  Klägerin  bestrittenen 
Behanptang  legte  der  Beklagte  zwei  Briefe  der  L.  &.  Tom  18.  8.  Ol  und 
20.  ö.  02  vor,  da  er  hierin  ebenfalls  unter  Drohungen  an  die  ihm  gegen 
das  Kind  obliegenden  Pflichten  erinnert  werde. 

Das  Landgericht  Karlsruhe  erkannte  mit  Urteil  vom  2  4  ()3 
auf  kosteiifüUige  Abweisung  der  Klage.  Die  (Jriindo  führen  aus:  nacli  Art. 
208  des  EG  z.  BGB  seien  für  die  Erforschung  der  Vaterschaft  eines  vor  liKX) 
geborenen  anehelichen  Kindes  die  bisherigen  Gesetze  maßgebend,  demnach 
auch  die  Kollisionsnonnen  des  badischen  Landreehts  und  nach  Landrechtssatz  S 
Abs.  3  gelte  für  Statusfragen  das  Staatsangehörigkeitsprinzip :  l.s  handle  sich 
hier  um  das  faiuilienreclitliche  Vtrhältnis  zwischen  Kind  und  Vater  und 
darnach  sei  das  Persunalstatut  des  Vaters  als  des  Hauptes  der  Familie  maß- 
gebend, dies  sei  das  im  Regierungsbezirk  Kassel,  der  engeren  Heimat  des 
B^lagtim  zur  Zait  der  Geburt  des  Kindes  in  Geltung  gewesene  gemdne 
Eecht  und  dieses  gewfthre  dem  unehelichen  Kinde  nur  einen  Anspruch  auf 
Unterhalt,  während  es  eine  Klage  auf  Anerkennung  der  Vaterschaft  wie  die 
erhobene  nicht  zalasse. 

Der  kl;iir<  rische  Vormund  leL'te  Berufung  ein.  mit  welcher  er  flen  Antrag 
der  Klage  wiederliolte.  der  Beklagte  beantragte,  die  Berufung  zm  ückzuweisen 
Auf  klägerischen  Antrag  wurde  zufolge  Beweisbeschlusses  des  Berufungs- 
gerichts Tom  30.  9. 08  ttber  die  bestrittene  Behauptung,  dafi  der  Beklagte 
die  Urkunde  vom  18. 1. 00  zwar  auf  Zureden  der  Mutter  der  Klftgerin,  aber 
ohne  sich  in  einer  Zwangslage  zu  befinden,  ausgestellt  und  daß  er  sich  auch 
sonst  mehrfach  als  Vater  des  Kindes  bekannt  habe,  d'u-  Ehefrau  SrJi  .  die 
Mutter  der  am  20.  8.  97  geborenen  L.  G.,  als  Zeugin  vernommen  und  zwar 
erfolgte  ihre  Vernehmung  zunächst  durch  einen  beauftragten  Richter  unter 
AuBsetsnng  der  Beeidigung,  später  nodunals  vor  dem  Brozeßgerichte  unter 
nachtri^iUeher  BeefdlgUBg. 

Das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  zu  Karlsruhe  erging 
am  18.  11.  03  unter  Aufhebung  des  landgerichtlichen  Urteils  dahin,  daß  der 
Beklagte  venirteilt  wurde,  anzuerkennen,  daß  er  der  Vater  der  am  20.  8.  97 
geborenen  L.  G.  sei  und  die  Kosten  beider  Instanzen  zu  tragen. 
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Qegea  dieses  Urteil,  anf  dessra  OrOnde  Besag  zu  wtlmea^  hat  der  Be- 
klagte Beridon  eingelegt  v&it  dem  Antrage,  das  Urteil  anfanhelien  und  nach 

seinem  in  der  Bernhingsinstanz  gestellten  Antrai^e  zu  erkennen.  Von  selten 
der  O^^fHurtei  wurde  kostenfälli^^e  ZarLick\v(:isiin<r  der  Revision  beantragt. 

E 11 1  a  c  h  e  i  d  u  n  tr  s  r  ü  n  (1  o. 
Die  auf  Verurteilung  des  Beklagten  zur  Anerkennung,  daß  er  der  Vater 
der  am  20.  8.  97  nndMUoh  gdKoenen  L.  G.  sei,  gmohtete  Klage  ist  auf 
dnen  der  AnsnahmetMle  gesttttst,  in  welchen  nach  Landrechtssats  340a  die 
nach  Landrechtssatz  340  Abs.  1  verbotene  Nachfrage,  wer  der  Vater  eines 
Kindes  sei.  zugelassen  ist.  nnd  wurde  von  dem  Berufungsgerichte  in  An- 
wendung des  Landrechtssatzes  H4()a  zugesprochen.  Das  badische  Landrecht 
wird  für  maßgebend  erachtet,  weil  die  Klage  nach  den  Gesetzen  des  Staates 
zu  beurteilen  sei,  dem  die  Mutter  zur  Zeit  der  unehelichen  Geburt  des  Kindes 
angehörte.  Hiergegen  lichtete  sich  der  Angriff  der  Revision,  zu  dessen  Be- 
grflndung  ausgeführt  wurde,  es  hätte  anf  (^und  des  Landrechtssatzes  3  Abs.  3 
die  Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  dazu  führen  müssen,  nach  dem  Heimat- 
roclitc  dos  Beklagten  li  i  nach  gemeinem  Rechte  Uber  die  Klage  zu  entspheideiK 
Dieser  Rüge  konnte  jeduch  keine  Folge  geijjeben  werden,  da  die  Kntsclieiduiig 
des  Berufungsgerichts  revisible  Rechtsnurmen  nicht  verletzt,  insbesondere  die 
Auslegung  des  in  Anwendung  gekommenen  Art  2  des  nicht  revisiblen  badischen 
AnsfShmngsgesetBea  zum  BGB  vom  17.  6.  99  gem&fi  §  549  der  GPO  nicht 
BachzuprQfen  ist. 

Nach  Art.  208  des  EG  z.  B(JB  bestimmt  sich  die  rechtliche  Stellung 
eines  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB  geborenen  unebelirhen  Kindes  von  dem 
Inkrafttreten  des  BGB  an  nach  dessen  Vorschriften,  allein  für  die  Erforschung 
der  Vaterschaft  sollen  die  bisherigen  Gesetze  maßgebend  bleiben.  Nach  Art. 
218  a.  a.  0.  konnten  die  hiranach  mafigebend  bleibraden  hidiexig^  Landes- 
gesetse  nach  don  Inkrafttreten  des  BGB  durch  Landesgeoetze  gslaiderfc  werdoi 
and  der  erwähnte  Art.  2  des  badischen  Ausfuhrungsgesetzes  zum  BOB  bestimmt, 
daß  die  Art  7—80  des  FM  BGB  auf  badische  Landesgesetze  privatrecht- 
lichen  Inli;ilts  entsprechende  .Anwendung  finden.  Diese  Vorschrift  wird  von 
dem  Berufungsgerichte  in  Übereinstimmung  mit  dem  Kommentar  von  Borner 
zom  badiscben  AufOhniiqmpesets  8. 18  ff.  (bes.  Ziff.  7  S.  28)  dahin  anlegt, 
daß  die  Art.  7—30  des  EG  z.  BGB  auch  anf  Tatbest&nde  anzuwenden  seien, 
welche  nach  bisherigem  Rechte  und  damit  an  sich  auch  nach  den  KoUisions- 
normen  des  bisherigen  Rechts  zu  beurteilen  wären.  Das  Berufungsgericht 
ist  zwar  der  Ansieht,  daß  es  nieht  zuläs.sig  sei.  diese  Bestimmung  auf  Rechts- 
verhältnisse anzuwenden,  welche  schon  beim  Inkrafttreten  des  neuen  Rechtes 
vollständig  der  Vergungenhcit  angehört  haben,  nimmt  aber  einen  solchen  Fall 
nicht  als  vorliegend  an.  Die  zwiwhen  einen  unehelichMi  Kinde  und  seinem 
Vater  bestdienden  Reohtsbeziehungen  seira  nidit  schon  durch  die  Geburt  zum 
Absddufi  gelangt,  stellten  sich  vielmehr  als  «In  Ikumnitand  dar.  der  immer 
wieder  neue  Rechte  und  Verpflichtungen  erzeuge,  was  auch  durch  die  Ein- 
gangsworte des  Art.  2Üä  des  £G  z.  BGB  zum  Ausdruck  gebracht  werde, 
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indem  diese  verordnen,  daß  die  rechtliche  Stellttng  eines  vor  dem  Inkrafttreten 
des  Gesetzbuchs  geborenen  unehelichen  Kindes  von  dem  Inkrafttreten  dea 
Gesetzbuchs  an  nach  dessen  Vorschriften  sich  bestimuic.  Auch  hierdurch 
könnte  nur  die  nicht  revisible  Rechtsnorm  des  Art.  2  des  badischen  Aus- 
ndurangsgcsetMS  TioletBt  mhii,  die  auf  Art.  206  des  BO  i.  BGB  gegründeten 
Erwlgtingen  enehdnen  als  sntrellend,  da  nach  diesem  die  Beolitsbesieiningen 
der  unehelichen  Kinder  dem  Vater  gegenüber  keineswegs  als  von  der  Geburt 
an  feststehende  aufgefaßt  sind,  selbst  die  Rechte  der  nach  badischem  Rechte 
bereits  früher  anerkannton  uiuhelichen  Kinder  den  Vorschriften  des  BGB 
unterworfen  werden.  Sollen  aber  nach  Art.  2  des  badischen  Ausführungs- 
gesetzes die  Kollisionsnormen  der  Art.  7 — 30  des  EG  z.  BGB  „entsprechende*' 
Anwendung  finden,  so  beruht  es  wieder  an!  Anwendung  nnd  Anslegnng  dieser 
nicht  revisiblen  Gesetaesvoraehrift»  wenn  das  BemAmgigericht  annimmt,  daB 
hiemach  Art.  21  des  EG  z.  BGB,  welcher  das  I'ersonalstatut  der  unehelichen 
Mutter  für  die  Beurteilung  der  Verpflichtungen  des  unehelichen  Vaters  gegen- 
über dem  Kinde,  die  auf  der  Vaterschaft  beruhen,  maßgebend  erklärt,  als  die 
für  den  vorliegenden  Fall  einer  Kollision  verschiedener  deutscher  Landesgesetze 
anmwendMide  GesetsesTorsdirlft  ansnsehen  sd. 

War  aber  das  Yeriiftltnis  des  Bdrlagten  an  dem  nnelielidiett  Kinde  nach 
Landrechtssatz  340a  an  beurteilen,  so  enUiMt  das  angefoehtene  Urteil  die 
Feststellung  aller  wesentlichen  Erfordernisse  einer  hierauf  gegründeten  Vater- 
schaftsklage, ohne  daß  irgend  ein  Rechtsverstoß  ersichtlich  ist.  Auch  wurde 
in  dieser  Richtung  von  der  Revision  eine  Rüge  nicht  geltend  gemacht. 

Hiernach  mußte  die  Revision  mit  Kostenfolge  (§  97  Abs.  1  der  CPO) 
snrttcl^iewieaen  werdra. 

Steuerbefreiung  eines  argenHmecken  Konsuts  in  DetftecManä, 
welcher  die  deutecke  und  die  argentinieche  SkuUsangMrigkeU 

beeOet. 

.  na  30. 9. 04  (Vir  111.  04;  M.  A,  Clamen/d,  bremischen  Staat). 

Tatbestand. 

Nach  §  3  b,  c  des  Bremischen  Einkommenstenergesetaes  vom  27.  7.  00 
Erniiisches  Gesetzblatt  S.  237)  sind  von  der  Einkommensteuer,  der  die  im 
Bremischen  Staate  wohnenden  Personen  iint<-'rliegen  ii?  1),  befreit  diejenigen, 
welche  durch  Reichsgesetze  oder  Staatsverträge  befreit  sind,  und  Konsnlats- 
be&mte  nichtdeutscher  Staaten,  welche  Angehörige  des  Staates  sind,  der  sie 
onannt  bat  Der  Kl&g^  ist  von  der  Aigentinisohen  Bepublik  «im  Konsul 
in  Brauen  bestellt  and  besitat  die  StaatsangehAngkeit  dieser  Republik;  er 
ist  aber  aucb  bremischer  Staatsbfliger.  Für  das  Jahr  1902  mit  26ü2,05  JC 
zur  Einkommensteuer  herangezogen,  beansprucht«  Kläger  nnter  Berufung  auf 
§3c  a.  a.  0.  sowie  auf  Art.  II  des  zwischen  dem  Zollverein  und  der  Argen- 
tinischen Republik  geschlosseneu  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrages  vom  19.  9. 57  (PrenHische  Gesetzsammlung  von  1859  S.  405)  die 
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Befrdnng  von  der  Stenw,  sahlte  sie  am  6.  S.  08  und  forderte  de  demniclist 

im  Rechtsw^e  mit  Zinsen  seit  diesem  Tage  zurück.    Er  ist  indeasen  vom 

Lami^'erirhto  »nit  seiner  Klage  abgewiesen,  und  das  Oberlandosgericht  hat 
die  von  ihm  eingelegte  Berufung  zurückgewiesen.  Nunmehr  hat  er  Kevision 
eingelegt  und  beantragt,  unter  Aufhebunfi;  des  angefochtenen  Urteils  nach 
dem  Klageantrage  zu  erkemien.  Der  Beklagte  hat  um  Zurückweisung  der 
Reridon  gebeten. 

EntacbeidvngsgrflDde. 

Dafi  der  Kläger  aus  dem  nicht  revisiblen  BremisofaeD  Sinkommensteuer» 
gesetz  vom  27.  7.  (K)  einen  (5rund  für  seine  Befreiung  von  der  Hreniisohen 
Einkommensteuer  nicht  lier  leiten  kann,  hat  der  Berufimgsrichter  dargetan.  Es 
kann  sich  für  die  Hevisionsinstanz  nur  darum  handeln,  ob  der  zwischen  den 
Staaten  des  ZollTereim  und  der  Argentinischen  Konföderation 
unter  dem  19. 9. 67  gesdhloesene  nnd  denmicbst  auch  für  den  Bremigchen 
Staat  bindend  gewordene  . Freiindschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts-Vertrag 
(  Preußische  Gesetzsammlung  von   1859  S.  405)  eine  dem  Kläger  zurseite 
stehende  Befreiungsvorschrift  enthält.  Die  Frage  muß  mit  dem  Bernfnnfjsrichter 
verneint  werden.     Der  Art.  11  des  Vertrages  lautet  an  der  maßgebenden 
Stelle:  gDie  Konsuln  der  Argentinischen  Konföderation  sollen  in  den  zum 
ZoUvefein  gehörigen  Staaten  alle  Yonecfate,  Befreiungen  nnd  Ahgabenirelbdtra 
geniefiNi,  wddie  den  den  meistbegflnstigten  Nationen  angehOdgen  Konsuln 
desselben  Ranges  gegenwärtig  zugestanden  sind  oder  künftig  werden  zu- 
gestanden werden  ..."    Hiernach  kommt  es,  wie  der  Berufungsrichter  mit  Eecht 
annimmt,  nicht  darauf  an.  ub  ein  dcutHcher  Konsul  in  Argentinien,  der  die 
deutsche  und  die  argentinische  Staatsangehörigkeit  besitzt,  Steuerfreiheit 
genießt,  sondern  lediglich  daianf,  eh  das  Bentsdie  Bcich  oder  ein  Bondeistaat 
einem  fremden  Konsul  auch  dann  Abgabenfreiheit  gewihrt,  wenn  er  nicht 
bloß  Angehöriger  des  entsendenden  Staates,  sondem  mgldch  auch  Angehöriger 
des  Deutschen  Reiches  bezw.  desjenigen  Bundesstaates  ist,  in  welchem  er 
seine  Residenz  hat.     Verträge,  in  denen  dies  ausdrücklich  ausgesprochen 
wäre,  sind  nicht  zu  ermitteln.    Es  heißt,  daß  die  Konsularbeamten  (nach 
manchen  Verträgen  nur  die  Berufskonsuln),  sofern  sie  Angehörige  desjenigen 
vertragenden  Teils  sind,  welcher  sie  ernannt  hat,  von  UiHtSrlasten,  direkten 
persönlichen  Ldstungen  und  Abgaben  usw.  befrdt  dnd  (Vertrag  mit  Costa* 
Rica  vom  18.  5.  75,  RGBl  1877 No.  3.  Art  27;  mit  Nicaragua  vom  4.  2.  96, 
RGBl  1897  No.  18  Art.  22:   mit  der  Dominikanischen  Republik 
vom  3<).  1.  85,  R(iBl  IHHii  No.  2,  Art.  21;    mit  Griechenland  vom 
26.  11.  81,  RGBl  1882  No.  16,  Art.  2;  mit  Guatemala  vom  20.  9.  87, 
RGBl  1888  No.  88,  Art  22).    In  manchen  YertrSgen  ist  scUedithin  von  der 
Befreiung  der  Konsuln  die  Bede  (s.  B.  in  dem  Vertrage  mit  Italien  vom 
7.  2.  72  bezw.  21.  12.  68,  RGBl  1872  No.  14.  RGBL  1869  Nr.  18).  Der  Wortlaut 
der  Verträge  zwingt  nicht  zu  der  vom  Kläger  vertretenen  Ausl^;ung,  da  er 
nicht  den  Fall  der  doppelten  Staatsangehörigkeit  deckt,  und  im  Sinne  der 
Verträge  liegt  es  gewiß  nicht,  die  den  fremden  Konsuln  eingeräumten  Ver- 
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gOnstigiuigai  auch  dann  sn  gewKhren,  wenn  diMe  gleieliseltig  Bfirger  des 
empfangenden  Staates  sind.   Dabei  kann  nicht,  wie  die  Revision  will,  unter- 

schiodr-n  werdon  zwischen  Pflichten,  die  den  ciiilipimisrhen  Staatsliiii-ircr  als 
solchen  trt;Ht'n,  wie  die  Militärdicnstptiicht,  und  Pflichten,  die  ihm  zugleich 
niit  den  übrigen  Bewuhnern  des  Staates  auf  Grund  des  Wohnsitzen 
obliegen,  wie  im  gegenwärtigen  Falle  die  Stenoiidiciit.  Befreien  ihn  die 
KonsolarTwtr&ge  nicht  von  den  erstoren,  obtchou  er  aiuA  AogehSriger  des 
entsendenden  Staates  und  dessen  Konsul  ist,  so  kann  ihm  ebensowenig  Freihdt 
von  den  letzteren  aus  diesem  Grunde  zugestanden  werden.  Beim  Mangel 
einer  ausdrücklichen  Bcstiminuntr  fehlt  der  Anlnü,  dem  Hiirger  des  oicrenen 
Staates  ein  Steuerpnvilcgium  nur  mit  Rücksicht  auf  seine  StelluiTj:  als 
Konsul  und  gleichzeitigen  Angehörigen  eines  fremden  Staates  zu  gewahren. 
Wie  es  sich  mit  einan  soldien  PriTileginm  verhalten  würde,  wenn  dw  Konsol 
nicht  auch  Angehöriger  des  eigenen  Staates,  sondern  eines  ander^i  fremden 
Staates  wäre,  braucht  nicht  untersucht  zu  werden,  da  Kläger  Bremer  Bürger  ist. 
Za  bemerken  ist  noch,  daß  in  einigen  Verträgen,  a.  B.  mit  den  Hawaiischen 

Inseln  Tom         79  (BGBl  1880  No.  13)  nnd  mit  Mexiko  vom  ö.  12. 82 

(ROBl  1883  No.  18)  die  aegatiYe  Fassung  gewählt  ist  (Konsalaibeamte,  welche 
nicht  Angehörige  des  Landes  sind,  wo  sie  beglanbigt  sind,  sollen  befreit 
sein  nsw.).   Diese  Fassang  lUt  klar  erkennen,  daß  die  Befreiungen  fort> 

fallen,  sofern  die  Konsularbeamten  auch  Angehörige  des  empfangenden  Staates 
sind.  Die  anderen  Verträtro  ausdehnend  auszulegen,  erscheint  nicht  zulässig: 
ersichtlich  aollen  dem  Sinne  nach  uberall  die  gleichen  Vorrechte  geschaffen 
werden.  —  Die  Revision  war  danach  zurückzuweisen. 

§  7  Reichsfjes.  16.  ö.  94  ht.  die  Abzahlungsgeschäfte,  —  Ver- 
trieb m  das  Ausland  (Bußland,  Österreich-Ungarn). 
Ba  6. 10.  04  (D.  786.  04;  V/H  3828)  Strafsaehe/MübHer  und  OeuJ, 

Sämtliche  Revisionen  bestreiten  die  Anwendl)ark(  it  des  §  7  des  Gesetzes 
betreffend  die  Abzahlungsgeschäfte  vom  Ki.  5.  94  auf  den  erwiesenen  Sach- 
verhalt, da  hiernach  die  Angcklairten  namens  der  von  ihnen  jedesmal  ver- 
tretenen Stuttgarter  FinuLn  \  eräußerungsgeschäfte  hinsiclirlu  h  sogenannter 
Serienlose  der  zwölf  verschiedenen  Staatsprämienanl^en  nur  mit  Personen 
Yollsogm  haben,  die  sich  zn  jener  Zeit  im  Anstand  (Östenmch-Ungam  nnd 
Boflland)  anfbielten,  nnd  an!  solche  OesdOfte  das  Verbot  des  §  7  a.  a.  0. 
nicht  zntrelfe. 

Dies  muß  in  Tl)ereinstimmung  mit  dem  Urteil  als  rechtsirrig  bezeichnet 
werden.  §  7  bedroht  in  Verbindung  mit  §  8  des  Cu  sct  zt  s  vom  H>.  ö.  \)i  den 
Verkauf  oder  die  sonstwie  betätigte  Veräußerung  von  Losen,  lubaberpapieren 
mit  Prämien  oder  Bezugs-  oder  Anteilscheinen  anf  solcl»  Wertpapiere  gegen 
TeUzahlongen  nur  an  diejenigen  Personen,  welche  nicht  als  Kanflente  in  das 
Handelsregister  eingetragen  sind.  Der  von  den  BeschwerdefQhrem 
Merans  nnd  ans  dBt  Brwignng  gesograe  Schloß,  daß  mit  dem  Verbot  nnr 
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der  SohutB  des  deutschen  Pablikams  angestrebt  worden  sei  nnd  da0,  da 
die  Blnsdirinirang  auf  das  Aasland  sich  ohne  weiteres  nicht  beii^en  lasse, 

nur  die  Veräußerung  an  deutsche  Nichtkaufleute  als  verbot<'n  gelten  kfinne, 
läßt  sich  80  wenig  mit  der  zwisrlirn  In-  und  Ausland  nicht  unterscheidenden 
Fassung  des  S  7  a.  a  O.  und  dessen  Zwwk  vereinigen,  den  unsoliden,  zum 
äpiel  anreizenden  Handel  mit  Losen  usw.  auf  inländischem  Boden  zu  unter- 
binden, Hotire  8. 8  (Verh.  des  Beichstages  93/94  No.  118),  nnd  Terstöfit  so 
sehr  gegen  d«i  in  §3  des  Strafgesetsbadis  ansgesprochenen  Omndsata 
unbedingter  Geltung  aller  deutschen  Strafgesetse  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs.  duB  die  gesetzgebenden  Faktoren,  wenn  sie  eine  Ausnahme  von 
diesem  (iruiulsatz  hätten  machen  wollen,  dies  mit  aller  Deutlichkeit  aus- 
gesprochen hätten.  ... 

Art.  10  EG  z.  BGB.  —  Die  Jierhfspersönlic/tkeit  amMiidi- 
scher  Mandelsgesellschaften  richtet  sich  nach  dem  am  Ort 
ihres  Sitees  geltenden  JiechtAj  —  §  ii3  des  Wareneeichen- 

gesetzes. 

EG  7.  10.  04  (IT  13.  04  :  Vn!v(>Iine  Oil  Company.  New  York  'v.  Krogk; 
Hanseat.  Gericht.szeltun(f  lUDT)  Haupthlatt  S.  'Jl j 
Die  in  den  Gründen  des  Berufungsurteils  zugunsten  der  Klägtriu  ge- 
machten Aasftthningen,  betrdlend  die  Rechte  und  Farteifthigfeeit  der  Kl&gerin, 
sowie  ihre  Yertretnng  gemftfi  §  88  des  Warenieidungefletoes,  sind  rechtlich 
nicht  zu  beanstanden.*)  Ebenso  ist  ib m  OLO  darin  beizutreten  daß  die  in 
Abs.  3  dieser  Gesetzesvorschrift  znm  .\usdrurk  gebrachte  akzessorische  Natur 
des  durch  das  Warenzcichcngesetz  dem  Warenzeichen  von  Ausländern  ge- 
währten Schutzes  nicht  die  Folge  hat,  daß  dem  Ausländer  die  Eintragung 
seiner  Auslandsmarke  in  die  Zeichenrolle  nun  auch  in  Deutschland  Zeichen- 
sdtnts  nur  in  dem  ümfange  gewShre,  in  welchan  er  ihn  In  dem  Lande  seiner 
Niederlassung  besitst,  dafi  Tielmehr  bei  formell  nnd  materiell  rechtsgültiger 
Eintragung  seines  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  dasselbe  in  Deutschland  den 
ganzen  Schutz  des  Gesetzes  vom  12.  genießt  und  es  hierbei  nicht  ent- 

scheidend darauf  ankommt,  welchen  ."^clmtz  die  Klägerin  durch  die  Eintragung 
hat  erlangen  wollen,  sondern  darauf,  welchen  Schutz  das  Gesetz  dem  einge- 
tragenen Zeichen  gewährt. 

///  KiHjlavd  abfjPHchlossenvr  FracJitirrtrag.  MaßgebJivhkcii 
des  deutschen  Rechtes  wegen  der  Voraussetzung  seiner  Maß- 

geblichheit  seitens  der  Kontrahenten. 

EG  29.  10.  04;  (I  264.  04  Koppel /CellierJ. 
Tatbestand. 

Die  russische  Aktiengesellschaft  Ariur  Koppel  sn  St  Petersburg,  welche 
mit  der  Klägerin  in  engen  Besiehongen  steht,  hatte  an  eine  russische  Behörde 

1}  Vgl.  Ztsch.  XIV  64,  89,  168,  476.  -  Red. 

<)  Das  Benifungsurteil  s.  Ztsch.  XIV  163.  —  Red. 
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in  Wladiwostock  Bleche  zu  liefern,  welche  ans  Bi^tlftnd  bezogen  wurden.  Die 

Klägerin,  deren  Gesellschafter  Deutsche  sind,  war  mit  der  Besorgoni^  des 
Transportes  beauftragt.    Sie  hat  sich  dnzu  ihrer  Londoner  Filiale  bedit-nt. 
deren  gesetzliche  Vertreter  identiscli  hiiid  mit  den  Vertretern  des  iH-iliiier 
Stamiuhauses.    Zwischen  den  englischen  Maklern  Cutbill,  King  &  Co.  dieser 
Filiale  und  den  engliflclien  Makleni  Ctoaman»     SmUk  des  Beldagten,  der 
ein  in  Hambrn^  anstariger  Dentsolier  ist,  Icam  im  Febmar  190S  ein  Fracht- 
vertrag zustande,  inhaltlich  dessen  die  Bleche  in  zwei  Dampfern  „Sutherland" 
nnd  Jiothland"  der  Rhederei  Z>o//rt/c?,  Currie  &  Co.  nach  Hamburg  gebracht 
und  nach  Umladung  in  den  von  dem  Beklagten  gecharterten  schwedischen 
Dampfer  gLisa"  nach  \V  ladiwostock  befördert  werden  sollten.    Für  die  ge- 
samte Reise  Ton  Lmdon  naeli  Wladiweetook  wmden  nwei  Ordrelconnossemente 
in  folgender  Weise  geseidmet:  Fw  and  Öy  mtthority  of  Eug.  Cellier 
Gosmann  and  Smüh  as  agenig  only.  Das  verwendete  Formular  in  eng- 
liscfaer  Sprache  ist  das  in  Hamburg  gedruckte,  mit  dem  Vordruck  „Hamburg" 
und  „Eug*.  Cellier  Steamship-Ageut  Humhtirg"  versehene  übliche  Formular 
des  Beklagten,  welches  dadurch  zum  Durchkonnossement  gemacht  ist.  d.iB 
üben  ein  vurgedruckter  und  handschriftlich  ausgefüllter  Streifen  autgeklcbt 
ist,  inbaltlidi  dessen  das  Qnt  tob  der  Kligerin  (als  AUaderin)  angenommen 
worden  ist  für  die  bezeichneten  englischen  Dampfer  nach  Hamborg,  woselbst 
es  unigeladen  werden  solle  in  die  „Lisa*  zwecks  Weiterbeförderung  nach 
Wladiwostock.    Dies  ist  auch  geschehen.    Der  Kapitän  der  .Lisa"  hat  dem 
Beklagten  Konnossemente  für  die  Reise  von  Hamburg  nach  Wladiwostock 
gegeben,  welche  den  Durchgangökonuossemcnten  genau  entsprechen.  Die  vom 
Kapitän  der  „Lisa"  gezeichneten  Konnossemente  hat  der  Beklagte  behalten. 
la.  Wladiwostodc  ist  das  Ont  dm  die  DnrddcenneBsemente  Frisentierenden 
von  der  »Idsa*  ansgeliefert  worden.  Li  Wladiwostodc  sollen  die  Bledie  sehww 
beschädigt  angek  immen  sein,  und  die  Klägerin  führt  die  Beschädigung  darauf 
zurück,  daß  in  nicht  sachgemäßer  Weise  Düngersalz  auf  die  Bleche  verstaut 
war.    Die  Klägerin  forderte  den  Ersatz  eines  ihr  hierdurch  zugegangenen 
Schadens  von  i^554,22  Mk.  und  machte  hierfür  den  Beklagten  verantwortlich 
einmal  auf  Qnmd  des  mit  ihm  abgeschlossenen  FtachtTertn^  und  dann 
deshalb,  weU  die  Kligerin  die  ihr  sedierten  Rechte  der  Alctiengesellsehalt 
Arthur  Koppel  aus  den  Konnossementen  als  Empfängerin  geltmd  machen 
könne.    Da  der  Beklagte  die  Stauung  der  „Lisa",  welche  er  gechartert  hatte, 
durch  von  ihm  angenommene  Stauer,  welche  nicht  servants  of  tke  shipon  nc?- 
gewesen  seien,  beschafft  habe,  hafte  er  für  deren  Versehen,  das  darin  gelegen 
habe,  daß  sie  gegen  die  Begel  Salz  über  verzinktes  Wellblech  verstauten. 

Der  Beklagte  beantragte  die  Abweisung  der  Klage,  da  alle  Ansprüche 
ans  dem  FrachtTertrag  durch  Ansstellung  and  Übergabe  der  Konnossemente 
aa  Arthur  Koppel  in  London  erledigt^  die  Ansprüche  aus  den  Konnosse- 
mmten  aber  nicht  gegen  ihn,  sondern  gegen  den  Reeder  der  „Lisa'^  zu  richten 
seien,  in  dessen  Vollmacht  er  —  gemäß  *i42  des  HOB  —  aus  praktischen 
Gründen  im  vorliegenden  Falle  die  Konnussemeute  durch  seine  Vertreter 
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Ooematm  d  Smith  habe  zeichnen  laami.  Ferner  sei  jede  Klage  gegen  ihn 

nach  §  662  des  HGB  ausgeschlossen.  Schlimmsten  Falles  könne  er  sich  aber 
auch  auf  die  Klausel  der  Konnossemente  berufen,  durch  welche  auch  die 
Haftung  des  Reeders  wegen  des  behaupteten  Schadens  ausgeschlossen  sein 
würde  auf  Grund  der  Freizeidmmig: 

^(hotUTB  to  be  exempt  anä  not  a$moeraiU  for  datnage 

and  Io8»M  by  eoUiHom  ....  mm»  though  fht  damoife  w  lo8»  fram 
these  may  be  attributable  to  sovie  wrotigful  act,  faulf^  miafeasance, 
upf/Ificf  iir  error  in  Judf/v/cnf  of  the  pilot,  ftmster,  mo rtffers  or  other 
sercants  of  Die  .shipotcticr ;  nur  für  damage  .  .  .  or  frotu  effects  of 
climate  or  heat  of  Iwlds  or  contact  with  or  evaporatton  front  other 
gooda  .  . 

Die  Ware  sei  in  Hamlmrg  dnvdi  die  Staner  P»  Lodding  Söhne  gettant 
worden,  und  zwar  nach  Übereinkommen  des  Beklagten  mit  der  Reederei  unter 
Verantwortlichkeit  des  Kapitäns  der  „Lisa",  für  dessen  Nachlässigkeit  die 
Reederei  sich  freigezeichnet  hätte.  Die  Stauung  sei  nicht  schlecht  trewfsen ; 
nach  der  zweiten  Klausel  wäre  aber  auch  von  den  Folgen  einer  schlechten 
Stauung  der  Reeder  und  ganz  gewiß  auch  der  Beklagte  befreit.  Auch  die 
Höhe  der  Klageforderung  werde  bestritten. 

Die  Kligerin  trat  den  AurfOlimngen  dea  Beklagten  mtgegen  nnd  be- 
banptete,  da6  anf  den  in  London  geschlossenen  Vertrag  cnglisc^esRecht 
zur  Anwendung  zu  konunen  Itabe  und  hiernach  der  Beklajjte  durch  t<  f)62 
des  HGB  nicht  geschützt  sei;  auch  auf  die  Klauseln  könne  er  sich  nicht  be- 
rufen. Der  Beklagte  behauptete,  daU  deutsches  Recht  zur  Anwendung 
Bn  Iconunen  liabe;  ca  sei  übrigens  muSä  nadi  englischem  Reeht  die  Haftbarlreit 
des  Ünterfraehtnhrers  ebenso  besduftnlct  wie  naeh  dentsohem  Bedit 

Die  8.  Kammer  für  Handelssachen  des  Landgerichts  Hamborg  hat  durch' 
Urteil  vom  12.  10.  03  die  Klage  abgewiesen.  Für  den  Frachtvertrag,  der  von 
Deutschen,  wenn  auch  durch  englische  Vermittler,  abgeschlossen  wurde,  sei 
deutsches  Recht  maßgebend,  ebenso  aber  auch  für  die  Rechte  aus  den  Kuunusse- 
menten,  da  nicht  anzunehmen  sei,  daß  die  Parteien  sich  dem  russischen  Recht 
des  Empfängers  unterwerfen  woUtoi.  Nach  deutschem  Recht  stehe  dar  Klage 
der  §  062  Abs.  1  des  HGB  entgegen.  Ans  den  Konnossementen  IcSnnten 
gemAft  fi§  642  Abs.  4  und  651  des  HGB  Ansprache  gegen  ihn  nicht  erhoben 
werden. 

Die  von  der  Klägerin  einuilegte  Berufung  ist  durch  Urteil  des  2.  Civil- 
senats  des  Hanseatischen  Uberlandesgerichts  zu  Hamburg  vom  15.  3.  U4  zurück- 
gewiesen wordoL  Attdi  dieses  Geiieht  beurteilte  den  nnter  den  Parteien 
abgeschlossenen  SeefraehtTertrag  nach  deutschem  Becht  und  pflichtete  der 
Auffassu^  des  Beklagten  bei,  daß  hiemach  der  &lage  der  §  662  Abs.  1  des 
HGB  entgegenstehe.  Die  Rechte  des  Empfängers  aus  den  Durchgangs- 
konnossementen seien  allerdings  nach  russischem  Recht  zu  beurtcikm  ;  allein 
auch  nach  diesem  Recht  stehe,  nachdem  auf  Grund  der  ausdrucklich  von 
den  Agenten  gezeichneten  Durchgangskonnossemente  das  Gut  an  die  Inhaber 
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der  Konnossemente  ani^liefeft  worden  sei,  Hat  Klftgerin  gemiß  Art.  323  ff. 

der  russischen  Handelsordnung  ein  Anspruch  gegen  den  Beklagten  nicht  zu. 

Dio  Kliitrcrin  hat  Revision  einifcit  irt  .mit  dem  Antrafre.  das  Reichsgericht 
wolle  das  angefochtene  Urteil  aufheben  und  nach  den  von  der  Klägerin  in 
der  Berufungsinstanz  gestellten  Anträgen  oder  sonstwie  Hechtens  erkennen. 

In  der  Bemfangsinstanz  hatte  die  Klägerin  beantragt,  den  Beklagten 
dem  Klageantn^  genfttt  su  vwatteilen. 

Der  Beklagte  beantragte,  das  Reidisgexielit  wolle  die  Revision  snrflek- 
weisen  nnd  der  Bevisionsklägerin  die  Kosten  (kx  RevisionsinBtans  auferlegen. 
Ans  den  EntscheidungsgrUnden. 

Die  Rüge  der  Revision,  daß  auf  den  in  Frag(^  stehenden  Seefrachtvertrag 
von  den  Yoriustanzen  zu  Unrecht  deutsches  Recht  zur  Anwendung  gebracht 
worden  sei,  ist  nicht  begrOndet.  Die  Futeien,  weldie  den  SeefamchtTertrag 
abgeschlossen  haben,  sind  Deutsche ;  sie  bähen  b(dde  ihre  Haadelsniederlassnng 
in  Deutschland,  ihrem  Heimatland,  und  haben  sich  beiderseits  als  Deutsche 
gekannt.    Es  ist  hiernach  die  naheliegendste  nnd  der  natfirlichen  Sachlage 
entsprechende  Anuahme.  daß  die  Parteien  Recht  und  l'flicht  aus  dem  Fracht- 
vertrag als  unter  dem  ihnen  geläufigen  deutschen  Rechte  stehend  vorausgesetzt 
haben.   Daß  keine  besonderen  Umstände  vorliegen,  welche  zu  einer  anderen 
Annahme  fuhrra  konnten,  ist  in  dem  angefochtenen  Urteile  vav  Gmlige  fest^ 
gestellt.  Der  Ort  des  Vertragsabsohlnsses  wu  allerdings  London  nnd  die 
Vertreter  der  Parteien  warm  Engländer.   Daß  es  aber  der  deutschen  Rechte- 
anschanung  nicht  entspricht,  auf  den  Ort  des  Vertrajrsahsrhlnsscs  allein  ent« 
scheidendes  Gewicht  zu  legen,  ist  nicht  allein  in  der  Literatur  i  vgl.  Boi/evs, 
Seerecht  I  49,  50)  anerkannt,  sondern  darf  auch  aus  dem  Umstände  ge- 
^Bchlossen  werden,  daß  der  §  2868  des  II.  revidierten  EntwuifiB  des  BGB, 
welcher  das  Schnldverhftltnis  in  erster  Linie  dem  Gesetse  des  Ortes  unterstellt 
hatte,  an  welchem  das  RecbtsgeschSft  nun  Abschln0  gelangte,  Bedenken  er- 
regte und  bei  der  weiteren  Beratung  wieder  gestrichen  worden  ist.  Der 
Nationalität  der  Vertreter  der  Parteien  hat  auch  das  in  den  Entscheidungen 
XIX  H8  yrrnffdit lichte  Urteil  des  Senats  vom  5.  1.  87  für  sich  allein  ent- 
scheidende Bedeutung  nicht  beigelegt,  sondern  nur  in  Verbindung  mit  dem 
Umstand,  dafi  in  dem  dort  erörterten  FaXL  für  die  Ohartepartie  ein  von 
spesifisdk  ei^flischen  Anscbannngen  dnrchdnmgenes  Formnlar  benutst  wai^ 
welches  insbesondere  auch  die  penaltyclause  enthielt.    An  einem  derartigen 
Anhaltspunkte  dafür,  d:iß  der  Vertrag  dem  englischen  Recht  unterstellt  werden 
sollte,  fehlt  es  hier  (lurchaus.  und.  wenn  hier  auch  keine  Charter  vorliegt,  so 
ist  doch  f(lr  die  Erkenntnis  dessen,  was  die  Part^nen  beabsichtigen  und  still- 
schweigend voraussetzten,  der  Umstand  nicht  ohne  Belang,  daß  das  von  don 
Beklagten  benntaite,  bd  ihm  flblielie,  in  Hamburg  ^  gedmckte  nnd  der  Be- 
frachterin ansgehindigte  Konnossementsformnlar  von  typischen  englisdien 
Bedingungen,  welche  etwa  anzritr'  n  würden,  daß  englische  Rechtsanschauungen 
hier  maßgebend  sein  und  den  Vertrag  beherrschen  sollten,  nichts  enthält. 
Liegen  aber  keine  besonderen  Umstände  dafür  vor,  daß  die  Parteien,  obwohl 
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Deutsche,  den  Fnchtrertrag,  der  swiiehen  ilmeii  AbgescUosaen  war,  einm 
firemden  Rechte  tmtentellen  wollten,  dum  rechtfertigt  sich  die  Benrteiliiiig 

desselben  nach  deutschem  Hecht,  und  daraii  wird  auch  nichts  durch  den 
Ümstaiul  geändert,  daß  —  wie  das  BerufungsiL'ericht  in  Übereinstimmung  mit 
der  Entacheidunfi  XXXIV  78  mit  Hecht  ajinimmt  —  für  die  am  Bestimmungs- 
ort zu  erfüllenden  \  erpüichtungeu  des  Verfrachters  aus  dem  Frachtvertrag 
und  den  Konnossementen  dea  Eedtt  dea  BestimaiiiiigBortee  vut  Anwendung 
sn  kommoi  hat. 

Steht  aber  der  abgeschlossene  Frachtvertrag  als  solcher  unter  dentadhem. 

Recht,  so  ist  der  Beklagte  nach  Lage  der  Sache  auch  befugt,  sich  seinem 

Vertragsgegner  gegenüber  auf     (>()2  Abs  1  des  HGB  zu  berufen  

Die  Revision  war  demnach  als  unbegründet  zurückzuweisen  und  im 
i^ostenpuukt  gemäß  §  97  Abs.  1  der  CPO  zu  erkennen. 

§§  328f  Ö49  CPO.  —  Im  Kanton  Bern  /st  die  Anerkennung 
deutscher  Urteile  nicht  verbürgt.  M 

HG  16.  rj.  04  (232.  04.  VII;  Juristische  Wnchcttschriß  l!wr,  S.  ST). 

Es  kommt  darauf  au,  ob  dem  in  Ziffer  5     'ViS  Cl'O  aufgestellten 
Erfordernisse  des  Yerbürgtseins  der  Gegenseitigkeit  genügt  ist.   Insofern  in 
dieser  Beziehnng  das  Vorhandensein  yon  SechtanormaB  des  ausländischen 
Beefats  in  Frage  steht,  ist  das  angefochtene  Urteil  der  NachprOfang  in  der 
Rerisionsinstans  entzogen  (§  5tö  CFO).    Dies  gilt  auch  hezfiglich  der  im 
Kanton  Bern  geltenden  Nonnen,  auf  welche  es  bei  der  von  der  Vorinstan» 
zutreffeiul  j^cmachten  Unterstellung,  daß  die  EntscheidunL'  des  sclnvrizerisclien 
Bundesgcriclits  sich  als  eine  solche  des  Obersten  Gerichtshofes  des  Kantuns 
Bern  darstellt,  gleichfalls  ankommt.   Das  BG  hat  nun  aber  nicht  uberseben, 
wie  die  Revision  anninunt^  da6  nicht  bloß  Gesetse,  Staaterertrilge  nnd 
DeUaratiooMi  h^  det  intreSenden  Entscheidung  von  Bedeutung  sind,  sondern 
auch  eine  konstante  Übnng  der  Gerichte.    Es  ist  aber  in  be- 
denkenfreier  Weise  angonommcn,  daß  eine  solche  i'buut:  rlif  nur  für  den 
Kanton  Bern  in  Frage  k(unmt,  als  vorliegcnui  nicht  zu  erachten  sei.  Diescr- 
halb  durfte  dafür  gehalten  werden,  daß  die  inhaltlich  mitgeteilte  Erklärung 
de«  Bemer  Appdlationa-  und  Eassationshofes  eine  Garantie  wegen  der  Ge^ 
wäbmng  der  Gegenseitigkeit  nicht  «ithalte,  nnd  zwar  deshalb,  weil  durch 
den  Gebrauch  des  Ausdruckes  „regelmäßig"  zum  Ausdrucke  gebracht  wordoi, 
daß  der  Gerichtshof  sich  vorbehalte,  von  der  Regel  eine  Ausnahme  zu  machen. 
Es  kann  danach  dahingestellt  bleiben,  ob  weiter  zutreffentl  aMirenoniTiien, 
daü  die  dann  noch  in  der  Erklärung  hinzugefügten  Vuraussetzungt  u  .«^ich 
soweit  von  den  im  g  828  aufgestellten  Erfordernissen  entfernen,  daß  die 
Gegenseitigkeit  nicht  als  Twbflrgt  raacheint.  Endlieh  niofi  der  Berisiona- 
angriff  fOx  nnbegrttndet  erachtet  werden,  da6  an  Unrecht  anf  die  Behauptung 

1)  Vgl.  Ztsch.  XIU  410,  XIV  491.  —  Red. 


L;igiü^oa  by  Google 


298 


Recbtsprechang:  Deutschlaud. 


nicht  eingegangen  sei,  wonach  in  Fällen  der  vorliegenden  Art 
Urteile  der  deatechen  Gerichte  toh  dem  Bemer  Getidit^  erentndl  tod  den 
Gerichten  tfbntliehm  Kantone,  fftr  ToUstreekbu  erklftrt  wflrden.  Bin«  Prflfang, 

ob  es  nicht  ein  Erfordernis  für  die  Yerbür^un^  der  Gegenseitigkeit  sei.  daß 
die  Anerkcnnnntr  sämtlicher  Urteile  dir  rlrtitschrii  (törichte  stattfinde. 
biauchL  nicliT  Plutz  zu  greifen.  Donn  nach  licii  für  den  Kanton  Bern  von 
der  Vorinstauz  gegebenen  Ausführungen,  auf  welche  oben  näher  eingegangen 
ist,  liegt  schon  soTiel  vor,  daß  jedenfaUa  in  dem  erwähnten  Beiirk  es  auch 
in  der  fragliehen  Beaiehnng  an  einer  konstanten  Übong,  welche  die  Gewühr 
fttr  die  durchgehende  Anerkennung  der  in  gleichartigen  F&llen  er* 
gangenen  firkenntnisse  der  Gerichte  bietet^  fehlt 

Wettbeiverbsgesets  §  16  —  luternatiomUes  Abkommen  eum 
Schutz  des  gewerblichen  Eigentums,  Art  10  b, 

Bß  a.  3,  05  (II  273.  04;  EagU  Oil  Compannf  of  New  York/Vaeuum  Oil 

Contpamj). 

Tatbt'st.i  11  d. 

Dio  Varuiim  Oil  Company,  die  zu  Rochestcr  im  Staat  New  York  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ihren  Sitz  hat,  beantragte  mit  der  vor 
dem  Landgericht  zu  Hamburg  erhobenen  Klage  die  Bdclagte  Bagle  Oil 
Company  of  NewTork,  deren  Sitz  in  New  York,  Staat  New  York  der  Ver- 
einigten Staaten  vmi  Nordamerika  ist,  zu  verurteilen,  sich  fortan  der 
Bezeichnung  ihrer  Waren  als  Vacunm-Ole,  insbesondere  auch  als  Etna  Machinery 
Oil  711  enthalten,  ihr  auch  zu  untersagen,  in  Ankiinditjungen  oder  sonstiger 
Weise  die  Behauptunj;  aufzustellen,  daß  ihre  ole  genau  mit  denen  der 
Klägerin  korrespondieren,  sie  ferner  zu  verurteilen,  der  Klägerin  die  durch 
den  rechtswidrigen  Gebrauch  der  vorgmannten  Beidchnang  entstehenden 
Scblden  an  ersetsen. 

Die  Kammer  I  für  Handelssachen  des  Landgerichts  sn 
Hamburg  hat  durch  l^rteil  vom  18.  10.  Ol  die  Beklagte  verurteilt,  ihre 
Ware  fortan  nicht  mit  Etna  Machinery  Oil  zu  bezeichnen  und  im  übrigen 
die  Klage  abgewiesen;  von  den  Prozeßkosten  hat  es  der  Klägerin  -/a,  der 
Beklagten  Vs  auferlegt 

Gegen  dieses  Urteil  legte  die  Klägerin  Berufung  ein,  Insoweit  als 
es  die  Klage  abweist  und  der  Klftgerin  Kosten  auferlegt,  mit  dem  Antrage, 
unter  ent^echender  Abänderung  auch  im  übrigen  nach  ihrem  Klageantrag 
zQ  erkennen.    Die  Beklagte  beantragte  Zurückweisung  der  Berufung. 

Das  Oberlandesgericht  zu  Hamburg  hat  durch  Urteil 
vom  4.  3.  04,  aui  dessen  Tatbestand  und  Gründe  Bezug  genommen  wird, 
unter  Zurflckweisung  dw  Berufung  im  flbrlgen  das  landgerifftiliehe  Urtdl 
aufgehoben,  insoweit  es  d«t  darauf  gerichteten  Klageantrag,  daß  Beklagte 
▼erurteilt  werde,  sich  fortan  der  Bezeichnung  ihrer  Ware  als  Vacuum-Öle  zu 
enthalten,  surttckweist  und  die  Klägerin  mit  mehr  als  Vs  der  Kosten  erster 
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fostans  bdastet,  und  die  Bntscheidaiig  darflber  abhiogig  gemadit  Ton  der 
Leistung  oder  VenrdgemiHif  dee  folgmden  riohterliclieii  Eides  des  Ftisidenten, 

Vizopi-;lsident«n  and  Sekretärs  der  beklagten  Korporation,  dar  ScbirOiende 
„habe  nach  sorgfältiger  Prüfung  und  Erkundigung  die  Überzeugung  erlangt, 
daß  die  von  der  Eagle  Oil  Gomj»aiiy  of  New  York  als  Vacuum-(.)le  bozpirhneton 
und  in  den  Handel  gebrachten  Üle  im  Yacuum- Verfahren  hergestellt  worden  sind' . 

IGt  dar  ReTision  der  Beidagten  ist  beantragt,  das  angefochtoie 
Urteil  sowdt  es  ta  ibren  üngnnstMi  erlwint  bat^  anbnbeben  und  ancb  in 
diesem  Umfange  die  Bemfang  zurückzuweisen.  Die  Beklagte  beantragte, 
die  Revision  zurürkzuwoisen  und  erhob  in  der  mündlichen  Verhandlung 
A n  s c h  1  u  ßr e V  i  .s i  0  n  mit  dem  Antrag,  unter  entsprechender  Aufliebun<r  des 
angefochtenen  Urteils  als  die  Schwurpflichtigen  Personen  die  im  Kubrum 
genannten  gesetzlichen  Vertreter  der  Beklagten:  Präsident  George P.  Brockway 
und  SelcretSr  F.  W.  HäaNnffs  jr.  in  der  Urteilafonnel  mit  Namen  au  beseicbnen, 
eventuell  in  einw  dem  Torstdienden  sadilidt  entspredienden  Weise  die 
ürteilsformel  abzuändern.  Die  Beklagte  beantragte  Znrttckweisung  der 
Anschlnßrevision  Letztere  wurde  im  Laufe  der  mündlichen  Verhandlung 
von  der  Klägeriji  zurückjronommen.  Die  Beklagte  beantragte,  der  Klägerin 
einen  Teil  der  Kosten  der  Eevisionsinstanz  aufzuerlegen. 

Ans  den  Bntscbeidnngsgranden. 

Die  Revision  der  Beklagten  konnte  k^nen  Briolg  baben.  Dnroh  die- 
selbe ist  der  Prozeßstoff  nur  insoweit  in  die  Revisionsinstanz  gebracht,  als 
die  Verurteilung  der  Beklagten  beantragt  war,  sich  fortan  der  Bezeichnung 
ihrer  Ware  als  V;iriium-()le  zn  enthalten,  und  die  Zucrkennunj^  oder  Äff- 
Weisung  dieses  Antrages  von  der  Verweigerung  oder  Leistung  des  im 
Beruf ungsurteil  normierten  Eides  des  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und 
Sekretftrs  der  beklagten  ,FriTatkorporation*  abhiogig  gemacbt  wurde. 

Zu  diesem  Täle  seiner  Bntsoheidung  erwSgt  der  Bemfnngsricliter 
zunächst :  Bezüglich  einer  vor  dem  l.  5.  03  stattgehabten  Bezeichnung  der 
Ware  iils  Vacuum-öle  hisse  sich  der  Klat^fantrag  nicht  auf  das  (lesetz  zur 
Bekämpfung  des  unhuitnen  Wettbewerbes  vom  27.  ö.  9(5  siiitzi  ii:  denn  die 
Klägerin  habe  ^anerkanntermalien"  in  Deutschland  keine  Hauptniederlassung. 
Erst  Ton  dem  Beitritt  Dwitsehlands  au  don  intexnationalai  Verbände  anm 
Sehutx  des  gewwbticben  Eigentums  (UnionsTertrage),  das  ist  seit  dem  1. 5. 03, 
könne  die  Klägerin,  weO  sie  ibren  Siti  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  habe,  aus  Art.  10  b  des  ünionsvertrages  den  Schutz  des  deutschen 
Wettbewerbgesetzes  für  sich  beanspruchen.  Nach  dem  vorliegendon  Tat- 
sachcnmateriale  habe  die  Beklagte  aber  auch  nach  dem  1.5.03  ihre  Ware 
als  Vacaum-Öle  in  Zirkularen  bezeichnet. 

Die  Rerisionskllgerin  bdcämpft  die  Annahme  des  Berufnngarichters 
als  rechtsirTig,  daß  die  KlAgerin  in  beiug  auf  das  Verbalten  dw  Bdcbtgten 
fQr  die  Zeit  nach  dem  1.  5.  03  auf  Grund  Ton  Art.  10  b  des  ünionsvertrages 
den  Schutz  des  Wettbewerbgesetses  beanspmcben  könne.  Der  Angriff  ist 
nicht  begrttndet. 
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§  16  des  WettbewerligefletBes  beBtimmt:  „Wer  im  Inlande  eine  Haapt* 

niederlassung  nicht  besitzt,  hat  auf  den  Schutz  dieses  Gesetzes  nur  insoweit 
Anspruch  als  in  dem  Staate,  in  welchpin  seine  ffnnptniederlassunj;:  sich 
befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekannlmuehung 
deutsche  Gewcrbetreibeude  einen  entsprechenden  Schutz  genieüen."  Danach 
geniefit  der  Ausländer,  der  im  Dentsclien  Belebe  eine  HanplniederlASsung  hat, 
den  gleiche  Schatz  wie  der  Inlftnder,  dem  Deatsclmi,  der  seine  Hanpt- 
niederlassung  im  Auslande  und  keine  Hauptniederlassung  im  Deutsche 
Reiche  hat.  ist  da;tteg(;n  der  Schutz  des  Gesetzes  versagt  und  ein  Ausländer 
endlich,  der  keine  Hauptniederlassung  im  Deutschen  Reiche  hat,  irenießt  den 
Schutz  des  Gesetzes  nur,  wenn  der  Staat,  in  dem  er  seine  Hauj)tiaederlassung 
hat,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntmachung  Gegen- 
seitigkät  gewährleistet.  Bisher  ist  keine  Bekanntmadiung  im  Sinne  des 
§  16  des  Wettbewerhgesetses  agangen,  auch  kein  Staatsrertrag  yerSffenÜicht, 
der  eine  solche  Bekanntmachung  ersetzt.  Die  Bekanntmachung  vom  9.  4. 03 
im  Reichsgesetzblatt  lfK)H  Seite  147,  daß  Deutschland  auf  1.  5,  o;^  dem  Tnions- 
vortrag  beigetreten  sei,  kann  insbesondere  nicht  als  Bekanntmachung  im 
Sinne  und  mit  der  Wirkung  von  §  16  des  Wettbewerbgesetzes  beurteilt 
werden.  Dagegen  bestimmt  der  durch  die  ftrttssder  Zosatsakte  in  den 
Unioosverttag  an^;enomniene  Art.  10  b:  „Die  unter  der  Übeieinkunft  stehen- 
den Personen  (Art.  2  und  3)  sollen  in  allen  Verhandsstaaten  den  den  Staats- 
angehörigen gegen  den  unlauteren  Wettbewerb  zugesicherten  Schutz  genießen" 
[nach  dem  maßgebenden  französischen  Texte:  Les  ressortissants  de  la 
Convention  (Art.  2  et  S)  Jouiront  dann  toits  h>s  Etats  de  1' Union  de  la 
protection  avcordee  aux  nationaux  contre  tu  concunence  deloyale.\  — 
und  es  handelt  sich  im  gegebenen  Falle  dnng  daram  oh  der  Audegung 
dieser  Vorschrift  beizutreten  ist,  die  der  Berufungsrichter  ihr  gegeben  hat  — 
Im  Zusammenhange  mit  der  zu  Art.  6  des  Unionsvertrages  erörterten  Frage, 
ob  die  akzessorische  Natur  des  Zeielienschutzes  noch  für  rnicmsangehörige 
gelte.  -  -  vergl.  Po  Kill  ct.  Annalc.s  de  la  propiit'tr  i)idustrielle  lS9(f 
Seite  Üi),  Seite  136,  ßozer  ian,  Journal  de  droit  international  prive  IH^U 
Seite  200  —  hat  sich  wi  lebhafter  Hdnnngsstreit  Uber  die  Bedeutung  und 
Tragweite  des  in  Art.  8  gebrauchten  Ausdruckes  „Ma/iofiotMp",  in  dem 
deutschen  Texte  fib^setzt  mit  „Staatsangehörige*,  raiisponnen,  der  andi  in 
die  deutsche  Literatur  über  den  rnionsvertrap  übergegangen  ist.  Nach  der 
einen  Ansicht  Itestehr  di*  Trairweite  des  ünionsvertrages  überhaupt  darin, 
daß  die  Gebiete  der  Verbandsstaaten  für  die  im  Übereinkommen  geregelten 
Materien  ein  Gebiet  bilden.  Darnach  wäre  „nationaitj-  gleich  , Iniander" 
und  w&re  beiapielswdse  der  Uarkenschuta  des  Angehörigen  einm  Terbands- 
Staates  nidit  mehr  davon  abhftngig,  dafi  die  Marke  im  TJrspmngslande 
geschützt  ist.  Diese  Ansicht  wird  in  Deutschland  vertreten  von  Oste rrietk- 
Axster,  Die  internationale  Übereinhunft  usw.  (1903)  Seite  25/27;  zu  dem 
gleichen  Ergebnisse  gelangt,  allerdings  mit  anderer  Begründung,  Hugo 
Alexander-Katz,  Getoerblicher  Rechtsschutz  1W6  Seite  249  ff.,  vergl. 
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auch  Öste r rietk  ebenda  1904  tieite  63  ff.  Jtach  einer  zweiten  Ansicht 
entspricht  der  Aasdruck  „nationaux"  dem  in  der  deutschen  Übersetzung 
gebrauchten  Worte  .StMtsangehöriger"  und  wird  dnrcli  Art.  8  dm  IHcht- 
staAtaangdiBxigeii,  der  aber  Untertan  oder  BOrgor  einee  YerbandtataaleB  Ut» 

der  gleiche  Schutz  eingeräumt,  den  de£  Staatsangehörige  des  Yerbandsstaates 
hat,  in  dem  der  Rechtsschutz  beansprucht  wird.    Diese  —  namentlicli  für 
das  Zeichenrecht  wehren    23  des  (icsotzes  zum  Scliutz  der  Warenbezeichnungen 
—  aber  auch  im  übrigen  z.  B.  zu  ^  13  des  Gebraucbsmusterschutzgesetzcs 
praktisdi  sehr  bedentungsroUe  Ansicht  vertritt  in  dar  dentsdifln  Literatvr 
insbesondere  Lau  „I>er  AnaehiuM  des  deutschen  Jteiekes       die  inter' 
nationale  Union  für  geiccrblichen  Hecht sachutz"  (1902)  Seite  126,  femer 
in    der  Zeitschrift:    Gctrci  blicher  Rechtsschutz    i;)()2    Seite  201.  15K)a 
Seite  m  ff.,  Seite  2(;3  ff.,  1!>04  Seite  118.    Ihr  entspricht  auch  <lie  Praxis  des 
deutschen  Patentanit.s ;  sie  ist  ferner  durch  die  französischen  Gerichte  für  die 
Materie  des  Musterschutzes  vertreten  in  der  bekannten  Strafsadie  Chrauer- 
Frey  wider  Daltroff,  in  der  die  Urteile  des  Mbtmal  eorreetümel  der  Seine 
Tom  16. 12. 97,  dce  Appdlhofai  m  Paris  Tom  20. 6. 98  nnd  des  Kassationshciles 
(h.  reu  )  vom  5.  2.  04  ergingen  —  vergl.  zu  dtt  erstm  beiden  Urteilen 
Felletier  et  Viddl-Naguet,  Convention  pour  In  protection  de  la 
priiprft'tr  industricUe  No.  221  und  zur  ganzen  Fraire  die  Verhandinngen 
der  Interuatiunalen  Vereinigung  für  gewerblichen  Keclit.sschutz  in  Berlin  (iy(j4) 
ndt  den  Qataditen  von  Waeeermann  nnd  Taille f  er,  Jahrbuch  (Band  8) 
Seite  1  ff.  Wird  al>er  von  der  Anslegnng  des  Art.  2  ansg^^angen,  welche 
die  zuletzt  bezeichnete  Ansicht  vertritt,  und  in  Betracht  gezogen,  daß  nach 
§  16  des  Wettbewerbgesetzes  Deutsche  ohne  weiteres  den  Schutz  dieses 
Gesetzes  nur  genießen,  wenn  sie  im  Deutschen  Reiche  ihre  Hauptniederlassung 
haben,  so  scheint  allerdings  der  Wortlaut  des  Art.  10 b  die  Auslegung  nahe- 
zulegen, daß  auch  Angehörige  der  Verbandsstaaten  den  Schutz  des  Wett- 
bewerbgesetsM  nnr  dann  genieBen,  w«tn  sfe  im  Dentsishen  Beiche  ihre 
Haaptniederlassnng  haben,  lüt  Becbt  wird  abex  Aem.  Art.  10  b  die  weitere 
Auslegung  dahin  gegeben,  daß  allen  Angehchigen  der  Vcrbandsstaaten  ohne 
weiteres  der  in  den  einzelnen  Sta,aten  bestehende  Schutz  gegen  unlauteren 
Wettbewerb  zuteil  werden  soll.     Für  die  letztere  Auffassung  kann  die 
Vorgeschichte  des  Art.  lüb  verwertet  werden.   Diese  Vorschrift  wurde  bei 
toi  Beratangen  der  1.  «nd  2.  BrOaider  Konfoens  angenommen  an!  Anregung 
des  Kongresses  der  Intecnationalen  Vereinigung  fttr  gewerblichen  Reditssdiuts 
zu  Wien  vom  Oktober  1897.  der  einen  mit  Art.  10  b  übereinstimmenden  Besdihiß 
gefaßt  hatte.    Für  den  Beschluß  zu  Wien  bildete  aber  den  Ausgang  die 
französische  Theorie  und  Praxis,  die  nach  dem  damals  erstatteten  Berichte 
von  Allart  den  Rechtsschutz  gegen  Concurrencc  deloyale  als  droit  civil 
von  der  Staatsangehörigkeit  abhängig  machte.   Die  Tendenz  des  Beschlusses 
ging  dahin,  daß  jeder  ünionsangehdrige  schlechthin  den  Scbats  des 
dnselnen  Verbamdsstaates  graießen  solle;  lediglich  nm  der  bezetchnetoi 
franaOsisdien  Praxis  entgegounitreten,  worde  bei  Fassong  des  BesoUnsBeB 
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der  Aiudradc  „naHonatix"  aii^(eiiomiiien.    Auf  der  BritaMder  KonfefOkB 

wurde  diese  Vorschrift  auch  allgemein  so  aufgefaßt,  daß  jeder  Uniona- 
angehörige  schlechthin  den  in  dpn  einzelnen  Staaten  bestehenden  Schutz 
gen;en  unlauteren  Wettbewerb  genielJen  solle.  —  Für  Deutschland  kommt 
dazu  noch  weiter  in  Betracht,  daß  das  Erfordernis  der  Hauptniederlassung 
in  §  16  des  WettbewerIjgcaetKes  im  wesentUdieii  nntor  dem  Gtotichtspunkt 
der  Besipnnitttt  aufstellt  und  damadi  sein  Anfreditlulten  mit  dem  Zwedce 
des  Art.  10b  anvereinbar  ist.  Für  die  dargelegte  weitere  Anelegung  des 
Art.  10b  haben  sich  in  der  deutschen  Literatur  ausgesprochen:  Lau  in  der 
Zeitschrift  Getcerhlicho  HecJifsscJiu/z  1!K)3  Seite  75.  270.  Wassermann 
in  seinen  dben  erwiilinten  (iutachten  Seite  14,  Pinn  er.  Unlauterer  Wett- 
iei<7£f/ 6  Seite  167,  Sei  ig  söhn,  Gesetz  zum  Schutz  der  Wareitbezeichnungen, 
n.  Anfl.,  Seite  807/308.  In  gleichon  Sinne  hat  bereits  der  Senat  in  dem 
Urteile  Tom  6. 7. 04  II  558/04  erlcannt;  nach  wiederholter  Frflitmg  hat  er 
keinen  Anlaß,  die  dort  gebilligte  Auffassung  aufzugeben.  Allerdings  wird 
man  sich  der  weiteren  Folgerung  nicht  entziehen  dürfen,  (hiß  nunnuhr  auch 
der  Deutsche,  der  nicht  im  Deiitsrlien  Reiche,  wohl  aber  in  einem  der  anderen 
Vcrbandsstaaten  seine  Hauptniederlassung  hat,  den  Schutz  des  Wettbewerb- 
gesetzes beanspmcben  kann.  Darnach  hat  der  Bemfungsricbter  mit  Recht 
aus  Art  10  b  des  ünionsrertrs^s  abgeleitet»  da0  die  Kl&gerin,  eine  Aktien* 
gesdlsehaft  mit  ton  i^tze  in  d»  Vereinigten  Staaten  Ton  Nordamerika,  im 
Deutschen  Reiche  den  Schntz  des  Wc  ttbcwerbgesetzes  gradeSt»  auch  warn  sie 
im  Deutschen  Reiche  keine  Hauptniederlassung  hat. 

Darnach  war  die  Revision  der  Beklagten  als  unbegründet  zurückzu- 
weisen. 


KoUiskmsnormen  des  früheren  rheinisdt-frane&sischen 
Hechtes  bt  HancUungsfäMgkeU  der  EhefroMen.  —  MaßgehUch- 
ke&  der  JeicelUgen  lex  donUcÜU  bei  interlcSuüer 
Bechtaverschiedenhett. 

EG  10.  7.  03  (Puchelts  Z  XXXV  öj. 

Ans  den  Qrttnden. 

Die  beklagte  Ehefrau  war  als  preußische  Staatsangehörige  in  dem 
Teile  der  preußi.scben  Rheinprovinz  geboren,  in  dem  bis  1.  1.  ÜO  der  C.  l'. 
geltendes  Recht  war ;  sie  hatte  auch  dort  nach  ihrer  Verehelichung  mit  einem 
prenfiisohwi  Staatsangehörigen  ihren  ersten  eheliöhen  Wohnsita  and  i^terhin 
bis  in  den  Mftrs  1899  den  Wdhnsits  sn  Leichlingen,  das  gldohhlls  in  jenem 
Bechtsgebiete  Uegt.  Dagegen  hatte  sie,  zur  Zeit  der  am  28.  4.  99  zu  Witten 
erfolgten  Bürgschaftsübernahnie  den  Wohnsitz  zu  Witten,  das  gleichfalls  zu 
dem  Königreich  Preußen  gehört,  w()S(>lbs;t  aber  das  preußische  Allgemeine 
Landrecht  geltendes  Recht  war.   Der  vorliegende  Rechtsstreit  wurde  endlich 
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bei  eiuem  preußischen  Gerichte  im  rheinisch-französischen  Rechtsgebiete  an- 
liingig  gemacht  Wftlireiid  die  Kligecin  daron  ausgebt,  daß  die  Handhmgs- 
flhigkeit  der  BeUagten  Blieficaia  L.  naeli  dem  prenfliaclMiii  Allgemeiiisn  Land- 
recht  als  dem  Rechte  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  des  Vertragsschlusscs  zu  be- 
urteilen sei  und  darnach  die  die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  beschränkende 
Vorschrift  des  Art.  217  des  C.  (  ' .  welcher  die  Ermächtigung  des  Ehemannes 
zu  den  Rechtsgeschäften  der  Ehefrau  verlangt,  im  gegebenen  Falle  überhaupt 
Dicht  in  Betracht  komme,  Tertritt  die  Beklagte  den  Standpunkt,  dafi  Jene 
Vonehrilt  dea  0.  G.  im  gegeboien  Falle  amawenden  nnd,  weil  die  vorliegende 
Brmllchtigung  des  Ehemannes  die  Voradirilt  des  Art  2^  C.  0.  Terletste,  die 
Bürgschaftsübcmahme  ungültig  sei. 

Darnach  handelt  es  sich  um  eine  Kollision  verschiedener  Rechte  eines 
und  desselben  Staatsgebietes,  nicht  um  die  Kollision  der  Rechte  verschiedener 
Staaten,  also  um  eine  Frage  des  sogenannten  interlokalen,  nicht  des  inter- 
nationalen PiiTatreditB.  hk  entsprechender  Anwoidiing  der  KolUeionsnormen 
des  C.  G.  ttber  die  aogenannten  »tahUa  päraoMoUat  die  als  daa  fOr 
das  Berufungsgericht  geltende  Recht  in  erster  Reihe  in  Betracht  zu  ziehen 
setott,  entscheidet  es  diese  Kollision  interlokaler  Rechtsverschiedenheiten  dahin, 
daß  die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  nach  dem  Rechte  des  jeweiligen 
Wohnsitzes  in  dem  Staatsgebiete  zu  beurteilen  sei.  Die  Revisionsklägerin 
kat  diese  Amiahme  hdfcimpft  waä  ansg^Mbrt,  daß,  wenn  aneh  das  in  Art  8 
Aha.  3  des  C.  C.  anerkannte  NationaliWtsprins^  versage,  da  es  nnr 
eine  Staatsangehörlgl^t  für  das  ganze  Königreich  Preußen  gebe,  dennoch 
nach  dem  Geiste;  der  Kollisionsnormen  des  C.  C.  nur  das  Recht  des  Wohn- 
sitzes zur  Zeit  des  Enverbes  der  preußischen  Staatsangehörigkeit  oder 
das  Recht  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  —  des  ersten 
ehelichen  Wohnsitzes  —  entscheidend  sein  könne  und  darnach  für  die  Hand- 
lungsfähigkeit der  Bdtlagten  die  Beschr&nkang  ans  Art.  217  a.  a.  0.  in  Be- 
tracht komme. 

Dieser  Angriff  ist  nicht  begründet  Das  Berufungsgericht  nimmt  zunächst 
an,  daß  Art.  217  nicht  eine  aus  einem  bestimmten  Güterrechte  abzuleitende 
Vorschrift  sei  und  weiterhin  eine  allgemeine  Beschränkung  der  Handlunt^s- 
fähigkeit  der  Ehefrauen  normiere.  Damit  steht  es  im  Einklang  mit  der  iu  der 
Literatur  des  rheinisdh-franaaaiscben  Bechts  wnstimmig  anerkannten  and  aodi 
in  der  Rechtq»rechnng  des  Reichsgerichts  —  Miitseheidunge»  in  dvüaaehm 
VI  89ö  !)ß  --  bereits  gebilligten  Ansicht,  von  der  abangehen  kein  Anlaß  vor- 
liegt. Die  Revisionsklägerin  hat  auch  diesen  Teil  der  UrteilsgrUnde  nicht 
angegriffen.  Weiterhin  ist  aber  der  Revisionsklägerin  zugegeben,  daß  in  den 
weiteren  Ausführungen  des  Berufungsurteils  der  Satz:  „Für  die  Frage  der 
Handlungsfähigkeit  einer  Person  ist  .  .  .  nach  allgemein  anerkannter  Rechts- 
ansdiaani^  einsig  nnd  allein  entscheidend,  weldies  Beoht  aar  Zeit  d«r  Vor- 
nahme der  Handlang  an  dm  Wohnsitae  der  betrefenden  Person  gilt*,  für 
das  rheinisch-französische  Rechtsgebiet  in  dieser  Allgemeinheit  unrichtig  ist 
Indessen  beruht  auf  dieser  Ausführung  die  Entscheidung  nicht  In  den  un- 
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mittelbar  anschlictßcndcn  Erwägungen  wird  ausdrücklich  aQBgefnhrt»  daß  Alt.  9 
Abs.  8  des  C.  C.  der  auch  die  Ifandlungijfäliigkeit  einer  Person  umfasse,  von 
dem  Nationalitätspriuzip  auslohe.    Daran  anknUpfonii  wird  dartrolegt.  daß 
dieses  Nationalitätsprinzip  nur  Platz  greife  gegenüber  dem  Auslande  und  daß 
im  übrigen  für  den  Fall,  wenn  es  sich  um  die  6tatateiikollision  verschiedener 
Rechtflgebiete  desselben  Staates  mit  dnheitlicher  StaateangehSrigkeit  handle, 
diese  Yoischrift  des  Art»  S  Abs.  3  nicht  Plati  sa  gxeüen  beitintiiit  sei  und 
auch  nicht  Platz  greifen  könne,  daß  vielmehr  in  einem  Fall  dieser  Art,  bei 
dem  Ft  lilcii  einer  positiven  Rofrclung.  der  Wohnsitz  in  einem  der  verschiedenen 
Rechtsgebiete  eines  luul  des^ieUien  Staates  entscheidend  sei.    Diese  Lösung 
der  hier  gegebenen  Kollision  intcrlokaler  Kechtsverschiedenheiten  beruht  in 
erster  Beihe  an!  d«r  fittreff«iden  Annahme,  daB  der  Wohnsita  dasjenige 
dauernde  Band  bilde,  welches  abgesehen  von  der  Staatsangehttrigkeit  allgemein 
als  das  bedentangSTolIste  fttr  die  rechtliche  Verknüpfung  Ton  Person  und 
Rechtsgebiet  angesehen  wird,  und  daß  deshalb  überall  dann,  wenn  das  Natio- 
nalitiltsprinzip  vertage,  aber  die  Bevölkerung  innerhalb  des  cranzen  Staats- 
gebietes vrdlige  Freiheit  der  Bewegung  und  der  Niederlassung  genietie.  der 
jeweilige  \V  oliusitz  für  die  Anwendung  des  dort  geltenden  aus  den  verschiedenen 
Bechten  eines  nnd  desselben  Staatsgebietes  als  maßgebend  ansnnehmeii  sei. 
Darin  liegt  zngleidi  die  Rechtfertigung  der  weiteren  Annahme,  es  sei  das 
Recht  des  jeweiligen  Wohnsitze.s,  nicht  da-sjeiiige  des  ersten  ehelichen 
Wohnsitzes  auch  dafür  maßgebend,  ob  die  iiaiulluii^'-sf;ihitrkeit  der  Ehefrau 
infolge  der  Ehe.  nicht  infolge  eines  Qüterstandes  beschränkt  sei.   Die  Gründe, 
welche  für  die  L'n wandelbarkeit  des  gesetzlichen  Güterrechts  des  ersten  ehe- 
lichen Wohnsitzes  entsohätoid  sind,  greifen  fttr  die  FftUe  einer  Beschränkung 
der  HandlnngsfUiigkeit  der  Ehefrau  infolge  der  Ehe  nicht  Hats.  Hier  fordert 
die  Sicherheit  des  Verkehrs  weit  mehr,  daß  das  Recht  des  jeweiligen  Wohn- 
sitzes maßgebend  sei     In  rli*  scm  Sinne  wurde  die  hier  streitige  Frage  in 
Anweiulun^'  auf  die  IW  .schriinkung  der  Handlnn^^^filhißkeit  der  Khefran  infolge 
der  Ehe  in  der  älteren  Literatur  der  niederlundisch-tlandiischeii  Hi  rlitslehre  — 
Jivdcnbetg,  Buryundun,   Voet,  vgl.  auch  Bert  —  und.  was  hier 
insbesondere  in  Betracht  kommt^  in  der  Uteren  franadsisohen  Literatur  bei 
L9snng  der  durch  die  Coutumes  gegebenen  interlokalen  Reditsversdiiedenheiten 
—  vgl.  insbesondere  d'Argentr^,  Pothier,  Boullenois  —  entschieden. 
Zwar  wurde  die  Ansicht :  es  sei  die  Frage  einer  Beschränkung  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrau  infol«re  der  Ehe  ausschlielilich  nach  dem  Rechte  des 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  zu  beurteilen,  in  der  älteren  französischen  Literatur 
von  Frolund,  Bou  h  i  e  r  und  Me  r  l  i  n,  der  jedoch  diese  Ansicht  später  aufgab, 
lebhaft  Tcrtreten  und  der  franxOsische  Kassationsho!  hatte  sich  in  einem  Urteil 
Yom  19. 1. 1807  bei  Entscheidung  eines  nach  den  alten  Rediten  sm  beurteilenden 
Falles  dieser  Ansicht  angeschlossen ;  dieselbe  vermochte  indessen  auch  in 
Frankreich  nicht  durchzudringen.    Die  von  dem  Berufungsgericht  vertretene 
Anschauung  ist  liberdits  in  der  neueren,  insbesondere  deutschen  Literatur 
nahezu  allgemein  anerkannt. 
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Konnossement.   Maßgeblichkeit  des  Bechtes  des  Erfüllungs' 

ort  es. 

EG  2. 1.  04  (I34H.  03;  Frovmi  Sloman:  Hanseat.  Gerichtszeitung  1904, 

Haujitbl.  S.  106). 
Es  handelte  sich  am  die  Frage,  ob  die  Rhederei,  welche  dem  Konnosse- 
mentsinhaher  Zitronen  anstatt  der  nach  dem  Konnossement  an  empfangenden 
Apfdsinen  anbietet,  verantwortlich  ist^  wenn  das  Konnossement  die  Klausel 
trägt:  Contents  unknoicn  and  said  to  be  marked  as  per  mntgin  ;  U  is 
speriollif  stipulated.  that  no  chtini  is  to  be  nuide  hij  the  ahij^per  or 
receiccr  for  any  loss  atising  from  difference  in  marks,  numbers  or 
Contents  ? 

Die  Klage  wnrde  in  allen  InstansttD  abgewiesen. 

Das  RG  führte  n.A.  ans:  ,Da  der  Brfallnngsort  fflr  dieVerpflich- 

tuti>r(n  aus  dem  Konnossement  Hambarg  war.  so  ist  das  deutsche  Recht 
maßgebend  (vgL  Mntach,  des  B&  in  Civüeachen  XXXXVI  4)," 

Üheniahnie  einer  englisdien  Firma  mit  Akt i vis  fn/d  Pa^sicis. 
MaßgeblicJüceit  des  englischen  B/'chtes.    Art.  30  EG  e,  BGB 

unanwendbar. 
RG  05  aT:iH7.  04:  Scnfarth/LeeJ. 

Aus  den  (Ti-üuden. 
Das  Oberlandesgerieht  hat  angenommen,  daß  an  sich  fflr  die  Entscb^dung 
d«r  Frage,  ob  die  Klägerin  dnrdi  den  OeMhäftsabemahmevertrag  mit  der 
früheren  Firma  W.  <t  J?.  K.  Lee  (—  deren  Sitz  in  Manchester  war  —  Red.) 
deren  (Tläubi^orn  gegenüber  direkt  verpflichtet  ist.  das  englische  Recht 
maßgebend  sei,  und  nach  diesem  Rechte  rino  solche  Verpflichtung  nicht 
bestehe.  Ersteres  ist  nach  den  anerkannten  Cirundäätzen  des  internationalen 
Privatredits  richtig  nnd  letzeres,  weil  aasländisches  Recht  feststellend, 
in  der  BedsionBinitaas  nicht  angr^ar.  Das  Oberlandesgeridit  hat  awar 
seine  Bntsdiddnng  in  Betreff  des  raglischen  Hechts  nicht  eigenem  Wissen 
entnommen,  sondern  dem  Gutachten  des  Rechtskonsnienten  des  Deutschen 
Generalkonsulats  in  London,  nnd  seitens  des  Beklagten  wird  behauptet,  dieses 
Gutachten  sei  nicht  zutrcffonfl.  l)esonders  sei  darin  nur  der  §  3  des  zwischen 
den  beiden  englischen  Firmen,  enthaltend  die  Übernuhme  der  Passiven,  nicht 
aber  der  flbiige  Inhalt  des  Vortrages  nnd  der  Umstand  der  Fortfahmng  dM 
GesciAflia  unter  der  frflheren  Firma  beachtet,  nnd  wird  deshalb  ein  neues 
Gutachten  begehrt.  Allein  das  Oberlandesgericht  hat  das  englische  Recht  in 
der  in  Betracht  kommenden  Frage  festgestellt  imil  seiner  Entscheidung  zu 
(irund  gelegt,  und  ist  damit  dieser  Punkt  für  die  Kevisionsinstanz  endgültig 
entschieden,  sollte  sich  auch  der  Berufangsricbter  in  der  Bedeutung  des 
cx^lisehen  Rechts  geirrt  haben;  woher  er  seine  Kenntnis  erlangt  hat,  ist 
onerfaebUch.  B&t  in  dieser  Beiiehung  erhobene  ReTisionsangriS  entbehrt 
daher  der  B^prflndung. 
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Das  Oberlaadesgericht  hat  ferner  die  Anwendbarkeit  desArtSOdes 
Binfflhrnngsgesetses  zum  BUrgerllchen  GeBetshaeh,  nUiklieh 
daA  die  Anwendang  des  «tgliacheii  Badits  gegen  den  Zweck  des  §  85  des 

Deutschen  Handelsgesetzbuchs  verstoße,  und  folgeweise  diese 
letztere  Gesetzesvorschrift  entscheidend  sei,  unter  Billigung  der  betreffenden 
Ausführung  des  Landgerichts  verneint.  In  den  Gründen  des  landgericht- 
licheu  Urteils  ist  gesagt,  der  §  2ö  Abs.  1  des  HGB  enthalte  keine  zwingende 
Vonoibrift,  was  doh  tKkon  daran«  ergebe,  daß  nach  Abs.  2  die  Haftung  des 
OesehMfteerwerbera  dorch  Yereinbanrag  der  Kontraheilten  unter  Beobachtnng 
der  daselbst  vorgesehenen  Maßnahmen  ausgeschlossen  werden  könne,  man 
könne  daher  nicht  sagen,  das  ausländische  Gesetz,  welches  das  Prinzip  der 
direkten  Haftung  des  üeschäftserwerbers  nicht  angenommen  habe,  befinde  sich 
in  solcher  Kollision  mit  dem  deutschen  Hechte,  daß  seine  Anwendung  zur 
Sicherung  des  inländischen  Bechtsverkehrs  ausgeschlossen  sei,  auch  kBnne 
man  nieht  sagen,  dafi  der  Beklagte  bei  Anwendung  des  englischen  Bechts 
beeintiidhtigt  wexde  in  aehim  wohlerworhoien  Bedite.  Warn  mm  auch  die 
Verwertung  des  Abs.  2  des  bezogenen  §  25  zur  Begründung  der  Annahme 
eines  exklusiven  Charakters  des  Abs.  1  bedenklich  ist,  da  beide  Bestimimingen 
die  Sichcrstellung  des  geschäftlichen  Verkehrs  bezwecken,  und  der  Abs.  2 
gegenüber  dem  Abs.  1  nicht  eine  Ausnahme  von  diesem  Frinzipe  darstellt, 
Bondexn  mir  eiiM  andoweite  Wahrung  deesdhen  Toreidit)  so  ist  doch  dem 
£äida:gebniB  der  beiden  YoiinstaDaen,  §  90  sei  im  Torliegotden  FkUe  nidit 
anwendbar,  beizutreten.  Ihrem  Wortlaute  nach  ist  diese  Vorschrift^  insofern 
sie  in  der  Anwendung  des  ausländischen  Gesetzes  einen  Verstoß  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verlanL't,  unbestimmt  und  mehrdeutig,  denn 
jedes  Gesetz  hat  einen  Zweck,  und  man  konnte  bei  alleiniger  Berücksichtigung 
des  Wortlautes  dahin  kommen,  daß  im  Kollisionsfalle  überhaupt  ausländisches 
Bedit  nidkt  angewendet  werden  dflrfs,  warn  sdne  Anwendung  mit  einem 
deutschen  Gesetse  im  Widerspradie  stinde.  Dieses  kann  aber  das  Gesets 
nicht  wollen,  solches  wttrde  eine  so  erhebliche  Durchbrechung  der  bisher 
anerkannten  Rechtsanschauungen  des  internationalen  Privatrechts  bedeuten, 
daß  hierzu  für  den  Gesetzgeber  eine  b(  sondLrc  Veranlassung  vorgelegen,  und 
er  dann  seinen  Willen  unzweideutig  zum  Ausdrucke  gebracht  haben  müßte. 
Aber  weder  die  Fassung  des  §  30  nocAi  seine  Bntstehnng  weisen  auf  eine 
derartige  Absicht  des  Gesetsgebers  bin.  Schon  in  den  MetiTin  »i  den 
har^wSaea  Vorlagen,  die  bei  der  Abfassung  des  §3()  verwertet  worden 
sind,  ist  bemerkt,  daß  im  einzelnen  Falle  untersucht  werden  mtisse.  ob  die 
einem  inländischen  Rechtssatze  innewohnenden  sittlichen,  wirtschaft- 
lichen oder  politischen  Motive  dessen  Exklusivität  gegenüber 
dem  damit  im  Widerspruch  stehenden,  an  sich  nach  den  Regeln  des  inter- 
nationalen Rechts  aninwendend^  fremden  Becfat  bedingen  (Jahtimek  de» 
deutsche»  Seehts  I,  2,  8. 384).  In  der  «weiten  Kommission  (Mugdan, 
Materialien  /,  308  S.)  bsstuid  Einverständnis  datüb^r,  daß  Ton  ätHk 
einheimischen  Anschauungen  und  Bechtssfttxen  vieles,  von  lo  grundlegender 
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Natnr  Bd,  dafi  widfinfcnitoideB  ansllaidiiclies  BeeM  im  Muide  nidit  anerkannt 
and  snr  Gdtnng  gebradit  werden  Icönne.  Man  war  nur  Uber  die  dieebeiflg- 

liehe  Fassang  der  Vorschrift  im  unklaren.  Man  wollte  sie  weit  genng  wählen, 
nm  alle  in  Betracht  kommenden  Fälle  zu  umspannen,  und  andererseits  nicht 
80  weit,  um  damit  die  Sätze  der  vorhergehenden  Artikel  in  Frage  zu  st<:llon. 
Man  strich  die  in  der  zweiten  GebharcTschen  Vorlage  enthaltenen  Worte: 
„gegen  die  öffentliche  Ordnung''  als  xn  unbestimmt,  zu  unbegrenzt  nnd 
irrefOluend,  nnd  letate  an  deren  Stdl^  entqprediend  dem  2.  Bntwnr^  die 
Wwte:  »gegen  den  Zweck  eines  dsatschen  Geeetsee',  nnd  hob  dabei  hervor, 
die  Bestimmung  solle  den  Sinn  haben,  daß  die  Anwendung  eines  ausländischen 
(tesetzes  unterbleiben  soUe,  wenn  dessen  Aiissoliließung  im  Zweck  eines 
deutschen  (lesetzes  liege  ...  Ob  ein  einheimischer  Recht«satz  ausschließliche 
Geltung  beanspruche,  könne  der  Gesetzgeber  nicht  im  voraus  bei  allen 
einzdnen  Voreehiiften  beetimmen.  Der  Richter  möMe  dch  im  gegeboiai 
Falle  der  Frttfnng  nntersiehen,  nnd  hierbei  biete  ihm  die  Hinweienng  avf 
den  Zweck  des  Gesetzes  einen  verläßlichen  Anhalt.  Bezug  werde  genommen 
auf  die  Urteile  des  Reichsoberhandelsgerichts  in  Bd.  20  »S.  5H  und  des  RG  in 
Bd.  21  S.  der  betreffenden  Entscheidungen.  In  dem  ersten  Urteile  ist 
der  Satz  aufgestellt,  daß,  wenn  an  sich  ein  Rechtsverhältnis  nach  den 
Normen  eines  ausländischen  Rechts  zn  l)earteilen  sei,  dieses  dann  nicht  der 
Fall  sein,  sondon  das  inltadlsche  Reoht  entscheiden  solle,  wenn  nadi  Qdst 
nnd  Zwedc  der  inlftndischen  Reditsnorm  die  Anwendung  des  betr^enden 
ansiindischen  Rechts  zn  einem  Ergebnisse  führe,  welches  absolut  gebietenden 
oder  verbietenden  Normen  des  inländischen  Rechts  wied'  rst reite,  and  in  dem 
reichst,'erichtlichen  Erkenntnisse  ist  ausijeführt.  daß  bei  einer  unter  deutscher 
Territorialhoheit  erfolgten  SchiffskoUision  das  Gesetz  angesichts  der  sich  bei 
der.gegentttligen  Annahme  ezgebendoi  Unanträgticlikelten  nur  gewollt  haben 
fcOnne,  daS  dme  jede  Rticksicht  anf  die  Nationalist  dar  Sdiifle  stets  nach 
den  Grundsätzen  entschieden  werde,  welche  das  deutsche  Recht  über  die 
zivilrechtlichen  Folgen  des  Zusammenstoßes  Ton  Sohiffoi  fttr  dnen  Reeder 
and  Ladungsinteressen  aufgestellt  habe. 

Hiernach  muß  aber  die  Vorschrift  des  §  30  in  dem  Sinne  verstanden 
werden,  daß,  abgesehen  von  dem  nicht  in  Frage  stehenden  Fall  eines  Ver- 
stofies  gegen  die  gntm  Sitten,  die  Anwendung  des  nach  ßm.  internationalen 
Privatredit  an  sidi  maBgebenden  ansUndiscdien  Rechts  yerboten  ist,  warn 
der  Unterschied  zwischen  den  staatspolitiscben  oder  sozialen  Anschauungen, 
auf  welchen  dieses  Recht  und  auf  welchen  das  konkurrierende  deutsche  Recht 
beruht,  so  erheblich  ist,  daß  die  Anwendung  des  ausländischen  Rechts 
direkt  die  Grundlagen  des  deutschen  staatlichen  oder  idrtschaftlichen 
Leb«»  angreifen  wttcde.  In  einon  derartigen  Falle  kann  das  anrilndisdie 
Recht  nicht  zagelassen,  muß  vielmehr  das  inländische  Gesetz  angewendet 
werdoi.  V|^.  Planck,  Bürge rlicJies  Gesetz  VI  97,  Rehhein,  Bürger- 
liches Gesetzbuch  I  188,  Kohler,  Lehrbuch  des  Bürgerlichen  Rechts 
S.  40,  Zitelmann,  Intematumalee  Privatrecht  I  318, 371 S.,  Niedner, 
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MMfiAruHffsffesetM  Mum  Bürgerlidkem  Oe8etai9$ek  Art  90,  Niemeper, 

Intel-nationales  Privatreclit  S.  !)7  ff.,  Kahn  in  den  Jahrbüchern  für 
DogmaUk  XXXIX.  Ztsch.  XIII  87  ff. 

Eine  solche  exklusive  Trag^vcite  kann  jtdoch  dem  §  25  Alis.  1  des 
HÜB  nicht  zuerkannt  werden.  Wie  die  Denkschrift  zum  HGB  ergibt,  hat 
man  in  Abveichang  von  dem  frflberon  HGB  diese  Voisduift  an^gaMWimeii, 
weil  im  Verkdir  vielfach  die  Firma  oline  BttcikBiclit  anf  die  Person  ihres 
Inhabers  als  Eigentflmerin  des  HandlnngSTennögenB,  ala  Trägerin  der  durch 
den  Handelsbetrieb  begründeten  Rechte  und  Pflichten,  angesehen  werde,  weil 
der  Erwerber  eines  Geschäfts,  der  die  Finna,  weniis^leich  mit  v'wmn  Znsatze, 
fortführe,  dadurch  seine  Absicht  erkläre,  in  die  Geschäftsbezieluuigen  des 
früheren  Geschäftsinhabers  su  weit  als  möglich  einzutreten.  Es  handelt  sich 
also  nur  am  eine  ZweckmftfiiglceitSTorsehrift,  die  der  in  Deutsch- 
land herrachendoi  YrakelmaiiMhairaDg  angeftafit  ist,  der  ab^  sotialpolitisch 
nicht  eine  soldie  Erheblichkeit  beigelegt  werden  kann,  daß  man  annehmen 
müßte.  CS  solle  dadurch  für  die  in  England  ge-schehtnu^  Geachäftsühertragung 
die  Aii\\<Miiung  des  englischen  Rechts,  das  nach  der  Feststellung  des  OLG 
eine  direkte  Haftung  des  Geschäftserwerbers  nicht  kennt,  ausgeschlossen  sein. 
Daher  maßte  auch  dem  zweiten  RerisionBangriS  der  Erfolg  versagt  werdwi. 

Seeversicherinig  bei  englischen  Gesellschaften. 

EG  1.  3.  05  ('I4S6.  04:  Addix  <&  Egcstorff! Standard  Marine  Imuraiice 
Co.  und  Indemnity  Mutual  Marine  Insurance  Co. 

Aus  dem  Tatbestand. 
Auf  Omnd  von  KoonoMeaMoten  hatte  die  Kttgwin  Baumwolle  ana  dem 
Dampfer  „Gastleventiy*  an  empfoagen,  der  am  1.  5.  03  in  Bremmhaven 

angekommen  war.  Sie  ließ  die  Güter  durch  den  Spediteur  Geicecke  in 
Bremerhaven  in  Empfang  nehmen,  der  sie  nach  der  erforderlichen  Reinigung 
und  weiteren  Behandlung  in  sein  dort  belegenes  Lagerhaus  übernehmen  sollte. 
Die  Entlöschung  aus  dem  Dampfer  war  am  6.  Mai  beendigt.  Es  folgte  darauf 
an  der  Kaie  die  Bearbeitung  der  Ballen.  Am  23.  Mai,  als  erst  ein  Teil  der 
Baumwolle  in  das  Lagerhaas  verbradit  war  imd  noch  318  Ballen  aof  der  Kaie 
lagerten,  brach  hier  ein  Fener  ans,  wodnroh  284  Ballen  erheblidi  beachidigt 
worden.   Der  angerichtete  Schaden  beträgt  unstreitig  12  505,62  Mk. 

Xacli  den  gleichfalls  in  den  Händen  der  Klägerin  befindlichen  Policen 
(certificate^)  stand  die  Baumwolle  unter  Seeversicherung  von  Little  Rock 
(Arkansas),  bezw.  Savannah  nach  Bremen.  Und  zwar  waren  von  den  feuer- 
besch&digten  Ballen  184  Stflck  nach  den  von  8t.  LoniS)  Ho.  datierten  Polioen 
88889,  88880,  38796,  88801  nnd  88881  (abschriftlich  in  act.  8  bis  6)  bei  der 
Beklagten  1  an  75^/0  nnd  bei  der  Beklagten  8  zu  25  »/o  versichert  mit  der 
Klausel:  „including  the  risk  to  Warehouse  or  R.  R.  Station  at  j^ort  of 
discharge'-  und  100  Stück  nach  Police  44175,  datiert  Norfolk,  Va..  bei  der 
Beklagten  1  allein  mit  der  Klausel :  „this  itisurance  Covers  also  Country- 
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damage  and  all  risks  at  and  front  the  pari  of  desHnoHon  to  thepoint 
of  destination  in  the  inUrior*    Es  ist  unbestritten,  daß  hiernach  d«r 

Anteil  an  dem  Schaden  betragen  würde  für  die  Beklagte  1  =  10  551 ,83  Mk,, 
für  die  Beklagte  2  =  1954,0!)  Mk.  Auf  je  diesen  Betrag  samt  5'*  o  ZinsPTi 
seit  dem  23.  ö.  OH  hat  die  Klägerin  gegen  die  Beklagten  Klage  erhoben. 
Die  Beklagten  haben  Klageabweisuug  beantragt. 

Die  Klägerin  vertritt  die  Anrieht,  dafl  der  Brand  vom  28.  Mai  gem&ß 
den  Klauseln  noch  unter  die  von  den  Versicherern  ttbemommene  Oefahr  falle. 
Dies  bestreiten  die  Beklagten,  weil  die  Ware  schuldhafterweise  zu  lange  an 
der  Kaie  luhissen  worden  sei  und  die  Policeklanseln  sich  auf  eine  so  aus- 
gedehnte Lagerung  nicht  (  ist  reckten.  Sic  geben  zwar  zu,  daß  bis  zum  15.  Mai, 
an  welchem  Tage  die  an  der  Kaie  vorzunehmenden  Arbeiten  mit  Abschluß 
des  sogenannteii  Pickens  beendigt  gewesen  seien,  eine  Yersögerong  noch  nicht 
stattgefunden  habe.  Dann  aber,  meinen  sie,  h&tte  die  Ware  sofort  nach  dem 
Lagerhause  ahgefflhrt  werden  sollen.  Darüber,  welche  Arbeiten  ordnungsmäßig 
an  der  Kaie  vorzunehmen  waren  und  ob  auf  die  Abfuhr  nach  dem  Lagerhause 
mit  Rü'  ksicht  auf  die  Menge  und  Beschaffenheit  der  Ware,  die  zur  Verfütrung 
8t(  h(  n(i(  ( »rtlichkeit  und  die  benutzbaren  Abfubrwege  mit  tunlicber  Beschleuni- 
gung hingewirkt  oder  aber  die  Arbeit  ungebührlich  verschleppt  worden  sei, 
haben  die  Parteien  ins  einzelne  gehende  Behauptungen  aufgestellt.  Dafür 
wird  auf  die  Tatbestlnde  der  Instanzurteile  Bezug  genommen. 

Die  erste  Instanz  —  1.  Kammer  für  Handelssachen  des  Landgerichts 
Bremen  —  hat  nafh  Beweiserhebung  durch  Urteil  vom  lö.  2.  04  nach  dem 
Klageantrage  erkannt  unter  Belastung  der  Beklagten  1  mit  ^1/25,  der  Be- 
klagten 2  mit  ^/2:>  der  Kosten.  Begründet  ist  die  Entscheidung  damit,  daß 
eine  von  der  Klägerin  verschuldete  ungebührliche  Verzögerung  der  Arbeiten 
an  der  Kaie  nicht  nachgewiesen  sei. 

Die  Berufung  der  Beklagten  ist  dnidi  Urteil  des  HanseatiBchen  Ober- 
landesgerichts vom  4.  7.  04  snitlckgew lesen  worden  unter  Belastung  der 
Beklagten  1  mit  2»  2:1.  der  Beklagton  2  mit  V25  der  Kosten  des  Rechtsmittels 

Die  Beklagten  haben  Revision  eingelegt  mit  deni  Antrage,  unter  Auf- 
hebung des  angefochtenen  Urteils  nach  ihrer  —  auf  Klagabweisung  gerichteten 
.—  Berufnngsbitte  oder  sonstwie  Rechtens  zu  erkennen.  Von  der  Klägerin 
ist  um  Zurttckweisnng  der  Sevision  gebeten  worden. 

Aus  den  Bntscheidungsgrttnden. 

Das  Berufungsurteil  .  .  .  gelangt  zur  Zuröokweisung  der  ELiufuiig,  aus 
dem  Grunde,  weil  nach  dem  anzuwendenden  deutschen  Rechte  imr  der  Klägerin 
eigenes  oder  von  ihr  zu  vertretendes  Verschulden  die  Beklagten  befreit  haben 
würde  und  ein  solches  Verhalten  nickt  da^elegt  sei 

Bs  steht  vor  allem  die  Frage^  ob  die  Anwendung  des  deutschen  Rechts 
sn  billigen  sei.  Pie  soliriftliidie  Revisionsbegründung  hat  die  Anwendbarkeit 
nicht  beanstan^t,  in  der  mttndUchen  Verhandlung  hat  aber  der  Vertreter  der 
Kevisionsklägerinnen  sie  ausdrücklich  bestritten  und  geltend  gemacht,  daß 
anglo-amerikanisches  Recht  hätte  zu  Grunde  gelegt  werden  müssen,  wonach 
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der  KlXger  für  das  Vendmlden  MiiieB  HilfBpenoiMls  efaunutelMii  habe.  Uenror- 
gehoben  wini,  daß  die  Torgelegteii  eertiflcate»  nach  Hafigabe  der  Oi^^lnal- 

policen  über  die  zu  Grunde  liegenden  General vfrsicherungen  ausgestellt  seien; 
es  liiitt(^  der  Inhalt  dieser  Policen  festgestellt  werden  müssen.    Dt  r  Angriff 
ist  nicht  begründet.   Das  Benifnngsgericht  stützt  seine  Ansicht  auf  {<ilL'onde 
Erwägungen :  versichert  sei  der  Transport  von  Gütern  nach  einem  deutschen 
Hafen,  es  sei  daher  Ton  Anfang  an  mit  grOfiter  Wahrsehelnlifllikeit  ammneihwen 
gewMen,  da£  etwaige  AjosprUche  ans  deat  ITenichening  von  dem  dentsdien 
Empfänger  der  Ware  in  Deutschland  geltend  gemacht  würden,  dafi  die  Fest- 
stellung der  Schaden  unter  der  Herrschaft  des  deutschen  Rechts  stattzufinden 
haben  würde,  kurz,  daß  die  gesamte  Verpflichtung  der  Versicherer,  wenn  sich 
eine  solche  ergeben  würde,  unter  deutschem  Recht  zu  erfüllen  sein  werde. 
Deshalb  sei  Deutschland  als  der  Sitz  ihrer  Verbindlichkeit  anzusehen.  Dabei 
wild  noch  betont,  dafi  sidi  die  Beklagten  selbst  nicht  geweigwt  htttten,  wegen 
der  Am^vfiche  der  KUgnin  in  Bremen  Bedit  an  ndunen  nnd  da8  sie  die 
Anwendung  eines  anderen  Reohts  als  des  deutschen  nicht  gefordert  hfttten. 
Ol)  fiJr  Soeversichenmtren  im  allgemeinen  dem  Rechte  des  Erfiillnnjrsortes 
entscheidende  Bedeutung  eingeräumt  werden  dürfte,  braucht  hier  nicht  unter- 
sucht zu  werden.   Nach  der  besonderen  Gestaltung  des  Falles  ist  jedenfalls 
das  Ergebnis,  dafi  deutsite  Recht  zur  Anwoidung  zu  bringen  sei,  vorliegend 
nicht  als  reehtsirrtflmlich  anansdien.  Bs  ist  m  berflokMitigen  einerseitB, 
daß  der  Vorgang,  um  den  es  sich  handelt,  ausschließlidi  im  Herrsdiaftegebiete 
des  deutschen  Rechts  sich  abgespielt  hat,  an  dem  Ort«,  wo  zugleich  auch  der 
versicherte  Transpurt  zu  Ende  gegangen  ist.   Auf  das  Verhältnis  der  Klägerin 
zu  dem  Spediteur  Geicecke,  dessen  sie  sich  für  die  letzte  Transportstrecke 
vom  Hafen  in  das  Lagerhaus  bedieut  hat,  tindet  an  sich  das  deutsche  Recht 
AnwmdQng.  Naeh  diesem  ist  an  beurteilen,  inwiefern  die  Kligerin  für  dn 
VersdraldoD  des  Oeteeeke  bei  diesem  Tran^rt  selbst  Terantwortlieh  ist 
Andererseits  kommt  in  Betracht:  es  ist  in  dm  Instanzen  niemals  anf  die 
Originalpolicen  Bezug  genommen  worden,  am  wenigsten  in  dem  Sinne,  daß 
sich  daraus  eine  vertragliche  Festsetzung  über  das  anzunehmende  Recht  er- 
gebe.  Auch  trifft  es  durchaus  zu,  was  das  Berufungsgericht  geltend  macht, 
dafi  die.  Beklagten  selbst  niemals  die  Anwendung  eines  fremden  Redits  ver- 
langt haben.  Sie  haben  auch  nionals  behanptet,  dafi  das  ansawendeode  hemde 
Recht  tXL  einem  anderen  Eq^bniase  ftthren  wfirde,  als  das  dratsehe.  In  htadm 
Richtangen  haben  sie  jeden  Einwand  unterlassen,  obgleich  die  Klägerin  schon 
in  dem  erstinstanzlichen  Schriftsätze  vom  2.  2.  04  {act.  33)  ihre  Haftung  für 
ein  Verschulden  des  Geicecke  bestritten  hatte  und  in  dem  landgerichtlichen 
Urteile  der  §  814  des  deutschen  HGB  der  Entscheidung  zu  Grunde  gelegt 
war.  Danadi  sind  die  Beklagten  sdbst  in  den  Listaasen  davon  ausgegangen, 
dafi  die  Bedentong  des  stedtigen  Vorganges  fOr  ihre  Yerplliehtnng  aus  den 
Versi<  In  rnnL,'*  n  nach  deutschem  Rechte  zu  beurteilen  sei.    Wenn  bei  dieser 
Sarhhi;.^'  ilus  Berufungsgericht,  von  dem  ein  abweichender  Inhalt  des  nus- 
ländischen  Rechts  gar  nicht  behauptet  war,  sein  eigenes  Recht  zur  Anwendung 
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gebracht  hat,  so  kann  ihm  niclit  der  Vorwarf  einer  Kechtsverletzung  gemacht 
werden  (vgl.  hiersa  BntidMidungen  bd  BoUe,  Pra»i9  M 1 5o.  29,  Bd.  m 
No.  15;  TTrtea  I  UVQO  Yom  88. 6. 02). 

WelcJies  Hecht  kommt  zur  Anwendung  auf  die  Verpflichtung 
des  Käufers  stur  Untersuchung  der  Ware  und  Mängelaneeige 
bezüglich  einer  Wäre,  die  ein  schottischer  Verkäufer  an  einen 
in  Deutschland  wohnhaften  Käufer  verkaufte? 

OLG  Hamburg  8. 2.  Ü4  (Bote,  Higgin  dt  Co  Jde  Jonge;  EoMseai.  Geriehia^ 

aeUnng  1904  Hauptbl.  S.  208). 

Es  war  zu  prflfon.  oh  dir  von  der  Klägerin  mit  der  ^Mimi"  gelieferte 
Kohle  den  Vertragsbedingungen  nicht  entsprochen  hat  und  ob  der  angebliche 
Mangel  der  Kohle  rechtzeitig  gerügt  worden  ist.  Die  Klägerin  mochte  für 
letstere  Frage  das  englische  Recht  «ngeweiidet  sehen  und  behauptet,  d«6  nach 
epgMichem  Recht  die  KoMen,  die  von  dem  sehottisehen  W«rk  an  dm  in  Brake 
wohnenden  Beklagten  fob  ChroMgemouth/Sonesa  or  Leith  Terkaaft  waren, 
nnbedingt  im  Abladchafen  hätten  untersucht  werden  mftssen. 

Zunächst  ist  letzteres  nicht  zutreffend. 

Die  Sale  of  yoods  act.  (56  und  57  Vict.  Ch.  71)  bestimmt  in  dieser 
Beziehung  ausdrücklich  nichts.  Im  allgemeinen  aber  ist  sie  in  diesem  Punkt 
weniger  streng  als  das  Dentsehe  HOB.  Sie  stellt  alles  ab  anf  reasmabie 
oppwrhmUy  und  r§ammabl0  Urne*  Vgl.  Seet.  34  1  nnd  2,  i6  dasdbst 
Was  darunter  zn  verstehen  sei,  hängt  von  allgemeinen  Rechtssätzoi  und  von 
der  Verkehrsanschaunng  ab  und  daß  auch  die  englische  Praxis  hier  nicht  zu 
rigoroser  Auslegung  neigt,  spricht  der  von  der  Klägerin  selbst  beigebrachte 
Brief  ihres  Anwalts  aus,  in  dessen  weiterem  Fortgang  freilich  auch  gesagt 

am  Bestlmmnngsort  statt  am  AbMeplati 
nach  Auffassung  des  Schreibers  nicht  „reaatmable''  gewesen  sei. 

Es  kommt  aber  das  englische  Recht  in  dieser  Beziehung  hier  flbohanpt 
nicht  in  Anwendung.  Wie  das  RG  in  neuerer  Zeit  wiederholt  ausgesprochen 
hat,  regeln  die  Vorschriften  über  Untersuchung  der  Ware  und  Mängelanzeigc 
*  den  Umfang  der  Verpflichtungen  des  Käufers  und  müssen  daher  dem  Rechte 
entnommen  werden,  nach  welchem  sich  überhaupt  die  Verpflichtungen  des 
Klnfers  bestimmen,  also  im  vorliegenden  Falle  dem  deatsehen  Redit.  (Vgl. 
Jur.  Woehenaehr.  1899  8.  761  No.  27,  Bntach.  dea  JSQ  ^  CitÜa.  Bd.  46 
Ko.  50.) 

Und  daß  diese  Regel  auch  dann  gilt,  wenn  nicht  die  Zahlnnespflicht 
des  Käufers,  sondern  seine  aus  der  Wandlung  sich  etwa  ergebenden  Ansprüche 
zur  is^ntscheidung  stehen,  folgt  schon  daraus,  wie  der  II.  Senat  dieses  Gerichts 
bereits  entschieden  hat  {JOänaaai,  QeriehtaMHhinff  Hanptbl.  1902  Na  60, 
Seuff^rfa  AreMv  Bd.  68  No.  217),  daß  dieses  gaase  RechtsrerhlUtDis  nnr 
in  einem  einheitUehen  Sinne  ^tsiAieden  nnd  snr  DnrchfHhmng  gebracht 
werden  kann. 
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Übrigens  würde  im  vorliegenden  Falle  aueh  deshalb  deatsfhes  Recht  snr 
Anwendung  kommen  mfissen,  weil,  wie  gleich  za  erörtern  ist,  der  Ort  der 
Abliefernng  Ri-finrii  '^'ewosen  ist. 

Das  letztere  bestreitet  die  Klätrerin.  indem  sie  darauf  hinweist,  daß 
verkauft  sei  fob  Granfjenioufli  und  dali  die  ,Mimi^  nicht  von  der  Klägerin, 
sondern  vom  Beklagten  gechartert  war. 

Das  erscheint  nicht  nitrdi«nd.  Bs  handelt  sidi  mn  einen  AbschloB 
swischen  d^  englischen  KoUrawerk  und  dm  dentschen  Importeur.  Über 
die  Art  und  den  Ort  der  Ablieferung'  der  Kohlen  war  ausdrücklich  nichts 
bednn<ren.  Versteht  man  unter  Al)lieferuniy:  miit  Staub,  Kommentar  zum 
HGB  4}  877  Not€  KVi  den  Akt.  durch  welchen  der  Vorkäufer  die  Ware  aus 
seiner  Verfügungsgewalt  entläßt  und  sie  in  die  Verfügungsgewalt  des  Käufers 
oder  seines  Bevollmächtigten  gelangt;  oder  mit  dem  BG  (Hameat.  Gerichts- 
»eihmg  Hanptbl.  1900  No.  8)  den  Akt,  durch  den  der  Verkäufer  die  Ware 
aus  seiner  YerfOgungsgewalt  entlftfit^  um  den  Kftnfer  in  die  Lage  sn  setaen, 
nunmehr  seinerseits  darüber  verfügen  zu  können  und  durch  den  der  Käufer 
seihst  oder  durch  einen  Beauftragten  die  \\'are  übernimmt,  so  ist  es  klar, 
dali  an  und  für  sich  und  abgesehen  von  der  /V/A-Klausel.  die  Ablieferung  im 
vorliegenden  Falle  erst  in  Bremen  zu  erfolgen  hatte,  nachdem  die  Klägerin 
an!  AnwMsnng  des  Bdcl«gten  die  Kdildi  nach  dort  auf  den  Weg  gelnaeht  hatte. 

Daran  ttndot  nun  aber  miUldist  nichts  die  Vertragsbestimmung  fob 
Grangemouih  etc.  Denn  damit  wurde  nnr  cum  Ausdruck  gebracht,  daß 
der  vereinbarte  Preis  der  Kohlen  sich  verst€hen  sollte  als  NettopreiB  ohne 
Einrechnung  der  Transportkosten  einschließlich  Versicherung. 

Aber  auch  der  fernere  Umstand,  daß  der  Käufer  es  gewesen  ist.  der 
die  „Mimi'  gecharteit  und  damit  die  Transportgelegenheit  seinerseits  beschafft 
hat,  kann  fflr  rieh  allein  au  dner  anderen  Beurteilung  nidit  fOhien.  Zweifel- 
haft kannte  das  nur  ^scheinen,  wenn  es  g^wchtiertigt  wftre,  in  sotchnn 
Falle  den  Schiffer  als  den  Beauftragten  des  Käufers  zu  betrachten,  der  am 
Abladeplatz  die  gekauften  Waren  für  si  iiien  Befrarhter  enttregenninunt  Das 
RG  hat  in  neueren  Entscheidungen  wiederholt  den  Spediteur  des  Kau  fers  als 
dessen  Beauftragten  und  Stellvertreter  in  Beziehung  auf  die  Kealisierung  des 
Kauf  geschältes  bezeichnet,  so  daß  mit  der  Übergabe  der  Waren  an  ihn  die« 
Ablieferung  sustande  kommt.  (HanMOt.  G-eriehtMHhmg  KuiptbL  1899 
ISo,  90,  1900  No.  3,  TgL  auch  1902  No.  86.  Ferner  Das  Meeht  1903  8.  9.) 

Ob  man  unter  Umständen  aueh  den  Schiffer  auf  gleiche  Stufe  wird 
stellen  müssen,  kann  hier  unertirtcrt  bleiben.  Denn  jedenfalls  wäre  das  nnr 
unter  der  Voraussetzung  gerechtfertiu^r.  daß  der  Schiffer  nicht  nur  in  Erfüllung 
des  mit  dem  Käufer  abgeschlossenen  Frachtvertrages  handelt,  sondern  gerade 
auch  bei  Übernahme  der  Ottter  in  das  SdiÜI  als  der  Beauftragte  und  Stdl> 
▼ertoetnr  des  Befrachtars  auftritt.  Der  Fall  kann  so  Uegen,  wenn  dar 
Ablader  mit  der  Abladung  sich  seiner  Yerfilgangegewalt  über  die  Ware 
gänzlich  entsehliii^^r  und  infolgedessen  auch  das  etwa  zu  zeichnende  Kon- 
nossement nicht  mehr  zu  beanspruchen  hat.   W^enn  aber,  wie  im  vorliegenden 
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Falle,  wo  die  KoUen  verkaaft  waren  ea^  on  receipt  of  documenia,  der 

Ablader  das  Konnossement  empfängt,  darüber  nach  Belieben  verfügen  waA 
damit  den  Schiffer  in  die  Lage  versetzen  kann,  trotz  seines  Frachtvertrages 
mit  dem  Käufer  die  Ware  am  Restiniinnnfrsplatze  iiiclit  diesem,  sondern  dem 
legitimierten  Konnobsementsiuhaber  ausliefern  zu  müssen,  in  diesem  Falle 
kuin  In  der  Abladiing  keine  Ablieferung  an  den  Beauftragten  {zu  dieser 
Funktion  Beauftragten)  des  Kftnf^rs  liegen.  Ee  sind  die  eigenartigen 
Rechtsverhältnisse  aus  dem  Konnossement,  die  hier  zu  einem  klaren  Ergebnis 
und  zu  einer  sicheren  Entscheidang  fahren.  (Vgl.  anch  EnUdh,  des  BQ  in 
Civils.  Bd.  (5  No. 

Wenn  Klägerin  dagegen  ausführt,  es  könne  nicht  in  dem  Belieben  des 
Käufers  gestanden  haben,  den  Ort  der  Ablieferung  nach  jedem  noch  so  ent- 
fernten Plats  sn  yerlegen,  so  ist  das  zweifellos  richtig,  trilft  aber  obige 
Schlnfifdigenittg  nicht.  Verind  allerdings  der  VerlAnfer  die  KoUen  nadi 
einem  solchen  Platze  nnd  nahm  er  ein  darauf  lautendes  Konnossement  entgegen, 
80  war  die  Ablieferung  nach  dort  verlegt.  Ob  er  aber  vevpf  lieht  et  war, 
das  zu  tun  und  ob  er  nicht  vielmehr,  wenn  ihm  derartiges  zugeuiutet  wurde, 
durch  seine  Weigerung  erreichen  konnte,  daü  man  sich  vorerst  dahin  einigte, 
daA  die  Abliefening  vor  dem  Vttrsaad  «folgte,  wäre  ans  dm  Inhalt  und 
den  UmsUnden  des  ganzen  Kanfvertrages  sn  «itnefamen  gewesen. 

Fiuid  einer  Geldrolle  durch  den  Steicard  in  der  Kabine  eines 
deutschen  Dampfers^  welcher  eben  den  Neir  Yorker  Hafen  ver- 
läßt. —  Das  Beclif  Neiv  Yorks,  als  des  Fnndorfes,  entscheidet 
über  Besits-  und  Eigentumsenverb. 

OLG  Mamburg  I  i.      o4  {Tro,'<t  Fidizeibehnnlc  i.  Hamburg;  Hanseat. 
Qerichtszeituuy  lUi>4  Bvihl.  S.  2(rJj. 

Tat  host  aud. 

Kläger  war  im  Jahre  18üd  Steward  auf  dem  Dampfer  „Normannia'^ 
der  Hamburg -Amerika  Linie.  Als  das  Schiff  am  8. 1.96  im  Begriff  war, 
von  New  York  aus  die  Rttckreise  nach  Europa  anzutreten  und  sich  im  Hafen 
▼on  New  York  gerade  in  Bewegung  gesetzt  hatte,  fand  der  Kläger  in 

einem  der  Salons  eine  Rolle  mit  90  Dollars  in  Papier.  In  Befolgung  einer 
allgemein  für  die  Schiffe  der  Hamburg-Amerika  Liui.-  getroffenen  Annrflnnng 
lieferte  Kläger  den  Fund  dem  Obersteward  aus.  TroT?:  .Anschlags  wiinK  der 
Eigentümer  auf  dem  Schifte  nicht  ermittelt;  es  wird  daher  vermutet,  daß 
eine  der  Personen,  die  das  Schiff,  ehe  es  sich  in  Bewegung  setzte,  in  New  York 
Teriieflen,  das  Geld  verloren  hat. 

Bei  Ankunft  der  „Normannia"  in  Genua  lieferte  der  Kapitän  das  Geld 
an  den  dortigen  Agenten  der  Hamburg-Amerika  Linie  ab.  Dieser  sandte  es 
an  die  Rhederei  in  Haniburg  und  letztere  schickte  den  Betrag  von  .^367.91, 
als  den  Wert  der       Dollars,  an  die  jetzige  Beklagte  mit  Schreiben  vom 


314 


Bechtfpteehmig:  Dentsdklaad. 


22.  f).  !)ö  ^zur  weiteren  Veranlassung;'''.  Der  Verliexer  oder  ein  sonstiger 
Bmpfangsberechtigter  ist  nicht  ermittelt  worden. 

Ein  Gesuch  des  Klägers  vom  D.  12.  02,  das  Geld  an  ihn  herauszugeben, 
wurde  von  der  Beklagten  zurückgewiesen,  weil  ihm  kein  Rechtsanspruch 
snstdie.  Seine  K3«ge  ist  Tom  LO  ibmbarg  CK  n  am  8. 6. 03  abgewiesm 
worden.  Dagegen  hat  das  OLO  m  am  14. 5. 04  der  Klage  entsproeben: 

Gründe. 

Nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  wird  der  Er- 
werb V  0 11  Besitz  und  Eigentum  an  beweglichen  Sachen 
durch  das  Recht  der  belegenen  Sache  bestimmt;  es  ist 
insbesondere  anoh  anerkannt,  dafi  das  Recht  des  Fandortes  darüber  entseh^et, 
oh  und  nnter  welehen  Yorausaetsangen  eine  verloraie  Sache  Bigentum  des 
Finders  werde  fo.  Bar^  Zutemationalea  Privatrecht  2  Aufl.  Bd.  1  §  233 
Note  8;  Meili,  Internationaleft  Civil-  und  Handelsrecht  Bd.  1  [1902] 
8.  894.  Neu7n  (1 » )i .  IntcntatiouaJes  Privatrecht  [18i)6J  S.  79  f.).  Nun 
hatte  in  dem  Moment,  als  Kläger  das  Geld  fand,  die  ^Normannia"  sich  im 
Hafen  von  New  York  gerade  zum  Antritt  der  Reise  in  Bewegung  gesetzt, 
der  Fundort  lag  daher  in  diesem  Hafen,  nnd  swar  entwedw  im  Geltungs- 
gebiete des  FrivatrechtB  des  Staates  KewJers^  oder  in  dem  des  Staates 
New  York.  Der  Landungsplatz  der  Hamburg-Amerikanischen  Packetfahrt- 
Aktien-Gesellschaft  liegt  nämlich  am  westlichen  VU  v  il»  s  Hudson,  also  in 
N(w  .Jersey,  und  es  wird  die  Grenze  beider  Staaten  durch  die  Mitte  des 
FluUlauies  gebildet. 

Bs  ist  die  Frage  aufgeworfen,  ob  etwa  der  Dampfer  als  dentsebes 
FriTatrechtsgebiet  ansnsehen  sd.  Sie  ist  ab«r  zn  verneinen.  Kri^- 
schiffe  sind  allerdings  auch  in  fremden  Häfen  exterritorial,  dag^n  geltet 
Handelsschiffe  als  „wandelnde  Gebietsteile  ihres  Heimatstaates"  nur  auf  hoher 
See  (v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2,  302,  505,  S.  m\).  614;  Heffter,  Völkerrecht 
H.  Ausg.  [1888J  §  78  Note  2,  879  V;  Gar  ein,  In.st/htt/fo/en  cicft  Volker- 
rechts Ö.  64  Nr.  6;  Heilborn,  System  des  Völkerrechts  211  fL). 
Der  Hafen  von  New  York  aber  liegt  nicht  an  der  Meereskfiste,  ,4m  Ktlsten- 
meer",  sondern  ist  ein  Binnenhafen. 

Die  durch  Vermittelung  des  Kaiserl.  Generalkonsulats  in  New  York  von 
den  Rechtsanwälten  D.  und  R.  daselbst  erteilte  Auskunft  über  das  Reclit  der 
Staaten  New  Jersey  und  New  York  über  gefundene  Sachen  t^eht  dahin :  Es 
gelte  insoweit  in  beiden  Staaten  gleiches  Recht.  In  keinem  der  beiden  Staaten 
gebe  es  ein  geschriebenes  Geseta  über  die  Rechte  des  Fiinlas  an  der  Terlorenen 
Sache.  Gleichwohl  habe  sich  in  beiden  Staaten  dnrch  die  Rechtsprechung  der 
Gerichte  anf  der  (rrundlage  des  englischen  Rechts  der  feststehende  Rechtssatz 
gebildet,  daß  der  Finder  gegen  Jedermann  mit  einziger  Aus- 
nahme des  Eigentümers  einen  Rechtsanspruch  auf  den 
Besitz  des  Fundes  habe.  Dieser  Rechtsgrundsatz  sei  in  zahlreichen 
Füllen  zur  Anwendung  gekommen,  z.  B.  auch  wo  es  sich  um  Wertsachen 
gehandelt  habe,  die  in  Eisenbahnzügen,  in  den  EmpfangsrKnmiNi  eines  Hotels 
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oder  in  Yerkaufolftdeii  gefunden  seien.  Weder  nach  den  geschriebenen  Gcsotzen 
noch  nach  dem  angeschriebenen  Rechte  der  beiden  Stnat*  n  sei  der  Finder 
verpflichtet,  Anzeige  von  dem  Funde  zu  machen  oder  ihn  an  eine  Behörde 
oder  an  einen  anderen  Ort  abzuliefern.  Ähnliche  Vorschriften,  wie  sie  in  den 
§§  965  bis  des  Deutschen  BGB  enthalten  seien,  gebe  es  in  jenen  Staaten 
nicbt  (7P  American  OMä  SnffliahEneifelqpaedia  ofLaiOf  679,  684,  Seetmd 
JSdiaonJ.  Dem  Bigentflmer  werde  dnicfa  das  Verlieren  bnh  ESgentuinsredit 
nicht  genommen  und  es  erwerbe  daher  der  Finder  ihm  gegenüber  kein 
Ei<£entTimsrrrht :  aber  allen  anderen  Personen  pepentihor  werde  der  Finder 
zum  Eigentümer  der  gefundenen  Sache  und  könne  sein  Eif^entum  im  Prozeß 
geltend  machen  (a.  a.  0.  58üj  N.  Y.  £  Harlem  M.  R.  Co.  v.  Hatoa,  öti  New 
York  MeportB  176;  Ktnm  v.  Ckiahmann,  33  AUanHc  Reporter  1065; 
Heie  Jereeif  Court  of  Oumeery).  Das  Klagerecht  des  BigentOmers  gegen 
dm  Finder  reijähre  in  6  Jahren  von  der  Zeit  des  Yeilit  ren.s  an  gerechnet, 
wenn  der  Verlierer  zu  jener  Zeit  gewußt  habe,  wer  der  l'inder  sei :  sonst  in 
sechs  Jahren  von  der  Zeit  an  ffererhnet,  wo  er  dies  ei  faliren  :  atich  komme 
die  Zeit,  während  welclier  der  Finder  nach  Entstehung  des  Klager^^chts 
dauernd  von  dem  Staate  abwesend  sei,  von  der  Verjährongsfrist  in  Abzug. 
ÜbrigMM  sd  das  Recht  des  Finders  mm  Besitse  der  Sache  allen  Personen 
außer  dem  Elgentflmer  gegenttber  nicht  von  der  VeijiÜimngifrist  ahhSngig. 

Danach  standen  dem  Kläger,  als  er  das  Geld  im  Hafen  von  New  York 
fand  —  einerlei  ob  das  Schiff  damals  sich  im  Gebiete  des  Staatt^'S  New  Jersey 
oder  in  dem  des  Htuates  New  York  befand  —  an  dem  Gelde  e  «i;  e  n  ü  b  e  r 
allen  Dritten  mit  Ausnahme  des  Eigentümer s  die  Rechte  eines 
Eigentdmers  n.  Diese  Redite  gingen  ihm  auch  nicht  dadnrdi  Terloren,  daB 
er  entsprechend  der  von  der  ihm  Torgeeetsten  Direktion  im  Interesse  des 
Verlierers  erlassenen  Instruktion  das  Geld  an  den  Obersteward  ablieferte. 
Ein  Aufgeben  seiner  FinderansprQche  entsprach  weder  seinem  Willen,  noch 
dem  der  Direktion,  deren  Instruktion  nur  bestimmt  war,  das  Rückfordcrun^'s- 
recht  des  Verlierers  zu  sichern.  Nnr  diesem  Zwecke  diente  auch,  daß  die 
Direktion  den  Betrag  des  mittlerweile  in  deutsches  Geld  umgewecliselteu 
Fundes  an  die  Beklagte  „zu  weiterer  Vwanlassnng"  Übersandte.  Auch  dies 
hatte  nnr  die  Bedeutung,  daß  die  wdtere  Ermittelung  des  Bmpfangsherechtigten 
nunmehr  der  Polizei-Behörde  überlassen  werde.  Auch  damit  aber  sollten  und 
Iconnten  besondere  Recht«  an  dem  Gelde  auf  die  Beklagte  von  der  Direktion 
nicht  übertragen  werden,  da  diese  solche  Rechte  gar  nicht  besaß  und  auch, 
wie  sie  ausdrücklich  erklärt,  gar  nicht  in  Ansprach  nahm,  üb  die  Beklagte 
Brmittebingen  angestellt  hat  und  wie  sie  sonst  mit  dem  Gdde  nadi  den  für 
sie  geltenden  reglemratarischen  Bestimmungen  vwfabren  ist,  kommt  hiw 
nidit  in  Betradit.  Ein  Recht,  das  Geld  in  ihrem  Gewahrsam  zu  behalten, 
bestand  jedenfalls  nur  so  lange,  bis  eine  zum  Besitz  des  Geldes  berechtigte 
Person  —  der  Verlierer  oder  Eigentümer  der  1)0  Dollars  oder  ein  Fund- 
berechtigter  —  sich  hei  ilir  im  lii(  Ti  und  legitimierte.  Eine  solche  Person  aher 
ist  nach  dem  hier  maßgebenden  Hechte  des  Fundortes  der  Kläger.   Da  diesem 
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Dicht  etwa  blos  in  Vertretung  des  Verlierers,  sondern 

kraft  eigenen  Rechts  ein  Anspruch  auf  den  Besitz  zusteht,  so  ist  die 
Bi'klaL't»'  7.nv  HfTHiisgabe  an  ihn  verpflichtet  und  niclit  berechtigt,  ihm  den 
Besitz  luii  deswillen  vorzuenthalten,  weil  der  Kläger  in  die  Lage  kninmen 
kann,  das  Geld  an  den  Verlierer  oder  den  ehemaligen  Eigentümer  des  Fundes 
als  den  besser  Berechtigten  herausgeben  zu  müssen. 

Testamentsforni.  TcstlerfäJiiyJa'it. 

Om  Hambury  1.  3.  04  (Lerclte  Lerche:  Hanseat.  Gerichtageitung  1904 

Beiblatt  S.  141). 

Tatbestand. 

Am  lö.  6. 92  verstarb  ro  Diesdorf  die  damals  von  ihrem  in  Hamburg 
wohnende  Hanne  getrennt  lelMaide  Fran  Marie  Lerche^  geb.  MiUler,  Mutter 

des  Klägers  und  Großmutter  des  mitbdclagten  tT.  0.  JPleml  Lerche.  Sie  hatt« 
schon  18H7  mit  ihrem  Manne  Gütertrennung  vereinbart.  Sie  hinterließ  ein 
in  Diesdorf  am  4.  2.  92  vor  der  .ein  für  allemal  ernannten"  Gerichtskommission 
errichtetes  und  am  18.  8.  92  publiziertes  Testament.  Sie  enterbt  darin  ihren 
Mann  und  ihren  Sohn,  den  Kläger,  und  ernennt  zu  ihren  alleinigen  Erben  die 
beiden  Söhne  des  Klägers,  Max  Lerche  und  den  mitbeklagten  Faul  Lerche 
und  verfttgt: 

Ich  sabstitniere  diese  beiden  Erben  si(h  wtfliselseitig,  falls  einer  von 
ihnen  vor  mir  versterben  sollte.  Sollte  auch  der  Längstlebende  von  ihnen 
vor  mir,  oder  auch  nach  mir.  aber  vor  erreichter  (iroßjiUuigkeit  versterben, 
so  substituiere  ich  demselben  meinen  Sohn  (den  Kläger}  und  meine  Schwester 
(die  Fran  des  nütbeklagten  MäUer). 

Zu  ihrem  Testamentsvollstrecker  «rnennt  sie  ilir«i  Schwager  Wilhelm 
Maller  und  weist  ihn  an,  ihren  gesamten  Nachlaß  bis  zur  GroSjfthiigk^t 
ihrer  beiden  Enkel  und  Erben  Max  nnd  Paul  Lerche  nach  freiem  Ermessen, 
ohne  jede  Einschränkung  und  ohne  Mitwirkiintr  (b  s  (ierichts  zu  verw-alten. 

Der  T'estamentsvollhitreckor  Müller  iialini  ili  ii  "Xacblal.!  für  die  Ijriden 
minderjährigen  Testumentserbon  in  N'erwaltuiig.  Der  Ehemann  Lerche  starb, 
ohne  irgend  welche  Sduritte  gegen  die  Testamentserben  oder  den  TestamoitS' 
Vollstrecker  unternommen  zn  haboi.  Der  Jetaige  Klftger  dagegen  »hob  im 
Juli  1803  eine  Klatro  auf  Anfechtung  des  Testaments  gegen  die  beiden  Testa- 
mentsorben nnd  den  Testamentsvollstrecker,  zog  dieselbe  jedoch  vor  dem  Jahre 
1894  zurück. 

Der  ältere  Sohn  des  Klägers,  Max  Lerche,  starb  im  Laufe  des  Jahres 
18U4,  seitdem  verwaltet  der  Testamentsvollstrecker  Müller  den  XachlaB  fflr 
den  noch  mindeijtthrigen  Paul  Lerche, 

Am  24.  4. 08  erhob  der  KlAger  gegen  Paul  Lerche  und  dm  Testaments' 

Vollstrecker  J[f»<7/er  von  neuem  Klage  vor  dem  LG  Hamburg.  Er  beantragt: 
Das  Testament  für  ungültig  zu  erklären   nnd  dem  Kläger  als  dem 
alleinigen  Erben  seiner  Mutter  deren  Nachlaß  zuzusprechen,  eventuell  das 
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Testament  insoweit  luiwirkMia  «i  erkUtoi,  «1b  es  dsn  Pflichtteil  des 
Klägers  verletzt  and  festsnstellen,  dafi  Kläger  den  dritten  Teil  des  Nachlasses 
als  Pflichtteil  zu  bean^mcben  bat. 

IMese  Klage  ist  Tom  LO  Hamburg  CK  Y  am  19. 9. 03  abgewiesen,  das 
OLQ  hat  die  Berufung  des  Kilvers  yerworfen. 

Grflnde. 

I.  Das  angefoditene  Testament  ist  gültig  erriditet.  Nach  der  im  Jahre 
1892  wie  noch  jetzt  geltenden  Rechtsregel  „locus  regit  actum'  genügte  zur 

Wahrung  der  Fo rm Vorschriften  die  Beobachtung  der  QeiStM,  die  damals 
am  Orte  der  Errichtong  des  Testaments  galten. 

Am  4.  2.  92  galt  in  dem  zum  Bezirke  des  Amtsgerichts  Salzwedol  ge- 
hörenden Orte  Diesdorf  das  Allgemeine  Preußische  Landrecht.  Nach  den 
§§  379,  431  Teil  II  Tit.  2  dieses  Gesetzes  müssen  alle  letztwilligen  Ver- 
fügungen, wodurch  den  Kindern  ihr  Pflichtteil  genommen  werden  soll,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  in  der  Form  eines  sWirkUdMn'  Testaments  abgefaßt 
sein.  Diese  Form  ist  hier  gewahrt 

Das  Testament  ist  zu  geriohtlidiem  Protokoll  von  der.  Testatriz  sdbst 
erUHrt.  Das  Gericht  war  oidnungsmißig  besetzt,  die  Gerichtskommission 
war  eine  ,ein  für  allemal  ernannte" ;  alle  Vorschriften,  die  das  Gesetz  für 
ein  .mündlich  aufgenommenes  Testament"  vorschreibt,  sind  beobachtet,  ins- 
besondere auch  die  in  den  66  Tit.  12  Teil  I  67,  82— Ö6,  Ö7— Ö9,  1Ü4,  lüö, 
142,  143,  14Ö,  146  enthaltenen  Vorsohriften  (et  Oruchot,  PreußiMAts 
Erhrecht  in  Glossen  mm  AUgemeinen  Landrecht  L  Bd.,  insbesondere  zu 
§§  87-89  8.  459). 

n.  Nur  für  die  Form  gilt  die  Rechtsregel  locus  regit  acium,  die 
Wirksamkeit  des  Inhalts  letztwilliger  Dispositionen  ist  abhängig  TOQ  dem 
Gesetze,  welches  für  die  Erbfolge  überhaupt  entscheidet. 

Die  Erblasserin  ist  „vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB  gestorben",  für 
die  erbrechtlichen  Verhältnisse  bleiben  daher  ,die  bisherigen  Gesetze  mali- 
gebend'- lEG  z.  B(iB  An.  213). 

Nach  dem  Allgemeinen  Preußischen  Landrecht  wie  anob  nach  gemeinem 
und  dem  bis  zum  31. 12.  99  in  Hamburg  geltenden  Becht  bildet  die  Grund- 
lage des  Srbrechts  der  Eintritt  der  Erben  in  das  Vermögen  des  Verstorbenen 
als  gedachte  Einheit  —  das  generelle  System  ist  in  Dentsehland  durchge- 
drungen, die  spezielle  Erbfolge  hat  sich  nur  für  gewisse  geschlossene  Güter- 
inbegriffe erhalten  —  und  der  Sitz  des  Vermögens  in  diesem  Sinne  ist,  wo 
auch  die  einzelnen  Bestandteile  sich  befinden  mögen,  der  Wohnsitz  der 
Person.  Daher  wird  jemand  beerbt,  sowohl  aus  letztem  Willen  als  ohne 
letzten  Willen,  nach  dem  Rechte  seines  Wohnsitzes;  nicht  das  Becht  der 
Staatsangeharigkelt,  sondcni  des  letzten  Wohnsitces  des  Erblassets  ist  fttr 
die  Erbfolge  maßgebend.  Nach  diesem  Rechte  entscheidet  sich  das  Litestat* 
erbrecht,  das  Noterhenrecht  —  das  der  freien  VerfQgnng  des  Erblassers  ent- 

Zeituhilft  f.  IntenL  PriTat-  xu  öfle&tL  BAoht.  XV.  21 
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rUckte  gesetzliche  Erbrecht  —  and  das  Testamentserbsecht,  nicht  minder  aber 
«odi  die  FKbigkeit)  ein  Testament  sn  eiriehtoi,  insbesondere  beantwortet  sidi 
nach  diesem  Recht  ancb  die  vom  KlSger  an|geirorfene  Ftage:  Bedurfte  die 

Erblasserin  rar  Errichtung  eines  lec^tsgültigen  Testamentes  des  Konsenses 
ihres  Ehemannes?  Denn  die  Form  eines  Rechtsgeschäftes  ist  alles,  aber  auch 
nur  dasjenige,  was  der  Handelnde  vorzunehmen  hat,  um  seinem  Willen 
den  vom  Gesetze  geforderten  Ausdruck  zu  geben,  während  der  nach  dem 
Oeeetse  eifordwliolie  Wille  eines  Dritten  ebenso  als  Materie  sn  betracbt^ 
ist,  wie  die  WiUensriditnng  des  Handelnden  (Windaeheidf  Lehrhieh  des 
Pandektenrechts  I.  Bd.  §  Z.  5  VII.  Aufl.  S.  84.  Rcgelsberger,  Pan- 
dekten %  46  S.  181,  183,  §  40  II  S.  166.  167.  Dernburg,  Pandekten 
Bd.  I  §  46  VI.  Aufl.  S.  107,  Entsch.  des  RG  VITT  146,  XIV  184.  XX  353. 
V.  Bar,  Theorie  und  Praxia  des  internationalen  Privatrechts  Bd.  II 
§  368,  S.  317,  318,  I  349,  U  329,  331,  334,  Böhm,  Handbuch  der  inter- 
maumaten  Naehhtßbehandiimff  (1881)  S.  23,  27,  Jfeili,  Das  inismaUa- 
naU  Zivil'  uttd  HandeUrseht  H  149. 

m.  Als  das  BeGbt  des  Wobnsitses  kann  im  vorliegenden  Falle  nur  das 
in  Hamborg  bis  mm  Inkrafttreten  des  BOB  maBgebende  Recbt,  oder  das 

bis  dahin  fOr  Diesdorf  geltende  Recht,  also  das  Allgemeine  Preußische 
Laudrecbt.  in  Betracht  kommen,  je  nachdem  anzunehmen  ist.  daß  die  Ehefrau 
Lerche  zur  Zeit  der  Testamentserrichtung  und  ihres  Todes  das  Domizil 
ihres  Mannes  geteilt  hat,  oder  dali  sie  von  ilirem  Manne  getrennt 
lebend,  ein  eigenes  Domixil  in  Diesdorf  begründet  hat.  Bin 
drittes  Recht  wOrde  Übrigens  aneb  dann  niebt  in  Frage  kommen,  wenn  man 
annehmen  wollte,  daß  das  Fmsonalstatnt  der  Ehefrau  Lerche  dnreb  ihre 
Staatsangehörigkeit  bestimmt  sei.  Denn  entweder  ist  ihr  Ehemann  und  ist 
sie  preußische  Staatsangehörige  geblieben,  dann  würde  nach  diesem  Prinzip 
das  in  Wilmersen,  Diesdorf  und  Lockstedt  bis  zum  Hl.  VI.  99  tfcltende 
Preußische  Allgemeine  Landrecht  anzuwenden  sein,  oder  ihr  Mann  und  sie 
sind  Hamburger  BOiger  geworden,  in  welchem  Falle  das  Harabuger  Recht 
Odtung  haben  wttrde. 

1.  Weder  nach  Hambaq(er  Recht  nocb  nach  dem  AUgemdnen  Landredit 
bedurfte  die  Ehefrau- XercA«  snr  Errichtung  eines  rechts^ 
gflltigen  Testaments  des  Konsenses  ihres  Ehemannes. 

Der  aus  den  Hamburger  Statuten  Part.  III  Tit  I  Art.  1 4  sich  ergebende 
Satz:  Die  Ehefrau  testirrt  mit  ^'ülhvolt  des  Ehemannes  kraft  seiner  ehelichen 
Vornuindschaft.  gilt  nur  tür  das  h  a ni  b  u  r  g i  s c h  e  nesamtgut,  zu  einer 
letztwilligen  Verfügung  über  ihr  Sondergut  bedarf  die  Ehefrau  nicht  des 
Konsenses  ihres  Ehemannes.  DaB  aber  die  Eheleute  Lerche  infolge  des  Um- 
standes,  daß  der  Ehemann  seinen  Wohnsits  nadi  Hamburg  yerlegte,  dem 
hamburgischen  ehenuüigen  Güterrecht  unterworfen  gewesen  wären,  ist  nach 
Hambarger  Recht  deshalb  ausgeschlossen,  weil  sie  in  rechtsgültiger  Weise 
Tortrftgsm&flig  Glltertrenna ng  vereinhart  hatten.    Kor  ttber 
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Sondei^t  hat  die  Ehefrau  Lereh«  letstwilUg  verfügt  (cL  Baumeister, 
J>a»  PHnaiTMiM  der  freUn  und  BantBtiadt  Hamburg  Bd.  n  §  106  m 
S.  204,  Niemeyer,  HaimburgiaekeB  Primireehi  8.  18,  416  (g  166),  924^ 
608,  Mameat,  OmrichtswtitUMg  IflOT  No.  34  S.  67,  1898  No.  168  8. 874). 

Ebensowenig  bedurfte  die  Ehefrau  Lerche  nach  den  Vorschriften  des 
Preußischen  Rechts  einer  solchen  Genehmigung  (cf.  Gruchot  a.  a.  0.  I  330). 

2.  Sowohl  nrxrh  Hamburger  Recht  als  nach  dem  Preullischen  AHt^emeinen 
Landrecbt  war  der  Anspruch  des  Klägers  gegen  die  Testamentserben  und  den 
Testamentsvollstrecker  bereits  am  31.  12.99  verjährt. 

Ein  formgtlltig  errichtetes  Testament  liegt  vor,  nicht  aber  eine  nach 
Hambniger  Recht  gültige  exluredoHo  houa  meute,  da  bei  einer  jeden  Bnt- 
erbong  die  de  reditfertigendeD  Grflnde  in  don  Teetunente  namhaft  gemacht 
werdra  mflaeen.  Da  dies  im  Torliegenden  Falle  antorblielMn  iat,  ao  konnte 

der  Kl&ger  auf  Grund  des  Art.  26  der  Statuten  das  Testament  seiner  Mutter 
mit  der  querela  inoffiriosi  t  est  ante  nti  anfechten.  Diese  Klage 
verjährte  nach  Hamburgtr  Hecht  in  fünf  Jahren,  von  dem  Zeitpunkte  an 
gerechnet,  wo  der  Kläger  von  dum  Inhalte  des  Testaments  Kenntnis  erhielt, 
also  dem  18. 8. 92.  Iit  mm  auch  dieae  Vojibning  duoh  die  im  Jahre  1898 
erfolgte  Klaganatdlnng  uiterhioehen,  ao  begann  sie  dodi  mit  der  im  Jahre 
1894  erfolgten  Zarflckttahme  der  Klage  von  neuem  zu  laufen  and  war  trotz 
der  rntorhrechung  spätesten»  am  31.  12.  99  vollendet  (cf.  Raumcister 
a.  a.  0.  II  276,  284.  2K^,  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  6H0.  614  und  683,  Hanseat. 
Gerichtszeitung  18KH  No.  157  S.  257,  1897  Nu.  Iö5  S.  803). 

Aber  auch  nach  dem  Preußischen  Allgemeinen  Landrecht  ist  die  Befugnis 
des  Klägers,  mit  einer  persönlichen  Klage  gegen  die  eingesetzten  Erben  sein 
Paicfatteil  TOD  diesen  in  fordern  ~  §  440,  §§  441,  438-434  Teil  TL  Tit.  8 
des  Allgemeinen  Landrechts  —  lingit  Tojihrt,  da  der  Kllger  diese  Klage 

nicht  innerhalb  der  Frist  von  zwei  Jahren  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem 
Inhalte  des  Testaments  erhoben  hat.  Er  kann  sich  nicht  darauf  berufen,  daß 
er  im  Jahre  189H  eine  Klage  erhoben  habe,  da  er  diese  Klage  im  Jahre  1894 
zurückgenommen  hat  [cl.  Gruchot  a.  a.  0.  S.  236,  238,  Koch,  Freußisclies 
Zandreekt  8.  471,  475). 

Sollte  Jedoch  am  irgend  einem  Gmnde  der  Anq^nich  des  Klägers  gegen 
die  Beklagten  nach  Preußischem  Laadrecht,  nach  Hamborger  Recht  oder  nach 
irgend  einem  anderen  etwa  zur  Anwendung  kommenden  Recht  nicht  verj&hrt 
sein,  so  würde  doch  sein  Anspruch  :uif  den  Pflichtteil  und  damit  seine 
sämtlichen  in  diesem  Prozesse  geltend  gemachten  Forderungen  gemäß  Art.  169 
des  EG  zum  §  2332  BGB  mit  dem  Ablaufe  des  Jahres  1902  verjährt  ge- 
wesen sein. 

Unter  diesen  ünutinden  braucht  nicht  erttrtert  zu  werden,  ob  die  Ehe- 
fran  Lerekä  nr  Zeit  ihres  Todes  den  Wohnsits  ihres  Hannes  in  Hamburg ' 
als  ihr  domicilium  necessarium  teilte,  odor  oh  sie  damals  in  Diesdorf  ein 
selbständiges  Domizil  begrOndet  hatte. 
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Art,  10  MG  BGB.  —  Die  BedUsfähigkeit  aiusländisdier 
Handelsgesellschaften  richtet  sich  ncu^  dem  am  Ort  ihres 

Sitzes  geltenden  Recht. 

OLG  Mamburg  22.  11.  04  (Pensacola  Luniber  Co./\Havemann;  Hanseat. 
Gerichtszeitung  1905  Hauptbl.  S.  11). 

Die  Bekla«^('  hat  durch  ihren  ProzeßhevoUmächtigten  erklären  lassen 
daß  weder  die  l'arteiiähigkeit  der  klagenden  Gesellschaft,  noch  die  Legitimation 
der  als  ihre  gesetelidmi  Yntreter  beieiehnetNi  PersooMi  beui8(aiid«t  weidoi 
solle  nnd  diese  ErklSrang  ist  in  sweiter  Instanz  wiederholt.  Dadurch  wird 

aber  das  Gericht  der  Verpflichtung,  nach  Maßgabe  der  Yonchrift  im  §  5& 
ZPO  die  PartC'ifähigkeit  der  als  Klügerin  auftretenden  Gesellschaft  und 
Legitimation  der  gesetzlichen  Vertreter  zu  prüfen,  nicht  überhoben.  Durch 
die  beigebrachte  Inkorporationsakte  vom  11.  Ö.  97  wird  erwiesen,  daß  die 
Pensacola  Lumber  Co.,  welche  ihren  föti  in  dem  Staate  Florida  hat,  eine 
zam  Zwecke  des  Betriehes  von  HanddsgesdAften  g^prOndete  Qesellsdiait  ist 
nnd  nach  den  Gesetzen  des  Staates  Florida  Rechtsf&higkeit  besitzt.  Bs  bleibt 
aber  die  Frage,  ob  solches  genügt,  um  der  Gesellschaft  Kechtsfähigkeit  anch 
im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  zu  verleihen,  oder  oh  der  nach  den  Gesetzen 
des  Auslandes  rechtsfähigen  üesellschaft  Recht.s{alnVk«:'!t  im  Inlande  nur 
zugestanden  werden  könnte,  wenn  nachgewiesen  wäre,  daß  die  von  ihr  ge- 
wählte  Gesellschaftsfoxm  den  Formen  einer  der  Handelsgesellschaften  dea 
deutschen  Rechts  entspreche,  oder  wenn  nach  Mafigabe  des  Art.  10  des  EG  z. 
BGB  die  Rechtsfähigkfit  der  Gesellschaft  durch  Beschluß  des  LG  anerkannt  wäre. 

Der  in  der  vurliegenden  Sache  zur  Entscheidung  berufene  II.  Zivilsenat 
des  OLG  hat  —  allerdings  in  anderer  Besetzung  —  in  dem  in  Sachen  Union 
Bank  und  Trust  Company  in  Nathville,  Tennessee  gegen  Carl  Gärtner  am 
23.6.03  erlassenen  üiteile^)  aasgesprochen,  daß  der  angefahrte  Axt.  10  des 
EG  I.  BGB  ancb  anf  ausländische  Handeli^sellschaften  anwendbar  sei  nnd 
es  daher  nicht  genflge,  am  ihnen  Rechtsfähigkeit  im  Inlande  zuzugestehen, 
daß  sie  nach  den  Gesetzen  des  Aaslandes,  dem  sie  angehören,  als  rechtsfähige 
anerkannt  sind.  Dagegen  wird  in  einem  Urteile  des  ITT  Senats  des  OLG 
vom  7.  11.  03,  des  V.  Senats  vom  20.  11.  03  und  des  I.  Sen:its  vom  23.  3.  04 
der  Standpunkt  vertreten,  daß  Art.  10  des  EG  z.  BGB  auf  Handelsgesell- 
sdiafteo  ttberall  nicht  anwendbar  sei.  Das  erkennoide  Gericht  glaubt  sieb 
dieser  Ansicht  anschließe  nnd  dmnach  den  in  dmn  frttheren  ürteüe  rer- 
tretenen  Standpunkt  nicht  aufrecht  erhalten  zu  sollen.  In  dem  angeführten 
Urteile  hat  schon  das  Berufungsgericht  sellist  darauf  hingewiesen,  daß  die 
von  ihm  vertretene  Auffassung  zu  bedenklichen  und  unerwünschten  Konse- 
quenzen führen  könne.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  gerechtfertigt,  wenn 
bezüglich  der  Tragweite  der  Vorschrift  des  §  10  des  EG  z.  BGB  aach  nur 


s  Ztsch.  Xiy  64.  —  Red. 
S)  =  Ztsch.  XIV  60,  163,  476.  —  Red. 
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iiidit  gans  anbegrtndete  Zireifel  erhoben  werden  können,  der  QeeefcieaTOtaeliiift 
«ine  solche  Anelegnng  sa  gehen,  welche  den  Srlordenissen  des  Yerkehri 

.gerecht  wird. 

Das  Borufungsgerieht  erachtet  daher  die  Partoifilhiprkeit  der  klajrenden 
Oesellschaft  für  dargetan.  Ebenso  wird  darcb  die  beigebrachten  Urkunden 
die  Legitimntion  der  geMftnUcihen  Vertreter  der  Geiellachalt  Brent,  Heade 

Art.  14  EG  a.  BGB.    —  OnterhaltspflüM  amländiseher 

Ehegatten  in  Deutschiandy) 

OLG  Hamburg  28.  10.  04  (Fischen FiscJier;  Hattseat.  Gerichtsxeitung 

1904  Beiblatt  S.  303). 

Dem  LG  ist  darin  beizutreten,  daß  fOr  die  Bntacheidnng  des  Bechts- 
«fereita  das  dentsehe  Recht  mafigebend  ist  In  der  Lltcratnr  wird 
AllwdingS  —  S.'B.  Ton  Planck,  Kammentar  zu  Art.  14  SO-  und  von 
Nie  ntfifp  r ,  htteruationles  Privat  recht  S.  142  —  die  Ansicht  vertreten,  daß 
die  Unterhaltspflicht  der  Ehegatten  t?epeneinander  sich  nach  ausländischem 
Becht  richte,  sobald  beide  Ehegatten  -  wie  es  nach  der  Behauptung  des 
Beklagten  hier  der  Fall  ist  —  Aoel&nder  sind.  Dieser  Ansicht  kann  jedoch 
aicht  beigetreten  werden.  Das  EG-  s.  BOB  enthilt  im  Art.  14  lediglich 
Vorschriften  fOr  den  Fkll,  daß  deutsche  Bhegatten  im  Auslände  wohnen  und 
für  den  Fall,  daß  ein  deutscher  Ehemann  Ausländer  geworden,  seine  Frau 
aber  Deutsche  geblieben  ist.  Für  den  Fall,  dali  ausländische  Ehegatten  in 
Deutschland  wohnen,  enthält  das  EG  keine  Bestimmung.  Der  $  237 1  des 
dem  Bundesrat  von  der  zweiten  Kommission  vorgelegten  Eutwurls  ist  nicht 
Oesets  geworden.  Bei  der  yolIsOndlgen  Umgestaltung,  wdehe  das  ganze 
6.  Buch  Jenes  Entwurfs  durch  die  Beschlttsse  des  Bundesrats  erfahren  hat, 
kann  fx  auch  nicht  aur  Auslegung  des  Gesetzes  herangezogen  werden.  In 
Ermangelung  einer  gesetzlichen  Vorschrift  aber  liegt  nicht  der  mindeste 
Anlaß  vor,  von  einer  Anwendung  des  deutschen  Rechts  abzusehen.  Vielmehr 
erscheint  es  nur  natürlich,  daß  die  Unterhaltspflicht  der  in  Deutschland 
wohnenden  Bhegatten  gegeneinander  sich  nach  den  in  Deutschland  geltenden 
Gesetsen  richtet,  einerlei  wddier  Nationalit&t  die  Ehegatten  angdiSren. 

Nach  den  hiernach  maßgebenden  Vorsohxiftoi  des  BOB  haben  die  Be- 
dürfnisse der  Kinder  der  I^rteien  bei  der  Beurteilung  der  klägerischen 
Ansprüche  unbcnicksirhtigt  rn  bleihen.  Die  Klägerin  ist  an  sich  berechtigt, 
von  dem  Beklagten  dii'  GcwähriiiiK  ihres  Unterhalts  zu  verlangen.  Die 
Oewähruug  der  für  deu  Unterhalt  der  Kinder  erforderlichen  Mittel  kann  die 
Kligerin  fir  sich  nidit  beanspruchen.  Dieselben  kSnnten  nur  ins  Namen 
der  Kinder  selbst  geordert  werden.  Zu  deren  Vertrettang  ist  die 
Klägerin  nicht  befugt 

1)  Vgl.  hierzu  die  —  französischen  —  Entscheidungen:  unten  S.  3ö9.  —  Red. 
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Kotmaasemeni,  MaßgebHchkeU  dea  am  BeaHmmutigsart 
gOtmdm  Bedttes.—FormffiOHgkeiiffemaßÄrt.  11  mm.  BGB, 

OLG  Hamburg  21. 10.  04  (Waaa-Aktie-BomJt/AMgfariifffa  Aktie  Bolagei 
Pöeeidou  u.  Gen.:  Hatueat.  OericktiMihmg  1904  MaupM.  S.  S09J. 

Die  Klägerin  bat  ein  von  ihr  als  Konnossement  angeBefaenes  SohiiftiUtdc 
vorgelegt,  denunfolge  der  KapItSa  des  der  beUmgten  BliedeKei  geldtiigen 
DunpfeeUlles  .Poeeidoii*  m  Abo  in  Fbrnland  88  Kolli  Eftlbfeilo  zum  Truw- 
poit  nach  Lübeck  empfangen  habe  and  welches  mit  einem  Blankoindossament 

der  Ablader  auf  der  Rückseite  verschen  ist.  Die  Urkunde  enthält  keine 
Unterschrift,  wohl  aber  einen  iStempelaafdruck  in  schwedischer  Spracht:, 
welcher  mit  dem  faksimilierten  JSamen  des  Kapitäns  anterzeichnet  ist  und  in 
der  Überaelsmig  Imatet:  .Inhalt^  ]fa6  und  Gewicht  nnliekamit  Für  Be- 
adAdlgmig  von  Ottern,  schlechte  Emballage  und  für  gelöschte  Ladung  wird 
keine  Verantwortlichkeit  Übernommen".  Mit  der  erhobenen  Klage  nimmt  die 
Klägerin  als  durch  den  Besitz  des  Konnossementes  leptimierte  Enipfäii|jerin. 
weil  die  in  Lübeck  angekommene  Ware  nach  der  Entlöschung  durch  Dis- 
positionen der  die  Rhederei  vertretenden  mitbeklagten  Schiffsmakler,  Jo?is. 
Burmester  &  Sohn,  unbefugt  einem  nicht  legitimierten  Dritteif  fll>erla88en  und 
naob  TerRQbiedenen  lEanipiiIatlofieii  abeeiten  deieelben  nidit  mehr  intaict  vor^ 
banden  sei,  sowohl  die  Bhedetei  wie  die  genannten  Hakler  anf  Wertetsata 
zur  Höhe  von  24  700Mk.  in  Anspruch.  Das  L6  Lübeck  wies  die  Klage  ab. 
Vom  OIA}  wurde  dies  Urteil  an^jehoben  ond  die  Sache  an  das  LG  anrückgewiesen. 

Grflnde: 

Die  AnssteUnng  dnes  Konnossem^ites  ist  ein  Bechtageschftn;,  dessNi 

formelle  Erfordemirae  nach  Art.  11  des  EG  z.  BGB  zu  beurteilen  sind.  Dieser. 
Vorschrift  zufolge  richtet  sich  im  vorliegenden  Falle  die  Entscheidung  darüber, 
ob  die  von  der  Klägerin  vorgelegte  Urkunde  nach  ihrer  Form  als  Konnosse- 
ment gelten  kann,  nach  deutschem  Rechte,  weil  dieses  für  den  Bestimmungsort 
Lübeck  maßgebend  ist,  au  welchem  das  Konnossement  im  Falle  seiner 
Gültigkeit  SU  erfUIen  wSre.  Es  genügt  jedoch  rar  Wabmng  der  Form  die 
Beobaobtnng  der  etwa  in  Finnland,  dem  Lande  der  Ansstellnng,  geltenden 
Foimvorschriften. 

Nach  deutschem  Rf^chte  (vgl.  Entsch.  des  RG  XX  57)  ist  di(>  Gültig- 
keit des  Konnossements  nicht  durch  Beobachtung  bestimmter  Formen  be- 
dingt, sondern  ist  dem  Inhalte  der  betreffenden  Urkunde  zu  entnehmen,  ub 
de  als  solches  gewdlt  ist.  Darob  %  648  HOB  wird  nur  dem  anf  Uefenmg 
eines  Koimossements  Berecbtigten  die  Befognis  rerlidmi,  die  Beobaditong 
der  dort  erlassenen  Vorschriften  ra  verlangen.  Und  §  126  BGB  ist  nicht 
anwendbar,  weil  das  durch  Konnossementausstellung  sich  vollziehende  Rechts- 
geschäft nicht  zu  denjenigen  gehört,  für  welche  schriftliche  Form  durch 
Gesetz  vorgeschrieben  ist,  wenn  auch  es  seiner  Natur  nach  nur  schiiftlich 
möglich  sein  wird. 
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Xach  dem  Iiiernach  in  erster  Linie  anzuwendenden  deatschen  Rechte 
ist  also  nur  zu  prüfen,  ob  eine  Urkunde  vorliegt,  die  nach  ihrem  s^esamten 
Inhalte  ein  Konnossement  bilden  soll,  was  die  Beklagten  einzig  deshalb 
bestreiten,  weil  die  Namensunterschrift  des  Schiffers  fehlt  und  ätatt  dessen 
der  im  Tkibeataade  angegeben«  Stempelanfdrack  lioh  TOKÜndet  Die  Belilagteii 
haben  aber  bieiin  Unreoht  JH»  Beohtaanslnralt  de«  vom  deotaehen  Konsul 
zu  Wasa  mit  derselben  beauftragten  dortigen  Bürgermeisters  und  Vorsitzenden 
des  Rathausgerirhtes  ergibt,  daß  in  Finnland  gebräuchlicher  Weise,  insbesondere 
Stückgüter  betreffend,  die  Konnossemente  in  der  Weise  ausgestellt  werden, 
daß  sie  nicht  eigenhändig  vom  Schißer  unterzeichnet,  sondern  dadurch  von 
ihm  bestätigt  werden,  daß  sein  Namensstempel,  oft  nnter  ^rafOgung 
besonderar  Klansein,  unter  den  Text  odw  seitiieh  Ton  demselben  oder  mitten 
auf  den  Text  gesetit  wird.  Das  gleiche  bestätigt  der  deutsche  Konsnl  mit 
dem  Hervorheben,  daß  nach  seiner  eigenen  Kenntnis  der  Verhältnisse  im 
Stückgut  verkehr  Finnlands  mit  der  Unterschrift  des  Schiffers  versehene 
Konnossemente  eine  Ausnahme  bilden,  und  ebenso  lautet  die  von  der  Klägerin 
vorgelegte  Bescheinigung  von  £.  A.  LindblofH,  des  Chefs  der  Speditionsfirma 
A.  A.  B,  BoTM  Eü^edition  sn  Abo. 

Nach  diesen  Zeugnissen  ist  nicht  na  bezweifeln,  daß  der  auf  der  tot- 
liegenden  Urkunde  und  zwar  mitten  auf  deren  Vorderseite,  befindliche  Stempcl- 
aufdruck,  welcher  über  der  faksimilierten  Namensunterschrift  des  Kapitäns 
die  dessen  Haftung  einschränkende  Klausel  enthält,  nach  allgemeinem  Ver- 
kehrsgebrauche in  Finnland  die  iiedeutung  einer  Bestätigung  des  Textes  der 
ürkonde  nater  Hinsnfagung  der  gestempelt«!  Klansd  bat  nnd  beanspradity 
da6  solche  Abstmpelong  im  StflekgativerlEehr  die  Ubiiehe  Form  dw 
KonnoBsementsausstellung  bildet,  ffleriiir  sprechen  weiter  die  von  der  Kligecin 
in  größerer  Anzahl  vorgelegten  Konnossemente  über  andere  Abladungen  aus 
Finnland  und  dagegen  sprechen  in  keiner  Weise  die  von  den  Beklagten 
beigebrachten  drei  Konnossemente  anderer  lihedereien,  von  denen  nach  der 
Größe  der  dort  in  Rede  stehenden  Abladung  nur  eins  mit  Sicherheit  auf 
Stttckgllter  sa  beilefaeii  ist  nnd  die  im  ttbrigen  nor  ergeben  wOidoi,  was  Ja 
in  allen  oben  «wlhnten  Beschdn^;nngen  sich  herrocgehoben  indet,  dafi 
nftmlich  die  Abstempelung  nicht  ansnahmslos  an  Stelle  der  Untersohrüt 
angewendet  zu  werden  pflegt. 

Daß  der  Kapitän  des  Dampfers  Poseidon''  in  der  vorliegenden  Form 
ein  Konnossement  hat  ausstellen  wollen,  ist  hiernach  gewiß. 

Dann  aber  nnterilsgt  die  von  der  Kllgeiin  an  ihrer  Legitimation  als 
Konnossementsempftngerin  beigebrachte  Urkunde  in  Sfidoüelit  der  fehlenden 
Namensnnterschrift  des  Kapitäns  nach  deutschem  Bechte  keinem  Bedenken. 
Da  dieses  keine  besondere  Form  der  Ausstellung  von  Konnossementen  kennt, 
so  konnte  die  Haftbarkeit  des  Kapitäns  gemäß  dem  eine  konnossementsmäßige 
Verpflichtung  unbestritten  ergebenden  Texte  in  jeder  genügend  deutlichen 
Weise  zum  Ausdrucke  gebracht  werden  und  das  ist,  wie  ausgeführt,  durch 
den  Stempelanfdmck  gesdiehen. 
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Das  LG  hat  also  mit  Umecht  die  Klag«  deshalb  abgewieeen,  weil  die 
Klägerin,  welche  als  KonnoBBemmteem^Ingeiio  klagt»  kefn  gflltiget  Konnoese- 
ment  vorgelegt  habe, 

Und  nicht  anders  wiiidt^  das  Ergebnis  lauten  bei  Zngrnndelegung  des 
von  der  ersten  Instanz  für  ausschließlich  anwendbar  erachteten  finnischen 
Rechtes.  •  Der  g  87  des  in  FfanlaDd  geltenden  Seegeseties  Tom  9. 6. 78  lautet 
in  der  beigebrachten  Überaetanng:  ,Weiin  Einladung  gescihiefati  nmS  der 
Ka^tSn  oder  Steuermann  Uber  das  Abgelieferte  einen  Beweis  aniatellen,  falls 
solches  verlangt  wird.  Diese  Beweise  müssen  nachher  gegen  gehörige 
Konnossemente  ausgetauscht  werden,  welche  in  sovielen  Exemplaren  ausgestellt 
werden,  als  erforderlich  ist  and  müssen  alle  vom  Kapitän  anerkannt  und 
nntetsdufdien  sein". 

Nach  ihrer  Wortfassong  bestimmt  diese  Vorschrift,  darin  gans  den 
§§  643,  648  des  dentsoben  HGB  entsprechend,  was  der  Ablader  yom  Sehiller 
an  Ausweisen  über  die  Ahladnng  zu  verlangen  berechtigt  ist.  also  —  soweit 
hier  in  Betracht  kommend  -  vom  Kapitän  imtcrsrhrinbene  Konnossemente. 
Von  der  formellen  Gültigkeit  des  Konnosseun  nti^i  handelt  die  Bestuumung 
nicht.  In  dieiiem  6iüne  wird  sie  auch  in  Finnland  offenbar  ganz  allgemein 
vmtanden,  wie  der  dai^^^  Braach  des  dortigen  Seererkdirs  seigt  nnd 
wie  aiieh  das  beigebrachte  Rechtsgatadttetf  bestfttigt;  denn  wenn  es  dort 
heißt,  daß  nach  dem  in  Finnland  geltenden  Rechte  eine  vertragsmäßige 
Übereinkunft  der  Kontrahenten  im  Einzelfalle  die  formellen  Vorschriften  des 
Gesetzes  aufheben  könne  etc..  so  läuft  diese  Ausführung  darauf  hinaus,  daß 
es  nicht  die  Absicht  des  Gesetzes  ist,  in  der  fraglichen  Bestimmung  eine  die 
Gültigkeit  des  Konnossements  bedingende  Formvorschrift  aufzustellen,  sondern 
lediglidi  ra  fizieroi,  was  in  formeller  Beziehong  betreflii  der  Ansstellong  Ton 
Konnossementen  veriangt  wnden  kann. 

Das  von  der  Klägerin  vorgelegte,  aa  Ordre  lautende,  mit  Blanko- 
indossament der  Ablader  vcrst  hcne  Konnossement  legitimiert  sie  hiernach  als 
Empfängerin  des  darin  bezeichneten  Gutes,  so  daß  das  LG  mit  Unrpcht  die 
Klage  aus  dem  Grunde  abgewiesen  hat,  weil  das  Konnossement  als  Formalakt 
nicht  galtig  sei. 

§  328  ZPO,  —  Die  GegenseiUgkeU  in  Anerkennung  von 
Urteilen  ist  für  den  Kanton  ühtertcalden  nid  dem  Wald 

nicht  verbürgt  . 
0L&  Köln  12, 11.  04  („Dtte  Reekt'  1904,  S,m6J, 
Die  Gegenseitigkeit  ist  aJs  verbürgt  anzusehen,  wenn  Urteile  der 
deufsohen  Gerichte  in  dem  ausländischen  Staate  ohne  Nachprüfung  ihrer 
Gesetzlichkeit  unter  nicht  wesentlich  anderen  Vorbehalten  als  sie  der  %  828 
Abs.  1  IVo  1  bis  4  enthält,  anerkannt  werden.  Ob  dies  in  dem  genannten 
Kanton  der  Fall  ist,  wird  in  der  Rpchtslehre  (vgl.  Setiffert,  Kommentar 
zur  ZPO,  ö.  Aufl.  g  328,  7.  c.  Z.)  als  zweifelhaft  behandelt.    Ein  die  Gegen- 
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Mttigkeit  verbittender  Staatsvertra^^  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
dem  jjenannten  Kanton  besteht  nicht.  Daß  eine  die  rie<Tpnseitiirkeit  vpr- 
bilrgende  il)unt?  di  r  Gerichte  des  genannten  Kantons  gegenüber  den  Urteilen 
deutscher  Gerichte  bestehe,  muß  nach  der  Auskunft  des  kaiserl."  General- 
konsulats in  Zfliioh  Tom  29.  ö.  02  fttr  die  Zeit  bis  zu  diesem  Tage  als  9xm- 
geecfaloBsen  gelteii,  fttr  die  apfttere  Zeit  hat  d«r  KUger  keinerici  Tatsaehen 
behauptet)  aas  denen  sieh  auf  die  BUdmig  riner  aoldwn  Übung  achUeßen  liefie. 
Atich  durch  die  Gesetzgebung  des  Kantons  TJnterwalden  nid  dem  Wald  kann 
die  Gegenseitigkeit  nicht  als  verbürgt  erarhtet  werden.  Die  in  Betracht 
kommende  C^osetzesstellc  des  §  178  Abs.  2  dos  (Irsetzes  des  Kantons  über 
das  Ziviirechtäverfabren  vom  9.  4.  90  kann  nicht  duiim  ausgelegt  werden. 
Aber  selbet  warn  dae  der  Fall  «ttie^  so  konnte  dennoefa  nicht  fttr  den  Kanten 
das  Gegemeeht  als  im  Deatsofaen  Reich  gehalten  gelten.  Denn  wenn  mangels 
des  Bestehens  eines  in  erster  Linie  entscheidenden  Staatsvertrarres  lediglich 
darauf  zu  sehen  wäre,  ob  kantonale  Urteile  im  Deutsdidi  Rrich  vnllstreckt 
werden,  so  ist  durch  die  Auskunft  des  preußischen  .TustizTuiniati  rs  Ix  wiesen, 
daß  in  dieser  Beziehung  im  Deutschen  Reich  keine  Lbung  besteht  und  daß 
nidit  einmal  der  Anfang  einer  solchen  gemacht  ist.  Bs  wflrde  -  deshalb  der 
kantonale  Riditer  die  VoUstredrang  ans  dem  Urtdl  eines  dentsdien  Geridits 
aach  nach  der  dem  §  173  des  Kantongesetaes  von  dem  Yorderrichter  ge- 
gebenen Auslegung  nicht  znlassMl-  dflrfoft.  Es  fehlt  demnach  nach  allen 
Gesiditspiulkten  an  der  Verbflrgnng  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  328  ZPO. 

Religiöse  Erziehung  der  Kinder.    Maßgeblichkeit  des  (öster- 
reichischen) Heimatrechtes.  —  Art.  19  EG  8.  BGB, 


Unter  Aufhebung  des  Beschlusses  der  fünften  Zivilkammer  des  LG  an 
Magdebuig  yom  8. 6. 04  und  des.  ^esddnises  des  AG  an  Hagdebnrg-Badnui 
Tom  15. 4. 04  wird  die  Sadie  s«r  anderwdtigwi  Erörterung  und  Bntsdiddang 
nadi  Hafigabe  der  folgwdeii  Grttnde  an  das  Yorgenaonte  AG  sorttdirmrieB«!. 


Der  Schiffskapit&n  .A«/o«  Pe/c/7c,  welcher  katholischen  Glaubens  war, 
ist  am  5.  6.  91)  in  Spandau  verstorben.  Er  war  bis  zu  seinem  Tode  ver- 
heiratet mit  Helene  Feterle  gebonmcn  Riedel,  der  Beschwerdeführerin, 
welche  evangelischen  Glaubens  ist  und  welche  demnächst  ihren  jetzigen  Ehe- 
mann, den  Ifamtagemeister  Hermann  Damasokke  (der  katholisdien  Glaobens 
ist),  gdielratet  hat  Ans  der  ^iwrl^w^bm  Ehe  stammt  der  am  86. 7. 92 
geborene  Anton  Otto  Franz  Peterle;  zu  seiner  Vormünderin  ist  nach  der 
Verheiratung  seiner  Mutter  die  letztere  bestellt;  die  Vormundschaft  wird, 
da  die  DamascJtke'schen  Eheleute  sowie  Anton  Otto  Franz  Peterle  in 
Magdeburg-Buckau  wohnen,  bei  dem  AG  in  Magdeburg  geführt.  Anton  Otto 
Franm  A/er/e  ist  evangelisch  getanft  nnd  sein.Yater  sott  sidi  damit  ein- 
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verstanden  erklärt  haben,  daß  er  in  der  evangelischen  Religion  erzogen  und 
unterrichtet  werde;  tr  hat  nach  einige  Monate  (nicht  aber  ein  volles  JaJir) 
vor  dem  Tode  seines  Vaters  evangelischen  Schnlnnterricht  erhalten. 

Dureb  die  Matter  und  Vormünderin  sowie  durch  die  stadtische  Schul» 
depatadon  in  ]faigid«biiig  ist  m  sor  Kenntnli  dos  Yaniiiiiidtdi»ftm«tli^ 
gekonunm,  daß  die  Mutter  und  Yomflnderin  ilireii  genaimten  Selm  in  dar 
evangelischen  Religion  aafidelit  und  unterrichten  läßt.  Es  hat  deshalb  am 
15.  4.  04  eine  Verhandlung  mit  der  Mutter  und  Vormünderin  stattgehabt, 
und  es  ist  ihr  darin  seitens  des  AG  Magdeburg-Buckau  vormundschafts- 
gerichtlich eröffnet  worden,  daü  Anton  Otto  Franz  Feterle  in  der  Religion 
Beines  Vaters,  also  In  der  ItathoUschen,  zn  unterrichten  sei  und  daß,  falls  sie 
dies  femer  hindere,  an  ihrer  Stelle  ein  anderer  Yommnd  hestdlt  werden  wflrde. 

Gegen  diese  Anordnung  hat  die  Yormilnderin  Beschwerde  eingd^  and 
dabei  hervorgehoben,  daÜ  der  Vater  des  Anton  Otto  Franz  FMerU  bis  la 
seinem  Tode  österreichischer  Staatsangehöriger  gewesen  sei. 

Das  Beschwtrdegericht  hat  diese  Beschwerde  durch  den  Beschluß  vom 
8.  6.  04  zurückgewiesen.  In  dem  Beschlüsse  wird  ausgeführt,  dai^  uat^h  Art.  134 
des  BG  2.  BGB  die  religittse  Bniehnng  der  Kinder  nach  Landesgesets 
an  regeln  sei  und  daß  im  Todiegoiden  Falle  die  Deklaration  Tom  21. 11. 1808 
wegen  des  den  Kindern  aus  Ehen  zwischen  Personen  von  verschiedenem 
Glaubensbekenntnis  zu  erteilenden  Religionsunterricht  in  Verbindung  mit 
den  §§  77  ff.  A.  L.  R.  II  2  (soweit  sie  noch  gelten)  Platz  greifen,  danach 
aber  Anton  Otto  Franz  Feterle  bis  zu  seinem  14.  Lebensjahr  im  katho- 
ÜHdien  Glanbrn  ni  eniehen  sei,  da  die  Tarsassaiiaimgen  des  §  82  A.  L.  R.  n  2 
nicht  Torliegen.  Den  Einwand  der  Besdiward^tthrerin,  dafi  dar  Vater  des 
Mündels  österreichischer  Staatsangehöriger  gewesen  sei,  hat  das  LG  anter 
Hinweis  auf  Art.  19  des  EG  z.  BGB  mit  der  Begründung  für  unbeachtlich 
erklärt,  daß  dieBeschwerdeführerin  selbst  unbestritten  preußische 
Staatsangehörige  und  gegenwärtig  mit  einem  preußischen  Staats- 
angehörigen verheiratet  sei,  so  daß  das  Verhältnis  zwischen  ihr  und  Anton 
Oito  Fram  fttwU  nach  dentsdieni  Bedit  in  beurteilen,  mithin  andi  die 
Frage  nach  deutschem  Bedit  an  entscheiden  sei,  in  weldier  Weise  sie  ihrer 
Fflicht  zur  religiösen  Erziehung  ihres  Sohnes  zu  genügen  habe. 

(feu;en  den  Beschluß  vom  8.  B.  04  richtet  sich  die  vorliegende,  zu  Pro- 
tnküll  der  (jerichtsschreiberei  des  AG  Magdeburg-Buckau  vom  11.  7,  04  ein- 
gelegte, weitere  Beschwerde.  In  ilir  wird  tiesetzesverletzung  insofern  gerügt, 
als  irrtflmlidi  deutsehee  Biecht  nr  Anwendung  gebracht  sei;  es  wird  darin 
ansgefttbrt»  dafi  der  Vater  des  ÄMltm  Oito  FrtmM  F^erU  bis  an  setnem 
Tode  die  dentsche  Reichsangehörigkeit  nicht  erworben  habe  und  dafi  auch 
der  jetzige  Ehemann  der  Beschwerdeführerin  österreichischer  Untertan  sei, 
so  daß  BeschwerdeiUhrerin  seihst  die  deutsche  Beicheangehörigkeit  zurzeit 
nicht  bf'sitze. 

Die  weitere  Beschwerde  ist  nach  den  §§  20,  57,  Ziffer  9,  27  ff.  des 
Beichsgesetaes  ttlmr  die  Angelegenheiten  der  treiwilligen  Gerichtsbarkeit  Tom 
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17.  5.  98  in  Verbindung  mit  Art.  67  des  preußischen  Gesetzes  über  die  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  vom  21.  9.  dii  statthaft,  sowie  in  gehöriger  Form  ein- 
gelegt. Ihr  muß  auch  sachlich  der  aus  dem  entacbeidendeii  Teile  dieses  Be- 
Schlusses  ersichtliche  Erfolg  beigelegt  werden. 

Die  AmflUnungTO  des  LG  liiid  ineoweit  völlig  zutieSend  und  ent^ 
iprediea  iDabesondcte  der  etiadigen  RechtepMeliiiiig  de«  KG  —  vgl.  iuuiient> 
lieh  Johow  Jahrbuch  XXI  A  37  ff.,  XXIV  A  29  ff.,  Rechtsprcchunq 
der  OLG  VT  290  ff.  und  die  in  dem  dort  veröffentlichten  KG  -  BeschldB 
angezogenen  Vorentscheidungen  sowie  daselbst  VII  116  ff.  und  422  — .  als 
bei  Anwendung  des  für  den  Wohnort  des  Anton  Otto  Franz  Feierte 
und  seiner  Mutter  maßgeblichen  preußischen  Rechts  —  nämlich  der 
Deklaration  vom  81. 11. 1808  ud  der  §§  77  ff.  A.  L.  R.  XL,  2  (soweit  sie  in 
GdtOBg  sind)  —  cntwer  bis  nun  sitrfleicgdegteD  14.  Lebemjalir  in  der 
katholischen  Religion  seines  vefstoriwtten  Vaters  zu  erziehen  ist. 

Es  fragt  aich  jedoch,  ob  dieses  preußische  Recht  nach  der  tatsächlichen 
Lage  des  Falles  anwendbar  ist.  Aus  Art.  184  des  EG  z.  BGB  ist  nur  zu 
entnehmen,  daß  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die  religiöse  ii^r- 
sieiiDiig  der  Kinder  von  den  Vorsdniften  des  BGB  nnberfllirt  bleiben,  also 
den  dort  eothaltciMB,  auf  ^  Bnidmngsrecht  besflgUeheai  Bestbnmnngen 
(§§  1631  ff.,  auch  %  1087  BGB)  vorgehen  —  vgl.  Johow  Entscheidungen 
XXV  A  21  ff.  — .  Die  von  der  Beschwerdeführerin  bereits  dem  LG  unter- 
breitete erste  Frage  geht  aber  dahin,  ob  um  deswillen,  weil  der  Vater  des 
Anton  Otto  Franz  Peterle  gar  nicht  preußischer  Staatsangehöriger  gewesen 
sein  soll,  die  Anwendung  der  angesogenen  preußisch-rechtlichen  Bestimmungen 
sowie  des  in  dem  Art  184  a.  a.  0.  enthaltenen  dentsdiMi  Bedits  ttberiiaapt 
ansgesdilossen  ist  Weiter  kommt  die  Bemängelung  der  Ansicht  des  LG, 
dafi  die  Beschwerdeführerin  preußische  Staatsangehörige  sei,  in  Betracht 

Die  für  die  Beurteilung  dieser  Fragen  maßgebende  Rechtsquelle  ist  der 
Art.  19  des  EG  z.  BGB  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  vom  1.  ti.  70  sowie 
dessen  in  Art  41  des  EG  n.  BGB  endialtenen  Ablnderungen. 

Nach  Art  19  a.  a.  0.  ist  das  BeehtsreihlUtnis  swisdien  den  mtem  und 
einem  ehelidien  Kinde  nach  den  .deutschen  Gesetsen  ra  beurteilen  ein- 
mal alsdann,  wenn  der  Vater  und,  falls  der  Vater  gestorben  ist,  die 
Mutter  die  Reichsangehörigkeit  besitzt  —  vgl.  Satz  1  a.a.O. 
—  und  weiter  alsdann,  wenn  die  Reichsangehörigkeit  des  Vaters  oder  der 
Mutter  erloschen,  die  Reichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen 
geblieben  ist  —  vgl.  Sata  2  a.  a.  0.  ~. 

Bs  folgt  danws,  da8  dentachcs  Beeht  —  und  zwar  im  gegenwirtigen 
Falle  das  Recht  der  Deklaratieo  vom  21. 11.  1803  in  VerUndnng  mit  den 
§§  77  ff.  A.  L.  R.  II.  2  —  anzuwenden  ist  sowohl  alsdann,  wenn  die  Be- 
schwerdeführerin preußische  Staatsangehörige  und  als  solche  deutsche  Reichs- 
angehörige ist,  als  auch  alsdann,  wenn  zwar  dies  nicht  zutrifft,  aber  doch 
der  AnUm  (Mo  JWnw  FieUrU  prenAiscbar  gtaatsangchörigv  r  xaA  als  solcher 
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dentsclier  ReiebiatigtthSiiger  ist  Dagegen  ist  fOr  die  Anwendung  des  deut- 

8chon  Rechts,  insbesondere  der  angezogenen  preußisch-rechtlichen  Bestimmungen, 
kein  Raum,  wenn  weder  die  Bi  s<  Invordt-führerin  noch  Anton  Otto  FraJtz 
Peterle  die  preußische  StiLatsuiirrehörigkeit  besitzt.  Die  Frage,  ob  über 
letzteren,  falls  er  die  preußisclie  Siaatsangehiirigkeit  und  damit  die  deutsche 
Beichsangehörigkeit  gar  nicht  besessen  bat,  überhaupt  hätte  eine  Vormond- 
sdiaft  eingeleitet  weiden  dürfen  —  ygl.  dm  Art.  28  des  BG  s.  BGB  besw., 
dk  der  Vater  des  Mündels  bereits  im  JTnni  1899  gestorben  ist»  §  6  Abs.  9 
der  preußischen  Vonntin  lsrhaftsordnung  vom  5.  7.  75  —  kann  auf  sich  be- 
ruhen; d»'nn  solan£je.  als  die  eingeleitete  Vormundschaft  nicht  aufgehoben  ist, 
ist  das  Recht  des  Vormund.scliaftsgerichts  zur  Ausübung  der  die  Erziehung 
und  namentlich  auch  die  religiöse  Erziehung  betrefienden  Aufsicht  nicht  in 
Zweifel  zu  liehen. 

Hiemacb  liftagt  die  Entschddnng,  ob  die  Torgedaditen  pieoßisob-ieoht- 

lichen  Bestimmungen  über  die  religiöse  Erziehung  des  Anton  Oüo  Fram 

JPeterle  für  die  Beschwerdeführerin  maßgehend  sind,  von  der  tatsächlichen 

—  durch  das  Vornuiiidschaftsgericlit  nach  Maßgabe  des  angezogenen  Gesetzes 
vom  1.  6  70  und  seinen  Ergänzungen  zu  treffenden  -  Feststellung  ab.  ob 
die  Beschwerdeführerin  oder  Anton  Otto  Fr^m  Peterle  die  preußische 
Staatsangehörigkeit  besitsen  odor  ob  letstere  beiden  mangdt.  Die  land> 
geriditliGhe  Annahme,  daß  wenigstens  die  BescbwerdefObrerin  preußische 
Staatsangehörige  sei,  wird,  naclulem  die  Beschwerdefttiirerin  sie  als  un- 
zutreffend bezeichnet  hat.  auf  ihre  Unterlagen  hin  zu  prüfen  sein. 

Wenn  es  sich  heraussteHen  sollte,  daß  entweder  die  Beschwerdeführerin 
oder  Anton  Otto  Franz  Peterle  die  preußische  Staatsangehörigkeit  besitzt, 
80  muß  sich  die  Beschwerdeführerin  der  Anwendung  der  Grundsätze  der 
Deklaration  vom  21. 1}.  1803  sowie  der  §§  77  ff.  A.  L.  R.  n«  2  (soweit  sie 
noch  gelten)  unterwerfeni  nur  wird  in  diesem  Falle  Ton  dem  Amtsgeiidit  an 
erwägen  sein,  ob  die  Androhung  der  Entlassung  hezw.  diese  Entlassung  der 
Beschwerdeführerin  das  geeignete  Mittel  ist.  die  religiöse  Erziehung  des 
Anton  Otto  Franz  Petevlc.  im  katholischen  Glauben  durchzusetzen;  hier 
wird  namentlich  zu  beachten  sein,  daß  die  Beschwerdeführerin  durch  die 
Entlassung  als  Vormttnderin  der  Erziehnngsgewalt,-  welche 
sie  als  Mutter  gemiß  §§  1631,  1697  Sata  2  BGB  anaiaflhen  befugt  ist, 
gar  nicht  Terlustig  wird. 

Wenn  es  sich  dagegen  heransstellen  sollte,  daß  weder  die  Beschwerde- 
führerin noch  Anton  Otto  Franz  Peterle  die  preußische  Staatsangehörigkeit 
Iwsitzt,  so  wird  an  der  lland  des  alsdann  maßgebenden  ausländischen  (lesetzes 

—  vgl.  für  Österreich,  dessen  Staatsangehörigkeit  nach  der  Darstellung  der 
BesehwerdefOhrerin  in  Betracht  kommen  soll,  die  §§  13911.  des  BGB  fOr  dsa 
Kaisertum  Österreidi  und  das  interkonfessloaelle  €[e8eti  vom  26. 5. 68  No  49 
des  StGB  —  zu  prafen  sein,  ob  und  in  welchem  Umfange  die  Beschwerde- 
fObrerin  die  Einschränkung  ihres  Erziehungsrechts  gegenüber  dem  Anton 
Otto  Fram  Feterle  nach  der  religiösen  fiichtnng  Idn  an  dulden  hat. 
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1,  BeM  der  Ausländer,  in  Preußen  ausländiscke  Jdelstita 

2,  Verltist  der  Jteü^hsangehörigkeit  durch  JEnUmsimg.  Begriff 

der  WoknsiUsterlegung. 


Im  Grundboelie  von  der  Friadiieh- Wilhelmstadt  Bd.  XIII  Bl.  No.  298 
stand  als  Eigentümer  eingetragen :  der  , Herzoglich  Sächsische  Kammerherr 
Graf  und  Freiherr  von  G.  zu  Berlin."  Auf  Ersuchen  des  Köniplidu  n  Hcrolds- 
amtes,  die  Worte:  jCiraf  und  Freiherr  von"'  zu  streichen,  ist  durch  Verfügung 
des  AG  vom  21.  1.  Ü3  eingetragen  worden;  , Eigentümer  ist  der  Herzoglich 
SUdnisoh«  KmnmrlmT  Q.  m  Berlin.  AvI  Gnuid  des  Bimdieiu  dee  König- 
UdMn  Heroldiamts  Tom  88. 1. 08  eingetragen  am  8. 8. 08."  IMe  gegäi  dieae 
YerfAgnng  eingelegte  Besdiwerde  des  Gmndstückseigentttmers  ist  \om  LG  I 
zu  Berlin  durch  Beschluß  vom  18.  3,  03  zurückgewiesen.  Auf  weitere  Be- 
schwerde hat  das  KG  im  Bestlilusse  vom  6.  7.  03  die  Befugnis  des  Beschwerde- 
führers zur  Führung  des  Grafeutitels  verneint,  bezüglich  des  Freiberrntitels 
aber  ausgeführt,  daß  Beschwerdeführer  sich  desselben  zwar  nicbt  in  einer 
solehen  Weite  bedienen  dflrf^  als  ob  es  sieh  um  einoi  ]peii8iadlMi  oder  in 
Prenfien  anerkannten  Adeistitel  handele,  mr  Ftthmng  desselben  dagegen  befogt 
und  denn  auch  als  solcher  im  Gnmdbnche  einzutragen  sei,  falls  er  lUr  Zeit 
der  Verleihung  des  Freiherrntitels  nicht  dem  preußischen  Untertanenverbande 
angehört  habe.  Zur  Prüfung  dieser  Frage  ist  die  Sache  an  das  AG  zurück- 
verwiesen  worden. 

Anf  eine  Ton  letsterem  hierauf  an  den  Poliseiprftsidenten  an  Bttlin  ge- 
richtete Anfrage  hat  dieser  die  Auskunft  erteilt,  da0  dem  BesofawezdefOhrer 
am  88. 11.  78  die  Entlassmig  ans  der  preaßiachen  Staatsangehörigkeit  ertdlt 

sei,  aber  zweifelhaft  erscheine,  ob  die  Entlassung  wirksam  geworden  sei,  da 
G.  den  von  ihm  verlangten  Nachweis  bisher  nicht  erbracht  habe,  daß  er  binnen 
6  Monatt-n  seinen  Wohnsitz  aiiLiirlialh  dts  Ktichs  verlegt  habe.  Unter  Mit- 
teilung dieser  Auskunft  hat  da^  AG  dem  Beschwerdeführer  auheimgcsLellt, 
gemKS  §  89  GBO  durch  aisntliche  Urkunden  den  Nachweis  au  fahren,  dafi  die 
Bntlassnng  ans  der  preufiischai  Staatsangehörigkeit  goniß  §  18  Oes.  Tom 
1. 8. 70  wirksam  geworden  sei.  Beschwordi  fulirer  hat  darauf  eine  Reihe 
von  Tatsachen  vorgetragen  nns  der  er  die  Aufgabe  seines  Wohnsitzes  im 
Deutschen  Reiche  gefolgert  wissen  will,  und  zum  Nachweise  der  Tatsachen 
teils  Urkunden  vorgelegt,  teils  sich  auf  Zeugen  berufen.  Durch  Beschluß 
vom  28.  3.  04  hat  aber  das  AG  die  Anträge  des  Beschwerdeführers  zurück- 
gewiesen. Bs  fuhrt  aus:  Die  Bntlassnng  des  Besehwerdeftthrers  aas  der 
pcenffischen  StaatsaageihOzjgkeit  sei  .unwirksam  gewosdeo,  da  der  Beweis, 
daß  er  innerhalb  6  Monaten  seinen  Wohnsits  außerhalb  des  Bundesgebiets 
verl^.  oder  die  Staatsangehörigkeit  in  einem  andern  Bundesstaate  erworben 
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habe,  nieht  gefOlitt  aeL  Dnxch  die  vorgelegten  Urkunden  aei  alterdinga  ef- 
wieeen,  dafi  der  Antri^stdlar  vom  Des^ber  1878  bis  Mai  1879  in  Paris 
gewohnt  habe.  Hieraas  könne  aber  die  Absieht»  dort  seinen  Wohnsitz  zu 

begründen,  nicht  ^ccfolgert  werden,  besonders  wenn  man  in  Betracht  ziehe, 
daß  Antragsteller  nach  Auskunft  dos  Polizeipräsidiums  vom  27.  6.  71  bis  in 
die  8Uer  Jahre  hinein  mit  Ausnaliiae  dor  Zeit  vom  1.  3.  bis  15.  5.  und  vom 
15.  8.  bis  30.  9.  79  in  Berlin  gemeldet  gewesen  sei. 

In  der  hiergegen  gerichteten  Besclnrarde  wird  gerügt,  dafi  es  nach  §  18 
Beidi^s.  vom  1.  6.  70  nor  duanf  ankomme,  den  Wohnalts  ans  dem  Deutschen 
Reiche  zn  verlegen,  nicht  aach  im  Auslände  einen  neuen  Wohnsitz  za  be- 
jcfründen.  übrigens  sei  ancb  Beweis  für  den  behaupteten  Wohnsitz  in  Paris 
angetreten,  die  Ausführungen  des  Beschwerdeführers  seien  aber  unvollständig 
und  unrichtig  gewürdigt.  Die  Beschwerde  ist  vom  LG  durch  Beschluß  vom 
18.  5.  zurückgewiesen.  Abweichend  vom  AG  nimmt  es  an,  daß  es  genüge, 
innerhalb  6  Monaten  nadi  der  Bntlaasnng  ans  dem  Staatsverhande  den 
Wohnsits  im  Dentsehen  Reldie  aobngeboi,  nicht  aneh,  im  Anslande 
einen  andern  \\'ohnsitz  zu  begründen.  Dagegen  sei  der  Nachweis  für 
die  Aufgabe  des  bisherigen  Wohnsitzes  nicht  erbracht.  Derselbe  müsse 
nach  §  29  GBO  durch  öffentliche  oder  öffentlich  beglaubigte  Urkunden  L'eliefert 
werden.  Beweisaufnahmen  durch  den  Grundbuchrichter  und  eidesstattliche 
Vermohenmgen  sind  unzulässig.  Die  beigebrachten  notariellen  Verträge  Uber 
den  Verkauf  des  Orandstttcks  nnd  der  Mobilien  des  Antragstellers  seien  nicht 
gemgnety  votlmi  Bewds  für  die  Answanderong  an  bringen.  Dafi  &,  vom 
87.  6.  76  bis  in  die  80  er  Jahre  mit  Ausnahme  der  Zmt  vom  1.  3.  bis  15.  5.  79 
nnd  vom  15.  8.  bis  30.  9.  79  in  Berlin  gemeldet  gewesen,  spreche  nicht  dafür, 
daß  er  sich  in  Berlin  nur  besuchshalber  aufgehalten.  Daß  er  d;uulien  einen 
Wohnsitz  in  Paris  gehabt,  möge  der  Fall  sein,  sei  aber  bei  der  Möglichkeit 
mehrecmr  Wohnsltse  reditlieh  vncrheblidi. 

Hierg^pen  ist  weitere  Beeehwwde  eingelegt.  Dieselbe  ftthrt  ans,  dafi 
der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  mit  der  Entlassung  eintrete  und  der 
Beweis  für  die  Wiederaufhebung  dieser  Tatsache  der  ersuchenden  Behörde 
ohliogp  Dieser  Beweis  sei  nicht  nur  nicht  erbracht,  sondern  Beschwerdeführer 
habe  seinerseits  nachgewiesen,  daß  er  innerlialb  6  Monaten  seinen  Wohnsitz 
aus  dem  Reichsgebiet  verlegt  habe. 

Entsprechend  ^em  intemati<nmlen  Herkommen  {v.  Bar,  IntBrnaHa- 
nales  Primtreeht  I  415)  ist  aach,  wie  in  dem  BesoUnsse  des  KOt  vom 
6.  7. 03  bereits  ausgeführt  ist  (vgl.  ferner  Archiv  für  öffimil.  Seeht 
XVIII  202 ff.;  Beschluß  des  Strafsenats  des  KG  vom  2.  5.  04,  Jahrb.  27 
8.  C  69).  in  Preußen  i/estattft  daß  Ausländer  sich  der  ihnen  in  ihrem 
Heimatstaate  zustehenden  Adelsprädikate  bedienen,  sofern  der  Gebrauch 
nur  nicht  in  einer  Weise  erfolgt,  daß  der  Anschein  erweckt  wird,  es  handele 
sich  am  eine  prenfiische  Adelsansaeidmung.  Ob  der  Ansilader  auch  dann 
noch,  wenn  er  nachtrftglidi  das  prenfiische  Indigenat  erwirbt,  sich  ohne  Kgl. 
Oendnnigang  seines  auslftndischra  Addstttels  bedienen  darf,  kann  hiw  nn- 
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«rttrtert  bleiben,  d»  nacb  der  eiogebolten  Anskniift  des  Polizeipr&iidenten 
an  Berlin  keinerlei  Anbaltspnnkt  dafür  vorliegt,  daß  Beiehwefdefflhrer,  sofern 

er  seine  preußische  Staatsanf^ehSrigkeit  auf  Grund  der  Entlassungsurkunde 
vom  28.  11.  78  pnd<7ültip  verloren  hat.  dieselbe  durch  einen  besonderen  Vor- 
gang nachträglich  wieder  erworben  hat.  Es  kommt  deshalb  für  die  Ent- 
scheidung des  vorliegenden  Falles  allein  darauf  an,  ob  der  Beschwerdefttbrer 
Eur  Zeit  der  Verleihung  des  FrtQiflnntitelt  dun^  den  Herzog  von  Sadueii- 
Kobnrg  and  Qotha  am  16.  7. 91  nocb  weim  frOlme  preoMsobe  Staatsaage- 
böijfkdt  beiaft.  Ist  das  der  Fall,  so  darf  er  sieb  mangels  landesberrlteber 
GcBebmigung  des  Königs  von  Preußen  des  Freibermtitels  nicht  bedienen. 
Denn  dadurch.  daf3  er  damals  zugleich  Koburg-Gothaischer  Staatsangehöriger 
war,  wird  die  Anwendung  der  ^  13  and  118  II  a  A.  L.  K.  nicht  aus- 
geschlossen. 

Resrhwi  rdeführcr  war  l)i8  zum  28.  11.  78  preußischer  Untertan.  Damals 
ist  ihm  die  Entlassung  aus  der  preußischen  Staatsangehörigkeit  erteilt  worden. 
Hit  der  Aubindigung  der  Bntlassongsurknnde  trat  der  Yerliist  der  Staats- 
aagebOrigkeit  obne  weiteres  ein.  Oes.  vom  1. 6. 70  §  18  Abs.  1.  Naeb  Abs.  2 

wird  indessen  die  Entlassung  unwirksam,  wenn  der  Entlassene  nicht  binnen 
6  Monaten  seinen  Wohnsitz  außerhalb  des  Reichsgebietes  verlegt  oder  die 
Staatsangehörigkeit  in  einem  anderen  Bundesstaate  erwirbt.  Letzteres  trifft 
hier  nicht  zu,  da  der  Beschwerdeführer  erst  am  11.  2.  87  in  den  Koburg- 
Oothaiscben  Staatsverband  aufgenommen  ist,  dagegen  ist  streitig,  ob  er 
innerbalb  6  Monaten  seinen  Wohnsita  aoBerbalb  des  ReiGhlsgQbiets  verlegt  hat. 

In  dieser  Beziehung  wirft  sich  zunächst  die  Frage  auf,  ob  hierüber  vom 
Biehter  an  entaeheidoi  ist,  oder  ob  die  Entecheidnng  nidit  der  aaaseblieMiciien 
Kognitioii  des  Heroldsamts  unterstellt.  .... 

Soweit  das  Heroldsamt  mit  der  Wabrnehmimg  von  Mi^festtts-  und 
Hoheitsreebten  befsfit  ist,  sind  seine  Bntsebeidiii^ten  dtf  Haebprftfang  im 

Beobtewege  entzogen  (V.  vom  26.  12.  1808  1  86).  In  FNoBen  gebOrt  sa  den 
Staatshoheitsrechten  das  Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  anzuerkennen,  zu  be- 
stätigen oder  zu  erneuern  (A.  L.  R.  II  6  §i?  9  ff.,  Verf.-Urk.  Art.  50).  Die 
Bearbeitung  dieser  Standesangelegenheiten  ist  dem  Heroldsamt  tiberwiesen 
(AUg.  Verf.  vom  13. 6. 66,  JHBl  176).  Daraus  ergibt  sieb,  daß  die  OHentUeh 
reditUobe  Frage,  ob  Jemandem  der  Adel  Terliehen  sei,  nicht  von  den  Ge- 
richten sa  entscheiden  ist,  sondern  der  Bearteilung  des  Heroldsamts  anter- 
liegt  (Jahrb.  23  S.  192,  25  S.  IK)).  Allein  die  Zustllndigkeit  des  Herolds- 
amts —  und  nur  soweit  es  zuständig  ist.  tragen  seine  Entsrheiduniren 
einen  öffentlichen,  behördlichen  Charakter,  welcher  eine  Entscheidung  durch 
die  Gerichte  ausschließt  {Gruchot  44  S.  1133)  —  bezieht  sich  zunächst  nur 
anf  die  Zugehörigkeit  zom  preußischen  Adel  (A.  L.  R.  II«  ß  §§  9—12). 
BediMit  «idi  ein  Ansl&nder  eines  auslftndischen  AdelsaeichensY  so 
steht  Uber  die  Ftage  der  Berechtigung  Uenn  die  Entach^dung  nidit  dem 
üerpldsamt  an.  ...  . 
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Das  Hevoldaamt  selbst  tfünnit  denn  ttodi  im  TorHegenden  FftUe  die 
Bntsdieidiing  gamicbt  in  Ansprach,  sondeni  hat  in  seiner  gutachtlichen 
ÄoBernng  vom  18.  1.  04  ansdrücklich  die  vom  Beschwerdeführer  für  snine 
Auswaüdcruiii^  angetretenen  Beweise  durch  das  AG  anheim  gestellt.  Letzteres 
hatte  demnach  dem  Ersuchen  des  Heroldsamts  um  Beseitigung  des  Freiherrn- 
titels des  Grundstückseigentümers  im  Gnindbnche  .nicht  schlechthin,  sondern, 
d»  es  sich  um  einen  ansllfcndischen  Adelstitd  eines  angeblichen  AnsUnden 
handelte,  nadi  Toigingiger  FeststeUnng,  daS  der  BesdhwttdefOhier  fort- 
danend  preußischer  Staatsangehöriger  ist,  stattzugeben. 

Dieser  Prüfung  haben  sich  nach  der  Znriickverweisung  durch  den  Be- 
schluß des  KGr  vom  6.  7. 03  die  Voriiist^inzt  n  unterzogen.  Grundlage  der 
neuen  Entscheidung  ist  die  Auffassung,  dal^  der  Beschwerdeführer  den  Nach- 
weis fttr  die  Aufgabe  des  Wtdmsitaes  im  Dentedien  Beiohe  'an  erbringen 
habe  nnd  daß  dieser  Nachweis  nadi  §  29  OBO  nur  durch  fiüentliche  oder 
öffentlich  b^dlanUgte  Urkunden  erbracht  werden  kfinme.  Diese  Auffassung 
beruht  nach  doppelter  Richtung  auf  Rechtsirrtum. 

(Es  wird  nunmehr  ausgeführt,  daß  die  Frage  der  Wohnsitzverlegung 
von  Amtswegen  festzustellen  sei,  und  zwar  ohne  daß  öffentliche  Urkunden 
gemäli  §  29  GBO  erforderlich  seien.  —  Red.) 

Hiemach  mußte  die  Sache  unter  Aufhebung  der  Entscheidungen  der 
Vortnstansen  anfs  neue  soiflc^nrerwiesen  werden,  mn  nunmehr  von  Amtswegen 
unter  Benutzung  des  vom  Beschwerdeführer  yorgel^^ten  Materials  festzustellen, 
ob  der  Beschwerdeführer  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  seinen  Wohnsitz 
aus  dem  Reichsge'biete  verlegt  hat.  Dabei  wird  folgendes  zu  berücksichtigen 
sein:  Wenn  das  LG  im  Gegensatz  zum  AG  iinnimml,  daß  „zur  Verlegung 
des  Wohnsitzes  außerhalb  des  Reichsgebiets'  die  Aufgabe  des  WohnsitMS 
innerhalb  des  Reichs  genügt,  und  nicht  außerdem  nodi  die  Begründung 
eines  nenmi  Wohnsitses  im  Auslände  hJnaukommen  muß,  so  entspricht  das 
dem  Zwecke  des  §  18  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  1.  6.  70  und  steht  mit 
seinem  Wortlaut  nicht  in  Widerspruch  [Entsch.  des  Bundesamts  für  das 
Meitniifivesev  XYII  161  ff.).  Voraussetzung  ist  tatsächliche  Aufgabe  des 
Wohnsitzes  verbunden  mit  dem  Willen,  in  Zukunft  nicht  mehr  innerhalb  des 
Reichs  den  Mittelpunkt  der  häuslichen  und  bürgerlichen  Wirksamkeit  au  haben. 
Oh  das  der  Fall,  ist  Tatfrage.  In  Betracht  kommen  kann  Uerftlr  die  Auf- 
VisaDg  dm  HMUrtaodes,  die  Bealisierang  dw  bewegUchoi  und  uxibeweglichen 
inländischen  Hsibe,  der  tatsächliche  Fortzug  aus  dem  Inlande  und  Nieder* 
lassung  an  einem  andern  Orte  unter  Umständen,  welche  auf  die  Begründung 
eines  neuen  Wohnsitzes  dort  hinweisen  (Eintritt  in  fremden  diplomatischen 
Dienst  und  Einrichtung  eines  Hausstandes  am  Sitze  der  diplomatischen  Tätig- 
knt),  ÄuBonngc»  an  dritten  Pemnen  fiber  die  beabsichtigte  Verlegung  des 
Wohnsitses,  poUseOiche  Abmeldmig.  Bine  Betrachtung  aUer  dieser  Momente 
in  ihrem  Znsammenhalt  wird  einm  Schluß  auf  die  Wohnsitivttlegttng  gesfestten. 
Hat  aber  eine  emstliche,  nicht  bloß  scheinbare  Wohnsitzverlegnng  stattge. 
funden,  so  kann  eine  spätere  Zurädcrerlegung  des  Wohnaitaes  in  das  Beichs' 
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gebiet  die  WIdnmg  des  Verlostes  der  Staatsangehörigkeit  nicht  wieder  beseitigen, 
nötigenfalls  wird  in  dieser  Besiehung  tu  entscheiden  sein,  ob  eine  solche 
Znrfldrrerlegnng  schon  tot  Ablauf  dar  6  monatlichen  Frist  sul&ssig  ist  (Tgl. 

Cahn,  Kommentar  z.  Reichsges.  1.  6.  70  §  18  Note.  7)  oder  erst  nach  deren 
Ablauf  iSeydeh  Bayr.  Staatsrecht  I  541  bei  Mot  .öV  Zu  erwägen  ist  ferner, 
ob  die  zTig:e{rebene  tatsächliche  Rückkehr  in  das  Reichsgebiet  innerhalb  der 
6  Monate  die  Bedeutung  der  ZurUckverlegung  des  Wohnsitzes  oder  nur  eines 
Torübergehenden  Aufenthaltes  etwa  kranlcbeitBhalber  hat  Zu  prüfen  ist,  welche 
Bewandnis  es  damit  hat,  daß  Besobwerdefflhrer  nnr  fflr  die  Zeit  Tom  1. 8. 
bis  15.  4.  und  Tom  15.  8.  bis  30.  7.  79  polizeilich  abgemeldet  gewesen,  im 
übrigen  aber  vom  27.  6.  76  bis  in  die  80  er  Jahro  ununterbrochen  polizeilich 
gemeldet  gewesen  ist,  während  der  Beschwerdeführer  anfribt,  seit  der  Wohn- 
sitzverlegung  nur  zu  kurzen  Besuchen  in  Berlin  anwesend  gewesen  zu  sein. 

Für  das  Erfordernis  der  Genehmigung  des  Familienrats  und 
Varmundschaftsgerichts  ist  das  (framösische)  Heimatrecht 

maßgebend, 

jre  10. 10.  04  ^-^^y- 

Beschluß. 

Die  TOD  dem  Grafen  Satt^eld-Tretchenberg  m  Sagen  als  General- 
bevollmftohtigten  der  Heisogin  von  Sagau  in  Paotis,  dieee  «ie  Yormftnderin 
ihres  Gemahls,  des  Herzogs  Eoson  von  Talleyrand-FMgord^  Henoga  TMl 

Sagan,  ge^en  den  Beschluß  der  2.  Civilkammer  des  LG  zu  Glogan  vom 
17.  6.  04  eingelegte  weitere  Beschwerde  wird  zurttclcgewiesen,  die  KMten  fallen 
dem  Beschwerdeführer  zur  Last. 

Qrftnde. 

Nntanngsberechtigter  Eigentümer  des  Lehnsfflrstentums  Sagan  and  als 

solcher  im  Grundbocbe  eingstcagen  ist  der  Herzog  Boson  von  Talleyrand' 

P&rigord,  Herzog  von  Sagan,  zu  Paris.  Derselbe  ist  französischer  Staats- 
angehöriger. Er  ist  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  Seinegerichts  vom  3.  8. 1)9 
entmündigt.  VormuiKi  i.st  seine  Gemahlin.  Die  Vormundschaft  ist  in  Paris 
eingeleitet  und  wird  dort  geführt.  Zum  Lehnsvormunde  ist  dem  Entmündigten 
vom  Kittnig  nm  FkenBen  der  Gelimme  Oberregierungsrat  «.  KemiU  beetellt. 
Die  Yormlliideiin  hat  für  die  Yenraltang  des  Lehne  dem  Grafen  wm  Sat^eid' 
Trachenberg  in  Sagan  Generalvollmacht  erteilt. 

Letzterer  hat  am  22.  4.  08  mit  dem  Bauerngutsbesitzor  Schaker  einen 
schriftlichen  Vertrag  geschlossen,  wodurch  dieser  an  den  Herzog  von  Sagan 
2  näher  bezeichnete  Parzellen  für  7464  Mk.  verkauft  hat.  Der  Kaufpreis  soll 
nach  §  2  des  Vertrages  ans  Lehne-  und  Lehnsinventargeldem  bezahlt  werden, 
welche  an  dieeem  Zwecke  auf  Anweisong  dee  ~  gonSB  %  13  dee  Familien- 
14. 9. 47 

Schlusses  vom     '  '     —  Fauiilieukurators  flüssig  zu  machen  sind.  Der 
ZeitMdttlft  f.  Inten.  Srivai*  n.  OffeniL  Badit.'  XV.  22 
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htiiammmmli  itfc  dem  Vertrage  beigetreten.  Am  21. 1.  04  hat  der  Vedctafer 

vor  dem  AG  zu  Priebus,  in  dessen  Bezirk  die  Parzellen  liegen,  die  Aaflassnng 
erteilt.  Letzteres  hat  nach  Abschreibung  der  Parzellen  beglaubigte  Abschrift 
der  Aiinassungsvorhandlung  an  das  AG  zn  8a|2an  gesandt  behufs  Zuschreibung 
zu  dem  im  dortigen  Bezirk  belegenen  Lehnsfürstentum  Sagau.  Das  AG  zu 
Sagau  hat  dieae  —  ahgeselmi  Ton  andern,  nneit  nicht  mehr  intereaaleteiideii 
GrOndm  —  vm  deswillra  abgddmt,  wdl  d«r  Kanlmtrag  nach  framtaiflehem 
Recht  der  Genehmigung  des  Familienrats  nnd  des  Yormandachaftsgerichts 
hedtirfe.  Die  Beschwerde  des  Generalbevollmächtigten  der  Vormünderin  ist 
vom  LG  Glogau  znriif  kgewiesen.  Es  nimmt  an.  daß  Lehna-  und  Lehns- 
inventariencrelder  Lchnsrrvfiuu'n  seien,  über  welche  als  Allodialvermögeu 
nach  dem  zur  Auweuduiig  kummeuden  Preuii.  Laudrecht  {11,  18  §  1000)  dem 
ordentlichen  Vomninde  die  Verwaltung  asnatebe.  Dieser  unterliege  in  der 
Ftthmng  seines  Amtes  den  Beschribilrangen  des  französischen  Bechta  nnd  der 
Anbidit  der  französischen  Eoliördeii.  Das  französische  Gesetz  vom  27.  2.  80 
verlange  aber  für  den  vorliegenden  Fall  die  Genehmigung  des  Familienrats 
und  Vormundsrhaftsgerichts. 

Die  weitere  Beschwerde  wendet  sich  gegen  die  Annahme  des  Vorder- 
richters,  daß  es  sich  bei  dem  Kaufpreise  um  Allodialvermögeu  handele.  Es 
handele  sidi  vidmehr  um  Lehnsstammkapitalien,  welche  an  die  Stelle  von 
verftofierten  Lshnsgmndstttcken  nnd  von  Lehnsinvoitar  getreten  leiMi.  Zu 
deren  Anlegung  bedUrfe  es  ih  r  Zustimmung  der  französischen  Behörden  nicht. 

Der  weiteren  Beschwerde  kuiinte  indessen  nicht  stattgegeben  werden. 

Das  Lehnsfürstentum  Sagan  gehört  zu  den  Thronlehen,  ist  deshalb  durch 
das  Gesetz  vom  19.  6.  76,  betr.  die  Auflösung  des  Lehnsverbandes  in  dem 
Herzogtum  Schlesien,  nicht  hertthrt.  Es  kommen  deshalb  bezüglich  der  Ver- 
fflgnngen  über  das  Torhandene  Vermögen  lehnarechtlidie  Gnmdattie  nir 
Anwendung,  nnd  zwar  diejenigoi  des  A.  L.  B.  als  der  lese  rei  sitae  (vgl.  Emtaek, 
d.RG  XXXXIII  177;  Böhm,  Bäumt.  Berrsck.  der  Rechtsnormen  S.  98). 
Inwieweit  dessen  Vorschriften  Jus  cogens  sind  oder  durch  den  Lehnsvertrag 
abgeändert  werden  können,  bedarf  keiner  Erörterung,  da  in  dem  zwischen 
der  Krone  und  der  Herzogin  zu  Sagau  als  der  Belehnten  geschlossenen  Lehns- 
vertrage  Tom  Jahre  IM'4&  (§  13)  fOr  die  rechtlichen  Veihiltaisae  des  Lehn» 
ansdrUcklicb  die  lehnsrechtUobai  Vorschriften  des  A.  L.  R.  für  mafigebend 
erklSrt  sind. 

Dem  Beschwerdeführer  ist  allerdings  darin  beizutreten,  daß  die  Ansicht 
des  L(t,  daß  der  Kaufpreis  ans  Allodialgeldern  bezahlt  werden  solle,  mit 
dem  Inhalt  des  Vertra^'es  zweifellos  in  Wider.spruch  steht.  Der  Vertrag 
bestimmt  ausdrücklich,  daß  der  Kaufpreis  aus  Lehus-  und  Lehns- 
inventariengeldern  bezahlt  werden  soll.  Lehnagelder  ahw  bilden  dea 
G^genaats  ni  Allodialgeldern.  Auch  der  Umstand,  daB  der  Familien- 
Knrator  dieselben  flüssig  machen  soll,  weist  darauf  hin.  daß  es  sidi  um 
Lehnsvermögen  handelt,  denn  mit  Allodialvermögeu  hat  der  Lehnskurator  nichts 
zu  tun.  Dem  ungeachtet  ist  die  Entscheidung  des  LG  doch  auiiecht  zu  erhalten. 
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Ntek  $  5  des  Funilleiuchliuaes  yom  14.  9.  47  in  d«r  Fassnng  des 
FanüfienMUnneB  Tom  S8.  9.  74  steht  die  Tenrendiing  der  dem  Ldm  bei 

Verkäufen  zufallenden  Kapitalien  dem  Lehnsbesitzer  mit  Eonsens  des  Familien- 
kuriitors  zn.  Ist  der  Lehnsbesitzer  minderjährig,  so  ist  ihm  nach  dem  als 
lehnrechtliche  Vor.schrift  weder  durch  die  preußische  Vormundschaftsordnung 
(Vgl.  Rönne,  Erg.  zu  §  5><J(J,  11,  lö  A.  L.  R.),  noch  durch  das  Büß  i,Eü  z.  BüB 
Art.  59)  beseitigten  §  !^6,  II,  18  A.  L.  K.  dn  Lehnskimtor  ra  bwtellen,  wie 
ja  Mch  im  vorliegenden  Falle  eine  soldie  Beetellmig  durch  den  KOnig  erfolgt 
Ist.  IMeaer  Lehnsknrator  hat  jedoch  nar  dasjenige  zu  besorgen,  was  zur  Ans- 
ttbniii::  der  Lehnsrechte  und  Lehnspflichten  des  Pflegebefohlenen  bei  dem  Lehns- 
hofc  und  zur  Erhaltung  der  Substanz  gehört  i'§  i>98).  Die  gewöhnliche 
Verwaltung  des  Lehns  und  der  davon  entfallenden  Einkünfte  Kclnilirt  dem 
ordentlichen  Vormunde  1000;.  Angelegenheiten,  welche  weder  die  Ad- 
ministration allein,  noch  die  Sahstanz  allein  betreBen,  sondon  an!  heidee 
zugleich  EhDifluß  haben,  mflssen  von  dem  Vormund  und  dem  Lehnskurator 
gemeinschaftlich  besorgt  und  betrieben  werden  (§  1001).  Als  solche  gmein- 
schaftliche  Angelegenheiten  werden  in  §  1(X)2  bezeichnet:  wenn  Holzungen 
in  Äcker.  Teiche  in  Wiesen  oder  umgekehrt  verwandelt  oder  sonst  die  Gestalt 
oder  Hauptbestimmung  einzelner  Stück(  oder  Zubehörungen  des  Lehns  verändert 
werden.  Letzteres  trifft  hier  zu.  Für  Kapital  sollen  Grundstücke  angeschafft, 
es  soll  also  die  Gestalt  und  Jfouptbestimmniig  eines  Lehnsbettandteils  geftndert 
werden. 

Soweit  hiemach  der  Vormund  mitzuwirken  hat,  unterli^  er  dos 

allgemeinen  vormundschaftlichen  Gnindsätzen,  nnd  zwar  nicht  desjenigen 
Landes,  in  welchem  der  Rechtsakt  vorpenonitnen  werden  soll,  sondern  welchem 
die  Vormundschaft  angehört,  d.  h.  wo  dieselbe  geführt  wird  (Ruth,  Deutsch. 
Privat»:  I  291;  Böhm,  JRäuml.  Herrach.  d.  Rechtsnorm  ö.  70  fi.). 
Im  TorU^fenden  Falle  also  bestimmt  sich  die  Yerfttgungsbefugnis  der  Vor- 
mflnd«rin  nach  den  in  Frankreich  geltenden  Rechtsgrundsfttaen. 

Unter  der  Hwrschaft  des  G.  G.  unterlag  der  Vormund  keinen  Be- 
schränkungen in  bezug  auf  die  Anlegung  von  Mündelgeldern  (vgl.  die  Zitate 
bei  Sireij,  Recueil  1885,  II  97  Note  1— .H,  RG  VIII  293).  Hierin  hat 
das  Gesetz  vom  27.  2.  80  (Carette  Luis  annotees  1880  S.  546  ff.)  eine 
Änderung  herbeigeführt.  In  Art.  1  bestimmt  dasselbe,  daß  der  Vormund  zur 
Yerftußarnng  von  Immobilien  der  Zustinunung  des  FbrniUenrats  bedarf.  Nach 
Art  2  ist  bei  ebiem  Wert  Aber  1600  Fr.  gerichtliche  Bestitigung  erforderlich. 
Art.  3  bestimmt  die  Art  der  Veräußerung,  die  nach  Art.  4  auch  Anwendung 
findet,  wenn  ein  emanzipierter  Minderjähriger  Immobilien  veräußern  will. 
Art  5  gestattet  dem  \  ormunde  die  selbständige  Umwandlung  von  Inhaber- 
papieren  in  Namenpapiere.  Art.  6  endlich  schreibt  in  Abs.  1  vor,  daß  der 
Vormund  die  bei  ISnlntong  der  Yormmidachait  voriumdenen  und  die  dem 
Hfindel  wj^iibex  durch  Brbschaft  oder  auf  andere  Wdse  zuhllenden  Ki^talien 
innerhalb  einer  Frist  von  3  Monaten  anlegen  mnfi,  sofem  der  Familienrat 
Sicht  eine  lingere  Frist  bestimmt    Sodann  sagt  Abs.  2:  „Lea  rigUs 

22* 
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priaeriUs  par  les  arüclas  ei-deewa  et  par  ParHele  466  du  eode  civil, 

seront  applicables  ä  cet  eniploi".  Der  Artikel  entstammt  einem  Beschlime 
der  Senats-Kommissinn.  Dieselbe  erwog,  daß  die  in  Art.  4öö  C.  C.  aus- 
gesprochene Verpllichiung.  Mündelffelder  innerhalb  6  Monaten  bei  Vermeidung 
von  Strafzinaen  anzulegen,  sich  ihrem  Wortlaut  nach  bloß  auf  Revenuen- 
flbersehftBse  bezieht.  Daraus  waren  Zweifel  entstanden,  ob  das  Gleiche 
auch  fflr  Kapitalien  g^lte.  Diese  Zwdiel  wellte  man  beseitigen  (Carette 
a.  a.  0.  S.  560  Note  1).  Das  beetimmt  Abs.  1.  Allein  man  hat  flieh  hietanl 
nicht  beschränkt,  sondern  Abs.  2  hinzugefügt.  Die  Gesetzesmaterialen  ergeben 
bezüglich  des  letzteren  über  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nichts  Man  ist 
deshalb  lediglich  auf  das  (iesetz  so,  wie  es  vorliegt,  angewiesen.  Nach  seinem 
Inhalt  aber  gibt  es  zu  Zweifeln  keine  Veranlassung.  Nachdem  in  Abs.  1 
die  Pflicht  ansgcsprochcn  ist,  das  Torhandene  nnd  sokünftig  anfallende  Kapital- 
▼emttgen  innerhalb  einer  Frist  von  3  Monatoi  ansnlegen,  fOgt  Ahe.  3  hinzu: 
1)  auch  bei  dieser  (Kapital-) Anlage  findet  im  Falle  der  Unterlassung  ihm 
rechtzeitigen  Bewirkung  eine  Strafverzinsung  wie  im  Falle  der  unterlassenen 
rechtzeitigen  Anlafre  der  Revenucnüberschüsse  des  Art.  455  C.  C.  statt,  2)  auf 
die  Kapitalsanlagi'  linden  ferner  die  Vorschriften  der  vorstehenden  Artikel 
Anwendung,  also  auch  die  der  Art.  1  und  2,  wonach  es  zur  Anlage  der  Zu- 
stimmnng  des  Familienrats  beaw.  außerdem  des  Gerichts  bedarf.  Freilich  ist 
dies  dm  Recht  des  G.  0.  gegenüber  ein  neuer,  tief  dnscbn^ender  Ornndsats. 
Ob  man  denselben  gewollt  hat,  oder  nicht  ein  redaktionelles  Versehen  Tor> 
liegt,  indem  man  nicht  auf  sämtliche  vorhergehende  Artikel,  .sondern  nur  auf 
Art.  5  hat  hinweisen  wollen,  wie  von  anderer  Seit«  ohne  Anhaltspunkt  im 
Gesetz  selbst  oder  in  den  Gesetzesmaterialen  angenommen  wird,  ist  nicht  zu 
ersehen.  Da  Art.  6  Abs.  2  die  Vorschriften  in  allen  vorstehenden  Para- 
graphen für  anwendbar  wklftrt»  so  mufi  eben  hienn  fesligelialtai  werden. 
Das  ist,  wie  ein  ürteO  des  Tribunals  von  Montpellier  toul  87. 6.01  (SivBjf, 
Recueil  19()2,  II  21,  vgl.  auch  die  Literaturangaben  das.  Note  2),  bekundet, 
heutzutage  in  Doktrin  nnd  Rechtsprechung  in  Frankreich  anerkannt.  Über- 
einstimmend  auch  Zachai  iä-Crome  III  594. 

Was  aber  von  dem  Erfordernis  der  üenehmigung  zu  Verfügungen  über 
Vermögen  gilt,  wekdies  im  unbeaefaiinklSB  Bigeutum  des  IfOndels  steirt»  mufi 
audi  gelten,  warn  Am.  Mündel  nur  das  geteilte  (Ober^  oder  Unter-)  Eigentum 
sustefaft  (JohoWt  Jahrbuch  f.  end0üU,Eiit$ch.  der  Preuß.  Appel-  Ger.YUGB). 

Wenn  die  Beschwerde  endlich  gegen  die  Anwendung  des  französischen 
Rechts  noch  geltend  macht,  daß  §  IH  des  Lehn  Vertrages  vom  20.  11.  44 
bestimme,  daß  alle  rechtlichen  Verhältnisse  des  Lehns  nach  dem  im  A.  L.  R. 
für  das  Lehnrecht  enthaltenen  ISestinimungen  und  den  spät^jr  ergangenen 
allgemeinen  LeimigeBefeBai  beurteilt  wwden  sollten,  nadi  den  Jetst  geltenden 
landreditliGhen  Bestimmungen  aber  zu  V^trtgen  der  Torliegenden  Art  nur 
die  Mitwirkung  des  Lehnsvormtmdes  und  des  Vormundes  des  entmündigten 
Lehnsfürsten  erforderlich  sei,  so  ist  dem  zunächst  entgegen  zu  halten, 
daß  das  Vormundschaftsrecht  dem  öfientUchen  Kecbt  angehürt,  und  durch 
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Verträge  nicht  rechtswirksam  bestimmt  werden  kann,  daß  ein  Vormund  der 
Genehmigung  des  Familienrats  und  des  Vormundschaftsgerichts  nicht  be> 
dfirfen  soll,  obwidil  diese  nach  dem  Gesets  des  Oits  der  VomnndBchaft  ei^ 
forderlieh  ist  AnBeidem  kämmt  in  Betneht,  daB,  wenn  §  1001»  II  18  A.  L.  B 

von  der  gemeinschaftlichen  Besorgung  des  Geschäfts  durch  den  Vormund  und 

Lehnskurator  spricht,  damit  der  Vormund  nicht  etwa  von  denjenigen  Ein- 
8chränkun*fen  hat  befreit  wi  rdm  sollen,  denen  Vormünder  nach  allgemeinen 
—  durch  das  Gesetz  des  Vormundscbaftsgericlitä  bestimmten  —  Grundsätzen 
unterliegen. 

Hiemacb  muB  es  hei  der  Bntscheidnng  der  Voxinstansen,  daß  die 
Toimllnderin  sunftohst  die  Genehmigung  des  Familienrats  und  Vormundschafts- 
gerichts beizubringen  hat,  sein  Bewenden  hdialten.  Für  den  Kostenpunkt 
war  g  109  Abs.  3  Pr.  GKG  maßgebend. 

Zeitliches  mtd  örtliches  Verhäitnl.s  dt'y  Rechtsnormen.  — 
Ältere  badische  KoUisio7tsii<)rmen.  —  Für  zweiseitige  Vertrags- 
obligationen. 

OLG  Karlsruhe  10.  11.  OS  (Eagle  Oil  Companie/Falch;  Badische 

Rerhtspraxis  1904  S.  SO). 

Für  die  Beurioilung  des  Rechtsstreits  sind  nach  Art.  17U  EG  z.  BGB 
die  , bisherigen  Gesetze"  maßgebend  (vgl.  Jur.  Wochenschr.  lUüiJ  S.  185). 
Nach  diesen  entscheidet  sich  auch  die  Frage  der  örtlichen 
Kollision {Jur.  Wochmuehr.  1901  8.  462,  1908  S.  67,  BeU.  S.  887). 
Als  maßgebender  Grundsatz  des  badiSfAen  Bechts  hierüber  ist  nach  der 
neueren  Entwicklung  der  Ri  (  hts})n:f'hiir!g  anzuerkennen,  daß  bei  einem  Streite 
über  obligatorische  Verpflichtungen  zunächst  der  Ve  r  t  r  a  s  w  i  1 1  e  n  in  bezug 
auf  das  anzuwendende  örtliche  Becht  zu  beachten,  und  daß  mangels  eines 
näheren  Anhalts  im  Zweifel  das  Becht  des  Erfüllungsortes  als  das  ge- 
wollte anansdien  s«.*)  Ein  onheitlidier  Erfüllungsort  fttr  beide  Teile  ist 
nun  hier  nicht  g^ben.  Die  K,l&gerin  hatte  ab  Hamburg  beaw.  Antwerpen 
zu  liefern,  die  Beklagte  in  Mannheim  zu  zahlen.  Diese  verschiedenen  selb- 
ständigen Hauptverbindlichkeiten  sind  ja  nach  dt m  Rechte  des  Ortes  zu  be- 
urteilen, wo  sie  zu  erfüllen  waren  -fi  Um  die  Zahlungsptlicht  der  Beklagten 
handelt  es  sich  hier  allerdings  zunächst  nicht,  sondern  um  ihre  Abnahme- 
pflioht.  Aber  anch  diese  war,  sofern  man  sie  als  ^e  sdbst&ndig  zu  be- 
urtdlende  PHicht  der  Beklagton  betraditefc,  in  Mannheim  sn  erfttUen,  wom 
auch  dort  nicht  der  Erfüllungsort  für  die  KUgerin  gewesen  ist,  da  die  Ware 
nach  deren  Übergabe  seitens  der  Klägerin  an  einen  Spediteur  oder  Transport- 
unternehmer nach  Mannheim  zu  verbringen  war  und  dort  erst  zur  Abnahme 
gelangen  konnte  (vgl.  Entsch.  d.  ßQ  XUX  7ö,  LI  218,  XLVI  193).  Die 

S.  unten  S.  347.  —  Red. 
2j  6.  Ztsch.  XV  286  Fußnote  und  XV  3Uö.  —  Red. 
>)  Vgl.  Ztsch.  Xin  4S2.  ->  Red. 
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streitit^e  Frage,  ob  Beklagte  abzmiehmcn  hat  oder  nicht,  ist  hiernach  auf 
üruud  des  badischen  Rechts  zu  beurteilen.  Die  Pflicht  der  Beklagten  zum 
Abruf  ist  nnr  eine  nebenB&cUiahe;  der  Abruf  dient  nur  bot  Yorberdtang 
ond,  Bow^t  efl  sidi  um  das  Wablrecht  der  Beklagten  binsiditlich  dst  rttck- 
ständigen  15  Bris.  ^diTeieer  öle'  bandelt,  zur  Ennöglidiang  des  Ängste 
nnd  der  Abnabme. 

Aitfechtiing  eines  Rechtsgeschäfts  wegen  Benachtpiliriung  der 
Gläubiger.  MaßgebUchkelt  des  (schiceiseri^chen)  Rechtes  aU 
des  am  Domissil  der  Kontrahenten  und  am  Ort  der  Errichtung 

geltenden  Rechtes. 

OLG  Karlsruhe  26,6.04  (KissUng-KüentzkilDenk;  Badiecke  Sechts- 

praxis  1904  S.  Soi)). 

Da  sowohl.  (He  Gläubitrerin  als  der  Schuldner  und  die  Beklajfte.  mit 
welcher  das  angefochtene  Kechtsgeschäft  vorgenommen  wurde,  zur  Zeit  der 
Yuruahme  dieses  letzteren  Schweizer  und  in  Basel  wohnhaft  waren,  dieses 
Becbtsgesdiait,  lAmUdi  die  Hingabe  der  Aussteuer  dnrcb  den  Bberertrag  vom 
6.12.00,  ancb  in  Basel  stattfand,  so  ist  die  Frage,  ob,  unter  welcben 
Voraussetzungen  und  in  welchem  Umfang  dieses  Rcchtsgeschlft  Ton  der 
Klägerin  angefochten  werden  kann,  nicht  nach  deutschem,  sondern  nach  dem 
in  Basel  geltenden  schweizerischen  Recht,  d.i.  nach  dem  Bnndestreset-/ 
vom  11.  4.  89  über  Sclmldhfritreibung  und  Konkurs  zu  entscheiden,  welches 
in  Art.  285 — 292  speziell  die  Bestimmungen  Uber  die  Anfechtungsklage 
enth&lt.  Nun  verlangt  Art.  285  dieses  Bundesgesetoes  als  erste  Yoraussetsung 
fttr  die  Bibebung  einer  Anfecbtangsklad^,  daß  d»  anfechtende  Glftubiger 
einen  provisorischen  oder  endgültigen  Verlustschcin  erhalte  habe.  Als 
Verlustschein  dient  aber  nach  Art.  115  des  Bundesgesetzes  vom  11.  4.  89, 
falls  kein  pfändbares  Vermögen  vorhanden  ist  (vgl.  andernfalls  Art.  149  pbeudaj 
die  Pf ändungsurkunde,  d.h.  die  Beurkundung  des  Gerichtsvollziehers 
über  fruchtlose  Pfändung.    Eine  solche  liegt  hier  vor,  und  gewährt  der 
Klägerin,  deren  Forderang  urteilun&fiig  festgestellt  ist,  das  Anfechtung s« 
recht  des  Art.  285  des  Bundesgeeetses  (Tgl.  auch  Art.  115  Abs.  2  nnd 
Art  149  Abs.  2  ebenda). 

Form  der  Rechtsgeschäfte. 

OLG  SrenMschweig  18. 10.  Ol  (Gronau/ Schulte,  Ztsch.  f.  Bechtapfiege 
i.  Herzogtum  Braunschweig  1904  S.  124). 
Nach  dem  bei  der  vorliegenden  Statuten-Kollision  in  Betracht  zu  ziehen- 
den  genieinen   internationalen  Privatrechte    iThiil.   Einlcitunfi    in  das 
,     Deutsche  Frivatrecht       72,  73  Anm.  1;  Entscheid,  d.  EG  XXIV  328, 
ZXXI  198,  ZXXYI  205;  Seufferfs  Arehio  LYI  261)  ist  die  Form- 
gttltigkeit-  eines  Rechtsgesch&fts  au  bestimmen  entweder  nach 
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dem  Rddite  des  Orte,  an  dem  es  errichtet  ist,  oder  nach  dm  Rechte  des 
Orts,  Weichau  das  durch  das  Reehtsgesdiftft  hesielte  RechtSTerh&ltnis  angdiSrt 

•  W/u(ischeid,  Pauih  Bd.  1  §  H5  Ziff  ('>  Entiich.  d.  RG  XVIII  46, 
XX VIII  184.  XXXXIII  l.^s  .  In  letzterer  Hinsicht  ist  hei  einem  Yertrags- 
verhältnisse  in  erster  Fjinie  darnnf  zu  sehen,  welchem  örtlichen  Rechte  die 
Kontrahenten  dusselhe  haben  unterwerfen  wollen,  bezw.  welches  Recht  vuu 
ihnen  als  selbstverständlich  anwendbar  vorausgesetzt  ist ;  und  erst  wenn  diese 
üntersachiuig  m  Iceinem  hestimmteD  Ergebnisse  ftfhrt,  Ist  das  Recht  des 
Ortes  ansmrenden,  wo  die  OUigatkm  an  erfttUen  ist  (EitUeh.  d.  SG IV  246, 
IX  227.  XX  336,  XXIV  118,  XXXXIV  301). 

Form  tl£r  Rechtsgeschäfte. 

OLG  Braun  Schwei  fi  19.  3.  <)'}  (Bodenstein  u.  Geuj  Günther ;  a.  a.  OS.  12d). 

Das  L(f  hat  das  PreuÜ.  Landrecht  als  das  am  Orte  des  Vertragsschlusses 
geltende  Recht  seiner  Entscheidnnsi  zu  Grunde  treleL't.  fiffenbar  in  GemäCheit 
des  (trundsatzes ,  dati  die  Fonugültigkeit  eines  Reeht'^^-fschäfts  nach  den 
Gesetzen  des  Orts,  an  welchem  es  vorgenommen  wird,  zu  beurteilen  ist. 
Allein  der  Orondsats  des  internationalen  PriTatrechts  geht  weiter  and  erkl&rt 
neben  Jener  Form  auch  die  Beobachtnng  d«r  Form  desjenigra  Rechtsgebietes 
fttr  genügend,  in  welchem  das  Rechtsgeschäft  zu  wirken  bestimmt  ist,  welchem 
das  durch  das  Rechtsgeschäft  begründete  Rechtsverhältnis  angehört  (Wind- 
scheid, Fand.  Bd.  1  §  35  No.  6;  Entsch.  d.  RG  XVIII  46,  XXVIII  184; 
vgl.  Art.  11  des  EG  z.  BGB).  Hiernach  aber  gelangt  man  dahin,  außer  dem 
Preuli.  Landrecht  auch  das  gemeine  Recht,  nach  welchem  der  Bürgschafts« 
vertrag  der  Form  nidit  bedarf,  fflr  anwendbar  an  erldSTen.  Dorn  in  dm 
gem^nrechtllehen  Gebiete  des  Her»^;tuns  Braanschweig  hatte  der  BekL 
sein«!  Wohnsitz,  und  wenn  auch  die  behauptete  Übereinkunft  an  einem  zu 
einem  anderen  Rechtsgebiete  gehörigen  Orte,  wohin  er  auf  Aufforderung  des 
Klägers  gereist  war.  vürgenommen  ist,  so  ist  doch  weder  ausdi iirklich 
bestimmt,  noch  als  stillschweigend  vereinbart  anzunehmen,  daß  das  schuld- 
verhiltnis  awischen  den  Parteien  einem  andern,  als  dem  fttr  die  Erfttllnng 
der  fr.  Vezpfliehtnng  maßgebenden  Redite  hat  unterstellt  werden  sollen. 
Srfttllnngsort  war  aber  fflr  den  Bekl.  mangds  anderer  Bestimmongen  dessen 
Wohnstts. 

Mandat  und  Mcddervertray.     Maßgeblichkeit  verscMedener 

Hechte  bei  zweiseitigen  Obligationsverhältfiissoi}) 

OLG  Braunschtceig  18.  10.  Ol  (Gnmaw Schulte ;  a.  a.  0.  S.  120). 

Wenn  beim  Mandate  angenommen  wird,  daß  das  Recht  des  Ortes, 
wo  der  Auftra^r  auszuführen,  wo  also  die  Hauptverpfliohtung  zu  erfüllen  ist, 
fär  das  ganze  Rechtsverhältnis  maßgebend  ist  (Entsch.  d.  JiG  XII  Sö; 

^)  Vgl.  die  folgende  Bntscheldvng.  ^  Red. 
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Stufferf9  AreMo  JA  28;  Bar,  £$terfuU,  MwUrtdU,  2.  Aufl.  II  106), 

so  trifft  dies  für  den  Maklervertrag  nicht  zu,  der  sowohl  nach  gemein- 
rechtlicher AiifTassnng  iZeitschr.  XXXV  f>f!  und  die  dürti;j;en  Zitato'i  wie 
nach  Preuß.  Rechte  {Eccius,  Preuß.  Privat  recht  II  257  ff.,  270  ff,;  Entsch. 
d.  BG  XXXI  291)  ein  gegenseitiger  Vertrag  ist,  und  daß  bei  einem 
derarttgen  Vertrage  die  YerlÜDdlichkeiten  des  einen  Kontrahenten  nicht  anter 
demselben  Rechte  stehen,  wie  die  des  andern,  ist  rechtlich  möglich  und  nicht 
ungewöhnlich  (Bar  a.  a«  0.  S.  16;  Windseheid,  Fand,  Bd.  1  §  85  Ziif.  3; 
Semfferfa  Archiv  XXXXTV  385. 

Zweiseitige  übligationsverhälUmse})  Verjährung. 

OLG  Braunschtceiff  10.  7.  ffj  f; Alterberg/ Koch;  a.  a.  0.  S.  125). 

Da  es  sich  um  ein  zweiseiliges  Rechtsi^eschäft  handelt  i Pferdehandel), 
ist  für  die  Verpliichtung  des  Bekl.  (Käufersj  aus  dem  Vertrage  auf  Zahlung 
des  Kaufpreises  in  Ermangelung  anderer  Abmachungen  das  Recht  seines 
Wohnsitses  maßgebend  und  dieser  Wohnsitz  der  Erfflllungsort  (Entach.  d. 
RQ  IX  361).  Für  die  Frage,  ob  der  Anspruch  des  Kl&gers  auf  die  Iieistnngen 
des  Bekl.  bereits  verjährt  ist,  kann  also  das  in  Qöttillgen  geltende  Recht 
(Hannov.  Ges.  v.  22.  9.  öO)  nicht  in  Betracht  kommen,  sondern  ledi^lifh  das 
in  S.  im  Herzogtum  ßraunschweig  i^dem  Wohnsitze  des  Bekl.)  in  (ieltung 
gewesene  Recht  (Braunschw.  Ges.  v.  3.  7.  53;  SeufferVs  Archiv  XXXXV 
Ko.  1;  Böhm,  Räumliche  Herreehaft  8.  129  ff.). 

£heschei(it*nff. 

0L&  Brauneehteeig  IS,  12.  02  (Lindner/ Lindner  ;  a.  a,  0.  S,  129). 

Für  die  Frage,  welche  Tatsachen  TorUegen  mtlssen,  um  die  Klage  auf 

Ehescheidung  zu  rechtfertigen,  war  nach  früherem  Recht  das  Recht  des  Ortes 
maßgebend,  woselbst  der  Ehemann  z.  Z.  der  Klageerhebung  seinen  Wohnsitz 
hatte.  Als  solcher  hat  zu  gelten  die  hiesige  Stadt;  denn  der  letzte  aufgegebene 
Wohnsitz  gilt  so  lange  als  fortbestehend,  bis  die  Begründung  eines  neuen 
bekannt  geworden  ist  Nach  ganeineiii  Recht  gilt  aber  femer  das  Recht  des 
Wohnsitses  schlechthin,  ohne  Rfloksicht  darauf,  ob  die  VerfeUnngen  unter 
der  Herrschaft  dasselbe  oder  eines  anderen  Rechts  b^angen  sind  (Dern^ 
bürg.  Fand.  Bd.  1  §  46;  Sntech.  d.  RG  IX  192,  XVI  138;  Senfferfe 
Archin  Bd.  47  No.  259). 

Art.  29  EG  z.  BGB.  —  Zwangserziehung  von  Zigeunerkindem, 

Örtliche  Zuständigkeit,    Staatlose  Personen. 

OLG  Karlsruhe  20.  i).  04  (Badische  Rechtspraxis  1904  S.  824). 

Das  Bezirksamt  Pf.  beantragte  beim  AG  daselbst,  die  Zwangserziehung 
der  beiden  Zigeunerkinder  Luise  und  Ursula  R.  anzuordnen.  Tatsächlich 

^)  Vgl.  die  vorhergehende  Entscheidung  and  Ztsch.  XUI  422,  XV  311. 
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war  teils  dondiB  Amt,  teüa  dnzdis  AG  fettgettellt:  Die  beiden  Kinder  sind 
unehelieb  im  Sinne  des  BOB;  die  angeblichen  Bttem,  der  Zigennor  Wükelm  B, 

und  die  Zigennerin  Katharina  R.  leben  in  wilder  Ehe.  Der  Mann  will  in 
der  württembergisrhon  Gemeinde  >Sp.  geboren  und  beheimatet  sein,  die  württem- 
bergischen Behörden  haben  aber  seine  ^Staatsangehörigkeit  nicht  anerkannt. 
Wann  luid  wo  die  Frau  Katharina  E.  geboren  und  beheimatet  ist,  ist  nicht 
featBUatellen.  Wohnsitz  oder  ständigen  Aufenthalt  haben  die  Leute  nicht; 
sie  sidien  jahraus,  jahrein  von  Ort  an  Ort»  bald  alldn,  bald  in  Oesellschaft 
oder  in  HbiDden  mit  anderen  Zigennem.  WÜhelm  E.  hat  nidit  einmal  ^en 
Wagen ;  das  Kind  Luise  ist  airf  der  Landstraße,  die  Ursula  im  Armenhause, 
beide  in  Württemberg,  geboren.  Von  einer  geordneten  Erziehuntr  der  beiden 
Kinder  kann  keine  Rede  sein;  sie  werden  kaum  je  zur  Schule  gesdiickt,  weil 
die  Familie  stets  herumzieht,  wohl  aber  zu  allem  Übeln  angehalten,  was  die 
Zigeuner  sdbet  treiben:  Bettel,  Landstreicherei,  Entwendungen  usw.  —  Das 
AG  PI  hat  die  Anwendung  der  Zwangsendelrang  abgelehnt,  weil  es  Ortlich 
nicht  zuständig  sei;  der  Art  135  EG  z.  BGB  weise  die  Entsdieidang  dem 
Yormundschaftsgericht  zn;  Vormundschaftsgericht  sei  aber  keinesfalls  das 
AG  Pf.  —  Auf  eingelegte  Beschwerde  des  Amts  wurde  die  Entscheidung 
des  AQ  aojgehoben. 

Aus  den  Gründen, 
a)  Im.  ^B  und  seinen  Neba^teoslMn  wird  die  Beoeiohnnng  ,  Vomiund- 
sohaftsgerldit''  in  dnem  weiteren  und  in  dnem  engetMi  Sinne  gelwancht:  im 

weiteren  Sinne  als  Gattungsbegriff  für  diejenigen  Gerichte,  denen  allgemein 
die  Behandlung  und  Entscheidung  familienrechtlicher  Angelegenheiten  außer- 
halb der  streitigen  Gerichtsbarkeit  zukommt;  im  engeren  Sinne  zur  Bezeich- 
nung desjenigen  einzelnen  AG  (vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  147 
EG  z.  BGB),  bei  dem  eine  bestimmte  Vormundschaft  ^Pflegschaitj  anhängig 
ist.  Ln  Art  136  EG  ist  das  Wort  im  ersteren,  weiteren  Sinne  gebrandit; 
es  ist  damit  nnr  die  saehliehe  Znstlndigkdt  der  Yormnndschaftsgwiclite  für 
die  Anordnung  der  Zwangsaslehnng,  nicht  aber  die  örtUelie  eines  bestimmten 
Gerichts  ausgesprochen  worden.  Welches  Gericht  örtlich  für  die  Maßregel 
der  Zwangserziehung  zuständig  sei,  wird  gemäß  §  2  Abs.  2  Zwangserziehungs- 
gesetz durch  das  FGG  hestiinint.  Bei  dessen  Anwendung  ist  aber  davon 
auszugehen,  daß  die  Anordnung  der  Zwangserziehung  auf  Grund  des  Art.  135 
EG  an  den  .Vemöhtungen'  des  Yoimundscliaftsgeriehta  gehfirt,  die  ,nicfat 
eine  Vormundschaft  oder  eine  Fflegsehaft  betteffen'.  Darin  sind  alle  Rom* 
mentarc  einig.  Daher  ist  für  die  Bestimmung  der  örtlichen  Zuständigkeit  im 
Falle  der  Zwangserziehung  der  §  43  FGG  maßgebend ;  erst  durch  dessen 
Anordnung  im  Abs.  2  wird,  wenn  für  die  Person,  in  Ansehung  deren  die 
Zwangserziehung  erforderlich  wird,  eine  Vormundschaft  anhängig  ist,  das 
mit  dieser  befaßte  Gericht  (Vonnundschaftsgericht  im  engeren  Sinn)  örtlich 
anständig  ancb  fOr  die  Zwangserziehong.  Ist  aber  keine  solche  Vormnnd- 
sdwft  anhingig,  so  bestimmt  sieh  die  SrtUdie  ZostHndigkeit  cor  Anordnung 
der  Zwangsendehnng  ansschUeBIich  nach  dem  Ahe.  1  dee  g  43;  d.  h.  also  bei 
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Znsfunmenlialt  mit  9  36  FGO:  «Für  die  Anordnung  der  Zwangseniehung 

ist  das  Geriebt  zuständig,  in  dessen  Bezirke  der  Zögling  zu  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  das  Gericht  mit  ihr  befaßt  wird,  seinen  Wohnsitz  oder  in  Er- 
mangelung eines  inliinrlischcn  Wohnsitzes  seinen  Aufenthalt  hat."  Nun  ist 
für  die  beiden  Zigeunirkinder  bis  jetzt  bei  keinem  anderen  Oerichte  eine 
Vormundschaft  (oder  PÜegschaftj  anhängig;  sie  ist  nirgends  angeordnet  worden, 
weil  das  Bedürfnis  dafür  nirgends  zutage  trat.  Kraft  Gesetses  anhängig  wird 
abtt  eine  Yormnndschaft  nieht;  es  bedarf  dasn  der  Anordnung  eines  Oedchts, 
§  1774  BGB.  Wohl  aber  haben  die  beiden  Zigeunerkinder,  eines  Wohnsitzes 
entbehrend,  im  Bezirke  des  ACt  Pf.  zurzeit,  wu  das  Gericht  mit  der  An- 
ordnung der  ZwanL''Spr7iehung  befaßt  wurde,  ihren  Aufenthalt  gehabt,  und 
daher  ist  das  A(t  Pf.  iur  die  Anordnung  (irtlich  zuständig. 

b)  Dabei  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Kinder  eine  deutsche  Staats- 
angehdxigkeit  haben  oder  nicht  Bis  jetat  ist  eine  deatsche  Staatsangehörige 
keit  derselben  nicht  ermittelt,  die  für  sie  bean^mohte  wttrttembergisehe  wird 
znstöndigerscits  bestritten;  aber  auch  für  die  Zugehörigkeit  zu  einem  be- 
stimmten außerdeutsrhen  Staatswesen  fehlt  es  an  jeglichem  Anhaltspunkt.  Die 
Kinder  können  daln  r  zurzeit  nur  als  staatlose Personen  bcluindclt  werden 
und  sind  deshall)  gemäß  Art.  29  EG  z.  BGB  (letzte  Möglichkeit)  in  ihren 
persönlichen  Rechtsverhältnissen  den  Gesetzen  des  Ortes  ihres  Aufenthalts 
unterworfen ;  die  Zwangsenidning  kann  sonach  gegen  sie  ohne  wdteres  naeh 
badisehem  Bechte  angeordnet  werden.  Aber  auch,  wenn  sie  nichtbadisdie 
Deatsche  adn  sollten,  ist  diese  Mafir^el  nach  g  1  Abs.  2  Zwangserziehungs- 
gesetz zulässicr.  wrj]  nach  drn  obigen  Ausführungen  die  Znstttndigkeit  eines 
badischen  Yormundschaftsgerichts  begründet  ist. 

§  11  BGB.  Dadurch  daß  der  Vater  uohnsifdos  ivird,  verliert 
nicht  auch  das  Kind  seinen  Wohnsitz. 

OLG  Stuttgart  6.  2.  03  (OLG  Esp.  X  o6). 

Daraus,  daß  Gottfried  S.  seinen  Wohnsitz  in  R.  aufgehoben  hat,  folgt 
nicht,  daß  auch  sein  Kind  den  Wohnsitz  in  R.  verloren  hat.  Wohl  teilt  das 
eheliche  Kind  nach  g  11,1  den  Wohnsitz  des  Vaters.  Es  verliert  aber,  wie 
in  den  MoHwn  I  76  mit  aller  DentUohkeit  hervorgehoben  ist,  ohne  da6 
sich  in  der  aweiten  Kommission  odw  im  Beldi»tag  irgend  ein  Widerspruch 
hiergegen  erhoben  h&tte  (vgl.  Prot  I  96  If.),  diesen  WohnsitK  nicht  dadurch, 
daß  der  Vater  wohnsitzlos  wird,  sowenig  es  ihn  dadurch  verliert,  daß  der 
Vater  stirbt.  Vielmehr  behält  das  Kind  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung 
des  §  1 1  Satz  2  diesen  Wohnsitz,  bis  es  ihn  rechts'jtiltig  aufhebt,  was. 
solange  das  Kind  geschäitsuufähig  oder  in  der  Geschattsiähigkeit  beschränkt 
ist,  nach  §  8  nur  mit  dem  Willen  seines  gesetsUchen  Vertreters  geschehen 
kann.  Die  Annahme  aber,  daß  Gottfried  S.  als  gesetaUcher  Yertreter  seines 
Kindes  auch  dessen  Wohnsitz  in  R.  aufgehoben  haben  sollte,  entbehrt  jedes 
Anhaltes.  Im  Gegenteil  spricht  der  Umstand,  daß  «r  sich  mit  Hinterlassung 
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vun  Weib  und  Kind  aus  R.  entfernt  h»t,  dafür,  daß  er.  wenn  Oberhaupt,  so 
jedenfalls  nur  fOr  sich,  nicht  aneb  für  sein  Kiad,  den  Wohnaits  in  R.  attf- 
gehoben  habe. 

üng&UigkeiUerklärung  einer  1892  in  Berlin  zwischen  einem 
katholischen  Österreicher  und  einer  protestantischen  Deut- 
schen, welche  durch  ein  deutsches  Gericht  von  ihrem  vorigen 
BSiemanne  geschieden  war,  geschlossenen  She,  wegen  des  im 
ästerreichisxhen  Recht  für  KaihoUken  bestehenden  Verbotes, 
einen  geschiedenen  Wtegatten  m  Lebeeiten  des  anderen  ge- 
schiedenen Ehegatten  zu  ehelichen. 

OLG  Hanümrg  7.  4.  06  (IV  450/04). 
lOtgetdlt  von  Hemi  Senatspfisident  Dr.  Martin  in  Hamborg.  • 

Tatbestand. 

Ausweise  der  Heiratsurkunde  des  Kgl.  Preuß.  Standesamtes  Berlin  IVa, 
ausgefertif^t  am  24.  H.  01  fart.  2  der  anliegenden  Akten  bt.  Scheidinit;  der 
Ehe  der  I^artcien  Aktenzeichen  V  I!  ('  741/01)  sind  der  am  ö.  8.  (^5  in  Steier- 
dorf  in  Ungarn  geborene  Beklagte,  welcher  österreichischer  Untertan  und 
Katholik  ist,  und  die  am  28.  B.  5ü  in  Berlin  geborene  und  in  Preußen  staats- 
angehörige  Kl&gerin,  beide  dendt  wohnhaft  in  Berlin,  am  2. 1. 92  in  Berlin 
die  Ehe  eingegangen.  Die  Parteien  haben  ninichst  in  Berlin  nnd  sp&ter  in 
Hamburtr  bis  Ende  Jani  1901  als  Ehegatten  mit  einander  gelebt.  Zerwürfnisse, 
welche  ang«  l'lirh  schon  zu  Ende  drs  .hihres  IJHK)  hi  rvoriretreten  waren,  haben 
den  Ehemann  im  iSomraer  ISiOl  zur  Erhebung  der  Klage  auf  Si  heiduntr  der 
Ehe  auf  Grund  BGB  §  1568  veranlaßt;  diese  Klage,  wie  auch  eine  von  der 
Ehefrau  erhobene,  anf  Ehebruch  des  Ehemannes  gestützte  Widerklage  sind 
dnreh  rechtskriftige  Entschddnng  abgewiesen,  and  es  ist  die  Bh^ran  dorcb 
Urteil  dieses  Gerichts  vom  7. 7. 00  Tetnrteilt  worden,  die  lOiislielie  Gemein- 
schaft wieder  herzustellen.  Diesem  TMeile  ist  die  Ehefrau  am  1.  11.08  nach- 
gekommen, es  hat  jedoch  die  häusliche  (Tcmeinschaft  der  Parteien  nur  bis 
Anfang  Januar  UM)8  gewährt  und  hat  die  Kliiüferin  sodann  Klat,'e  auf  Hchridung 
der  Ehe  wegen  grober  Mißhandlung  von  seilen  des  Beklagten  erhüben.  Der 
Beklagte  bat  die  behanpteten  MIBhandlungcn  bestritten,  Yeneibiiuig  dttselben 
bdiaoptet  nnd  die  Abweisung  der  Klage  beantragt  Im  Laufe  des  Rechts- 
streites hat  die  Klägerin,  unter  der  Behauptung,  daß  sie  dem  LG  in 
Wien  eine  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  der  Parteien  erhoben 
habe,  die  Aussetzung  des  Verfahrens  gemäß  ZPO  14S  bis  zur  Erledigung 
jenes  Verfahrens  beantniirt  und  eine  ihrem  Antrage  entspreclu  iule  Entscheidung 
erlangt.  Sie  hat  sodann  unter  Vorlegung  des  Urteiles  des  k.  k.  LG  in  Wien 
Tom  22. 9. 08,  welches  die  Ungültigkeit  der  von  den  Parteien  am  2. 1. 92  vor 
dem  Standesamte  tn  Berlin  geschlossenen  Ehe  festgestellt,  eines  Urteils  des  k.  k. 
OLG  ni  Wien  vom  20. 11.  (B,  dorcb  welches  anf  die  Berafong  des  Bheband- 
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▼orteidigen  das  yorarwäliiite  Urteil  mit  dar  Eri^biziiiig  bestätigt  wird,  daß  aa 
der  ÜDgttlti^eit  der,  xwisolien  äta  Stceitteileii  am  2. 1. 92  gmiMameaen.  Bhe 
keiner  von  beiden  Teilen  Schuld  trftgt,  und  des  ürteiles  dea  k.  k.  OGH  in  Wien 
vom  9.  2.  04,  welches  die  Revision  des  Ehebandsverteidigers  verwirft,  jedoch 
dini  angefochtenen  Urteile  beifügt,  daß  die  Ungültigkeit  der  Ehe 
tur  den  Bereich  der,  im  Beichsrate  vertretenen  Königreiche 
nnd  Lftader  ausgesproeben  werde,  den  Antrag  gestellt,  die  Ehe  der 
FarteiMi  fttr  nngflltig,  resp.  nichtig  an  erkiftren,  und  diesoi  Antrag  darauf 
gegründet,  daft  der  Beklagte  als  österveifdiisBiMr  Untertan  nnd  Katliolik  nadi 
dem,  für  ihn  maßgebenden  österreichischen  Eherechte  die  Ehe  mit  der  Klägerin 
nicht  habe  am  2.  1.  !J2  eingehen  können,  da  zur  Zeit  dieser  Eheschließung  der 
gt  schiedcno  frühere  Ehemann  der  Klä^rerin,  der  Kommissionsrat  F..  noch  am 
Leben  gewesen  sei  and  dieser  Umstand  nach  österreichischem  Hechte  die 
swiachen  den  Fftrtden  gesdiiossaie  Ehe  als  nngflltig  ersoh^en  lasse.  Be- 
klagter, wdoher  nicht  bestritt^  da6  der  frOhnre  Ehemann  der  Kllgerin  erst 
am  9. 8. 93  gestorben  sei,  hat  die  Abwdsnng  dat  UngtÜtigkeitsklage,  wie  auch 
der,  von  der  Klägerin  im  Verhandlungstermine  Tom  9.  11. 04  anrttckgenonune- 
nen  Ehescheidungsklage  beantragt. 

Das  LG  Hamburg  hat  durch  Urteil  vom  18.  11.  (U  die  Klägerin  mit 
der  Klage  auf  Scheidung  der  Ehe  abgewiesen,  die  zwischen  den  Parteien  um 
2. 1. 92  ni  Bflflin  gescUoesene  Bhe  für  ungültig  eiklirfe  nnd  die  Eosten  des 
Bechtsstreitee  zn  sieben  Zehnteilen  der  Klägerin  nnd  su  drei  Zehnteilen  dem 
Beklagten  anferlsgt.  Der  Beklagte  hat  dieses  Urteil  mit  der  Bemfnng  insoweit 
angefochten,  als  dasselbe  die  zwischen  den  Parteien  geschlossene  Ehe  für 
ungültig  erklärt  und  dem  Beklagten  einen  Teil  der  Prozeßkosten  auflegt,  und 
beantragt  dasselbe  insoweit  aufzuheben,  die  Klage  abzuweisen,  und  der  Klägerin 
die  gesamten  Kosttm  des  Rechtsstreites  aufzulegen.  Die  Klägerin  hat  den 
Antrag  auf  kostenpüichtige  Verwnfong  der  Bemfang  gestdlt.  Bei  der  Dar- 
stellung des  Sack»  nnd  StreitverhiUtnisses,  wie  Torsteliend  angegeben,  gdangtem 
zur  Verlesung:  die  Heiratsurkunde,  die  ürteilsformcln  und  die  Begrflndvng 
der  Urteile  des  k.  k.  LG  in  Wien  vom  22.  9.  08,  des  k.  k.  OLG  in  Wien  vom 
20.  11.  08  und  des  k.  k.  OOH  in  Wien  vom  U.  2.  04.  welche  in  beglaubigten 
Ausfertit'dTigt  n  von  der  Klägerin  im  Verhandlungstermine  vorgelegt  wurden, 
und  die  i'urm^i  und  die  Gründe  des  angefochtenen  Urteiles. 

Zur  B^prBndnng  der  Bemfang  suchte  der  Anwalt  des  Beklagten,  welcher 
der  BegrOndni^f  des  angefoditenen  Urteiles  darin  beisttnuhte,  dafi  den  Urteilen 
der  Gerichte  in  Wien  schon  wegen  mangels  der  Zuständigkeit  derselben  für 
die  Beurteilung  der  Ungültigkeit  einer  in  Berlin  geschlossenen  Ehe  keine 
rerlitlirhe  Wirkung  für  das  Verhältnis  der  Parteien  als  Ehegatten  zukomme, 
nachzuweisen,  daß  der  Art.  18  E(i  z.  BGB  auf  den  vorliegenden  Fall  keine 
Anwendung  hnden  könne,  nach  Art.  198  Abs.  1  desselben  Gesetzes  die  bisher, 
d.  h.  Tor  dem  1. 1. 00  in  Berlin  gdtenden  Oesetae  snr  Anwendung  m  bringni 
seien  und  nach  diesen  nicht  die  Staatsangehörigkeit  der  Bhesehliefienden, 
sondern  das  Recht  des  Wohnsitzes  derselben  zur  Zeit  der  Ebesehliefinng  fflr 
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die  Beurteilung  der  Znliaslgkelt  der  lUngehniig  einer  Bhe  swiflöhm  den  be- ' 
t>e9end«n  Pencnien  entaoheidend  sei  (Deruburfff  ^mtß.  Pfivatreeht 
Bd.  ni  §  64  und  o.  ^ar,  Intern.  Prinair^ckt  I  4^.  Hafigebend  far  die 

Beurteilung  der  Zulässigkeit  der  Wiederverheiratung  eines  geschiedenen  Ehe- 
gatten könnten  nur  die  Gesetze  desjenigen  Staates,  in  welchem  die  Ehescheiduntj 
ausgespiiH  hen  sei.  sein,  und  es  könne  auch  nnr  in  FraLre  koauuen.  ob  für 
den  geschiedenen  Ehegatten  die  Wiederverheiratnng  verboten  sei.  Jedenfalls 
sei  aber  die  Bhe  der  Fkrtden,  wenn  dleadbe  Tor  dem  1. 1. 00  ungültig  ge- 
wesen sein  sollte,  gemiß  Art  196  Abe.  8  dadnroh  xn  einer  gOItigen  geworden, 
daß  die  Parteien  noch  IV2  Jahre  nach  dem  1.  l.  00  als  Ehegatten  mit  einander 
gelebt  hätten.  Es  könne  auch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  diese 
Gesetzesbestimmung  auch  auf  Ehen,  welche  zwischen  Ausländern  oder  zwischen 
einem  Ausländer  und  einem  Inländer  im  Deutschen  Reiche  geschlossen  würden, 
Anwendung  zu  Anden  habe.  Das  internationale  Abkommen  vum  12.  6.  02  zur 
Regelung  des  Gdtangebwriehee  dar  Gesetie  anf  d«n  Gebiete  d«  BhesebUefinng 
(ROBl  1904  S.  881)  sei  zwar  nicht  direkt  anwendbar  an!  die  im  Jahre  1898 
zwischen  den  T\nteien  geschlossene  Ehe,  ergebe  aber  in  seinem  Art.  3  das 
Prinzip,  daß  eine  Ehe.  wie  die  hier  in  Frage  stehende,  aufrecht  erhalten 
bleiben  solle,  wenn  dieselbe  nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Eheachlieflang 
gültig  sei. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  machte  demgegenüber  geltend,  daß  der  Art.  198 
des  EG  X.  BGB  sich  ansschlieBlich  an!  deutsche  Staatsangehörige  bexidie,  ond 
da6  nach  Art  13  dessellmi  Gesetzes  die  pwsOnlitAien  YeriiUtDiase  der  Ehe» 

schließenden  nach  dem  Rechte  demjenigen  Staates,  welchem  dieselben  angehörten, 
zu  beurteilen  seien.  Hierzu  gehöre  auch  die  Bestimmung  des  Rechtes  des 
Heimatstaates  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  der  betreffende 
Kupturient  eine  Ehe  eingehen  dürfe,  und  es  sei  deshalb  mit  Recht  in  dem 
MDgefochtenen  Urteile  das  Personalstatut  des  Beklagten  für  die  Gültigkeit 
der  zwiaehMi  Hxsm.  Beklagten  ond  der  Klägerin  eii^egangenm  Ehe  snr  An- 
wendung gebracht  nnd  die  Bhe  der  Parteien  für  nngflltig  erklirt  worden. 

Gründe. 

Die  Entscheidung  über  die  Gültigkeit  der  am  2.  1.  92  in  Berlin  zwischen 
den  Parteien  geschlossenen  Ehe  hängt,  wie  das  angefochtene  Urteil  mit  Recht 
annimmt,  von  der  Beantwortung  der  Frage  ab,  ob  das,  am  Orte  der  Ehe- 
Bchliefimig  nnd  »gleich  etstiai  tob  den  Parteien  gewählten  Wohndtsea 
gdtende  Be(At  ansschliefilich  oder  auch  das  Personalstatat  beider  Partien 
für  die  Znlässigkeit  der  Eingehung  einer  Ehe  awischra  doi  Partien  mr  Zeit 
der  Eheschließung  entsrheidend  ist  Unbestritten  war  zur  Zeit  der  Ehe- 
schließung und  ist  auch  jetzt  noch  die  Klägerin  in  Preußen  staatsangehörig 
und  Protestantin,  der  Beklagte  österreichischer  Untertan  und  Katholik :  beide 
Parteien  waren  derzeit  in  Berlin  ansässig,  wo  dieselben  auch  zunächst  ihren 
Wohnmta  behalten  haboi.  Unbestritten  war  die  EUgezüi  vor  Eingehung  der 
Bhe  mit  dem  Beklagten  an  den  Kommissionsrat  F,  in  Btelin  verheiratet  ge- 
wesen nnd  war  diese  Bhe  durch  reditskriftiges  Urteil  des  LG  I  an  Beriin 
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Tom  23.  6. 90  geschieden,  und  unbestritten  ist  der  frflhere  Ehegatte  der 

Klägerin  am  9.  8.  93,  mithin  ca.  IV  2  Jahre  nach  der  Eheschließung  der  Parteien 
gestorben.  Nach  fUm  7.11  dem  letztgenannten  Zeitpunkte  in  Berlin  mit  bezug 
auf  die  Zulässigkeit  der  Eingehung  einer  Ehe  zwisclicii  den  Parteien  geltenden 
Rechte,  dem  Reichsgesetze  vom  6.  2.  75  über  die  Beurkundung  des  Tersonen- 
standes  nnd  die  Eheachliefinng,  heatand  ein  Verbot  der  Eängehung  einer  neuen 
Ehe  fOr  einen,  durch  rechtskrftft^^  Urteil  geechiedenoi  Ehegatten  wUirend 
der  Dauer  des  Lebens  seines  früheren  Ehegatten  nicht,  und  da  durch  den 
§  39  dieses  Gesetzes  alle  Vorschriften,  welche  das  Recht  zur  Eheschließung 
weiter  beschränken,  als  es  dinrh  das  Gesetz  vom  6.  2.  75  selbst  geschieht, 
aufgehüben  sind,  bedarf  es  auch  keiner  Ermittelung  darüber,  ob  etwa  nach 
dem  früheren  Rechte  ein  bezügliches  Verbot  bestand.  Aufrecht  erhalten  sind 
im  §  38  die  Vorschiiftai,  wdohe  die  Ehe  der  JCttitSipexsonen,  Landesbeamten 
nnd  der  Anal&nder  von  vtuBK  Erlsnlmii  abhftngig  maeh^,  der  Uangel  dieser 
Erlaubnis  ist  aber  ohne  Einfluß  auf  die  Keohtsgültigkeit  der  Ehe,  es  kommt 
mithin  auch  der  1  des  preuß.  Gesetzes  vom  13.  3.  54.  welcher  bestimmt, 
daß  Ausländer,  welche  in  Preußen  mit  einer  Inländerin  oder  Ausländerin  eine 
Ehe  schließen  wollen,  neben  der  Erfüllung  der  sonstigen  gesetzlichen  Erforder- 
nisse durch  ein  gehörig  beglaubigtes  Attest  dw  Ortsobrigkeit  ihrer  Heimat 
nachiuwdsen  haben,  daB  sie  nach  d«i  dortigen  Oesetaen,  unbeschadet  ihrer 
Staatsangehjfrigkdt  lur  Eingehung  einer  Ehe  im  Auslände  brfugt  sind  oder 
die  nach  diesen  Geaetaen  etwa  erforderliche  Erlaubnis  zu  der  beabsichtigten 
Ehe  erhalten  haben,  fftr  die  Beurteilung  der  Qttltigkeit  der  Ehe  der  Parteien 
nicht  in  Betracht. 

Hiernach  würde  die  Ehe  der  Parteien  als  gültig  zu  erachten  sein,  wenn 
für  die  Gültigkeit  der  Ehe  anssohliefilich  das  Recht  des  Ortes  der  Eingehung 
der  Ehe,  an  wdchem  sugleich  der  erste  Wohnsits  der  Ehegattoi  begrOndet 
wurde,  ftlr  die  Eheschließung  zwischen  Ausländern  und  Inländern  maßgebend 
W&re  (vgl.  Entsch.  des  RG  XXIII  332).  Das  kann  jedoch  nach  der  Ge- 
staltung der  Ret  htbliildunt<  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  der  Parteien 
nicht  angenommen  wenh  11.  Nach  dem  heute  geltenden  Rechte  würde  gemäß 
Art.  13  des  EG  z.  BUÜ  die  Eingehung  der  Ehe,  sofern  auch  nur  einer  der 
Vwlobten  ein  Deutseher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten  nach  doi 
Gesetsen  des  Staates,  dem  er  angehört,  zu  beurteilen  adn;  diese  Oesetaes- 
besfeimmung  findet  aber  auf  die  im  Jahre  1892  geschlossene  Ehe  derPartdcn 
keine  Anwendung,  denn  die  in  den  Artt.  7 — 30  des  EG  z.  BGB  enthaltenen 
Vorschriften  greifen  nur  da  Platz,  wo  es  sich  um  den  Widerstreit  zwischen 
ausländischem  Rechte  und  dem  Rechte  des  BGB  handelt,  ihnen  kommt  eine 
auf  bereits  vor  Einführung  des  BGB  begründete  Rechtsverhältnisse  rück- 
wirkende Xraft  nidit  zu;  sie  können  nicht  da  angewandt  werden,  wo  der 
Qesetegeber  die  fortdauernde  Anwmdung  der  bisherigen  Gesetse  Torschreibt. 
Wenn,  wie  im  Art«  198  des  EG  besttglieh  der  Gültigkeit  einer  vor  dem 
Inkrafttreten  des  BGB  geschlossenen  Ehe  aui?gesprorhen  ist,  nach  den  Über- 
gangsbestimmungen ein  Rechtsverhältnis  nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu 
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beoiteUen  ist,  so  ist  nadi  IfftSgabe  des  bis  211m  1. 1. 00  gültigen,  auf  das 
fragliche  Kcchtsverhältnis  anwendbaren  Landesrechtes  zn  prüfen,  wie  nach 
diesem  die  Frage  der  örtlichen  Kollision  der  Gesetse  so  entscheiden  ist^)  und 

^)  Der  Stand  der  Literatur  und  Judikatur  dieser  Frage  sei  hier  im 
wesentlichen  referiert: 

Literatur:  Niedner  in  Das  Recht  19(KJ  S.  250  ff..  Habicht 
ebenda  8.  40b,  Diena,  Ztech.  X  355  ff.,  Habicht,  Die  Ein  Wirkung  des 
BGB  auf  zuvor  entf^tandcue  J^echtsverhältnisse.  Zitelmann,  Iherings 
Jahrb.  XXXXII  28i)  ff.,  Kahn  ebenda  XXXXIII  2W  ff.,  öi;:?  und  in  Badische 
Rechtspraxis  1902  S.  27  ff.,  5ü  ff..  102.  Neunieijer,  Ztsdi,  XII  39  ff., 
Jfeumann,  Handausg.  des  BGB  ITI  (3.  Anti  )  8  3!».  H».  Niedner, 
Komm.  z.  EG  d.  BGB  (3.  Anfl.)  S.  295.  Ztsch.  XI  373  ff  .  Cavaglieri, 
Diritto  internaziotutle  privato  e  dirittu  tramitorio,  Verona  1904  (vgl. 
darttber  Ztsch.  XIV  131). 

Habicht  a.  a.  0.  hat  ausgeführt: 

1.  Mit  der  Frage,  ob  ein  Rechtsverhälmis  nach  altem  oder  nach 
nenem  Rechte  zu  beniteilen  sei,  wird  sich  in  der  Übergangszeit  oft  die 
weitere  Frage  verbinden,  welches  liroren  räumlich  neben  einander 
bestehenden  Rechten  darauf  auzuweudeu  ibi.'  „ Berücksichtigt  man  ans- 
scbUeSlich  das  EG  s.  BOB,  so  kann  man  die  Frage  auch  so  steHen:  Geben 
bei  glcichzeitifi;er  zeitlicher  und  örtlicher  Kollision  des  I.  P.  R.  der  I.  Ab- 

-  schnitt  (Artt.  7— 3Uj  oder  die  Übergangsvorschriften  des  IV.  Abschnitts  des 
EGTor?  Die  Frage  ist  in  dem  letzteren  Sinne  zu  beantworten. 

2.  W'iww  denigemäU  altes  Recht  anzuwenden  ist., so  ist  für  den  Richter 
das  frühere  I.  P.  R.  der  lex  foH  maßgebend,  so  daß  die  KoUisionsfrage  von 
den  Richtern  yerscbiedener  Rechtsgemete  unter  ümstftnden  Terschieaen  zu 
beantworten  ist. 

3.  Dies  gilt  auch  für  solche  Vorschriften  des  bisherigen  I.  P.  R..  welche 
den  Richter  anwiesen,  unbedingt  die  lex  fori  anzuwenden  (z.  B.  das  un- 
bedingte Verbot  der  Erforschung  der  Vaterschaft).  Dies  gilt  ohne  Rück- 
sicht auf  irgend  welche  Auslandsbeziehnnjjren  des  zu  beurteilenden  Tat- 
bestandes (z.  B.  Erzeugung  im  Auslande  bei  ausländischer  Staatsangehörig- 
keit und  ausländischem  Domizil  der  Eltern  usw.).  Man  kommt  m.  E.  in 
kaum  zu  Ifiscnde  Scliwieriiikeiten.  wenn  man  in  solchen  Fällen  den  Richter 
nötigen  will,  sich  nunmehr  nachträglich  für  die  Beurteilung  derartiger 
Verhältnisse  eine  materiell  -  rechtliche  Kollisionsnonn  zu  schaffm,  die  sein 
bisheriges  Recht  j^^erade  abgehhnt  hat. 

übereinstimmend  mit  Habicht  haben  sich  gekn&ett  Niemeye r,  Das 
I.  P.  JR.  des  BGB  S,  179,  Biena,  a.  a.  0.,  Sehöller,  Deutsche  Jur.-Ztg, 
1900  S.  250,  De  r  nburg ,  Biu gerl.  R.  I  95,  ,denn  nein  Gesetze  haben  keine 
räckwirkende  Kraft",  Neumeyer  a.  a.  0..  Neumann  a.  a.  0.  und  das  RG 
Jur.  Woehensehr,  1900  8.  794  ZiMer  87,  1901  S.  00,  462,  1902  8.  67,  178, 
Ztsch.  XI  440  XII  454,  618,  OLG  Dresden,  Ztsob.  XIY  92.  —  Vgl.  anch 
Ztsch.  XV  287  ff. 

Mit  besonderer  Begründung  kommt  anch  Zitelmann  a.  a.  0.  zu  dem- 
fldben  Ergebnisse. 

Niedner  a.  a.  0.  dagegen  mißt  den  Artt.  7  ff.  rückwirkende  Kraft  bei. 
In  diesem  äinne  hat  auch  das  LG  Meiningen  is.  Das  Recht  19iK)  8.  373) 
entadiiedai. 

Einen  noch  anderen  Standpunkt  nimmt  Kahn  ein.  Er  hat  ausgeführt: 
Es  sei  einerseits  unrichtig,  die  Bestimmungen  der  Artt.  7—30  rück- 
wirkend auch  auf  alle  ftlteren  Rechtsyerhftltnisse  anzuwenden;  es  sei 
andererstits  unklar  und  unzatreSend,  einhu^  zu  sagen,  fttr  die  dem 
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nrar  ohne  Rfloksidit  darauf,  ob  deatsohe  Landemohte  oder  amUiidieolies 
Becht  mit  deatschem  Landesrechte  im  Widerstreit  steht.  Diese  Prüfung  wird 
im  vorliegcndenden  Falle  auch  nicht  dadurch  entbehrlich,  daß  nach  der  Be- 
stimmung des  Art.  198  Abs.  2  eine  nach  den  bisherigen  Gesetzen  nichtige 
oder  ungültige  Ehe  als  von  Anfang  an  gültig  anzusehen  ist,  wenn  die  Ehe- 
gatten zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  BGB  noch  als  Ehegatten  mit  einander 
leben  nnd  der  Omnd,  anf  dem  die  Nicbtigkeit  oder  die  Ungültigkeit  bembt, 
nadi  den  Torachriften  des  BGB  die  Nicbtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  dar  Ehe 
nicht  zur  Folge  haben  oder  diese  Wirkung  verloren  haben  würde ;  denn  wenn 
auch  die  Voraussetzung,  daß  die  Parteien  zur  Z(  it  des  Inkrafttretens  des 
BGB  noch  als  Ehegatten  mit  einander  gelebt  haben,  vorliegt,  so  fehlt  es  doch 
an  der  ferneren  Voraussetzung,  daß  der  für  die  Ungültigkeit  der  Ehe  der 
Parteien  in  Frage  kommende  Grund  nach  den  Voischiiften  des  BGB  die 
Nichtigkeit  odor  Anfecbtbarkdt  der  EOie  nicht  sor  Folge  haben  wflide.  Nach 
Art.  13  des  BÖ  s.  BOB  ist  die  Bbigebang  der  Ehe,  wenn  diesdbe  iwiaehen 
einem  Dentschoi  and  dnem  Anallnder  geeohloBeeii  werden  soll,  in  Aneebnng 

früheren  Rechte  angehSrenden  Recbtsrerhftltnisee  b&tten  die  früheren 

(partikularrechtlichen)  K  o  1 1  i  s  i  o  n  s  n  o  r  in  o  n  weiter  zu  gelten.  Vielmehr 

Selten  für  das  privatiuternationale  Eechtsverhältnis  eigene,  dessen  * 
esonderer  Natnr  entsprechende  Übergangsregeln.  Das 
Beichsgesetz  gebe  diese  Übergangsregeln  nicht  ausdrücklich.  Abschnitt  4  des 
EG  z.  BGB  beziehe  sich  nur  auf  nationale  Übergangsverhältnisse,  d.  i. 
auf  solche  Rechtsverhältnisse,  bei  denen  schon  feststeht,  daß  sie  materiell  dem 
dentBch«!  Rechte  angehören. 

Man  sei  deshalb  darauf  angewiesen,  die  privatinternationalen 
Übergangsnur men  im  Wege  der  Auslegung  zu  eruieren. 
Als  allgemeine  Regeln  seien  dabei  festsuhalt(tn : 

a)  Wenn  ein  Rechtsverhältnis  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB  über- 
haupt keine  Beziehungen  zu  dem  deutschen  Territorium 
gehabt  hat,  so  kommen  fttr  dessen  Beurteilung  in  keinem  Falle  die  fräheren 
landesgesetzlichen  Kollisionsnormen  mehr  in  Betracht,  mag  das  Bechtsver- 
hältnis  auch  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB  entstanden  sein. 

b)  War  fOr  ein  Rechtsverhältnis  die  nach  der  bisbMdgen  Kollisions- 
norm  maßgebende  Inlandsanknüpfung  gcfrcbeniz.  B.  preußischer 
Wohnsitz  für  Anwendung  des  preußischen  Personalstatats),  so  mnß  dieses 
Bechtsrerhftltnis,  wtmn  Tor  bilrrafttretra  des  BGB  entstanden,  als  ein  ron 
dem  bisherigen  Inlandrechte  gepräfTtes  atifrecbt  erhalten  werden. 

c)  War  die  nach  der  bisherigen  Kollisionsnorm  maßgebende  In- 
landsanknüpfung vor  bikrafttreten  des  BGB  nicht  existent  ge- 
worden, so  ist  die  Wi  iteranwendunn;  der  bisherigen  Kollisionsnornien  auch 
bei  älteren  Rechtsverhältnissen  ausgeschlossen  (Erweiterung  von  Satz  a). 

d)  Im  Zweifel  spricht  die  PrSsnmtion  fttr  Anwendung  der  nenen 
Kollisionsnorm. 

Diese  Grundsätze  sind  von  Kahn  a.  a.  0.  für  die  wichtigsten  Materien 
im  einzelnen  durchgeführt  und  genauer  begründet  {Iherings  Jahrb.  a.  a.  0. : 
Geschäftsfähigkeit  S.  385— .14^;  persönliches  Eherecht  S.  .S43— :-W51;  ehe- 
liches Güterrecht  S.  862—387;  Ehescheidung  S.  887—896;  Delikte  und 
Alimentenklagen  S.  396—416,  568;  erbrechtliche  Sonderbestimmungen  b. 
417—428;  Rückverweisnng  und  I^äherbereohtignng  [EG  s.  BGB  Altt.  87  n.  38J 
423—427;  ProhibiüTgesetae  428—434).  NiBmßyr. 
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eines  jeden  der  Vcrlohten  nach  den  Gesetzen  des  Staates  zu  beurteilen,  dem 
er  angehört;  erklärt  das  für  den  Ausländer  maßgebende  Gesetz  die  Ehe  für 
ungültig,  wenn  mr  Zeit  der  SheeohHeßung  der  frohere,  geaddecleiie  Ehegatte 
det  anderen  Valobten  noch  am  Lehen  isfe^  durfte  mitldn  jener  Yerlohte  nach 
dem  fttr  ihn  maSgebenden  Bedite  die  Ehe  mit  diesem  YerlobtMi  nicht  ein- 
gehen, so  wflrde  auch  nach  den  Vorschriften  des  BQB  die  Ehe  anfechtbar, 
nnd  auf  Antraf?  eines  der  Ehegatten  für  ungültig  zu  erklären  sein.  Hiernach 
erweist  sich  zugleich  die  Annahme  des  Beklaerten  als  unzutreffend,  daß,  falls 
die  Ehe  der  Parteien  nach  den  bisherigen  Gesetzen  als  ungültig  anzusehen 
Min  sollte,  diesdhe  doch  infolge  des  Zoaammenlebens  der  Parteien  mir  Zeit 
des  blnafttretens  des  BOB  als  von  Anfang  an  gültig  m  behandeln  sdn 
würde. 

Für  die  Entscheidung  über  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe  der  Parteien  ist 
demnach  zu  ermitteln,  ob  nach  dem  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  am 
Orte  der  Eheschließung  und  des  ersten  Domiziles  der  Ehegatten  Berlin  gel- 
tenden Rechte^),  die  Ehe  der  Parteien  ungültig  war,  weil  der  Beklagte  nach 

M  Es  sei  folgendes  bemerkt: 

I.  Das  Urteil  stellt  sich  stillschweigend  auf  den  Standpunkt,  daß  nicht 
die  Kollisionsnorm  der  lex  fori,  sondern  die  Kollisionsnorm  „des  Ortes  der 
Eheschließung  und  des  ersten  Domizils  der  Ehegatten*  maßgebend  sei,  oder, 
plausibler  ausgedrückt,  daß  die  KoUisionsnormen  der  lex  fori  (d.  h.  das  früher 
im  Hamburg  geltende  gemeinrechtliche  I.  P.  R.)  nicht  unmittelbar  das  für  die 
Ehefähigkeit  maßgebende  Recht  bezeichne,  daß  sie  vielmehr  auf  das  Recht  „des 
Ortes  der  EhescbUeßuug  und  des  ersten  Domizils  der  Ehj^tten"  in  dem  Sinn 
Idnwdsen,  daß  dessen  Kollisionsnormen  (also  das  18§2  in  Berlin  geltende 
I.  P.  R.)  maßgebend  sein  sollten.  Das  wäre  der  u.  a.  von  Neumann  ver- 
fochtene  Standpunkt  der  Zuständigkeitserwäguns.  Vgl.  darüber 
Ztoeh.  Vn  91,  Deuiwke  JuHwienaeiiung  1898  8.  872,  Niemeyer,  Das 
I.  P.  R.  d.  BGB  (1901)  8.  3!)  und  Neumann  in  Gruchots  Beiträgen 
XXXXVl  67  ff.,  femer  Neumanns  Jahrb.  d.  deutscheu  Hechtes  1.  Jahrg. 


II.  Bei  oberflächlicher  Betrachtung  könnte  es  etwa  aiuli  als  möglich 
erscheinen,  daß  das  vorliegende  Urteil  bezüglich  des  Verhältnisses  des  alten  und 
neaen  Rechtes  prinzipiell  anf  dem  Boden  der  von  Kahn  vertretenen  Lehre, 

insbesondere  der  oben  S.  348  unter  b)  mitgeteilten  These  stehe.  Das  dies 
aber  in  Wahrheit  nicht  der  Fall  ist,  ergibt  Kahns  Darlegung  in  Iherings 
Jahrb.  XXXXIII  353  (§  18  Abs.  1:  „für  dieses  Rechtsgebiet")  bei 
genanerer  Betrachtung  zweifellos.  — 

Nach  Kahns  Auffassung  bestimmt  für  den  gegebenen  Fall  die  vor  1900 


achtnng  von  Rück-  und  Weiterverwdnng)  das  maßgebliche  Redit.  K.  ist  ' 
nur  der  Ansicht,  daß  zufolge  des  Personenstandsgesetzes  im  ganzen  Reichs- 
gebiet für  die  Ehefähigkeit  in  den  seit  1.  1.  76  geschlossenen  Ehen  die  älteren 
landesgesetzlichen  Ehekollidonsnormen  außer  Betracht  gekraomen  seien  und 
anstatt  ihrer  einheitlich  das  Prinzip  der  lex  patriae  Geltung  gewonnen  habe 
{Iherings  Jahrb.  XXXXIII  3ö4  ff.).  —  Wenn  das  OLG  Hamburg  diese 
letztere  Anffsssong  sngronde  gelegt  bitte,  so  hfttte  es  ans  diesem  Grunde, 
also  keineswegs  auf  Grund  einer  mit  Kahn  übereinstimmenden  Behandlung 
des  Verhältnisses  von  altem  und  neuem  Recht  zu  demselben  Ergebnis 
kommen  müssen,  ni  weielinn  es  gekommen  ist  Aber  das  OLG  hat  mcht  die 

Zaitsohrift  f.  Intern.  Privat»  a.  Öffentl.  &echt.  XT.  28 


n  834ff. 


in  Geltung  gewesene  Kollisionsnorm 
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dem  für  ihn  maßgebenden  Fersonalstatut  eine  Ehe  mit  der  Klägerin  nicht 
eingehen  durfte,  solange  der  geschiedene  früliere  Ehemann  der  Klägerin  noch 
am  Leben  war.  Daß  das  für  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Beklagten  in 
dieser  Hinsichi  in  Betracht  kommende  österreichisehe  Recht  ein  liezügliches 
Verbot  enthält,  ist  durch  die  Feststellungen  in  den  Urteilen  der  Uerichte  in 
Wien,  welche  die  Ungültigkeit  der  Ehe  der  Paitdien  aus  diesem  Chnmde 
fflr  den  Beidch  der  im  fidcharate  Tertretenen  KSnigreiehe  und  lAnder 
aussprechen,  als  erwiesen  zu  eraditen.  Über  die  Anwendbarkeit  ausländischen 
Rechtes  auf  Rechtsverhältnisse,  welche  in  seinem  Geltungsbereiche  zur  Ent- 
stehung gekommen  sind,  enthält  das  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  der 
Parteien  in  Berlin  geltende  Allgemeine  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten 
keine  besonderen  Bestimmongen :  nach  §  34  der  Einleitung  aind  Unteitanen 
fremder  Staaten,  welche  im  Geltnngshereiehe  des  preußischen  Landieditea 
lehm  oder  Geschftfte  betreihen  nach  den  fttr  die  M&nder  mafigehoidcii  Be- 
Btimmnngen  zu  beurteilen  und  es  bestimmt  in  dieser  Hinsicht  der  §  23  der 
Einleitung,  daß  die  persönlichen  Eigenschaften  und  Befugnisse  eines  Menschen 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit,  unter  welcher  derselbe  seinen  eigent- 
lichen Wohnsitz  hat,  zu  beurteilen  sind.  Dementsprechend  hat  das  RG 
in  einem  Urteile  Tom  9. 12.  90  {Entsch,  in  Civilsachen  XXVII  228  ff.) 
mit  Bezug  auf  eine,  im  Geltuagsbereidie  des  allg.  preufi.  Landrechtes  ein- 
gegangene Ehe  awge^cochen,  daß  fOr  eine  Klage  auf  üngflltigkeitaerldintng 
der  Ehe  zwischen  Inländern  wegen  Irrtnmes  die  Gesetze  des  erstell  eheUchen 
Domiziles  der  Ehegatten  maßgebend  sind,  da  sie  über  die  Bedingungen  einer 
gültigen  Ehe  entscheiden  und  es  sich  nach  ihnen  bestimmt,  ob  ein  Ehehindernis 
vorhanden  ist,  und  auf  denselben  Erwägungen  beruht  die  im  Bd.  XXIII  332  ff. 
abgedmdcte  Entadieidung  des  RO  thor  die  Gültigkeit  einer  im  Qelnete  des 
gemeinen  Hechtes  zwischen  Ldiadon  etaigegangenoi  Ehe,  die  ihr  erst»  die> 
lidies  Dcmiiiil  im  Gehiete  des  Bheinisch^  Hechtes  genommen  hattoi.  Die 

von  Kahn  an  das  Personenstandsgesetz  geknüpfte  Folge  akzeptiert,  sondern 
ninmt  an,  daß  für  die  Shef&higkeStsfrage  die  alten  (vor  1.  1.  76  in  Geltung 
gewesenen)  Kollisionsnormen  der  verschiedenen  Partikularrecht sgebietc  bis 
1.  1.  (M)  in  Kraft  geblieben  seien;  denn  es  bezieht  sich  auf  die  preuüisch- 
landrechtlichen  Kollisionsnormen. 

ITT   Die  in  dem  l'rteiltext  (S.  351)  mit  *  *  eingeschlossenen 

Ausführungen  laufen  darauf  hinaus,  daß  im  Gebiet  des  preußischen  Landrechtes 
im  Jahre  1892  der  Grundsatz  gegolten  habe,  daß  fttr  jeden  der  Nuptnrienten 
die  Fähigkeit  zur  Eheschließung  sich  nach  dem  R(  cht  des  Staates  richte,  dera 
er  durch  Staatsangehörigkeit  angehört.  Das  ist  eine  mindestens  be- 
streithure  AnnaJbme.  Fttr  dfe  in  dem  Urteil  angezogene  Bemerkung  tob 
Förster-Ecr  i HS  ist  zu  bemerken,  daß  nach  S.  54  a  a  0.  der  Wohnsitz 
(nicht  die  Staatsangehörigkeit)  .das  persönliche  Recht  der  betreffenden  Ehegattm 
bestimmt*.  —  Dernhurg,  JLekrb.  d.  preuJS.  Privatrechts,  8.  Aufl. 'III  11 
sagt  ebenfalls :  „Die  Fähigkeit  zur  Ein^nng  der  Ehe  bemißt  sich  für  jeden 
der  Verlobten  nach  dem  Recht  seines  bidier^en  Domizils^;  und  auch  das 
angezogene  Urteil  des  Reichsgericht  (Snteeh.  in  CiHls.  XXXXII  890 
bis  340:  steht  trotz  gewisser  unklarer  (in  dem  Hamhurgischen  Urteil  wieder- 
holter) Wendungen  auf  demselbw  Standpunkt  Niemeyer. 
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Entscheidung  der  Vereinif.'ten  Civilsenate  des  RG  vom  12.  10.  (I3  (Bd.  LV  345 ff.)  i) 
über  die  Unzulässigkeit  des  Ausspruches  einer  beständigen  Trennung  von  Tisch 
oad  Bett  mit  besag  auf  Eheleute  fronder  Stuktsangehörigkeit  durch  ein 
deutsches  Ctodcht  kommt  fOr  die  BeturteUtmg  des  Torliegenden  Falles  nidit 
in  Betracht  und  ebensowenig  bieten  die  Urteile  des  RG  vom  27. 1. 87  {SeuffisrtB 
ArcJiiP  XXXXII  No.  214)  und  vom  20. 10  98  (Entsch*XXXXII  336)»)  Anhalts- 
punkte für  die  Entscheiduntr  der  Frage,  ob  die  Gültitrkcit  einer  vor  EinfUhnintif 
des  BGB  im  Inlande  von  einem  Ausländer  eingegaiitniien  Ehe  nach  dem 
Rechte  des  ersten  Domiziles  der  Ehegatten  oder  aber  in  An.sehung  eines  jeden 
der  Verlobten  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem  er  angehört,  za  beniteilen 
ist.  *  Das  letxtere  Urteil  stellt  mit  besag  aof  einen  Inländer,  welcher  im 
Auslanrlt  l  inc  Ehe  eingegangen  ist,  den  Grundsatz  auf,  daß  die  Form  der 
Elicsclilielinng  sich  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  richtet,  wo  die  Ehe  geschlossen 
wird,  daß  aber  die  Fähigkeit  zur  Eingehunt^  der  Ehe  für  jeden  der  beiden 
Eheschließenden  nach  dem  Rechte  seines  \S  ohnsitzes  zur  Zeit  der  Eheschließung 
zu  beurteilen  ist,  indem  nach  den  in  der  Jurisprudenz  des  europäischen  Kon- 
tinentes allgem^  anerkannten  GhntndslUaen  des  internationalen  Frivatrechtes 
die  Fllhigkeit,  eine  Ehe  einzogehen  nadi  dem  Gesetse  desjmigai  Staates,  dem 
die  Person  zur  Zeit  der  Eheschließung  angdiCrte,  vorhanden  sein  muß.  Die 
gleichen  Grundsätze  initssen  aber  auch  für  einen  im  Inlande  eine  Ehe  ein- 
gehenden Ausländer,  auch  wenn  derselbe  zeitweilig  und  zwar  zur  Zeit  der 
Eheschließung  seinen  Wohnsitz  im  Inlande  hatte,  maßgebend  sein,  denn  es 
ergibt  sich  ans  der  Tatsache,  daß  der  Ausländer  seine  bisherige  Staatsange- 
hSrigkeit  nicht  anlgegeben  hat,  sein  Wille  auch  in  Znkonft  seinem  bisherigen 
Heimatetaate  anzagehOren  und  die  ihm  nach  dem  Rechte  seines  Heimatstaates 
anstehenden  persönlichen  Hechte  durch  die  Verlegang  seines  Wohnatties  in 
das  Gebiet  eines  anderen  iStaates  nicht  aufzugeben. 

Auf  den  gleichen  Erwägungen  beruht  das,  auf  den  vorlietrondon  Fall 
nicht  anwendbare  internationale  Abkommen  zur  Regelung  des  Geltungsbereiches 
der  Geaetse  aof  dem  Gebiete  der  Eheschließung  yom  12.  6.  02  (BGBl  1904 
S.  221  II.)  and  es  ist  ansandunen,  daß  die  in  diesem  AbkommMi  festgestdlt^ 
Qnmdsitse  des  internationalen  FriratTMAtes  aneh  schon  snr  Zeit  der  nur 
swei  Jahre  vor  der  zur  Yereinbaning  internationaler  Bestimmungen  zusammen- 
getretenen Haager  Konferenz  liegenden  Eheschließung  der  Parteien  allgemein 
Aberkennung  gefunden  hatten,  wie  denn  auch  Förster-Eccius,  Preuß. 
Privatrecht  Bd.  I  §  11  S.  64  für  das  Geltungsgebiet  des  Preuß.  Landrecbtes 
den  Gmndsats  ansspricht,  daß  die  innere  Ottltigkeit  des  Verlöbnisses  und  der 
Ehe  nach  dem  persdnlichen  Rechte  des  belxeffenden  Ehegatten  sn  beurteilen 
ist.  *  Da,  wie  erwiesen  anznnehmen  ist,  dem  Beklagten  als  katholischem 
Untertan  des  österreichischen  Staates  die  Eingehung  der  Ehe  mit  der  Klägerin, 
solange  deren  gesdiiedener  Ehemann  noch  am  Leboi,  nicht  gestattet  war 


^)  =  Ztsch.  Xm  576.  —  Red. 
ZtacL  X  60.  —  Red. 
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nnd  dieser  EShdundeniiigsgraiMl  die  Bhe  nach  tteteneiddedieiii  Redite  als 
ungültig  niid  der  Anfechtung  unterliegend  erscheinen  ließ,  80  isfc  mit  Reehl 

durch  das  angefochtene  Urteil  die  Ehe  der  Parteien  für  ungültig  erklärt 
worden.  Es  kann  auch  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Ungültigkeit 
einer  Ehe  von  einem  Ehegatten  —  hier  der  Ehefrau  —  auch  dann  geltend 
gemacht  werden  kann,  A^enn  die  die  Ungültigkeit  begründenden  tatsachücheu 
YoliiltiiiBae  in  der  Feraon  dieeee  Sliü^tten  vorgelegen  halMB  und  dem 
anderen  Ehegatten  —  hier  dem  Ebemanne  —  keine  Veranlassong  geben, 
dieselben  !&r  den  Zweck  der  Anfeehtni^  der  Oltltigkdt  der  Bbe  au  verwerten, 
sofern  nur  jene  tatsächlichen  Verhältnisse  nach  dem  maßgebenden  Personal- 
statute dieses  anderen  Ehegatten  —  hier  des  Ehemannes  —  ittr  diesen  zur 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  ein  Ehehiudernis  bildeten. 

Die  Berufung  des  Beklagten  gegen  das  angefochtene  Urteil  ist  demnach 
als  imb^prtlndet  an  venrertoi  nnd  gem&6  CPO  §  97  Abs.  1  die  Yerpflichtnng 
des  Beklagten  sw-Tiagong  der  Kesten  der  Bemlnng  ansanqireGheB. 

Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Die  HaflMng^mst^Hkikung,  wek^  nach  dem  BeM  wm 
Kansas  für  EorporaUtmen  yilt,  gtU  niM  fikir  attMndiadie 

Korporationen. 

Sujprtma  Court  of  Komas  (WiUiams/MetropoliUm  Stresi  B.  Co^  74  Fue, 
Sep,  600;  AmtHeen  Im»  Seview  XXXVm  782). 

Bs  handelte  sieh  um  dne  Klage  wegen  „jwrsoiial  tnfurif^  gegen  eine 

Straßenbahngesellschaft,  deren  Betrieb  teils  im  Staate  Kansas  teils  im  Staate 
Missouri  stattfindet.  Das  Recht  von  Kansas  beschränkt  die  Haftnngspfiicht 
in  gewisser  Weise  („Statute  of  liviitatiom").  Das  Recht  von  Kansas 
bestimmt  speziell,  daß  jene  Beschränkung;  auf  Schuldner  ^out  of  the  State" 
nicht  Anwendung  finde.  Der  Gerichtshof  entschied,  daß  die  beklagte  Oeseil- 
sehaft  im  Sinne  Jener  Bestimmung  „out  of  the  State"  sei,  da  sie  dort  ihren 
Sita  hab^  wo  ihr  „ptaee  of  ereatkm"  sd,  und  dies  wA  in  lOssourL  Auf 
den  Ort  des  Oeschftffesbetriebes  komme  es  nicht  an.  — 

ErbrecM.   Mule  against  perpetuities,    „Cy  pres  doctrine.*^ 

Court  of  appeals  of  Kentucky  (Hussey/Sargent;  76  S.  W,  Sep.  211), 

Ein  im  Jahr  1883  im  Staate  New-Hampshire,  wo  er  Domizil  hatte, 
gestorbener  Bürger  dieses  Staates  hatte  ein  Testament  errichtet  mit  der  Be- 
stimmnn<r.  dali  rin  Fünftel  des  Neichlasses  von  trustccs  verwaltet  und  durch 
Zuschlaguug  der  Zinsen  vermehrt  werden  solle  bis  eine  Enkelin  des  Erblassers 
(wdohe  rar  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  8  Jahre  alt  war)  das  85.  Lebensjahr 
eneteht  habe.  — 

Die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  wurde  ang^oohten  mit  Beairiiung' 
auf  die  sogen.  «J2»fo  againet  perpetuities' . 
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Der  Gerichtshof  entttchiud,  daü  fUr  die  aufzuwerfende  Frage  das  Recht 
dM  Sfcutei  New-AmpfUfe  mBgelMiid  ad  imd  dafi  demgemttS  die  angefochtene 
Yerfllgang  swar  sieht  Us  mm  35.  Lebemjalir  der  bedaobten  Bnkdio,  aber 
bla  nun  Ahlaaf  von  21  Jaluen  wirksam  sei,  obwohl  nach  dem  Rechte  des 

Staates  Kentucky  die  Verfügung  gänzlich  unwirksam  sein  wttrde. 

Anm  :  1.  Ein  gosetz geberisches  Einschreiten  ,against  pervrfia'fies*' , 
insbesondere  „restricting  trusts  for  (tccumulation"  fand  in  ii^ngland 
dnrch  Act.  39/40  Georg  III  c.  98  (gewöhnlich  nach  dem  die  Veranlassung 
gebenden  Rechtsfall  „Tlicllusons  Act"  genannt),  in  der  Weise  statt,  daß 
die  AnsammloDg  von  inter  vivos  oder  mortis  causa  zugewendeten  Ver- 
nffgenenuMeen  epitestens  21  Jahre  nach  dem  Tode  des  Stifters  anfhört.  Im 
Common  Lato  wird  der  entsprechende  Grundsatz  als  „rule  against 
perpetuities"  bezeichnet.  Vgl.  Lewis,  Practical  Treatise  ou  the  lato  of 
perpetuity.  London  1849,  SoUy,  Grundsätze  des  engHsdken  Rechtes 
über  GrundbeHtM  ete.  Berlin  1853  8. 48,  Stephen^  Cmmentaries  12.  Aufl. 
lädd  1  514  if. 

In  den  amerikanischen  GUedstaaten  sind  in  deradben  Biditiuiff  ver- 

schiedene  Gesetze  erlassen.  Vgl.  Stimsonf  Amerieau  etOhUe  law,  Boston 
im  ^  402,  1341,  1440  8.,  4012. 

2.  Der  hier  snr  Anwendung  gebrachte  GnindsatB  des  Rechtes  ▼on  New- 

Hampshire,  „luilcat  qtiantum  talere  potest"  wird  gemäß  der  cnglisch- 
amehkanischen  Termiuulugie  als  „cy  prea  doctrine'*  fnuizösisch  „ci  pris") 
bezeichnet.  In  Kentucky  dagegen  gilt  diese  Doktrin  (welche  wir  als  favor 
negotii  bezeichnen  würden)  nicht,  vielmehr  dio  Jlaxime  „falsus  in  uno 
falsus  in  omnilms".  —  Vgl.  Quarlea  „Tfte  cypres  doctrine",  American 
Laie  Revieto  XXXVUl  683  S.  — 

Niemeyer. 

JÜato  of  the  place  of  contracting.  Versicherungsvertrag. 
Schranken  für  die  rechtsgeschäftliche  Willkürung  aus- 

imrtigen  Hechtes.  Forfeiture. 
ÜMUa  SiaUe  Sitpreme  Court  (Mutual  Life  Ineummee  CoJJSill;  Apr.  4. 
1904;  Harvard  Lato  Review  XVU  670). 
In  einem  im  Staate  Washington  abgeschlossenen  Versicherungsvertrag 
war  vereinbart,  daß  das  Recht  des  Staates  New  York  für  das  Vertrags- 
verhältnis maßgebend  sein  solle.  Zugleich  war  eine  Verwirkungsklausel 
(forfeiture)  in  dem  Vertrag  aufgenommen  unter  Verzicht  der  Parteien  auf 
die  Anrufung  gesetzlicher  Bestimmungen,  welche  der  Wirksamkeit  jener  Ver- 
wirlningaklanse!  entgegenstehen  würden.  — 

Nadi  dem  Redit  des  Staates  New  York  wflrde  Jme  Khmsel  ongflltig 
gewesen  sdn.  Der  Gerichtdwf  wies  die  Berufung  auf  diese  Ungültigkeit 
zurück  mit  der  Begründung,  daß  für  die  Gültigkeit  der  Verwirkungsklausel 
das  im  Staate  Washington  als  dem  Ort  des  Vertragsschlusses  geltende  Recht 
(lauj  of  the  place  of  contracting)  maßgebend  sei. 

Anm.:  In  Harvard  Law  Review  a.  a.  0.  S.  570  wird  das  Urteil 
als  eine  Anwendung  und  Bestätigung  bezeichnet  des  „sound  principle  that 
rights  are  created  not  by  tcill  of  the  pa/  ties,  but  by  latc".  —  Vgl.  in  dem- 
selben Sinn  jetzt  vor  allem  Zitelmann,  J,  P.  R.  II  372  ff.  — 

Red. 
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Lmo  of     place  of  contracUng.  St^ranken  für  die  reifte- 
geschäftliche  WÜOeUrung  eines  auswärtigen  Rechtes,  Wuteher- 
gesetzgebung. Fraus  legis. 

United  States  Supretne  Court  {Building  &  Loan  Assuciation  Bt  ahan , 
24.  Sep.  Ct.  Rep.  532;  Harvard  Law  Review  XVII  569,  570). 

Die  klagende,  in  New  York  domizilierte  Bau-  und  Landleih-Gesellschaft 
hatte  in  Mississipi  einen  Landleihvertrag  floan)  mit  einem  Einwohner  von 
lÜBSiasipi  abgesdilosaen,  mit  der  Yerdnlwrang,  daB  letitenr  «eine  Zahlungen 
in  Neir  York  ro  leisten  habe.  —  Soldie  Zahlungen  WMcn  erfolgt.  Der  Land* 
leiher  (borrower)  klagte  in  Mississipi  auf  deren  Rückerstattung  wegen  Ver- 
letzung der  Wuchervorschriften  des  Staates  Mississipi.  —  Der  Gerichtsliof 
erkannte  gemäß  dem  Klaj^eantrag  mit  der  Begründung,  daß  die  Absicht  der 
Parteien,  den  Vertrag  dem  Rechte  des  Staates  New  York  zu  unterwerfen,  im 
gegebenen  Fall  desw^n  unwirksam  sei,  weil  sie  sich  chaxakterisiere  als 
„an  attempt  to  evade  the  utury  latoa  of  the  place  of  eotUraeting.** 
ünter  diesen  Umstindra  sei  lediglidi  das  Ortsrecht  dar  Oesehftftserriehtnng 
(„law  of  the  place  of  contracting")  maßgehend. 

Anm,:  In  Harvard  Law  Revietc  a.  a.  0.  wird  darauf  hingewiesen, 
daß  die  Judikatur  bezQglich  der  internatiunalprivatrechtlichen  Frage  bei 
^,U9iurioti8  contracta"  (Rechtsgeschäften,  für  welche  Wuchergesetze  in  Frage 
kommen)  sehr  schwankt.  Als  überwiegender  Standpunkt  der  .Tiidikatur  wird 
bezeichnet,  daß  „the  intention  of  the  parties  determines  ichich  law  go- 
vems**  und  iwar  mit  der  Maßgabe,  daß  als  Parteiintention  die  Absicht 
anzusehen  sei,  es  solle  das  dem  Bestand  des  Geschäftes  günstigste  Recht 
entscheiden.  —  Es  wird  a.  a.  0.  auf  den  „fictitious  char acter''  dieser 
Wülensinterpretatioik  Ungewiesen  und  als  waluw  Qrtmd  joier  Jiidikattir  die 
Heigang  der  Gerichte  bewiclinet,  „ft»  amtid  the  uturp  tow".  — 

Red. 

W^o  ist  j^lace  of  tnaking'^  hei  einem  telephonisch 
abgeschlossenen  Vertrage '? 

Bank  of  YoloiSperry  Flmr  Co.,  74  Pac.  Rep.  866  (Ceti.;  Harvard  Lato 

Review  XVII  420), 

Ein  Vertrag  war  telcphonisch  zwischen  zwei  in  verschiedenen  Rechts- 
gebieten sich  aufhaltenden  Personen  geschlossen.  Der  Gerichtshof  entschied 
die  Frage  der  Unterschrift  dahin,  daß  der  Ort,  wo  der  Oblat  seine  Akcep- 
tationserklärong  dem  Telephon  Ubergeben  habe,  der  Ort  des  Yertragsschliuses 
sei. 

Anm.:  Darüber  daß  das  Redit  des  „place  of  niaking  contract" 
fjpHace  of  contracting"  nach  amerikanischer  Rechtspraxis  für  das  Kontrakt- 
verh&ltnis  maßgebend  ist,  s.  die  vorhergehenden  Entscheidungen  und  Beule, 
A  »eleeHon  of  comb  on  Uie  eonflict  of  Iowa,  Osmliridge  1908  III  446. 

Red. 
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Belgien. 

Eheschlkßitng.     Nichtigkeitsklage  wegen  Klandestinität, 
MaßgeblicMceit  des  (holländischen)  Heimatrechtes. 

Cour  Cappel  BtHxellea  12. 12.  02  (Fmkelfs  Ztaeh.  XXXV 168). 

Orflnde: 

In  Erw.,  daß  der  Beklagte  A.  F.  Holländer  ist,  weU  im  Jalve  1874 
von  hoUSndiadieii  Eltern  geboren,  daft  die  Klage  auf  Nichtigkeit  seiner  Ehe 
aich  auf  sein  Personalstatut  bezieht  und  dämm  nach  holländischem  Recht  zu 
entscheiden  ist;  in  Env.  daß  mich  Art.  IHK  des  holliiiidischen  BGB  die  im 
Auslande  zwischen  zwei  Holliindein  oder  zwisclien  einem  Holländer  und  einem 
Aasländer  geschlossenen  Ehen  gültig  sind,  wenn  die  Eheschließung  gemäß 
den  ansUn^BChflii  FomTOfsehriften  erfolgte,  vorausgesetzt,  daß  das  duch  das 
holl&ndiselie  Gesete  Torgesohiiebene  Aufgebot  in  Holland  gemacbt  worde  und 
daß  die  hollindischen  Ehegatten  nicht  gegen  Sektion  I  Titel  Y  Buch  I  des 
BGB  verstoßen  haben:  in  Erw.,  daß  nicht  bestritten  ist,  daß  die  in  l\Iexiko 
für  die  Eheschließiuifi  vor<xcschriebenen  Förmlichkeiten  beachtet  wurden;  in 
Erw..  hinsichtlich  des  Aufgebots,  daß  Art.  IHö  des  holländischen  Gesetzbuchs 
nur  die  Vorschrift  des  Art,  170  C.  C.  wiederholt,  und  wie  dieser  ausgelegt 
weiden  muß;  in  Erw.  dafi  die  BeefatspEechong  dot  letsteien  nicht  daUn  ver- 
steht, daß  er  jede  im  Andande  ohne  das  Torgesdiriebene  Aufgebot  geschlossene 
Ehe  für  absolnt  niditig  erkl&rt,  sondern  vielmehr  dahin,  dafi  die  Unterlassung 
des  Aufgebots  nur  unter  gewissen  Umständen  die  Ehe  wegen  Klandestinität 
als  nichtig  erscheinen  lassen  kann,  da  es  ihr  alsdann  an  den  wesentlichen 
Voraussetzungen  der  Gültigkeit  gebricht;  in  Erw.,  daß  das  Aufgebot  Ivame, 
Vorname,  Alter,  Stand  und  Wohnort  der  Braatleate  enthalten  mnB  (Art.  30), 
daß  aber  die  Bddagte  Ehefrau  L.  im  An|gebot  mit  ttum  falschen  Namen 
besocfanet  ist,  so  daß  unter  diesm  ümstinden  daif  in  Mexiko  erfolgte  Auf- 
gebot  ohne  Wert  ist;  daß  überdies  erwiesen  ist,  daß  ein  Aufgebot  in  Antwerpen, 
dem  Wohnort  des  beklagten  Ehemannes  F.  überhaupt  nicht  erfolgte,  obwohl 
dies  durch  Art.  138  vorgeschrieben  ist:  in  Ervv.  daß  der  Vorderrichter  mit 
Unrecht  annimmt,  das  letztere  Aufgebot  sei  unmöglich  gewesen,  denn  Art.  138 
▼erlange  die  VerOffentUcinuig  im  , Königreiche",  d.  b.  in  HoUand,  der  Ehe- 
mann A.  habe  aber  niemals  in  Holland  sdnoi  Wohn-  oder  Aufenthaltsort 
gehabt;  in  Erw.,  daß  nSmlich  Art.  138  in  seinem  Wortlaut  nur  Torsieht 
quod  plerum  que  fit,  und  durch  Art.  108  ergänzt  werden  muß.  der  ror- 
schreibt.  daß  das  Aufgebot  in  den  Gemeinden  zu  veröffentlichen  ist.  wo  die 
Parteien  ihren  Wohnsitz  haben,  ohne  zu  unterscheiden,  ob  diese  Gemeinden 
im  Inland  oder  im  Ausland  belegen  sind ;  in  Erw.  endlich,  daß  A.  F..  der 
lur  Zeit  der  Eheschließung  noch  nicht  90  Jahre  alt  war,  der  Einwilligung 
seiner  Eltem  sur  Eheschließung  bedurfte  und  im  Falle  der  Vwvelgerung  sich 
nach  Art  99  sn  rlditen  hatte,  was  nicht  geschehen  ist;  in  Erw.  daß  hieraus 
und  ans  dem  Zusammenhalte  aller  Umstände  sich  ergibt,  daß  alles  ins  WtA 


Digiiizea  by  Google 


366 


Recbtsprecbang. 


geeist  wurde,  nm  vor  dem  Kliger  die  Heirat  idneB  Solmei  gelieim  sn  halten 

und  ihn  dadurch  zu  hindern,  von  dem  ihm  nach  Art.  116  Ziffer  2  dM 

holländischen  Gesetzbuchs  zustehenden  Rechte  dos  Einspruchs  pegen  die  Ehe- 
schließung Gebrauch  zu  machen;  daß  deshalb  die  Ehe  wegen  Klandestinität 
für  nichtig  zu  erklären  ist  .  .  . 

Frankreich. 

Ehescheidung  von  Ausländern  (Schweieern).  Zuständigkeit 
französischer  Gerichte  wegen  Prorogation.  Grundsätzliche 
Zuständigkeit  der  Gerichte  des  (schweizerischen)  Heimat- 
staates. Anerkennung  und  Vollstreckung  eines  schweizerischen 
Urteils  Uber  JShescheidung,  Gütertrennung  und  Unterbringung 

der  Kinder, 

Qmr  Cappel  Paris  9.  3.  03  (PHekOfa  Ziach,  XXXV  718). 

Aua  den  Orflnden. 

Li  Erw.,  dafi  die  Bnteobeidiuig  Ton  Fragen,  welche  den  GiTilitand  und 
die  FersonalefeatntNi  von  in  Franloeich  wohnenden  AqaHndmm  hetidEm,  fm 

Rechts  wegen  den  Gerichten  desjenigen  Staates  zusteht,  welchem  sie  selbst 
angehören ;  daß  das  insbesondere  gilt  für  die  PVage  der  Ehescheidung,  da 
letztere  eine  Änderung  im  Civilstande  der  geschiedenen  Personen  bewirkt; 
daß  die  französischen  Gerichte  also  grundsätzlich  für  Ehescheidungslilagen 
von  Ausländern  nnzoständig  sind  und  sich  nnr  ausnahmsweise  mit  ihnen  be- 
fassen Irinnen,  wenn  die  Macht  der  TerhSItniMe  nnd  eine  iwingende  Koi- 
wendigheit  ihie  l%tl|^t  erfofdertteh  madien  oder  wenn  anfunehnun  ist» 
daß  die  Parteien  sieh  aasdrttcklich  oder  stillschweigend  der  französischen 
Gerichtsbarkeit  unterworfen  haben ;  in  Erw.,  daß  Augustim  C.  durch  ihre 
am  24.  2.  87  auf  dem  Standesamt  zu  D.  abgeschlossene  Ehe  mit  Ernst  P. 
die  französische  Staatsangehörigkeit  verloren  and  die  Staatsangehörigkeit 
üifes  Ehemannes,  nämlich  die  schweizeriecheii  erworben  hat;  daft  lie  gegen 
ihren  Ehemann  vor  dem  Seinetribunal  zu  Paris  Eheschetdnngeklage  ond  ihr 
Ehemann  Widerklage  erhoben  hat,  daß  nnter  diesen  Umständen  die  französischen 
Qttichte  znstindig  abid;  daß  durch  ein  vorläufiges  Ult^  TOm  18. 11.  95  eine 
Beweiserhebung  angeordnet,  das  aus  der  Ehe  hervorgegangene  Kind  einst- 
weilen der  mütterlichen  Großmutter  anvertraut  und  P.  verurteilt  wurde,  seiner 
Ehefrau  eine  monatliche  Unterhaltsrente  von  öO  Frs.  zu  zahlen;  daß  Ehe- 
fraa  P.,  die  lehon  damals  von  ihrem  Hanne  getrennt  lebte,  doh  innfttte  bei 
diesem  Torlftnflgen  Urteile  hemhigte,  nnd  die  angeordnete  Beweiseciiebiuig 
nicht  betrieb;  daß  daran!  ihre  Ehescheidungsklage  mangels  Beweise  durch 
Urteil  vom  12.  5.  98  abgewiesen  wurde,  daß  Ehefrau  P.  die  von  ihr  eingelegte 
Berufung  gegen  dieses  Urteil  nicht  weiter  betrieb;  daß  bei  dieser  Lage  der 
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Dinge  P.  sellwt  nunmehr  bei  dem  Gerichte  seines  heimatUohen  Wohnaitcet, 

nlmlich  dem  Tribunal  xa  la  Broye  im  Kanton  Freibnrg,  Ehescheidongsklage 
eiriiob^  daß  hier  Ehefrau  P,  die  Unanständigkeitseinrede  erhob,  ab«r  damit 
abf^ewiesen  wurde,  and  nun  ihrerseita  widerklagend  beantragte:  1.  daß  die 
Ehtbcheidung  und  Gütertrennung  zu  ihren  Gunsten  ans^osproclien ;  2.  die 
Obhut  über  das  lund  ihr  anvertraut  und  3.  ihr  eine  mouatiiche  ünterhalts- 
rente  tob  50  Fts.  snerkaant  mzde;  daß,  nachdem  im  Wege  der  Rechtahilfe 
in  Frankrdeh  Beweise  eriioben  waren,  das  sohweiserisdie  Gericht  am  16. 2. 00 
die  Ehescheidung  aus  wechselseitigem  Verschulden  beider  Ehegatten  aussprach, 
die  Obhut  des  Kindes  dem  Vater  übertrug  und  der  Ehefrau  keine  Unterhalts- 
rente  zuerkannte,  daß  auf  eingelegte  beiderseitige  B^^nifung  der  Appellhof  zu 
Freiburg  nach  nuchmaliger  Beweisaufnahme  am  22. 10.00  die  Ehe  aus  alleinigem 
Verschulden  der  Ehefraa  P.  schied,  die  Gütertrennung  aussprach  und  die 
ünterhringang  de«  Bändet  in  Fkiokrcidi  bei  den  Nonnen  Ton  8t.  Jo«^  von 
dnnj  sn  Ibiaon-Allort  fOr  diejenige  Zeit,  wihiend  welöher  sein  Vatar  seinen 
Wohnsitz  in  Frankreich  bdlielti  Teroidnete,  im  übrigen  das  erste  Urteil  be- 
stätigte; daß  der  Rekurs  von  P  gegen  den  die  Unterbringung  des  Kindes 
regelnden  Teil  dieses  Urteils  vom  schweizerischen  Bundesgericht  am  20.  2.  Ol 
zurückgewiesen  und  das  Urteil  somit  rechtskräftig  wurde;  daß  das  Urteil 
nach  Bechtslnraft  in  Frankreich  vollstreckt  wurde,  und  zwar  auf  Betreiben 
der  Schweiler  Behörden  dadoroh,  daß  es  in  den  Civilstandsregistem  der  Ge- 
meinde D.  ütaeradlitleiMB  winde,  und  totxSk  die  Fhm  P.  dadudit  daß  sie  ein 
Ddkret  erwirkte,  welches  ihr  auf  Grand  der  Ehescheidung  wieder  die  französische 
Staatsangehörigkeit  verlieh :  daß  nunmehr  Frau  P.  dae  ruhende  Verfahren 
vor  dem  Appellhofe  Paris,  welches  sie  vor  mehr  als  vier  Jahren  in  Frankreich 
anhängig  gemacht  hatte,  wieder  aufnahm  und  nunmehr  hier  den  Antrag  stellt, 
der  Appellhof  möge :  1.  die  Liifiiidntlon  der  GfltergemefnsdTaft,  midie  wllirend 
der  Bhe  bestand,  anordnen;  8.  entqneebend  dem  Toriinfigen  ürteUe  tooi 
18^  11. 96  die  ünteibilngang  ihtee  mindeijilirigen  Sändeo  bd  seiner  mfltter» 
liehen  Großmutter  ausspredien;  3.  ihren  Ehemann  zur  Zahlung  einer  monat- 
lichen Unterhaltsrente  von  fiO  Frs.  fOr  die  Vergangenheit  wie  für  die  Zolninft 
verurteilen ; 

was  den  ersten  Antrag  betrifit:  in  Erw.,  daü  die  Folgen  der  Eheschei- 
dung nor  Ton  derjenigen  Geriditebttriceit  ansgesproeiien  werden  können,  wetehe 
die  Khesoheidnng  selbit  Torber  anagespceduni  bat;  daft  Frau  P.  erUlrt,  ibre 
Bernfang  anf  die  Rnige  der  Liquidation  der  Gütergemeinsdiait  zu  beschränken ; 
daß  eine  so  angestrengte  Klage  formell  unzulässig  ist;  zur  Sache  selbst  in 
Erw.,  daß  für  die  Entscheidung  der  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der 
Ehescheidung  nur  diejenige  (ierichtsbarkeit  zuständig  sein  kann,  welche  zur 
Entscheidung  über  die  Ehescheidung  selbst  zustandig  wäxe ;  daß  im  vorliegenden 
lUle,  da  es  sidi  mn  Bdiweiseriiebe  StaatsangdiSiige  banddt,  biexfOr  die 
•diwelMcischen  Qeridite,  qpeddl  der  Api^ellbof  m  Frdborg,  anstsndig  waren; 
daß  die  Wirknngen  des  Ehescheidungsurteils  sich  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Staates  bestimmen,  wdohem  die  Ehegatten  angebAren,  daß  Frau  P.  sich 
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anflerdem  dieser  Gwiditsbark^t  ansdrUckliob  unterworfen  hat,  daß  eie  swar 

ursprünglich  im  Einverständnis  mit  ihrem  Bhemann  die  ficanzösischen  Gerichte 
mit  ihrer  Ehescheidungsklage  befaßt  hatte,  von  dieser  Oerichtsbarkeit  aber 
wieder  abgegangen  ist,  ehe  die  französischen  Gerichte  ein  endgültiges  Urteil 
gesprochen  hatten,  und  die  Gerichte  ihres  Landes  mit  der  Sache  weiter  be- 
i&üte;  daß  Frau  P.  vor  den  schweizerischen  Gerichten  beantragt  bat,  die 
Otttertrennmig  zwischen  ihr  und  ihrem  Ehemanne  aoszaiprechen,  daß  dieeei 
die  Form  ist,  in  wdcher  im  Kanton  Frdbnrg  die  TermSgenneebtUdien  Folgen 
der  Ehesdieidnng  ausgesprochen  werden;  daß  Frau  P.,  nachdem  diesem  An- 
trage stattgegeben  ist,  nicht  mehr  befugt  ist,  ihr  Verlangen  in  der  gleichen 
oder  auch  in  abgeänderter  Form  vor  der  iransösischen  Gerichtsbarkeit  zu 
wiederholen ; 

was  den  Antrag  auf  Unterbringung  des  Kindes  betrifft:  in  Erw.,  daß 
die  dnrob  das  Torl&nAge  Urteil  getrolene  Anordnung  Jede  Wirksamkeit  ver- 
loren bat,  naehdem  das  Endnrteil  e^angra  «rt;  dafi  dm  Bedhte  gesohiedener 

Eltern  bozü  Ii  der  Sorge  für  die  Person  ihrer  Kinder  durch  die  Gesetze 
des  Landes  bestimmt  werden,  deren  Nationalität  sie  angehörten ;  daß  das 
Kind  selbst  die  schweizerische  Staatsangehörigkeit  besitzt ;  dati,  da  es  sich 
um  eine  Frage  des  Personalstatuts  handelte,  der  Appellhof  zu  Freiburg  zu 
ihrer  Bntsohrädimg  zuständig  war;  daß  allerdings  Frau  F.  aufstellt,  daß  seit 
Erlaß  dieser  Bntsehddung  das  Kind  von  seinem  Vater  ans  dem  Pensionat  in 
Frankreich,  in  welchem  der  AppeUhof  es  nntencabringai  Torordnet  hatte,  ab- 
geholt und  nach  d«r  Schweis  gebracht  worden  sei,  daß  sie  deshalb  beantragt, 
das  Kind  solle  mnnu  militari  nach  Frankreich  zurückgebracht  werden :  daß 
dieses  Verlangen  indessen  auf  Vollstreckung  und  Auslegung  eines  von  einem 
soureränen  ausländischen  Gerichte  zwischen  seinen  Staatsangehörigen  erlassenen 
Urteils  hinansgeht,  weshalb  andi  Ton  diesem  Gesichtspunkte  ans  die  Klage 
Tor  den  IranzSshMshen  Qeriofaten  nieht  anb&ngig  gemadit  werden  kann; 

zu  dem  Antrag  an!  Zospreebnng  einer  Unterhaltsrente:  in  Erw.,  daß 
die  hierauf  bezüglichen  Anträge  der  Frau  P.  vom  Tribunal  in  la  Broye  und 
vom  Appellhof  zu  Freiburg  abgewiesen  worden  sind ;  daß  sie  aus  den  schon 
entwickelten  Gründen  denselben  Anspruch  nicht  nochmals  vor  der  französischen 
Gerichtsbarkeit  geltend  aiaclieu  kann;  daß  sie  für  die  vor  Erhebung  der 
Klage  in  der  Schweia  liegende  Zeit  nicht  naobweisen  kann,  daß  sie  eine 
Forderang  an  ihren  Ehemann  bat  oder  daß  nnter  den  Ehegatten  eine  Ab- 
rechnung stattzufinden  habe ;  in  Erw.  endlidi,  daß  die  auf  den  Civilstand  und 
die  Rechtsfähigkeit  der  Personen  bezüglichen  ausländischen  Urteile  ohne 
weiteres  diejeniuen  Wirkungen  in  Frankreich  hervorbringen,  welcbe  sieb  nicht 
als  eigentliche  V'ollstreckungsmaßregeln  im  engeren  Sinne  darstellen ;  daß  die 
Entscheidung  des  Appellhofs  Freiburg  zum  Überfluß  in  Frankreich  diejenige 
Yollstreokong  erhalt»  hat,  deren  sie  flberlumpt  flhig  war,  and  swar  infolge 
ihm  Überscbrdlmng  in  den  CiTÜstandsrsgisttfn  der  Gemdnde  DraveÜ.  .  .  v. 
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AlimewUUikmspflkilU  von  in  F^roMkreUhtcohnendm  Ausländem 
( Engländer tij.    Ordre  public.    Zuständigkeit  pransösischer 

Gerichte. 

Cour  de  Cassation  22.  7.03  {PucheWs  Ztsch.  XXXV  S.  671). 

£in  Eugländer  hatte  seine  (englischen)  Elttru,  welche  in  Büulogne 
Wobnuti  lukttaD,  auf  Oewihrong  einer  Untednltareiitie  verklagt.  Die  Zu» 
atSadigkeit  der  frangggiaohen  Genidite  und  die  materielle  Haflgeblichkrit  des 
französischen  Rechtea  wurde  anter  Hinweis  aaf  Art.  3  C.  C.  damit  b^rflndet, 
daß  die  AUmentationeronchrihen  „tote     iw/^  9t  de  Mlr«^"  aeicii. 

AUnientafionsppicht  ton  in  Frankreich  icohnenden  Ausländem 
(Amerikanern).    Ordre  public.    Zuständigkeit  französischer 

Gerichte, 

Friedensgericht  Paris  10.  7.  03  (Puchelfs  Ztsch.  XXXV  S.  369). 

In  Erw.,  daß  Frau  3f..  ^'eschiedene  Ehefrau  B.,  die  Eheleute  B..  ihre 
Tochter  und  iSchwiegersohn.  auf  Zahlung  einer  monatlichen  Unterhaltsrente 
von  10  Mk.  verklagt  hat,  daß  der  beklagte  Ehemann  vor  allem  den  Einwand 
der  Unzalässigkeit  der  Klage  macht,  weil  er  die  amerikanische  Staata- 
angehBrigkctt  beaitse  und  in  allen  seine  Personalstatiiten  betretenden  Fragen 
der  Herrschaft  der  Geselle  der  Vereinigten  Staaten  ontentinde,  die  Frage 
der  Unterhaltspflidit  aber,  da  unter  dem  Xitel  vom  Ehcrecht  geregelt  hier- 
unter falle,  weshalb  dieselbe  nach  seinem  Heimatrecht  entschieden  werden 
müsse,  und  weil  das  amerikanische  Recht  eine  TTnterhaltsverpflichtung  zwischen 
Verschwägerten  nicht  auerkenne,  weshalb  er  jedenfalls  seiner  Schwiegermutter 
keinen  Unteilialt  achnlde;  in  Brw.,  dafi  nnlchst  in  ontetmidien  iit,  ob 
dieser  Einwand  begrOndet  ist;  daß  die  Gesetzgebungen  der  verschiedenen 
Länder  die  ünterimlteverpfliehtnngen  zwischen  Eh^tten,  Verwandten  and 
Verschwägerten  sehr  verschieden  regeln  und  es  sich  hier  am  eine  sehr  bestrittene 
Frage  handelt;  daß  sich  zwei  hauptsächliche  Systeme  gegenüberstehen:  das 
erste,  wonach  die  Unterhaltspflicht  publici  Juris  ist,  weil  es  im  öffentlichen 
Interesse  liegt,  daß  die  Famiiituglieder  »ich  gegenseitig  nach  Maßgabe  ihrer 
Krtfte  anterbaltoi,  weshalb  in  allen  FSUen  onbddlmmert  nm  die  Staats- 
angehOrigkdt  der  Partdoi,  nach  Art.  3  C.  C.  das  fransflsisehe  Gesetz  rar 
Anwendung  zu  kommen  habe  (in  diesem  Sinne  Aubry  et  Hau,  I  §  31  S.  82; 
Demolombe ,  I  No.  70;  Tf^e/*5,  tr.  eUm.  de  dr.  intern,  privd  S.  498; 
Fiore,  Dr.  intern,  prive  JS.  205;  Barde,  Theor.  des  Statuts  S.  55  ff.; 
Audinet,  Princ.  elem.  de  dr.  intern,  prive  No.  551;  Despagnet,  Dr. 
intern,  prive  S.  421;  Vincent  et  Penaud,  dict.dedr.  intern  privivo. 
Alimente  No.  2S),  nnd  woraos  man  wdter  schließt,  dafi  die  fransOsisdwn 
Geiicfate  rastlndig  sind  rar  Bntscfaeidvng  eines  Ton  einem  Ansiinder  an- 
gestrengten Prozesses  auf  Unterhaltsgewährung,  da  diese  Klage  sich  auf 
einen  ans  dem  Natnrrecbt  hergeleiteten  Ansprach  stfttst,  der  schon  bestand, 
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ebe  er  dnnh  du  OJfaitiidie  Bedit  aneAaniit  wurde  und  da  folglich  die  Voll- 
lidmDg  einer  solchen  Verpflichtung  gewissermaßen  die  öffentliche  Ordnung 
angeht  oder  doch  wenigstens  das  „internationale  Privatrecht"  (Apellhof  Paris 
vom  19.  12.  83,  Sirey  1834  II  384),  und  das  zweite  System,  wonach  man 
das  beiden  Parteien  gemeinsame  Heimatrecht  anzuwenden  habe,  indem  der 
Grundsatz  des  Personalstatats  hier  anstatt  desjenigen  des  Kealstatuts  zur 
Geltung  komme,  nach  welchem  die  franiOalnhen  Gerichte  Alimente  mir  m- 
sprecben  kSonten,  wenn  das  anslftndiBcbe  Becfat  solche  anerkenne,  da  der 
Unterhaltaanipmch  als  Ausfluß  des  Yerwandtschafts-  und  Eherechte  wie  alle 
Statusfragen  unter  das  Personalstatut  zu  rechnen  sei  (Laurent ,  dr.  civ. 
infern.  Band  V  No.  88,  Renault,  Rev.  crit.  1883  S.  724,  Durand, 
dr.  int.  priv4  S.  369,  Brocher,  cours  de  dr.  intern,  privi  I  297; 
Olivi,  Rev.  de  dr.  intern,  privä  188Ö  S.  56),  wobei  man  der  ersten,  sich 
auf  dm  Gedanken  der  5üentliclien  Ordnung  stfttienden  Meiming  entgegen- 
hUt)  dafi  die  Unterhaltorerbindlidikeit  «war  Oüentlichen  Reditea  ist  in  dem 
Sinne,  daß  der  Verpflichtete  sich  ihr  nicht  einseitig  entziehen  und  der  Be- 
rechtigte auf  sie  nicht  verzichten  könne,  nicht  aber  auch  insoweit,  daß  das 
einheimische  Recht  dem  persönlichen  Rechte  der  Parteien  vorzugehen  habe, 
was  selbst  von  den  Anhängern  der  ersten  Meinung  dadarch  anerkannt  werde, 
da8  aie  daa  andlndtodie  Eedit  ateta  dann  nur  Anvendang  bringen  wollen, 
wenn  es  eine  weitergehende  UnterhaltsverbindUehkeit  statniere  als  das  in- 
lindiache;  in  Erw.,  dafi  die  Beditaprechang  sich  endgültig  fflr  daa  mtere 
System  ausgesprochen  hat,  daß  seine  unbezweifelbaren  Grundsätze  im  vor- 
liegenden Falle  noch  durch  Erwägungen  der  Rillifrkeit  gebieterisch  unterstützt 
werden,  daß  auch  die  ünterhaltsverbindlichkeit  unter  Verwandten  zu  unmittelbar 
die  öffentliche  Ordnung  angeht,  als  daß  die  französischen  Gerichte  sich  nicht 
für  nuttndig  «rklinn  und  die  Unterhaltsreipfliohtang  nicht  auch  solchen 
Andftndeni  gegenttber  aimpredMii  aoUten,  welche  nadi  ihrem  peraOoUoiieii 
Recht  von  ihr  befreit  sein  würden;  dafi  hier  ein  Fall  gegeben  ist»  wo  die  dem 
Heimatrechte  eines  Ausländers  im  allgemeinen  geschuldete  Achtung  zurück- 
treten muß  vor  diesem  Interesse  höherer  Ordnung,  dafi  folglich  die  eingeleitete 
Klage  zulässig  ist  * 

ObligcUorischerVertruy.  Maßgeblichkeit  der  lex  loci  contractus 

auch  für  die  Verjährung. 

Tribunal  de  commerce  de  la  Seine  1.  7.  (t.l  ( Puchelf  s  Ztsch.  XXXV  S.  371). 

In  Erw-,  daß  tatsächlich  feststt-ht.  daß  am  16.  3.  Uü  der  Vertreter  der 
Gesellschaft  Hatvhkiss  in  Petersburg  an  die  Adresse  derselben  Gesellschaft 
in  Paris  zwei  Kisten  enthaltend  eine  Mitrailleuse  mit  Zubehör,  als  Eilgut 
aufgegeben  hat;  dafi  die  Abaendnng  durch  Yomittlnng  der  RnasiBchen  Yer^ 
aichernngsgeadlaehaft  erfolgte,  welche  die  Sendung  an  Mareeaon  db  SdkrUer, 
ihre  Vertreter  in  Paris,  adressierte  und  letztere  beauftragte^  die  Ankunft  der 
Kisten  der  Empflngeiin,  QeseUsohait  JfoteikAt^«,  aasuzeigen;  daß  die  beiden 
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Kisten  sich  verirrten  nnd  ent  im  Jannar  1901  der  OeseHschaft  Hotchkias 
sugingen,  wdehe  Jetit  die  Aimuhme  Tenrdgerte;  in  Brw.,  daft  die  Ooaell- 
■dnft  MotMias  behMQte^  infolge  der  vecqAteten  Liefening  kttnne  sie 

den  Wert  der  verirrten  SoidlUlg  mit  6000  Franken,  entweder  von  Marceson 
dt  Schreier  allein,  oder  zusammen  mit  der  Russischen  Gesellschaft  ersetzt 
verlangen,  und  von  letzterer  außerdem  noch  die  Transport-,  Zoll-  und  übrigen 
Kosten;  in  Erw.,  daß  beide  Beklagte  der  Klage  widersprechen,  daß  aber 
YenuilaBaiuig  beetebt)  dM  Klagerorbringen  hfariftiiateTi  jedes  der  BeUngten 
geeondwt  ni  prüfen. 

Was  die  Klage  gegen  die  russische  Gesellschaft  betrifft:  in  Brw.,  daß 
sie  sich  darauf  beruft,  daß  die  wiedergefundenen  Kisten  im  Januar  1901  an 
Hotchkiss  <&  Cie.  zuL'ostellt  wurden,  daß  aber  die  Klage  gegen  sie  erst  am 
15.  7.  02  t  rhohen  wurde,  sodaß  mehr  als  ein  Jahr  zwischen  der  Zustellung 
der  verirrten  W  arc  und  der  Zustellung  der  Klage  verflossen  ist,  daß  in  diesem 
Zeiteaiim  keine  die  Yeijllbnuig  untefbreehende  fibuidlong  vorgenommen  wurde 
nnd  daß  eie  deshalb  die  einjlbrige  VeijUinnig  des  Art  106  e.  d§.  comm. 
«niredeweise  geltend  mache,  weshalb  die  Klage  gegen  sie  abgewiesen  werden 
müsse;  in  Erw.  aber,  daß  vor  allem  darauf  hinzuweisen  ist,  daß  der  Vertrag 
zwischen  dem  Vertreter  der  (lesellschaft  Hutclikiss  und  der  russischen 
Gesellschaft  zu  Petersburg  geschlossen  worden  ist;  daß  Rechtslehre  und 
Rechtsprechung  mit  Grund  überwiegend  annehmen,  daß  die  Wirkungen  eines 
Yertrags,  inebeeondrae  die  Natur  und  der  Umfang  dar  eidi  aus  einem  Yer- 
trage  ergebenden  Yerpflichtnngen  aicb  nach  den  Qesetaen  desjenigen  Landes 
bestimmen,  in  welchem  der  Vertrag  geschlossen  wurde,  ohne  Rücksicht  darauf, 
in  welchem  Lande  der  Vertrag  seine  Wirkungen  äußern  soll ;  daß  in  der  Tat 
einleuchtende  ist,  daß  die  Parteien  die  Rechtsbeziehungen,  welche  sich  aus 
dem  Vertrage  ergeben,  nach  dem  am  Orte  des  Vertragsschlusses  geltenden 
Gesetse  mit  Ausschloß  jedes  anderen  geregelt  haben  wollten,  sowohl  hin- 
sichtlich der  Entetdmng  wie  himddiüich  des  Brltteohena  dieser  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten, Inriieaondere  aneh  hinsiclitiüoh  des  BrUfsohens  derselben  durch 
Verjährung:  daß  also  vorliegend  Art.  108  c.  comm.  nicht  anwendbar  ist  und 
der  Streit  vielmehr  nach  der  russischen  Gesetzgebung  entschieden  werden 
muß :  in  Erw.  daß  das  russische  Gesetz  vom  12.  6.  85  zwar  auch  die  ein- 
jährige Verjährung  für  Klagen  wegen  verspäteter  Liefemng  von  Waren  kennt, 
aber  nr  fOr  solobe  Klagen,  weldie  direkt  gegen  one  russisdhe  Bisnbalm- 
gesellschaft  gerichtet  sind,  während  umgekehrt  bei  Klagen  gegen  Kommissiott&re, 
wie  Untergebens,  das  gemmne  Recht  Anwendung  findet,  d.  h.  nach  russischem 
Rechte  die  Verjährung  erst  nach  zehn  Jahren  eintritt,  sodaß  der  Binwand 
d«r  Verjährung  nidit  begründet  ist.  .  . 
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NiMvoUstreckün^  eines  deutschen  Urteils,  Mlekmmg  der 
VoUstreckunff  vor  der  MV  vom  19.110. 04  BGBl  123^)  mangels 
Zustellung  der  Widerklage  mt  eigenen  Bänden.  Ablehnung, 
der  Vollstreckung  nach  der  MV  vom  19.  10.  04  BGBl  123, 
weil  sich  der  Kläger  und  Widerbeklagte  auf  den  Streit  nur 
hettäglich  des  Bechtsgrundes  nicht  aber  hetsügUch  der  HShe 
des  Sk^mdenersatses  eingelassen  hat  und  die  Ladung  eum 
Termin  für  die  Verhandlung  Über  die  BÖhe  des  Schaden^ 
ersatees  nicht  m  eigenen  Händen  mtgesteUt  wurde. 

(Mitgeteilt  von  Dr.  Wilhelm  Fappenheim,  Hof-  und  Gericbtsadvokat 

in  Wien.) 

Im  Jahre  1894  erhoben  die  Firmen  D.  in  London,  St.  in  Wien  und 
N.  in  Wien  gegen  die  Firma  L.  &  Cie.  G.  m.  b.  H.  in  Köln  Klage  mit  dem 
Antrage,  die  Beklagten  für  nicht  berechtigt  so  erldärai  und  denselben  dem- 
gem&ß  sa  nDtersageD,  an ... .  Kehrichtwagen ....  Einrichtmigen  aambringen, 

wie  sie  (den  Klägern)  durch  ....  Patente  ....  geschützt  seien,  und  .... 
zum  Ersätze  desjf.niL'on  Schadens  zu  verurteilen  etc.  Die  beklay^e  Firma 
beantragte  Abwciöung  der  Klage  und  erhob  Widerklage  mit  dem  Antrage  .... 
die  Kläger  als  Gesamtschuldner  zu  verurteilen,  ihr  den  Schaden  von  lUUÜÜOMk. 
zu  ersetzen,  den  sie  ihr  dadurch  zugefügt  haben,  daß  sie  den  ihr  znetehenden 
....  MosteischntK  verletat  habot  etc. 

Hit  Urteil  vom  23.  13.  96  erkannte  da«  LG  in  Oln:  Die  Klage 
wird  abgewiesen.  An!  die  Widerklage  wird  erkannt:  Die  KiSger  werdem 

Temrt«ilt  der  Firma  L.  4t  Cie.  6.  m.  b.  H.  den  Schaden  an  ecBetaen  etc.  . . . . 

dessen  Hübe  noch  besonderer  Feststellung  bedarf. 

Im  T(  rinin  vom  4.  10.  98.  zu  welchem  die  widergeklagten  Kläger  trotz 
Ladung  nicht  erschienen,  wurde  erkannt:  Die  Kläger  und  Widerbeklagten 
werden  verurteilt  der  Firma  L.  d  Cie.  G.  m.  b.  H.  100000  Mk.  als  Schaden- 
ersatz zu  zahlen.  —  Die  Widerklage  und  die  Ladung  zum  Termine  yom  4.1(X98 
waren  den  Widerbeklagten  Klägern  m  Htnden  ihres  FkoaefiberoHmlditigten 
ngeateUt 

Der  am  16. 4. 99  beim  k.  k.  LO  Wien  gesteQte  Ezekationnntrag  der 
Firma  X.  <£•  Cie.  G.  m.  b.  H.,  deren  Firma  in  S.  G,  m.  b.  H.  geftndert  wurde» 
wnxde  mit  Beschlofi  vom  9.  5.  99  Nc  XIX  15  99  bewilligt. 

Dem  hiergegen  gerichteten  Bekurse  der  Firma  St,  gab  das  k.  Ic.  OLQ 
Wien  am  22.  8.  99  statt. 


^)  8.  nnten:  yGesetagebnngsschaa'  Österreich  (Nc  12).  Bed. 
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Begründung. 

Die  Ezelrationaaiitiige  stfltien  deh  rnuf  das  gegen  die  YeiplUcIttetai 
Uber  eine  Widerklage  der  Firma  .S*.  0.  m.  b.  H.  in  Kaln  vom  LG  in  K91n 

am  4.  10.  98  G.  Z.  II  0  751/94  gefällte  rechtskräftige  Yersänmnistirteil 

Nach  t?  80  EO  kann  einem  solchen  Exekiitionsantrage  nur  dann  statt- 
gegeben werden,  wenn  -  die  anderen  Voraussetzungen  dieser  Gesetzesstelle 
und  des  §  bl  EO  stehen  nicht  in  Frage  —  die  Ladimg  oder  Verfügung, 
dorcli  welche  des  Yerfthnn  vor  dem  anewftttigen  Goidite  eingddtet  wurde» 
der  Beraon,  widw  weldie  Exekution  geführt  werden  soll,  sn  eigenen  Binden 
sngestellt  wurde. 

Aus  der  Mitteilung  des  LG  Köln  vom  5.  5.  99  geht  nun  hcrsor,  daß 
die  Widerklage,  über  welche  das  T^rtcil  ertlossen  ist,  dem  ProzeUbevoll- 
mächtigten  der  Kläger.  Justizrat  6'ch.-F.  in  Köln,  zugestellt  wurde,  und  die 
weitere  Mitteilung  dieses  LG  besagt,  daß  eine  Prozeßvollmacht  des  genannten 
JnsÜzrats  nicht  vorliegt,  wdl  fttr  das  Yerlshren  vor  dem  LG  der  Anwalts- 
swang  iMStdit  und  es  daher  der  Vorlage  einer  aolohen  nicht  bednrfte. 

Nach  §  106  GFO  kftnnen  Klagen  allerdings  avch  sn  Händen  eines  zur 
Empfangnahme  von  Klaffen  ennäclitiL'ten  Vertreters  zugestellt  werden,  ;il)er 
die  EO  hat  in  §  80  einerseits  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  ^Schwierigkeit 
des  Nachweises  des  Umfanges  der  Cevollniachtigung  und  andererseits  mit 
Bttcksicht  auf  die  wichtigen  Rechtsfolgen,  wie  sie  die  Ezekntifm  eines  ans- 
Ittndischra  Urtefls  im  Muide  nadi  sich  ridit,  mm  Sdnitse  der  bländer  an- 
geordnet, daß  die  das  Verfahren  einleitende  Ladnng  oder  Verfügung  des 
Gerichts  der  beteiligten  Person  zu  eigenen  Händen  zugestellt  worden  sein 
mnß,  um  eine  Gewähr  dafür  zu  haben,  daß  den  Verurteilten  auch  die  (Te- 
legenheit gegeben  war,  sich  gegen  den  Anspruch  ordnungsmilüi^f  zu  verteidigen. 

Diese  Voraussetzungen  fehlen  nun  im  vorliegenden  Falle,  weil  den 
Personen,  gegen  welche  Exekution  geführt  werden  soll,  die  erste  Ladung 
nicht  m  eigenen  Hlnden  angestellt  worden  ist  und  weil,  wenn  man  auch 
der  Anschauung  wäre,  daß  die  VerpAiditetai  Ton  dem  gegen  sie  eingeleiteten 
Verfahren  deshalb  in  Kenntnis  gewesen  seien,  weil  schon  mit  dem  Urteile 
vom  23.  12.  96  gegen  sie  dem  Grunde  nach  auf  Schadenersatzpflicht  erkannt 
worden  ist,  dies  nur  dann  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  könnte,  wenn 
erwiesen  wäre,  daß  deren  Vertreter,  Justizrat  ^'cÄ.-i^.,  mit  einer  den  Er- 
fordemissen  des  §  31  CPO  yersehenai  ProseßToUmaelit  ausgestattet  war. 

Bs  maßte  daher  den  Ednusen  der  Verpflichteten  stattgegeben  werden. 
Der  k.  k.  OQH  hat  dem  Berisionsrelnirse  mit  BescUufi  rem  27. 9. 90  keine 
Folge  gegeben. 

Gründe. 

Die  Bestimmang  des  §  80  £0  regelt  einen  gans  Ifesondeten  Fall,  n&m- 
lieh  den  Fall  der  Exekationsbe willigung  auf  Grand  eines  aoslündisehen  Br- 
kenntnissss  odw  Ve^Ieiches;  sie  setat  hierfür  sum  Sohntie  der  Inländer 
strenge,  taxativ  aaijgeslhlte  Bedingungen,  maß  sonadl  für  sich  und  ohne 
Beziehung  auf  andere  gleichartige  Gesetzesbestimmungen  heurteilt  und  darl 
insbesondere  nicht  extensiT  aosgel^  werden. 
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Warn  ntiB  §  80  ZiBer  8  BO  ala  ^ne  äet  swingenden  Yoiaiutetiiuigan 
der  geaMonten  BsdrotionsbewUligimg  MudrttoUioh  die  ZurteUm^  der  Ladung 

vor  die  auswärtige  Behörde  zu  eigenen  Händen  der  Person,  wider  welche 
Exekution  geführt  werden  soll,  vorschreibt,  dann  geht  es  nicht  an,  auch  andere 
im  ß  Abs.  1  CPO  für  die  Zustellung  von  Klagen  vorgesehenen  Arten  (der 
Zustellung)  in  diesem  speziellen  Falle  für  zulässig  zu  erklären,  vielmehr  muß 
vorliegend  an  der  Zutellmg  an  eigeim  BMaäm  ab  der  ebudg  snllarigeii 
Znstellmigsart  festgehalten  werden. 

Eine  soldie  ZaafeeUnng  hat  aher  nicht  itattgefonden.  Denn  gemifi  der 
Beatitigang  des  LG  in  KOln  wurde  die  Widerklage  der  Firma  L.dCHe^ 
jetzt  S.  6.  m.  b.  H.,  und  um  deren  Zustellung  handelt  es  sich  hier,  iMchdem 

auf  Grund  derselben  die  Verurteilung  der  Verpflichteten  zu  dem  niinmehr 
zwangsweise  einzutreibenden  tichadenersatze  von  100  (XX)  Mk.  mit  Urteil  des 
LG  in  Köln  vom  4.  10.  98  erfolgt  ist,  nicht  den  Verpflichteten  zu  eigenen 
Binden,  sondern  dem  Beditsanwalte  iS'cft.-P.,  weldier  de  gegen  die  wider 
die  Widerlcllger  eingebrachte  Klage  vertreten  hat,  angestellt. 

Nachdem  hiemach  der  Yoranssetaiing  des  $  80  Ziffer  2  EO  nicht  ent> 
sprochen  worden  ist,  hat  das  Rdrarsgericht  mit  Recht  die  Bzekatüuisantrttge 
der  betreibenden  Gl&abigerin  abgewiesen,  weshalb  deren  Revislonsrelnira  als 

unbegründet  abgewiesen  werden  mußte. 

Nach  Erlaß  der  MV  vom  21.  12.!)!»  RliRl  äöS  ersuchte  das  LG  Köln 
um  Vollstreckung  »eines  Urteils.  Dieses  Ansuchen  wurde  vom  k.  k.  LG  Wien 
am  26.  1.  00  z.  ZI.  Nc.  II  204/00  abgelehnt. 

Begründung. 

Das  Urteil  des  LG  Köln  vom  4.  10.  98,  worauf  sich  der  vorliegende 
SSxekutionsantrag  stfltzt,  ist  ein  Versäumnisurteil. 

Nach  §  80  Ziller  2  der  hier  gdtenden  BO  vnd  MV  vom  21. 12. 99 
BOBl  268  betr.  die  Zwangsrollstreclnuig  anf  Gmnd  von  Urteilen  des  Dentseben 

Bdcbes,  erscheint  als  eine  awingende  Vorausset zui^l'  zur  Bewilligung  der 
Exekution,  daß  die  Ladung  oder  Verfügung,  dur(  h  die  das  Verfahren  vor 
dem  auswärtigen  Gerichte  eingeleitet  wurde,  der  Person,  wider  welche  Exe- 
kution geführt  werden  soll,  zu  eigenen  Händen  zugestellt  wurde.  Nach- 
dem nnn  laut  der  Bestätigung  des  LO  KOln  rem  6.  6.  99,  welche  aas 
Anlaß  dnes  von  der  vorgenannten  Geseilsdiaft  widw  die  Firma  St,  in  Wien 
in  derselboi  Sache  am  15.  4. 99  eingebraditen  Bzdcntionsantragee  eingeiiolt 
wurde,  die  gegenständliche  Widerklage,  welche  das  oben  bezogene  Urteil 
herbeiführte,  nicht  der  Verpflichteten  Firma  St.,  sondern  deren  ProzeßbevoU- 
mäclitiutin  zugestellt  wurde,  so  fehlt  eine  wesentliche  Voraussetzung  zur 
Bewilligung  der  angesuchten  Zwangsvollstreckung. 

Die  Firma  S.  O.  m.  b.  H.  sedierte  ihren  Anspmdi  an  5.  £.  in  Frank- 
furt a.  M. 

Nach  Erlaß  der  HY  vom  19. 10. 04  RGBl  128  brachte  S.  L.  einen 
nenerlichen  Bxekntionsantrag  dn. 
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])ieaerAiitngwiudeTom]c.k.LOWienam7. 8. 06  Neil  16/5  unter  Hin- 
weil  auf  die  Entadieidiingai  des  k.  k.  OLG  Wioi  Tom  SS.  8. 99  nnd  des  06H 

vom  27.  9.  99  al)gewie8en :  Da  die  vorliegende  Exekntionssache  bereits  rechts- 
kräftig entschieden  erscheint,  muü  der  Antrapstollor  al:,  Rechtsnachfolt^er  der 
6'.  ü.  in.  b.  H.  diese  bereits  rechtskräftig  entschiedene  Sache  gegen  sich 
gelten  lassen. 

Gegen  diese  Entadiddirag  brachte  S.  L.  folgenden  Rekurs  ein: 

Der  angefochtene  Beschluß  übersieht,  daß  die  Rechtslage  seit  den  im 
angefochtenoi  BesdilvBse  der  xitinten  Entachddnngen  des  k.  k.  OLG  nnd 
des  k.  k.  OGH  infolge  der  MV  Tom  19. 10. 04  RGBl  1S3  eine  andere  ge- 
worden ist. 

Infolge  dieser  VerordnnriEr.  di<  ;iuf  Grnnd  des  §  84  EO  ergangen  ist, 
ist  die  Zustellung  zu  eigenen  Hiiinien  nicht  mehr  Voranssetzung  der  Be- 
willigung der  Exekution  auf  Grund  eines  Urteils  eines  deutschen  Gerichtes, 
sondern  es  genügt,  d&fi  sich  der  Yetplllchtete  auf  den  Froaeß  eingelassen  kat^ 
obwohl  eine  Mangelkaftigkeit  des  Yo^ai^es  bei  Znstellnng  der  proseft- 
einleitenden  Yerfllgiing  vorgelegen  sein  mag.  Die  erfolgte  Einlassung  der 
Verpflichteten  auf  den  Prozeß  ist  aber  aus  dem  Urteile  des  l^L  prenffischen 
LQ  Köln  Tom  23.  12.  96  sattsam  ersichtlich. 

Es  wird  vorsichtsweise  bemerkt,  daß  kein  Grund  vorliegt,  anzunehmen, 
daß  sich  die  MV  vom  10.  10.  u4  hl  aiuli  auf  vor  ihr  ergangene  Urteile 
bezieht,  und  daß  die  früher  geschehenen  Abweisungen  des  Exekutionsantrages 
kein  Jus  quaesttum  des  Veipfliditeten  bilden,  sodaß  dem  nenarUdieii  Bz^tions- 
antvage  die  res  Judlieata  in  dem  l^nne  entg^renstflnde,  daS  das  Urtdl  nun 
definitiT  in  Österreich  unvollstreckbar  wäre. 

Der  Rekurs  wurde  vom  k.  k.  OLG  Wien  mit  Beschluß  vom  4. 4. 05  ab- 
gewiesen. 

Begründung. 

Das  Rekursgericht  kann  allerdings  dem  AbweisiingrsErrnndc  der  ersten 
Instanz  nicht  beitreten.  Denn  der  Abweisung  de.s  im  .fahre  1899  gestellten 
Exekutionsantrages  kommt  nicht  die  Bedeutung  zu,  daß  der  betreibende 
GlSnUger  damit  ein  fOr  allemal  von  der  Zwangsvcrflstreckung  des  ihm  mit 
dem  Urteile  des  LG  Köhl  vom  4.  10.  98  suerkaanten  An^praeiies  in 
Österreich  ausgeschlossen  ist.  Durch  die  Erledigung  eines  Bzekutionsantrages 
wird  über  den  Anspruch  selbst  eine  Entscheidung  nicht  gefftUt,  einer  solchoi 
ürledigung  kommt  daher  materielle  Rechtskraft  nicht  zu. 

Bei  Erledigung  eines  Exekutionsantra^'es  ist  vielmehr  nur  zu  prüfen, 
ob  im  Zeitpunkte  der  Anbringung  des  Antrages  die  Bedinf2:nnf2:en  für  die  Be- 
willigung der  Zwangsvollstreckung  gegeben  sind,  und  es  ist  daher  das  Wieder- 
aabningen  eines  Bzekutionsantrages  dann  xulftssig,  wenn  die  bei  dem  frdbereii 
Anbringen  bestandenen  Hindernisse  binweggefallen  sind.  Dies  muß  auch  fttr 
deil  hier  in  Betracht  kommenden  Fall  gelten,  wenn  Beschränkungen,  die  im 
internationalen  Hechtsverkehre  für  die  Vollstreckung  ansltodisoher  Brkennt- 
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nisse  aufgestellt  sind,  hinw^^fallcn  sind  und  der  auf  diesen  Beschränkungen 
beruhende  frühere  Abweisungsgrund  nicht  mehr  Platz  greifen  würde. 

Allein  w*'!in  auch  durch  die  Verordnung  des  k.  k.  Justizministeriums 
vom  lü.  10.  04  KGBl  123  ausgesprochen  ist,  dali  bei  der  Entscheidung  Uber 
Eizekutionsanträge,  die  sich  auf  Erkenntmsfie  deutscher  Gerichte  gründen 
§  80  Ziffer  2  EO,  keine  Anwendung  zu  finden  hat  und  demzufolge  der  in 
der  Bntseheidiuig  des  k.  k.  OGH  Yom  27.  9. 99  No.  14466  (Ho  XIX  16/99/24) 
angefahrte  lediglich  auf  die  Bestimmungen  des  §  80  Ziffer  2  EO  gesttttste 
Abweisungsgrund  nunmehr  entfallen  ist.  s(»  k:uni  doch  dem  neuerlich  an- 
gebrachten Exekutionsantrage  deshalb  nicht  stattgegelteii  werden,  weil  jene 
Voraussetzungen  vorliegen,  unter  denen  geuiiili  der  MV  vom  ly.  10.  04 
BOBl  123  wegen  Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  hd  Zustellung  der  dm 
Prozeß  einleitenden  Verfügungen  die  Exdcati<»i  abgelehnt  weiden  kann  und 
nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  (§  79  EO)  auch  abgdehnt  werden 
muß.  Es  treffen  nämlich  die  reziprok  anzuwendenden  Bedingungen  des  §  828 
Ziffer  2  CPO  für  das  Deutsche  Reich  vom  17.  5.  90  zu.  wonach  die  .An- 
erkennung des  L'rteils  eines  ausländischen  (lerichtea  ausgeschlossen  ist,  wenn 
der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  auf  den  Prozeß  nicht 
eingelassen  hat,  sofern  die  den  F)n»eB  einleitende  Ladung  oder  Verfügung 
ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozeflg^chts  in  Person  noch  durch  GewtUirang 
dentaofaer  Kechtshilfe  zngestdit  ist. 

Der  dem  Exekutionsantra<.n  znirrnnde  liegende  Ezekntionstitel  ist  das 
Urteil  des  LG  Köln  vom  4.  10.  'J8,  mit  welchem  die  Verpflichteten  als 
Gesamtschuldner  zur  Zahlung  von  1(J(J(X)0  Mk.  samt  Nebensachen  an  den 
betreibenden  Gläubiger  verurteilt  wurden.  Dieses  Urteil  ist  ein  Versäumnis- 
nrtdl  und  ist  in  demselben  festgestellt,  daß  die  Verpflichteten  in  dm  Termine 
zur  mfindlidien  Verhandlung  nicht  erschienen  sind.  Sie  haben  sich  daher  in 
den  Prozefi,  welcher  zur  Entstehung  des  Exekutionstitels  führte,  nicht  ein- 
gelassen. Dieser  Annahme  steht  nicht  entgegen,  daß  in  dem  Verfahren, 
welches  zur  Erlassung  des  die  Schadenersatzpflicht  der  Widerbeklagten  dem 
Grunde  nach  feststellenden  Teilurteils  des  LG  Köln  vom  23.  12.  %  ge- 
führt hat,  die  Verpflichteten  mit  den  übrigen  Mitbeklagten  Einwendung  gegen 
den  in  der  Widerklage  erhobenen  Anspruch  Torgehracdit  haben  und  dafi  somit 
Aber  den.  Grund  des  Anspruches  eine  konttadiktorisdie  Verhandlung  statt- 
gefunden hat.  Denn  dieses  Tdlnrtcil,  welches  in  Gemäßheit  der  mit  §  89H 
Abs.  1  österr.  CPO  dem  Sinne  nach  gleichlautende  Bestimmune:  des  |J  276 
(jetzt  H04)  der  CPO  für  das  Deutsche  Reich  erflossen  ist.  kommt  für  das 
Exekutionsverfahren  nicht  in  Betracht,  wenn  auch  das  Endurteil  vom  4.  10.  98 
auf  dessen  Inhalt  Bezug  nimmt.  Dieses  „Teilurteil"  hat  nur  den  Charakter 
einer  InzidentfeststeUnng,  es  ist  nidit  Tollstreekbar  und  ebensowenig  der 
materidlen  Bechtskraft  fiUug.  Die  eigentliche  SadiTorhandlang  ist  trots  dw 
vorausgegangenen  Urteils  flbtt  den  Grund  doch  immer  die  über  den  Betrag 
des  Anspruches,  und  das  ergangene  Teilurteil  (nach  der  Terminologie  der 
Ssterr.  CPO  Zwischenurteil)  schließt  bei  Schadenersatzklagen  die  Möglichkeit 
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nicht  ans,  daB  in  dem  Veffahren  Uber  die  Höhe  des  Schadens  ein  dem  Klägw 
znstehender  Schadenbetrag  nicht  festgestellt  werden  kann.  (Siehe  Anmerkungen 
zu  27(!  CPO^in  der  von  Dr.  Struckmnnn  und  Dr.  Koch  redigierten 
Ausjfabe  S.  363  ff.  und  Anmerkuni^en  zn  §  304  im  Handkomuientar  zur  CPO 
vom  17.  5.9b  von  Dr.  Ernst  Neuka  mp  S.  250  ff.) 

Deing«n&B  kann  bei  Bearteilung  der  Frage,  ob  die  Verpflichteten  sich 
in  den  PioBe6  eingelassen  haben,  nnr  jene  Yerhandlmig  maBgehend  sein, 
welche  die  HOlie  des  SchadenersatzbctratJics  zum  Gegenstande  hatte,  somit 
dar  Termin  vom  4.  10.  i»8.  bei  dem  die  Widerbeklagten  nicht  erschienen  sind. 

Zu  dieser  Ausle^un^  des  Erfordernisses  der  Einlassung  in  den  Prozeß 
dräiii^t  auch  die  Erwägung,  daß  die  in  der  EO  normierten  Beschränkungen 
für  die  Vollstreckung  ausländischer  Erkenntnisse  den  Zweck  haben,  den  In- 
ISada  g^n  ihm  nachteilige  Besümmnngeii  analSndischer  Firosefigefletse, 
deren  Kenntnis  ihm  mindestens  »schwert  ist,  m  schtttsen,  ond  daß  daher 
deren  strenge  Auslegung  zugunsten  des  Inländers  geboten  ist. 

Haben  nun  die  Verpflichteten  sich  in  den  Prozeß  über  die  Höbe  des 
iSchadenl)etrages  nicht  eingelassen,  so  könnte  auf  Grund  des  L^rteils  vom 
4.  10.  Ü8  gegen  sie  eine  Exekution  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  die  den 
Froi^  Gleitende  Ladung  ihnen  im  Staate  des  Frose^texiohts  ^  König- 
liche Ftenßen,  in  Person  oder  mittelst  OewShmng  Ssterreidiischer  Rechts- 
hilfe zugestellt  worden  wSxe.  Dafi  dies  hinsichtlich  der  Zustellung  der  Wider- 
klage nicht  der  Fall  ist,  wurde  schon  anläßlich  der  am  lö.  4.  99  und  7.  6.  99  (?) 
(Akt  Nc  XIX  1.5/99)  eingebrachten  Exekutionsanträge  festgestellt,  und  es  ist 
vom  betreibenden  Gläubiger  auch  hinsichtlich  der  Tiadnna;  zum  Termine  vom 
4.  10.  98  der  Nachweis  nicht  erbracht  worden,  daß  dieselbe  den  Verpflichteten 
auf  die  im  §  328  Zilier  8  GFO  heieichnete  Wdse  zngeBtellt  wurde. 

Demgem&B  war  die  tob  dem  Gerichte  erster  Instans  beschlossene  Ab- 
weisung  des  Exekutionsantrages  im  Grunde  der  Bestimmungen  des  §  79  EG 
und  der  iMV  vom  19.  10.  04  RGBl  123  zu  bestätigen. 

Dem  Rekurse  konnte  somit  keine  Folge  gegeben  werden. 

Gegen  diese  Entscheidung  des  k.  k.  OLG  brachte  S.  L.  den  Revisions- 
rekurs au  den  k.  k.  OQU  ein,  in  welchem  er  ausführte: 

Ich  bekämpfe  als  irrig  einaig  und  allein  die  Annahme  des  k.  k. 
GLG,  daß  die  Gegner  sich  in  den  Proaefi  nicht  eingelassen  hfttten,  in 
welchem  das  Urteil  ergangen  ist,  dessmi  Tollstredinuig  heute  in  Osterreiofa 
erstrebt  wird. 

Das  k.  k.  OLG  zieht  den  Schluß,  daß  sich  die  Gegner  in  den  Prozeß 
nicht  eingelassen  hätten,  fälschlich  aus  dem  Umstände,  daß  das  Urteil  des 
LG  K5hi  vom  4. 10.  98  ein  Versäumnisorteil  ist. 

1.  Schon  an  und  fttr  sich  ist  dieser  Schluß  unrichtig:  Allerdings  kann 
ein  Urteil,  dem  keine  Proseflelnlassnng  des  Geklagten  Torhergegangen  ist, 
nur  ein  Versäumnisurteil  s^n,  aber  trotz  erfolgter  Prozeßeinlassong  kaon 
ein  Versäumnisurteil  ergehen,  wenn  der  Beklagte,  der  bei  einer  früheren 
Verliandlung  erschienen  ist  oder  vertreten  war,  verliandelt  hat  oder  sich 
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sonst  in  den  Prosefi  eingdassen  Imt,  bei  einer  erstreckten  oder  Tertagten 
oder  nea«^6h  angeordneten  Yeriiandinng  niclit  mehr  endieint. 

Der  YdUstreckiing  eines  Yersäumnisnrteils  aber  stellt  kein  Hindernis 

entgegen,  wenn  nnr  eine  Prozeßeinlassiirff  vorausgegangen  ist,  nnri  daß  diese 
erfolgt  ist,  wird  durch  das  Teilurteil  des  LG  Köln  vom  23.  12.  96  hiiureichend 
dargetan. 

2.  Der  Schluß  des  k,  k.  OLG  aber,  es  sei,  wenn  eine  Trennung  der 
Verhandlung  nach  Grand  and  Betrag  stattgefunden  hat,  zor  Vollstreckharkeit 
des  XJrtdls,  weiehes  den  Betrag  festeelifit,  dne  Einlassong  in  die  Yerbandlnng 
Aber  öea  Betrag  nochmals  erforderlleb,  ist  ein  Tollstftndig  nnzichtiger. 
Die  Ansicht  des  k.  k.  OLG  zerlegt  einen  Prozeß  in  zwei  Prozesse  und  er- 
findet völlig  frei  die  Notwendigkeit,  die  Ladung  zu  der  nach  §  304  (276) 
Abs.  2  der  deutschen  CPO  vom  Richter  anzuordnenden  Verhandlung  der 
Partei  zuzustellen,  während  g  176  (162)  der  deutschen  CPO  vielmehr  ganz 
aosdrücklich  bestimmt,  dafi  Zvstdlnngen,  welche  in  einem  anh&ngigen  Redits- 
streite  gescheh^i  sollen,  an  den  fQr  die  Instans  besteUten  ProseBberoli- 
mlchtigten  erfolgen  raftssen,  so  daß  sogar  die  ZnsteUung  an  die  Partei  nn- 
gflltig.  ist  —  Wilmoieski-Levi,  Petersen,  Struckmann-Koeh  etc. 
zu  §  176  (162). 

Dif'  rnvollstreckbarkeit  des  Teilurtoils  über  den  Grund  des  Anspruches, 
die  vom  k.  k.  UL<  f  richtig  erkannte  Xatnr  der  Entscheidung  über  den  Rechts- 
grund als  einer  Inzidentfeststeliung  beweisen  ja  gerade  die  Einheit  des 
auf  Grund  einer  Klage  bis  zum  sehUeBUdien  Endurteile  durchzufahrenden 
Prozesses. 

Wftre  die  Entscheidung  des  k.  k.  OLQ  richtig,  so  wflrde  sie  dahin 
ttbren,  daß  in  allen  Fallen,  wo  die  Sachlage  Trennung  der  Verhandloiig  nach 

Grund  und  Betrag  erfordert,  der  Beklagte  in  dolos  spekulierender  Wdse  in 
der  Lage  wäre,  sich  auf  den  Proz(  ß  über  den  Rechtpgnind  einzulassen,  sich 
aber  schlau  und  perfid  zurückzuziehen,  sobald  die  Entscheidung  über  den 
Rechtsgrund  gegen  ihn  ausfällt.  Das  kann  nicht  Rechtens  sein;  wer  sich 
in  einen  Prozeß  einläßt,  muß  die  Entscheidung  hinndunen,  auch  wenn  sie 
gegen  ihn  lautet. 

Um  Töllig  Idannstellen,  daß  das  deutsche  dTilprozeftncht  die  Binbrnt 

des  Prozesses  (der  bloß  ans  Zwednnäßigkeit  in  zweierlei  Verhandlungen 
zerlegt  wird)  anerkennt,  weise  ich  z.  B  darauf  hin,  daß  der  Anwalt  nicht 
für  die  Verhandlung  über  den  Betrag  nochmals  eine  Verhandlungsgebühr 
anzusprechen  hat,  er  hat  nur  auf  eine  einmalige  Verhandlungsgebühr  An- 
spruch {Freu4enthaV»eh€  Ausgabe  der  CPO  ra  g  804). 

Die  Bemerkung  des  k.  k.  OLO,  daß  zu  seiner  (eigenartigen,  jedoch 
vailig  nmichtigen)  Audegnng  des  Brf<ffdeini8se8  dw  Binlannng  ancb  die  Br- 
wigong  dringe,  daß  die  in  der  BO  normierten  Besdirtailnnigai  fSr  die  Voll« 
Streckung  ausländischer  A&enntnisse  den  Zweck  haben,  den  Inländer  gegen 
ihm  naditeilige  Bestimmungen  anslfindischer  Prozeßgesetze,  deren  Kenntnis 
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ihm  mindestens  erschwert  ist,  zu  schützen  und  daß  daher  deren  strenge 
Auslegung  zugunsten  des  Inländers  gelioten  sei  —  ist  doppelt  falsch: 

Erstens  ist  keine  Bestimmung  der  deutschen  CPO  in  Frage,  die  dem 
Fremden  ab  Bolohen  mehr  nachteilig  wüie  als  dem  Deateohen  —  anch  mcht- 
dentecfae  mttnen  schließlich  Proiesie  Tcrlieren  kSnnea!  Zweitens  ah«r  handelt 
es  sich  um  gar  keine  Bestimmung  der  deutschen  CPO,  die  von  der  östeir. 
CPO  verschieden  wäre.  Auch  die  östcrr.  CPO  hat  nur  eine  einheitliche 
Streiteinlassung  für  den  nach  Grund  und  Betrag  zur  Verhandlung  getrennten 
ProzeÜ,  und  es  ist  nicht  abzusehen,  welche  Kenntnis  deutschen  Bechts  fUr 
den  österrddior  nötig  gewesen  vlr^  um  ihn  gegen  den  Verlast  des  FTMesses 
ni  Bdifttsen.  Stnagfi  maß  das  Gesets  avsgelegt  werden,  aber  anch  gegen 
den  österreidier  zn  dessen  Qnnsten  nidit  üntnsdieidnngmi  nnd  Feinheiten 
erfunden  werden  dürfen  um  ihn  gegen  Exekutionen  zu  schützen,  die  er  sich 
nach  dem  Gesetze  gefallen  lassen  muß,  wenn  er  nicht  freiwillig  zahlt. 

Der  k.  k.  OGli  wies  den  Bevisionsrekurs  mit  Entscheidung  vom 
26.  4.  05  Z.  6925  ab: 

Begrttndnng. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  durch  di»  MV  vom  19.  10.  04  RGBl  123 
die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §  80  Ziffer  2  EO  gegenüber  dem  Deutschen 
Reich  außer  Wirksamkeit  gesetzt  worden  ist,  ist  lediglich  zu  prüfen,  ob  im 
Gegenstandsfalle  die  reziprok  anzuwendenden  Bestimmungen  des  §  328  der 
deutschen  CPO  die  Anerkennung  des  vorliegenden  Urteils  des  LG  Köln  vom 
4. 10. 98  hiefsalande  nilassen. 

Daß  die  Ladung  der  Finna  St,  weder  in  dem  Staate  des  Froseßgerlchts 
in  Person  noch  durch  Gewährung  der  Rechtshilfe  in  Österreich  zugestellt 
wurde,  steht  angesichts  der  Bestätigung  des  LCl  Köln  vom  5.  5.  99, 
wonach  die  Widerklage  dem  Prozeßbevollmächtigten  der  Widerbeklagten, 
Rechtsanwalt  Justizrat  Sch.-P.  in  Köln,  zugestellt  worden  ist,  außer  Zweifel. 
Es  eorflhrigt  stnnit  nor  die  Lösung  der  Frage,  ob  die  Firma  St.  im  Sinne 
der  besogenen  Gesetaesstellen  sich  in  den  Pnweß  eingelassen  hat  Dieo  wurde 
Tom  BeinirsgeEiehte  mit  Recht  Temeint,  weil  diese  Finna  awar  als  Hit* 
U&gerin  an  dem  wider  L.  dt  Co.  und  Konsorten  wegen  Patcntverletzung 
angestrengten  Rechtsstreite,  der  mit  der  unterm  2.3.  12.  9fi  erfolgten  Kluge- 
abweisung  und  gh  irhzpitigen  Verurteilung  der  Klüger  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Widerbeklagte  zum  Schadenersätze  dem  Grunde  nach  beendet  worden  ist, 
teügencmmen,  jedoch  an  der  Streitveiliandlnng,  wekdie  dem  Veisftnmnisnrteil 
Tom  4. 10. 98  sngrande  Uegt»  sich  nicht  beteiligt  hat^  weil  somit  eine  Streit^ 
einlassung  in  jene  Verhandhing,  welche  die  Festsetznng  der  Schadoihöhe) 
also  das  in  Exekution  zu  ziehende  Urteil  betrifft,  nicht  TOrUegt.  ffiernach 
erweist  sich  der  Bevisionsrekois  als  onbegrflndet. 

Anm.:  Zn  den  vorstehend  mitgeteilten  Beschlflssen  Österreichischer 

Gerichte  sind  folgende  Bemerkungen  zu  machen: 

1.  Die  nach  der  MV  vom  19. 10.04  ergangenen  Entscheidungen  sind 
TerieUt»  soweit  sie  sich  aof  §  388  No.  2  der  dentsdi»!  CPO  berofen,  weil 
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hier  voraosgesetzt  wird,  daß  sich  der  Belilagte  auf  den  Prozeß  nicht  ein- 
gelassen hat,  die  weitere  mflndlicbe  Verhandln  n  ^  aber,  in  welcher  der  Wider- 
beklagte ausblieb,  nicht  der  Proz*  ß  ist  und  st  iu  Ausbleiben  im  späteren 
Termin  die  vorangegangene  Einlassung  auf  den  Prozeß  nicht  beseitigt.  Daß 
die  in  einem  früheren  Termin  vorangegangene  Eünlassnng  dem  Versäniniiis- 
urteil  nicht  im  Wege  steht,  kann  nicht  die  Tatsache  der  Einlassung  auf  den 
Prozeß  ungeschehen  machen.  Auch  ist  die  Voraussetzung  von  g  328  No.  2 
nicht  etwa  schon  erfüllt,  wenn  die  Einlassung  auf  den  Prozeß  in  der  einen 
oder  anderen  Richtung  unvollatftndig  war,  sondern  die  Voraussetzung  ist,  daß 
überhaupt  ir^v  kein»  Einlassung  auf  den  Prozeß  stattgefunden  habe  und 
diese  Vorauh.sttzung  i.st.  wie  gezeigt,  nicht  erfüllt. 

2.  E.s  fällt  auf.  dalj  von  keiner  Seite  die  Bigeiuchaft  des  TOllttiecknngs- 
bedürftigen  Urteils  als  eines  im  Wider klageprozeß  ergangenen  Urteils 
berücksichtigt  wurde.  §  328  No.  2  der  deutschen  CPO,  auf  welchen  sich  die 
österreichischen  Entscheidungen  stützen  wollen,  spricht  von  der  den  „Prozeß 
einleitenden  Ladung  dder  Verfügung'"* .  Der  Widerklagcprozeß,  in  welchem 
das  fragliche  Versäumnisurteil  erging,  wird  aber  nicht  durch  eine  Zustellung 
oder  eine  Verfflgong  sondern  dnrcn  Vortrag  der  Widerklage  in  der  münd- 
lichen Verhandlung  eingeleitet  i§  281  d.  deutschen  CPO;  ebenso  östcrr.  CPO 
§  232  Abs.  2);  wenn  eine  Widerklageschrift  zugestellt  wird,  wie  es  im  vor- 
Uegenden  Falle  geschah,  so  hat  diese  Handlang  nur  den  Zweck  und  nur  die 
rechtlicln  Bedeutung  die  Verhandlung  vorzubereiten,  nicht  al>er 
die  Bedeutung  den  Prozeß  einzuleiten.  Hier  haben  also  die  österreichischen 
Gerichte  nicht  nur  die  Begriffe  „Prozefi*  nnd  „Vcrhandlnng*  sondern  auoh 
die  Begriffe  .einleiten"  und  vorbereiten"  verwechselt.  Auch  aus  diesem 
Grunde  kann  daher  §  328  No.  2  im  vorliegenden  Falle  nicht  verwertet  werden. 
Es  ist  in  dem  zn  beurteilenden  Widerklageprozeß  nicht  eine  diesen  Prozeß 
einleitende  Ladung  weder  dem  Widerbeklagten  in  Person  noch  durch 
Gewährung  der  Rechtshilfe  zugestellt  w<trden,  sondern  der  Prozeß  war  über- 
haupt üline  Lailung  einzuleiten,  ein  Fall,  doi  §  828  der  deutschen  CPO  gar 
nicht  berührt.  Da  der  Widcrklageprozeß  ein  anderer  ist  als  der  Prozeß  über 
die  Klage  kann  die  Voraussetzung  des  328  No.  2  im  vorliegenden  Falle 
auch  nicht  dadurch  erfüllt  worden  sein,  daß  die  Klage  nicht  dem  Beklagten 
in  Person  zugestellt  wurde,  der  Beklagte  ist  ja  als  Widerkl&ger  Sieger  im 
Widerklageprozeli;  die  Form,  in  welcher  ihm  seinerzeit  die  Klage  mitgeteilt 
worden  war,  kann  daher  keinen  Einfluß  auf  Rechtskraft  und  Vollstreckung 
des  im  WiderUageproB^  «rgHagenen  Urtdls  haben. 

KUinfelUr  (Kiel). 

Ungültigkeitserklärung  der  von  einem  ungarischen  Staate- 
angehörigen mosaischer  BeUffUm  mit  einer  katholischen 
Österreicherin  in  Unffom  geschlossenen  CivHehe» 

Oa  ff  28.6.04  (Z.9626J, 

Armin  A.  und  Johanna  A.  geborene  B.  haben  am  28. 2. 99  vor  dem 

Hatrikelführer  in  Zsolna  (Ungarn)  eine  Clvilehe  geschlossen.  Armin  A., 
gegenwärtig  österreichischer  Staatsbürger,  war  zur  Zeit  der  Eheschließung 
ungarischer  Staatsbürger  und  mosaischer  Religion,  Johanna  A.  war  katholisch 
und  österreichische  Staatsbürgerin. 

Das  Gericht  erster  In  st  ans  hat  diese  Ehe  als  nngflltig  erUftit. 
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E  n  t  s  c  h  f  i  (I  u  n  g  s  r  ü  n  il  e. 
Nach  §  4  des  a.  b.  üB  bleiben  ätaatäbürger  auch  in  Handlungen  und 
Oeschfiften,  die  ne  luiBer  dm  Staatai^biet  yomehmen,  an  die  dttemicbisoheii 
Oesetse  insoweit  gebiuiden,  als  ilne  penOnliche  FUiiglcdt,  sie  ta  imteineliinen, 
dadurch  eingeschränkt  wird,  und  als  diese  Handlnngwi  und  Geschäft«  zugleich 
in  diesen  Ländern  reclitliolie  Fttl^'cn  hervorhririL'fti  Hollen.  Diese  gesetzliche 
Bestimmung  botrifft  ni(  ht  bldß  persönliche  ilandlungsfähigkeit,  sondern  über- 
haupt die  Fähigkeit  zu  gültigen  Rechtsgeschäften,  insbesondere  zur  £he- 
schlieüunK'. 

Zur  Zeit  der  Eingebung  der  am  28.  2.  ÜU  in  Zsolna  mit  Armin  A. 
nach  «ngarisofaem  Cäyiiiecht  geschloasaiea  (Xvildie  war  nun  JohoMna  A, 
katholiacber  Rdigion  und  Osterreidiische  Staatsbfli^erin,  wog^m  Armin  A. 

mosaischer  Religion  war.  Da  Johanna  A.  als  österreichische  Staatsbürgerin 
an  lisTcrreichische  Gesetze  gebunden  war.  stand  der  Eheschlicljuni,'  das  Ehe- 
hindernis der  Religionsverschiedenheit  nach  ij  (U  a.  b.  GB,  wi>n;uli  Ehevorfräge 
zwischen  Christen  und  Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion 
bekennen,  nicht  gültig  eingegangen  werden  können,  entgegen,  und  ist  damit 
die  gesdilosBOie  Ehe  ungültig. 

Das  Bernfnngsgerieht  bat  der  Berafong  des  Ehebaadverteidigers 
keine  Ftolge  gegeben,  das  erstrichterlidie  Urteil  vielmehr  bestttigt 

Entscheidungsgründe. 

Die  lkstätigung  des  angefochteneu  ürteiles  erfolgte  aus  den  demselben 
beigegebenen,  dem  Gesetze  entsprechenden  Orflndoi. 

Eine  onrichtige  rechtliche  Benrteilung  der  Sache  kann  in  der  Tatsache 
nicht  erkannt  werden,  daß  eine  In  Ungarn  gütige  Bbe  hitttands  als  miglUt^ 
crklirt  worde,  weil  Aber  die  Qttltigkeit  des  Bhevertrages  eine  Teisdiieden- 
artlge  Gesetzgebung  besteht  nnd  Johanna  A.  bei  Eingehung  der  Ehe  öster- 
reichische Staatsangehörige  war,  sonach  in  ihren  Handlungen  und  Geschäften, 
die  sie  außer  dem  Staatsgebiete  vornahm,  an  die  ö8t<'rrei('hischen  (iesetze 
gebunden  war,  welche  im  §  64  a.  b.  GB  durch  die  Bestimmung,  daü  Ehe- 
Yertrige  iwisdien  Ouisten  nnd  Fersonen,  wehdie  sich  nidit  nr  duistUdien 
Rdigion  bekennen,  nicht  gttttig  eing^angen  werden  kOnnm,  —  die  persön- 
liche Fihigkdt  der  Johamna  A,,  sie  an  nntemehmen,  einschrtekt 

Der  Bherertrag,  welcher  dm  Gegenstand  dieser  Untersndmng  bildet, 

ist  nach  österreichischen  Gesetzen  nngttltig,  und  Johanna  A.  wurde  durch 
diesen  ungültigen  Vertrag  vom  Standpunkte  dieser  Gesetze  nicht  ungaxisdie 
Staatsangehörige. 

Der  Oberste  (lerichtsh  u  f  h.it  der  Revision  des  Ehebandverteidigers 
unter  Verweisung  auf  die  richtige  Begründung  der  untergerichtlichen  Urteile 
keine  Folge  gegeben,  jedoch  diese  Urteile  dahin  beriehtigt,  daß  die  Ungültig- 
keit der  in  Rede  stehenden  Ehe  für  den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertretenen 
K9nigreiehe  nnd  Linder  ansgesproehen  wurde. 


Digitized  by  Google 


372 


Kechtsprechung, 


OngüUigkeit  der  sncischen  einem  österrekher  und  einer  Un- 
garin in  Ungarn  nach  evang.  BOus  geaMaasenen  Eke  trot» 
der  in  Ungarn  erfolgten  Trennung  der  ersten^  nach  ka&t. 
EOus  in  Österreich  gesckhasenen  Ehe  der  Gattin,  sobald 
deren  erster  Gatte  noch  am  Leben  ist. 

OGH  r,.  7.  04  (Z.  Hirn). 

Die  katholische  Lenpoldine  N.  wurde  am  2H.  ö.  57  mit  dem  katholischen 
österr.  Staatsbürger  Josef  D.  in  Wien  nach  röm.-kath  Ritns  getraut.  Diese 
Ehe  wurde  mit  rechtskräftigem  Urteile  des  fürsterzbischoflichen  Ehegerichtes 
in  Win  mm  28. 10.  66  ans  Verschulden  der  Ehegattin  zeitlich  geschieden. 
Am  11.  5.  78  ist  Leepoldtne  D.  geb.  N.  in  die  eraogeliacihe  Kitehe  H.  & 
flbergetreten  und  im  Oktober  deeielben  Jabres  wnide  ihr  die  anganaclie 
Staatabttigerschaft  verliehen. 

Laut  des  Urteiles  des  Ehegerichtshofes  der  ev.-ref.  Diöcese  Klausenburg 
vom  23.  8,  7H  wurde  die  am  28.  10.  65  auf  unbestimmte  Zeit  ausgesprochene 
Separation  für  Leopoldine  N.  verehelichte  D.  in  endgültige  Trennung  ah- 
gelodert. 

Lwpoldlm  N.  iMt  abbin  am  17. 2. 74  mit  dem  taten.  StaateaagehBrigen 

mosaischer  Religion,  Friedrich  S.^  welcher  Jedodi  am  28.  1.  74  zur  evan- 
gelischen Kirche  A.  B.  übergetreten  ist,  zu  üntereebfitaen  (Ungarn)  nach 
evangelischem  Ritus  eine  zweite  Ehe  treschlossen. 

Beinahe  80  Jahre  nach  der  Eheschließung  zwischen  Friedrich  S.  und 
Leopoldine  S.  wurde  wegen  dieser  Ehe  eine  Anzeige  ersuttct  und  wegen 
UnteEBoebiuig  der  Gflltigkdt  dieser  Bbe  das  Yerbbren  ongdeitet 

Die  wegen  des  Verbrechens  der  sweifadien  Bbe  gegen  Friedrich  und 
Leepoldine  S.  eingeleiteten  Vorerhebungai  worden  eingestellt. 

Das  LG  in  Wien  hat  die  zwischoi  F'rieärich  8,  nnd  Leopoldine  S, 
geschlossene  Ehe  als  ungültig  erklärt 

Entscheidun^strrUnde. 

Friedrich  S.  ist  österreichischer  (Staatsangehöriger  und  die  von  ihm  mit 
Leopoldine  S.  geschlossene  Ehe,  welche  im  Inlande  rechtliche  Folgen  hervor- 
bringen soll,  ist  naoh  äm  Asterrdchisehmi  Oesetaen  sa  beurtetlen.  Die  Ehe- 
gattin des  frieärüük  S.,  LeopoUUne  S.  geb.  war  Torher  mit  Jotef  D. 
nach  römisch-katholischem  Ritus  getraut  nnd  wurde  Leopoldine  If.  verebe- 
lichte  D.  infolge  der  Stellung  ihres  Maonea  durch  die  Verebelichong  ttster^ 
reichische  Staatsangehörige 

Durch  die  mit  Urtril  dts  fürsterzbischiifliclKn  Ehegerichtes  erfolgte 
zeitweise  Scheidung  der  zwischen  Jo&e/  und  Leopoldine  D.  geschlossenen  Ehe 
erfolgte  keine  Auflösung  dieser  Ehe.  Diese  AoflSsnng  erfolgte  anob  nicht 
dorob  den  naebhm  erfolgten  Obratritt  der  £eopof<f Am  2>.  aar  eTangelisohen 
Kir<  hi ,  110  h  durch  die  Erlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  noch 
durch  das  Erkenntnis  des  Ehegerichtshofes  der  eTang.-ref.  Dittaese  Klaoseak^ 
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bürg.  Beide  Ehfigattra  lA»^  and  Leopoldine  Z>.  haben  ihzeo  ordentlichen 
Wohneite  in  Österreich  und  könnte  fttr  die  Frage  der  Lösbarkeit  dieser  in 

österreicb  geschlossenen  Ehe  nur  ein  österrdchisches  Gericht  zuständig  sein. 
Das  Klausenburger  Erkenntnis  hat  überdies  nur  bezflglich  der  Ehegattin 
Leopoldine  D.  die  au.sgesprochene  Separation  in  endgültige  Trennung  ab- 
geändert und  für  eine  glücklichere  Ehe  befreit,  hingegen  das  eheliche  Band 
bezaglich  des  Ehemannes  Josef  D.  nnberOhrt  gelassen,  so  daß  durch  dieses 
Erkenntnis  andi  nicht  eine  gtnzlicfae  AnfUtsnng  der  Ehe  erfolgt  ist 

Diese  JEb/e  iet  in  den  für  deren  rechtliche  BourteOnng  im  Inlande  allein 
maßgebenden  Standesregistern  noch  immer  als  zu  Recht  bestehend  eingetragen 
und  ein  österreichisches  Gericht  hat  diese  Ehe  nicht  als  ungültig  erklärt. 

Diese  Ehe  ist  aber  nach  österreichis»  hem  Gesetze  unauflöslich,  weil  beide 
Eheteile  zur  Zeit  der  Eheschließung  der  katholischen  Kirche  angehörten  und 
ein  naohtrigUdi  erfolgter  Religiunswechael  und  selbst  eine  nachträglich  erfolgte 
Änderong  der  dsteneidiischen  StaatsbOrgersdiaft  dnes  oder  beider  Eh^tten 
fttr  die  Beorteihing  der  reditlicliflii  Wirkungen  dieser  Ehe  völlig  nnait- 
scheidend  ist. 

Zur  Zeit,  als  Leopoldine  D  mit  Friedrich  S.  eine  zweite  Ehe  einging, 
war  und  ist  heute  noch,  deren  rechtmäßiger  Ehegatte  Josef  D.  am  Leben. 

Ein  Weib  darf  aber  nur  mit  einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  vermählt  sein. 

Der  sveiten  Ehe  der  Leop&Hine  D.  geb.  N.  stand  daher  das  öffentlidie 
Ehehindemis  des  Vestdienden  Ehebandes  entgegen  nnd  mnBte  deshalb  diese 
iihe  als  ungültig  erklärt  werden. 

Der  Bemfung  der  beiden  Ehegatten  und  des  Ehebandverteidigers  wnrde 
keine  Folge  gegeben,  das  österreichische  Urteil  vielmehr  bestätigt. 

Entscheid  11  ngsgr  finde. 

Das  Berufungsgericht  erachtet  die  Frage  der  Gültigkeit  der  zwischen 
FriedHoh  S.  nnd  Leopoldino  S.  geschiedenen  JD,  geschlossmen  Ehe  seitens 
äiw  Gerichtes  erster  Instans  für  richtig  gelöst  nnd  die  von  den  Berofongs- 
werbem  gegen  die  Bicfatigkeit  dieser  LOsong  Yorgebrachten  Bedenke  für 
nicht  begründet. 

Zunächst  handelt  es  sich  darum,  nach  welchen  Gesetzen  die  Gültigkeit 
vorliegender  Ehe  zu  beurt(  ik  n  ist.  ob  das  österreichische  oder  ein  ausländisches 
Kecht  zur  Anwendung  zu  kommen  hat 

Bs  steht  fest,  daß  SHedrieh  S.  rar  Zeit  der  in  Ungarn  erfolgten 
SehUeAang  der  Ehe,  deren  Gfllt^kelt  amtswegig  vntersnoht  wird,  österr^chi- 
sdber  Staatsbürger  war,  während  die  Leojpoldim  S.  hexeütB  das  ungarische 
Staatsbürgerrecht  erworben  hatte. 

Nach  §  87  a.  b.  GB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  Ausländer  mit  Unter- 
tanen dieses  Staates  im  Auslande  vornehmen,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes 
zu  beurteilen,  wo  das  Geschäft  abgeschlossen  worden,  bei  dieser  Gesetzesstelle 
Ist  $  4  a.  b.  GB  bezogen,  nach  weldiem  Östmeichische  Staatsbürger  auch  im 
Anslaode  hinsichtlich  ihrer  persönlichen  Fähigkeit  an  Handinngen  nnd  Ge- 
schiften an  die  flsterrdchlschen  Gesetie  gebunden  bidben.  Es  ist  nun  sweifollos, 
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d;ili  Friedrich  S.  bei  Bestand  der  §§  62  und  III  a.  b.  GB  im  Inlande  nicht 
fähig  ist,  die  Ehe  mit  einer  diemaligoi  Katholikin,  deren  nach  katholisdiem 
Bitns  angetraater  Ehegatte  noch  leht,  einsngdien;  nach  den  ohen  zitierten 
§§  37  ond  4  a.  b.  OB  haftet  ihm  diese  Unffthigkrit  auch  im  Anelande  an. 

Aber  selbst  wenn  man  von  der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Eheschließung 
absieht  und  nur  dio  objektive!  Seite  der  Rechtsgeschäfte  (beider  Eheverträge), 
die  in  Bctraclit  kommen,  ins  Auge  faßt,  gelangt  man  ztt  dem  gleichen  Resultate 
der  Unzulässigkeit  der  zweiten  Eheschlieiiung. 

Weder  in  Üsterroich  noch  in  Ungarn  ist  eine  Doppelehe  gestattet,  hier 
wie  dort  hat  die  Gültigkeit  einer  zweiten  Ehe  znr  Yorannetzung,  dafi  das 
Band  der  ersten  aufgelltet  ist. 

Nnn  kommt  allcrdinga  eine  Diskiepans  swiedien  den  Qeaetzgebnngen 
beider  Staaten  in  der  Richtung  zum  Vorscheine,  daß  sie  hinsiehtlieh  der 
Statnierung  der  AuflösungsgrUnde  einer  rechtegflltigen  Ehe  teilweiee  Ton  Tet> 
schiedenen  Grundsätzen  ausgehen. 

Allein  es  ist  selbstverständlich  i§  4  a.  b.  GBi,  daß  die  Frage,  ob  die 
erste  Ehe,  die  zwischen  österreichischen  Staatsbürgern  auf  österreichischem 
Gebiete  (nach  kath.  Bitns)  geschlossen  wurde,  au|gel9st  ist  oder  nicht,  vcm 
einem  Sstevreichischen  Gerichte  fttr  das  Gebiet  des  Üsterreichiscbra  StaatM 
nur  nadi  österreichiBoIiem  Bechte  benrteüt  werden  kann. 

Nach  österreichischem  Rechte  ist  aber  die  zwischen  Katholiken  ge- 
schlossene Ehe  bei  Lebzeit4?n  des  anderen  Gatten  unauflöslich  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  etwa  später  ein  Glaubenswechsel  stattgefunden  hat  und  soweit 
das  Herrscitaftsgebiet  des  österreichischen  Rechtes  in  Frage  kommt,  auch  ohne 
Rflcksicht  darauf,  ob  eine  Jindemng  dw  StaatäbtbEgenduA  efans  der  Tutrsg- 
schlieBendm  Teile  eingetreten  ist  Ja,  auch  nach  dm  GcandsKtaen  des  I.P.R. 
und  der  Bestimmung  des  !^  37  a.  b.  GB,  die  von  den  Berufungswerbem  zu 
ihren  Gunsten  ins  Treffen  geführt  wird,  ist  nicht  bloß  hinsichtlich  Form  und 
Inhalt,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  eines  Geschäftes  das  oberste 
Prinzip:  „locus  regit  actum"  und  es  kann  dem  Erwerbe  einer  neuen  Staats- 
bürgerschaft keine  rückwirkende  Kraft  iunsichtlich  der  Kechtsfulgeu  der  unter 
der  Herrschaft  eines  anderen  Gesetzes  geschlossenen  priratrechtlioben  Vertr&ge 
beigemeesen  wraden. 

Da  demnadi  die  Frage  dw  Gültigkeit  der  erstsD  Ehe  der  Lwptilätne  S. 
im  bejahenden  Sinne  gelöst  erscheint,  steht  der  Gültigkeit  der  zweitm  (▼er- 
liegenden) Ehe  die  Bestimmang  der  §§  62  und  III  a.  b.  GB  entgegen. 

Der  im  §  62  a  b.  GB  ausq:esprochene  Grundsatz,  daß  ein  Mann  nur 
mit  einem  Weibe  und  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  vermählt  sein  darf, 
gilt  jedoch  nicht  nur  hierlands,  sondern  überall  für  christliche  Ehen. 

Das  Klausenbnrger  Erkenntnis  entspricht  wohl  nicht  dem  obenerwähnten 
im  §  37  a.  b.  6B  zum  Ausdrucke  gebrachten  Grundsatze  und  kann,  abgesehen 
daTon,  daß  es  nur  eine  einseitige  Trennung  der  ästen  Ehe  dar  Ltopoldine  S. 
ausspricht,  schon  mit  Rflcksieht  auf  die  Bestimmung  des  §  81,  3  der  aster- 
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reichiseheu  Exekulionsordnnng  für  die  nunnulir  ergebende  Entscheidung  des 
österreichischen  Gerichtes  nicht  maßgebend  sein. 

Wenn  gegen  die  Ottltigkeit  der  BeBtimmmig  des  g  III  a.  b.  OB  Art.  14 
des  Staatsgnmdgetetxee  Tom  21. 18. 67  ROBI  No.  148  herangezogen  wird,  so 
ist  za  bemerken,  daß,  wenn  man  dayon  absieht,  daß  diese  grundsätzlichen 
Bestimmungen  des  Staatsgrundgesetzes  keine  Dispositive,  dem  Inhalte  des 
§  III  a.  b.  GB  derogierende  Anordnung  enthalten,  schon  der  Umstand  der 
obenerwähnten  Ansicht  der  Berufungswerber  entgegensteht,  daß  durch  das 
der  Pablikation  des  Staatsgrundgesetzes  nachfolgende  Gesetz  vom  25.  ö.  68 
BGBl  No.  47  das  «weite  Haaptstflek  des  a.  b.  GB  wieder  in  seine  frttlien 
Wirksamkeit  eingesetzt  wnrde,  ohne  dafi  hierbei  §  III  a.  b.  GB  einer  Änderung 
miterzogen  worden  wäre  und  daß  spätere  Anregungen,  die  auf  dne  solche  An- 
derang  abzielten,  erfoltrlns  blieben. 

Der  OGH  hat  der  Revision  der  beiden  Ehegatten  und  des  Eheband- 
vertcidigers  unter  Verweisung  auf  die  dem  (lesetze  und  der  Sachlage  voll- 
kommen entsprediende  Begründung  des  angefochtenen  Berufungsurteiles  keine 
Folge  gegeben. 

JHe  österreichischen  Gerichte  dürfen  das  Änauchen  eines 
ungarische»  Gerichtes  um  ExekuiionswIUnig  nur  dann  ab- 
lehnen, wenn  die  Leistung,  die  erzicungen  icerden  soll,  mit 
einem  inländischen  verbietenden  Gesetee  koUidiert. 

OaH  6. 9.  04  (Z.  9977), 

Das  P  r  0  z  e ß g e rieht  bat  in  der  Rechtssache  des  A,  in  Wied,  Klftgers, 

gegen  B.  in  GyiJr  (Ungarn),  Beklagten,  wegen  Unwirksamkeitserklärung  und 
Unznlässigkeit  der  Exekution,  —  die  vom  kgl.  ung.  GH  als  Wechselgericht 
in  Györ  mit  Bescheid  vom  21.  1.  Ol  hewilli|rte  Exekution  hierlands  für  un- 
wirksam erklärt,  —  dagegen  die  rsichtigerklarung  des  Summarbescheides  des 
genannten  GH  vom  87. 9.  86  abgelehnt 

Tatbestand. 

Kllger  beantragte,  daß  die  wider  ihn  vom  Beklagten  erwirkte,  vom 
kgl.  ung.  GH  als  Wechselgericht  Gytlr  mit  Rescheid  vom  21.  1.  04  auf  Grund 
des  dortgerichtlichen  rechtskräftigen  Summarbescheides  vom  27.  D.  86  bewilligte 
Exekution,  die  hiergerichts  vorgenommen  wurde,  für  unwirksam  erklärt,  die 
Nichtigkeit  des  angeführten  Summarbescheides  ausgesprochen  und  ihm  Kosten- 
ecsati  zugesprochen  werde.  —  Der  Sachverhalt  ist»  soweit  nnbestritteo, 
folgender:  KlKger  ist  nngarisdier  Staatsbürger;  don  Snmmarbescfaeide  vom 
27.  9.  86  liegt  ein  vom  Kläger  als  Aussteller  und  Blankoindossent  in  Ungarn 
unterfertigter  Wechsel  d.  d.  Oyör  den  19.  1.  86,  fällig  gestellt  auf  den  VI  4  86, 
zu  Grunde  und  war  Kläger  zur  Zeit  des  Wechselskripturaktes  Kadett  des 
Hasarenregiments  No. ...  —  Auf  Grund  des  genannten  Summarbescheides 
ist  sdion  im  Jahre  1901  dne  Gehaltsezekntion  gegen  Um  Kläger  ebenfalls 
Ton  diesem  Beklagten  erwirkt  nnd  durchgefOhrt  wordm.  —  Ferner  hat  EUlger 
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in  Beantwortung  eines  Schteibene  eines  Vertr^en  des  BdcUgten  dansdben 
mit  Brief  d.  d.  Wien  18. 10. 00  erklärt,  daS  er  nnr  Girant  sei  nnd  fttr  andwe 

zu  zahlen  nicht  in  der  Lage,  insolange  seine  Verhältnisse  als  kleiner  Beamter 

sich  nicht  ändern  und  sich  im  Mai  1901  infolge  Intervention  seines  Vor- 
gesetzten zu  Kateuzablougen  an  den  Beklagten  per  40  K.  monatlich  ver- 
standen hat. 

Bestritten  verbleiben  folgende  Umstände: 

1.  Die  Behauptung  des  Klftgers,  dafi  «t  nach  der  erwShnten,  Ton  ihm 
gemachten  Zusage  der  Zahlung  Ton  40  K.  monatlich  den  (sdther  Tecstorbenoi) 

Wiener  Advokaten  Dr.  Jf.  mit  der  Erhebung  von  Einwendung^  betraute, 
weil  dieses  Zalilungsverspitchen  nur  unter  dem  Drucke  seines  Voigesetsten 
abgegel>en  wurde. 

2.  Die  Behauptung  des  Beklagten,  daü  im  Januar  1901  eine  Mobilar- 
exekntion  von  ihm  beim  Kläger  vorgenommen  wurde;  Kläger  konnte  sich 
nur  erinnern,  daß  im  Jahre  1901  ein  SolUxitator,  nicht  auch  ein  Vollstieckungs- 
organ  bei  ihm  ersdiien  nnd  stellte  der  Bldhter  fest,  daB  laut  B-Begister  der 

Vollzug  einer  derartigen  Exekution  abgelehnt  wurde.  —  Vertreter  des  Be- 
kla'jten  beantragte  drslialb  Einvernehmung  seines  .'^nllizitators  und  des  Voll- 
streckungsurganes  als  Zeugen.  —  Auf  Grund  dieses  Sachverhaltes  stützte 
Kläger  seinen  Sachantrag  darauf,  daB  er  zur  Zeit  der  Wechselaussteliung 
minderjährig  war  und  außerdem  dem  militärischen  Mannschaftsstande  an- 
gdiSrte. 

Bntscheidungsgrttnde. 

Die  Klage  geht  auf  Versagung  d«  von  einem  ungarischen  Gerichte 
bewilligten  Exekution  mangels  der  Voraussetzungen  des  §86  EO;  für  solche 
Klagen  ist  die  Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  laut  Art.  TV  der  JMV  vom 
1'6.  12.  97  RGBl  lio.  285  klar  begründet,  da  mit  dieser  Klage  über  die  Frage 
der  Gesetsmftfiigkeit  des  Yolhniges  einn  von  einem  ungarischen  Gerichte  be- 
willigten Bxdcution  entschieden  werden  soll. 

Da  $  86,  Zilfer  8  SO  nur  §  81,  Ziffer  2—4  EO,  nicht  aber  g  81, 
Ziffer  1  EO  zitiert,  ist  die  Gesetzmäßigkeit  des  Verfalirens  vor  dem  ung. 
Gerichte  bei  Schaffung,  des  ExekntionstiteLs  hiergeriehtlioh  nicht  mehr  zu 
untersuchen  und  daher  irrelevant,  ob  Kläger  vor  dem  ung.  Prozeßgerirhtc 
gegen  die  Wechselzahlungsauflage  (d.  i,  Summarbescheid  vom  27.  9.  H6)  die 
Einwendung  seiner  Minderjährigkeit  und  seiner  WechselunfBbigkelt  als  Kadett 
vorgebtacfat  hat  oder  nicht  und  ob  bcijahendenfalls  nach  ung.  Rechte  diese 
Einwendungen  Erfolg  haben  konnten. 

Da  demnach  die  Gesetzmäßigkeit  des  vor  dem  ung.  Gerichte  statt- 
geiondenen  Verfahrens  einer  Prüfung  durch  österr.  Gerichte  entzogen  ist.  so 
kann  auch  niemals  ein  österr.  Gericht  in  die  Läse  kommen,  über  die  Gültig- 
keit eines  ungarischen  Exekutionstitels  zu  erkennen;  hierüber  war  deshalb 
ein  Ausqprudi  absnlehnen  (g  42  J.  N.);  eine  fSnnliche  Umnistindigkelts- 
erklftmng  war  in  dieser  Bichtung>nnnOtig,  da  im  übrigen  fttr  diese  Rechts- 
sache die  bingerichtliehe  Zuständigkeit  gegeben  ist  und  die  Ablehnung  des 


Digitized  by  Google 


Österreich. 


377 


Ansspraches  Aber  di«  Siehtigkeit  des  SonmuurlMfldiddefl  Tom  S7.  9.  86  die 
meiitale  Entsdieidimg  lietNlIeiid  die  Wirkmig  der  auf  ihn  beaiertai  BzekntlonB- 
hewiUigimg  in  Österreich  nicht  tangiert  oder  derselben  pr&jadiziert 

Es  liegt  der  Versagungsgrund  des  §  81,  Z.  4  EO  vor;  denn  es  soll 
entgegen  der  kaiserl.  V.  vom  3.  7.  52  R(iBl  No.  138,  welche  die  Mannschaft 
des  streitbaren  Standes  —  Kläger  gehörte  zur  Zeit  der  Wechselausstellung 
als  Kadett  dem  Mannscbaftsstande  an  —  als  nicht  wechselfähig  erklärt,  ein 
AnBBpmeh  sor  Verwirldichimg  gelangen,  welchem  doich  das  inllndiocthe  Oe- 
setx  im  Ldaade  ans  GUbuden  der  dflentliohen  Ordnnng  die  Oflltigkeit  Tersagt 
ist  DaB  die  kaiserl.  Y.  vom  3.  7.  52  RGBl  No.  138,  welche  allerdings  in 
Ungarn  nicht  mehr  gilt,  auf  ausländische  und  somit  auch  ungarische,  dem 
gemeinsamen  Heeresverbande  angehfJrige  Staatsbürger  in  Österreich  Anwendung 
findet,  gleichviel  was  in  dieser  Hinsicht  das  Wechselrecht  des  Heimatstaates 
der  betreffenden  Militärperson  normiert,  ist  stets  anerkannt  worden. 

Da  mit  der  kaiserl.  V.  vom  3.  7.  Ö2  ein  Standesprivilegiom  für  eine 
Kategorie  Ton  IDIitärpersonen  geachalfen  wurde,  wdches,  wie  ane  dm  Ein- 
gangsworten der  ki^rl.  Y.  in  entnelnnen  ist,  nicht  nnr  dem  Schntse  von 
lIBlitirpersonen,  sondern  auch  als  Warnung  für  leichtsinniges  Kreditieren  dem 
Interesse  des  Gläubigers  dienen  soll  und  damit  eine,  von  dem  Willen  der 
Partei  unabhäntrige  Norm  des  öffentlichen  Rechtes  geschaffen  werden  sollte, 
80  war  die  nachträglich  erfolgte  Schuldanerkennung  irrelevant,  dies  umso- 
mebr  im  vorliegenden  Falle,  als  dieselbe  nicht  geeignet  ist,  das  wesentliche 
Brfordeniis  dner  im  Homoite  der  Beiaetanng  gültiger  WecOuelnntersdiiift  sn 
erseteen  nnd  die  Tom  Beklagten  gefOhrte  Bzelcntion  nidit  auf  Grand  dnes 
auf  der  Schnldanerkennung  beruhend«!  Bzekutionstitels,  sondern  auf  Grund 
eines  auf  einem  Wechsel  einer  Militärperson  basierten  Exektitionstitels  geführt 
wird  und  es  sich  in  diesem  Rechtsstreite  nur  um  Vollstreckbarkeit  eines 
solchen  Exekutionstitels  hierlands  handelt  und  die  gerichtliche  Feststellung 
dieses  Umstandes,  welcher  nnr  nach  inländischem  Exekutionsrecbte  zu  beur- 
teilen ist,  an  keine  Frist  gebunden  ist,  Torliegmde  Klage  charaktorisiert  sich 
eben  nidit^  wie  der  Beklagte  Termdnte,  als  Nichtigkeitsklage. 

Das  Bernfnngsgericht  hat  in  Stattgebnng  der  Berafong  des  Be- 
klagten das  Urteil  erstor  Instans  dahin  abgeindert,  daß  das  Klagebegehren 
snr  OSnse  abgewiesen  wurde. 

Bntscheidnngsgrttnde. 

Die  Anffassnng  des  Beklagten,  daß  zufolge  der  Anordnung  des  Pnnlctes 

II  der  JMV  vom  13. 12.  97,  RGBl  No.  285,  wonach  die  Bestimmung  des  §  83 
EO  gegenüber  in  Ungarn  errichteten  Exekutionstiteln  keine  Anwendung  findet, 
die  vorliegende  Klage  wegen  Unzulässigkeit  a  linitne  abzuweisen  gewesen  wäre, 
erscheint  zwar  nicht  zutreffend ;  denn  diese  Klage  war  nicht  ausdrücklich  als 
Widerqyrnchsklage  im  Sinne  des  §  88  BO  beseidmet,  otthidt  Tidmehr  das 
Begehren  anf  Niohtigkeitaerld&ning  der  ExekuÜoiurtdtel  nnd  Unwirksamkeits- 
erklärung der  Bzekntion,  und  war  demnach  die  durch  diese  Klage  honrox« 
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gerafene  Streitigkeit  im  Sinne  des  Punktes  lY  der  Tonitterten  JMY  allexdingi 

der  Verhandlung  und  Entscheidung  zu  unterziehen. 

?^ach  Anschauunif  des  Benifnn<istrerichtes  ^\cirt  jedoch  dem  erstrichter- 
lichen Urteile,  insoferne  mit  demseiljLii  die  bewilligte  Exekution  hierlands  für 
unwirksam  erklärt  wurde,  eine  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  der  Sache 
sn  Qmnde ;  denn  die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  81  EO,  an!  Onmd 
deren,  tind  «war  d«r  Ziff.  4  dieser  Oesetsesstelle,  der  Erstriditer  die  Bxekntion 
versagt  hat,  erscheint  im  Verhältnis  mit  üngam  nadi  der  klaren  Vorscbrilt 
des  Punktes  II  der  bezogenen  MV  ausgesrhlossen. 

\'ielniehr  kann  nach  der  oben  zitierten  Bestimmuntr  —  ab<{esehen  von 
dem  liier  nicht  in  Frajj:»-  k(junuenden  weiteren  Vcrsaj^unsisgrunde  die 
Exekution  nur  dann  abgelehnt  werden,  wenn  die  Leistung,  deren  Erfüllung 
im  Exekationswege  dnrohznfflhren  beabsichtigt  wird,  mit  dnem  inlftndischen, 
verbietenden  Oesetse  kollidiert.  Da  es  sich  nnn  im  rorliegenden  Fhlle  nm 
die  Leistung  einer  Geldschuld,  somit  um  eine  zweifellos  mit  einem  inländischen 
verbiet«  ndi-n  Gesetze  nicht  kollidierende  Leistung  handelt,  war  das  auf  Un- 
wirksamerklärong  der  bewilligten  Exekution  gerichtete  Klageb^ehren  ab- 
zuweisen. 

Der  06H  hat  der  Revision  des  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 

Entscheidungsgrttnde. 
....  Bei  der  rechtlichen  Boorteilang  der  Streitsache  handelt  es  sich 

einzig  und  allein  darum,  ob  die  Leistung,  deren  Erfüllung  im  Exckutionswege 
dnrchj^esetzt  werden  soll,  mit  einem  inländischen  Gesetze  kollidiert ;  denn 
nach  Art.  II  der  JMV  vom  l.'V  12.  i>7.  RüBl  No.  285,  haben  die  Bestimmungen 
der  §^  81  und  83  Eü  in  Ansehung  der  in  Ungarn  errichteten  Exekutionstitel 
k«ne  Anwendiuig  und  die  inlltaidischen  Osriolite  dürfen  das  Ansuchen  eines 
ungarischen  Gerichtes  um  BzekutionsTollsug  nur  dann  abldmen,  wmn  die 
Leistung,  die  erzwungen  werden  soll,  mit  einem  inländischen  Terbietenden 
Gesetze  kollidiert.  Es  darf  daher  das  Osterreichische  Gericht  die  Frage,  ob 
der  Anspruch  des  betreibenden  Gläubigers  rechtlich  zulä.'3sifi  ist,  und  ob  der 
Verpflichtete  ])ei  Eingehung  dts  Rechtsgeschiific.s,  welrlu  s  dem  Exekutions- 
titel zu  Grunde  liegt,  auch  die  Fähigkeit  besali,  die  Verbindlichkeit*  rechts- 
gfiltig  einsngchen,  gar  nicht  aufwerfen,  sondern  es  hat  bloß  zu  beorteilen,  ob 
die  angesprochene  Leistung  nach  österreichischem  Rechte  untersagt  ist.  Daß 
die  Zahlung  des  angesprochenen  Betrages  nach  Qsterreidnschen  Gesetzen  nicht 
verboten  ist,  kann  einem  Zweifel  nicht  nnterli^^.  Bs  war  demnach  der 
Bevision  keine  Folge  zu  geben. 

Der  Gerichtsstand  der  Gegenseitigkeit  wird  niM  dur(^  den 
Wohnsite  des  Beklagten  im  Auslände,  sondern  durch  dessen 
Angehärigkeit  eu  einem  fremden  Staate  begründet. 

O&H  5.  10.  04  (Z.  14736). 
Die  erste  Instanz  wies  die  in  der  Ri  rlitssacbe  der  .4  in  Wien  als 
Klägerin  wider  B.  in  Berlin  als  Beklagten  wegen  UDO  K.  von  letzterem  er- 
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hobene  Binwendung  der  drfcUclieii .UnsostKndigkeit  sarttck  —  die  zweite 
Instanz  Jedoch  gab  derselben  statt  . 

B  e  g  r  U  u  (1  u  n  la:. 

Indem  Klägerin  sich  auf  den  besondereü  Gerichtsstand  der  Gegenseitiif- 
keit  nach  §  lül  J.  N.  und  §  2ü  der  deutschen  CPO  beruft,  hat  sie  das  \  or- 
handmuftin  der  tatrttehlicbeo  Voranssetanngm  der  «csteren  Gesetzesbestimmung 
darsntnn. 

Eine  dieser  Voraussetzungen  ist  im  vorliegenden  Falle,  nachdem  im  obigen 

Paragraph  in  der  Überschrift  von  „Ausländern"  und  im  Kontexte  von  .An- 
gehörigen" eines  fremden  Staatsgebietes  gesprochen  wird,  daß  der  Beklagte 
als  Staatsbürger  jenem  Lande  anirelnirt.  dessen  Gesetz  gegen  ihn  angewendet 
werden  soll,  Indem  sonst  der  Ausdruck  Inwohner  gewühlt  worden  wiiie.  und 
weil  kein  Omnd  Torllegt^  wider  einen  nicht  dentscben  Staatsangehörigen 
dentsches  Recht  anzawoiden. 

Da  nun  die  Klägerin  ungeachtet  der  Einwendung  des  Beklagten,  daß 
er  nicht  deutscher  Staatsangehöriger  sei,  den  ihr  obliegenden  Beweis  über  den 
positiven  Umstand,  daß  dies  der  Fall  sei,  nicht  erbracht  hat,  liegt  die  Vor- 
aussetzung des  IUI  nicht  vor,  daher  mit  Rücksicht  auf  den  im  Aushmde 
gelegeneu  Wohnsitz  des  Beklagten  die  Einwendung  der  örtlichen  L'nzustuudig- 
kdt  begründet  ist. 

Der  OGH  bat  dem  Rekurse  der  Klägerin  unter  Yerwdsnng  auf  die  im 
wesentlichen  zutreff^de  Begrüruiung  des  angefochtenen  Beschlusses  keine 
Folge  gegeben  und  nur  noch  benit  ikt.  daß  die  bloße  Tatsache,  daß  die  Be- 
klagte im  Auslande  —  im  gegebenen  Falle  in  Berlin  —  wohnt,  die  im  S  l'il 
J.  N.  enthaltene  Voraussetzung  der  Angehörigkeit  zu  einem  fremden  Staats- 
gebiete nicht  zu  verkörpern  vermag,  da  anter  dieser  Augehörigkeit  zweifellos 
nur  eine  danemde,  in  ihrem  Bestände  nicht  lediglich  von  der  Willkfir  des 
betreiwtoi  Beklagten  abhängige  Besiehung  an  dem  bemden  Staate,  wie  sie 
eben  durdi  die  Staatsbürgerschaft  gesdiaien  wird,  sn  Terstehen  ist. 

Verehelichung  eines  kath.  Österreichers  mit  einer  evang,  Aus- 
länderin im  Auslände  nach  evang.  Ritus.  —  Übertritt  des 
Gatten  zum  Protestantismus  und  in  einen  fremden  Staats-' 
verband  ~  Scheidung  dieser  Ehe  durch  ein  ausländisches 
(badisches)  Gericht  dem  Bande  nach.  —  Neuerliche  Ehe- 
schließung zwischen  dem  geschiedenen  Manne  und  einer 
kath,  Österreicherin  im  Auslande.  —  Ungültigkeitserklärung 
dieser  Ehe  durch  die  österr,  Gerichte. 

OGH  8. 11.  04  (Z.  12471). 

Im  Jahre  1880  hat  der  damals  in  BrOx  (Böhmen)  wohnhaft  gewesene 
ledige  Friedrich  11'.,  kath.  Religion  und  österr.  Staatsbürger,  in  Freiberg 
(Sachsen)  mit  der  dort  ansässigen  Gertrude  B.,  evang.-luth.  Ritas,  nach 
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diesem  Ritas  die  Ethe  gescUoBsen.  Im  Jalire  1896  trat  Friedri^  W.  snr 

evangelischen  Kirche  A.  C.  über  und  im  Jahre  1897  erwarben  die  genannten 
Eheleute  die  deutsche  (badische)  Staatsbürgerschaft.  Noch  in  demselben  Jahre 
wurde  die  Ehe  der  Genannteii  vom  LG  Konstanz  dem  Bande  nach  geschieden. 
Einige  Monate  nach  erfolgter  Scheidung  —  noch  im  Jahre  1897  —  hat 
Friedrich  W.  mit  der  kath.  österr.  Staatsangehörigen  Marie  S.  vor  dem 
Standesamte  in  Konstans  eine  neue  Bbe  geBcMosswi,  Die  erste  Gattin  des 
FHedtieh  W.  ist  noch  am  Leben,  Friedrich  W.  und  dessoi  iweite  Gattin 
Marie  W,  geb.  S.  domizilieren  in  Graz. 

Die  erste  Instanz  hat  nun  festgestellt,  daß  die  zweite  Ehe  des 
Friedrich  W.  für  den  Bereich  der  im  österr.  Belcbsrate  Tertreteneu  König- 
reiche und  Länder  rechtsungültig  sei. 

Gründe. 

M  Torliegenden  Falle  haaddt  sich  um  die  Bhe  einer  Katliolildn  nnd 
östeiT.  Staatsbflrgeiin,  welche  swar  im  Aaslande,  abor  mit  dnem  Manne  ge- 
schlossen wurde,  welcher  sich  schon  früher  einmal,  damals  als  Katholik,  am 

14.  9.  86  gleichfalls  im  Auslande  unter  Beobachtung  aller  durch  hicrländisches 
(Jesetz  gebotenen  Förmlichkeiten  des  Aufgebotes  iß  70  a.  b.  GBj  und  der 
feierlichen  Willenserklärung  vor  dem  ordentlichen  Seelsorger  eines  der  Braut- 
leute (§  7ö  a.  b.  QB)  und  der  durch  die  Gesetse  des  Ortes  der  Eheschließung 
gebotenen  WillaiserUirang  Tor  dem  Standesamte  TermftUt  hat  and  dessen 
erste  Fran  heate  noch  zu  Freiberg  in  Sachira  lebt. 

Nach  §  62  a.  b.  GB  darf  ein  Mann  nur  mit  einem  Weibe  OBd  täai  Wäb 
nur  mit  einem  Manne  zu  gleicher  Zeit  vermählt  sein  und  wer  schon  verehe- 
licht war  und  sich  wieder  verehelichen  will,  muß  die  erfolgte  Trennung,  das 
ist  die  gänzliche  Auflösung  des  Ehebandes,  rechtmäßig  beweisen. 

Nach  §  III  a.  b.  GB  kann  das  Band  einer  gültigen  Bhe  iwischen  kath. 
Fersonm  nnr  dnrefa  den  Tod  des  dnen  begatten  getrennt  werdm  and  ist 
das  Band  der  Bhe  ebenso  unauflöslich,  wenn  anoh  nnr  ein  Teil  sebon  ms 
Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  kath.  Religion  sogetaa  war. 

Die  Änderung  des  Religionsbekenntnisses  eines  zur  Zeit  der  Schließung 
der  Eilt  kath.  Eheteiles  vermag  dahtr  und  auch  nach  den  Grundsätzen  der 
kath.  Religion  die  UnauflösUchkeit  der  nach  kath.  Beligionsgrundsätzen  ein- 
gegangenai  Ehe  nidit  aaboheben. 

Die  zweite  Ehe  des  FHeärieh  W.  kann  daher  nach  hierUndischem 
Rechte  nnr  dann  zu  Recht  bestehen,  w»m  dessen  erste  Ehe  als  gttKig  gelSst 
dargetan  w&re. 

Dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 

Das  von  dem  LG  Konstanz  gefällte  Urteil  auf  Scheidung  dieser  ersten 
Ehe  vom  Bande,  das  ist  auf  Trennung  derselben,  widerspricht  dem  iu  den 
§§  62  and  III  a.  b.  GB  gegebenen  Yerbotogesetae,  weil  dargetan  ist,  daß  die 
erste  Gattin  des  damaligen  Klägers  noch  lebt  and  dahw  nach  Qstwr.  Bedhfee 
mangels  sonstiger  üngültigkeitsgründe  der  ersten  Bhe  nnr  der  Tod  eines  der 
beiden  Gatten  die  mte  Ehe  lösen  kann. 
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Diese  im  Aaslande  zwar  rechtsgültige  Ehetrennunfr  erscheint  daher  ge- 
gebenen Falles  für  den  hierländiscben  Richter  wirkuogülos.  —  Die  in  zweiter 
Ehe  dem  Friedrich  W.  yennAhlte  Marie  W.  igt  Mxa  Zeit  dieser  ümr  Ehe- 
scUießnng  Katholikin  und  Merr.  Staatabttigenn  geweaec  and  ist  ersteres 
derzeit  noch;  —  sie  konnte  daher  nach  hierliindischem  (lesetze  sich  dem  all 
Katholiken  schon  früher  vermählten  Friedrüdi  W,  bei  LebieiteD  aeiner  6I8teB 
Qattin  nicht  rechtsgültig  vf  rmählen. 

Es  ist  daher  die  Ungültigkeit  der  am  19.  7.  97  zwischen  Friedrich  W. 
und  Marie  S.  za  Konstanz  geschlossenen  Ehe  jedoch  nor  mit  der  Rechts- 
wirksamkeit  für  den  BereicJi  der  im  österr.  Beichsrate  yertretenoi  Königreiche 
und  Linder  ananupreohen,  da  die  Gesetze  des  Ortes  der  Eheachliefinng  im 
Auslände  diesem  zweiten  Ehebande  nicht  entge^^enstanden. 

Die  zweite  Instanz  hat  iiifulge  BenUung  des  EhebaiidTerteidig^ 
das  Urteil  der  ersten  Instanz  bestätigt. 

Gründe. 

Die  Bemlang  ist  Dicht  begründet,  das  Urteil  erster  Instanz  war  aus 
den  demselben  beigegebenen,  der  Sachlage  und  dem  Gesetze  entsprechenden 
GrOnden  zn  bestätigen.  Mit  Bflckaiflht  ßot  die  Aosfflhrnngen  der  Berofong 
wixd  jedoch  noch  folgendes  bemerkt. 

Die  Frage,  ob  die  im  Auslande  vorgenommene  zweite  Eheschlieünnt?  als 
rechtsgültig  anzusehen  sei,  wurde  von  der  Ehegattin  Marie  W.  selbst  der 
Judikatur  der  üsterr.  Gerichte  unterbreitet  und  kann  es  sich  daher  für  die 
fittor.  Gerichte  nnr  darum  handelii,  ob  die  Beditegültigkeit  dleier  Bhe  avcfa 
für  den  Bereich  der  im  Beichsrate  rertretenen  Königreidie  and  Lander  an- 
mednonen  oder  für  das  gedachte  Territorinm  abzusprechen  so.  Bei  der 
LSsong  dieser  Frage  darf  nicht  Ubersehen  werden,  daß  Marie  W.  geb.  S.  zur 
Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe  mit  Friedrich  W.  die  österr.  Staatsbürgerschaft 
Itcsalj,  nnd  daü  sie  damals  der  röm.-kath  Religion  angehörte  und  auch  noch 
dermalen  augehört.   Maßgebend  erscheint  demnach  nur  die  Frage,  ob  der 
anfrechte  Bestand  der  zweiten  Et»  mit  den  Grandprinzipien  des  Ueriand« 
herrschenden  Bherechtes  Yereinbar  ist,  oder  vielmehr  einem  kogenten  Gesetze 
«Identreitet.   Zweifellos  trifft  letzteres  zu.   Nach  §  III  a.  b.  GB  und  der 
MV  vom  14.  7.  54  No.  1H8  RGBl  kann  das  Band  einer  gültigen  Ehe,  wenn 
auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  kath  Religion 
zugetan  war,  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden.  Für 
die  österreichischen  Gerichte  ist  daher  die  Tatsache,  daß  mit  dem  Erkenntnisse 
des  LG  Konstanz  die  erste  zwischen  Friedrich  W.  and  Gertrud  JS.  am 
15. 9. 86  abgesdllosseiie  Bhe  auch  dem  Bande  nach  für  getrennt  erkl&rt  wurde, 
rechtlich  belanglos.    Denn  die  erste  Ehegattin  des  Friedrich  W.  war  damals 
und  ist  auch  heute  noch  am  Leben,  und  da  der  Ehemann  zur  Zeit  der  ge- 
schlossenen ersten  Ehe  der  kath.  Religion  zugetan  war,  besteht  diese  Ehe 
für  den  Bereich  der  im  üsterr.  Reichsrate  vertretenen  Künigreiche  und  Länder 
bis  zur  Stande  noch  fort.   Wenn  schon  also  die  zweite  Eheschließung  im 
Auslände  stattfand,  so  ist  sie  doch  mit  Rficksicht  auf  §  4  a.  b.  GB  rfick- 

ZeiUohrÜt  f.  Intern.  Privat-  a.  Öffentl.  Recht.  XV.  26 
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sichtlich  ihrer  BechtsgUltigkeit  OMsh  (tsterr.  Rechte  zu  bearteilen,  und  ist  von 
den  Ssterr.  Gerichten  die  Ungttlt^eit  äet  swdten  Ehe  annrasprechen,  wdl 
graiAB  §  68    h.  OB  ein  Mann  mit  einem  Weibe  -nnd  ein  Weib  nvr  mit  einem 

Manne  zu  gleicher  Zeit  yerm&hlt  sein  darf.  A.nßerdem  steht  aber  der  Oftltig- 
keit  der  zweiten  Ehe  auch  das  Ehehindernis  des  Katholizismus  entgegen. 
Nach  den  Hofdekreten  vom  26.  8.  14  No.  1099  JGS  und  vom  17.  7  35  No.  61 
JGS  darf  nämlich  ein  getrennter  akath.  Ehegatte  bei  Lebzeiten  des  anderen 
Ehegatten  eine  kath.  Person  nicht  ehelichen.  Die  erwihnten  Bettinunnng«!i 
Bind  Nonnen  dllentlicfaen  Rechtes  nnd  milBsen  dalier  von  Amtewegen  beobachtet 
werden,  anmal  l>eide  Bh^atten  schon  seit  Juli  1897  ihren  bleibenden  Wohn- 
dta  im  Inlande  genommen  haben  und  demnach  durch  das  Eheband  auch 
hierzulande  in  Beziehung  auf  das  Heimat-,  Familien-  und  Erbrecht  rechtliche 
Wirkungen  von  weittragender  Bedeutuna:  in  Frage  kommen  könnten. 

Ein  Vorgang,  wonach  der  Abschluß  aimtr  Ehe,  welcher  wegen  öSentlich- 
lechtUcher  BhehindemiBse  im  Inlande  nnmögUch  ist,  durch  äm  Erwerb  einw 
franden  StaatsangehSrigkeit  nnd  durch  seitweilige  Ansiedlnng  im  Auslände, 
wo  diese  Hindemisse  nicht  bestehen,  ermöglicht  wird,  kann  von  den  Otterr. 
Gerichten,  deren  Judikatur  mit  Rücksicht  auf  den  im  Inlande  genommenen 
Wohnsitz  in  Anspruch  (genommen  wird,  für  das  einheimische  Rechtsgebiet 
unmöglich  zur  rechtlichen  Gültigkeit  erhoben  werden. 

Ungeachtet  der  allfälligen  und  im  vorliegenden  Falle  wirklich  vuriiandencn 
boma  fides  der  Nnpturienten,  Ulme  der  oben  gesdhilderte  Vorgang  doch  einer 
Umgelmng  des  Qeeetses  gleich. 

Der  0 GH  hat  der  Revision  des  Ehebandverteidigers  keone  Folge  gegeboi. 
Entscheidungsgründe. 

Gegen  die  gleichformi^^en  Urteile  der  öntergerichtc  hat  lediglich  der 
Verteidiger  des  zweiten  Ehebandes  pflichtgemäß  die  Revision  eingebracht  und 
der  Revisionsgrand  der  Z.  4  des  §  503  ZPO  angerufen. 

Der  BMchwerde  kann  jedoch  Berechtigung  niciht  inwkannt  werden,  denn 
mit  Rttclcsioht  auf  den  unbestrittenen  Tatbestand  stellt  sieh  die  angefoditene 
Entscheidung  al.s  im  Gesetze  begründet  dar  und  muß  der  Revisionswerber 
auf  die  ziitreffemle  imd  im  wesentlichen  ührreinstimmende  dem  Gesetze  und 
der  Sachlage  entsprechende  Begründung  der  Urteile  I.  und  II.  Instanz  ver- 
wiesen werden. 

In  der  Berisionsschrift  wird  lediglich  die  Bezugnahme  auf  §  4  a.  b.  OB 
in  den  Bntsdiddnngsgrttiiden  des  bemfnngsgeiichtlidiett  ürteiles  deshalb  be- 
ktmittt,       sowohl  Ftiadrieh  W.  als  auch  sdne  erste  Gattin  rar  Zeit  der 

Scheidung  ihrer  Ehe  bereits  Ausländer  waren  nnd  daher  für  die  Beurteilung 
der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Trennung  ihrer  Ehe  nicht  mehr  die 
inländischen  Vorschriften,  sondern  gemäß  §  37  a.  b.  GB  nur  das  deutsche 
Gesetz  maßgebend  erscheint. 

Darauf  ist  jedoch  zu  «widem,  dafi  die  vom  LG  zu  Eonstam  im  Jahre 
1897  redhtskrKftIg  ansgesprochene  Sofliddnng  dw  ersten  Ehe  des  Fri»ärii^  W. 
tax  den  heutigen  Redutslall  ohne  Belang  ist»  weil  es  sich  Ja  lediglich  nm  die 
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Frage  handelt,  ob  Friedrich  W.  und  Marie  S.  am  19.  7.  97  in  Konstanz 
eine  in  ihren  Bechtswirkangeu  aach  für  die  im  Reicharate  vertretenen  König- 
niehft  tmd  Under  gültige  Ehe  mit  einander  eingeben  konnton. 

Diese  Frage  wurde  jedoch  mit  BUdodeht  auf  den  Umetand,  daß  Fri$d- 
rieh  W.  zur  Zeit  der  erst«!  HwflchlieBnng  Katholik  war,  daB  Mine  eate 
Ehe  rechtsgültig  abgeschlomn  wurde,  and  daß  seine  erste  Ehegattin  noch 
heute  lebt,  im  Hinblick  anf  die  Bestimmungen  der  §  4,  62  und  III  a.  b.  GB 
▼on  beiden  unteren  Instanzen  in  Rücksicht  aal  Marie  S.  mit  Recht  verneint. 

Unter  der  im  §  4  a.  b.  OB  erwiliiiteii  penSaUolMii  Etti|^»it  sn  Haod- 
tengen  und  GeedUUten  sbid  nladieh  nioht  bloß  «He  im  §  81  a.  b.  GB  beieieli- 
Beten  Beachriüiknngen  der  Handlungsfähigkeit,  sondern  auch  alle  jene  Verbote 
zu  verstehen,  welche  es  einem  Inländer  verbieten,  im  Inlande  gewime  Hand- 
lungen vorzunehmen  oder  Geschäfte  abzaschließen. 

Marie  S.  war  daher  als  österr.  Staatsbürgerin  auch  in  Konstanz  an 
die  ISestimmungen  des  §  62  und  III  a.  b.  GB  gebunden  und  konnte  daran 
das  Urteil  eines  m"!*™!!««!«»  Geiiditee  nidite  indem,  da  hierdnrdt  die  Tat- 
flaohen«  daß  FH^Mek  W.  seine  erste  Ehe  als  Katiiolik  geeehlossen  liatte 
und  diese  Gattin  noch  lebt,  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  konntea 
nnd  daher  für  Marie  S  ein  unüberbrückbares  Hindernis  der  Singehong  einer 
in  Österreich  gültigen  Ehe  mit  Friedrich  W.  bildeten. 

Die  entgegengesetzte  Auffassung  würde  der  Umgehung  des  Gesetzes  Tür 
und  Tor  öllnen,  was,  soweit  es  sich  am  das  Österr.  Staatsgebiet  handelt,  nicht 
SQgetassMi  werden  Icann. 

Der  Revision  konnte  sonach  keine  Folge  gegeben  werden. 

Schließung  einer  SSivüehe  seitens  eines  fcaih.  Österreichers  im 
Auslande,  —  l^renmmg  der  Ehe  durch  das  ausländische 
Gericht.  —  Obertritt  des  Gatten  tum  Protestantismus.  — 
Schließung  einer  moeiten  Zivilehe.  üngiUtigkeitserklärung 

dieser  meeiten  Ehe. 

OGH  11.  1.  05  (Z.  18594  en  1904). 

Das  LG  in  Wien  hat  die  am  2ö.  10.  99  vor  dem  Standesamte  zu  ELiel 
zwischen  Suäolf  B.,  damals  wobnhalt  in  Kiel,  und  SopkU  S,  geb.  JT.,  da- 
mals woimliait  in  Stettin,  geseUossene  Bhe  fOr  das  Gebiet  der  im  BeidiKate 
yertretenen  KOnigreiebe  und  L&nder  fflr  nngOltig  erkl&rt. 

Tatbestand. 

Zufolge  Anzeige  des  Magistrates  in  Wien  vom  a.H.  1.  daß  der  in 
Wien  heimatberechtigte  Rudolf  B  am  25.  10.  99  in  Kiel  mit  Sophie  S.  geb. 
K.  eine  Bhe  eingegangen  sei,  welcher  das  Ehehindernis  des  bestehenden  Ehe- 
bundes  entgegenstehe,  war  das  Verfahren  über  die  Ungültigkeit  der  fraglichen 
Ehe  Tim  Amtswegen  dmrahmfllbren.  Das  Torbereitende  Verfehren  bat  naek- 
jrtehende  Brgelndsse^  wdclie  auch  vom  Yerteid^er  des  Bhebandes  als  riciitiK 
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«nerkaimt  werden,  geliefert.  Mudolf  B,  woid«  Isat  Heimatsarkuiide  d.  d. 
Poeen  19. 6. 86  am  8. 10.  60  sn  Verona  gebocen.  Deiadbe  var  sdMm  damals 
nadi  Wien  zuständig  und  bedtst  aoeh  Jetst  noch  die  (tetozr.  Staatsangeliörig- 

keit.  Ein  Taufschein  war  weder  von  Rudolf  B.  zu  erhalten  noch  haben 
die  diesbezüglichen  Nachforschungen  in  seinem  Geburtsorte  Verona  ein  Resultat 
erpeben,  jedoch  ist  Rudolf  B.  sowohl  im  Trauungsscheine  d.  d.  Posen  19.  6.  86 
als  auch  in  der  Übertrittsurkunde  zur  deutsch-reformierten  Kirche  d.  d.  Stettin 
18.  9. 99  als  Katholik  beidehnefc  Am  19. 6. 66  scliloA  Rudolf  B»  in  Posen 
Tor  dem  Standcwunte  dne  übe  mit  dar  laat  Tadfaeheinee  dbs  Pfanamtet 
•Aiad  am  19.  4.  62  geborenen,  zur  Zeit  dar  Bheechließung  kath.  Antonie  H.., 
ohne  dieser  Zivilehe  eine  kirchliche  Trauung  nachfolgen  zu  lassen.  Diese  Ehe 
wurde  mit  rechtskräftigem  Urteil  des  OLG  Stettin  vom  20.  6.  99  für  getrennt 
erklärt.  Nachdem  Rudolf  B.  am  12.  9.  99  seinen  Übertritt  von  der  kath. 
Kirche  zur  deutsch-reformierten  Kirche  Vollzügen  Iiatte,  schloß  er  am  25.  10.  99 
vor  dem  Standeaamte  in  Kiel  eine  sweite  Bhe  mit  Sophie  S.  geb.  JT.  Beide 
Bben  blieben  kinderlos.  Dfe  erste  Frau  des  BuAolf  B^  AMomte  jetst 
yerehelichte  JV.,  befindet  sich  noch  am  Leben,  wie  ikre  länyeniebniang  doidi 
das  AQ  Berlin  vom  31.  4.  04  ergibt. 

Entsrheidungs  gründe. 
Durch  die  Zuschrilt  des  Wiener  Magistrates,  infolge  welcher  das  Ver- 
fahren zur  L'ntorsuchung  der  Gültigkeit  der  vorstehenden  Ehe  eingeleitet 
wnrde,  ist  nachgewiesen,  da6  Rudolf  B.  bei  Bingehong  seinn  Ehen  MteiT. 
Staatobllrger  war  and  lant  Best&tigimg  desselben  ICagistaRats  anch  noch  ist. 
Es  ist  daher  seine  persönliche  Fähigkeit  zur  Bheschließung  jedentit  nadi 
Qsterr.  Rechte  zu  beurteilen.  Die  erste  Frage  ist  nun.  ob  die  von  Rudolf  B. 
mit  Antonie  H.  am  IJ).  6.  86  zu  Posen  geschlossene  Ehe  nach  österr.  Rechte 
gültig  sei.  obwohl  die  feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  nicht  nach  Voi- 
schrift  des  §  7ö  a.  b.  OB  vor  dem  ordentlichen  Seelsorger  eines  der  Braut- 
lente  geschehen  war.  Naeh  Anscbannng  des  Oeriditehofes  begrOndet  dieser 
Xangd  keineswegs  die  Ungflltigkeit  dieser  -  nach  den  Gcsetaen  des  Ortes  der 
Bheschließung  in  rechtsgültiger  Form  eingegangenen  Ehe.  Denn  nach  der 
Theorie  und  Praxis  ist  es  als  feststehend  anzusehen,  daß  die  Förmlichkeiten, 
welche  zur  Abschließung  einer  gültigen  Ehe  erforderlich  sind,  sich  stets  nach 
dem  Rechte  des  Ortes  richten,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird  (locus  regit 
actum).  In  Bekräftigung  dieses  Grundsatzes  sind  denn  auch  die  Erlasse  des 
Knltnsministexinms  vom  22.  7.  62,  Z.  1964  nnd  des  Ministainms  des  Lmom 
▼om  1. 8. 76,  Z.  6879  erflossen.  Ist  aber  diese  eiste  Ehe  als  leehtsgtUtig 
anzusehen,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  nach  österreichischem 
Rechte  die  zweite  Ehe  des  Rudolf  B.  mit  Sophie  S.  ungültig  ist.  Denn  zur 
Zeit  der  Abschließung  der  ersten  Ehe  waren  beide  Ehegatten  Katholiken,  was 
durch  den  Trauungsschein  über  die  erste  Ehe,  den  Taufschein  der  Antonie  H, 
und  die  Übertrittsbestätigung  bezüglich  des  Ehemannes  dargetan  wird.  Nach- 
dem die  erste  Ehegattin  laut  ihrer  Binvemehmnng  noch  am  Leben  ist  nnd 
naoh  Yofschiilt  des  §  III  a.  b.  OB  Katholiken,  solange  da  andere  ffii^satte 
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lebt,  auch  wenn  sie  mittlerweile  zu  einer  anderen  Religion  übertreten,  keine 
neue  Ehe  eingehen  kiinnen,  so  steht  der  zweiten  Ehe  des  Rudolf  B.  das 
noch  ungelöste  Band  der  ersten  Ehe  entgegen  (§  62  a.  b.  6B).  Die  Ungültig- 
k^t  dleior  Ein  imiBte  wniit  fOr  das  Gebiet  d«r  im  Reicfaarate  Tertretenm 
KSnigieiche  und  Linder  ani^esproelieii  werden.  Bin  YerBolnilden  der  Ehe- 
gatten hieran  war  jedoch  nicht  anzunehmen,  weil  auch  diese  zweite  Ehe  nach 
AnflSsnntr  der  ersten  nach  prenCischem  Recht-'  rerhtsiriütif^'  abgeschlossen 
wurde  oud  hierbei  die  Eh^atten  zweiiellos  sich  im  guten  Glauben  beiunden 
haben. 

Das  OLG  in  Wien  bat  der  Berufung  des  Ehebandverteidigers  keine 
Folge  gegeben  nnd  das  eratciditerUdie  Urteil  bestätigt. 

Bntscheidnngsgrflnde. 

Der  angerufene  Berufungsgrand  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilong 
der  Sache  erscheint  dem  Berufungsfrcrichtshofc  nicht  zutreffend.  Gemäß  §  37 
a.  b.  GB  sind,  wenn  Ausländer  mit  österreichischen  Untertanen  im  Auslande 
Rechtsgeschäfte  vornehmen,  dieselben  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  das 
Geschäft  abgeschlossen  worden  ist,  zu  beurteilen.  Daraus  folgt,  daß  auch 
die  im  Anstände  abgesddossene  Ehe  nach  dem  Grandsatse  loeua  regit  aehtm 
nach  den  Geeetien  des  Ortes,  an  weldiem  die  EheschlieBnng  stattgefunden 
hat,  zu  beurteilen  nnd  dann  als  gültig  anzusehen  ist,  wenn  die  am  Orte  der 
Eheschließung  geltenden  gesetzlichen  Förmlichkeiten  beobachtet  wurden.  Dies 
ist  aber  vorliegend,  wie  sich  aus  dem  Tranungsscheine  des  Standesamtes  in 
Posen,  einer  Urkunde,  welche  im  Sinne  der  2t)2,  21)3  ZPO  über  diese  Tat- 
sache ToUen  Beweis  madit^  in  Ansehung  der  swischen  Budolf  B.  und  An- 
tonte  M.  am  19. 7. 86  Tor  dem  Standesamte  in  Posen  abgeschlossenen  Ehe 
der  Fall  nnd  hat  daraus  der  Erstricht»  des  Weiteren  die  richtigen  Schlttsse 
gezogen  Das  erstrichterlidie  Urteil  entspricht  dahw  don  Gesetae  ond  war 
zu  l)estätigen. 

Der  0  G  H  hat  der  Revision  des  Ehebandverteidigers  keine  Folge  gegeben 
und  das  Berufungsurteil  bestätigt. 

Entscheidung  sgr  finde. 
Durah  die  Note  des  Wiener  Hagistrates  Tom  13. 7. 04  erscheint  aoBer 

Zweifel  gestellt,  daß  Budolf  B.  in  Wien  heimatberechtigt,  somit  österreichi- 
scher Staatsangehörigor  ist.  und  wird  dieser  Umstand  von  ihm  auch  nicht 
bestritten.  Das  k.  k.  Landesgericht  Wi(ni  erscheint  daher  nach  §  94  a.  b.  GB 
resp.  §  100  J.  N.  zur  amtswegigen  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  von  dem 
Genannten  am  25.  10.  99  vor  dem  Standesamte  in  Kiel  mit  Sophie  S.  geb.  K. 
gesddoBsenen  Ehe,  beriehnngsweise  des  dieser  Ehe  entgegenstehenden  ffinder« 
nisses  der  §S  68  und  III  a.  b.  GB  ungeachtet  die  Ehegatten  sich  gegenwärtig 
im  Auslande  befinden,  ans  öffentlichrechtlichen  Gründen  verpflichtet  und 
kompetent  und  nachdem  weiter  durch  den  Trauungsschein  d.  d.  Posen  19.  6.86 
und  die  Übertrittsurkunde  zur  deutsch-reforniierten  Kirche  d.  d.  Stettin  12.  9.  99 
nachgewiesen  ist,  daß  Budolf  B.  zur  Zeit  seiner  ersten,  im  Jahre  188()  mit 
der  kstholiichen  Antonie  ff.  vor  dem  Standesamte  in  Posen  geschlossenen 
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Ehe  noch  Katholik  war,  so  stellt  sich,  ungeachtet  dieser  JBhe  eine  MrehHdie 
Txmimg  nldit  naobgeiolgt  und  dieaelhe  mit  xeditekilftigeDi  Urteile  des  01^ 
Stettin  Tom  20. 6. 99  für  getrennt  erkürt  worden  ist,  im  Hinblick  aa!  die 

§§  und  III,  dann  auf  die  §§  4  and  37  a.  b.  OB  die  zweite  yon  dem  Ge- 
nannten mit  Sophie  S.  geschlossene  Ehe  als  nngältig  dar,  nnd  genügt  es  im 
übrigen,  auf  die  zutreffenden  und  nicht  widerlegten  Gründe  der  unterjjericht- 
licben  Urteile  zu  verweisen.  Da  suiuit  der  geltend  gemachte  Revisiüusgrund 
der  nnriehtigen  reebtüfiben  Beurteilung  der  Siehe  niebt  YorU^  nnd  die  amtr* 
liehe  Überprttfong  der  Aktoi  andi  sonst  keinen  Grand  in  einer  Abinderan|f 
oder  Aufhebung  des  angefochtenen  ürteiles  ergeben  bat,  war  dasselbe  unter 
Abweisung  der  Bevirion  an  bestttigen. 

Rechts fähigJceit  ausländ hcher  juristischer  Personen. 
Art.  19  des  österreichischrdeutschen  Handelsvertrages  v.  1891. 
Die  Vollstreckung  des  von  einer  hierlands  zum-  Geschäfts' 
betriebe  mckt  msgelassenen  sächsischen  Versicherungsgesell- 
schaß  gegen .  einen  Inländer  erwirkten  sächsischen  ürteiles 

ist  unmdässig, 

OaS  14. 12,  04  (Z,  12013). 

Das  k.  k.  Ereisgericbt  in  Bdchmberg  hat  mit  Urteil  vom  29.  4.  04  in 
der  Exekntionssache  der  Versicherungsgesellschaft  M.  in  Dresden  (betreibende 
Gläubigerin)  wider  N.  in  Reirhenherg  (Verpflichteten^  wegen  234  K.  20  h. 
s.  N.  G.,  den  Widerspruch  der  VerpÜichteten  ij;tg;en  die  Exelaltionsbe^^^lligung 
vom  30.  3.  04  und  den  darin  gestellten  Antrug  aui  Aufhebung  derselben  und 
Binstellung  des  anl  Grund  dieser  Exdnitionsbewilligung  eingeleiteten  Bze- 
kntionsTerfAhrens  surttdcgewieaen. 

Tatbeetftnd. 

Der  Versicberangsg^MllBchaft  Af.  in  Dresden  stand  gegen  ÜT.  in  Beicben- 

berg  aus  einem  (in  Dresden  perfekt  gewordenen)  Versicheningsvertrage  eine 
Forderung  zu,  welche  sie  beim  Amtsgerichte  Dresden  einklagte.  Auf  Grund 
des  in  dieser  Sache  erllossenen  Versäuinnisarteils  vom  28.  10.  03  wurde  nun 
der  genannten  VersicheruugsgesellschaiL  zur  Hereinbringung  des  ursicgteu 
Betrages  seitens  des  suständigen  Osteneloliisehmi  Gaidites  die  Bzdmtion 
mittels  Pfiüidnng  des  bewegliehen  Vermifgens  des  JV.  bewilligt  und  diese 
Bzekutlon  auch  vollzogen.  G^en  diese  Exekutionsbewilligung  erhob  iV. 
Widerspruch  und  stellt«  den  Antrag  auf  Aufhebung  derselben  und  Einstellung 
des  auf  Grund  dieser  Exekutionsbewilligung  eingeleiteten  Exekutionsverfahrens. 
Der  Widerspruch  wurde  darauf  gestützt,  daß  die  betreibende  Gläubigerin  zum 
Geschäftsbetriebe  in  Österreich  bisher  nicht  zugelassen  wurde,  dieselbe  daher 
bimdands  niebt  prosefifiUijg  nnd  nneh  nicht  berechtigt  sei,  eine  Bzekntion  in 
erwirkoL 

Dm  Kreis  gerieht  wies  den  Wldersprudi  des  If.  kurllek. 
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Bntacheidiingsgrftnde. 
DoToh  die  Hbweiiirtiimmenden  Angaben  beider  Teile  ist  festgestellt,  daß 

die  Yersicherungsgesellschaft  M.  in  Dresden  die  Zolaasmig  zum  Geschäfts- 
betriebe hierlands  bisher  nicht  erwirkt  hat.  daß  N.  am  30.  12.  t)2  den  Vt  r- 
sicherungsantrag  an  obige  Gesellschaft  nach  Dresden  abgesendet  hat.  und  daß 
derselbe  die  auf  Grund  dieses  Antrages  ausgefertigte  Pulice  erhalten  hat,  daß 
gegen  ibn  diese  Gesellschaft  beim  Amtsgerichte  in  Dresden  das  Versäumnis- 
niteil  Tom  88.  10.  06  auf  Zablung  toh  S34  K.  20  b:  s.  N.  Q.  erwirkt  bat, 
dafi  dieselbe  auf  Gnmd  dieses  ürteUes  gegen  ibn  mit  biergerichtliolNiii  Be- 
schlüsse vom  30.8.04  die  Zwangsvollstreckung  durch  Pfändung  des  bewege 
liehen  Vermögens  erwirkt  hat,  welche  vom  Bezirksgi  rieht«  Reit  hen borg  am 
7.  4.  04  vollzogen  wurde.    Der  gfgon  diese  Exekutionsbewiiligung  erhobene 
Widerspruch  stützt  sich  darauf,  daß  die  betreibende  Glliubigerin  als  aus- 
l&ttdiscbe  VersidhenuigsgeaellBebaft  hierlands  nicht  prozeßfähig,  hierlands  nicht 
berechtigt  sd,  eine  Klage  einzubringen,  demnach  anch  nicht  boeditigt  s«l, 
hierlands  tine  Exekution  sn  erwirken,  daher  die  im  §  81,  Z.  2,  4  EO  ange- 
führten gesetzlichen  Bedingungen  nicht  vorhanden  sind,  weil  diese  Gesellschaft 
zum  Geschäftsbetriebe  hierlands  nicht  zugelassen  ist.    Für  die  Entscheidung 
über  die  Frage  des  Alangeis  der  ProzeUfäliigkeit  kommen  vorliegend  die  Be- 
stimmungen der  §§  26,  33  a.  b.  GB,  der  ilaudeisverirag  vom     12.  Ul  No.  16 
RQBl  a.  1892,  abgescblossMi  swisdien  0sterreiG]i>Ungarn  mid  demDeatiohen 
Beiebe,  sowie  die  ZPO  in  Betracht  nnd  ans  diesen  geht  berror,  dafi  die 
privatrechtlidie  Bedits-  und  Handlungsnhigkeit,  demnach  auch  die  Prozeß- 
fähigkeit einer  ausländischen  Versicherungsgesellschaft  nicht  von  deren  Zu- 
liissung  zum  gewerbsmäßigen  Geschäftsbetriebe  im  Sinne  der  kais.  V. 
vom  29.  11.  Bö,  Nü.  127  RGBl  und  des  (Jesetzes  vom  29.  H.  7H.  No.  24  RGBl 
bedingt  ist ;  denn  die  betreibende  Gläubigerin  nimmt  als  ausländische  juristische 
Person  im  allgemeinen  dieselbe  lechtUche  Stellung  ein,  weUifae  die  ZtTÜgeiiohte 
dem  AnsUnder  geben;  es  werden  demnadi  im  Sinne  des  §  26^  98  a.  b.  OB  die 
ausländischen  juristischen  Personen,  welche  den  an  ihrem  Sitze  geltenden 
Gesetzen  entsprechen  (und  das  Gegenteil  hiervon  wurde  vorliegend  seitens  des 
Widerspruchswerbers  nicht  behauptet,  im  Gegenteil  sich  auf  deren  Statuten 
berufen),  auch  im  Inlande  anerkannt,  es  kommen  ihnen  gleiche  bürgerliche 
Beohte  nnd  Pflichten  mit  den  Eingeborenen  zu,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse 
dieser  Beehte  ansdrficklieh  die  Blgenschaft  dnes  Staatsbttrgeis  erfordert  wird 
und  wenn  der  Staat,  tan  sie  angdiSren,  die  Marliudigen  Staatsliflrger  in 
RQcksicht  des  Beehtes  ehnhlls  wie  die  seinigen  behandelt ;  diese  Reziproiitftt 
ist  in  dem  zwischen  Österreich  -  Ungarn  nud  Deutschland  abgeschlossenen 
Handels-  und  Zollvertrag  vom  6.  12  91,  No.  15  RGBl  a.  1892  im  Art.  19 
gewährleistet,  daher  nach  §  1  ZPO  auch  Ausländer  bezw.  ausländische  Ver- 
sicherungsgesellsdfaaften  prozefitthig  sind,  nnd  im  Inlande  nicht  als  reobtlos 
angesehen  werdm  kSnnen.  Wom  non  im  Art  19  dieses  HaadelsvertnigM  es 
heifit,  ,daß  die  in  don  Gebiete  des  einen  Tcrtragschliefienden  Tdles  rechtlich 
bestehmden  AktiengeseUsdiaften  ond  YersicherangBgesdlsdialten  jeder  Art 
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in  dem  Gebiete  des  «ndein  Teike  nadi  HaBg»1»e  dw  daadbet  geltenden  ge- 
setslicben  and  legtementatiiehai  BeeÜmmnngen  mm  OesditflBbetriebe  nnd 

zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  zugelassen  weidm*,  ond  im  Art.  I 
der  kais.  V.  vom  29.  11.  6ö.  No  127  RGBl,  die  Anerkennung  des  rechtlichen 
Bestandes  und  die  Zulassung  zum  gewerbsmäßigen  Betriebe  ihrer  Ge- 
schäfte von  der  ErfUUong  besonderer  Bedingungen  abhängig  gemacht  wird, 
welche  Bestimmwngen  nach  dem  Gesetze  vom  29.  3.  73,  No.  42  RGBl,  Mich 
auf  die  aaalftndiBeben  YnriieliMnuagageBellBchaften  Anwendung  m  Men  haben, 
so  hat  der  Art.  I  dieser  V.  vom  29. 11.  66  oienbar  nor  den  Sinn,  dafi  die  in 
dieser  V.  normierten  Bedingungen  effOllt  werden  mfissen,  damit  eine  aus- 
ländische Gesellschaft  jene  Anerkennung  ihres  rechtlichen  Bestandes  erlangt, 
die  für  sie  zum  gewerbsmäßigen  Betriebe  im  Inlande  erfordert  wird: 
aber  auch  ohne  eine  solche  verwaltungsbehördliche  Genehmigung  der  Statuten 
ist  die  ansliiidisciie  OeeeDsehalt  ata  rechtlieh  bestehend  insoweit  tnanednnnen, 
als  ein  RechtSTerhftltnis,  an  welchem  de  betdllgt  ist,,  nach  Hafigabe  der 
§§  35  —37  a.  b.  GB  nach  ansländischem  Rechte  an  beurteilen  ist;  tritt  ein 
solcher  Fall  ein,  so  kann  diese  Gesellschaft  von  der  Befngnis  zu  klagen  und 
geklaigt  zu  werden  nicht  ausgeschlossen  werden.    Nur  in  diesem  Sinne  ist 
Art.  19   des  Handelsvertrages  zu  interpretieren,    welcher  auch  nur  den 
gewerbsmäßigen  Geschäftsbetrieb  und  die  Klagbarkeit  der  aus  diesem 
gewerbsmäßigen  GesohUftabetriebe  ihr  erwadtsonden  BeCihfte  im  Auge  haben 
kann,  wie  auch  die  HSglichkeit  des  Abschlusses  dnselna  Gesehlfte  ohne  ge- 
werbebehördlidie  Zulassung  ans  dem  Zoll-  und  Handelsbündnissc  mit  Äea 
Ländern  der  ungarischen  Krone  vom  27.  6.  78  hervorgeht,  da  diesfalls  bezüg- 
lich der  Versicherungsgesellschaften  vor  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  ihre 
zu  errichtende  Zweigniederlassung  im  Handelsregister  einzutragen  kommt, 
nach  §  d  aber  doch  auch  der  Geschäftsbetrieb  ohne  Zweigniederlassung  ge- 
regelt wird.  Bs  würde  woU  andi  der  Tendena  des  mit  don  Deutschen 
Reiche  gesdAeasen«!  Haadelsbttndniases,  ,um  die  Handelsbeaiehungen  swlsdien 
beiden  Reichen  innrer  zu  gestalten",  nicht  entsprechen,  wenn  ein  vereinzelte 
Versichenmgsvertrag,  welcher  durch  Annahme  des  vom  Verpflichteten  nach 
Dresden  eingesendeten  Versicherungsantrages  in  Dresden  perfekt  wurde,  gegen 
den  Versicherungsnehmer  im  Inlande  nicht  eingeklagt,  bezw.  nicht  exequiert 
werden  könnte.  Es  liegen  demnach,  da  von  einem  Mangel  der  Prozeßfähigkeit 
nicht  gesprochm  werden  kann,  die  Yoraussetsungai  des  §  79  BO,  nicht  aber 
die  Voranasetsungen  des  §  81  Z.  8,  4  ED  vor,  daher  dem  Widerspruche  gegen 
die  Exekutionsbewilligung  nicht  stattgegeben  werden  konnte. 

Das  OLG  best&tigtc  infolge  Ikrufung  des  N.  das  eistnchterliche  Urteil. 

E  n  t  s  c  h  e  i  (i  11  II  g  s  g  r  ü  n  d  e 
Das  Berufungsgericht  vermag  dem  von  dem  Verpflichteten  geltend  ge- 
machten Berufungsgrunde  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache 
eine  Berechtigung  nicht  snsuerkeonen.  Gemäß  §  26  a.  b.  GB  wird  einem 
Inbegriffe  von  Personen  oder  Gfttem  unter  den  daselbst  angegeboien  Vor^ 
aussetanngm  schon  durch  das  Geseta  die  juristiBche  PeradnlidAwit  beigslegt, 
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ohne  daß  zu  dieser  Verleihung  ein  besonderer  Akt  der  staatlichen  Gewalt 
notwendig  wäre.    Erlaubte  Gesellschaften  genießen  hiernach  schon  kraft 
objektiver  BecbtSDorm  jnristiidie  FeBaSnUchkeit.  Wenn  nadi  (toteneichieeliem 
Beeilte  sor  OrOndiuig  gewieser  Arten  ven  Oesellsdhaften  die  etaafliohe  Qe- 
nehmigung  erforderlich  ist,  so  ist  diese  Konzession  sicherheits-,  gewerbc-  oder 
handelspolizeilicher  Natur :  die  betreffende  Gesellschaft  wird  hierdurch  eine 
erlaubte  und  als  solche  ist  sie  kraft  des  Gesetzes,  nicht  aber  erst  kraft  der 
staatlichen  Konzession,  eine  juristische  Person.    Nach  §  33  a.  b.  QB  kommen 
den  Fremden  aberhaupt  gleiche  bürgerliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  mit 
den  Bingebotenen  m,  .wenn  nicht  m  dem  Genuee  dieser  Rechte  aosdiücküeh 
die  Eigenschaft  eines  Staatsblligers  erfordert  wird.   Nadi  g  34  a.  b.  OB 
ist  die  persönliche  Fähigkeit  der  Fremden  zu  Rechtsgeschäften  insgemein  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge  seines  Wohnsitzes  oder, 
wenn  er  krim  n  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge  seiner  (leburt  als  Unter- 
tan unterliegt,  zu  beurteilen.   Aus  dieser  letzteren  Gesetzesstelle  folgt,  daß 
die  Frage,  ob  daer  PetsonMiTCfdnigttng  jnxistisdie  Fnafinlii^keit  beiiiinieasen 
sei,  nach  den  Oesetsen  an  beurteilen  ist^  die  an  ihrem  Sitae  gelten.  Ist  eine 
jvilBtiselie  Pereon  im  Auslände  nach  den  dortigen  Gesetaen  rechtsgültig 
konstituiert,  so  wird  sie  nach  §  33  a.  b.  OB  auch  in  Österreich  für  rechtsfähig 
angesehen,  ohne  daß  ihr  für  das  österreichische  Staatsgebiet  die  juristische 
Persönlichkeit  besonders  verliehen  werden  mußte,  welche  privatrochtliche  Ver- 
leihung nach  der  obigen  Auseinandersetzung  das  österreichische  Gesetz  gar 
nicht  kennt.  Hiernach  sind  anattndiaohe  jortsfcisohe  Personen,  welcbe  doi  an 
ilirem  Sitae  geltenden  Ocaetaen  entspfeehen,  andi  im  Inlande  schon  kraft  des 
Gesetses  ansnerkennen  nnd  ist  ihnen  infolgedessen  auch  v<hi  den  Ssterreichi* 
sehen  Gerichten  die  privatrechtliche  Vertragsfähigkeit  zuzugestehen;  zur 
Schließung  von  Privat rechtsgeschäften  mit  Österreichern,  so  lange  solche  Ge- 
schäfte ohne  eine  hierländige  gewerbliche  Organisation  ausgeführt  werden, 
bedarf  eine  ausländische  Geseiischalt  einer  Zulassung  im  Sinne  der  kais.  V. 
vom  29. 11. 66,  ROBl  No.  127,  nnd  des  Gesetaes  vom  29. 8.  . 78,  BGBl  No.  42, 
nicht.  Nnr  wenn  solche  Bechtsgeschftfte  hei  uns  gewerbanüUig,  d.  i.  in  der 
Absidit  gesehkMsai  werden,  am  die  bezfigliche  T&tigkeit  zu  einer  dauernden 
Gewinnquelle  zu  machen,   kommen  für  ausländisrhe  Gegellsrhaften  die 
obigen  gewerbe-,  daher  öiTentlichrechtlichen  Normen  zur  Anwendung.  Nach 
Art.  11)  des  Handelsvertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  16.  12.  91, 
No.  lö  RGBl  a.  1892  werden  die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragschließenden 
Teiles  rechtlich  bestehenden  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften 
an!  Aktien-  and  Veraichemagagesellschaften  jeder  Art  in  dem  Gebiete  des 
anderen  Teiles  nach  IbUgabe  der  daselbst  geltenden  gesetzlichen  und  regle- 
mentarischen Bestimmungen  zum  Geschäftsbetriebe  und  zur  Verfolgung  ihrer 
Rechte  vor  Gericht  zugelassen.    Die  Zulas.suiit/  zum  Geschäftsbetriebe  in 
Österreich  ist  für  ausländische  Versicherungsgesellschaften  allerdings  von  einer 
staatlichen  Konzession  abhängig  (Art.  I,  II,  III  der  kais.  Y.  vom  29. 11. 8b, 
BGBl  No.  127  nnd  §  2  des  Geseties  vom  29. 3.  73,  BGBl  No.  42).  Die  Yer- 
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folgung  Übtet  Becbte  Tor  Gericht  ist  ihnen  gemäß  §§  26,  83,  84  a.  b.  GB, 
§  1  ZPO  gestattet,  ohne  daS  hienn  dne  priTatreehtUche  Konsesaimi  notwendig 

wäre.  Eine  ganz  andere  Bedeutung  hat  aber  diese  letztere  Vertragsbestimmung 
für  österreichischp  (rescllschaften,  die  ihre  Rechte  vor  Gerichten  in  Dt  iitsch- 
land  verfolf^en.  indem  zur  Anerkennung  eines  Vereines  als  einer  juristischen 
Person  in  Deutschland  sowohl  vor  der  Geltung  des  deutschen  BGB,  als  auch 
nunmehr  auf  Orund  desselben  (§§  22,  23,  —  21,  61,  62,  63  —  80  BGB  fOr 
das  Bentsdie  Räch)  teilweiBe  die  staatliche  Konseesion  notwendig  war  nnd 
ist  Die  kais.  Y.  Tom  29. 11. 66,  RGBl  No.  127  nnd  das  Gesetz  Tom  29. 8. 78, 
RGBl  No.  42  regeln  schon  nach  ihrem  Wortlaute  lediglich  die  Zulassnng 
ausliiTulischer  Gesellschaften  zum  Geschäftsbetriebe  in  Österreich,  nicht  aber 
die  privatrechtliche  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  ausländischer  (iesellschaften. 
Für  die  vorstehende  Rechtsauslegung  sprechen  auch  die  Normen,  welche  Uber 
diesen  Gegenstand  den  Ländern  der  ungariüchen  Krone  gegenüber  erlassen 
worden  sind.  Nadi  dm  Geaetie  Tom  27. 6. 78,  RGBl  No.  68,  zur  AnsfOhrong 
des  Art  XX  dsa  Zoll-  nnd  Handetohflndnisssa  mit  TTngani  Ton  27.  6.  78, 
RGBl  No.  ß2.  das  mit  der  kaiserl.  V.  vom  21.  9.  99,  RGBl  No.  176  bis  aaf 
weiteres  aufrecht  erhalten  wurde,  ist  im  §  8  (und  zwar  in  nunmehr  abge- 
änderter Passung)  der  Geschäftsbetrieb  ungarischer  Versichernngsgesellschaften 
in  Österreich  im  Wege  der  Errichtung  von  Zweigniederlassungen  geregelt; 
nach  %  9  richtet  sidi  der  GeediUtsbettieb  ohne  Zwdgnlederiaasnng  nach  den 
Bestinminngsn  des  Art  XIY  des  Zoll*  nnd  ^uidelsMlndnisses;  nadi  Ahe.  2 
dieses  letzteren  Art  ist  es  nngarisdieii  YersiohenuigsgeseUschaften  gestattet, 
auch  ohne  Zweigniederlassung  in  Österreich  Geschäfte  zu  machen. 
Die  BehauptuTiir  des  Verpflichteten,  die  betreibende  Gläubigerin,  die  in  Oster- 
reich zum  Geschäftsbetricbt:  nicht  zugelassen  ist,  sei  deshalb  auch  nicht 
prozeßfähig,  vermag  das  Berufungsgericht  nicht  als  richtig  zu  erkennen. 
Gegm  die  Bewilligung  der  Bzelmtion  des  vom  1^1.  AG  Dresden  gefiUten 
Urteiles  spricht  auch  nicht  die  Anordnung  des  rorletsten  Absatzes  der  JMV 
vom  21. 12. 99,  No.  2öd  RGBl,  wonach  die  Bewilligung  der  Bzekation,  gleich- 
wie in  den  Fällen  des  §  81,  Z.  2—4  EO  dann  zu  versagen  ist,  wenn  die 
Anerkennung  des  deutschen  T'rteiles  geijen  den   Zweck  eines  hierzulande 
geltenden  Gesetzes  verstotien  würde,  indem  die  Rechts-  und  Prozeßfähigkeit 
einer  ausländischen  Versicherungsgesellschaft  auch  ohne  staatliche  Konzession 
bei  uns  dnrdi  die  obigen  Besfanrninitgen  des  a.  h.  GB  anerkannt  ist  Ver> 
sagongsgrOnde  gegen  die  Bx^tionsbewllligung  gonftB  |  81,  Z.  2,  4  BO 
liegen  nicht  yw.  Ob  die  betreibende  Gläubigerin  in  Österreich  gewtt^bsmlfiig 
Versicherungsgeschäfte  betreibt,  ist  in  privatrechtlicher  Beziehung  ganz  irre- 
levant; der  Über  diesen  Umstand  im  Benifungsverfahren  angebotene  Beweis 
durch  Zeugen-  und  Parteienvernehmung  muß  daher  als  unerheblich  zurück- 
gewiesen werden  (§  275  ZPUj.    Die  erstnchterliche  Entscheidung  entspricht 
dw  8adt«  nnd  Rechtslage,  indem  die  jniittisdie  Persdnlichkdt  der  hetreihttiiden 
Gltabigerln  nach  den  an  ihrem  SItie  Dresden  gelt«iid«i  Gesetien  anfolge  dw 
▼orliegenden  Akten  des  kgl.  AG  Dresden  nicht  aweUeUiaft  sein  kann,  ffiemaeh 
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wird  der  Berahmg  des  Verpflichteten  keine  Folge  gegeben  und  das  Urteil  des 

Jkat  k.  k.  OOH  bat  in  Stottgelmiig  der  Bensum  des  N,  die  in  Rede 
stehende  ExekntioDsbewilUgaiig  auf  geh  oben  und  dae  diesfftllige 
Exekntions verfahren  eingestellt 

Entscheidung  Hj^ründe, 

Die  Revision  wird  lediglich  aus  dem  im  §  503,  Z.  4  ZPO  angeführten 
Grande  begehrt.  Dieser  Hevisionsgrund  ist  gegeben.  Gemäß  §  79  £0  darf 
an!  Omnd  von  aoalftndiieheii  Bxekittionetitolii,  welche  nicht  nnter  §  8  BO 
feilen,  die  Bzdmtion  im  blande  nur  dann  und  in  dem  ICafie  stattfinden,  all 
die  Gegenseitigkeit  durch  Staateverürttgfe  oder  durch  darüber  erlassene,  im 
RGBl  kundgemachte  Regierungserklärungen  verbürgt  ist.  Der  mit  der  V. 
des  Justizministeriums  vom  21.  12.  i)9,  RGBl  No.  253  im  Sinne  der  erwähnten 
Gesetzesstelle  in  Österreich  bekannt  gemachte  §  328  der  deutschen  ZPO  schließt 
nnter  Z.  4  die  Anerkennung  des  Uxteilee  eines  aasländischen  Gerichtes  nnter 
anderem  dann  ans,  wenn  die  Anerkennung  des  UrteileB  gegen  den  Zweck 
eines  deutschen  GeieUes  TerstolSen  würde.  Mit  Rltokslcht  auf  das  in  der 
eingangs  angeführten  Gesetzesstelle  als  erste  Voraussetzung  für  die  Bewilligong 
einer  Exekntion  auf  Grund  eines  ausländischen  Urteiles  aufgestellte  Erfordernis 
der  Gegenseitigkeit  muß  daher  die  Exekutionsbewilligung  auf  drund  eines  im 
Deutschen  Reiche  erwirkten  Urteiles  von  den  österreichischen  Uerichteu  dann 
versagt  werden,  wean.  die  Yollstzeclning  des  ansUndlschen  Urteiles  gegen  den 
Zwedc  eines  hierlands  geltenden  Gesetaes  Terstofien  würde.  Nnn  verfolgt  das 
Gesetz  vom  29. 3.  73,  RGBl  No.  42,  betreffend  die  Zolassong  ausländischer 
Versicherongsgesellschaften  in  Österreich  offenbar  den  Zweck,  den  Geschäfts- 
betrieb ausländischer  Versicherungsgesellschaften  im  Inlande  von  der  Erfüllung 
der  in  der  kais.  V.  vom  29.  11.  65,  RGBl  No.  127  auftrt  stellten  Vurschriften, 
wonach  ausländische  Versicherungsgesellschaften  nur  unter  den  dortselbst 
angeführten  Bedingungen  in  österrdoh  als  reditlieh  heetdiend  anerkannt  nnd 
xam  Betriebe  Uaxtt  GesclUlfte  sngdassen  werden,  abh&ngig  an  madien.  Diese 
Bedingungen  sind  im  Art  I  dieser  kais.  V.  oithalten  und  ist  nach  Art.  II 
eine  behördliche  Zulassungserkliirung  die  Voraussetzung  der  Zulässigkeit  des 
Geschäftsbetriebes  der  ausländi.srhen  Gesellschaft  in  Osterreich.  Beide  Teile 
sind  darüber  einig,  daß  eine  solche  behördliche  Zulassungserklärung  bezüglich 
der  betreibenden  üläubigerin  in  Österreich  nicht  erfolgt  ist;  dieselbe  ist  daher 
iak  Österreidi  snm  Geschiftsbetriebe  nicht  angelassen.  Da  non  snch  Art  19 
dM  Zoll-  nnd  Handelsrertrages  mit  dem  Deatschen  Beiehe  vom  6. 12.  91, 
BGBl  No.  15  a.  1K92  im  Schlußabsatze  bestimmt,  daß  die  im  Gebiete  des 
einen  vertragschließenden  Teiles  rechtlich  bestehenden  Versicherungsgesell- 
schaften jeder  Art  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  nach  Maßgabe  der  daselbst 
geltenden  gesetzlichen  und  reglementarischen  Bestimmungen  zum  Geschäfts- 
betriebe und  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  zugelassen  werden,  mit 
diesem  Vertrage  demnach  die  im  Gcsetae  Tom  29. 3. 78,  BGBl  No.  42  besw. 
der  kais.  V.  rem  29. 11.  66,  BGBl  No.  127  vorgesehenen  Beflchrinkungen  der 
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ZnlaMung  anslSndisclier  VersicbemiigsgeflellMlnlt«!  im  Inlande  aafrecht  er> 
halten  worden,  so  wttrde  es  gegen  den  Zweck  dieser  gesetzlichen  Bestimmniigen 

verstoßen,  wenn  das  von  der  im  Inlande  zum  Geschäftsbetriebe  nicht  znsre- 
lassenen  Versicherungsgesellschaft  3f.  in  Dresden  wider  den  Verptiichteten 
erwirkte  Urteil  des  kgl.  sächsischen  A(t  in  Dresden  vom  28.  10.  03  hierlands 
anerkMUtt  weidm  wQrde.  Da  sohin  im  gegebenen  Falle  die  Voraussetzungen 
des  §  79  SO  oieht  vorliegen,  ist  in  Abftndemng  des  angefocbtenen  ürteiles 
dem  Widwspmohe  des  Yerpdliehteteii  sUttsogeben,  die  Bzekntionsbewilligmig 
mfsaheben  und  das  weitere  ExdnilionsTerhlireD  elnsostellen. 

ünffältigkeitserklärujig  der  suischen  einem  Ungarn 
mosaiscJier  Religion  und  einer  Engländerin  anglikanischer 
Religion  in  Ungarn  geschlossenen  Zivilehe  wegen  des  Ehe- 
hindemisses  der  ReligionsversMedenheU  (§  64  a.  b.  GB).*) 

OaS  8. 11.  04  (Z.  13493). 

Das  k.  k.  LO  fftr  StrafsaclMii  in  Wien  hat  in  der  StiaiBaehe  des  Karl  L. 

wegen  Verbrechens  der  Entführung  den  Beschluß  gehiBty  die  Strafakten  dem 
k  k.  LG  Wien  in  Zivilrechtssachen  behufs  Entscheidung  über  die  Gültigkeit 
der  zwischen  Max  K.  und  Dum  K  geschlossenen  Ehe  zu  übermitteln,  da 
sich  bei  der  Uauptverbandlung  herausgestellt  habe,  daß  diese  Ehe  zwischen 
einer  Ghxlsttn  nnd  einem  Nichtchristm  abgeschlossen  worden  vA. 

Der  am  6. 6. 74  in  PnSborg  geborene  Max  K.,  weleliem  lant  Yer- 
St&ndignng  des  magistratischen  Bezirksamtes  für  den  2.  Bezirk  in  Wien  die 
Änderung  seines  Namens  bewilligt  worden  ist.  welcher  laut  Zuständigkeits- 
zeugnisses der  Stadthauptmannschaft  Preßburg  in  den  Gemeindeverband  der 
k.  Freistadt  Preßburg  gehört  und  zur  jüdischen  Religion  sich  bekennt,  hat 
mit  der  am  26.  2.  74  im  Departement  Oise  in  Frankreich  geborenen  und  nach 
angKkaniscfaem  Bitns  getaiüten  Ihra  deren  am  1. 12. 92  in  der  Pfarre 
St.  FMil  du  OcafiBohaft  lOddlesez  mit  James  naeh  anglikaiüschem  Bitos 
geschlossene  Ehe  laut  des  in  beglaubigter  Ubersetzung  vorliegenden  Auszuges 
aus  der  Hauptregistratur  des  JTiffh  Court  of  Justice  in  der  Grafschaft 
Middlese.v  am  18.  2.  Ol  durch  endgültiges  Dekret  aufgelöst  worden  ist,  vor 
dem  Matrikelfilhrer  des  Matrikclbezirkes  Preßbarg  am  19.  8.  Ol  die  Ehe 
geschlossen. 

Genannte  Dora  war  sor  Zeit  d«r  Sditteßiing  ihrer  Ehe  mit  Maof  K. 
lant  der  in  begtanbigter  Übersetsnng  Torliegaiden  Faßnrknnde  des  answftrtigen 

Amtes  in  London  vom  22.  1.  Ol  britische  üntert.T.nin 

Dora  K  hoT*^r  bereits  bei  dem  LG  Wien  durch  ihren  Vertreter  Dr. 
Ulbert  N.  gegen  Mau-  K.  die  Klage  auf  Ungültig<<rklärung  ihrer  mit  Max  K. 
geschlossenen  Ehe  wegen  des  Eheiüudernisses  nach  §  64  a.  b.  GB  eingebracht, 

Das  Urteil  ist  in  den  Anfe&tsen  Ztsch.  XV  11  ff.  mid  20  ü  be- 
sprochen. —  Red. 
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über  welche  Klage  znfolge  Beschlusses  des  k.  k.  ()L(t  Wi(  ii  vom  30  ö  08  das 
vorbereitende  Verfahren  eingeleitet  wurde.  Diese  Klage  wurde  sühiu  bei  der 
auf  den  29.  10.  03  anberaumten  mündlichen  Streitverhandlang  im  Einverständ- 
nisBe  mit  dem  YertMter  d«s  Beklagten,  Dr.  M.  und  dem  EheluiidTerteidiger 
De  M-  gttriUAgeuewmew» 

Dieser  Sachverhalt  wurde  bei  der  auf  Grund  der  eingangs  erwähnten 
Note  des  k.  k.  LG  für  Straf saclien  in  Wien  auf  den  14.  ö.  04  anberaumten 
mündlichen  Verhandlung  konstatiert. 

Der  persönlich  erschienene  Max  K.  gab  bei  dieser  Verhandlung  an,  daß 
zur  Zeit  der  Eheschließung  mit  Dora  K.  sein  ordentlicber  Wohnsitz  in  Wien, 
der  aeiaer  Gattin  in  Kottinghrum  in  NiederOeteneioh  war,  daft  er  anfier  dem 
Terliegenden  ZiuttndigkaitBMagnine  kein  weiteres  Heimatsdokoment  heeitse, 
daß  er  sich  in  Preßburg  der  militärischen  Stellung  unterzogen  habe  und  dort 
die  Militärtaxe  zahle  und  daß  er  nicbt  ^rcwnüt  habe,  daß  in  Osterreich  eine 
Ehe  zwischen  Christen  und  NichtChristen  ungültig  sei. 

Der  Vertreter  der  Dora  K.  hat  bei  der  mündlichen  Verhandlung  be- 
antragt, daß  die  erwilmte  Bhe  für  doi  Bereidi  der  im  Beichsrate  Tertret«ien 
Künigreidie  nnd  Linder  w^fen  des  Bbdiindaiiisses  naöh  §  64  a.  b.  GB  fflr 
nngflttig  erld&rt  werde. 

Der  Vertreter  des  Max  K.  nnd  der  EhebandTerteidiger  sprechm  sich 
Iflr  die  Gültigkeit  obiger  Ehe  aus. 

Das  L(t  in  Wien  hat  zu  Recht  erkannt,  daß  der  zwischen  Mar  K. 
and  der  Dora  K.  geb.  B.  geschlossenen  Ehe  das  Ehehindernis  des  §  64  a.  b.  üB 
nidit  entgegensteht 

E  n  t  s  c  h  e  i  d  u  n  g  8  g  r  ü  n  d  e. 

Durch  das  vorliegende  Zuständigkeitszeugnis  der  Stadthauptniannschaft 
Preßburg  vom  24.  6.  Ü2  in  Verbindung  mit  der  Bestimmung  des  Scblußabsatzes 
des  §  15  des  nngariscben  Gesetoartikels  XXn  ans  dem  Jahre  1696,  welcher 
Bestimmimg  nifolge  ein  Ausländer  die  Aufnahme  in  ünen  Gemdndererband 

nur  unter  der  Bedingung  der  gleichzeitigen  Erlangung  des  Staatsbürgerrechtes 
erwerben  kann,  ist  erwiesen,  daß  Max  K.  uni^arischer  Staatsbürger  ist. 
Durch  die  beglaubigte  L'bersetzung  der  Paßurkunde  des  auswärtigen  Amtes 
in  London  vom  22.  1.  Ol  ist  dargetan,  daß  Dora  G.  geb.  B.  vor  ihrer  Ehe- 
schließung mit  Max  K.  englische  Staatsangehörige  war. 

Nach  §  37  a.  b.  GB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  von  Ausländern  mit 
Analtndan  TOTgenammen  werden,  nach  den  Oesetien  des  Ortes,  wo  das  Ge- 
schäft abgeschlossen  worden  ist,  zn  beorteilen,  wolem  bei  der  Abscbließang 

nicht  offenbar  ein  anderes  Recht  zu  Grunde  gelegt  worden  ist  und  die  im 
§  4  a.  b.  GB  enthaltene  Vorschrift  nicht  entgegensteht. 

Die  Vorschrift  des  §  4  a  b  GB  findet  im  vorliegenden  Falle  keine  An- 
wendung, da  beide  eheschließenden  Parteien  im  Zeitpunkte  der  Eingehung  der 
Ehe  Ausländer  waren.  §  34  a.  b.  GB  kommt  nicht  in  Frage,  da  das  Rechts- 
geschäft, die  Eingehung  der  Ehe,  im  Auslände  vollzogen  wurde. 
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Da  ferner  von  keiner  Seite  behauptet  wicdi  daB  bei  der  erwUnteB  Ehe* 
adilieBimg  ein  anderes  Recht  an  Gnmde  gelegt  wecden  sei,  io  ist  fOr  die 
Wirkaamkett  des  vorgenommenen  Becktqgeechftftes,  also  der  erfolgten  Ehe- 

adiließung:  das  Eherechr  des  nn^rarischen  Staates  maßgebend 

Da  laut  des  vorliegcudin  Matrikelanszuges  des  Matrikelbezirkes  Preß- 
burg vom  20.  8.  Ol  bei  der  Eheschließung  des  Max  K.  und  der  Dora  K. 
Torlag,  dafi  ersterer  Israelite  sei,  letitere  liali  anr  lArietlkilien  Religion  (aller- 
dii^  nidit  nun  erangdiedmi,  loodem  snm  aagükaaiachen  Bitm)  bdcyinte 
nnd  die  BIwsoilUelhing  trota  dieser  ReligionsYereebiedenheit  ToUsogoi  wurde, 
so  ergibt  sich  daraus,  dafl  fttr  das  Gebiet  des  ungarischen  Eherechtes  das 
Ehchindemis  der  Religionsverschiedenheit  nicht  besteht,  die  mehrerwähnt<^  Ehe 
daselbst  also  gültig  abgeschlossen  wurde  und  Dora  K.  somit  ungarische 
Staatsbürgerin  geworden  ist 

Es  fehlt  demnach  gemifi  g  37  a.  b.  GB  die  leehtUdihe  Gnmdlage  dafttr, 
die  Gflltigkeit  der  obigen  Ehe  lllr  das  GeltoBgagebiet  dee  a.  b.  QB  ans  dem 
Geslditsponkte  des  §  64  lit.  Ocaeties  an  prüfen,  da  die  im  BGB  enthaltenen 
Frivatrechtsnormen.  somit  anch  jene,  welche  die  Ehehindemisse  betreffen, 
gpmäß  ij  4  dieses  Gesetzps  für  Ausländer  nicht  bindend  sind.  Es  war  demnach 
aus/uspK  chen,  daß  der  mehrerwähnten  Ehe  das  Ehehindemis  des  §  64  a.  b.  GB 
nicht  entgegenstehe. 

Das  Bemfnngsgeridit  liat  der  Berufung  der  Dora  K,  kdne  Folge  ge« 
geben  und  das'  Urteil  erster  Instans  bestätigt. 

Entscheidungsgründe. 

Das  Borufungsgericht  hatto  sich  mit  Rücksicht  auf  den  ersten  von 
Dora  K  ij;elt(Tul  ^r^-marhtpn  Bcnifungsgrund  zunächst  mit  der  Frage  zu  be- 
schäftigen, ob  eine  ungenügende  Erhebung  des  Tatbestandes  und  eine  unge- 
nügende BewelsfOhrung  in  der  Richtung  der  Feststellung  der  ungarischen 
jStaatsbflrgersohaft  des  Metx  K.  gegeben  so.  Das  Bemfni^gsgericht  liat  diesen 
Bemlongigmnd  fflr  nicht  gerechtfertigt  erachtet.  Max  K.  ist  nach  seinen 
eigenen  Angaben  ungarischer  Staatsbürger,  wurde  laut  seines  Geburtszeug- 
msses  d.  d.  16.  11.  00  in  Preßburg  geboren  und  daselbst  auch  snm  Militär 
abgestellt 

Ais  Beweis  über  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  des  Max  K.  liegt 
sehlieSlich  eine  öffentliche  Urkunde,  das  ZnBtlndlgli:dt8seagni8  der  Stadthanpt- 
mamischalt  Vr^SStiaxg  Tom  24. 6.  Ol  Tor,  in  welehem  ansdrackUch  nnd  nnter 

Berufung  auf  den  ungarischen  Gesetzesartikel  XXII  aus  dem  Jahre  1886  be- 
stätigt wird,  daß  Max  K,  in  den  Gemeindeverband  der  IcgL  Freiatadt  Preß- 
burg  gehöre. 

Wenn  aber  im  .Jahre  1901  von  der  Heimatgemeinde  des  Mnx  K.  aus- 
drücklich unter  Berufung  auf  das  Gesetz  vom  Jahre  1886,  dessen  Heimat- 
berechtigung nadi  Freßburg  ausgesprochen  wird,  so  ist  damit  sngleidi  aodi 
desBMi  nngariache  Staatsbürgerschaft  dnrch  eine  öffentliche  Urlninde  dacgetan, 
well  im  Sddnßabsatse  des  §  16  des  nngacischen  Gesetaartikels  XXII  ans 
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äm.  Jaliie  1886  die  AabMbme  in  den  Heimatverband  einer  nnguriaoben  Ge* 
mdnd^  von  der  nngsriadien  StMtsbflrgwaohaft  abUbii^g  geamcHA  wird. 
Das  Bomfdngagetleht  hat  sich  dunnach  der  Bechtiaoachaomig  dar  ecstoi 

Instanz  in  diesem  Punkte  vollkommen  angeschlossen  and  die  angaiische 
Staatsbürj^ersrhaft  des  Jifax  K.  als  unzweifelhaft  erwiesen  angenommen. 

Als  zweiter  BerufanffSffrund  wurde  unrichtige  rechtliche  Beurteilung 
geltend  gemacht,  weil  nach  den  Bestimmungen  des  §  34  a.  b.  die  persön- 
liche FUngkeit  etnes  Fremdeii  an  BechtsgesdOlten  in  enter  Linie  naeh  dtn 
Geaetsen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  Termöge  seines  Wohnsitses  uiterliegt, 
nnd  erst  in  den  Fällen,  wo  er  keinen  eigentlichen  Wohnsita  hat,  nach  den 
Gesetzen,  den»  er  Termöge  seiner  Gebort  als  Untertan  nnterstdit,  an  beor^ 
teilen  sei. 

Das  Rcrnfungsgericht  hat  sich  auch  in  dieser  Frage  der  Ret  hts:insc  h.iuung 
der  ersten  lustanz  vollkommen  angeschlossen.  Es  handelt  sich  im  gegebenen 
Falle  nm  ein  BechtageschMt,  weldms  Anslftnder  im  Attslanide  abgeschlossen 
haben,  ein  solches  ist  gemU  §  37  a.  h.  GB,  falls  bei  der  Absehlieihing  kein 
anderes  Recht  zu  Grande  gelegt  worden  ist  nnd  die  Vorschriftei)  d<  .s  §  4 
a.  b.  GB  nicht  ent^^ec^en stehen,  nach  dsn  Ottetien  des  Ortes,  wo  dasselbe  ab- 
geschlossen wurde,  zu  beurteilen. 

Das  Berufungsgericht  ist  der  rechtlichen  Anschauung,  daß  die  persönliche 
Fähigkeit  eines  Ausländers  hinsichtlich  der  Vornahme  von  Rechtsgeschäften 
im  Auslände  inuner  nur  nach  denjenigen  gesetiUchen  Bestinmningen  beurteilt 
werden  kann,  weldien  der  Ftemde  als  Untertan  des  betreffenden  Staates 
unterliegt. 

Diese  Folgerung  ergibt  sich  aus  der  klaren  Bestimmung'  des  §  4  a.  b.  GB, 
wonach  ein  österreichischer  Staatsbürger  auch  bei  dem  Abschlüsse  von  Rechts- 
geschäften im  Auslande  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Fähigkeit  an  die 
Ostereiohisehen  Gesetze  gebunden  bleibt 

Im  glei<Aen  Sinne  muß  andi  im  omgekdirten  Falle  angenommen  werden, 
daß  bei  der  Beurtdlung  der  peistalieheB  FlUgkeit  eines  AnsUnders  aum 
Abschlasse  von  Rechtsgeschäften  die  ausländische  Gesetzgebnng  des  Staates, 
welchem  der  Fremde  als  Untertan  angehört  maßgebend  ist. 

Eine  weitere  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  erblickt  die  Berufungs- 
werberin  darin,  daß  das  Erstgericht  übersehen  habe,  daß  der  zwischen  Max 
ni^  Dora  JT.  abgeschlossenen  Bhe  swingende  Ycrbotsgesetae  widocq^redieii, 
die  ans  Grflndoi  des  SffentUchen  Bodites  gegeboi  selta,  nnd  wonach. die  ab- 
geschlossene Ehe  als  angültig  anzusehen  sei. 

Das  Bemfongsgericht  hat  aach  diesen  Bernfnngsgnind  für  nicht  gegeben 
eracht<>t  Es  ging  hierbei  von  der  Anschauung  aus,  daß  die  Ehe  nach  dem 
früher  (resagten  nach  ungarischem  Gesetze  zu  beurteilen  sei.  da  es  sich  um  ein 
Rechtsgeschäft  handelt,  welches  von  Fremden  in  Ungarn  abgeschlossen  worden  ist. 

Da  weder  der  nngarische  noch  der  englische  Teil  an  die  österreichische 
Gesetagebong  aach  in  Ansehung  der  persönlichen  F&higkeit  gebunden  ist, 
kann  von  einem  der  Ehe  entgegenstehenden  Yerbotsgesetae  keine  Bede  sein. 
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Ctogoiaber  dem  in  der  Benifiuignchzift  erhobenen  Vorwurfe,  daß  Mßx  K* 
die  Ehe  nur  deshalb  in  FreBbnig  abgeadUossen  habe,  um  dte  dtfeerreichisohe 

Gesetzgebung  za  umgehen,  ist  darauf  zu  verweisen,  daB  dann,  wenn  sich  ein 
Ausländer  in  seine  Heimat  begibt,  um  daselbst  eine  nach  seinen  Gesetzen 
gültige  Ehe  zu  schließen,  von  einer  Umgehung  gesetzlicher  Bestimmungen 
nicht  gesprochen  werden  kann.  In  der  Nichterörterun^  der  bezüglichen 
loBeningen  eätene  dee  Mo»  K.  mA  der  AUdmug  der  hierftber  angebotenen 
Bewdse  konnte  dalmr  das  Bemfnngigecidit  keine  Mangdhaltigkdt  des  Ver- 
fahraiB  erblleken. 

Mit  Raefcaiöht  anf  diese  Erwägungen  war  der  Bemfnng  keine  Folge  m 
gehen  und  das  entrichtarllehe  ürteil  ra  bestätigen. 

Der  k.  k.  OGH  hat  dv  Revision  der  Bora  K.  Folge  gegeben  nnd  in 
Abänderung  des  berufnngsgerichtlichen  Trteiles  ausgesprochen,  daß  die  gegen- 
ständliche Ehe  für  den  Bereich  der  im  österreichischen  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  ungültig  ist  und  daß  daran  keinem  Teile  ein  Ver- 
schulden snr  Last  ftlH. 

Entscheidungsgründe. 
Der  aus  dem  (irunde  der  unriclitiL'en  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache 
ergriffenen  Revision  muü  Berechtigung  zuerkannt  werden.   Nach  den  erst- 
riditediehen  Feststdlongen  haben  M€ub  JT.,  welcher  dem  mosaisdien  Beligions« 
hekenntnisse  angehört,  nnd  Dora  K.  geb.      die  anglikaniseher,  also  ehrist- 
lieber  Religion  ist,  vor  dem  Matrikelführer  des  Matrikelbezirkes  Preßburg  am 
19.  8.  Ol  die  Ehe  geschlossen.    Es  ist  weiter  festgestellt,  daß  beide  sowohl 
vor  als  nach  der  Eheschließung  ihren  Wohnsitz  in  Niederösterreirli.  nämlich 
Max  K.  in  Wien,  Dora  B.  in  Kottingbrunn,  nach  der  Eheschließung  beide 
in  Wien  hatten,  daß  jedoch  Mcuc  K.  ungarischer  Staatsbürger  und  Dora  B. 
rar  Zdt  der  Bhesdiliefinng  mgUsche  Staatsangehörige  war.  Die  Unteigeridite 
haben  gefandoi,  daB  dieser  Ehe,  obwohl  swisehoi  einem  mehtehristen  nnd 
einer  Ghcistin  geschlossen,  das  Ehehindernis  des    (U  a.  b.  GB  nicht  entgegen- 
stehe, von  der  Ansicht  ausgehend,  daß  beiden  Eheschließendeu  die  persönliche 
Fähigkeit  zur  Äbschließung  einer  solchen  Ehe  nach  den  (lesetzen  ihres  Heimat- 
landes zukam  und  am  Orte  der  Eheschließung,  also  im  Gebiete  des  angarischen 
Ehereohtes  das  Shehindeniis  der  Beligioosrerschiedenheit  nidtt  bestehe.  Diese 
BeditsaTisehannng  maß  als  nnrichtig  bezeichnet  werden.  In  dem  vorliegenden 
Falle,  in  welohera  rar  2Seit  der  Anhängigniaohnng  der  (Tnteisachang  die  an> 
geblichen  Ehegatten  ihren  (»deiitlicben  Wohnsitz  in  Wien  hatten,  handelt  es 
sich  um  die  Frage,  ob  die,  wenn  auch  von  Ausländem  im  Auslande  geschlossene 
Ehe.  für  den  Bereich  des  österreichischen  a.  b.  GB  die  rechtliche  Wirkung  einer 
Ehe  haben  könne,  obwohl  derselben  das  bezeichnete  Ehehindernis  des  §  64 
a.  b.  OB  entgegensteht.  Die  Frage,  ob  das  mit  dieser  ehelichen  Yerbindang' 
angestrebte  fiechtsrerhiltnis  auch  im  Inlande  eine  rechtliche  Wirkung  ftoßem 
soll,  ist  knneswegs  identisdi  mit  der  Frage,  ob  die  ehdiche  YerUndnng  naeb 
den  Gesetzen  des  Abschliefiongsortes  gültig  snstaade  gekommen  ist 
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Nicht  jedes  von  Ausländern  im  Auslande  rechtswirksaui  geschlossene 
BechtsgeschlÜt  rnofl  Im  Mande  Anerkennung  finden;  Tielmehr  muß  dieselbe 
dann  versagt  werden,  wenn  der  Bestand  eines  Bolchen  Beohtsgeschäftee  einem 

Uerlands  aus  ethischen  Gründen  erlassenen  Verbotegesetze  widerstreitet. 

Der  Grundsatz,  welcher  in  der  Bestimmung  des  §  878  a.  b.  GV,.  daß 
etwas,  was  unerlaubt,  nicht  (leji^eustand  eines  gültigen  Vertrages  sein  kann, 
fußt,  muß  naturgemäß  auf  alle  Rechtsverhältnisse  Auwendung  hndtn,  welche 
im  Inlande  zur  Wirkung  gelangen  sollen;  derselbe  findet  seine  Ausführung 
andi  im  §  81  EO,  wonach  sogar  die  Bzekution  dnes  analindiaehen  ürteiles 
m.  Tersagen  ist,  wenn  damit  ein  BeoktsrerbKltnis  aar  Anerkennung  gelangen 
soll,  welchem  durch  das  inländische  Gesetz  im  Inlande  aus  Rücksiebten  der 
Öjfentlichen  Ordnung  uder  der  Sittlichkeit  die  Gültigkeit  versagt  ist. 

Es  war  daher  der  vorliegende  Fall  nidit  mit  Rücksicht  auf  die  An- 
wendbarkeit der  34  und  37  a.  b.  GB  zu  beurteileu,  denn  der  erstere 
Paragraph  trifft  nor  Bestimmnngen  hinsichtlich  der  persönlichen  I^Lhigkeit 
fremder  StaatsangehSriger  zum  Abechlnase  dnes  Rechtsgeschftftes,  frSgt  also 
nnr  darnach,  ob  jene  Brfordemisse  Torliegen,  welche  bei  den  vertragsdiliefienden 
Teilen  vermöge  ihrer  persönlichen  Eigenschaften  vorhanden  sein  mfissen,  da- 
mit sie  rechtlich  geeignet  erscheinen,  durch  ihre  Willenserklärung  ein  solches 
Geschäft  zu  unternehmen,  daß  daraus  die  beabsichtigten  Rechtswirkungen 
und  Folgen  hervorgehen.  Allein  vurliogeud  handelt  es  sich  nicht  um  die 
persönliche  Fähigkeit  dar  Handelnden,  und  ebensowenig  um  die  Frage,  ob  die 
Form,  in  wdchw  die  Ehe  im  Auslände  gesohlossoi  wurde,  den  Gesetaen  des 
Abschließungsortes  entsprach,  sondern  darum,  ob  der  Anerkennung  der  Gttltig- 
keit  der  Ehe,  falls  sie  im  hierländischen  Gebiete  ihre  Rechtswirksamkeit  äußern 
soll,  nicht  ein  Hindernis  entgegenstehe,  welches  nach  (österreichischem  Rechte 
diese  Anerkennung  ausschließt.  §  64  a.  b.  GB  sagt  ausdrücklich :  Eheverträge 
zwischen  Christen  und  Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion 
bekamen,  können  gttltig  nidit  Angegangen  werden. 

Dieses  Hindernis  wird  nicht  unter  jenen  Hindernissen  angefahrt,  welche 
auf  dem  Mangel  des  Vermögens  zur  Einwilligung,  also  auf  persönlicher  Un- 
fähigkeit zur  Abgabe  einer  bindenden  und  gesetzlich  wirksamen  Erklärung 
beruhen,  sondern  unter  jenen,  welche  den  Abgang  des  sittlichen  Vermögens 
betreffen,  also  ein  Erfordernis  im  Sinne  haben,  dessen  Vorlumdensein  aus 
ethischen  Rücksichten  zu  einer  unerläßlichen  Voraussetzung  der  Gültigkeit 
der  Ehe  gemacht  ist,  und  weldie  gemäß  §  94  a.  b.  OB  yon  Amts  wegen 
nntersncht  werden  mflssen. 

Dieses  Hindernis  betrifft  also  nicht  die  persönliche  Handlongsföhigkeit, 
sondern  ist  von  derselben  abhängig.  Es  ist  eine  aus  ethischen  Rücksichten 
zur  unerläClichen  Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Ehe  aufgestellte,  den 
Charakter  eines  zwingenden  Verbotsgesetzes  tragende  Norm :  ,daß  ein  Christ 
sich  mit  einer  Nichtchristin  nieht  yeiehdielisn  darf."  Sine  IBie,  derm  Bestand 
einem  Grundprinzipe  des  in  Österreich  geltoiden  Bherechtea  widastrdtet  und 
die  vom  Gesetae  als  unerlaubt,  als  vkHA  gttltig  schließbar  erklärt  wird,  kann 
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nach  dem  in  östmeich  geltenden  Bedite  ihre  Beebtswirkong  daselbst  nicht 
ftnfiem,  sie  muß  hier  wegen  tiesee  Öfientlichrechtlichen  und  aheolnt  wirkoiden 

Ehehindernisseg  für  den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
\w\  Tyünder  als  ungültig  erklärt  werden  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  sie  im 
Auslande  geschlossen  wurde  und  daß  weder  nach  den  (lesetzen  des  Staates, 
deoa  die  Eheschließenden  angehören,  noch  nach  den  Gesetzen  des  Abschließongs- 
ortes  dureh  die  BeU^^cnttTeneliiedealMit  ein  fflidilndetniB  gebildet  wird. 

Der  Bevision  war  daher  aas  dem  Grande  des  §  603  Z.  4  GFO  statt- 
sngebm,  ohne  in  die  weitoen  BevisionBgrflnde,  derm  Erörtenmg  überflüssig 
erscheint,  einzugehen  und  war  die  Bhe  in  den  ttsterreichiedien  LSndem  fflr 
angfiltig  zu  erklären. 

In  der  Fr&^c  des  Verschuldens  stellt  sich  der  Ausspruch,  daß  keinem 
Teile  ein  solches  zur  Last  fällt,  als  gerechtfertigt  dar,  weil,  wenn  ein  Aus- 
bilder, dem  die  Gesetse  seiner  Heimat  kon  Ehehindmiis  entgegenstellen,  die 
Bhe  in  sdner  Heimat  oder  mi  einem  Orte,  wo  das  in  Österreich  als  BQndemis 
erkannte  Verhältnis  der  Qfilt^;keit  nicht  wtgegensteht,  schließt,  es  ihm  nicht 
als  Yerschalden  angerechnet  werden  kann,  wenn  die  Blie  nach  hierlftndisdien 
Gesetzen  als  ungültig  erklärt  werden  muß. 

Artt,  15,  27  des  Bemer  Übereinkommena  Uber  den 
MsenbahnfraMverkehr. 

OGH  Iß.  6.  04  (Z.  76U1). 

Das  Handelsgericht  hat  die  Klaij;e  der  Firma  A.  in  Wien  wider 
die  priv.  österr.-ung.  Staatseisenbahngesellschaft  in  Wien  auf  Zahlung  von 
1026  frcs.  36  ctm.  und  970  K.  öl  h.  kostenpflichtig  abgewiesen. 

Tatbestand. 

Die  Klage  fuhrt  ans:  Am  27.  U.  02  wordm  seitens  eines  gewissen 

Ferdinand  F.  in  der  Bahnstation  Feltre  der  italienischen  Südbahn  an  die 
Klägerin  vi(  r  Waggons  Kußholz,  u.  z.  die  Waggons  No.  560^2,  06431,  67161 
and  57657  aulgegeben. 

Die  Frachtduplikate  über  diese  Sendung,  d.  d.  Feltre  24.  11.  02,  kamen 
der  Klägerin  am  27.  11.  02  zu,  welche  nach  Erhalt  dieser  Frachtduplikate 
den  dm  FeräUumd  J^.  fttr  die  Ware  Yereinbamngsgem&ß  znkommenden 
Preis  bezahlte. 

Die  genannten  vier  Waggons  Nußholz  wurden  aber  von  der  italienischen 
Sttdbahn  in  vollkomnipn  nngesctzlicher  Weise  zurückbehalten. 

Nach  der  Bt  stimmunu'  des  Art.  15  des  internationalen  Übereinkommens 
Uber  den  Eisenbahnfrachtenverkehr  vom  14.  10.  90  steht  dem  Absender  das 
Dispositionsrecht  über  die  abgesandte  Ware  nar  zu,  wenn  er  das  Frachthrief- 
doplikat  Torweist  nnd  seine  Brkttrang,  dardi  wel«^  er  Ober  die  Ware  tot- 
fügt,  «if  diesem  ErachthriefdapUkate  schriftlich  wiederholt  and  es  soUn  der 
Bisenbahn  vorlegt.  F.  befand  sich  aber  von  dem  Mommte  der  Übergabe  der 
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Ware  an  die  Bahn  nicht  mehr  im  Besitee  der  FrachtbriefdnpUkate,  welche 
TietoMlir  sofort  an  dfo  KlSgecin  gesandt  und  in  ihren  Hlnden  waren,  konnte 
daher  flberiianpt  Uber  die  Ware  in  Iceinef  Wdse  mdir  vetfOgen  and  die  Ver- 

IBgimgserkläniDg  auch  nicht  auf  die  Fracbtbriefduplikate  setsen.  Dessen 
ungeachtet  hielt  die  italienische  Südbahn  auf  seine  Veranlassung  sämtliche 
Watrtrons  zurück  n.  z.  die  Wa^^^ons  No.  ö6()42,  ofUSl  und  Ö7161  bis  zum 

13.  12.  (j2,  sodab  sie  erst  am  19.  12.  02  in  Wien  einlangten,  der  4.  Wi^gon 
Vo.  57667  aber  langte  erat  am  4. 4. 08  in  Wien  an.  Die  klSgeriache  Slrma 
hat  alle  yleat  Waggons  am  8. 4. 08  nach  Feststelhing  der  nnten  anBanfOhrenden 
Minderung  und  Beschädigung^  der  Ware  ttbemommen  und  am  11.  4.  03,  daher 
rechtzeitig,  an  die  beklagte  Gesellschaft  eine  schriftliche  Reklamation  mit 
Spezifizierung  der  Ersatzansprüche  ^  richtet,  für  die  u ungesetzliche  Verzögerung 
des  Transportes  ist  die  italienisrhr  »Südbahn  gciaäü  Abs.  2  des  Art.  lö  des 
internationalen   Übereinkommens   über  den  i^isenbahnirachteuverkehr  vom 

14.  10.  90  haftbar  geworden,  und  macht  Klägerin  ihre  Ansprttdie  gemUt 
Art.  i7  Abs.  3  dieses  Ühtfdnkoraniens  gfigea  die  beklagte  GeseUsehaft  gdtend, 
welche  das  Frachtgut  mietzt  mit  den  Frachtbriefen  ttbemommen  hat.  Infolge 
der  eigenmächtigen  Zurückhaltung  der  vier  Waggons  in  der  Station  Feltre 
sind  vorerst  Wagenstandsgebühren  erwachsen,  mit  deren  Beträgen  die  Fracht- 
güter belastet  wurden,  so  daß  die  Klägerin  bei  der  Auslösung  der  Ware 
hierfür  aufkommen  mußte. 

Die  WaguutandsgebOhien  betragm  msammen  372  free. 

Die  Gesellsohaft  hat  die  RBokstelhing  dieser  WagenstandsgeUto  mit 
Brief  vom  19.  H.  03  zugesagt,  diese  Zahlung  aber  bisher  troti  wiederholt« 
Urgenz  nicht  geleistet. 

Wie  bereits  erwähnt,  wurden  drei  Waggons  in  Feltre  vom  27.  11.  bis 
13.  12.  02  zurückgehalt^-n.  so  daß  sie  erst  am  19.  12.  02  in  Wien  einlangten. 

Ohne  diese  widerrechtliche  Verzögerung  hätte  die  Lieferfrist  höchstens 
7  Tage  betragen,  wie  denn  auch  der  Transport  selbst  tatsächlich  bloli  6  Tage 
in  Anspruch  genommen  hat.  Es  liegt  eine  Versäumung  der  Lieferfrist  um 
IS  Tage,  simiit  nm  Vio  dieser  Frist  Tor,  so  daß  die  Kl&gexin  als  Yergütong 
für  diese  Yentfgening  gemftfi  Art  40  dtierten  Gesetses  die  Hilfte  der  Fracht 
an  beanspruchen  hat, 

Dies  toifft  auch  besttglich  des  4.  Waggons  m,  der  erst  naeh  mehr  als 
Tiermonatlicber  Verspätung  in  Wien  einlangte. 

Die  Frachth&lften  belaufen  sich  auf  zusammen  654,36  fros.  53,42  K. 

Noch  vor  Übernahme  des  4.  Waggons  hat  die  Klägerin  bei  diesem 
Waggon  eine  Verminderung  der  an  sie  gesandten  Warenmenge  bemerkt  und 
sofort  bahnamtlich  in  der  vorgeschriebenen  Weise  konstatieren  lassen.  Es 
wurde  hierüber  das  bahnamtUche  Protokoll  vom  8.  4.  03  aufgenommen  und 
ein  Manko  der  Ware  per  1640  kg  konstatiert.  Da  der  Frus  der  Ware 
19  K.  öO  h.  per  100  kg  betrSgt,  so  reprisentiert  der  Abgang  einen  Wert 
▼on  319  K.  80  h.,  dessen  Brsats  begehrt  wird. 

26* 
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Beim  Waggon  No.  57657  fehlte  aber  nicht  bloß  ein  Teil  der  Ware,  der 
Best  befand  sich  vielmehr  auch  infolge  Feuchtigkeit  und  I^ässe  in  einenx 
stark  nünderwUrtigeii  Znstuide,  da  ein  Teil  der  Ladang  verfMlt  war. 

Die  beidoi  am  8. 4. 08  iMbnamflich  einveriHMimieiien  Sacfareretliidigei» 
haben  einen  Mindem'crt  der  Ware  um  90^/0  konstatiert,  auf  dessen  Ersats- 
ebenfalls  Anspruch  erhoben  wird. 

Da  die  Ware  laut  Frachtbrief  mit  11850  kg  von  selten  der  Station  Feltre 
übernommen  wurde  und  nach  Abzug  des  gänzlich  fehlenden  Warenquantum» 
ein  Best  Ton  lOSlO  kg  erübrigt,  so  ergibt  dn  30^/oiger  Mtnderwert  unter 
B»ficksichtigiuig  der  oMgen  Preise»  per  19  K.  60  h.  per  100  kg  eintti  Schados 
▼ön  697  K.  29  b.,  dessen  Ersatz  die  Klägerin  beanspraeht 

Antrag  auf  Fällung  des  Urteiles: 

Die  beklagte  Gesellschaft  sei  schuldig,  die  Beträge  von  102R  frcs.  36  ctm. 
und  !*7U  K.  öl  h.  samt  (5<J'o  Zinsen  vom  12.  4.  03  ab  und  die  Prozeßkostea 
binnen  14  Tagen  bei  Exekution  zu  bezahlen. 

In  der  Klagebeantwortung  bestreitet  die  Beklagte,  daß  die  KlAgeiin  naeb- 
Erbalt  der  FraditbrieMnplikate  d«ti  dem  Absende  dor  Ware  vowinbarangB- 
gem&B  zukommenden  Kaufpreis  bezahlte  und  daß  die  fraglichen  vier  Waggons- 
Nnßholz  in  vollkommen  nngesetzlicher  Weise  von  der  italienischen  Südbabn 
aurückbchalten  wurden. 

Sie  bestreitet,  daß  h'w.  ih  r  (iegenseite  die  Rückstellung  der  Wagenstand- 
gelder mit  Brief  vom  lü.  3.  03  zugesagt  habe.  Aus  diesem  Briefe  geht  lediglich 
berror,  daß  die  Beklagte  von  der  italienisdien  Sfidbabn  snr  AbschieibiiDg 
des  Wagoistandgeldes  ennftehtigt  wnrde.  Die  beldagte  Oesellsobaft  bestreitety 
daß  die  Überschreitung  der  Lieferfrist  durch  eine  widerrecbtlicbe  YerzÖgenmg 
entstanden  ist,  und  daß  sie  Ittr  das  Manko  von  1640  kg  «rsatapflicbtlg  gemacht 
werden  kann. 

Sie  bestreitet,  daß  sie  für  den  Schaden  von  ö97  K.  ersatzpflichtig  ist, 
ebenso  für  die  übrigen  in  der  Klage  geltend  gemachten  Ersatzbeträge. 

Wider  die  Klage  erbebt  die  Beklagte  die  Einrede  der  mangelnden 
passiven  Elagslegitimation.  Sie  b^nrttndet  diese  Einrede  an!  Art.  26- 
Abs.  1  und  Art.  27  Abs.  3  des  internationalen  t/bcn  inkonimens  für  den  Eisen- 
bahnfrachtenverkehr. Sie  stellte  sobin  das  Begebren  auf  kostenpflichtige  Ab- 
weisung der  Klage. 

In  einem  vorbereitenden  Schriftsatze  führt  die  Beklagte  aus,  daß  die 
Gegenseite  in  den  Besitz  der  Frachtbriefduplikate  nur  auf  Grund  eines  mit 
d«n  Absender  der  jBlrma  FsreUmmä  F.  in  Verona  abgeschlossenen  Überein- 
kommens gelangt  ist,  wonach  idch  die  klftgerische  Firma  in  ihrm  Schreiben^ 
vom  25. 11. 02  verpflichtet  hatte,  die  Ware  sofort  nach  deren  Verladung  in 
den  Waggon  und  vor  Abgang  de.s  Waggons  zu  bezahlen.  Mittels  Telegramm 
vom  25.  11.  02  wurde  die  klägtrische  Firma  avisiert,  daß  die  Verladnnc:  bereits 
ausgeführt  worden  sei.  Sie  verweigerte  Jedoch  die  Bezahlung  des  Kauischillnigs, 
bevor  ihr  nicht  die  Fraohtbriefdnplikate  flbermittdt  werden.  Unr  an  diesem 
Zwecke  übersandte  der  Absender  der  Firma  FeräinoMä  F.  In  der  Annahme^ 
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4aB  wuuneiir  der  restliche  KiMihehilling  hesnUt  werde,  die  FiMhtbrief' 

daplikate. 

Die  kläjjcrisrhc  Firma  hat  aber  den  Kaufschilling  nicht  vollstäinlii,'  be- 
zahlt, sie  blieb  einen  Restbetrag  von  41ü,ö8  Lire  schuldig ;  aus  diesen  Uründen 
wurde  ein  Waggon  zuriickbebalten.  Die  klägerische  Firma  wurde  von  der 
Firma  Ferdinand  F,  anf  ZaUmig  der  410,63  Lire  geklagt  nnd  iBt  hierüber 
4a8  ürteil  dee  ersdnstaiisliehen  QerichteB  in  Verona  vom  '6. 5. 08  erfloasen. 
Bei  der  mündlichen  Verhandlnng  bespricht  der  Kläger  die  Berichtigung  dee 
Kaufpreises  und  stellt  dieselbe  folgendermaßen  dar:  8Ü(X)  Lire  worden  als 
Vorschuß  auf  das  Geschäft  an  F.  bezahlt.  Der  ganze  zum  vollen  Kaufpreis 
fehlende  Rest  bis  auf  iiincn  Bt-trag  von  ca.  85  Lire  ■wurde  nach  Erhalt  der 
Frachtbriefe  beglichen,  die  35  Lire  ein  oder  zwei  Tage  später.  Belilagter 
iMStrdtet  noohmals  diese  Darstellung,  gibt  hingegen  Höhe,  richtige  Beredurang, 
2eitangaheii  sowie  die  Ulg^riachen  Angaben  besflglioh  der  Höhe  der  Wagen- 
Atandsgidder  und  des  Mankos  der  Waggonladung  zu.  Bezüglich  letzterer 
behauptet  er,  daß  Kliiirpr  hätte  angeben  sollen,  auf  welche  Art  sie  entstanden 
sind,  und  weist  auf  Art.  8  internationales  L'bereinkommen  hin,  den  Aufgeber 
niclit  ])efolgt(',  ebenso  auf  Art.  81.  Im  übrigen  fülirt  er  die  mangelnde  passive 
Klagslegitimation  aus.  Kläger  repliziert,  daß  F.  den  Aufgabetag  falsch  an- 
^egeboi  hatte  nnd  die  abgesandte  Ware  Ton  ihm  fiUsehUdi  sn  hodi  angegeben 
war.  Ancb  sei  das  itaüttdsehe  Urteil  nach  nnserwm  Gesetse  nngflitig,  da  die 
damals  beklagte  Firma  A.  in  Wien  von  keiner  Tagsetzung  verständigt  wurde. 
Die  oben  behauptete  Divergenz  der  Duten  des  Aufgabetages  will  der  Beklagte 
aus  der  Divergenz  des  Tages  der  Verladung  und  der  tatsächlichen  Au^abe 
zum  Transporte  erklären. 

Aus  dem  Briefe  d.  d.  19.  3.  08  folgert  Kläger  eine  Anerkennung  der 
ErsatipHicht  der  Geklagtoi  in  Ansehung  d«r  Wagenstandsgelder. 

Geklagter  bsstNitet  dies  nnd  beaeidinet  das  diesbeifiglitdie  Verhftltnis 
nnr  italienischen  Bahn  als  ein  Mandat,  das  überdies  sp&ter  wldmnfen  wurde. 

E  n  t  s  r  h  e  i  d  II  n  g  s  g  r  ü  n  d  e. 

Die  geklagte  priv.  österr.-ung.  Staatseisenbahngesellschaft  in  Wien  hat 
der  Klage  die  Einwendung  der  mangelnden  passiven  Klagslegitimatiun  ent- 
gegengesetst  und  das  Gericht  hat  diese  Binwendong  als  stichhaltig  anorkomend, 
das  KlagdMgshren  abgewiesen. 

Wenn  man  das  Vwhtitnis  der  beiden  Strdtteile  an  ranander  Ton  einem 
rein  formalen  Gesichtspunkte  beurteilt,  dann  wäre  auch  in  der  für  den  vor- 
liegenden Rechtsfall  prozeßentscheidend  gewesenen  Frage  der  Prozeßlegitimation 
der  Beklagten  kein  Zweifel  und  dieselbe  passiv  vorhanden,  denn  in  Ansehung 
der  Personen  sind  zweifellos  die  Yoraussetzongen  des  Art.  27  Abs.  3  des 
bitmnatioiialai  Übeninkommens  Uber  den  BlsenbahnfrachtTerkehr  vom  14. 10. 90 
Ifo.  186  BGBl  f.  1892  gegeben,  indem  der  Kliger  als  Empiftnger  der  Ware 
die  Geklagte,  als  diejenige  Bahn,  welche  das  Gut  zuletzt  mit  dem  Frachtbriefe 
flbernommen  hat,  auf  Schadenersatz  belangt.  Obschon  also  auch  scheinbar 
durch  die  Klage  den  Aufforderungen  des  Art.  27  Abs.  3  nicht  zuwider  ge- 
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handelt  waide,  ist  demnacb  die  Klage  gegen  die  Sttenr.*mig.  Staatseiaenbalui- 

gesellschaft  im  vorliegenden  Falle  desbalb  nilbegrttndet,  weil  die  zitierte 
Gesetzesstclle,  welche  in  dieser  Richtung  aus  dem  engen  Konnexe  mit  Artt.  26 
und  15  nicht  losgelöst  werden  darf,  nur  auf  solche  Rechte  und  Ansprüche 
gegen  die  Eisenbahn  Geltung  findet,  welche  „aus  dem  internationalen 
EisenbahnfrachtenTertrage"  selbst  klar  und  unzweideutig  entspringen, 
der  hier  in  Rede  stehende  SehadenersatBans^radi  aber  nach  der  Anffasanng 
dieses  Geriditee  nicht  dieser  QnalitKt  entspricht. 

Zu  dieser  Überzeugung  gelangte  der  Gerichtshof  durch  die  Interpretation 
der  zitierten  Gesptzesstellc  nach  seiner  Meinung  in  dem  Sinnci  wie  ihn  die 
Verlasser  vor  Augen  hatten. 

Hierzu  muß  vor  allem  im  allgemeinen  bemerkt  und  als  Richtschnur 
festgehalten  werden,  daß  man  bei  der  Biterpretation  too  Gesetzen  in  keinem 
VBÜle  annehmen  oder  auch  vennnten  darf,  dafi  der  Gesetsgeber  irgendweich» 
Worte  oder  gar  ganae  S&tse  seiner  Arbeit  ohne  bestimmten  Zweck,  also 
überflüssiger  Weise  angewendet  hätte.  Umsoweniger  darf  man  einer  solchen 
Möglichkeit  Kaum  geben,  wenn  erwogen  wird,  daß  Gesetze,  wenn  sie  prägnant 
und  populär  werden  sollen,  von  jedem  W  ürtschwall  frei  bleiben  müssen  und 
diesem  Zwecke  nur  durch  lapidare  Kürze  nahe  kommen  wird.  Am  allerwenigsten 
aber  kann  man  bei  einem  Gesetae,  wie  das  erwfthnte  Übereinkonimen  Tom 
14. 10. 90  dn  nicht  etwa  Teraltetes,  sondtfn  im  Gegenteile  erst  sdt  gans 
wenigen  Jahren  gültiges,  also  neues  Gesetz,  welches  internationale  Ghaiakter 
besitzt,  durch  denselben  in  die  Handels-  nnd  Verkehrsverhältnisse  von  naheaa 
ganz  Europa  intensiv  eingreift  und  dessen  Verfassung  und  Stilisierung  mit 
der  größten  Sorgfalt  und  unter  Mitwirkung  von  Fachmännern  der  meisten 
auf  der  höchsten  Stufe  der  Intelligenz  ütchenden  Staaten  erfolgte,  auch  nur 
im  BntfemtestsD  den  Oedanken  mlassen,  dafi  irgend  dn  W(ttt  des  Gesetaes 
bedentnngdos  wSre. 

In  dieser  Richtung  muß  man  nnn  die  fflr  den  vorliegenden  RechtsfaU 
und  insbesondere  für  die  Frage  der  passiven  Klagelegitimation  relevant«» 
Artt.  26,  27  und  In  des  Übereinkommens  einer  Prüfung  unterziehen. 

Vollzieht  man  nun  dieselbe  vorerst  in  Ansehung  des  Art.  26,  so  fällt 
sofort  der  Umstand  auf,  daß  derselbe  die  Quelle  besonders  betont,  aus  welcher 
die  Hechte  entspringen  mflsson,  welche  jemand  gegen  die  Biaenbahn  gdtend 
machm  will.  Das  Gesel»  beseichnet  diesbeifl|^ioh  ab  Qodle  dieser  Bedite 
den  ^internationalen  Bisenbahnfrachtvertrag*.  Und  nun  muß 
man  unwillkürlich  fragen,  warum  dieser  Umstand  in  einem  Gesetze,  das  ja 
ohnehin  nur  den  internationalen  Frachtverkohr  regeln  soll,  besonders  heiTor- 
gehoben  wurde?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  liegt  auf  der  Hand.  Weil 
der  Gesetzgeber  eben  nicht  alle  ans  dem  internationalen  Frachtverkehre 
oder  richtiger  nidit  alle  ans  den  internationalen  TransportTor- 
tr  &gen  enti^ringenden  Rechte  nnd  Ansprache  der  Partei^  nntor  Artt.  26, 87 
subsummieren  und  insbesondere  nicht  der  offenbaren  Begünstigung  des  Art.  87 
Abs.  3  in  Ansehong  der  Klage  teilbaltig  werden  lassen  wollte,  sondern  ans- 


Digiiizea  by  Google 


ÖBteirdch. 


403 


drfloUioli  nni  jene  Rechte,  welche  ans  dem  internationalen 

Prachtvertrage  selbst  entspringen. 

Und  nicht  ohne  Absicht  hat  der  Gesetzgeber  diese  Vorausset  zu  be- 
ziehungsweise Bedingung  im  Art.  27  Abs.  3,  welcher  speziell  das  Klagewahl- 
recht  bei  Anspruchsberechtigten  regelt,  also  an  jeuer  Stelle,  wo  es  ihm  be- 
sonders notwmdig  erMldeiii  vm  Zweifel  hintansnbalten,  nochmals  aas> 
drflcklich  wiederholt,  indem  er  dort  abermals  nur  Ansprachen 
„aus  dem  internationalen  Frachtverträge"  dieses  Wahlredit 
einräutiit. 

Diese  wiedi  iliolte  Betonung  der  Quelle  der  Ansprüche,  auf  welche  die 
Artt.  2ö,  27  Anwendung  tiuden  sollen,  war  aber  um  so  wichtiger,  als  es  keinem 
Zweifel  unterliegt,  daß  infolge  privater  Vereinbarungen  zwischen  Absender 
and  Empfitaiger  nntereinandw,  sowohl  ttber  das  War^gesdiift  als  auch  tthor 
den  Transport»  odw  infolge  von  Abmachnngwi  des  Absenden  oder  Empfib^en 
oder  beider  mit  irgend  einer  der  transportierenden  Bahnen  eine  Unzahl  von 
Rechtsverhältnissen  und  daraus  entspringender  Rechte  und  Ansprüche  ent- 
stehen können,  von  welcher  man  wohl  sagen  kann,  daß  sie  sich  aus  dem 
Vertrage  der  Parteien  und  im  weitereu  Sinne  auch  aus  dem  Trans- 
port vertrage  entwlckeiteii,  wMb  aber  mit  dm  intemall<ma]en  Bisen- 
bahnfraehtvertrage  nnd  Frachtbriefe  nichts  an  ton  hab«i. 

Der  Zweck  und  die  Tendens  des  Gesetsgebers  bei  Festlegung  der  in 
Rede  stehenden  Einschränkung  der  im  Sinne  der  Artt.  26,  27  geltend  zu 
machenden  Rechte  und  Ansprüche  lassen  sich  leicht  und  mit,  wie  es  dem 
Gerichte  scheint,  logischer  Konsequenz  aus  dem  Wesen  des  Frachtvertrages, 
insbcsundere  eines  internationalen  Frachtvertrages  folgern. 

Der  internationale  Frachtverkehr  ist  dn  kompQsierfeflS  QefOge  nnd  die 
für  die  beteiligten  Bahnen  dabei  bestehende  Verantwortung  ist  mit  Rflcksicht 
aof  die  Mannigfaltigkeit  der  Gefahren  eines  Transportes  durch  mehrere  fremde 
Staaten  eine  so  große,  daß  es  unerläßlich  schien,  im  Gesetze  zum  Schutze  der 
Bahnen  einen  festen  Punkt,  eine  Abgrenzung  zu  gewinnen,  welche  den  Rahmen 
dafür  bilden  sollen,  innerhalb  dessen  dit;  Interessen  der  oft  in  enormen  Ent- 
fernungen von  einander  gelegenen  ersten  und  letzten  Transportbahn  samt 
allen  ZwiscbenbsJmen  nach  Tunlidikeit  vereinigt  werden  kdnnten.  Diesen 
festen  Punkt,  diese  Abgrensung  glanbte  der  Gesetageber  am  besten  in  dem 
, Frachtvertrage"  selbst  zu  finden,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  den 
Transport  berühren,  jederzeit  in  der  die  Waren  begleitenden  Ur- 
kunde, dem  Frachtbriefe  zum  Ausdrucke  gelangen  sollen  und 
müssen.  An  zahlreichen  Stellen  der  verschiedensten  Gesetze  über  den 
Frachtverkehr  ist  der  Grundsatz  festgestellt,  daß  der  Transport  nie  im  Wider- 
spruche mit  dem  Frachtbriefe  s^  darf.  Schon  nach  Art  391  HG  dient  deat 
Frachtbrief  als  Beweis  über  den  Vertrag  awisdien  dem  Fkachtftthrer  nnd  dem 
Absender  und  hat  der  Frachtbrief  für  das  Frachtgeschäft  im  allgemeinen 
nach  Art.  392  Z.  8  obligatorisch  auch  jene  besonderen  Vereinbarungen  zu 
enthalten,  welche  die  Parteien  etwa  über  andere  Punkte  als  die  im  Art.  392 
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Z.  1—7  angefttfarten,  nunuitlieb  auch  ttber  die  Zeit,  innerhAlb  welcher  der 
Transport  liewirkt  werdm  soll,  treffeiL 

Nach  Art.  401  HG  tritt  der  dem  ersten  folgende  Frachtführer  dadurch, 

daß  er  das  Gut  mit  dem  ursprnn[i:liclien  Frachtbriefe  flberniuimt,  in  den 
Frachtvertrag  gemäßdemFrachtbriefe  ein,  übernimmt  eine  selbständii^e 
Verpflichtung,  den  Transport  nach  Inhalt  des  Frachtbriefes  aus- 
snftthren. 

Kacb  Art  405  HG  ist  der  im  Ftechtbriefe  bez^chnete  Empfänger  be- 
rechtigt, die  dnrch  den  FracbtTertrag  begiUndeten  Rechte  gegen  Er- 
ftUtiing  der  VecpflichtoDgeo,  wie  sie  der  Fracbtbrief  ergibt,  geltend 

sa  machen. 

Art.  6  des  inicrnationalen  Übereinkommens  rrhält  sohin  alle  Angaben, 
welche  der  eine  internationale  Sendung  begleitende  Fracht- 
brief m  enthalten  hat. 

Es  ließen  sidi  nodi  sahbdche  gesetzliche  Bestimmongen  «^nfniiwm^  wd<3be 
die  beweisraachende  Wirknng  des  Frachtbriefes  fttr  den  Frachtvertrag 
selbst  dartun  könnten. 

Damit  soll  im  allgemeinen  nur  die  Tendenz  der  Arft.  26,  27  für  die 
oben  erörterte  Einschränkung  der  geltend  zu  machenden  Rechte  auf  die  rein 
frachtvertragsmäüigen  gezeigt  werden.  —  Wenn  die  nach  Art.  27  Abs.  6  ge- 
klagte Irtste  Belm  ak  unTeirfiekbare  Basis  des  Inteaenationalai  Fraeirtrertr^es 
den  Frachtbrief  betrachten  nnd  anfierhalb  desselben  stehende  Ab- 
machungen, die  sie  ja  snimeist  auch  gar  nicht  kennen  wird,  nnberackaichtigt 
lassen  kann,  dann  wird  sie  jederzeit  den  Umfang  ihrer  Korrealersatzpflicht 
beiläufig  überblicken  und  abschätzen  und  die  Schäden,  welche  das  Gut  auf 
der  Strecke  normalerweise  erleiden  kann,  gewissermaßen  berechnen  können. 

Wenn  das  Gesetz  also  die  Rechte,  welche  nach  Artt.  26,  27  gegen  die 
Eisenbahn,  also  anch  die  letate,  wiederholt  anf  diejenigen  einsohribikt,<  welche 
ans  dm  internationalen  FracbtTertrag  entspringwi,  so  will  es  alle  jene  Hechte 
nnd  Ansprüche  geradezu  ausschließen,  die  nicht  ans  diescv  dnrch  den 
Frachtbrief  als  Urkunde  ratifizierten  Quelle  entspringen, 
sondeni  ihren  Ursprung  finden  entweder  in  irgend  einer  privaten  Abmachung 
zwischen  einer  beteiligten  Bahn  und  dorn  Abs<'ncler  oder  Empfänger  oder 
irgend  einer  ganz  außerhalb  des  Rahmens  des  internatiunalen  Fruchtvertrages 
und  f^rachtbriefes  gelegenen  rechtsvwletaeilden  oder  gans  nichtigen  Handlnngs- 
weise  elmw  der  transportioenden  Bahn«i,  also  Ansprüche,  die  ihre  Quelle  in 
einem  Rechtstitel  finden,  der  ex  lege  eine  Klage  gegen  die  betreffende  Bahn 
wohl  zu  fundieren  vermag,  aber  nicht  auf  Grund  der  im  Art.  27  statuierten 
Korrealhaftung.  Solche  Ansprüche  wollte  der  Gesetzgeber  ausschließen,  weil 
deren  Geltendmachung  oft  im  auswärtigen  Staate,  also  oft  gewissermaßen 
fern  vom  Schusse,  abgesehen  von  der  ganz  unberechenbaren  Mannigfaltigkeit 
dieser  Ansprache,  die  Yerkdmi-  und  Oesch&ftssiGherbeit  wesentlich  nnd  swar 
ungünstig  beeinilußen  mußten  und  die  geklagte  letate  Bahn  sich  in  einem 
Rechtsstrdt  über  Bechtsrorhältnisae  ganx  prirater  Natur,  also  ttbor  einem 
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inteiiMtionaleD  Fraohtrertrage  heterogene  Beditsyerhlltiiisse  einlassen  mttssen, 
welch  letstenr  Umstand  Tidleieht  nur  in  dem  dnsigen  im  Torli^enden 

Rechtsstreit  nicht  in  Betracht  kommenden  Falle  wegfiele,  wenn  die  Empfangs* 
(letzte)  Bahn  auch  zufällig  die  e.r  lege  haftl;urt  Bahn  wäre.  — 

Wenn  aber  nicht  alle  Ansprüche  des  Empfängers,  welche  im  weiteren 
Sinne  aus  dem  Transportvertrag  entstehen  künnen,  das  Privilegium  des  Klage- 
wahlfechteB  nadi  Art.  27  Abs.  3  teilhaftig  werden,  dann  ist  nomnehr  mit  be- 
sag anf  den  Torliegenden  Reehtsfall  die  Frage  za  wSrton  and  m  beantworten, 
ob  der  gdtend  gemachte  Sehadenersatsanspraeh  dn  solcher  ist? 

Beide  Streitteile  stimmen  darin  überein,  daß  der  Schaden  des  Klägers 
darin  seine  Ursache  hat.  daß  die  itiilicnischo  SUdbahn  als  erste  mit  dem  in 
Redl  stehenden  (lut  sich  befassenden  Bahn,  Verfügungen  des  Absenders  wegen 
Zurückhaltung  des  Üutes  in  der  Aufgabestation  befolgt  hat,  ohne  die  im 
Art.  15  des  intonationalen  Vb«rdnkomniei»  Torges^kene  Vorzeigung  des 
Dnplikatfrachtbriefes  sn  verlangen,  also  in  einer  ongesetslichen  Wdse  vor* 
ging,  welche  auch  geeignet  war,  d«n  KlOger  dnen  Schaden  zaznfOgen. 

Bei  diesem  Anlasse  muß  hervorgehoben  werden,  daß  das  Gericht  den 
erst  hei  der  Vcrhandlunsr  fremachten  Verstich  des  Klägers,  zumindest  einen 
Teil  seiner  Schadenersatzansprüche  nicht  auf  die  oben  erwähnte  uiiij;esi  tzliche 
Disposition  der  italienischen  Bahn,  sondern  auf  in  den  Kähmen  des  inter- 
nationalen Frachtvertrages  fallende  Umstllnde  rarflckznlflhraD,  als  mißlungen 
anneht  nnd  doi  Gesamtkomplex  der  mit  der  Klage  vom  12. 11. 03  geltend 
gemachten  Ansprüche  anf  den  dem  Art.  15  widersprechende  Vorgehen  der 
italienischen  Südbahn  zurückführte.  Denn  nicht  nur,  daß  Kläger  in  der  Klage 
ausdrücklich  die  Zurückhaltung  der  vier  Waggons  und  die  daraus  entstandene 
Verspätung  als  die  Ursache  aller  seiner  Schäden  selbst  bezeichnete,  so  folgt 
dieser  Kausalnexus  in  Ansehung  aller  geltend  gemachten  Scbadenkategorien 
anch  ans  der  gesetswidrigen  Handlung  der  italienischen  Bahn  von  selbst. 
BesQglieb  der  Wag«istand^(elder,  des  Mekersataes  der  halben  Fracht  wegen 
Überschreitung  der  Lieferfrist  und  der  Mindening  des  Wertes  durch  Fäulnis 
nnd  Nässe  ist  der  Znsammenhang  mit  der  Verspätung  so  selbstverständlich, 
daß  diesbezüglich  wolil  kein  Wort  zu  verlieren  ist.  In  Ansehung  der  Min- 
derung des  Warenquantums  beim  4.  \V  aggon  (1640  kg  —  319  K.  80  h.)  scheint 
der  Kausalnexus  loser  zu  sein.  Doch  wenn  auch  die  Mindening  mntanaßlich 
anf  die  Zurttekhaltnng  dieses  Waggons  dnrdi  viex  Monate  anraclouftthren 
sein  dflrfte,  so  ist  dieser  Anspruch  des  El&gers  sdion  ans  dem  Grunde  gans 
unbegründet,  weil  er  dOI  Gewichtsabgang  derzeit  gar  nicht  nachzuweisen  in 
der  Lage  ist.  Denn  zugestandenermaßen  wurde  sich  bei  Abschluß  des  Fracht- 
vertrages in  Ansehung  des  Gewichtes  seitens  des  Aufgebers  nicht  nuch  der 
Vorschrift  des  Art.  8  Abs.  4  des  internationalen  i.  bereinkommens  benommen. 
Nach  dieser  Oesetzesstelle  machen  bezüglich  der  Guter,  deren  Aufladen  von 
dem  Abswder  besoi^  wird,  die  Angaben  des  Frachtbriefes  fiber  das  Gewicht 
nnr  dann  einen  Beweis,  wenn  die  Nachweisung  seitens  der  Bisen- 
bahn erfolgt  und  dies  anf  dem  Frachtbriefe  beurkundet  ist. 
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Dies  trifft  nnn  liier  mäit  sn  und  kam  diese  vom  Gesetie  gefoiderte  Beur- 
kundung der  Nacliwiegun«^  nicht  wie  Kläger  vermeint  in  dem  nicht  rele- 
vanten Umstände  Ersatz  finden,  duß  sich  in  der  Rubrik  , Tarif  und  Routen- 
vorsrhriff  oder  an  einer  anderen  nicht  für  das  Gewicht  bestimmten  Stelle 
irgend  eine  nicht  auf  das  Gewicht  Bezug  habende  iStampiplie  der  Aufgabe- 
station Y  befindet.  Die  vum  Gesetze  geforderte  ausdrückliche  Beurkundung 
des  Nachwiegens  setst  wobl  eine  diesbesfl|^iclie  präsise  Erklärung  im  Fracht- 
briefe Torans. 

Fttr  die  Forderung  wegen  des  Gewichtsmankos  liegt  fllnigens  auch  noch 
der  aus  Art.  31  abzuleitende  nuTitorische  Abweisungsgrund,  wonach  liit  Bahn 
in  Ansehung  der  Güter,  welche  in  offen  gebauten  Wagen  transportiert  werden, 
für  den  Schaden  nicht  haftet,  welcher  aus  der  mit  dieser  Transportart  ver- 
bundenen Oefahr  entstanden.  Um  einen  solchen  Transport  handelt  es  sich 
hier.  Nach  dem  letsten  kha.  des  Art  31  wird  nun  zugunsten  d«r  Bahn  Tennnteti 
daS  der  Schaden  ans  dies»  Gefahr  wirklich  entttand,  sofmi  die  Part^  nicht 
das  Gegenteil  nachweist  Einen  Solschen  Beweis  hat  aber  die  KlSgerin  nicht 
einmal  angeboten.  Wenn  also  die  italienische  Bahn  durch  das  gesetzwidrige 
Zurückhalten  der  Wart:  in  Y.  dem  Kläger  einen  Schaden  faktisch  zugefügt 
hat,  so  ist  ihre  Schadenersatzpflicht  ex  lege  dem  Kläger  gegenüber  gewiß 
nicht  zu  bexweifeln. 

Ffii  die  Beurtdiung  der  pasrtrmi  Klagslegitimaticn  dar  Empfanghalm 
im  Sinne  des  Art.  27  aber  ist  die  Frttfong  der  Frage  von  grSfiter  BeleTans» 
ob  diese  im  Sinne  des  internationalen  Übereinkommens  offenbar  nidltige 
Aktion  der  italienischen  Bahn  (das  Zurückhalten  der  Ware  ohne  Vorweisung 
des  Frachtbriefduplikates)  einen  aus  dem  internationalen  Frachtvertrage  ent- 
springenden Anspruch  begründen  könne,  der  unter  die  gemäß  Art.  27  Abs.  3 
privilegierteii  au  rechne  ist  —  Diese  Frage  moB  nun  entadiiedai  Yem^nt 
werden. 

Nicht  zutreffend  findet  das  Gericht  die  Auffassung  der  Geklagten,  daß 

diese  Ausschließung  des  klägerischen  Anspruches  von  der  Wohltat  des  Art.  27 
schon  daraus  folge,  daß  die  Zurückhaltung  der  Ware  am  Aufgabeorte 
keiner  jener  l'allc  ist,  wcli  hf  in  Gemäßheit  des  Art.  lö  dem  Dispositions- 
rechte des  Absenders  vorbohulten  sind,  indem  in  dieser  üesetzesstelie  lediglich 
also  taxatiy  nur  die  Rückgabe  in  der  Versandstation  die  Anhaltnng  unterwegs 
und  die  Abllefening  an  dnai  andern  als  dra  im  Fraditbriefe  beseiohnetai 
Bmpfilnger  angeführt  sind,  im  vorli^widen  Falle  aber  der  Absender  auf  keine 
der  drei  erwähnten  Arten  disponierte,  sondern  der  italienischen  Bahn  den 
Auftrag  erteilte,  die  Ware  nur  so  lange  in  der  Aufgabestation  zurückzulialten, 
bis  seitens  der  Kläirer  der  Kaufpreis  ganz  Ijizahlt  wird.  Die  geklagte  Bahn 
folgert  hieraus,  daii  die  italienische  Bahn,  wenn  sie  diesem  Auftrage,  welcher 
im  Art  15  Abs.  1  nicht  orw&hnt  ist,  Folge  leistete  ohne  die  Yorweisung  des 
FrachthriefdupUkates  an  verlangen,  Überhaupt  keine  nngesetsliohe  Handlung, 
die  eine  Schadenersatzpflicht  begründen  könnte,  veranlaßte,  da  ja  stt  einer 
solchen  Ordre  die  Vorweisung  des  Duplikates  gar  nicht  erforderlich  war. 
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Wie  gesagt,  encheiiit  diese  Folgenmg  vnricbtig.  Denn  abgeeehen  davon, 

daß  ilurch  diese»  Vorbringm  die  Geklagte  mit  Rücksicht  auf  ihren  sonstigen 
in  diesem  Prozesse  einfrenommenen  Standpunkt  das  Vorgehen  der  i1ali('nis(  ben 
Bahn  in  einem  Atemzuge  für  nichtig  und  wieder  für  gesetzlich  richtig'  i  rklären 
würde,  kann  dieser  Schluß  auch  nicht  aus  dem  Wortlaute  des  Art.  15  uüt 
Recht  abgeleitet  werden,  wenn  erwogen  wird,  daß  jene  drei  im  ersten  Absätze 
erwttlmten  DispositioBsMle  wohl  taxativ  an^ieilUilt  ezsdwinen,  da8  sie  abor 
in  ihier  Auslegung  keineswegs  enge  einscfarftnkend  anig^sgt  werden  dflrfen, 
so  daß,  wenn  das  Gesetz  die  Anhaltung  der  Ware  „unterwegs*  nur  gegen 
"Vorw'eisunt^  des  Frachtbriefdnplikates  dem  Absender  gestattet,  es  diese  Kautel 
gewiß  auch  lui  einer  „Zurückhaltung  an  der  Versandstation"  an- 
gewendet haben  wollte,  die  nicht  nur  worttechnisch  einer  ,  Anhaltung"  gleich- 
snachten  ist,  sondern  slnor  sdchen  ^unterwegs*  anda  in  Ihter  tatsicMidien 
Wirlcnng  snmindest  gleidikommt,  diesellie  dwr  nodi  als  Dispodtionsqnalitilt 
denn  Oiade  nach  Übersteigt.  Die  Znrttddtaltong  am  Anf^beorte  ist  also 
nicht  als  ein  neuer  im  Art.  15  nicht  vorkommender  Fall  der  Disposition  zu 
betrachten,  sondern  erscheint  bei  rationeller  Auslei^untr  identisch  mit  dem 
daselbst  bezeichneten  Falle  des  Anhaltens  auf  der  Strecke. 

Die  Zurückhaltung  bleibt  also  auf  seilen  der  italienischen  Südbahu  ein 
ungesetilicher,  nichtiger  Akt,  welcher  sie  dem  Kläger  gegenfiber 
schadencnatspAichtig  macht 

Diese  Schadenersatzpflicht  folgt  aber  lediglich  aus  dem  Gesetze 
und  nicht  aus  dem  internationalen  Frachtverträge,  so  dafi  auf  dieselbe  der 
Art.  27  Abs.  3  keine  Anwendung  findet. 

Zur  Begründung  dieser  Argumentation  kann  in  erster  Linie  auf  den 
Wortlaut  des  Art.  lö  Abs.  2  hingewiesen  werden,  abermals,  wie  bereits  oben 
aasg^Ohrt,  mit  Betomug  des  Faktors,  daß  man  b«  dw  Interpretation  yon 
Gesetien  dem  Oesetageher,  warn  er  gewisse  Umstände,  die  B<mst  Tidleicht 
izreloTant  erschienen,  hescmders  henrorlMbt,  dafUr  auch  eine  besondere  Absidit 
mmaten  muß. 

Im  Art.  15  Abs.  2  wird  nun  ausdrücklich  angeführt,  daß,  wenn  die 
Eisenbahn  Anweisungen  des  Absenders  befolgt  ohne  die  Vorzeigung  des 
Duplikates  zu  verlangen,  sie  für  den  daraus  entstandenen  Schaden  dem 
Empfänger  haltbar  wird. 

Es  muß  nun  mit  logisdier  Konseqim»  angftnommen  werden,  daß  das 
Oesetz  mit  dieser  ausdrttckUchcii  H' rvorhebong  der  Schadenersatzpflicht 
speziell  jener  Bahn,  welche  die  ungesetzliche  Disposition 
des  Absenders  effektiv  befolgt,  diese  Schadenersatzansprüche  aus 
dem  Rahmen  des  internationalen  Frachtvertrages  geradezu  ausschalten  und 
ate  solche  Ton  nur  gesetslichen  Ursprungs  qualifiiieren  wollte.  Denn 
diese  ganae  Bestimmnng  w&re,  wenn  sie  eine  ohnehin  ans  dem  Frachtrertrage 
folgende  ist,  ganz  fiberflüssig,  nmsomehr  als  der  Art.  27  in  seinem  erstm 
Absätze  ohnedies  deutlich  anführt,  daß  diejenige  Bahn,  welche  das  Gut  zur 
Beförderung  angenommen  hat,  bis  zur  Ablieferung  haftet.  Im  Absätze  2 
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des  Art.  15  sollte  aber  pr&ada  die  Haftttng  an!  die  ungeeetiUcli  handelnde 
Bahn  eingeBcbränkt  werden;  ea  sollte  damit  eine  besondere  von  der 

frachtvertragsmäßigen  Haftung  aller  am  Transporte  beteiligten  Bahnen  ab- 
weichende exklusive  Haftung  der  unpresetzlich  vorgehenden  IWm  statuiert 
werden  und  sollte  gerade  dadurch  jeder  Zweifel  darüber  beseitigt  und  ver- 
hütet werden,  daß  eine  solche  nichtige  Aktion  als  aus  dem  internationalen 
FrachtTertrage  folgend  dem  Art.  27  unterstellt  werde.  Der  Ansprach  entsteht 
ans  der  Nichtigiceit)  niebt  ans  dem  Yntrage. 

Aneh  die  Fassung  des  Art  27  und  die  Angliederang  des  8.  Absatzes, 
in  welchem  die  passive  Klagelegitimation  behandelt  wird,  gerade  an  die  Ab- 
sätze 1  und  2  des  Art.  27,  in  welchem  die  Ilaftuntr  der  das  Gut  trans- 
pdrticiciult'ii  Bahntn  für  die  Ausführung  des  Transportes  auf  Grund  des 
ursprünglichen  Frachtbriefes  und  nach  Maßgabe  und  Inhalt 
des  letateren  geregdt  wird,  ohne  aneh  nur  im  geringsten  auf  die  bereits  im 
Art.  16  statuierte  Brsatspllidit  der  Anfgahebahn  Besug  an  ndmien,  beweist  in 
eminenter  Wdse,  daß  letatwe  Haftung  aufieriialb  des  Rabmwis  des  internationalen 
Frachtvertrages  zn  liegen  kommt  und  nur  ex  lege  unmittelbar  gegen  die 
betreffende  Bahn  geltend  gemacht  werdt  n  kann.  Das  Recht,  für  den  Schaden 
aus  einer  nichtigen  Handlung  der  Aufgabobahu  Ersatz  zu  fordern,  hatte  der 
Empfänger  Jederzeit,  auch  schon  bevor  er  nach  Art.  lö  io  den  Frachtvertrag 
ftberbaupt  eii^cetreten  war,  dazu  bedurfte  er  ttberhaupt  keines  fraelithrief- 
nUlfiigen  Frachtvertrages.  —  Man  kann  auch  fflgUeh  einoi  AnqMtnch  auf 
Orund  einer  ungesetzlichen  Handlung,  wie  es  diejenige  gegen  die  Vorschrift 
des  Art.  15  Abs.  2  ist,  welche  überdies  gesetzt  wurde,  bevor  no<^  der  eigent- 
liche Transport  der  Ware  begann,  nicht  als  einen  aus  dem  Frachtvertrage 
sich  entwickelnden  bezeichnen  und  zwar  im  engeren  Sinne  gewiß  nicht,  aber 
auch  nicht  im  weiteren  Sinne,  weil  ein  Vorgehen,  das  dem  Gesetze  direkt 
widersti^tet,  unmöglich  als  ein  vertrag sm&Biger  Anspruch  angesdien 
und  auch  nicht  von  den  auf  die  erste  Bahn  folgenden  Bahnen  auch  nur  als 
möglich  vermutet  werden  kann.  Ein  solcher  auf  nidlt%ei  ungesetzliches 
Handeln  einer  Bahn  basierter  Anspruch  kann  ilso  immer  nur  wieder  durch 
das  Gesetz  und  zwar  durch  da.s  jeweilige  im  Gtliiete  der  betreffenden  l^ahn 
geltende  Landesgesetz  Betriedigung  linden  und  muü  für  derartige  Schäden 
auch  ToUe  Genugtuung  geleistet  werden,  wShroid  fOr  die  ans  dem  intw- 
nationalen  Fraohtverteage  entspringenden  Anqirflohe  BrsatE  nnr  nach  Haft- 
gäbe  dtf  Bestimmungen  der  Art.  30  und  folgende  zu  leisten  ist,  welche  Ver- 
schiedenheit im  Ausmaße  des  Schadens  ebenfalls  eine  charakteristische  Illu- 
Stration  der  Verschiedenheit  der  Gpltiing  der  Ansprüche  bildet. 

Vielleicht  wird  man  gegt-n  die  dieser  Entscheidung  zu  Grunde  liegende 
Trennung  der  bei  einem  internationalen  Transpurte  möglicherweise  entstehenden 
Ansprüche  in  solcher,  die  ans  dem  internationalen  Frachtverträge 
und  in  solche  die  eof  lege  entspringoi,  einwendoi,  daß  diese  Trennung  für 
die  Frage  der  p  issiven  Klagslegitimation  im  Sinne  des  Art.  27  Abs.  8  deshalb 
irrelevant  sei,  weil  es  sich  in  dieser  Gesetaesstelle  um  eine  rein  formale 
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Feststellong  der  Bolle  det  Geklagten  luuiddt,  wetehe  F^etstdliuig  nichta  mit 

dem  Mcritum  der  Ansprüche  selbst  zu  tan  hat.  umsowcmger,  als  ja  durch 
die  ausdrückliche  Betonung  des  Regresrechtes  der  Buhnen  gegen  oinandcr 
auch  festgestellt  ist,  daß  die  jeweils  geklagte  Hahn,  wenn  sie  nicht  selbst 
den  Schaden  liervorgerufen  hat,  einen  solchen,  auch  wenn  sie  die  (ieklagten- 
rolle  überniuimt,  nicht  erleiden  kann. 

Diese  Einwendung  ist  jedoch  Inineswegs  imstande,  die  damit  beldkmpfte 
Meinung  des  Gerichtes  ins  Wanken  zu  bringen. 

Denn  nicht  nnr,  daß  der  Art.  27  Abs.  H,  wie  bereits  wiederholt  erwähnt, 
nicht  alle,  sdndorn  nur  die  Anspräche  aus  dem  internationalen  Frachtvertrage 
umfassen  will,  muß  auch  berücksichtigt  werden,  daß  die  Übernahme  der  Rolle 
des  Geklagten  seitens  der  letzten  Rahn  für  eine  möglichenveisc  in  großer 
Entfernung  befindliche  ausländische  Bahn  ungeachtet  des  Regresrechtes  eine 
Last  bedentet,  daß  das  Begresrecht  die  geklagte  und  Temrteilte  Bahn  noch 
lange  nicht  aicher  von  Jedem  Schaden  bewahrt,  da  der  BOefcgriff  gegen  die 
fibrigem  Bahnen  der  eratwen  im  Sinne  des  Art.  47 ff.  nur  nach  Haßgabe 
gewisser  Bestimmungen  zusteht;  bei  deren  Anwendung  unter  Um-, 
ständen  Differenzen  entstehen  können,  daß  die  im  Art.  47  letzter  Absatz 
vorgesehene  Zahlungsunfähigkeit  eventuell  auch  alle  beteiligten  Bahnen  mit 
Ausnahme  der  letsten  Bahn  betreffen  kann,  in  welchem  FaUe  der  gesamte 
Schaden  dieser  Bahn  nach  Art.  47  znwachsm  kdnnte,  was  xnmindeat  in  An- 
sehung der  Prozeßkoaten  Ton  Bedeutung  sein  kann,  daß  die  Geltendmachong 
des  Rückgriffes  gemäß  Art.  51  unter  Umständen  wieder  nur  auf  dem  unsicheren 
Wege  der  Klage  oft  im  Anshmde  erfolgen  muß,  endlich  in  der  Erwägung, 
dalj  der  Umstand,  ob  die  geklagte  Bahn  den  von  ihr  geleisteten  Schaden  im 
RuckgriAswege  wieder  hereinzubringen  in  der  Lage  ist,  angesichts  der  prin- 
sipiellen  Wichtigkeit  der  Frage,  auf  wehdie  Ansprüche  überhaupt  die  Artt.  26, 27 
anzuw^dtfi  sind,  ganz  in  den  Hintergrund  treten  muß. 

Infolge  Berufung  der  Klägerin  hat  das  Beruf  u  n g s  g  e  r  i  c h  t  das  erste 
Urteil,  welches  in  Ansehung  des  Teilbetrages  von  Hl 5)  K.  80  h.  als  nicht 
angefochten  unberührt  blieb,  dahin  abgeändert,  daß  der  Klägerin  die  Beträge 
von  lü26  frca.  36  ctm.  und  650  K.  71  h.  zugesprochen  wurden. 

E  n  1 8  c  h  e  i  d  u  u  g  s  g  r  U  n  d  e. 

Das  Berufungsgericht  teilte  den  Standpunkt  dea  Frosefigerichtes, 
demzufolge  die  im  Art  15  Abs.  2  des  intemationalai  Übennnkommens  ftber 
den  Bisenbahnfrachtverkehr  vom  14.  10.  00,  No.  186  RGBl  a.  1892  statuierte 
Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn,  welche  die  im  <  rsten  Absätze  aufgezählten 
Verfügungen  des  Absenders  befolgt,  ohne  die  Vorzeigung  des  Frachtbrief- 
duplikates zu  verlangen,  nicht  als  eine  Haftung  aus  dem  Frachtvertrage  auf- 
zn&ssoi  sei. 

Hiernach  ist  auch  als  zutreffend  zu  bezeiehnen,  daß  eine  auf  den  Tat- 
bestand jener  Bechtsnorm  gestützte  Klage  des  Bmpffingers  lediglich  gegen 
die  sdiQldtragende  Unternehmung,  keineswegs  aber  auch  gegen  die  beiden 
andern  im  Art  27  Abs.  3  genannten  Bahnen  gerichtet  werden  könnte. 
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Reohtspiechang. 


Zn  dieaem  Ergebnisse  führt  die  Brwftgnng,  daß  das  Klagerecht  des 
Bmpftogeis  im  Sinne  des  Art.  16  Abs.  2  in  einem  Zei^nnkte  zur  Entstehung 

gdangt,  da  dieser  in  Kraft  des  zu  seinen  Qonsten  Kc^^^hlossenen  Vertrages 
zwar  Destiiiatär,  jedoch  noch  nicht  Vertragspartei  des  Frachtgeschäftes  ist, 
zumal  ihm  doch  überhaupt  erst  mit  der  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmungs- 
orte die  Befugnis  erwächst,  in  den  Vertrag  einzutreten,  wogegen  die  tat- 
sächliche Amabong  des  Eintrittsrechtes  durch  Annahme  des  Gutes  und  des 
Frachtbriefes  erfolgt  (Artt.  16  and  17). 

W&ren  d^nnach  die  erhöhten  Klagsanspracbe  wirUhdi  von  soleber  Art^ 
wie  sie  die  singulare  Vorschrift  des  Art.  15  Abs.  2  voraussetzt,  dann  hätte 
die  beklagte  Gesellschaft  ihre  Einwendung  der  mangelnden  PassiTlegitimation 
allerdings  mit  Recht  erhoben. 

Daß  dies  nicht  der  Fall  sei,  ergibt  sich  aus  folgenden  Betrachtungen. 

Der  Schaden,  fOr  den  die  schnidtragende  Yerwattang  dem  Empfänger 
gemftß  Art.  15  Abs.  2  haftet,  entspringt  ans  dem  BechtsrerfaftltDisse  des 
letsteren  anm  Abamder. 

Nach  internationalem  Handelsbräuche  kommt  nämlich  der  T'bcrgabe  des 
Frachtbriefduplikates  durch  den  Absender  an  den  Empfänger  die  Bedeutung 
zu,  daß  sich  jener  hiermit  seiner  Dispositionsbefugnis  über  das  Gut  zu  dem 
Zwecke  begibt,  um  dem  Empfänger  eine  reelle  Sicherheit  für  die  Aosfolgung 
des  Qntes  an  ihn  an  gewähren. 

Die  Berner  Konyration  bat  nnn  dieses  fatlttische  IDiterease  des  Bmpfilngers 
aa  der  unbehinderten  Abwicklung  des  Gütertransportes  insofern  zn  einem 
rechtlich  geschützten  erhoben,  als  die  Zulässigkcit  einer  im  Abs.  1  des  Art.  15 
bezeii  hnoten  Verfügung  des  Absenders  an  die  Vorweisung  des  Frachtbrief- 
duplikutcs  geknüpft  und  die  Übertretung  der  eingeführten  Formvorschrift 
unter  eine  doppelte  Sanktion  —  Nichtigkeit  der  Anweisung  des  Absenders 
und  Haftung  der  BahnTerwaltong  für  den  dem  Empttnger  aus  der  rechts- 
widrigen AusfOhrung  entstandenen  Schaden  —  gestellt  wurde. 

Mit  sntreSender  Begründung  hat  die  Yorinstanz  dargelegt,  daß  zu  den 
dem  Ftirmzwange  unterliegenden  Verfügungen  auch  die  Anhaltung  des  ZUr 
Beförderun^r  angenommenen  Gutes  in  der  Aufgabestation  zähle. 

Hingegen  beruht  es  auf  einer  mißverständlichen  und  durchaus  irreführenden 
Begriffsverwechselung,  wenn  in  den  Entscheidungsgründen  wiederholt  von  einem 
ilichtigm  Akte  der  BSsenbabn  die  Bede  ist. 

Lidern  das  intematieoale  Übereinkommen  die  formwidrige  Disposition 
des  Absenders  als  nichtig  erklärt  (Art.  15  Abs.  7),  will  dasselbe  zum  Aus- 
druck bringen,  daß  der  ungültige  Akt  desselben  auf  das  durch  den  Frachtbrief 
beurkundete  Rechtsverhältnis  keine  rechtlichen  Wirkungen  hervorbringe,  somit 
eine  Modifikation  des  Frachtvertrages  umsowcniger  nach  sich  ziehe,  als  doch 
dessNt  ErftUlung  bntimmangsgemftS  nicht  zwischen  den  orsprünglichra  Kob> 
trahenten  (Absender  und  Versandbahn),  sondern  zwischen  anderen,  erst  nach- 
träglich in  den  Vertrag  dntretendai  FersooeD  (Empfftnger  und  Ablieferungs- 
bahn} Tollaogen  wird. 
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Die  Ansflllirung  der  nichtigen  Verfügung  selten»  der  Verwaltung  stellt 
flieh  hingegen  nieht  als  eine  ungültige,  sondern  als  schnidbare  Handlang  dar, 

dorn  der  Torschriftswidri^'c  ßahiwikt  ( rzougt  allerdings  Kcchtseffekte,  n&mlich 
Haftungen,  zu  denen  insbesondere  auch  die  im  Art.  15  Abs.  2  ger^^lte 
Deliktshaftung  [rerechnet  werden  iiuilj. 

In  den  durch  das  kulpose  Verhalten  der  Bahn  gestörten  Rechtsb»  li- 
angen  zwischen  Absender  und  Empfänger  beruht  das  legislative  Motiv,  zu- 
gleich ah«r  ancb  das  variable  Mafi  fflr  die  der  Vwwaltang  infolge  der  be> 
logenok  Bestinmmng  des  Übereinkommens  anfgebtlrdete  V<»antirortlichkeit. 

Die  Schadensermittlung  und  SchadensTergtttiing  erfolirt  hierbei  nicht 
nach  festen  Tarif-  oder  Prozent sHtzen.  überhaupt  niclit  luich'einoni  abstrakten 
Berechnungsmodus,  sondern  durchwegs  nach  den  Icoukreten,  vom  Empfänger 
zu  erweisenden  Umständen  des  Falles.  • 

Zn  diesen  zählen  aber  nur  solche  Tatsachen,  die  eine  nachteilige  Reflez- 
«irknng  der  scfanldbaien  Ansftthning  anf  die  dnrch  das  interne  Verlittltnis 
swisehen  Absender  nnd  Bmpftoger  gesdiaffene  Sitnation  harrorgebraeht  haben. 

Die  TOD  der  Klägerin  mit  der  vorliegenden  Klage  erfolgten  An^rttche 
sind  Ton  wesentlich  anderer  Beschaffenheit. 

Das  Begehren  auf  Rückvergütung  bezahlter  Wagenstands<relder  findet 
seinen  Rechtsgrnnd  in  einer  ungerechtfertigten  i3ereicherung,  das  Begehren 
anf  BraatsUistung  wegen  Vemlnmung  der  Lieferfietat^  vegoi  Abgang  nnd 
Besdiftdigong  des  Ftachtgntes  in  dem  Frachtverträge;  mit  den  Ansprachen 
des  Empfängers  im  Sinne  des  Art.  15  Abs.  2  hat  somit  das  £tageb^(ehren 
offensichtlich  nicht  das  Mindeste  gemein. 

Schon  der  rechtliche  Charakter  der  gestellten  Ansprüche  läßt  zweifellos 
erkennen,  daü  sich  die  Klägerin  nicht  als  blußen  Destinatar,  sondern  als  eine 
in  den  Frachtvertrag  eingetretene  Partei  behandelt  wissen  will;  anderenfalls 
wflrde  ihr  vranigstens  die  Aktivlegitimation  nr  Qeltendmachnng  der  liqui- 
dierten Bntsohidignngsansprflche  abgeben. 

Die  richterliche  Beurteilung  des  Strulfttlles  darf  sich  dnrdi  den  belang- 
losen Rechtsirrtum  der  Klägerin,  die  allerdings  ihre  Ansprüche  aus  dem  mehr- 
bezogenen Art.  15  herzuleiten  versucht  hat.  nicht  beeinflussen  lassen;  in  der 
Subsumtion  des  dem  (krichte  vorliegenden  Sachverhaltes  unter  die  Rechts- 
norm beruht  eben  die  vornehmlicbste  Aufgabe  der  Judikatur. 

Hit  BUdnidit  anf  die  wahre  Beschaffenheit  des  eingeklagten  Rechtes 
stellt  sich  die  von  der  beklagten  Gesellschaft  erhobene  Einwendung  der 
mangelnden  Passivlegitimation  als  eine  nnlialthare  Verteidignngsposition 
heraus. 

Was  zunächst  den  Anspruch  auf  Rückvergütunir  der  von  der  Klägerin 
bezahlten  Wagenstandgelder  anbelangt,  so  erledigt  sich  der  strittige  Legiti- 
mationspnnkt  dnrch  den  Hinweis  auf  die  präzise  Ausdrucksweise  des  Schreibens 
vom  19. 3. 08,  worin  die  beldi^rte  Gesellschaft  der  Ettgerhi  erkUlrt,  daß  sie 
nach  Übermitthing  der  Frachtbriefe  «das  seitens  Feltre  verredmete  Wagen- 
standgeld zuröflkttrstatten  werde',  somit  im  eigenen  Namen  ebne  unbedingte 
Verpflichtung  eingeht 
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Rechtsprechung. 


Die  in  jener  Zaschrift  enthaltene  Bezugnahme  auf  die  wAteaa  der  iti^ 
Uenischeii  Sfldhahn  ertdlte  EnnftchtigDiig  betagt  im  Znaammeiihange  des 
Briefes  doch  nnr,  daß  die  Beklagte  als  regnlierende  Yerwaltang  sich  der 
Zustimmung  jener  Bahn  Tenichert  habe,  fttr  deren  Rechnnng  Ton  ihr  die 

Wagenstaiul^u'lfler  eingenommen  wurden. 

Die  PassivleKitiniation  hezUglirh  des  Ersatzanspruches  wegen  versäumter 
Lieferfrist  Icann  im  ümblicke  auf  den  lilaren  Wurtlaut  des  von  Eutschädigungs- 
aneprüchen  wegen  Verspätung  handdnden  Art.  44  Ziffer  2  keinem  Zweifd 
unterlieg«!,  da  an  dieser  Stelle  geradeza  von  dm  ,nach  Art  27  Abs.  3  in 
Anspmdi  m,  nehmenden  Eisenbahnen"  die  Rede  ist. 

Indem  mn  -  Ferdinand  F.  die  vier  von  ihm  zum  Transporte  an  die 
Klägerin  aufgegebenen  Wagcnladunfjren  in  rlev  Versandstation  Feltre  aufhalten 
ließ,  ohne  die  bezüglichen  Fracht lnii  fduplikaie  vorweisen  zu  Icünnen,  hat  er 
den  obigen  Ausführungen  zufolge  einen  nichtigen  Akt  gesetzt,  der  den  Inhalt 
des  FhMihtTertrages  in  keiner  Weise  m  bednflnssen  vermochte. 

Fttr  die  nach  Mafigabe  des  Frachtbriefes  m  beurteilende  nnd  hiranach 
foktisdi  eingetretene  Verzögerung  ist  die  Beklagte  der  in  den  Vertrag  ein- 
getretenen Klägerin  gemäß  Art.  27  Abs.  B  allerdings  verantwortlich. 

Das  Verschulden  der  italienischen  tiüdbahn.  aus  dem  der  Anspruch  auf 
Ersatz  des  \  erzugsächadens  hergeleitet  wird,  beruht  eben  nicht  in  dem  gleich- 
falls vorhandenen  Privatdelikte  der  vorschriftswidrigen  Ausführung  einer 
rechtsanfOrmlicfaen  Anweisung,  sondern  in  dem  yertragsrerletzend^i  Sftum- 
nisse  bei  ErfOllung  ihrer  fraditbii^mJiffigen  Verpflichtung  sur  ordentiichoi 
Bewirkung  der  Transportleistung. 

Es  ist  ein  im  Recht-sleben  nicht  selten  auftauchendes  Phänomen,  daß 
eine  und  dieselbe  rechtswidrige  Handlung  von  verschiedenen  juristischen 
Gesichispunkten  betrachtet,  sich  zugleich  als  Delikt  und  als  kontraktliches 
Verschulden  darstellt. 

In  derM  FUlen  ist  eine  Konkurrenz  aweier  Ansprftche  vorhanden,  die 
der  Besch&digte  nach  seiner  Wahl  zur  Geltung  bringen  kann,  nur  geht  es 
keineswegs  an,  den  Anspruch  aus  dem  Vertrage  darum  zurückzuweisen,  weil 
ans  dem  unerlaubten  Verhalten  nebenbei  auch  ein  Deliktsanspruch  ent- 
standen ist. 

Nachdem  das  Jiegehren  auf  Ersatz  des  Mankos  in  der  Hechtsmittel- 
instanz fallen  gelassen  w«fd<y  erttbrigt  nnnnehr  der  Nat^wds,  dafi  die  Be- 
klagte auch  wegen  des  Ersatzes  für  Beschädigung  einer  Ladung  durch  Nisse 
und  Feuchtigkeit  mit  Recht  belangt  worden  sei. 

Nach  dem  im  Art.  27  Abs.  2  aufgestellten  Grundsatze  des  sukzessiven 
Eintrittes  ilcr  Anschlußbahnen  in  den  Frachtvertrai^  erstreckt  sich  die  Haftung 
der  Bekiagten  als  Einpfangbahn  auf  sämtliciie  aus  dem  internationalen 
Frachtvertrage  entspringenden  Ansprüche;  wer  in  einen  bestehenden  Vertrag 
ehttritt,  gelangt  damit  eben  in  die  volle  Beditsstellung  eines  Kontrahoiten. 

Die  ünt^scheidung,  wdche  die  Vorinstans  zwisdien  Ansuchen  aus 
dem  TransportverhSltnisse  im  weiteren  und  im  engeren  Sinne  zieht,  wobei 
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für  die  letsteroi  das  Kxiteiiiim  faachtliriefinäfligMf  Shrldau  gelten  soll  und 
m  diesen  lediglieh  die  nadi  Beginn  der  Ansfflhning  des  Tiansportes  eatr 
standenen  Ansprflche  gesHblt  werden,  findet  in  den  Bestunmiuigen  der  Bemer 
Konvention  keine  Stfltze  and  läßt  sich  mit  der  gnindsätzlidmi  Einheitlichkeit 

des  vertra^smilßijp:  zu  prästierenden  Werkes  nicht  vereinbaren. 

Gegenüber  dem  ausgesprochenen  Prinzipe  der  tjolidarhaftung  sumtlirlu'r 
am  Transporte  beteiligten  Untemebmungeu  bedeutet  es  ei)ie  EinscbränicuDg 
der  Regel,  daß  die  Ansprttohe  ans  dem  Flraohtrertragc  „nur'-  gegen  die  im 
Art  27  Abs.  8  1»ezeidmetNi  Bahnen  klagevdse  TorfMgbar  sbid;  von  einer' 
Bechtswohltat  des  dem  Ansproofasbereditigten  sogeetaiulenen  Wahlrechtes 
kann  demnach  keine  Rede  sein. 

Auch  die  Motive,  die  nach  Ansicht  der  Vorinstanz  die  vermeintliche 
HaItunti;sliesclir;iiikHng  erklären  solhii.  bind  als  unzutreffend  zu  betrachTen. 

Der  mlernatioiKile  l'rachtenverkeiir  der  kontinentaleu  Eisenbabueu  be- 
ruht auf  einer  großartigen  Organisation  des  Kredites,  wobei  Werte  an  Waren, 
Fahrbetriebemitteln  nnd  anistlndigen  Forderungen  in  Betradit  kommen, 
denen  gegenüber  die  vorschoßweise  sn  leistenden  Ersätze  infolge  der  die 
Anschlußbahnen  durch  das  Solidaiit&topiinzip  treffenden  Haftongen  kaom 
eine  nennt-nswerte  Rolle  ?-pielf  n. 

Was  aber  den  Hinweis  auf  die  großen  Entfernungen  anbelangt,  so  darf 
nicht  unbeachtet  bleiben,  daß  doch  geradezu  in  der  Überwindung  räumlicher 
Diatanzen  die  spenfiache  Aufgabe  der  Bliaenbahnen  gipfelt. 

Bs  ist  nicht  wohl  anannehmen,  daß  dn  internationales  Überdnkommen, 
welehes  die  enropUschen  Hanptbahnen  des  FestUndes  an  dnem  Verbände 

zusammenfaßt  und  deren  wechtelsidtige  Bechtsbeziehungen  ordnet,  mit 
Durchbrechung  der  juristischen  Konsequenz  sich  von  Rücksichten  werde 
leiten  lassen,  die  nicht  nur  gegenüber  der  verkehrswirtschaftlichen  Funktion 
der  Eisenbahnen,  somleni  insbesondere  aueh  gegenüber  seinen  eigenen  Ten- 
denzen einen  seltsamen  Kontrast  verraten  wurden. 

Für  die  Einbringung  bezahlter  Entscbädiguugsbeträge  im  Regreßwege 
ist  aber  in  gleicher  Weise,  wie  fttr  die  Brfailang  der  anderweitigen,  viel  er^ 
heblieherm  Yarbindlichkeiten  der  staatsfremden  Bahnen  dnidi  die  EMehtong 
und  Kompetenz  des  Zentralamtes  in  Bern  nnd  durch  die  Tölkerrechtlichen 
Erkläningen  der  Votragsstaaten  Vorsorge  getroffen. 

Die  der  KogniüoB  des  Berufungsgerichtes  unterstellten  Klageansprüche 
sind,  auch  abgesehen  vom  Legitimationspunkte,  als  begründet  zu  erachten. 

Der  Anspruch  auf  Rückzahlung  der  Wagenstandgelder  findet  seine 
Rechtfertigung  in  dem  von  der  Beklagten  abgegebenen  Zahluncsverspiechen, 
der  Anspruch  auf  Ersatz  wegen  Versiiumung  der  Lieferfrist  in  der  zu- 
gestandenen Fristüberschreitung,  die  als  eine  schnldbare  an  beurteilen  ist, 
nnd  in  der  ziffermäßigen  Biehti^ceit  des  angesprochenen  Schadenbetrages. 

Der  Anspruch  auf  Brsata  wegen  Beschftdlgung  des  Frachtgutes  endlieh 
erscheint  als  grundhaltig,  weil  sowohl  der  Schaden  als  dessen  HShe  feststeht, 

Z«itaclmft  f.  Intern.  Privat-  u.  Ofifentl.  Hecht.  XV.  27 
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eilt  Bxkalpstioiiagnincl  abor  von  selten  der  Iwweieplliebtigra  BeUi^iten  gw 
Hiebt  Torgebracht  wurde. 

Der  k.  k.  OGH  hat  der  Revision  der  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 

Entscheidungsgründe. 

Die  anf  §  503  Ziffer  4  ZPO  gestützte  Revision  ist  nicht  bosrründet. 
Die  beiden  \  urmstanzen  stimmen  darin  überein,  daß  Ansprüche  des  Empfängers, 
wekdie  rieh  ans  Ait.  15  Abe.  S  des  iB,teEnatuma]e&  Übereinkoiiuiiens  Tom 
14. 10. 90  BGBl.  No.  186  von  1^  ergeben,  nicht  m  dfli)|Mdgen  Auprlldien 
ans  dem  intemationslen  Frachtverträge  gebSren,  auf  welche  die  Vorschrift 
des  Art.  27  Abs.  3  dieses  Übereinkommens  Anwendung  findet.  Wfthrend 
abor  die  erste  Instanz  die  gegenständlichen  Fordemn^pn  dem  Tatbestande 
dts  Art.  15  Abs.  2  unterstillt  und  folgerichtitr  das  Klagebegchren  abweist, 
erklärt  die  zweite  Instanz,  daü  die  in  der  vorliegenden  Klage  erhobenen  An- 
sprache Ton  wesentUdi  anderer  BesebiAenheit  seien  rm^  da0  das  Klage- 
begehren  mit  den  Ansprttcbra  des  EmpAngers  im  Sinne  des  Art.  Ib  Abs.  2 
o&nsichtlidi  nicht  das  Mindeste  gemein  habe. 

Dieser  letzteren  Anschauung  kann  zwar  nicht  beigepflichtet  werden, 
denn  fs  ist  doch  nicht  zu  vorkonnen.  daß  der  Schaden,  dessen  Ersatz  die 
Klägerin  begehrt,  darauf  zuriif  kziiführcn  ist.  daü  die  italienische  Südbahn 
die  Anweisung  des  Absenders  befolgte,  ohne  daii  dieser  die  Frachtbhefduplikate 
▼orweisen  konnte. 

Gleichwohl  ist  die  Entseh^nng  des  Bemfongsgeridites  nicht  unrichtig, 

weil  sich  die  AnqKrOcbe  der  Klägerin  in  demjenigen  Grenzen  halten,  welche 
denselben  in  dem  internationalen  Übereinkommen  gezogen  sind.  Es  mag 
dahingestellt  bleiben,  ob  die  Klägerin,  falls  sie  aus  dem  Art  15  Abs.  2 
weitergehende  Ersätze  begehren  würde,  berechtigt  wäre,  die  Beklagte  zu 
belangen.  Jedenfalls  ist  sie  aber  berechtigt,  dasjenige  von  der  Beklagten 
unter  Anrofong  des  Art  87  -  Abs.  3  annuprecfaen,  was  ihr  andi  abgesehen 
von  der  hior  Torli^mdoi  Haftpflicht  der  italienisehem  Sfldbahn  schon  nadi 
den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  des  internationalen  Überein- 
kommens gebührt.  Der  Umstand,  daß  der  Schaden  auf  ein  spezielles  Ver- 
schulden der  ersteren  Bahn  zurückzuführen  ist.  kann  sie  nicht  bindern,  das- 
jenige zu  begehren,  was  ihr  auch  ohne  Nachweis  eines  Verschuldens  zukommt. 
Nur  innerhalb  dieser  Grenzen  hat  die  Klägerin  Schadenersatz  verlangt.  Nach 
Artt  30  nnd  39  hat  sie  Anspruch  anf  Ersatz  des  nach  äea  Bestimmungen 
des  internationalen  Übereinkonunens  zn  berechnenden '  Sfihadmfis,  wehte  ihr 
ans  der  Beschädigung  des  Gutes,  sowie  aus  der  Versäumung  der  Lieferfrist 
entstanden  ist.  falls  flio  P'isenbahn  nicht  ihre  Schuldlosigkeit  nachweist.  Der 
Anspruch  auf  Rückvergütung  der  Wagenstandgelder  gründet  sich  auf  Art.  12 
Abs  4  und  die  prinzipielle  Anerkennung  der  Ersatzpflicht  im  Briefe  der  Be- 
klagten vom  19.  3.  03.  Es  ist  also  behufs  Znerkennung  dieser  der  Ziffer 
nach  nicht  bestrittenen  Ansprache  keineswegs  nfitig,  anf  das  Verschniden 
dM  erstocen  Bahn  dnrdi  Znwidtfhandebi  gegen  die  Yorsduift  des  Art.  16 
Abs.  S  einzugehen,  weil  auch  al^esdien  davon  der  KUgerin  die  erhobenen 
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AniVffldie  au  dem  intMiiationftlen  Frachtrertiftge  nutehttii.  Da  es  sich 
Uerbei  bleA  um  die  redttiiehe  Qaalillfcatioii  der  Klageforderungen  handelt, 

kann  von  einer  unzulässigen  Änderung  des  Kla^egrondes  keine  Rede  sein. 

Auch  bezüglich  der  Interpretation  des  Briefes  vom  19.  3.  03  ist  eine 
unrichtige  rechtliche  Beurteilung  seitens  des  Berufungsgerichtes  nicht  wahr- 
zunehmen. Die  beklaKte  Bahn  ist  nach  Art.  21  Abs.  2  in  den  Frachivi  rtrag 
eingetreten  und  hierdurch  selbständig  verpflichtet  worden.  Wenn  sie  also  in 
dem  bezogenen  Briefe  von  dw  Krmiditignng  durch  die  erste  Bahn  spricht, 
00  kann  sidi  das  nor  avf  das  interne  VerhUtnis  der  Bahnen  unter  einander 
beziehen  and  ist  bloß  das  angegebene  Motiv  ihres  Rückvergtttnngsversprechens. 
Gegenüber  dein  Empfänger  erscheint  dit  ses  Zahlungsversprechen  als  ein  im 
eigenen  Namen  abgegebenes,  welches  durch  einen  allfälligen  Widerruf  der 
Ermächtigung  nicht  hinfällig  wird.  Der  Umstand,  daii  hinsichtlich  des  vierten 
Waggons  noch  eine  weitere  Mitteilung  vorbehalten  wird,  ändert  nichts  an 
der  Zahinngspflidtt»  weil  dieselbe  im  ersten  Absatie  des  Schreibens  ganx  all- 
ganein  anerkannt  und  im  Prozesse  der  Betrag  —  welcher  sich  ftbrigens  be- 
züglich dieses  Wagg<»s  hlofi  an!  12  in»,  belftnft  —  als  richtig  angaben 
wnrde. 

Der  Revision  konnte  somit  nicht  stattgegeben  weiden. 

Schuta  des  Urheberrechtes  au  eütem  von  einem  Ausländer 
verfaßten,  im  Deutschen  Reiche  pseudonym  erschienenen 
JiMUetoH,  DeiOsch^terreickischesObereinkimmenSO.  12,99, 

OGH  80.  9.  04  (Z.  7688). 

Das  Bezirksgericht  in  Brüx  hat  in  der  Rechtssache  des  Alex- 
ander E.,  ScfariltstdkfS  in  Wimi  (Klägers),  wider  die  periodische  Dmck- 
sdirift  .SMxer  Zdtnng",  besiehnngsweise  derm  Dmdcb  nnd  Vorleger,  K. 
Theodor  ff.  in  Brüx  (Beklagten),  wegen  Anerkennung  des  Urheberrechtes 
sa  einem  Feuilleton  und  Zahlung  der  Bntschftdigung  für  den  unbefugt«!  Ab- 
druck desselben  im  Betrage  von  30  K., 

1.  festgestellt,  daß  Kläger  Alexander  Ii.  das  im  fünften  Morgenblatte 
No.  178  der  , Frankfurter  Zeitung"  vom  29.6.02  erschienenen  i  euiiieton  „Der 
Brste  in  der  Klasse,  Sehnlwinnenuigwi  ans  österreidi  von  B.— B.*  Terfaflt 
habe,  daß  die  periodische  Druckschrift  «Brüzer  Zeitung'  bezl^ungsweise 
deren  Drucker  und  Verleger  K.  Ukeodör  ff.  durch  den  unbefugten,  d.  i. 
ohne  Zustimmung  des  Klägers  erfolgten  Abdruck  dieses  Fenilh-tons  in  der 
am  12.  7.  02  herausgegebenen  Nummer  56  der  ,Briixer  Zeitung"  und  die 
entgeltliche  Verbreitung  der  unrechtmäßigen  Vervielfältigungen  einen  Eingriff 
in  das  Verfügungsrecht  des  Klägers  über  obiges  Feuilleton  begangen  habe; 

n.  die  ,Brü»!r  Zeitung"  besiefanngsweiBe  draen  Drucker  und  Verleger 
schuldig  erhannt,  für  den  unbefugten  Abdruck  und  die  entgeltliche  Ver^ 
hreitnng  der  unrechtnABigen  Verrielftltigungen  jenes  Feuilletons  die  Ent> 
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Schädigung  im  Betrage  von  20  K.  nelMt  YmagssSrnm  und  Oeriehtakostc» 
aa  den  Kllger  an  besaUen. 

Tatbestand. 

Nach  äem  Anführangen  des  Alexander  R.  hat  derselbe  ein  Feuilleton 
unter  dem  Titel  „Der  Erste,  in  der  Klasse.  Schulerinnerungen  aus  Österreich 
von  R.  —  R."  verfaßt  der  „Frankfurter  Zeitung'"'  zum  erstmaligen  und  ein- 
taialigen  Ahdruck  überlassen,  sich  jedoch  sein  Urheberrecht  insbesondere  gegen- 
über andere  Zeitungen  toII  nnd  ganz  verwahrt 

Dieaea  Ftanilleton  enohien  im  fünften  Horgenblatte  der  No.  178  vom 
29.  6.  OS  der  »Frankhuter  Z^tnng*  nnd  war  Tiurber  nodi  ii^ndwo  im. 
Dmek  erschienen. 

Die  periodische  Zeitschrift  ^Brtixer  Zeitunp".  deren  Drucker  und  Ver- 
leger K.  Theodor  H.  ist,  hat  in  der  am  12.  7.  02  erschienenen  Nummer 
der  „Brüxer  Zeitung^  dieses  vom  Kläger  verfaßte  Feuilleton  ohne  dessen 
Znstlmmnng,  also  nnbdogt,  anm  Abdnicke  gebracht,  biebei  ansdrflcidielft 
bemerkt,  daß  diese  beitere  Sldzse  der  ,Frankfarter  Zeitnng*  entnommen  sei, 
und  die  nnrcohtmäßigen  Vervielfältigungen  entgeltlich  weiter  verbreitet.  Anf 
Grund  dieses  Tatbestandes  stellt  nun  der  Kläger  das  mit  dem  in  der  Sentenz 
des  Enuntiates  des  l'rteiles  gleichlautende  Begehren,  nur  daß  er  eine  Ent- 
schäditrung  von  HO  K.  verlangt.  Der  Beklagte,  welcher  zugibt,  daß  Kläger 
der  Verfasser  jenes  mehrerwähnten  Feuilletons  sei,  bestreitet  den  Klags- 
anspmcb,  begehrt  kostenpflichtige  Abweisung  der  Klage,  gegen  weldhe  eär 
lolgoide  Einwendnngim  «bebt: 

1.  Der  Mangel  der  aktiven  Klagslegitimation  des  Klägers. 

2.  Daß,  da  Klager  österreichischer  Staatsbürger  sei,  der  Schutz  des 
Urheberrechtes  an  diesem  Feuilleton  gemäß  §  1  des  Gesetzes  vom  26.  12.  i»5 
No.  107  R(tB1  nach  eben  diesem  Gesetze  zu  beurteilen  sei;  da  dieses  Feuilleton 
gemäß  Art.  II  des  Staatsvertrages  vom  30.  12,  99  RGBl  No.  50  als  ein- 
beimisches  Werk  an  betrachten  sei,  so  genieße  es  gemftß  Axt.  I  des  genanntem 
Staatsvertrages  ttberbanpt  nur  doi  Sebnta  des  dsterreiddsdien  Gesetses  nnd. 
kann  den  vertragsmäßigen  Schutz  in  Gemäßheit  des  Staatsvertrages  ins- 
besondere die  Begünstigung  des  Art.  III  des  Staatsvertrages  hinsichtlich  der 
Entbehrlichkeit  der  von  der  reichsdeatschen  Gesetagebnng  nicht  geforderten 
Heimlichkeiten  nicht  beanspruchen. 

Es  genießt  also  beim  Mangel  eines  anf  dem  Feuilleton  ersichtlichen 
Nacbdznckrwbotes  «nen  UrheberreditBBobata  ftberbai^  mdit. 

8.  Dafi  das  Fenilleton  gleidiseitig  mit  d«r  «FrankhirtNr  Zdtnng'  auoli 
in  österreichischen  Zeitungen  erscliiencn  sei  und  auch  zuvor  schon  vom  Kläger 
veröffentlicht  worden  ist,  also  auch  deshalb  als  einheimisches  Werk  gelte 
und  auch  deshalb  nur  den  Schutz  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes 
beanspruchen  kann. 

4.  Daß  dar  Abdmck  des  iragUelmn  Feuilletoi»  in  der  „Brflxer  Zeitnng" 
nickt  nacb  einem  Bnmplare  dar  «Frankhirter  Zeitong",  sondern  ans  dnem 
Exemplare  der  «Wiener  Horgenieitnng*  erfolgte. 
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5.  Daß  dem  Beklagten  ein  Behiildb«rer  Sfngriff  gemAfi  §  00  Oeseta 

Tom  26.  12.  95  RGBl  No.  197  nicht  sw  Luit  fällt,  da  Beklagter  die  Nonnen 
des  reich8deut«chen  Urheberrechtfligewtses  Tom  Zeitpunkte  des  Naehdrackes 
jenes  Feuilletons  nicht  kannte 

G.  Daß  der  in  der  Klage  angesprochene  Entechädigungsbetrag  von  30  K. 
nicht  angemessen  sei. 

In  tatsichUeher  Bedehung  wmde  duck  das  GestibidBifl  des  Beklagten 
festgestellt,  daß  der  Klßger  der  Verfasser  des  mehrfadi  erw&imten  Feailletons 
»ei,  daß  Alexander  B.  dieses  Feuilleton  unter  dem  Namen  „R. — R."  er- 
scheinen ließ;  es  wurde  weiter  durch  die  Auskunft  des  k.  k.  Bezirks-Polizei- 
kommissariates  Josefstadt  festgestellt,  daß  Alexander  R.  ungarischer  Staats- 
angehöriger sei,  weiter  daß  in  der  „Wiener  Morgenzeitung in  welcher  das 
fragliche  Feuilleton  abgedruckt  ist,  und  aus  welcher  der  Beklagte  dasselbe 
abgedrackt  wo.  kaben  angibt,  die  Fußnote  enthalten  ist:  »Wir  entnebsmi 
diese  lieitere  Sklsse  der  «Fraokfoiter  Zeitang*,  und  dndlicb,  daß  der  Vertreter 
des  Beklagten  bei  seiner  informativen  Bebngnng  erkllrte,-  daß  er  die  Ein^ 
Wendung,  daU  das  fragliche  Feuilleton  zugleich  mit  der  „Frankfurter  Zeitung* 
und  schon  zuvor  in  österreichischen  Zeitungen  veröffentlicht  wurde,  nur  aus 
pruzi  litaktischen  Gründen  erhoben  habe,  daß  er  aber  irgend  eine  inländische 
Zeitung,  in  welcher  das  Feuilleton  vorher  oder  gleichzeitig  mit  der  ^ Frank- 
furter ZeitoDg'  abgedniolrt  war,  nicht  an  nennen  TermOge. 

Bntseheidnngsgrftnde. 

Dem  im  Sinne  der  §§  60  und  61  des  Gesetaes  Tom  26.  12.  95  RGBl 
Ko.  197  gestellten  Klagebegehren  war  nach  dem  Vorangefflhrten  stattzugeben. 

Nach  Art.  I  des  Übereinkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Österreich- Ungarn  vom  30.  12.  99  RGBl  No.  ÖO  heißt  es;  Jedes  Werk  der 
Literatnr  nsw.,  weldies  in  den  Staatsgebieten  eines  der  vertragssdUiefienden 
Teile  einheimisch  ist,  wird  in  den  Staategebieten  des  andern  Teiles,  wenn  es 
»idit  anch  dort  als  einheiniisdi  «niosehen  ist,  den  dort  f&r  Werke  gleicher 
Art  durch  die  inlindisefae  Gesetagebnng  gewlhrten  Sdmte  anf  Qnmd  dieses 
Übereinkommens  genießen. 

Art.  II  bestimmt,  daß  ein  Werk  als  einheimisch  gilt,  wenn  anf  dasselbe 
vermöge  seines  Erscheinungsortes  oder  der  Staatsangehörigkeit  uder  des 
Wohnslties  seines  Uthebers  die  betveiende  inltedische  Oesetsgebnng  An- 
wendung findet 

Da,  wie  im  TatlMStande  erwähnt,  der  Kläger  Alexander  R.  ungarischer 
Staatsangehöriger  ist,  maß  das  fragliche  Feuilleton  also  als  im  Deutschen 
Reiche  einheimisch  gelten  und  da  kommt  demselben  also  gemäß  §  1  des  Ge- 
setzes vom  26.12.95  No.  Ui7  K(rBl  nicht  der  Schutz  dieses  Gesetzes  zu 
statten,  sondern  der  im  Staatsvertrage  30.  12.  99  gewährte  Schutz,  wo 
dann  im  Art  III  dieses  Vertrages  bestimmt  ist,  daß  im  Verhiltnisse  iwischen 
dem  Deutschen  Beiehe  and  den  im  ttstefieidiischen  Beichsrato  Tertretenen 
Königreichen  und  Ländern  der  vertragsmäßige  Schatz  von  der  Erfüllung  und 
den  Bedfaigungen  und  Förmlichkeiten  abhängig  ist,  welche  durch  die  Qesets- 
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gebung  des  TMIes  TOJ^peeehrieben  Bind,  in  dessen  ÖeUet  du  beferdhnde  Weik 

üfailmitwiMth  igfc. 

Dieses  Gebiet  ist  in  vorliegradem  Falle,  wie  lieceits  enriUmt^  das 

Dentsche  Reich. 

Nach  §  18  des  Urheberrechtsgesetzes  für  das  Deutsche  Reich  vom  19.  B.  Ol 
Abs.  2  heißt  es,  daß  der  Abdruck  von  Ausarbeitungen  unterhaltenden  Inhaltes 
nnznl&ssig  ist,  auch  wenn  du  Veorbelttlt  dar  Beehte  feUt  (Abweidurag  vom 
der  Bestimmung  des  §  26  des  Östeneiehisöhen  üiliebeneohtsgesetMs). 

Mit  Bttokaiclit  auf  simtliche  bis  nnn  angeführten  gesetzlichen  Be^ 
Stimmungen,  dann  auch  jene  der  §§  54  und  55  des  ürhebenechtsgesetzes 
für  das  Deutsche  Reich,  dann  auch  jene  des  §  21  des  österreichischen  Urheber- 
rechtsgesetzes vom  26.  12.  95  No.  197  RGBl,  ist  es  eanz  unzweifelhaft,  daß 
Kläger  berechtigt  sei,  das  im  Sinne  der  §§  57,  bO  und  61  des  Gesetzes  vom 
26.  12.  96  No.  197  BGBl  gestellte  Begehren  «i  stellen  nnd  daß  diesem  Be- 
geluren,  somal  Ja  die  jtntorsohaft  des  KUgers  zvm  klagsgegenstfadliohen 
Feuilleton  zugegeben  wurde,  stattzugeben  war. 

Die  Tom  Kliger  erhobenen  im  Tatbestande  einaeln  angeführten  Ein- 
wendungen erweisen  sich  als  gänzlich  unbegründet. 

Die  Einwendung  ad  1  der  mangelnden  aktiven  Klagslcgitimation  des 
Alexander  R.  ist  unbegründet,  weil,  wenn  es  auch  richtig  ist,  daß  das  frag- 
liehe Fenineton  mit  Bttobsiobt  an!  die  Bestimmungen  der  §§  10  und  11  des 
SstmeidiiRohen  Urbeberreebtsgesetses,  §  7  des  dentsoben  UrbebeireditBgesetBes 
und  Art.  V  des  Staatsvertrages  vom  30. 12. 99  No.  50  RGBl  als  Pseudonymes 
Werk  angesehen  werden  muß,  da  die  Bezeichnung  „R.— R.'^  nicht  als  w  ah r er 
Name  des  Verfassers  angesehen  werden  kann,  nach  den  genannten  Be- 
stimmungen der  Herausgeber  oder  Verleger  berechtigt  ist,  die  dem  Urheber 
zustehenden  Rechte  wahrzunehmen,  allein  nach  diesen  Bestimmungen  sind 
nidit  ansaeWieglicb  sie  daan  borecibtigt,  sondern  in  erster  Beibe  der  Urheber, 
nnd  nur  wenn  dieser  ans  der  Pseodonymitit  nidit  beranstteten  wollte,  kOnnen 
die  Genannten  seine  Bedite  wahrnehmen. 

Da  also  zugestandenermaßen  Alexander  Ii.  der  Urheber  jenes  Feuilletons 
ist,  kann  ihm  die  Berechtigung  zur  Wahrnehmung  der  ihm  zustehenden  Rechte 
nicht  abgesprochen  werden. 

Daß  die  unter  2  erhobene  Einwendung  unbegründet,  wurde  des  näheren 
schon  oben  ansgeffibrt,  nnd  gebt  ancb  dwaus  berror,  daß  sie  auf  diex  Yoraas- 
Setzung  anfgebant  ist,  daß  der  KlSger  Osteneiebiscber  Staatsaogeböriger  ist. 
Da  jedoch  unzweifelhaft  erwiesen,  daß  er  ungarischer  Staatsangebtttiger,  also 
Ausländer  ist.  fällt  die  gegnerische  Argumentation  in  sich  selbst  zusammen. 

Die  ad  3  erhobene  Einwendung  stellt  sich  als  eine  geradezu  mutwillige 
dar.  angesichts  des  Umstandes.  daß  Beklagter  zugestand,  nicht  eine  einzige 
inländische  Zeitung  angeben  zu  können,  in  welcher  jenes  Feuilleton  gleich- 
seitig oder  suTor  mit  der  „Frankfurter  Zeitung"  YttOHaitlieht  worden  ist. 

Ebenso  ist  die  Einwendung  ad  4  baltlos,  da  ja  in  der  .Wiener  Meegen- 
zeitnng",  aus  weldier  Beklagter  das  Feuilleton  abgedruckt  haben  wül,  ana- 
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dittcklioh  und  deatiioh  bemerkt  itt,  daß  das  Fenilletoii  der  .Fnokfurter 

Zeitung"  entnommen  ist,  and  der  Umstand,  daß  die  „Brüxer  Zeitung"  dieses 
Feuilleton  nicht  unmittelbar  ans  der  .Frankfurter  Zeitung"  abgedruckt  hat^ 
an  der  ganzen  Sachlage  nichts  ändert. 

Auch  die  sub  5  erhobene  Einwendung,  dai^  dem  Beklagten  ein  schuld- 
barer  i:mgnfi  im  Sinne  der  21  und  60  des  (Gesetzes  vom  26, 12. 96  Ho.  197 
BOBl  nicht  nr  Last  iUlt,  eatbebit  jeglicher  Begründung. 

Der  Bdriagte,  der  aohou  jahreUmg  Drucker  und  Verleger  der  «Brflzer 
SSeitong"  iat,  ist  Ja  speziell  verpflichtet,  sich  in  erster  Reihe  mit  allen  Be- 
stimmuniren, welche  ein  solches  TTnternehmen  mit  sich  bringt,  ganz  besonders 
vertraut  zu  machen,  und  seine  Angabe,  daß  er  mit  den  darauf  Bezu^r  habenden 
Normen  der  ausländischen  Gesetzgebung  nicht  vertraut  yrax,  daß  diese  ihm 
unbekannt  waren,  kann  mit  der  Hinweisung  auf  die  Bwitimmnng  des  §  2 
des  a.  b.  QiB,  dafi  sich  memaod  mit  der  Unkenntnis  des  Gesetzes  &itr 
sdraldigen  Inim,  entkrftftet  werdm,  zumal  die  hier  maßgebenden  Bestimmungen 
der  ausländischen  Gesetz*,'!  bung  im  RGBl  für  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  gehörig  kundgemacht  waren,  nämlich  das  zitierte 
österreichische  Übereinkommen  vom  BO.  12.  99  (RGBl  von  1901  S.  131  ff.). 

Nach  dem  Durchlesen  dieses  Staatüvertrages  wird  doch  selbstverständlich 
jedermann,  insbesondere  aber  dn  Zeitnngsvedakteur,  Drucker  und  Verleger, 
sieb  nüt  den  dbuchllgigen  Bestimmungen  der  ansltodischwi  Qesetagobung 
Tertraut  machen  mUssen  und  yertraut  madien,  es  «weist  sich  diese  Bin- 
WMidung  daher  als  leere  Ausrede. 

Ad  6,  was  endlich  die  Einwendung  betrifft,  daß  der  vom  Kläfrer  im 
Sinne  des  60  dt  s  Gesetzes  vom  26.  12.  9')  No.  197  RGBl  verlangte  Ent- 
scbädigungsbetrag  von  30  K.  zu  hoch  ist,  wird  auf  die  Bestimmung  des  §  273 
ZFO  und  9  68  des  gstetreichischen  ürlieboReehtsgesetaes  hbigeviesen  und 
hat  der  Biobter  nach  AnliSrung  des  diesbeiflglichen  ParteiTorbringens  und 
mit  Rücksiclit  darauf,  daß  in  einem  ganz  gleichen  Falle  zwischen  denselben 
Parteien  der  Kläger  für  ein  freilich  kürzeres  Feuilleton  den  Betrag  von  lä  K. 
beanspruchte  und  der  Beklagte  ihn  als  angemessen  anerkannte,  im  vorliegemica 
Falle  den  Betrag  von  20  K.  als  der  Sachlage  vollkommen  entsprechend  anerkannt. 

Es  wurde  also  demgemäß  dem  Klagebegehren  ganz  nur  mit  der  Ab- 
*    indemng  stattgegeben,  da0  du  begehrte  EntschSdigungsbetrag  statt  mit  90  K. 
mit  SN)  K.  suerkannt  wurde. 

Der  Berufung  des  Beklagten  hat  das  Kreisgericht  in  Brfix 
iceine  Folge  gegeben,  das  Urteil  erster  Instanz  vielmehr  bestätigt. 

E  n  t  s  c  h  e  i  d  u  n  g  s  g  r  ü  n  d  e. 

Das  Berufungsgericht  hat  sich  unter  Zugrundelegung  der  Feststellungen 
des  ersten  Richters  den  Gründen  desselben  im  allgemeinen  angeschlossen  und 
es  wird  demselben  mit  BAcksicbt  anf  die  BernfungsgrOnde  des  Beklagten 
noch  naehstdiendes  bdgefflgt: 

Der  fragliche  Artikel  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  enthält  an  der 
Spitze  als  Urheber  den  Namen  „R.— R.",  und  der  Kläger  AUasander  B.  ist 
festgestelltermaßen  der  Urheber  dieses  Feuilletons. 
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Da  man  nnt^  einer  peeudoiiyni  endneneiien  Sdirift  eine  solehe  Tostebt, 
die  entweder  absichtlich  vou  dem  Verfasser  unter  einem  falschen  Namen 
herausgegeben  wurde  oder  den  Namen  eines  Verfassers  führt,  der  sie  nicht 

verfaßt  hat  iinrl  aus  §  10  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  klar 
hervorgeht,  dal]  psj'udonym  jeder  Name  ist,  der  nicht  .wahr*  ist,  der  nicht 
den  gesetzlichen  Familiennamen  (wenn  auch  ohne  Vornamenj  des  Autors 
bildet  und  da  sR.— B.*  keineswegs  mit  dem  Familiennamen  des  ürinbefs  »R." 
identisdi  ist,  muß  allerdings  entgegen  den  Ansfilbningen  des  ElSgers  im 
Beruf un<i:sv(>r fahren  der  Ansicht  des  ersten  Richters  beigepflichtet  werden, 
daß  der  fragliche  Artikel  pseudonjTn  erschienen  ist.  Der  Grund,  warum 
jemand  sein  Werk  anonym  oder  Pseudonym  erscheinen  läßt,  ist  natürlich  df^r. 
daß  er  dem  Publikum  seine  Urheberschaft  verbergen  will.  Um  ihn  nun  bei 
einem  Eingriffe  in  sein  Recht  nicht  zu  zwingen  persönlich  aufzutreten,  sich 
als  Urheber  za  bekennen,  da  dies  ja  dem  mit  d«r  Kryptonymit&t  angestrebten 
Zwecke  direkt  widerspricht,  bat  das  SsterreicUsche  IJrbeberreditsgeBetx  im 
§11  und  das  am  28.  6.  Ol  in  No.  27  des  RGBl  für  das  Dentsche  Reich 
veri'ffentlichte  Urheberrechtsgesetz  vom  19.  fi.  Ol  im  §  7  ausgesprochen,  daß 
bei  Werken,  die  nicht  nnfpr  AnL'abe  des  wahren  Namens  erscbien(  n  sind, 
also  bei  anonymen  oder  Pseudonymen  W  erken  der  Herausgeber  eventuell  der 
Verleger  „berechtigt*  ist,  die  Rechte  des  Urhebers  wahrzunehmen,  d.  h.  zur 
Verfolgong  des  Naohdmckes  legitimiert  ist 

Ans  dem  Wortlaute  der  oUgen  Gesetiesstelle  und  ans  der  ratio  legio 
folgert  jedoch,  daß  der  Herausgeber  eventuell  Verleger  keineswegs  ansschlieft- 
lich  allein  berechtigt  wäre,  sondern  neben  ihm  bleibt  der  Verfasser  zur  Ver- 
folgung seines  Urheberrechtes  Ijerechtigt  und  muß  nur  im  Falle  des  Bestreitens 
den  Beweis  seiner  Urheberschaft  führen. 

'  Da  der  Beklagte  ausdrücklich  zugegeben  hat,  daß  der  Elfiger  der  Autor 
des  fraglichen  Feuilletons  ist^  so  ist  der  Letztere  aneh  mir  Torskebeoden  Klage 
legitimiert. 

Der  Vertreter  des  Beklagten  hat  sich  bei  der  Bemfungsverhandlung 
anch  auf  die  Fassung  des  zwischen  (  isterroich  -  Ungarn  und  Italien  ab- 
geschlos-senen  Staatsvertrages  vom  8.  7.  RGBl  No.  4  a.  liK)l.  welcher 
bekanntlich  bei  Ausarbeitung  des  Staatsvcrtrages  zwischen  Österreich*Ungarn 
und  dem  Deutschen  Reldie  vom  30. 18. 99  RGBl  No.  50  a.  1901  als  Onrnd- 
läge  diente,  bemlen  nnd  wUl  ans  dem  Umstände,  daß  der  «stere  Staatsv^rtrag 
im  Art  Y  ansdrflcldicb  den  Passus  mitfaUt,  daß  hei  anonjrmen  oder  Pseudo- 
nymen Werken  der  Verleger  zur  Wahrnehmung  der  dem  Urheber  zustehenden 
Rechte  bi:'fagt  ist,  ^bis  nicht  der  Urheber  oder  sein  Rechtsnachfolger  ihre 
Rechte  offenltar  machen  und  nachweisen'',  während  der  zweite  Staatsvertrag 
mit  dem  Deutschen  Reiche  diesen  Öchlußpassus  nicht  enthält,  die  Folgerang 
neben,  daß  im  forliegenden  Falle  der  Heransgeber  eventuell  Verlier  aar 
Klage  ansachlieBlich  legitimiert  wäre. 

Diese  Argumentation  ist  jedoch  eine  irrtümliche  und  es  geht  vielmehr 
anch  ans  dem  Art  V  des  Staatsvertrages  Tom  30.  12.  99  No.  60  RGBl  a. 
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lyoi  {der  übrigens  auch  noch  in  andern  Punkten  niit  dem  Wortlaute  des 
mit  Italien  abgeecUoeMnen  Yertngea  nicht  fibereinstinunt)  klur  liervor,  daft 
ancih  der  Urheber  seine  Rechte  geltend  machen  kann,  sobald  er  ans  der 

Psendonyinität  hervortreten  will. 

Verfehlt  ist  die  Ansicht,  daß  in  dem  Staatsvertrafjo  vom  30.  12.  99 
No.  ö<)  RGBl.  a.  die  (jcwährun^j  der  im  2  des  Tisterreichischen  Urheber- 
rechtsgesetzes geforderten  Gegenseitigkeit  zu  erblicken  ist,  weil  dieser  Vertrag 
geradezu  im  Art.  I  davon  ausgeht,  daß  das  Werk  im  Vertragsstaate  nicht 
einhetaniscfa  ist.  Im  §  8  des .  Oiterrdchiscben  ürheberrechtsgesetses  ist  die 
Anwmdnng  desselben  auf  die  im  Dentsofaen  Reiche  erschienenen  Werke  anf 
den  Fall  der  gewährleisteten  Gegenseitigkeit  beschränkt. 

Im  alten  Urheberrechtsgesetze  vom  11  (i.  70  irowährt  zwar  das  Deutsche 
Reich  jenen  Werken  der  bildenden  Kunst,  Literatur  und  Musik,  welche  in 
einem  ehemaligen  deutschen  Bundeslande  Österreichs  erschienen  sind,  seinen 
Sehnte.  Das  neue  Urheberrechtsgesets  vom  19.  6.  Ol,  welches  mit  1. 1. 02  in 
Kraft  getEetm  ist,  hat  jedoch  in  den  §§  64  und  66  seinon  Schutne  nnnnidir 
Werke  ans  Dentsehland  oder  von  dentsehen  ReichsangehSrigen  nnterstellt, 
und  es  ist  somit  auch  jene  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  gefallen,  unter 
welcher  das  österreichische  Gesetz  auch  deutsche  Werke  unter  seinen  Schutz 
nimmt.  Für  Schrift-  und  Tonwerke  hat  demnach  der  §  2  des  österreichischen 
Urheberrechtsgesetzes  jede  Bedeutung  verloren  und  es  ist  zwischen  Österreich- 
Ungarn  nnid  dem  DeoÄuihen  Reiche  rncksichtlich  des  Sdratees  der  Urheber- 
rechte an  Werken  der  Idteratnr  nnr  das  StaatsAber^kommen  Tom  90. 12. 99 
No.  60  RGBl  a.  1901  maßgebend. 

Aber  selbst  wenn  §  2  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  TOm 
26.  12.  dö  ROR]  No.  197  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  am  24.  n.  Ol  in 
Wirksamkeit  getretenen  Staatsvertrage  vom  'M).  12.  99  No  öO  RGBl  a.  19<I1 
betreffend  den  Schatz  der  Urheberrechte  an  Werken  der  Literatur,  Kunst 
nnd  Photographie  iwisohen  östMieieh- Ungarn  vnd  dem  Dratechen  Rdche 
anIgdaBt  werden  sollte,  wenn  in  diesem  Staatsverlxage  die  gewAhrldstete 
Gegenseitigkeit  erblickt  werden  sollte,  gelangt  man  zu  demselben  Schiasse. 

Nach  Art.  I  des  Staatsvertrages  wird  der  Schutz  nach  dm  Grundsätzen 
der  formellen  Reziprozität  (die  Werke  ans  den  Vcrtragsstaateii  w(  rden  den 
einheimischen  gleichgestelltj  dann  gewährt,  wenn  das  Werk  der  Kunst,  Lite- 
ratur oder  Photographie  in  Österreich-Ungarn  oder  in  Deutschland,  keineswegs 
aber  in  beiden  Yertragsstaaten  einheimisch  ist. 

Ob  dieses  Merkmal  zutrifft,  h&ngt  nach  Art  II  des  Staatsrertrages 
davon  ab,  daß  nach  dem  Gesetze  des  Heimatstaat^s  (§  1  des  Ssterreichischen 
Urheberrechtsgesetzes)  ein  Werk  daselbst  als  erschienen  anzusehen  ist,  oder 
daß  vermöge  der  Staatsangeliöricrkeit  des  Autors  die  inländische  Urheberrechts- 
gesetzgebung darauf  Anwendung  findet.  Der  Wohnsitz  des  Urhebers  spielt 
nar  bei  der  ungarischen  Urheberrechtsgesetzgebung  eine  Rolle.  Ans  §  1  des 
Osterreidhischen  Ürheberrechtsgesetses  in  Verbindung  mit  Art.  II  des  Staats- 
yertrages  geht  klar  herror,  dafi,  soweit  es  sieh  nm  die  Staatsangehdrigkeit 
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des  Uiheben  bandet)  nur  das  Werk  des  eigenen  StaatBangehörigen,  des  Li- 
ttnden  aii4di  dann  als  «inheimiwih  an  gelten  hat,  wenn  m  im  Anslaade  er* 

schienen  ist.  Ein  im  Dent^hen  Reiche  erachiesenes  Werk  eines  Auslftnders, 
und  als  solcher  ist  Alexander  R.  vermöge  seiner  ungarischen  Staatabürger- 
schaft  nach  Art.  X  des  EG  zur  J.  N.  und  Art.  XXIX  des  EG  zur  ZPO  an- 
zusehen, auf  welches  Werk  §  2  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes 
beiw.  das  diese  OcsetMsstdle  priaisiereiide  StaatsttbereiBkoBimen  tobl  80. 12. 99 
No.  60  BGBl  a.  1901  Anwendung  findet»  wird  deshalb  in  östeneioh  nidit 
etnhftimtsdi.  Dies  folgt  andi  ans  der  Bestimmong  Z.  1  des  SeUnßprotokoltes 
zum  Staatsvertrage,  daß  die  in  dem  einen  Gebiete  erschienenen  Werke  in* 
liindisrher  Urheber  in  dem  anderen  Gebiete  nicht  als  einheimisch  gelten  und 
deshalb  nur  den  vertragüiaaliigen  Schutz  genießen.  Wenn  das  im  Deutschen 
Reiche,  in  bezug  auf  welchen  Staat  §  2  eben  in  das  österreichische  Urheber- 
rechtsgeseta  aii^(enonunen  wnrde,  erscWeiwne  Werk  des  BeifibsdentsQhen  in 
Österreich  als  dem  anderen  Yertragastaate  nicht  als  einheimisch  an  gdten 
hat,  dann  ist  es  wohl  selbstyerständlich,  daß  auch  das  im  Deutschen  Beiohe 
erschienene  Werk  eines  anderen  Ausländers  (Ungarn)  nicht  in  den  im  öster- 
reichischen Beichsrate  vertretenen  Königreichen  and  Ländern  einheimisch  ge- 
worden ist. 

Der  gegenständliche  nur  im  Deutschen  Reiche  vermöge  seines  Erschei- 
nungsortes efadieimiBch  gewordene  Artikel  goniefit  sohin  den  Yertragssdratn 
im  Sinne  des  Staatsrertrages. 

Nach  Art.  III  des  Übereinkommois  ist  aber  der  vertragsmäßige  Schatz 
nur  von  der  Erfüllung  der  Bedingungen  und  Förmlichkeiten  abhängig,  welche 
durch  die  Gesetzgebung  des  Teiles  vorgeschrieben  sind,  in  dessen  Gebiete 
das  betreffende  Werk  einheimisch  ist. 

Da  §  18  Abs.  2  des  Urheberrechtsgesetzes  für  das  Deutsche  Reich  vom 
19. 6.  Ol  die  im  §  26  Abs.  2  des  Csterreichisohen  ürheberreehtsgeietaes  Tor^ 
gesehene  Bedingung,  FSmdichkdt  d»  üntecsagong  des  Nadidrackes  nicht 
kennt,  vielmehr  der  Abdruck  von  Ausarbeitungen  nnterhaltenden  Inhaltes 
aus  Zeitungen  unzulässig  ist,  auch  wenn  der  Vorbehalt  der  Rechte  fehlt,  muß 
allerdings  der  ohne  Zustimmung  des  Klä^t  rs  in  der  Brüxer  Zeitung^  erfolgte 
Abdruck  des  fraglichen  Feuilletons  als  ein  unbefugter  Eingriff  in  die  Urheber- 
rechte des  Klägers  im  Sinne  der  Artt.  21  und  23  des  österreichischen  Ur- 
heberrecht^gesetaes  erkiftrt  werden. 

Grandios  ist  die  Binwendnng,  dafi  die  «BrOzer  Zeitung*  das  FeniUefam 
nach  der  „Wiener  Morgenzeitung ^  und  nicht  nacA  einem  Exemplare  dw 
„Frankfnrtrr  Zeitung"  abgedruckt  hat,  weil  aus  dem  vom  Beklagten  vor- 
gelegten Artikel  in  der  „Wiener  Morgenzeitung"  durch  die  daselbst  beigedruckte 
Fußnote  genau  erkennbar  ist,  daß  er  selbst  nur  ein  Abdruck  aus  der  „Frank- 
furter Zeitung''  ist.  Der  erste  Richter  hat  demnach  den  über  die  Behauptung 
des  Beklagten,  daß  er  den  Artikel  nach  der  »Wiener  HoigenBeitung''  abga- 
druckt  habe,  angebotene  Beweis  mit  Hecht  als  ToUkommen  belanglos  nicht 
angelassen. 
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NmIi  $  60  des  Sttemkliitdieii  üriiebecreohtageMtiM  steht  denn  UxbelMr 
Midi  das  Becht  sa,  beim  Zivilriditer  Kntectedignng  im  Sinne  des  §  57  Ten 
jedermann  zu  begehren,  dem  ein  schaldbarer  Eingriff  (§  21)  mr  Lut  WüL 

Als  strafbare  Handlangen  im  Sinne  des  Urheberrechtsgesetzes  werden 
nnr  die  vorsätzlichen  Rechtsverletzungen  erklärt;  die  Entschädi[runf(  ist 
jtdüch  ohne  Rücksicht  anf  den  ürad  des  Verschuldens  auch  bei  einer  fahr- 
lässigen Verletzung  des  Urheberrechtes  zu  leisten. 

Bs  ist  riehtig,  dafi  mit  Rttcksiclit  anf  §  2  des  a.  b.  OB  im  allgemeinen 
die  Veipliicbtang  nicht  liesteht^  ansländisehes  Oestts  in  Icmnen,  da  jedoch 
der  Staatsvertrag  vom  30.  12.  99  in  unserem  RGBl  No.  60  a.  1901  kund- 
gemacht worden  ist,  im  Art.  III  des  Übereinkommens  ausdrücklicli  erklärt 
ist.  daß  der  vertragsmäßige  Schutz  von  der  Erfüllung  nur  der  Bedingungen 
und  Fürmlichkeiten  abhängig  ist,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des  Teiles 
Torgeschrieben  sind,  in  dessen  Gebiete  das  betreffende  Werk  einheimisch  ist, 
da  bei  dem  betnffenden  Artikd  in  der  «Wiener  Morgenzeitang*  ans  da 
FnBnote  m  entnehmen  war,  dafi  er  selbst  nnr  ein  Abdruck  an»  der  »Frank- 
furter Zeitung"  ist,  hatte  der  Beklagte,  der  übrigens  Drucker  und  Zdtnnga- 
unternphmcr  ist,  mit  Rücksicht  auf  den  Art.  III  des  Staatsvertragea  und 
schon  mit  Rücksicht  auf  sein  Gewerbe  alle  Veranlassung,  sicli  vor  dem  Ab- 
drucke darüber  vertraut  zu  machen,  ob  das  Urheberrechtsgesetz  für  das 
Deutsche  Beioh  anch  die  Förmlichkeit  des  §  26  Abs.  2  des  Osterreichischen 
ürheberrechtsgesetses  fordert. 

Hätte  dies  d«r  Beklagte  nicht  getan,  so  lige  weni^tais  ein  fahrilssigeB 
Yerschnlden  vor  welches  ihn  nadi  §  60  des  österreichischen  Urheberrechts- 
gesetzes zur  Entschädigung  verpflichtet. 

Der  erste  Richter  hat  sohin  mit  Recht  den  volIkomDioTi  belanglosen  Beweis 
über  den  Umstand,  daß  der  Beklagte  die  liormen  des  reichsdeutschen  Urheber- 
reditsgesetnes  im  Zdl^Ninkte  des  Abdmekes  des  gegenstindlieli«!  Fenilleteni 
nicht  gekannt  hat,  nicht  nngelassen. 

Es  war  daher  das  Urteil  des  Gerichtes  I.  Instanz  zn  bestätigen. 

Der  OGH  hat  der  Revision  des  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 
E  n  t  R  r  h  p  i  d  n  n  g  s  g  r  ü  n  d  e. 

Die  vom  Beklagten  aus  den  Gründen  der  Z.  2  und  4  des  §  o03  ZPO 
begehrte  Revision  ist  nicht  berechtigt. 

Der  Beklagte  bat»  wie  er  selbst  sngestdit^  d«n  Tom  Klüger  Terfafiten 
im  fünften  Horgenblatte  der  No.  178  vom  29.  6. 02  der  .Frankfurter  Zeitung* 
zuerst  erschienenen  Feuilletonartikel  der  „Wiener  Morgenzeitang'  entnommoi 
und  er  mußte  aus  dem  in  der  letzteren  beigedruckten  Pußvormerke  ersehoi, 
daß  der  Artikel  der  .Frankfurter  Zeitung"  entnommen  sei. 

Der  zwischen  Üsterreicli-rngarri  und  dem  Dentsrhen  Reiche  geschlossene 
Staatsvertrag  vom  3ü.  12.  99,  betreffend  den  gegenseitigen  Schutz  der  Werke 
der  Literatur,  der  Kunst  und  dar  Photographie,  wurde  nebst  dem  Sohlnft- 
Protokolle  zn  demselben  im  XXIII.  Stttcke  des  RGBl  Tom  Jahre  1901  unter 
No.  60  am  23. 5.  Ol  gehörig  kundgemacht  und  es  kann  sich  daher  dw  Beklagte 
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mit  der  Unkamtnis  diefwa  OMetses  und  inabesondeie  mit  jener  des  Art.  m 
desselben  nidit  entschnldigen.  Bs  ist  soaseh  gana  gteichgaitig,  ob  die  «Frank- 
furter Zeitung"  dem  Beklagten  zu  Gebote  stand  und  ob  der  Beklagte  von 
der  Bestimmung  des  t;  18  des  für  das  Deutsche  Reich  bestehenden  Gesetzes 
vojn  6.  Ol  No.  27  des  dorti^'en  RGBl  Kenntnis  hatte,  weil  die  Provenienz 
des  besagten  Feuilletonartikels  dem  Beklagten  nicht  unbekannt  und  weil  es 
Beine  Sache  war,  sieb  mit  den  maßgebenden  gesetzlichen  Bestimmungen  yer- 
trant  xu  maeben.  Die  Nichtsolaasnng  der  vom  Beklagten  Aber  die  vorbe- 
adohneten  Tatnnstaade  beantragten  Beweise  bildet  daber  keinen  Mangel  des 
Bemfangirerfahrcns  im  Sinne  des  §  503  Z.  2  ZPO. 

Aber  auch' eine  unrichtige  rechtliche  IJenrteilnnt:  d<  r  Sache  kann  dem 
Urteile  des  ßorufung.sgerichtes  mit  Grund  zum  Vorwurfe  nicht  gemacht  werden 
und  genügt  es  unter  Verweisung  auf  die  in  Wesen  zutreffende  Begründung 
deeselben  mit  Rücksicht  auf  die  AnsfOhrungen  der  Revisionsschiift  nor  nedi 
folgendes  sn  banerken: 

Der  KISger  ist  nicht  QsteneicUscher  Staatsbflrger  nnd  der  von  ihm 
TerfaBte  Fenilletonartikel  nnterbaltenden  Inhalts  ist  nicht  im  Inlande  er- 
schienen, dieses  Werk  ist  daher  nach  §  1  des  Gesetzes  vom  26.  12.  95  No.  197 
RGBl  kein  einheimisches,  wohl  genießt  es  aber  nach  55  des  für  das  Deutsche 
Reich  geltenden  Gesetzes  vom  19.  6.  Ol  No.  27  des  dortigen  RGBl  des  Schutzes 
dieses  Gesetzes,  weil  die  Bestimmung  des  §  26  Abs.  2  des  Gesetzes  vom 
26.  12.  95  No.  197  KGBl  zufolge  der  Anordnung  des  §  18  Abs.  3  des  deatschen 
BeicfaBgesetses  diesem  letsterra  fremd  ist. 

Der  znerst  im  Deutschen  Bdohe  erschienene,  vom  KMger  yerfaßte 
Fenilletonartikel  gilt  anch  nach  der  inl&ndischen  Gesetzgebnng,  nftndich  nach 
§  1  des  Gesetzes  vom  26. 12.  95  Ko.  197  RQBl  als  im  Gebiete  des  Deatschen 
Reiches  erschienen,  ihm  kommt  daher  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des 
§  55  des  deutschen  Reichsiresetzes  vom  19.  6.  Ol  No.  27  des  dortigen  RGBl 
nach  Z.  2  des  ISchluüprotokoiles  zu  Art.  I  und  II  des  oben  bezeichneten 
Staatsvertrages  der  durch  diesen  gewährleistete  vertragsmäßige  Scbnta  so. 

Die  vom  Beklagten  erhobene  Einwendung  der  mangelnden  aktiven  KlagS- 
legitimation  ist  mit  vollem  Hechte  vom  Bemfongsgeridite  als  unbegründet 
orkannt  wordoi. 

Der  §  11  des  Geseties  vom  26.  12.  95  No.  197  RGBl  bestimmt,  daß 
bei  anonymen  oder  Pseudonymen  Werken  der  Herausgeber,  und  wenn  ein 
solcher  nicht  antjeirebtn  ist.  der  Verlier  berechtigt  ist,  die  dem  Urheber 
zustehenden  Rechte  wahrzunehmen. 

Dieselbe  Bestimmung  enthält  auch  in  seinem  zweiten  Absätze  der  §  7 
des  Gesetzes  betreBcnd  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  der 
Tonkunst  Tom  19. 6.  Ol  No.  2778  des  RGBl  für  das  Deutsche  Reich  No.  87. 

Weder  in  dem  ein«i  noch  in  dem  anderen  dieser  Gesetie  wird  die  Yer- 
pftiohtung  des  Herausgebers  event.  des  Verlegers  eines  anonymen  oder 
Pseudonymen  Werkes  cur  Wahrnehmung  der  Rechte  des  Urhebers  festgesetzt. 
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Endlich  bestimmt  auch  der  Art.  V  des  StwtBvertrages  vom  90. 12. 99 
No.  50  ROBl  fOr  da«  Jahr  1901  im  dritten  AbflatEe,  daß  bei  aBonymen  oder 
peendoiiyiiiflii  Werken  der  Heranageber,  und  wenn  ein  eoldier  nidit  oder  nicht 
mit  seinem  wahren  Namen  angegeben  ist,  der  Verleger  berechtigt  iflt^  die 

dem  Urheber  zustehenden  Rechte  wahrzunehmen. 

Auch  hier  ist  eine  Verpflichtung  des  Herausgebers  oder  Verlegers  zu 
dieser  Wahrnehmung  nicht  ausgesprochen. 

Schon  die  Tatsache  allein,  daß  der  Urheber  «nes  Wwkee  dasselbe  anonym 
oder  paeadonym  ersebeinen  Ufit»  seigt  klar,  dafi  fOr  den  ürlieber  Ghrflnde 
bestellen,  sein  Werk  nicht  unter  seinem  wahren  Namen  erscheinen  zu  lassen. 

Deswegen  soll  aber  sein  Werk  noch  nicht  des  gesetslichen  Schutzes 
gegen  unbefugte  Wiedergabe  entbeliren. 

Anderseits  kann  !il)er  der  Urheber  des  anonj'men  oder  pseudonvnien 
Werkes,  der  aus  seiner  Anonymität  oder  Pseudonymität  nicht  heraustreten 
will,  dm  Heransgeber  oder  Verleger  des  Werkes  bei  Abgang  einer  besondoren 
Vereinbanuig  nicht  sEwingm,  seine  —  des  Urhebers  —  Rechte  wahrannehmen, 
weO  eine  gesetzliche  Verpflichtung  dieser  Personen  hierzu  nicht  besteht. 

Soll  daher  der  gesetzliche  Schutz  des  Urbeberrechtes  bei  anonymen  oder 
Pseudonymen  Werken  nicht  illusorisch  gemacht  werden,  so  muß  es  dem  Ur- 
heber solcher  Werke  auch  freistehen,  aus  seiner  Anonymität  oder  Pseudonymität 
herauszutreten  und  unter  Nachweis  seiner  Urheberschaft,  die  fUr  ihn  aus  dem 
gesetslichen  Schntae  des  Urheberrechtes  entspringenden  Bechte  gegen  dai> 
jenigen  geltend  an  machen,  der  das  Urheberredit  Terletst  hat. 

Die  Richtigkeit  dieser  Ansdiaunng  ergibt  sich  klar  ans  den  Bestim- 
mungen des  §  44  dos  Gesetzes  vom  26.  12.  95  IVo.  197  RGBl,  aus  welchen 
auch  weiter  folgt,  daß  der  Urheber  eines  anonymen  oder  Pseudonymen  Werkes, 
wenn  er  seinen  wahren  Namen  zur  Eintragung  in  das  Urheberregister  an- 
meldet, es  nicht  nötig  hat,  die  Zustimmung  des  Herausgebers  oder  Verlegers 
sdnes  Werkes  nadumweisen  und  dafi  die  Unterlassung  dieser  Anmeldung 
keineswegs  sdion  die  Ausschließung  des  Uriiebws  Ten  dar  Berechtignng  mir 
W^ahrnehmung  seines  Urheberrechtes,  sondern  lediglich  eine  andere,  minder 
günstige  Bemessung  der  Schutzfrist  und  den  weiteren  Nachteil  bewirkt,  daß 
der  als  Urheber  des  anonymen  oder  Pseudonymen  W  erkes  Auftretende  seine 
Urheberschaft  bezüglich  dieses  Werkes  erst  beweisen  muß. 

Eine  im  Wesen  IhnUdie  Bestimmung  wie  jene  des  1 44  des  hierU&digen 
Gesetzes  Tom  26. 12. 95  No.  197  RQBl  entbUt  auch  der  §  31  des  fOr  das 
Deutsche  Reich  geltenden  Gesetzes  vom  19.  6.  Ol  BGBl  No.  27. 

Wenn  sonach  der  Art.  V  letzter  Absatz  des  Staatsvertrages  vom  30. 12. 99 
No.  öO  RGBl  bestimmt,  daß  in  den  im  dritten  Absätze  dieses  Artikels  ver- 
sebenen Fallen  der  Herausgeber  und  der  Verleger  .ohne  weiteren  Beweis* 
als  Rechtsnachfolger  des  anonymen  oder  pseudonynu  ii  Urhebers  „gelten",  so 
kann  dieser  Bestimmung  wohl  nur  die  B^eutung  beigelegt  werden,  daß  bei 
anonymen  oder  pseddonymen  Werken  derai  Heraosgebw  und  Verleger  gegen- 
fther  daijenigm,  weldte  das  Urheberrecht  des  anonymen  oder  Pseudonymen 
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Urhebers  Terlefami,  mr  Wahndimiiiig  der  Rechte  dei  letilieKui  >eNn  kr^ 
geeetzlicber  Bestimmnng  legitimiert  eind,  ohne  dafi  der  toh  ihnen  znr  Ver- 
aatwortnng  gezogene  Verleger  des  Urheberrechte«  ihnen  wegen  mangels  des 

Überganges  des  Eigentums  an  dem  Werke  an  sie  oder  ans  irgend  einem 
anderen  Grunde  den  Mantrcl  der  Berechtipnng  zur  Wahrnehmung  der  Urheber- 
rechte wirksam  einwenden  könnte,  dali  aber  der  Urheber  des  anonjTnen  oder 
Pseudonymen  Werkes,  wenn  er  sich  entschließt,  aus  seiner  Anonymität  oder 
Pseadonymit&t  in  die  Öffentlichkeit  hinanszntreten,  durchaus  nicht  behindert 
ist,  sein  Urheberrecht  selbständig  wahrzunehmen,  ohne  hiebei  einer  Znstimmang 
oder  Mitwirkung  des  Heraasgehen  oder  Verlegers  seines  Werkes  zu  bedärfen. 

Im  gegebenen  Falle  hat  nnn  der  Beklagte,  ohne  auch  nur  behaupten 
7,n  können,  daß  der  Klägpr  das  Eigentum  an  seinem  Pseudonymen  Werke 
eint-m  Dritten  und  speziell  dem  Heranspeber  oder  Verleger  überlassen  hätte, 
auädrdcklich  zugestanden,  daß  der  Kläger  der  Urheber  des  vom  Beklagten 
unbefagt  nachgedrackten  Pseudonymen  Werkes  sei,  es  bedarf  daher  eines 
weiteren  Beweises  Aber  die  Urheberschaft  des  El&gers  nidit  und  es  erscheint 
dersdbe  mr  vorliegenden  Klage  legitimiert. 

Wenn  die  Rovisionsschrift  unter  Berufung  auf  die  Bestimmung  des  §  2 
des  österreichischen  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  vom  26.  12.  95  No.  197 
RGBl  geltend  zu  machen  sucht,  daß  der  zuerst  im  Morgenblatte  der  „Frank- 
furter Zeitung erschienene  Feuilletonartikel  als  ein  einheimisches  Werk  au- 
zusehen  ist  and  dafl  deshalb  nadi  dem  SoblußprotokoUe  m  dem  Staatsvertrage 
vom  30. 12. 99  No.  50  BGBl  für  das  Jahr  1901  and  swar  zn  Art.  I  and  II 
Z.  1,  2  der  vertragsmäßige  Schutz  diesem  Werke  nicht  zukommt,  so  über- 
sieht sie  zur  Gänze,  daß  nach  den  §§  1  und  6  des  Gesetzes  vom  26.  12.  95 
No.  197  RGBl  der  bezogene  Feuilletonartikel  als  im  Deutschen  Reiche  erschienen 
und  mit  Rücksicht  auf  die  nicht  österreichische  Staatsbürgerschaft  des  Klägers 
als  ein  hierlands  nicht  einheimisches  Werk  gilt,  und  daß  der  §  2  eben  dieses 
Gesetzes  lediglich  Schatzbestimmungen  bezüglich  der  im  Deatschen  Reiche 
CTSohienenen  Werke  von  Aosltodern  and  der  nicht  effBddenenen  Werke  von 
deutschen  Staataatigehftrigeii  enthält,  an  deren  Stelle  nunmehr  die  Bestinmnmgen 
des  Staatsvertrages  vom  30.  12.  99  No  nf)  RGBl  a.  1901  getreten  sind. 

Der  Revision  war  daher  eine  Folge  nicht  zu  geben. 

Schweiz. 

Mlehnung  der  Strafverfolgung  wegen  im  Ausland  (Deutsch- 
land) begangener  Straftaten. 

Urteile  der  Gerichte  des  Kantons  Baselstadt  (mitgeteilt  in  der 
schtoeieeriscken  Ztschr.  f.  Strafrecht  XIV  42  ff.). 

1.  Urteil  des  Strafgerichts  19. 11.  Ol,  des  Appellationsgerichts  Januarl902, 

Ein  in  Laafenbarg  (Kanton  Aargaa)  wohnhafter  Arzt  hatte  dnen  im 
Grofiherzogtom  Baden  wohnhaften  Kranken  falsch  behandelt,  so  daß  ein  Bein 
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amputiert  werden  muflte.  Der  Staatsanwalt  am  Landgericht  in  Waldshut 
erhob  deshalb  gegen  den  Ärst  AnUage  wegm  fahrlAssiger  Körporrerletzung. 
Dieser  stellte  sich  cor  Verhandlung  nicht,  sondern  sog  dnige  Monate  ipftter 

von  Laufenburg  nach  Basel  nnd  nahm  dort  Niederlassung.  Da  die  AU8^ 
lieferung  des  Angeklagtf-n,  drr  schweizer  Bürger  ist.  nirht  zu  erlangen  war, 
stellte  die  badische  Regierung  beim  Bundesrat  den  Antrag, 
es  möchten  die  Behörden  der  Schweiz  die  Strafverfolgung 
flhernebmen,  woranf  das  schweilerische  Jnstia-  und  Polisei- 
departement  die  baselstftdtiscbe  Regiernng  um  Übernahme 
der  Verfolgung  ersuchte.  Die  Staatsanwaltschaft  des  Kantons  Basel- 
stadt erhob  nunmehr  beim  Strafgericht  Anklage  wegen  fahrlässiger  Körper» 
verlet/nng,  und  diese.s  lehnte  die  Beurteilung  des  Falles  aus 
folgenden  Gründen  ab: 

„Die  Übernahme  des  Verfahrens  ist  auf  Grund  des  §  2  Abs.  1  ^)  des 
baadstidtisohen  Stral^esetsbndieB  erfolgt 

Der  Angeklagte  ist  aus  dem  Kanton  Wallis  gebfirtig,  das  Verbrechen, 
dessen  er  beschuldigt  wird,  ist  im  Großherzogtnm  Baden  begangen  worden, 
zur  Zeit  der  Tat  war  der  Angeklagt«  in  Laufenburg,  Kanton  Aargan,  wohn» 
haft,  erst  lange  nachher  (Juni  1901)  nnhm  er  in  Basel  Niederlassung. 

2  Abs.  1  bedeutet,  daß  der  Niedergelassene,  weleher  während  der 
Dauer  seines  Wohnsitzes  außerhalb  des  Kantonsgebietes  ein  Verbrechen  be- 
geht, wie  ein  KantonsbUrger  beurteilt  werden  kann.  Anders  ist  jedoch  die 
Stellung,  warn  ein  Täter  weder  Kantonsbflrger  nodi  im  Kanton  wohnhaft  ist 
nnd  sidi  nur  nadi  Verfibnng  eines  Verbrechens  im  Kanton  niederg>  I  iss«  ii  hat. 
Aus  dieser  nachträglichen  Niederlassung  kann  in  strafrechtlicher 
Beziehung  weder  eine  Verpflichtung  noch  ein  Interesse  erwachsen  für  den 
betreffenden  Kanton.  Es  liegt  auch  kein  Grund  vor,  die  Ausnahme  vom 
allgemeinen  Prinzip,  daß  ein  Staat  nur  die  auf  seinem  Territorium  verübten 
Verbrechen  verfolgt,  mehr  als  nötig  aussudduB^.' 

Auf  die  Ton  äex  Staatsanwaltsdtaft  gegen  das  Urteil  ei^n^ene  Appel- 
lation hin  bestätigte  das  Appcllationsgericht  das  erstinstanzliche  Urteil.  Anch 
die  zweite  Instanz  entschied,  daß  für  die  Beurteilung  der  Kompetenzfrage 
einzig  der  ^  2  Abs.  1  des  St(iB  des  Kantons  Baselstadt  maßgebend  sein 
könne  und  daß  dieser  im  Sinne  der  ersten  Instanz  auszulegen  sei. 

2.  Urteil  des  Straf geriehta  27. 6.  03. 

Eine  Aargauerin  hatte  sich  in  Freiburg  ^aden)  der  Freiheitsentziehung 
schuldig  gemacht,  flüchtete  sich  nach  begangener  Tat  nadi  Basel  und  nahm 
hier Niedolasamig.  Die  deutschen  Behörden  ersuchten  auf  diplo- 

^)  Der  §  2  Ahe.  1  lautet:  Außerhalb  des  Kantons  Baselstadt  yerttbte 
Verbrech'  it  kiimn  n  nach  diesem  Strafgesetz  verfolgt  werden: 

1.  Wenn  der  Täter  ein  Kantonsaugehöriger,  d.  h.  KantonsbUrger  oder 
im  Kanton  wohnhaft  ist,  sofern  die  HsSdlung  auch  nach  dem  Gesetee  des 
Ortes,  wo  sie  begangen  wnrde,  strafbar  ist. 
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matisebem  Wege  um  Übemahme  der  UntetBuebang  imd  das 

eidgenössisohe  Jastiz-  and  Polizeidepartement  Uberwies 

die  Angelegenheit  den  Behörden  des  Kantons  Baselstadt. 

Die  \'frfolfjto  wurde  verhaftet  und,  da  die  Staatsanwaltschaft 
tili'  l  Ii  V  r  n  a  h  m  c  der  1'  n  t  e  r  s  n  c  h  u  n     v  e  r  w  e  i  g  e  r  t  f  ,  polizeilich  nach 
Aar  au  geliefert  zur  Verfügung  der  Behörden  ihres  lieimatkantous.  Diese 
lebnten  aber  die  Übernabme  der  Verfolgung  ab,  so  daß  die  Ver- 
folgte wieder  auf  fxtiea  Faß  gesetst  warde,  worauf  sie  naob  Basel  aorOck- 
kdirte.   Die  aargauische  Jastizdirektion  wandte  sich  an  das  schweizerische 
Justiz-  und  Polizeidepartement  mit  dem  Ersuchen,  dieses  möge  den  Gerichten 
des  Kantons  TSaselstadt  den  Fall  zuweisen.    Diesem  Begehren  wurde  von  der 
ciil^fcüosiischeu  Behörde  entsprochen  und  die  Basler  Staatsanwaltschaft  leitete 
daraufhin  die  Untersuchung  ein  und  Uberwies  die  Angeschuldigte  dem  Straf- 
gericht. Das  letatore  wies  die  Anklage  ab  wegen  Inkomp^ens.    In  dem 
Entscbdd  worde  aasgeftthrt,  daß  hier  Art  2  des  Bondesgesetaes  betreffend 
die  Aaslieferang  gegenüber  dem  Auslande  Tom  22.  1.  92  zur  Anwendung 
kommen  müsse,  weil  es  .sich  um  ein  in  diesem  Gesetz  erwähntes  Delikt  handle. 
Aber  auch  nach  Art.  2  Abs.  3  müsse  unter  Kiederlassungskanton  derjenige 
Kanton  verstanden  werden,  in  welchem  die  Verfolgte  zur  Zeit  der  Be- 
gehung des  Verbrechens  wohnte,  and  nach  dieser  AuSassang  sei  der 
Kanton  Basdstadt  nicht  kompetent.  An  diesem  Gmndsatae  mfisse  nnbedingt 
festgdialten  werden,  sonst  wfirde  es  unter  ümstilnden  einem  Verbrecher  ex- 
mriglicht,  durch  nachtarSgliche  Veränderung  der  Niederlassung  sich  beliebig 
diejenige  ( Jesetzgebung  auszuwählen,  die  ihm  zur  Beurteilung  seiner  Hand- 
lung tret  ignet  erscheint,  ja  eventuell  sogar  noch  später,  nach  Anhebung  der 
Untersuchung,  das  Forum  durch  Verlegung  des  Domizils  noch  einmal  zu  ändern. 

Nichtanerkennung  der  durch  ein  deutsches  Gericht  amge- 

sprochenen  Entmilndigung  eines  Deutschen. 

EntscJieidung  des  Obergerichts  des  Kantons  Zürich  lö.  8.  Üö 

'  (0.  G.  Var.  8  I). 

1.  Laut  Vertrag  vom  20.  ö.  04  kaufte  der  Kekorrent  von  der  Firma 
F.  4t  L.  eine  Vüla  in  Zflrich.  Bereits  am  19.  Mai  hatte  er  sidi  als  daselbst 
wohnhaft  poliseilich  aq^emeldet.  Da  er  laut  efaier  Pnblikation  im  Tageblatt 
der  Stadt  Zfirich  Tom  11. 10.  04  wegen  Vmchwendong  vom  KQnigl.  sftchsi- 

schen  Amtsgericht  D.  nnterm  27.  9.  04  entmündigt  worden  war,  weigerte  sich 
das  Notariat  Uottingen,  die  Fertigung  des  erwähnten  Kaufes  ohne  Einwilligung 
der  Vormundschaf tsbehürden  vorzunehmen.  Durauf  wandte  sich  der  Kekurrent 
an  das  Bezirksgericht  ZUrich  als  erstinstanzliche  Aufsichtsbehörde.  Diese 
wies  den  Bekorrenten  ab.  Gegen  diesen  Bntschnd  richtet  sich  nun  die  toi> 
liegende  Beschwerde,  mit  welcher  der  Bekond  neuerdings  das  B^(dbren 
stellt,  daß  das  Notariat  Böttingen  aar  Vornahme  der  Fertigung  angebalten 
werde.  Das  Notariat  beantragt  dagegen  Abweisung  der  fiesdiwerde. 
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2.  Wie  beieite  die  Vofiiistaiiz  aosgefOlirt  Imt,  kommt  nidit  |  8d,  wie 

der  Rekurrent  meint,  sondern  §  31  des  Gesetzes  betreffend  das  Notaitetiweion 
zur  Anwendung  und  kann  diesbezüglich  einfadi  auf  die  AaafQhrnngen  im 
erstinstanzlichen  Entscheide  verwiesen  werden. 

Auch  darin  ist  entgegen  den  Ausführungen  des  Klienten  der  Yorinstanz 
iMiiuBtfanmen,  dafi  ein  entmflndigter  Verschweiider  eine  Fertigung  obm  Za- 
atimmqwg  der  VormnndflchaftsbehOrden  nicht  gflltig  rmwUnmm  kann,  wenn 
«r,  wie  im  vorliegenden  Fall,  mit  der  Fertigung  gegenüber  Dritten  Solralden 
tibernehmen  soll.  Ob  er  sich  seinen  Mitkontrahenten  gegenüber  gültig  zur 
Übernahme  dieser  Schulden  verpflichtet  habe,  wobei  eventuell  Art.  10  Abs.  3 
BG  betreffend  die  peräünliche  Handlungsfähigkeit  zur  Anwendung  kommen 
könnte,  ist  dabei  ganz  gleichgültig. 

3.  Der  Rekurrent  ist  Andinder  und  swar  ein  Deutscher.  Infolgedeeeen 
richtet  eich  gemiß  Art  10  Ahe.  2  des  sitierfeen  Bundesgeietma  wine  peraSn- 
liehe  Handlungsfähigkeit  nach  deutschem  Recht  und  ist  dieses  ma6gebend  für 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  er  wegen  Verschwendung  unter  Vormund- 
schaft gestellt  werden  kann.  Aber  dies  ist  nicht  von  entscheidender  Be- 
deutung, denn  es  handelt  sich  hier  nicht  darum,  nach  welchem  Rechte  sich 
die  Handlungsfähigkeit  des  Rekurrenten  richte,  sondern  darum,  welche  Be- 
hörden zur  Vornahme  dar  Bntmflndigung  kompetent  seien,  resp.  ob  die  Ton 
den  deutschen  Behtfrden  erfolgte  Entmündigung  auch  in  der  Schweis  anerkannt 
werden  müsse. 

Nun  bestimmt  Art.  10  BG  betreffend  Niedergelasser  und  Aufenthalter, 
daß  für  die  Vormundschaft  maßgebend  sei  das  Recht  des  Wohnsitzes  der  be- 
treffenden Person.  Damit  will  offenbar,  wie  sich  aus  Art.  12  ergibt,  auch 
bestimmt  werden,  dafi  die  Entmündigung  vorzunehmen  sei  von  den  Wohn- 
BitabeiiSrdeiL  QemftB  Art  32  hat  dies  noch  entsprecheiide  Anwendung  m 
Anden  auf  Ansllndor.  Somit  kann  dn  in  der  Schweis  domisilierteg  Ansl&nder 
▼on  den  ausländischen  Beh0rd«D  nicht  mit  Gültigkeit  für  das  Gebiet  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  entmündigt  werden.  Das  Oeironteil  ergibt 
sich  keineswegs  ans  Art.  HM,  wie  die  Vorinstanz  meint,  denn  hier  ist  nur 
bestimmt,  daß  die  in  der  Schweiz  angeordnete  Vormundschaft 
unter  Umsliiiden  an  den  auslindisohen  Staat  abzutreten  sei,  nicht  aber 
«och,  da6  der  anslftndiSGhe  Staat  selbst  die  Yormnndschaft  anordnen  kSnne. 

4.  Es  frftgt  sich  daher  im  Torliognitoi,  ob  der  Bdrarrent  berdts  in 
Zürich  sein  Domizil  gehabt  habe,  als  die  Vormundschaft  über  ihn  von  den 
deutschen  Behörden  angeordnet  worden  ist.  In  dieser  Beziehung  ergibt  sich 
einerseits,  daß  der  Rekurrent  jedenfalls  seit  dem  20.  5.  04  seinen  Wohnsitz 
in  Zürich  hat,  denn  damals  hat  er  in  Zürich  eine  Villa  gekauft  und  sich  als 
dortsilbst  wohnhaft  angoneldet.  Dafi  er  die  poUsdliche  Bewilligung  erst  am 
18.  Jmii  erhalten  hat^  ist  dabei  gleiehgttltig,  denn  man  kann  seinen  Wohnsits 
auch  da  haben,  wo  man  ein  Recht  zu  wohnen  nicht  hat.  Andererseits  ergibt 
sich  aus  dem  Beschlüsse  des  erwähnten  Amtsgerichtes  vom  30.  5.  04  (Act.  3) 
laut  welchem  der  Rekurrent  vorläufig  unter  Vormundschaft  gestellt  worden 
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ist,  daß  das  BDtmflndigungsbegelireii  damit  motiviefft  woxden  iat^  d«r  Bdnment 
lialie  in  Zflrich  eine  Villa  gdnnft.  Ako  war  er  offenbar  in  Zflndi  benita 

niedergelassen,  als  die  deutschen  Behörden  einschritten.  Die  von  diesen  ver- 
hängte Entmündigung  kann  folglich  gemäß  dem  oben  Ausgeführten  im  Ge- 
biete der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  nicht  anerkfkont  werden  and 
erscheint  die  Beschwerde  als  begründet. 


Qesetzgebungsschau 


(Verzeichnis  der  bedeutenderen  Gesetze,  Verordnungen  etc.  —  Die  wi -litigeröft 
Texte  internationalistischen  Inhaltes  sind  anter  dem  Ötrich 

mitgeteilt.) 


L  Deutsches  Reich. 

(YgL  ZtMh.  XIV  679,  188.) 
1904. 

1.  V.  4.1.  bt.  Abändemng  d.  V.  über  d.  Urlaub  der  Reichs- 
boamten  u.  deren  Stellvertretung  v.  2.  11.  74  u.  d.  V.  bt.  d.  Urlaub  d. 
gesandtscbaf tlichen  a.  Konsularbeamten  o.  deren StellTertretung 

V.  23.  4.  79  (RGBl  S.  1). 

2.  iStaatsvertrajjf  9.  1.  zwischen  d.  Deutschen  Reiche  u.  d.  Öster- 
reichisch-Ungarischen Monarchie  wegen  Herstellung  einer  Eisen- 
bahn Yezbindllllg  T.Tr Oppau  fiber  Kathaicin  v.  PQtach  n.  Banerwiti 
(361-368).i) 

8.  B.  16. 1.  bt.  d.  Bef&higangBiiachweis  u.  d.  Prüfung  d. 
Seesobif  f  er  u.  See  Steuerleute  auf  dentechenKanffahrteiachiffen  ^—8^. 


^)  Art.  X:  ,Inflowdt  ein  OsteneidiiBdier  ünteindunw  innerlialb  des 
pienfiiichen  Gebiete  oder  dn  deutsdier  UhtemduuMr  iimCThalb  des  5b(w- 

reichischen  Gebiets  dtm  Bau  beziehungsweise  den  Betrieb  der  den  Gegenstand 
dieses  Vertrags  bildenden  Bahnlinie  ganz  oder  teilweise  übernimmt  oder 
künftis;  übernehmen  sollte,  hat  sich  derselbe  rücksichtlich  aller  aus  der  An- 
lage und  aus  dem  Betriebe  der  Bahn  herzuleitenden  Entschädigungsansprüche 
den  Gesetzen  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Staates,  in  welchem  die  Schadens- 
anfttgung  stattgefunden  hat,  an  unterwerfen,  insofern  der  Sntsohidigungs- 
anspruch  nicht  aus  dinm  ndt  der  betriebfolnenden  Bahnrecwaltong  oder  mit 
einer  der  übrigen  an  dem  Transporte  beteiligten  Bahnen  abgeseUossenen 
f^aohtgesch&fte  hergeleitet  wird.*^ 

38* 
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3a.  MVerf.  22. 1.  hL  Zollfreiheit  t.  Wappenacliildeni,  Flaggoi  etc., 
die  von  fremden  Regierungen  ihren  in  Deutschland  bestellten  VertretoogMi 
ztigeaendet  weiden  (AbgbnZBL  1904  S.  32). 


^)  .Nadi  Ziffer  8  des  BnndeBratsbeschliueei  Tom  6. 11. 02  —  §  615  der 

Protokolle,  No.  III  der  Drucksachen  —  bleiben  Wappenschilder,  Flaggen 
und  andere  Gegenstände,  die  von  fremden  Regierungen  ihren  in  Deutschland 
bestellten  ^'^ertretungen  zum  dienstlichen  Gebrauche  zugesendet  werden,  lalle 
Gegenseitigki  it  gewälirt  wird,  vom  Zolle  befreit. 

Bei  der  Eiufulu  der  zum  dienstlichen  Gebrauch  unserer  diplomatischen 
Vertreter  im  Auslände  bestimmten  Wappatsdiilder,  Flagg«i  und  sonstig 
Qegenstände  idnd  nach  einer  Uitteünng  des  Answ&rtigm  Amtes  bisher  ZoU- 
schwierigkeiten  in  keinem  Falle  entstanden,  und  es  kann  daher  als  zweifellos 
angenommen  werden,  dafi  diesen  Qegenstladen  allgemein  ZoUlreiheit  an- 
gestanden wird. 

Für  die  konsularischen  Vertreter  wird  volle  Gegenseitigkeit,  also  Zoll- 
freibeit  für  sämtliche  ihnen  zum  dienstlichen  Gebrauch  zugehenden  Gegen- 
stiode,  Yon  folgenden  Staaten  gewährt:  CostapRioa,  Cnba,  Großbritannien 
einscMieBlich  seiner  Kolonien  und  answSrtigen  Besitsnngen,  ^ti,  Honduras, 
Italien,  Japan,  Liberia.  Mexiko.  Nioaragoa,  Fersien,  Portl^al,  Rumänien, 
Rußland,  San  Domingo,  San  Salvador,  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz, 
Serbien,  Siam.  Spanien,  der  Türkei  und  den  Vereinigten  Staat^^n  von  Amerika. 

Dagegen  gewähren  den  konsularischen  Vertretern  Griechenland,  Gua- 
temala und  die  Niederlande  Zollfreiheit  nur  für  Flaggen  und  Wappenschilder, 
Östexreioh-Ungam  nur  fttr  Flaggen,  Wappenschilder,  Amtssiegel  und  For- 
mulare, Bdgien  fttr  Flaggen,  Siegel  nnd.  Wappensehilder  sowie  Gegeostftnde 
ähnlicher  Art  und  Fkaohreidi  nur  fttr  Wappouchildm,  Flaggen^  Dolnuiettte 
und  Drucksachen. 

Betreffs  einzelner  amerikanischer  Staaten  stehen  die  bezüglichen  Äuße- 
rungen zurzeit  noch  aus;  die  Mitteilung  des  Ergebnisses  behalte  ich  mir  vor. 

Soweit  nach  Torstehmdem  die  zollfreie  Ablassung  statthaft  ist,  wird 
sie  unbedenklich  auf  Orund  der  Besehdnignng  des  betreffsnden  diplomatischea 
oder  konsularischen  Vertreters,  dafi  die  G«g«DSt&nde  lu  seinem  dimstUGheii 
Gebranch  bestimmt  sind,  von  den  ZoIlsteOen  selbständig  genehmigt  Werden 
können. 

Mit  Bezug  auf  die  Verf.  vom  4.  12.  U3  III  1(5  212  ersuche  ich,  die  Zoll- 
steilen  hiernach  gefälligst  mit  Anweisung  zu  versehen." 

2)  In  Ergänzung  dieser  Verl.  sind  femer  folgende  Verf.  ergangen: 
a)  19.6.  04  (AbgbnZBL  1904  S.  III): 

a^nsichtUch  der  ZoUbehandlnng  der  fttr  audlndische  Eonsularrartreter 
eingehmden  Dienstg^penst&nde  hat  mir  der  Herr  Beicfaskanalj»  (ReidiBsohati- 

amt)  mitgeteilt,  daß  auch  die  Republiken  Peru,  Ecuador  und  Bolivien  Zoll- 
freibeit  fttr  sämtliche  unseren  dortigen  Konsolanrertret^ 
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4.  y.  4.2.  bt.  d.  Gerichtsbarkeit  d.  deutschen  Konsuln  in 
Egypten  (RGBl.  S.  61). 

ö.  B.  81.  8.  bt  Bevtimnumgen  x.  AusfflhrQng  d.  Gesetses  tibwt 
d.  Bekftmpfvng  gemeingeffthrlioher  Krankheiten  (67—184). 

öa.  B.  d.  Reichskanzlers  bt.  Neutralitätserklärang  anläßlioh 
d*  rnssisch-japanischen  Krieges  (Rt'ichsanzeigcr  1904  IS'o.  38). 2) 

6.    B.  26. 2.  bt.  Vorschriften  über  A  u  s  w  a  n  d  e  r  e  r  s  c  h  i  f  f  e  ( RGBl  S.  136). 

6a.  B  3.  3.  d.  Reichspatentamtes  bt.  d.  Schatz  deutscher  Marken 
in  Argentinien  (Reichsanzeiger  1904  No.  56).  3) 

Gebrauch  zugehenden  Ge^'enstände  gewähre,  während  Braailim  diese  Yer- 
günstigung  nur  Berufskonsuln  zugesteht. 

Im  Verfolg  der  Verf.  vom  ö.  3.  (J4  III  2ddd  ersuche  ich,  die  Zollstellen 
dementsprechend  gefälligst  mit  Anweisung  zu  Twsehen.' 

b)  2. 11. 04  (a,  a.  0.  8.  268): 

,jnib  in  der  Verf.  vom  28. 1. 04  m  646  bt.  die  ZoUbehandlong  der  fOr 
ansl&ndisdie  Konsularvertreter  eingehenden  Dienstgegenstinde  enthaltene  Zu- 
sammenstellung ist  auf  Gfund  nachträglicher  ErörtcrunEron  hinsichtlich  San 
Salvador  dahin  zu  ergänzen,  daß  dort  nur  den  Berufskonsaln  Zollfreiheit  für 
die  zu  ihrem  dienstlichen  Gebrauch  bestimmten  Gegenstände  gewährt  ^d. 

fiunrleeben  haben  nodi  die  mit  der  diineBlMsheB  Regierung  gepflogen«! 
Yerliandlinigen  sii  dem  Ergebnis  geführt,  daß  auch  hinsichtlich  dw  sollfrden 
Einfahr  von  amtlichen  Sendungen  der  in  Bede  itdienden  Art  nadi  China 
volle  Gegenseitigkeit  gewährt  wird. 

Ich  ersuche,  die  Zollstellen  hiernach  gefälligst  mit  AnweisongzaTeraehen.* 

c)  24.  11.  Ü4  (a.  a.  0.  S.  274): 

„Unter  Bezugnahme  auf  die  Verf.  vom  19.  ö.  04  Iii  64Ö0  bt.  Zoil- 
beliandlnng  der  fttr  andindisohe  Enuidarvtrtieter  eingehenden  Dienstgegen- 
stinden  teüe  idi  mit^  daS  die  brasilianische  Begiening  eich  nnnrndir  bereit 
erklärt  hat,  allen  unseren  konsularischen  Vertretern  Zollfireihdt  für  die  su 

ihrem  dienstlichen  Gebrauch  eingehenden  Gegenstände  zu  gewähren.  Ich  er^ 
suche,  die  Zollstellen  dementsprechend  mit  Anweisung  zu  versehen." 

1)  §  1 :  ,Die  No.  1  des  §  3  Abs.  1  der  V.  vom  23. 12.  75  (RGBl  S.  381) 
erhält  folgende  Fassung: 

.  .  .  ffir  Übertiretangen,  die  zugleich  nach  den  fttr  die  egyptiachen  Landes- 
gnichte  geltende  Torschriften  als  Übertretungen  steafbar  sind.  .  . 

^  „Nach  amtlichen  Erklärungen,  welche  die  kaiserlich  russische  Regienmg 
und  die  kaiserlich  japanische  Regierung  hier  abgegeben  haben,  besteht  zurzeit 
zwischen  Rußland  und  Japan  Krieg.  Dies  wird  mit  dem  Hinzufügen  bekannt 
gemacht,  daß  hiermit  für  jedermann  im  Reichsgebiet  und  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  sowie  für  die  Deutschen  im  Auslande  die  Verpflichtung  ein- 
getretm  ist,  sich  aller  Handlongeai  sn  enthalten,  die  der  Neatralität  Dentseh- 
lands  rawiderlanfen." 

')  aAoB  Anlafi  eines  Falles,  in  welchem  ein  in  Argentinien  bisher  nicht 
dngeixagenes  wwtToUes  deutsches  Zeichen  Ton  «mer  in  Argentinien  wohn- 
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7.  B.  1. 3.  bt.  Vorschriften  über  Aaswandererschiffe  (RGBl  S.  138). 

8.  G«B.  4.  7.  72  bt.  d.  An!h«l>iing  d.  §  8  d.  Oes.  ühex  d.  Orden 
d.  OesellBohaft  Jesu  (139). 

9.  Ges.  18. 3.  bt.  d. Schutz  V. E ründangen,  Mnstemii. Waren- 
seichen  auf  Ausstellunfr«' n  f! Ii  i  M 

10  B  23.  3.  bt.  d.  Schutz  v.  E  r  f  i  n  d  u  n  u,  M  u  s  t e  rn  u.  Waren- 
zeichen auf  d.  Weltausstellung  in  St.  Louis  1904  (142). 


haften  Person  dort  zur  Bintragong  angemeldet  nnd  so  dem  deutschen  Beaitaer 
Terloren  gegangen  ist,  wird  darauf  an&nerkaam  gemacht,  daß  nach  dem  in 

Argentinien  geltenden  Warenzeichengeseta  vom  23.  11. 00  (abgedruckt  im 
Blatt  für  Patent-,  Muster-  und  Zeichenwesen  Jahrgang  1901  S.  58  ff.)  aus- 
ländische Marken  zum  p  sotzlichen  Schutz  nur  irclan^fen  können,  wenn  sio 
in  Argentinien  eingetragen  werden  (Art.  41).  Deutsche  Markeninhaber  können 
daher  ilure  Rechte  nur  dadorch  wahren,  daß  sie  die  Eintragung  ihrer  Zeichen 
in  Argentinien  nachsndien,  sobald  ihr  geschSftlidies  foteresse  sich  dorthin 
erstreckt. 

Es  wird  anheimgegeben,  für  Stellung  derartiger  Anträge  mangels  anderer 
Verbindungen  die  Yermittcinn?  des  kaiserlichen  Generalkonsttlats  in  Buenos* 
Aires  zu  erbitten  und  dein  (iesuche  beizufügen: 

a)  6  Exemplare  der  Marke; 

b)  eine  doppelte  Beschreibung  der  Marke;  handelt  es  siiA  um  Figuren 
oder  Bmblone,  so  ist  die  Gattung  der  Gegenstände  ansngehen,  für  welche 
dieselben  bestimmt  sind,  sowie  ob  dieselben  für  Fabrikersengnisse,  Handels* 
arllkel  oder  Bodenerzeugnisse  vem'endet  werd^  sollen; 

c)  einen  Kostenver.srlmß  von  200  : 

d)  eine  ohne  Nennung  des  Vertreters  —  in  blanco  —  auszustellende 
Vollmacht." 

1)  „Erfindungen,  Gelnraoohamustem,  Mustern  nnd  Modellen,  die  aof  einer 
inlindteehen  oder  andSndischen  Aosstellnng  zor  Scban  gestellt  werden,  sowie 
Warenzeichen,  die  auf  ^er  daselbst  znr  Schan  gestellten  Ware  angebracht 
sind,  wird  ein  zeitweiliger  Schnts  in  OemKßheit  der  nachfolgenden  Be- 

SÜmmungen  gewährt: 

1.  Durch  eine  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  im  RGBl  wird  im 
einzelnen  Falle  die  Ausstellung  bestimmt,  auf  die  der  zeitweilige  Schutz  An- 
wendung findet. 

2.  Der  seitwellige  Schnts  hat  die  Wirkni^,  daß  die  Schanstellnng  oder 
eine  anderweitige  sp&tere  B«intznng  oder  eine  spätere  Veröffentlichung  der 

Erfindung,  des  Musters  oder  des  Warenzeichens  der  Erlangung  des  gesetz- 
lichen Patent-.  Muster-  oder  Zeichenschutzes  nicht  entgegenstehen,  sufeni  die 
Anmeldung  zur  Erlangung  dieses  Schutzes  von  dem  Aussteller  uder  dessen 
Rechtsnachfolger  binnen  einer  Frist  von  sechs  Monaten  nach  der  Eröffnung 
der  AnsstelluDg  bewirkt  wird.  Die  Anmeldung  geht  anderen  Anmeldungen 
vor,  die  nach  inem  Tage  des  BeginnB  der  Schanstellnng  eingereicht  worden  dnd.* 
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11.  Yttt  SO.  S.  bt  Sänfflhnmg  d.  PoBtanweiBnngsdienstes  hl 
BnßUnd  (AmteU  d.  Rdchspostamtes  1904  8.  99). 

IIa.  y«rl.  d.  BdehipostunteB  8.  4.  IL  Anshindigang  t.  Poat« 
sendnogen  an  aaslftndisobe  Versioherangsniiterneliiiiitngeii 

(107).  1) 

12.  V.  29.  4.  z.  Ausführung  d.  Fatentgeseties  7.  4.  91  (RGBl 
S.  1Ö7). 

18.  B.  4. 6.  bt  Yonchriftieii  Aber  d.  Arbattn  v.  d.  Verkebr  m.  Kran  k- 
beitierregem»  anagenommen  Festemger  (169—163). 

14.   B.  6.5.  bt  d. •  fiesetsnng  der  Seefisohereif ahrienge  m. 

fichiffsführern  u.  Maschinisten  (163—166). 

15  G.  12.  5.  bt.  Abänderung  d.  Seemann sordnung  n.  d.  Han- 
delsgesetzbuchs  (167—168). 

16.  B.  16.  5.  bt.  d.  £inf  uhr  v.  Pf  lanzcn  u.  suustigen  Gegeuätänden 
d.  Oartenbav68  (170).^ 

17.  0.  SO.  5.  bt.  d.  Festotettnng  d.  BeiobsbauBbalts-Btata  f.  d. 
BechniiiigBjabr  1904  (171—902). 


1)  „Die  au!  Grund  des  §  86  des  Ges.  über  die  privaten  Yersichemngs- 
«ntWTiftbmiuigea  vom  12.  6.  Ol  (RGBl  8.  139  ff.)  bestellten  Haaptberoll- 
uiditigten  aosUUidisdier  TenidieriingfimteriMhmiiiigeii  Bind  beraditigt,  die 

unter  der  Aufschrift  der  VerBicherungsunternehmung  eingehenden  Post- 
sendiintxpn  in  Empfang  zu  nehmen  und  weiterhin  ihrerseits  PostvoUniachten 
für  andere  I'dsuiuMi,  z.  B.  Agenten  nnd  Unteragenten,  auszustellen.  Die 
Hauptl}evullmächtigten  haben  sich  als  solche  durch  eine  entsprechende  Be- 
scheinigung des  kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung  dm  Post- 
anstalten  gegenftber  amsuweiBen.  Das  BrlOscben  der  HauptvoUmacbt  wird 
ebenso  wie  die  Ernennung  eines  Haaptberollmichtigtati  im  DentBohen  Reiebs- 
anseiger  bekannt  gemacht. 

Hinsichtlich  der  Benafhrirhtiß:nnt,'  der  beteiligten  Postanstalten  durch 
die  Oberpostdirektion  und  der  Eintraguti^r  in  die  Verzeichnisse  der  Handels- 
firmen usw.  hndon  die  Ausfuhrungsbestimmungen  zu  §  39  der  Postordnung 
nnter  7  (Absehn.  Y  Abt.  1  S.  78  ff.)  Anwendung." 

^)  „Auf  Gmnd  der  Vorschrift  im  §  4  Ziffer  1  der  V.  bt.  das  Verbot 
der  Binfnhr  nnd  der  Ansfnbr  Ton  Fflanien  nnd  sonstigen  Gegenstitaiden  des 
Wein-  nnd  Gartenbanes  vom  4. 7. 83  (BQB1  8. 163)  bestimme  leb  folgendes: 

Die  Einfuhr  aller  zur  Kategorie  der  Rebe  nicht  gehörigen  PflfagÜnge, 

Sträucher  und  sonstigen  Vegetabilicn.  weicht  aus  Pflanzsrhnlen,  Gärten  oder 
Gewächshäusern  stammen,  über  die  Grenzen  des  Reichs  darf  fortan  auch 
über  die  königlich  preußische  Zollabfertigungsstelle  am  Bahnhofe  zu  Gleve 
erfolgen.* 

[Nach  den  nnter  No.  81,  36  mitgeteilten  Yeioidnnngen  ist  Binttlbning 
weh  Uber  Mittelwalde  nnd  Straelen  ngelaasen.  —  Red.] 
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18.  G.  20.  ö.  bt  d.  Feststellimg  d.  Hansbalts-BtatB  i  d.  Sobvts- 
gebiete  «d  d.  Redmnng^ahr  190A  (208—214). 

19.  Verl  d.  BeiahspoBUunftB  16. 6.  bt  liideniiigeii  L  d.  Aiurfttbrnng»- 

ttberemktuift  z.  internationalen  Telegraphen  vertrage  8t.  Petenbozi^ 
T.  22.  7.  75  (Amtsbl.  d.  Reichspostamtes  1904  S.  161). 

19b.  Verf.  d.  Eeicbspostamts  16.6.  bt.  neue  Aasgabe  d.  Tele- 
graphenordnung (171). 

20.  B.  24.6.  bt  d.  Ratifikation  d.  am  12.6.08  im  Haag  ab- 
geichIos86ii«ii  Ablcommen  Uber  d.  internationale  PrlTatreeht  n.  d. 
Hinterlegung  der  Ratifikationearlnmden  (RGBl  249). 

21.  Ges.  28. 6.  z.  Ändening  des  Ges.  bt.  d  Rcichsschnldbach  (251)*}* 

22.  Oes  6  7  bt  d.  Bekämpfung  d.  Reblaus  (261—266). 

23.  Ges.  6.7.  bt  Kauf mannsgerichte  (26<i— 272). 

24.  B.  6.7.  Uber  d.  m.  Schweden  am  20.6.03  wegen  Erledigung 
d.  AngprOehe  ans  d.  swiscbNi  Heoklenbnrg-Sohwerin  n.  SobwedoA 
am  26. 6. 1800  in  Malmö  nnteneidmetea  Ttttrag  Uber  d.  8tadt  u.  d.  Herr> 
Schaft  Wismar  n.  d.  Ämter  Pool  n.  Nenkloster  nebst  Znbebflr  ge» 
troffenc  Vereinbarung  (295— SOO). 

25.  Ges  U  7.  bt.  d.  Entschädigung  f.  anschuldig  erlittene 
Untersuchungshaft  (312—324). 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ 

>)  «Die  Torstebend  abgedruckten  am  12. 6. 02  im  Haag  abgesohlossenea 

Abkommen,  nämlioli: 

1.  Abkommen  zur  Regelung  de»  GeltongsbereiGhs  der  Gesetze  auf  dm 
Gebiete  der  Eheschließung, 

2.  Abkommen  zur  Kegelang  des  Cbltongsbereichs  der  Gesetze  und  der 
Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Ehescbeidung  und  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett, 

8.  Abkommen  rar  Regelung  der  Vormundsohaft  fllwr  Minder* 
JKhrlge,  sind  von  Den  t  schland ,  Belgien,  Frankreich,  Luxem- 
burg, den  Niederlanden,  Rumänien  und  Schweden  ratifiziert 
und  die  Ratifikationsurkunden  sind  am  1.6.  04  im  Haag  hinterl^  worden. 
[Text  8.  Ztsch.  XIV  5<>7ff.  —  Red.J 
3)  «Das  Ges.  bt  das  Bdehsaefanldbndi  Tom  31. 6. 91  (BGBl  8.  321)  wird 
geindert  wie  folgt: 

I.  Der  §  4  No.  3  erbUt  folgende  Fassung:  

,3.  einzelne  eingetragene  Genossenschaften  und  einzelne  eingeschrieboifr 
Hilfskassen,  welche  im  Gebiete  des  Deutschen  fieichs  ihren  Sita  haben,  sowie 
einzelne  juristische  Personen. " 

II.  Der  erste  Absatz  des  §  7  erhält  folgenden  Zusatz: 

„Als  gesetaUdier  Vertreter  oner  juristischen  Peneo,  die  nicht  im  Ge- 
biete des  Dentsdien  Beicbs  ihren  81ts  hat^  gilt,  wer  seine  Yertretangsbefogni» 
nadi  den  vom  Bundesrate  beschlossenoi  Ansftthrongsbestiimnnngen  nach- 
gewiesen hat"  
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26.  Bb  16*7.  bt.  d.  Anerkennang  franxösischer  Prttfungs- 
seiehen  1  HsndfeverwAffe»  (90e->310).^) 

87.  B.  16. 7.  H.  d.  AuflUiiiiiig  d.  Gm.  86. 8.  76  ftlier  d.  Be- 
seitigung V.  AnsteekniigBttoffaii  bei  ViehbefördernDgeii  anf 

Bisenbahnen  (811— 317). 

28.  B.  17.7.  bt.  d.  Hinterlegung  d.  Ratifikationsurkunde 
Spaniens  z.  d.  am  12.  6.  02  im  Haag  abgeschlossenen  Abkommen  z.  Rege- 
lung d.  Vormandichaft  Aber  Minderj&brige  (307). 

89.  B.  17.7.  bt.d.  Ablndernng  d.  Bestimmnngeii  Aber  d.  Beseitigung 
y.  Ansteckungestoffen  b.  d.  Beförderung  t.  lebendem  Oeflttgel 
enf  Eisenbahnen  v.  2.2.99  (317—319). 

29a.  Verf.  d.  Reichspostamtes  24.  7.  bt.  Sendungren  i.  Verkehr  m. 
Kriegsgefangenen  etc.  (Amtsbl.  d.  Reichspostamts  1904  S.  209).^ 


^)  »An!  Omnd  dee  g  6  Abe.  8  des  Oee.  bt  die  FMfimg  der  Linie  nnd 
Verschlflsse  der  Handfeuerwaffen  Tom  19.6. 91  (ROBl  8. 109)  bat  der  Bundesrat 

folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

I  Die  Prüfungszeichen  der  Probierbank  für  Handfeuerwaffen  zu  St. 
Etieiiiic  worden  als  den  deutschen  Prüfungszeichen  gleichwertig  anerkannt, 
insoweit  die  nachstehend  aufgeführten  Handfeuerwaffen  die  dabei  angegebenen 
FmlUigsseiclrai  tragen.  —  —  « 

II.  Die  Frllfnngndfllien  der  Frobierbenk  für  Headfenerwalhn  an  Paris 
werden  als  den  deutschen  Prüfungsseicben  gleichwertig  anerkannt,  insoweit 
die  nachstehend  aufgefttlirten  HandfeoerwaBen  die  dabei  aogegebenoi  Prflfongs- 
aeicheu  tragen."  — 

2)  ,In  Ausführung  der  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  vereinbarten 
, Bestimmungen  Uber  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs''  (vgl.  Verf. 
No.  61  in  AmtsbL  No.  39)  ist  nunmehr  anob  in  Rofiland  eine  Anskonftstdle 
Aber  Kriegsgefuigene  erxiditet  worden. 

Postsendungen  jeder  Art  an  Kriegsgefangene  in  Rußland  mllsien  band' 
schriftlich  oder  gedruckt  einen  der  folgenden  Vermerke  tragen:  „Corre- 
spondances  des  prisonniers  de  guetrc",  „Service  des  pn'sonniers  de 
guerre"  oder  „Aux  i>()im  du  Bureau  de  i entieignements  sur  les prison- 
niers de  guerre".  Eine  gleiche  oder  ähnliche  Bezeichnung  erhalten  ancb 
die  Sendungen,  die  von  den  Kriegsgefangenen  oder  von  der  Andninftsstdle 
in  Bnßland  ausgeben.  Der  gesamte  Fostferlcdir  d«r  Krieg^febngenen  unter- 
liegt in  Rofiland  der  milit&iiscfaen  Zensor. 

Die  vorgenannten  Senduntjen  genießen  volle  Portofreiheit;  die  russischen 
Auswechselungsstellen  werden  sie  den  deutschen  Postanstalten  ohne  Ansatz 
der  sonst  in  Betracht  kommenden  (Gebühren  überweisen  und  in  den  so- 
gehörigen  Karten  den  Vermerk  „«Service  des  prisonniers  de  guerre'^  nieder- 
scbreiben.  Im  ttbtigen  finden  aal  die  Sendungen  die  Bestimmungen  der  inter- 
nationalen Postvertrttge  ond  der  SonderabkonmiMi  mit  BoAIand  Anwendung.* 
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ao.  B.  3.8.  bt.  d.  Beitritt  d.  Kenigreidu  Schweden  s.  Berner 
intanwiionAlai  ürheberrechtBttbereinkaiift  t.  9.9.86  aowie  s.  d. 

«DB  4.  5.  96  dazu  vereinbarten  Deklaration  (RGBl  S.  328). 

Hl.  B.  18.  8.  bt.  d.  Einfuhr  v.  Pflanzen  u.  sonstigen  Qegeiiständen 
d.  Gartenbaues  [8.  oben  No.  16  J 

31a.  Kaiserl.  E.  2i^.  10.  bt.  Führung  d.  deutschen  Kriegsflagge 
n.  d.  Reichfldfenstflagge  d.  Marine  (RZB1  1901  8.  449).  >) 


^Xach  einer  Mitteilung  des  schweizerischen  Bundesrats  ist  das  König- 
reich S  c  h  w  o  d  o  n  der  am  !t.  9.  86  zu  Bern  ^geschlossenen  rherpinknnft  bt.  die 
Bildung  eines  internationalen  Verbandes  zum  Schutze  von  W  t  i  ken  der  Literatur 
und  Kunst  i^RüBl  1887  Ü.  493  ff.),  sowie  der  am  4.  ö.  96  in  I'aris  zu  dieser 
Übereinkunft  vereinbarten  Deklaration  (BGBl  1897  8. 769  ff.)  beigetreten. 

Ab  Tag  des  Bettritts  ist  dw  1. 8. 04  festgeietst  worden. 

Der  Pariser  Znsatnkte  Tom  4.  5.  96  (RGBl  1897  8.  7d9  ff.)  bat  sieb 
Sobweden  nicht  angcschhjssen." 

-I  „Durch  Allerhöchsten  E.  vom  29.  10.  <  4  hnben  die  nachstehenden  Be- 
stiiuumngen  über  die  Führung  der  deutschen  Kriegstiagge  und  der  Reichs- 
dienstHagge  der  Manne  unter  Aufhebung  der  bisherigen  Bestimmungen  die 
kaiserlicbe  Oendimigung  erinlten. 

Bestimmnngen  Aber  dieFflbrnng  der dentseben Eriegsflagge 

und  der  Reichsdienst  flagge  der  Marine. 
A.  Zur  Führung  der  Reichskriegsflagge  als  Nationalit&ts-  und 

Hoheitszeichen  sind  berechtigt: 

1.  An  Land. 

a)  Die  Behörden  und  Anstalten  der  Kaiserlichen  Marine  bezw.  des 
OoiiTemements  Kiantscbon  mit  Ansnahme  der  nnter  B  an^fflhrten; 

b)  die  Marinesignalstationen; 

c)  die  im  unmittelbaren  B^chsdienste  befindlidien  Beliltoden  nnd  An- 
stalten des  deutschen  Heeres; 

d;  die  auf  nichtpreuüischem  Gebiete  gelegenen  Kü.stenwerke  und  die 
Küstenbefestigungen  der  Reichslcriegsliäfen  und  der  Schutzgebiete; 

e)  die  auf  preußischem  Gebiete  gelegenen  Küstenwerke  bei  Begrüßung 
fremdtt  Kriegsschiffe. 

2.  Anf  dem  Wass». 

a)  Die  Souveräne  und  Regenten  der  dentsohen  Bundesstaaten,  die  Prinzen 
retrieronder  deutscher  könifrlicher  Hänser  und  die  ersten  Bürwrnieister  der 
freien  Hansestäiiie  auf  den  ihnen  eifrentünilicli  gehörenden  Privat fahrzeugen; 

b)  die  Kriegsschiffe  der  Kaiserlichen  Marine  nebst  ihren  Beibooten;  . 
0)  die  übrigen  Schiffe  und  Boote  der  Kaiserlichen  Marine  nnd  des 

CtouTemements  Kiantsdion,  sobald  an!  ihnen  eine  Standarte  wdtt  oder  ein 
aktiver  oder  lum  aktiven  Dienst  braangesograer  Olflsier  dimstlich  dn- 
gesohilft  ist^  oder  sobald  sie  militärisch  besetst  oder  belq^t  sind  (Hnlks); 
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32.  B.  80. 9.  bt.  d.  Verkebr  m.  Ersengnissen  n.  Qeriltsohaften  d. 

WeiiibAiieBi.d.deat8ch*lnzembQrgltcheiiOrensbesirken(ItOBl 

S.369). 

83.  B,  7.11.  1)t.  (1  i  n  tt-rn  a  t  ionalen  Verband  s.  Scbatxe  d. 
gewerblichen  Eigentums    IKi  •) 

34.  B.  22.  11.  bt.  d.  Vereinbarung  erleichternder  Vorschriftrn  f.  d. 
wechselseitigen  Verkehr  zwischen  d.  Eiaeubahuen  Deutschlands  u. 
Luxembiirgs  (443). 

35.  B.  22. 11.  bt.  d.  Binf nhr  t.  PflaiiEeii  n.  sonstigen  Gegenständen 
d.  Gartenbaues  (444).  [S.  oben  No.  16.] 


d)  die  von  der  Kaiserlichen  Marine  ermieteten  oder  fht  sonst  zur  Ver- 
füi^ung  gestellten  Srhiffe  (nebst  Beibooten),  wenn  sie  von  einem  aktiven  oder 
zum  aktiven  Dienst  herangezogenen  Seeoffizier  ihr  Kius^eilifhcn  Marine  be- 
fehligt werden,  nach  jedesmaliger  Eiuholang  der  AIlerlKichüten  Erlau l^niä. 

B.  Znr  FObning  der  Reicbsdienstflagge  der  Kaiserlieben 
Marine  als  Nationalitäts-  und  Hobeitasroidien  sind  beiecbtigt: 

1.  An  Land. 

a)  Die  Leuchttürme  und  alle  zum  Ressort  des  Lotsen-  und  Seezeichen- 
wesen<>  gehörigen  (leluiude  und  Anstalten  der  Kaiserlichen  Marine  bezw.  des 
Gouvernements  Kiautscbou ; 

b)  die  Gebäude  der  Zivilverwaltung  des  Gouvernements  Kiautscbou; 

c)  die  dentsche  Seewarte  mit  ibrm  Nebenstdien  nnd  die  Obeerratorien 
der  Kaiserlichen  Marine  sowie  die  meteorologiscbe  Station  des  Gonvemements 
Kiautscbou. 

2.  Auf  dem  \\'a8ser. 

a)  Die  nicht  zur  Führung  der  Kriegstiaggc  berechtigten  Schiffe  and 
Boote  der  Kaiserlichen  Marine  und  des  Gouvernementä  Kiautscbou; 

b)  die  von  der  Kaiserlieben  Marine  ermieteten  oder  ihr  sonst  zor  Ver> 
fttgung  gestalten  SeUffe  (nebst  Beibooten),  wenn  die  Fflhmng  der  Beicbs- 
dlenstflagge  yon  d«m  Staatssekretär  des  Rdcbsmarineamts  ange(«dnet  ist* 

1)  „Die  Republik  Cuba  ist  der  von  mehreren  Staaten  zu  Paris  am 
20.  3.  88  geschlossenen  L'hereinkunft  zum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums 
nebst  tJcblußprotokoU  von  demselben  Tage  (lUiJil  von  U>u8  S.  148  ff. \  dem 
dazu  vereinbarten  Protokoll  über  die  Ausstattung  des  internationalen  Bureaus 
des  Verbandes  fttr  den  Schnts  des  gewerblicben  Eigentums  d.  d.  Madrid,  den 
15. 4. 91  (RGBl  von  1903  S.  164  ff.)  nnd  der  Znsataakte  d.  d.  Brfissel,  den 
14. 12. 00,  bt  die  Abindemng  der  Übereinkunft  vom  20. 3. 83  nnd  des  dain 
gehörigen  Scblufiprotokolls  (RGBl  von  1903  8.  Uu  ff.\  beigetreten. 

Der  Beitritt  wird  am  17. 11. 04  in  Kraft  treten." 
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IL  Die  deutschen  Bundesstaaten. 

(Vgl.  Ztsch.  XIV  57y,  186.) 

Aahalt. 

1904. 

QeB.  29.  4.  bt.  Genebmigttng  Yon  Zuwendungen  an  juristische 
Personell  n.  Beaufsiclitigiing  y.  Stiftnagen  (Gei.-S«iiiiil.  1904 
S.  123). 

Baden* 

1904. 

1.  HV  lö.  1.  (No.  43621)  bt.  Auslief erungsv erkuhr  zw.  Baden 
n.  Frankrelcli.^) 

2.  l[78.2.(No.46dQ  bt.  AnsliefernngSTerlrelir  m. d. Sebweis.^ 

3.  MV  10.2.  (No.  4938)  bt.  Strafverfolgung  schweiieriecher 
Staatsangehöriger  vor  d.  kantonalen  Gerichten  wegen  in 
Deutschland  begangener  Straftaten.') 

4.  MV  12.  4.  (No.  »9H51)  bt.  unmittelbaren  Geschäftsverkehr 
zw.  badischen  u.  schweizerischen  Standesbeamten.*) 

^)  ^Zwischen  Baden  nnd  Frankreich  wird  aaf  Qcimd  der  Qogenseitigkeit 
künftighin  die  Auslieferung  auch  stattfinden : 

1.  wegen  Entführung  von  Minderjährigen,  gleichviel,  ob  die  Tat  sich 
nach  dem  Rechte  des  einen  oder  des  andern  Teiles  als  Verbrechen 
odw  YMgehen  darstellt; 

2.  wegen  Karperrerletaimg  mit  tödlioben  Ausgange; 

3.  wegen  versBClltai  Mords. 

Die  Auslieferung  wegen  Entfiihruntr  Minderjähriger  des  einen  oder  des 
andern  Geschlechts  findet  statt,  sofern  die  Handlang  nach  der  Gesetzgebung 
des  einen,  wie  des  andern  Teiles,  sei  es  als  Verbrechen  oder  Vergehen, 
strafbar  ist." 

*)  gim  AusliefenmgBverkehr  zwischen  Oeuteohland  und  der  Schwein  werden 
kflnft^Ün  Gegettstimde  der  in  Art.  9  des  dentsfih-sefawdnerischen  AnsUefs* 

mngsvertrages  vom  24.  1.  74  bezeichneten  Art  auch  dann  ausgefolgt  werden, 
wenn  die  Person,  bei  der  die  Gegenstände  vorgefunden  worden  sind,  vor  der 
Entscheidung  über  die  Auslieferung  gestorben  ist.  der  Auslieferung  indessen 
nicht«  entgegengestanden  hätte.  Die  mit  Erlaü  vom  27.  6.  98  No.  14Ö1S 
ausgegebene  Zusammenstellung  der  den  AnsUefemngsverkefar  swiseben  Baden 
nnd  der  Schweiz  betreffenden  Vorsohriftoi  Ist  hiwnadi  so  ergünzen.* 

*)  «Seit  dem  JMS  vom  29.  1.  08  No.  8478  haben  die  Regierungen  der 
Kantone  Neuenburg  nnd  Thnrgau  in  Ansehung  der  strafrechtlichen  Verfolgung 
weeen  dr  r  iia  deutsch-schweizerischen  Auslieferungsvertrage,  wie  auch  wegen 
der  im  schweizerischen  Auslieferungsgesetz  vom  22.  1.  92  vorgesehenen  Straf- 
taten die  volle  Gegenseitigkeit  zugesichert." 

*)  ,Den  badischen  Standesbeamten  ist  jetzt  dar  mimittelbare  Oeschftfts- 
verkehr  mit  den  schweizerischen  Standesbeamten  ohne  Binsdhrftnknng  gestattet 
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6.  UV  12.  4.  (No.  9966*)  Ivt  Zengnitae  ftb.  Klehtbestehen  t. 

Bhehindernissen.^) 

6  MV  17.  ö.  (No.  16860)  bt.  Anstaasch  von  Strafnachrichten 

m.  Ungarn.^) 

7.  MV  20.  5.  bt.  Vollstreckung  deutscher  Urteile  in 
Bosnien  u.  d.  Herzegovina*)  (Staatsanzeiger  1904  S.  299). 


*)  8.  unten  8  444  (Bayern  No.  6). 


In  Abs.  5  des  S  64  8tBDW  sind  daher  die  Wort^  „soweit  diese  um  Ilt  kannt- 
machung  des  in  der  Schweiz  erlassenen  Eheaufgebots  am  badischen  Heimatorte 
der  Brautleute  nachsuchen.   Vgl.  §  276^',  zu  streichen." 

^)  ^Zengniaee  darftber,  dafi  der  Bheiehlieftong  eines  badiichen  Yeriobten, 
der  im  Avelande  dteKhe  einangeiien  beabilcfatigt,  naeli  dem  in  Baden  geltenden 
Rechte  kein  bekanntes  Hindernis  im  Wege  steht  (§  275  Abs.  2  StBDW), 
können  künftighin  von  den  Standesbeamten  ausgestellt  werden,  ohne  daß  zuvor 
ein  Aufgebot  im  Inlande  erlassen  oder  die  Ermächtigung  des  AG  eingeholt 
wird.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen  des  ^  27ö  Abs.  4  StBDW  und 
des  Genenledaases  Tom  17.  7.  00  No.  17974  (vgl  Bad.  JSwhttpraafis  1903 
S.  SIS)  sind  anlgelioben. 

Da  derartige  Zeugnisse  den  aaritodisdien  Standesbeamte  dar  Nadi- 
jwttfnng  Überheben  sollen,  ob  die  nach  den  inländischen  Vorschriften  zur  Ehe- 
schließnnf?  fresetzlich  notwendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind,  ist  es  Pflicht 
des  Standesbeamten,  vor  Ausstellung  des  Zeugnisses  an  Hand  seiner  Dienst- 
vorschriften ^Tgl.  Abschnitt  4;  gewissenhaft  zu  prüfen,  ob  nach  dem  in  Baden 
geltenden  Bechte  der  badisdie  Ywlobte  inr  Eingehung  einer  Blie  fihig  ist, 
und  der  Ehe  ein  gesetalicbes  Hindernis  nicht  entgegenstellt  Mangelt  es  an 
einer  dieser  Voraussetzungen,  so  ist  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  abzulehnen; 
in  zweifelhaften  Fällen  hi^  der  Standesbeamte  beim  AQ  am  Belehrung 
nachzusuchen. 

Fahnenflüchtigen  und  Personen,  welche  sit  h  der  Strafverfolgung  oder 
dem  Strafvollzog  im  lulaude  durch  die  Flucht  entzogen  haben,  duii  das 
Zeugnis  nicht  ert^t  werden;  Gesuche  solcher  Personen  sind  dem  A6  behnb 
y wständignng  der  snstlndlgan  Militär-,  Strahrerfolgongs-  oder  Strafrolkags- 

behörde  von  dem  Aufenthalt  des  Verfolgten  voraulegen. 

Das  Zeugnis  soll  den  badischen  Verlobten  und  die  Person,  mit  welcher 
er  die  Ehe  einzugehen  beabsichtigt,  nach  Vor-  und  Familiennamen,  Stand, 
Alter,  Wohn-  und  Geburtsort  bezeichnen. 

Gebühren  dürfen  für  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht  in  Ansats 
gebracht  werden." 

*)  „Die  in  §  18  Abs.  1  und  2  der  badischen  Stralregisterordnimg  Tor^ 

geschriebene  Benachrichtigung  der  ungarischen  Begierong  von  der  Bestrafong 
nngarischer  Staatsangehöriger  hat  bis  auf  weiteres  an  unterbleiben." 
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8.  MV  10.  6.  (Jfo.  1879Ö)  bt.  Auslief  er  ungs  verkehr  zw.  d. 
dentschen  Reiche  and  Großbritannien. 

9.  Oes.  20*  8.  bt  Abtndenmg  d. Poliseistrafgesetsbnche  (Ge».- 

n.  VBl.  1904  S.  B97.) 

10.  Ges.  24.  8.  bt.  Abänderung  rl  Verfassung  (339V 

11  MB  m  12.  04  (No.  43360)  u.  14.  1,  05  (No.  423)  bt.  Voll- 
streckung deutscher  Urteile  i.  d.  Schweiz  u.  schweizerischer 
Urteile  i.  Deutschland.  2) 


^)  .Allen  nnmitteibu  nnd  nnter  ünigehnng  der  Torgeeelienen  diplo> 

matischen  Vermittlung  gestellten  Ersuchen  engUtther  Behörden  um  vorläufige 
Festnaliine  in  Enj/land  verfolgter  Verbrecher,  sowie  etwaigen  Anträgen  eng- 
lischer Behörden  auf  Beschlagnahme  von  brieflichen  oder  telegraphi sehen  Mit- 
teilungen zum  Zwecke  der  Ermittlung  fluchtiger  Verbrecher  ist  grundsätzlich 
nicht  stattzugeben,  da  die  Gegenseitigkeit  in  dieser  Hinsicht  von  englischer 
Seite  nicht  stchergestellt  int  Dementqprecbend  liab«i  solch  anmittelbare 
Antiflge  an  «i^^iaehe  BdiBrd^  ebenfalls  «t  unterbleiben.* 

I)  ,J)a  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz  nnd  —  abgesehen 
von  dem  noch  in  Geltung  befindlichen  Übereinkommen  zwischen  Baden  und 
dem  K;iniun  Aargau  (Reg.-Bl  1867,  S.  425)  —  auch  zwischen  dem  Groß- 
herzogtum Baden  und  der  Schweiz  Vereinbarungen  über  die  gegenseitige 
YoUstreckong       Urteilen  nicht  besteben,  kommt  für  die  Frage,  ob  in  der 
Schweis  ans  dentschen  Urtdlen  eine  Zwangsroilstreckang  stattfindet^  das  in 
den  einseinen  sahweiserisehfin  Kantonen  geltende  Beofat  in  Betracht.  Bei  der 
Vielgestaltigkeit  des  schwdzeri sehen  Kantonalrechts  nnd  dem  Hangel  einer 
f'inheitlichen  Gerichtspraxis  ist  die  Frage,  inwieweit  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bürgt sei.  nicht  nur  häufig  Gegenstand  des  Zweifels  bei  den  inländischen 
Gerichten,  welche  dieselbe  nach  §  328  Ziff.  ö  ZPO  zu  prüfen  haben,  sondern 
es  ei^bm  sich  aoeh  fflr  inlSndische  Farteim,  wdche  deutsche  ürtdle  in  der 
Sehwds  ToUstrecken  lassen  wollen,  nnd  m,  diesem  Zwe<^e  gegenttber  den 
Bchwdzerischen  Behörden  einer  Bescheinigung  der  Terbttrgten  Gegenseitigkeit 
bedürfen,  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten,  wdl  dieser  Kachweis  mangels  einer 
authentischen  Znsammenstellung  der  einschlägigen  deutschen  Rechtsprechung 
kaum  zu  beschaffen  ist.    Der  rege  wirtschaftliche  Verkelir  zwischen  Deutsch- 
land, insbesondere  den  süddeutschen  Staaten  nnd  der  Eidgenossenschaft  läßt 
es  aber  dringend  wttnschMiswert  erscheinen,  dafi  die  rechlichen  HindwnisBe, 
wdche  dner  wechselseitigai  Anorkennui^  und  Vollstreckung  dentseh^r  und 
schweizerischer  Zivilurteile  entgegenstehen,  wenigstens  durch  Herausbildung 
einer  allgemeinen  Übnng  tunlichst  eingeschränkt  werden.    Zur  Erleichterung 
des  Nachw«'ises,  inwieweit  hinsichtlich  der  Anerkennung  und  Vollstreckung 
schweizerischer  Urteile  in  Deutschland  die  Gt-genseitigkeit  von  den  deutschen 
Gerichten  als  verbürgt  ungesehen  wird,  ist  nunmehr  die  Einrichtung  getroffen 
worden,  daS  die  Urtdie  deutscher  Gerichte,  in  wdohen  die  Znlissigkeit  der 
Vollstreckung  der  Urteile  schweiserischer  Gerichte  in  Deutschland  erOrtert 
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12.  MB  17. 2.  bt  Stempelpflicht  b.  Oeacbftften»  die  dnidi 
Kommissionaie  i.  Antland  abgeschloBSOn  sind  (Badiache  Beohtapnuds 
8.  56). 

Bajreni. 

1904. 

1.  MB  22.  2.  bt.  bedingte  Begnadigung  (JMBl  1904  S.  47). 

2.  MB  4.  bt  d  Verkehr  d.  Justizbehörden  m.  d.  i.  Bayern  zu- 
gelassenen fremden  K  o  n  s  u  1  a  r  b  e  h  Ti  r  d  e  n  i  i>2)  -) 

3.  V.  2U.  5.  bt.  Zulassung  v.  Ausländern  zu  Jurist.  Prüfungen 
(Oes.-  11.  VBl  1904  8.  161). 

4.  HB  1. 5.  bt  d.  Bbescblieflang  bAyriacber  L  d.  Pfals  beimat- 
borecbtigter  StaataangebSriger  L  d.  8  ob  weis  (JHBl  1904  8. 625).*) 


«ixd,  bei  dem  Beicbajnatiiamt  geaammelt  werden,  welches  sich 
bereit  erklärt  bat,  auf  Anfitagen  Aber  die  ibm  mitgeteiheii  Bntaebeidüngen 

den  Parteien  und  ihren  Vertretern  späterhin  auch  unmittelbar  Auskunft  zu 
ertt'ilen.  Die  Gerichte  haben  daher  von  jedem  Urteile  des  hezoichneten  Inhalts 
in  Hinkunft  je  eine  beglaubigte  Abschrift  unmittelbar  au  das  Reichsjostizamt 
einzusenden." 

^)  „Handelsgeschäfte,  die  toh  einem  im  Inland  anaftssigen  KommitteDtaB 
unmittelbar  an  im  Andaad  wohnhafte  Kommissionftre  anm  Abachlofi  flber> 
tragen  werden,  gelten  ala  im  Aaaland  abgeaddoaaen  und  sind  nach  §  6  Aba.  2 

Reichsst«mpelgesetz  nur  im  hälftigen  Betrage  abgabepflichtig.  Tritt  aber 
zwischen  den  inländischen  Kommittenten  und  dem  ausländischen  Kommissionär 
ein  inländischer  Agent.  d<  r  dt  ii  (ieschäftsabschluß  vermittelt,  sei  es  auch 
nur  durch  Weitergabe  der  an  ihn  gerichteten  Anzeige  vom  erfolgten  Geschäfts- 
abschlnß  duroh  eine  von  ihm  ausgebende  heaondere  Mitteilong  an  den  Kom- 
mittenten, 80  gilt  das  Abwicklongsgeechäft  durch  diese  Vermittlnng  als  im 
Inlande  abgeschlossen  und  ist  im  vollen  Wertbetrage  stcmpelpflichtig.  Denn 
der  Agent  tritt  als  ein  frei  handelndes  Organ  der  Willensäußerung  des 
Kommissionärs  dem  Kommittenten  getrenüber  auf     i  Vtjl.  RGZ  8.  l.Oö.i" 

2)  „Zu  den  freiiuieu  Kun.->ulbehorden,  mit  denen  den  bayerische)!  .Justiz- 
behörden unmittelbar  zu  verkehren  gestattet  ist  iß.  vom  7.  3.  03  Ji\lBi  8.  243), 
gebort  Jetat  auch  das  K.  Rmn&nische  Konanlat  in  Regensburg.  Der  Amte- 
beairlc  dea  Kenanlata  nmfaSt  Niederbayem  und  die  Oberphtla  nnd  Begenabnrg.* 

^  „Unter  Abänderung  der  MB  vom  20.  5.  78  (Amtabi.  des  K.  Staats- 
ministeriiims  des  Innern  S  IHi,  JMBl  S.  118)  wird  angeordnet,  daß  für  die 
in  der  Pfalz  beheimateten,  bayerischen  Staatsangehörigen  die  Bescheinigungen 
nach  Art.  2  der  Übereinkunft  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  der  Schweiz 
wegen  gegenseitigen  Verzichts  auf  die  Beibringung  von  Trauerlaubnisscheinen 
▼em  4.  6.  86  (Amtabi.  d.  K.  Staataminiaterinma  dea  Innern  S.  260)  künftig 
anatatt  Yon  den  Standeabeamten,  von  den  Diatciktaverwaltnngabeharden  der 
HeimatgandndeD  anamatdlen  aind." 
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6.  HB  86.  6.  Iit  d.  VollBtreokQng  dentBolier  Urteile  i.  Bos- 
nien  u.  d.  Herzegovina  (110).^) 

6.  Mfi  20. 6.  bt  d.  AaelieferiingSTerkehr  m.  Oroßbritannien 

(i2(;i  -'^ 


,Die  Verordnung  der  LandesregieruDg  fiir  Bosnien  und  die  Herze- 
gowia»  Tom  20.  Hin  d.  Js.  tbvt  die  Yollstreckiuig  deatsoher  Urteile  wird 
bimnit  bekannt  gemadit.  Im  Oegenaatze  m  österreicb  (B.  Tom  10. 4.  OD, 
JHBl  S.  795)  fehlt  Bosnien  und  der  IIcrzec:owina  gegenüber  die  Gegenseitig- 
keit für  dir  im  Mandats-  und  im  Wechselverfahren  erlassenen  Zahlungsbefehle, 
für  die  amtlichen  Auszüge  aus  den  Liquidatioiisprotokollen  im  Konkursver- 
fahren und  für  die  Erkenntnisse  der  Schiedsgerichte.  Im  übrigen  findet  in 
Bosnien  and  der  Herz^owina  ebenso  wie  in  Österreich  (B.  vom  4.  1.  Ol, 
JMBl  8.  41)  die  ZwutgSToilstreeknng  nur  statt,  wenn  die  Klage  dem  Gegner 
sn  eigenen  H&nden  nigeeteUt  werden  ist." 

[Nach  Abdmek  der  §§  722,  723,  328  der  denteoben  2P0  heifit  es  in  der 
Verordnung :] 

^Die  kaiserlich  deutsche  Regierung  hat  erklärt,  es  sei  ohne  weiteres  zu 
erwarten,  daß  die  deutschen  Gerichte  die  Gegenseitigkeit  als  verbürgt  ansehen 
und  aadi  ilurerseits  die  entsprechenden  bosnisch-herzegowinischen  Yollstreck- 
nngstitel  fttr  yollstreckbar  erkliren  werden,  wenn  nnd  insolenge  die  Gerichte 
in  Besnien  nnd  iex  Hmegewina  nachstehenden  dentaehen  Vollstreokangs- 
titeln  die  Yollstreckungsklansel  beisetzen,  nnd  zwar: 

1.  Urteilon,  Bescheiden  und  Beschlüssen  der  Zivilgerichte  des  Deutschen 
Reiches,  durch  welche  die  Streitsache  erledigt  wird,  wenn  ein  weiterer  Rechts- 
zag dawider  ausgeschlossen,  oder  doch  ein  die  Exekution  hemmendes  Rechts- 
mlttel  nicht  gewährt  ist; 

2.  BeecUflssen  nnd  Bescheiden  derselben  lÜTilgericlite,  welche  swar  nicht 
die  Streitsache. erledigen,  aber  einen  Anssprnoh  über  den  Kostenersats  ent> 
halten,  wenn  gegen  letzteren  Ausspruch  ein  weiteres  Rechtsmittel  aasge- 
schlossen, udcT  dorh  ein  die  Exekution  hemmendes  Rechtsmittel  nicht  gewährt 
ist  und  lediglich  die  Entscheidung  über  die  Kosten  vollstreckt  werden  soll; 
endlich 

3.  die  nicht  eder  nidit  melDr  anfechtbaren  Urteile  der  Gewerbegeriohte. 
FOr  die  Zwangsr^dlstieekang  im  Deutschen  Beldie  kemmen  sonach, 

insolange  in  Bosnien  nnd  der  Hersegowina  Oewerbegerichte  nicht  bestehen, 
nur  die  im  §  465  Ziff.  1  der  hierländigen  ZPO  angeführten  Exekutionstitel 
einschließlich  der  Entscheidungen  über  die  Kosten  des  Verfahrens  in  Betracht. 

In  diesem  Maße  ist  auch  die  GegenseitiirkL'it  als  verbürgt  anzusehen, 
wenn  es  sich  gemäß  ^  4üö  Abs.  1  der  luerluudigen  ZPO  um  Exekutionen 
auf  Qnmd  von  Akten  und  Urkunden  handelt,  die  im  Dentsehen  Reiche  er^ 
richtet  wnrdoL" 

2)  ^Unter  Bezugnahme  auf  Ziff.  35  der  B.-  vom  9.  und  Ziff.  3  der  B. 
Tom  16.  7. 90  (MABl  1898  8.  342,  1890  S.  385)  werden  die  Poliaeibehörden 
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7.  HB  16. 7.  bt  d.  konsularisehe  BegUnbigung  d.  s.  Gebrauch 
L  Anduide  beetbomten  Urkunden  (148).^) 

8.  MB  25.  5.  bt.  d.  ReohtsbilfeTerkebr  m.  Bosnien  n.  d.  Her- 
segOTin»  (241).>) 


angewiesen,  allen  ihnen  unmittelbar  zugehenden  Ersuchen  euglischer  Behörden 
am  vorläufige  Festnahme  in  England  verfolgter  Verbrecher,  sowie  etwaigen 
AntrSgen  englisdber  BeMfden  aal  Beaddagnahnie  Ton  bridlichen  oder  tele« 
gtapUeohen  MlUeiliingeii  snm  Zwecke  der  Bnnttteluxig  flüchttgei  Yerbrecher 

kflnftigbin  grundsätzlich  nicht  stattzugeben,  da  die  Gegeoadtigkeit  in  dieser 
Hinficht  von  enfrligcher  Seite  nicht  sichergestellt  ist. 

Die  Polizeibebürdcn  haben  sich  auch  ihreraeita  derartiger  Anträge  bei 
den  englischen  Behörden  zu  enthalten." 

^)  .Urkunden,  die  mm  Zwecke  dei  Gebnuidia  im  Aaslande  mit  der 
konsulariachen  BeglanUgnng  Tenehen  werden  sollen,  sind,  sofeni  es  sieh  nicht 
um  die  BeglaiiUgniig  durch  die  feMWÖsisebe  oder  die  kaiserlich  rassische 
Gesandtschaft,  denen  auch  der  Charakter  einer  Konsularbehörde  für  Bayern 
beigelegt  ist,  oder  durch  eine  Konsularbehördr  handelt,  der  von  der  bayerischen 
Re^iernntj;  das  Exequatur  nicht  erteilt  ist,  nicht  iiiuhr  dem  Stiuitsministerium 
der  Justiz  einzureichen.  Den  Beteiligten  ist  unter  Uinweisung  darauf,  daß 
die  Zwisehenbeglaabigung  doreh  die  Stettemtnietwien  der  Jnstis  nnd  des 
k0nigliohen  Haines  nnd  des  Infieren  nicht  mehr  erteilt  wild,  anheimaigeben, 
für  die  konsalarische  Beglaubigung  selbst  zu  sorgm.  Doch  bestdit  kdne 
Erinnerung  dagegen,  daß  die  Notariate  die  Beglaubigung  der  von  ihnen  auf- 
genommenen Urkunden  durch  eine  Konsularbehörde,  mit  der  den  bayerischen 
Justizbehörden  unmittelbar  zu  verkehren  gestattet  ist  (B.  vom  7.  3.  03,  JHBl 
S.  243j,  selbst  herbeiführen. 

Dia  Bestimnning  der  B.  toui  18. 12. 91  (JHBl  S.  840)  bldbt  uteOhrt* 

*)  ,Im  Reehtshilieverkehre  awiichen  den  bayniidien  JostisbehOtden 
nnd  den  Justizbehörden  Bosniens  und  der  Herzegowina  erfolgt  der  Schrift- 
wechsel vom  1.  11.  d.  Js.  an  durch  Vermittelung  der  Landesregierung 
in  Sarajewo.  An  diese  sind  daher  vom  1.  11.  d.  Js.  an  die  für  die 
bosnisch-herzegowinischen  (ierichtc  bostimmton  Ersuchung.s-  und  Antwort- 
schreiben zu  richten  und  unmittelbar  zu  senden.  Eine  Ausnahme  liudet  nur 
bei  eiligen  Brsnchen  in  StrafBadhen  statt;  hier  ist  ein  nnmittelbaiOT  Geschftfts- 
verkehr  mit  den  bosnisch-herzegowinischen  Gerichten  gestattet 

Für  die  Behandlang  der  portopflichtigen  Korrespondenz  mit  den  bosnisch- 
herzegowinischen  Behörden,  insbesondere  mit  der  Landesregierung  in  Sarajewo, 
gelten  die  für  den  Rechtshilfeverkehr  mit  den  Behörden  usterreich-Ungarns 
in  der  B.  vom  28.  11.  87  (JMBl  S.  279)  unter  Zifi.  33  Abs.  7  aufgestellten 
Grundsätze. 

GeblÜuen  nnd  Ansingen  dürfen  bei  der  Znstellnng  odor  Anab&ndigang 
geriehtlidier  Yetf  UgnngNi  und  Urteile  ans  Bosnien  und  der  Henegowina  nicht 
angeeetat  werdoi.* 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat*  o.  öffentl.  Recht.  XV.  29 


Digitized  by  Google 


446  Qesetzgebangsschaa. 

9.  MB  10.  11.  bt.  d.  KoBten  d.  Reclitahilie  unter  d.  Behörden  ver* 
schiedener  Bnndeistaaten  (267). 


^)  .Zufolge  einer  Vereinbarung  der  l^nndesregiernnijen  [gelten  für  alle- 
Angelegenheiten  der  streitigen  und  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  einschließ- 
lich der  Grundbuchsachen  im  Falle  der  Rechtshilfe  unter  den  Behörden  ver- 
schiedener  Bundesstaaten  in  Ansehang  der  Kosten  folgende  Grundsätze: 

1.  Für  die  Erledigung  der  Brandien  um  Bechtahilfe  werden  GebAhtea 
niolit  erhoben. 

2.  Die  baren  Auslagen,  die  durch  eine  Ablieferung  oder  StrafToUstFeckiuig^ 
«itstehen,  werden  der  ersncliteii  Rdiörde  von  der  ersuchenden  erstattet. 

Im  übrigen  werden  die  durch  die  Erledigung  der  Ersuchen  um  Rechts- 
hilfe erwachsenen  Auslagen  nicht  erstattet  Der  Betrag  dieser  Auslagen  wird 
der  ersuchenden  Behörde  mitgetdlt.  Dw  Recht  der  ersnchenden  Behörde,  die 
Andagen  von  der  sahlnngspflichtigeii  Fartei  einsusidiett,  bleibt  miberflhit 

3.  Die  Vorschriften  ttber  das  hei  der  Zuiehnog  von  SachTersMlndigMiy 
die  in  einem  anderen  BundesstMte  wohnen,  einzuhaltende  Verfahren  (B.,  die 
Kosten  dtr  Rechtshilfe  betr.,  vom  21.  7.  (K),  JMBl  S  1067)  sind  künftig  in 
Zivilprozeiisachen  und  in  den  durch  Reichsgesetz  den  Gerichten  übertragenen. 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  auch  dann  anzuwenden,  wena 
die  Einziehung  der  Kosten  Ton  dem  Zahlongspflichtigen  getiebeft  erscheint. 

4.  Soweit  die  T&tigkeit  der  ersoohten  BehSrde  ttber  den  Gegenstand  de» 
bei  der  ersndienden  Behörde  anhängigen  Verfahrens  binausgeht»  bleibt  da» 
Recht  der  ersuchten  BehOrde,  Kosten  Ton  der  laUnngspflichtigen  Fartei  zu 
erheben,  unberührt 

5.  Die  vorstehenden  Grundsätze  gelten  für  die  durch  Rcichsgesetz  den 
Gerichtet  übertrageneu  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  die 
Gtnndbacibsachen  anoh  dann,  wenn  dafür  nach  den  Landesgesetnen  andere  ala 
gerichtliche  Behörden  nständig  and.  Im  ttbiigen  finden  sie  an!  dii^feaigeQ 
Sachen,  für  welche  die  Zostlndigkeit  landesrechtlich  geregelt  ist,  nur  An- 
wendung, wenn  die  Sachen  gemäß  den  Gcsctsen  des  Staates,  Ton  dem  da» 
Brauchen  ausgeht,  vor  die  Gerichte  gehören. 

In  alli  n  l^  allt-u  ist  aber  Voraussetzung  der  Anwendbarkeit  der  vor- 
stehenden Grundsätze,  daß  die  Erledigung  des  Ersuchens  durch  eine  gerichiliche 
Bdittrde  erfolgt. 

6.  Avf  Antrftge  und  ErUSningen,  die  gemifi  $  1:1  des  Gesttses  Aber 

die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zum  Protokoll  eines 
Gerichtsschreibers  in  Angelegenheiten  erfolgen,  für  welche  die  Behörden  eines 
anderen  Bundesstaats  zuständig  sind,  finden  die  Torstehenden  Grondaätse 
cutsprecheude  Anwendung. 

7.  Als  Bundesstaat  im  Sinne  dieser  Grundsätze  gilt  auch  das  Reichs- 
land Basafi^Iiothiingen.  . 

Znr  Ansfflhrang  dieser  Vereinbarong  wird  folgendes  angeordnet: 
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I.  Nach  der  No.  8  der  Grandsätze  yerbleibt  es  l^eztlglicb  der  Kosten 

der  Ablieferungen  und  Strafvoltotieckttng  l>ei  der  Vorschrift  des  Abs.  1  des 
§  165  des  Gerichtsverfassungsgesetzes.  Hierbei  sind  auch  zu  beachten  die 
Anordnungen  in  der  Bekunntinachung,  die  Kosten  der  Rechtshilfe  in  Straf- 
siichen  betr.,  vom  1.  5.  85  \  JMB1  S.  Iü9)  und  in  den  beiden  Bekanntmachungen, 
die  VoUstreckang  von  Gesamtstrafen  bei  Festsetzung  der  Einzelstrafen  von 
Oericbten  Terscbiedenw  Bundesstaaten  betr.,  vom  18.  7. 86  and  vöm  4. 5.  Ol 
(XHBl  S.  169  nnd  379). 

Im  übrigen  findet  eine  Erstattung  der  der  ersuchte  BebSrde  durch  die 
Erleiiiirnng  des  Ersuchens  erwachsenen  Auslagen  i  z.  B.  ZcngensrebUhren,  Schreib- 
gebühren, Porti)  nicht  mehr  statt.  Die  .\uslagen,  die  bei  den  bayerischen 
Behörden  durch  die  Erledigung  der  Ersuchen  nichtbayeriscfaer  Behörden  er- 
wachsen, fallen  demgemift  kttnfüg  dem  bayeriscboi  Staate  zur  Last.  Zur 
Anigleidnuig  erbftit  der  bayerisohe  Staat  die-Anslagen,  die  bei  nichtbayerisohen 
BehSiden  dnrch  die  Brled^^g  der  Ersocibm  bayerisdiflii  Bebttrden  entstehen, 
Ton  der  zahlungspflichtigen  Partei  ersetzt. 

II.  In  dem  Übereinkommen  verzichter  nur  die  Stäaten  auf  den  gogen- 
seiti^'t  ii  Ersatz  der  Auslagen.  Die  Parteien  werden  durch  das  Übereinkommen 
nicht  berührt.  Die  Parteien  haben  daher  die  auf  die  Erledigung  des  Ersuchens 
tun  Becbtsliilfe  erwachsenden  Auslagen  wie  bidier  m  tragen. 

Für  die  Frage,  wddie  Andagen  aof  die  Biledigang  des  Ersnchens  nm 
Rechtshilfe  erwachsen,  bleiben  die  bisherigen  Vorschriften  maßgebend.  Dies 
gilt  insbesondere  für  die  Frage,  inwieweit  für  die  Tätigkeit  der  ersuchenden 
oder  der  ersuchten  Behörde  Porti  und  Telegrammgcbühren  an  die  Post  ge- 
schuldet smd.  Es  bleiben  mithin  die  Übersendung  der  Akten  durch  das 
bayerische  Gericht  an  das  uichtbayerische  Gericht  oder  umgekehrt  und  die 
Rttcksendung  der  Akten  nach  Gewäbning  der  Beditehilfe  portopfliohtig. 

m.  Enneht  eine  niditbayerische  JustiibehSide  ein  bayeriaches  Amts* 
g^iioht  nm  Beebtahilfe,  so  hat  der  baycrischo  Qeiichtasehieiber  die  dem 
bayerischen  Gericht  auf  die  Erledigung  des  Ersuchens  erwachsenden  Auslagen 
(Schreihgebiihren,  Porti.  Telegrammgcbühren.  Zeugen-  und  «Sachverständigen- 
gebiiluen  usw.i  wie  bisher  in  das  Auslagenregister  (s.  Vollzugsvorschriften 
zum  Gerichtskosten-  und  Gebührengesetze  vom  25.  12.  99  §  Sd,  JMBl  1900 
8.  343,  FMBl  1899  8. 800)  einnntragen;  in  der  Spalte  3  des  Anslagenregisters 
moß  das  Aktenzeichen  yermerkt  werden,  anter  dem  die  Sache  im  Beebts- 
hilfer^ister  angegeben  ist  (s.  Ziff.  I  7  Abf.  1  der  dem  Kechtshilferegister 
vorgedruckten  VorschriftenV  Die  Übertragung  aus  dem  Aoslagenr^gister  in 
das  Gebührenregist+T  unterbleibt. 

Bei  der  Rücksendung  der  Akten  hat  das  bayerische  Gericht  der  er- 
suchenden Justizbehörde  den  Betrag  der  erwachsenen  Auslagen  mitzuteilen. 
Die  Hitteilung  Imnicht  nicht  die  Aualagen  elnzdn  aufnuftblen,  maß  jedoch 
Ur  Jede  AnslagMigattang  den  Gesamtbetrag  angeben.  Der  mifgeteOte  Qe- 
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1.  MB  1.  1. 1)t  d.  Vollstreckaiig  devtscher  Urteile  i.  Oster- 
reich  (JMBl  IdOö  S.3).i) 


samtbetrag  muß  in  der  Spalte  14  („Bemerkajagen  ")  des  Rechtshilferegisters 
angegeben  werden. 

Belege  fflr  die  Auslagen,  wie  Poetadidiie,  Qnittangeii  über  benUte 
ZeageDgeblllir^  bldben  bei  dem  bftyerisdien  Oeriobte  sorllek  und  siiid,  lewtit 
lie  nidlt  mit  dem  Auslagenregister  an  das  Rentamt  abzugeben  sind,  wie 
sonstige  zurückbleibende  Sdiriftstücke  zu  Ix  hundein  (s.  Ziff.  I  7  Abs  2  der 
dem  Rechtshilferegister  vorijcd ruckten  Vorschriften),  d.  h.  mit  den  sonstigen 
etwa  zurückbleibenden  Schriftstücken  in  .Sammelakten  aufzubewahren. 

Bei  der  Abrechnung  des  Gerichtsschreibers  mit  dem  Rentamte  wegen 
des  Anslageniegiste»  ist  die  auf  der  Bflckseite  des  Begisteis  TOtgedmokte 
Bestätigong  {9.  den  letsten  Absati  des  Vordmcks,  JHBI  1900  8.  412)  dshin 
zu  ergänzen,  dafi  „die  unter  No.  .  . .  aufgeführten  Auslagen  in  nichtbayerischeii 
Rechtsbilfesachen  erwachsen  sind  and  deshalb  nicht  übertragen  oder  Tor- 
gemerkt"  wurden. 

IV.  Ersucht  ein  bayerisches  Gericht  ein  nichtbayerisches  Amtsgericht 
um  Bechtehilfe,  so  wird  das  nichtbayerische  Gericht  bei  der  Bttcksoidung 
der  Akten  die  auf  die  Briedignng  des  Ersadiens  arwaehsenen  Auslagen  dem 
bayerischai  0«nchte  mitteilen.  Die  Hitteilaog  ist  m  den  Akten  n  nehmen. 

Die  mitgeteilten  Auslagen  sind  sofort  in  dem  Kostenverzeichnisse  Tonnmerkra 
und,  sofern  die  Auslagen  fällig  sind,  in  das  Gebührenregister  einzutragen. 
Sie  werden  von  der  zahlungspflichtigen  Partei  in  gleicher  Weise  eingezogen, 
wie  wenn  sie  bei  dem  bayerischen  Gericht  erwachsen  wären. 

y.  Die  Grundsätze  finden,  wie  sich  ans  TXo.  5  ergibt,  auf  die  Ton 
bayerischen  Notaren  an^^ehoidMi  Ersnohen  nm  Rechtshilfe  (i.  B.  in  Aus- 
einandersetzungssachen) Anwendung. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Abs.  2  der  No.  5  haben  die  bayerischen  Gerichte 
und  Notare  ihre  Ersuchen  um  Rechtshilfe  stets  an  das  Amtsgericht  zu  richten 
(1^  V,)i  Abs.  4  des  Gesetzes  Uber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit). 

Die  Torschriften  der  Ziff.  IV  finden  ent^ieohende  Anwendung,  wenn 
ein  bayerischer  Notar  an  eine  nielitbi^erische  JvstisbdiSrde  ein  Brsochen  mn 

Rechtshilfe  richtete.  Die  mitgeteilten  Auslagen  sind  in  das  Gebührenregister 

des  Notariats  (JMBl  1900  S.  393)  in  der  Spalte  27  unter  kurzer  Bezeichnung 
als  Rechtshilfekosten  ein/iistellen  und  wie  Staatsgebühren  von  der  Partei 
einzuziehen  oder  dem  Reutamte  zur  zwangsweisen  Beitreibung  zu  überweisen. 

VI.  Die  Grundsätze  ünden  auf  die  im  Zeitpunkte  der  Veröffentlichung 
dieser  Bekanntmadiung  noch  nicht  erledigten  Ersuchen  um  BechAshilfe  An* 
Wendung;  für  die  erledigten  gelten  sie.  nicht' 

1)  ,Zur  Ergänzung  der  durch  die  B.  vom  10.  4.  00  (JMBl  S.  795)  zur 
Kenntnis  der  Josttabebürden  gebrachten  V.  vom  21. 12.  99  liat  der  öster^ 
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2.  MB  1.  1.  bt.  d.  Verkehr  d.  Justizbehörden  m.  d.  i.  Bayern  za- 
gslassenen  fremden  KonsularbehSrden  (6).^) 

3.  HB10.1.tvt.d.YoU8treckbftrkeit  schweiserlacher  Urteile 
i.  Inlaade  (6).^ 


leiehiBcbe  Jnstizminister  die  im  Abdnicke  folgende'^)  Y.  vom  19. 10.04  ^ 
lassen,  die  im  69.  Stücke  dea  österreichiBchen  &0B1  vom  25. 10. 04  unter 

No.  123  verkündet  ht.^ 

„Zu  den  ficiiulen  Konsularbehörden,  mit  denen  nnmittelbar  zu  ver- 
kehren den  bayerischen  Jnsti/Auhörden  gestattet  ist  (B.  vom  7.  3.  Ü3,  JMBI 
No.  243),  gehört  jetzt  aut  h  ilat,  Kaiserlich  Türkische  Konsulat  in  Nürnberg. 

Das  K.  Griechische  Konsulat  in  Würzburg  ist  aufgehoben. 

Die  Pbls  und  ITnterfrankra  trnd  Aschaffmburg  gehören  jetzt  zum  Amts- 
bezirke des  K.  GhriediUuhen  KooBalats  in  Nttmberg.* 

*)  „Dem  ReichijQStisamte  (Berlin  W.  9,  Yofletrasae  4)  sind  kfinftig  alle 
rechtskräftig«!  Entsdieidnngm  der  Gerichte  mitcnteilen,  welche  die  Yollstreek- 
barkeit  schwdzerischer  Urteile  im  Inlande  berühren. 

Auf  die  Mitteilungen  finden  die  Vorschriften  in  No.  IV.  Abs.  1  Satz  2, 
Ho.  V,  VI  der  B.  vom  10.  6.  03  (JMBI  S.  311)  entsprechende  Anwendung. 

Das  Reichsjustizamt  ist  bereit,  auf  Anfragen  Auskunft  über  den  Inhalt 
der  bei  ihm  ircHainmelten  Entscheidungen  zu  erteilen.  Die  Ju.stizbehörden 
haben  die  Auskunft  durch  Vermittlung  des  ätaatsministeriums  der  Justiz 
zu.  erbitten. 

Die  Jastisbehörden  werden  übrigens  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß 
nach  einon  Urteile  des  sebweixeriachen  Bundesstaates  vom  9.2.99  (abge- 
druckt in  der  amtUehen  Sammlung  der  Bntscheidiingen  des  Bonde^reridits, 

B.  25  Teil  I  S.  93;  auszugsweise  mitgeteilt  in  Zt«ch.  X  168,  XI  137)  der 
Art.  59  AbH.  1  der  Rundesverfas8iin|^  die  Vollstreckbarkeit  ansliindischer  Urteile 
in  den  schweizerischen  Kantonen  erheblich  beschränkt.  Das  Bundesgericht 
geht  davon  aus,  daß  die  bezeichnete  Vorschrift,  nach  welcher  „der  aufrecht- 
stdMiide  Schuldnw,  sofern  er  in  dw  Sehweis  «fami  festen  Wohnsits  hat,  fttr 
pezsQnliche  Anqnadien  yor-  dem  Richter  seines  Wohnorts  gesncfat  werden 
mnfi",  auch  den  in  der  Schweiz  wohnenden  Ausländem  sogate  kommt  und 
die  Ausschließlichkeit  des  Gerichtsstandes  des  Wohnsitzes  nicht  nur  im  Ver- 
hältnisse der  Kantone  zueinander,  sondern  auch  der  ausländischen  Gerichts- 
barkeit gej^ehüber  feststellt.  Hu  rnach  würde  ein  L'rtcil,  das  liegen  einen  in 
der  Schweiz  wohnenden  Schuhlner  von  einem  deutschen  Gericht  im  Gerichts- 
stände des  Yermögens  (ZPO  §  23)  erlassen  ist^  in  dar  Schweis  nicht  Tollstredct 
weiden  dürfen.* 


*)  S.  unten:  Österreich  No.  12. 
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4.  MB  11. 1.  hL  d.  KostQii  d.  Beebtshitfe  unter  d.'  Behörden  yer- 
scliiedener  BandeBStaaten  (8).^) 


^)  „Die  von  den  Bundesrefrierungen  vereinbarten  Grundsätze  über  die 
Kosten  der  Rechtshilfe  unter  den  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten,  die 
durcli  die  B  vom  10.  11.04  JMBl  8.  267)  zur  Kenntnis  der  Justizbehörden 
gebracht  wurden,  sind  nicht  in  allen  Bundesstaaten  zu  gleicher  Zeit  verüSent- 
licht  worden.  Daraus  haben  sich  Schwierigkeiten  ergeben,  die  ta  notwendig 
madien,  doi  Z^tpunkt,  von  äm,  an  die  Omndsfttse  anzuwenden  «ittd,  fOr 
aUe  Bundesstaaten  einheitlich  zu  bestimmen.  Dm  Vorschlage  des  Reichs- 
justizanits  entsprechend  wird  deshalb  im  Einverständnisse  mit  dem  Staats- 
ministerium der  P^inanzen  der  15.  H.  (>4  als  der  Zeitpunkt  bestimmt,  von  dem 
an  nach  den  vereinbarten  Grundsätzen  zu  verfahren  ist. 

Die  in  der  2io.  VI  der  B.  vom  10.  11.  04  enthaltene  Übergangsvorschrift 
hat  daher  nur  dm  Sinn,  daß  die  Gmnds&tse  auf  alle  Ersuchen  um  Rechts* 
hilfo  Anwendung  flnd«i,  die  am  15. 9. 04  nicht  schon  erledigt  waren.  Als 
an  diesem  Tage  schon  erledigt  gewesen  ist  das  Ersuchen  anzusehen,  wenn 
die  sämtlichen  Amtshandlungen,  um  die  ersucht  worden  ist,  damals  schon 
vorgenommen  waren,  mag  auch  die  Zurücksendnug  der  Akten  erst  später 
erfolgt  sein. 

Zur  Herbeiführung  eines  gleichmäüigeu  Vollzugs  wird  im  Einverständ- 
nisse mit  dem  Staatsministerium  der  Finansen  folgendes  yorgeschrieben: 

I.  Lifolge  der  Zurttckrerlegung  des  Zeitpunktes,  von  dem  an  nach  den 

vereinbarten  Grundsfttsen  2U  rerfahren  ist,  hat  in  den  Fällen,  in  denen  eine 
Behörde  eines  anderen  Bundesstaates  ein  bayerisches  Gericht  urn  Rechtshilfe 
ersucht  hat  und  das  Ersuchen  am  1.").  i).  04  nicht  schon  erledigt  war,  die 
bayerische  Staatskasse,  wenn  ihr  die  durch  die  Erledigung  eines  solchen  Ersuchens 
erwachsenen  Auslagen  erstattet  worden  sind,  den  gezahlten  Betrag  dem 
Staate  surackzu»statten,  dem  die  ersudiende  BdiOrde  angdbOrt;  sind  die 
Auslagen  noch  nicht  erstattet,  so  darf  die  Erstattung  nicht  mehr  verlangt 
werden. 

Die  ZurUckerstattung  durch  die  bayrischen  Behörden  hat  nicht  von 
Amts  wegen,  sondern  erst  dann  zu  geschehen  wenn  der  andere  Bundesstaat 
den  Anspruch  darauf  geltend  macht.  Wird  der  Anspruch  bei  dem  ersuchten 
bayerischen  Gerichte  geltend  gemacht,  so  hat  dieses  auf  Qrund  des  fiec^lts« 
hüferegisters  festaustellen,  ob  das  Ersuchen  am  15.  9. 04  schon  erledigt  war. 
Ist  es  erst  nach  dem  14. 9. 04  erledigt  worden,  so  ist  das  Sdiriftstttck,  in 
dem  die  Zuriickerstattung  beansprucht  wird,  mit  onem  die  bezeichnete  Fest- 
stellung enthaltenden  Vermerke  zu  versdien  und  an  das  Eentamt  abzugeben. 
Diesem  liegt  die  Zuriickerstattung  ob. 

II.  In  den  Fällen,  in  denen  ein  bayerisclies  Gericht  ein  Gericht  eines 
anderen  Bundesstaates  nm  Rechtshilfe  ersucht  hat,  ist  die  bayerlsdie  Staats- 
kasse, wenn  das  Ersuchm  am  15. 9.  04  nicht  schon  erledigt  war,  berechtigt, 
die  BetrSge  surackznfordem,  welche  die  bayerische  Behörde  fttr  die  Erledigung 
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des  Ersuchens  an  die  nichtbayerische  Behörde  gezahlt  hat.  Es  macht  dabei, 
wie  sich  aus  No.  II  Abs.  1  der  B.  vom  10.  11.  04  ergibt,  keinen  Unterschied, 
ob  die  Boträge  aus  der  Stiiatskasse  oder  aus  den  von  den  Parteion  geleisteten 
Vorschüssen  gezahlt  wurden  sind :  auch  in  dem  letzteren  Falle  ist  die 
bayerische  Staatskasse  berechtigt,  die  Zurückzahlung  zu  verlangen. 

Die  Ermittelung  der  FKUe,  in  denen  hiernach  die  bayerische  Staat»- 
kMse  wm  Znrttekfordemng  bereditigt  iat,  und  die  Zarftokfofdening  liegen 
den  Gerichten  ob.  Die  Ermittelung  und  die  ZnrQckfoidenmg  sind  tunliclkst 
bald  vorzniiehinen. 

Die  Urundlage  für  die  Ermittelung  bilden  die  Auslagenrcgi.ster.  die 
Vorschußregister  und  die  Straf  kosten  belege  für  die  Monate  September, 
Oktober  und  November  1904.  Die  Register  und  Belege  haben  sich  die 
Gerichte  ron  den  Rent&mtem  mzllekgeben  zu  lassen;  soweit  es  erforderlich 
ist,  haben  de  «adi  die  Gebtthien-  und  EinnigBiegieter  fttr  die  beseiohneten 
Monate  bei  den  Finanzbehörden  zu  erholen. 

Die  auf  Grnnd  der  Auslagenregister,  der  Vurschaßri'frister  nmi  der 
Strafko.st€nbelege  ermittelten  Fälle,  in  denen  die  Staatskasse  zur  Zurück- 
lorderung  berechtigt  ist,  sind  in  einer  Tabelle  zusammenzustellen.  Diese 
miiB  Spalten  fttr  folgende  Eintragungen  haben: 

1.  Laufende  Nommer; 

2.  Behörde,  die  die  Znrflcksahlnng  zn  leisten  hat; 

3.  Rechtssache,  in  der  die  ZarflelfgaWBng  yerlangt  wivd;  Akteueichen; 

4.  Zurückzu fordernder  Betrag: 

a)  Gebühren  von  Zeugen, 

b)  Gebühren  von  Sachverständigen, 
e)  sonstige  Auslagen, 

d)  Gesamtbetrag; 

5.  Stelle,  an  der  der  znrflckinfordande  Betrag  in  Ausgabe  gestellt  ist 

a)  im  Auslagenregister, 

b)  im  Vorschußregister, 

ci  im  rentamtlichen  Verzeichnisse  der  sonstigen  Kosten  in 
Strafsachen; 

6.  Tag  des  Ersnchens  um  Zurttcfcsahlnng; 

7.  Teg  des  Eingangs  der  Zorttoksahlimg; 

8.  Zorftel^ezdilter  Betrag; 

9.  Bemerkungen. 

Die  Zurüfkforderung  hat  zu  geschehen,  sobald  festgestellt  ist,  daß  die 
bayerische  Staatskasse  zur  ZuriUkforderung  berechtigt  ist.  Schriftstücke, 
die  aus  Anlaß  der  Zurückfordcrung  eingehen,  sind  mit  der  I^ummer  zu  ver- 
sdien,  unter  der  die  Sache,  anf  die  ddi  belieben,  in  die  Tabelle  eingetragen 
ist,  nnd  als  Beilagen  der  Tabelle  anfzabewahren. 

Ist  in  allen  in  die  Tabelle  eingetragenen  Fällen  die  ZurQckforderang 
geschehen  nnd  die  Zurflckzahlnng  erfolgt,  so  ist  die  Tabelle  nebst  den  Bei- 
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5.  IIB  11. 2.1»t  d.  Beglaubigung  d.  s.  Gehnuch  i.  Rnßlaiid 

stfnunten  ürknndoi  (37). 

6.  MB  6.  4.  bt.  d.  Verfahren  d.  Justizbehörden  b.  Erwirkung  t.  An»' 

Ii  e f  e ru n  <^ en  ans  Großbritannien  ete.  (649). 2) 


lagen  und  den  eingegangenen  Geldern  an  das  Kentamt  abzuliefern,  mit  dem 
der  Qexiehtndifeiber  wegen  der  Gerkdünkotten  ttwedmet;  die  rem.  Bcntamt 
erholten  Register  und  Straf  kostenbelege  sind  zurttckzogeben,  sobald  sie  dem 
Oericht  entbehrlich  sind.  Sind  bis  zum  1.  6.  05  noch  nicht  alle  Fälle  erledigt, 

80  ist  wegen  der  bis  dahin  eingegangenen  Gelder  abzurechnen. 

III.  Die  den  Gerichten  in  No.  I  zugewiesene  Tätigkeit  liegt  dem  Eechte- 

hilferichter  ob. 

Die  in  No.  II  bezeichneten  Geschäfte  hat  der  üerichtsschreiber  zu  be- 
sorgen, dem  das  Eostenwesen  zugeteilt  ist;  sind  hierfflr  mehrere  Cterichta- 
Schreiber  bestimmt,  so  hat  jeder  für  die  ihm  mgeteUten  QeschUfftezweige  die 
bezeichneten  Geschäfte  wahrzunehmen. 

IV.  An  den  Einträgen  in  den  Gebühren-,  Einzugs-,  Auslagen-  und 
Vorschußregistem  darf  eine  Änderung  nicht  vorgenommen  werden. 

V.  Diese  Vorschriften  finden  auf  die  Notarf.  nowoit  sie  um  Rechtshilfe 
ersucht  haben  oder  um  Rechtshilfe  ersucht  wurden  sind,  entsprechende 
Anwendung.* 

1)  ^Foi  die  Beglaahignng  ißt  som  Oebranoh  in  Bnfilaad  hestlmmt4m 

Urkunden  ist  außer  der  festen  Gebühr  von  6,50  Mk.  (B.  vom  14.  2.  94,  JMBl 
S.  ö4)  bei  Schuld.scheinen  und  Wechseln  eine  Gebühr  von  einem  Fünftel,  bei 
anderen  Urkunden  von  einem  Zehntel  vom  Hundert  der  Gegenstandssumme 
zu  entrichten.  Ausgenommen  sind  die  Buchauszüge ;  bei  diesen  wird  nur  die 
Gehtthr  von  6,öO  Mk.  erhoben." 

S)  .Die  Beitimmnngen  unter  Ziff.  35  der  im  JlIBl  Ton  1890  8.  210S. 
TerOffoitüehten  Übersioht  wnxdm  einer  nochmaligMi  PrOfang  nntenograL 
Diese  hat  zu  einer  wesentlichen  Ändemng  der  Bestimmungen  geffllirt.  Ab 
ihre  stt  lle  hat  dt  mn ach  die  folgende  Fassong  sn  treten,  die  der  gegenwlrtigen 
Eechtslage  entspricht: 

1.  Maßgebend  ist  der  Vertrag  zwischen  dem  Reiche  und  dem  Vereinigten 
Königreiche  vom  14.  5.  72  (BGBl  S.  229  ff.). 

2.  Nach  Art  I  findet  die  Aosliefernng  ans  dem  Vereinigteii  KOnigteidie 
nnr  statt  wegen  strafbarer  Handlungen,  die  anf  dentaehon  Gebiete  begangen  sind. 
Darunter  fallen  auch  solche  Handlungen,  die  vom  Gebiete  des  VereinigteB 
Königreichs  aus  in  Deutsrhlaiid  begangen  sind.  So  ist  die  Ansliofcrnng  z  B. 
bewilligt  worden  wegen  Erlangung  von  Geld  oder  anderen  Sachen  durch  falsche 
Vorspiegelungen  (Art.  II  Abs.  1  No.  6)  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  fie- 
tmgshandlungen  von  dem  Gebiete  des  Vereinigten  Königreichs  ans  naeh 
Deutschland  gerichtet  waren. 

3.  Zu  Art.  II  Ahe.  1  ITo.  4  his  8,  No.  14,  16:  Bei  allen  Strafuten, 
durch  welche  das  VennSgen  ander»  geschftdigt  wird,  ist  in  beachten,  daft 
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die  engWwhe  Rechtopredhnng  geneigt  ist,  dae  Hftndlimg  nicht  als  atnfnchtUoh 
▼erlolglMur  amutdiai,  wenn  der  Geichädigte  rieh  auf  Yeritandlongen  eingeluBea 
hat,  die  seinm  Verziclit  anl  Verfolgmig  des  Tätexs  gegen  Abtragung  oder 

Sicherstellnng  seiner  Fordemng  zum  Gegenstände  hatten;  es  ist  daher,  wenn 
sich  solches  ans  den  Zeogenanssagen  ergibt,  die  Ablehnung  des  Antrages  za 
gewärtigen. 

4.  Zn  Art  n  Ahs.  1  No.  6  lat  in  Texgleichen,  mm  Torher  an  Art.  I 
bemnlct  iat  Ala  faladie  Vorapi^^nngen  weiden  nach  engliachem  Beehte 
nvr  Yotapiegelnngai  faladier  Tatsadien  Machtet,  wihrend  a.  B.  eine  lediglidi 
dnieh  Versprechungen  bewirkte  Erregung  falscher  Erwartungen  nicht  genügt. 

6.  Zu  Art.  IT  Abs.  1  No.  7  ist  zn  beachten,  daU  jetzt  die  Strafvorschrift«n 
der  Konkursordnung  -  in  der  Fassung  der  bekannt  niachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  20.  ö.  98  (RUBI  iS.  612  fi.)  —  §§  239  ff.  maßgebend,  von  den 
dort  vorgesehenen  Handhingen  aber  die  nnterlaaaene  oder  mangelhafte  Flllining 
der  Haadelabflcfaer  (§  289  No.  8,  4,  §  840  No.  3)  vnd  die  in  §  840  No.  1,  4 
aufgeführten  Handlungen  sowie  der  Tatbestand  des  §  244  nach  dem  englischen 
Konkursrecht  überhaupt  nicht  strafbar  sind,  auch  nach  englischem  Rechte  die 
bloße  Zahlungseinstellung  für  den  Tatbestand  des  Bankrotts  nicht  genügt, 
vielmehr  stets  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  erforderlich  ist.  Im 
übrigen  erfordert  das  englische  Recht  bei  Verheimlichung  oder  Beiseiteschafiung 
von  Vmflgenntflek«!  (§  839  No.  1),  daß  dieee  einen  Wert  toii  mindeetena 
sehn  Pfand  Sterling  (800  Mk.)  haben,  außer  hd  der  Yetachweigung  oder 
Znrflekhaltnng  von  Vermögensstücken  dem  Ronkursverwalter  gegenüber  — 
wobei  es  auf  den  Wert  niclit  ankommt  — ,  sowie  ferner,  daß  die  in  §  239 
No.  1.  2  vor^'esehenen  Handlungen  und  die  Verheimlichuiip.  Vernichtung  oder 
Veränderung  von  Handelsbüchern  (§  289  No.  4  und  §  24U  No.  3),  soweit  nicht 
diese  Handlungen  dem  Konkarsverwalter  gegenüber  und  somit  erst  nach  Er- 
öSnong  des  Konkursverfahrens  begangen  werden,  nach  dem  Antrag  auf 
deaaen  JEIrOffnang  oder  in  den  tetiten  vier  Monaten  vor  dem  ErdShangaantrage 
vorgenommen  worden  sind.  Die  in  §  240  No.  2  vorgesehene  yerschleaderang 
von  Waren  oder  Wertpapieren  ist  nach  englischem  Rechte  nur  strafbar,  wenn 
der  Schuldner  ein  Handelsgewerbe  betreibt  und  während  der  letzten  vier 
Monate  vor  dem  Erüßnuugsautrag  oder  dem  Eröffnungsbeschluß  anders  als 
im  regeJmftßigra  Betriebe  aeinea  Gewerbes  Waren  oder  Wertpapiere,  die  er 
anf  Kredit  entnommen  and  nidit  beiahlt  haty  verpfibidet  oder  sonst  darflber 
verfflgt.  Der  Tatbeatand  dea  §  241  ist  nach  engliachm  Rechte  nur  atrslbar, 
insoweit  die  Handlung  sich  zugleich  als  Beiseiteschaffung  von  Vermögensstücken 
im  Werte  von  mindestens  zehn  Pfund  Sterling  2(K)Mk.l  darst^dlt  und  nach 
oder  in  den  letzten  vier  Monaten  vor  dem  EriiHiiuiiL'siLntrage  begangen  worden 
ist.  Wegen  der  in  §  242  erwähnten  Handlungen  kann  eine  Auslieferung  nur 
bean^moht  werden,  wenn  aie  eine  T^lnahme  an  Mner  Handtang  des  Gemein- 
flcholdners,  wegen  derm  die  Aaaliderang  atattsafinden  hätte,  «ithalten. 
Soweit  ea  nach  vorstehendem  anf  den  Zeitponkt  ankommt,  an  dem  der  An^ 
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trag  auf  Bföfliiaiig  des  Eonkimyerfahraiis  geBtellt  worden  ist,  ist  dieser 

Zeitpunkt  ersichtlich  zu  machen  und  gleich  den  übrigen  wesentUdhen  Tair 
bestandsiiierkmalen  durcli  die  Beweisaufnahme  festzustellen.  Ist  eine  Eröffnung 
de»  Konlcursverfahrens  nicht  eriolgt,  so  hat  der  Antra|p  anf  Aoslieferong  keine 
Aassicht  auf  Erfolg. 

6.  Za  Art.  II  Abs.  1  No.  10.  Eine  nach  §  2'iö  des  Strafgesetzbuchs 
strafbare  Bntfabnug  ist  nach  engUsohem  Bechte  als  AbOucHm  nnr  strafbar, 
wenn  die  entf fihrte  Person  dne  nnverebeliclite  FrauMiqierson  nnter  16  Jahren 
ist,  und  die  nach  §  236  strafbare  Entführung  nur,  wenn  sie  durch  Ghewalt 
begangen  ist.  oder  wenn  sie  oliiio  (rpwalt,  aber  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
erfolgt  ist  und  die  Entführte  Vermögen  besitzt  oder  eine  Erbschaft  zu  erwarten 
hat.  Der  Tatbestand  des  §  237  ist  nach  englischem  Rechte  nur  strafbar, 
wwn  wao  Frauensperson  unter  18  Jahren  entführt  wird,  um  zur  Unzucht 
gebracht  zu  werden,  oder  wenn  eine  minderjährige  Franeusperson  «otffilurt 
wird,  die  TeimOgen  beutst  oder  dne  Erbschaft  za  erwarten  hat,  nnd  die 
Entffihmng  in  arglistiger  Weise  (fraudulently)  erfolgt.  Jahr  nnd  Tag  der 
Geburt  oder  wenigstens  das  Alter  der  Entführten  und  die  sonst  nach  vor- 
stehendem erforderten  Merkmale  des  Tatbestandes  sind  [^leirli  den  übrigen 
wesentlichen  Tatsachen  anzugeben  und  durch  die  Beweisaufnahme  festzustellen. 
Die  Bflekfährung  eines  entftthrtai  minderjährigen  M&dchens  ist  nur  durch 
ziTÜpfOMBsaalisclie  Sduitte  des  Vaters  odor  Vormnndes  (Antrag  anf  SrIaB 
eines  Befehls  zur  Yorftthrnng  vor  Gericht,  eines  sogenannten  Writ  of  Habeas 
Corpus)  herbeisnfttliren.  Die  Entführte  pflegt  dem  Vater  oder  Vormunde, 
der  am  besten  sofort  per-^finlirb  vor  dem  englischen  Gericht  erscheint,  über- 
geben zu  werden,  wenn  sie  nach  gerichtlichem  Ermessen  noch  nicht  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Lage  erforderliche  Einsicht  besitzt,  was  bei  Mädchen  bis  zu 
16  Jahren  regelmäßig  angenommra  wird. 

Zu  Art.  n  Abs.  S.  Naeh  dem  englisohen  AnsUeferangsieebte  wird  nicht 
nnr,  wer  zu  einer  strafbaren  Handlung  anstiftet  oder  mife  leistet,  sondorn 
auch,  wer  nach  Begehung  der  strafbaren  Handlung  Beistand  leistet  (accessory 
ufter  tlie  f<ict),  als  Teilnehmer  ebenso  wie  der  Täter  ausgeliefert.  Hiernach 
kann  auch  wegen  Beg ü  n  s  t  i  t:: u  ii  u  und  Hehlerei  mit  Be/ii  lunii:  auf  l  inf 
der  im  Vertrage  vorgesehenen  Handlungen  eine  Auslieferung  aus  England 
naehgesncht  werden.  Zn  bemerken  ist,  da6  die  Teilnahme  dar  Ehefran  an 
strafbaren  Handlnngen  ihres  Bhemaans  nach  englischem  Rechte  nnr  dann 
strafbu*  ist,  wenn  nachgewiesen  wird,  daB  sie  die  Handlnngm  nnabhSngig 
nnd  unbeeinflußt  von  ihrem  Ehemanne  vorgenommen  hat. 

8.  Zu  Art.  V.  Verjährung  der  .Strafverfolgung  oder  StrafroUstrecknng 
tritt  im  Vereinigten  Königreich  im  ally;emeinen  nicht  ein. 

9.  Zu  Art.  Vil.  Da  die  ausgelieferte  Person  wegen  anderer  vor  der 
Ansliefernng  TwUbter  strafbarer  Handlnngen  oder  auf  Grand  andwer  Tat- 
sache als  derjenigen,  wegen  d«ren  die  AnsUefemng  erfolgt  ist,  nicht  Twfolgt 
werden  darf,  sich  anch  eine  Erklftmng  der  Großbritannischen  Begierang,  daß 
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iie  m  soldier  Verfolgimg  flne  Zustimraimf  erteile,  nach  der  AasUefemi^ 

regelmäßig  nicht  herbeiführen  läßt,  so  ist  es  zweckmäßig,  daß  alles,  was 
gegen  den  Yerfulgten  vorgebracht  werden  soll,  vor  Ausftthmng  der  Anelieferting 

hei  der  Groübritannisclien  Regierung  anhängig  gemacht  wird. 

10.  Nach  Ausführung  der  Auslieferung  ist  eine  Verfolgung  wegen 
anderer  vor  der  Auslieferung  verübter  stratbarer  Uandlungcn  oder  auf  Grund 
anderer  Tatsachen  als  derjenigen,  wegen  deren  die  Ausliefemng  erfolgt  ist, 
war  xnUUMdg: 

a)  wenn  der  Beschuldigte  nadi  dem  Yerdnlgten  Königreiche  zurack» 
geführt  und  seine  Auslieferung  von  neuem  bewilligt  wird,  oder 

b)  wenn  er  Gelegenheit  gehabt  hat,  nach  dem  Vereinigten  Königreiche 
zurückzukehren,  lud  er  somit  nicht  mehr  als  Ausgelieferter  zu 
erachten  ist. 

Za  a.  Wird  die  ZnrückfttliruDg  für  angesagt  enbcktet,  so  muß 
der  Ausgelieferte  knrs  vor  Ablauf  der  Stnbeit  nach  d«n  Y«rdnigten  KSnig« 
reiche  zurückgeschafft  werden.   Die  Terfolgende  BehOrde  hat  dementsprechend 

unter  Beifügung  der  mit  dem  neuen  Ausliefeningsantrage  vorzulegenden 
Schriftstücke  sobald  wie  möglich,  mindestens  aber  einen  Monat  vor  Ablauf 
der  Strafzeit,  zu  berichten. 

Zu  b.  Daii  ein  Ausgelieferter  Gelegenheit  zur  Rückkehr  nach  demVer- 
einigten  KOnigrelehe  gehabt  bat,  ist  naeh  dnem  mit  der  Gioßbritannischen 
Regierung  ernelten  BinTeratKndnis  aaninebmen,  wenn  er  das  Gebiet  des 
Deutschen  Reichs  nicht  hinnen  einem  Monate  nach  Beendigung  der  sich  an 
die  Auslieferung  anschließenden  Untersuchung  oder,  im  Fallf  tlcr  ^Vrurtei1ung. 
nach  Entlassung  aus  der  Straf haft  verlassen  hat,  obwohl  er  vor  seiner  Ent- 
lassung darauf  hingewiesen  worden  ist,  welche  Folgen  sein  Verbleiben  im 
Iniande  für  ihn  haben  würde.  Dem  Ausgelieferten  ist  deshalb  vorkommendMi- 
falls  vor  seiner  Enfiassnng  ra  Protokoll  za  eiOlfncn,  daß  er  wegen  der  anderen 
Tcnr  seiner  AnsUeferang  begangmen  strafbaren  Handinngen  gleichfaUs  nir 
Yerantwortong  gezogen  werden  würde,  wenn  er  nach  Beendigung  der  sich  an 
die  Auslieferung  anschlipfkniien  l'ntersuchung  oder,  im  Falle  der  Verurteilung, 
nach  Entlassung  aus  di  i  Strafhuft  sich  einen  Monat  lang  auf  freiem  Fuße 
l>efunden  hat  und  danach  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  betroffen  werden 
sollte,  od«r  wenn  er  auch  vorher  nach  Verlassen  Deatsohlands  dahin  nirttck- 
gekdut  ist 

11.  In  Ansehung  der  Urkunden,  die  nach  Art.  YIII  bis  XI 
mit  dem  Antrag  auf  Auslieferung  Toriulegen    sind,  ist 

folgendes  zu  beachten : 

12.  Falls  es  sich  um  die  Auslieferung  einer  bereits  verurteilten 
Person  handelt,  muß  die  beizubringende  Ausfertigung  oder  beglaubigte 
Abschrift  des  Urteüs  (2Sff.  12)  den  zu  Grunde  liegenden  Sachrerhalt  klar 
erkennen  lassen.  Soweit  dies  nicht  der  Fall  iat^  mnB  eine  kune  Darstellmig 
des  Sachrerhalts  beigefügt  werden;  wegen  der  sehwnrgeriehtlichen  Urteile 
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yergleiohe  «nfieidem  die  allgemeine  Yerfflguiig  Tom  da  9. 06  —  JMBl  8. 246  — . 
Im  übrigen  miifi  unter  der  Ausfertigung  oder  der  l>eglanbigten  Abschrift  des 
Urteils  bescheinigt  werden,  daß  die  Hauptverhandlnng  in  Anwesenheit  des 
Angeklagten  stattgefunden  hat  und  daß  das  Urteil  rechtskräftig  geworden  ist 

13.  Hat  die  Hauptverliandlung  in  AbwcHt  riht  it  des  Angeklagten  statt- 
gefunden oder  ist  das  Urteil  noch  nicht  rechtskraftig  geworden,  so  ist  zu 
verfahren,  wie  wenn  ea  sieb  nm  die  Anslieferung  einer  noch  in  üntecsnchung 
Mangoten  Femn  handelt. 

14.  Handelt  es  debnm  die  Aaelieferung  einer  noch  in  Unter- 
suchung befangenen  Person,  to  sind  nach  Art.  VIII  Abs.  2  ein 
Haftbefehl  und  Beweise  beizubringen. 

15.  Der  Haftbefehl  (vgl.  Ziff.  18  bis  21)  darf  kein  früheres  Datum 
tragen  als  das  des  Tages,  an  dem  die  letzte  Zeugenaussage  stattgefunden  hat. 
Anch  muB  er  in  doi  Fällen  des  Art.  II  Abs.  1  No.  6,  7,  10,  Abs.  2  die  Um- 
stftnde  angeben,  die  nach  englischem  Bedite  snm  Tatbestände  der  Straftat 
gdlören.  Er  kann  in  Urschrift.  Ausfertigung  oder  beginn bititer  Abschrift 
eingereicht  wt  i  l« n  Die  Ausfertigung  oder  beglaubigte  Abschrift  ist  von 
einem  Richter  zu  vollziehen. 

16.  Die  beizubringenden  Beweise  müssen  nach  Art.  VIII  Abs.  2  und 
Art.  X  genügen,  um  nach  englischem  Rechte,  falls  die  Handlung  auf  britischem 
Gebiete  begMigra  worden  wtre,  die  Yerhaftong  des  Besöhnldigten  und  die 
Verweisung  des  Btgrilfenm  sur  Bauptuntosuchung  au  rechtfertigen.  Bs 
müssen  sich  daher  aus  den  Beweisen  die  Umstände  ergclten  die  nach  englischem 
Rechte  zum  Tatbestande  dpr  Straftat  gehören  (vgl.  das  au  Art.  II  Abs.  1 
Ho.  6,  7.  10,  Abs.  2  Beiuerktc). 

17.  Hinsichtlich  der  Beweisstücke  ist  folgendes  genau  zu  beachten: 

18.  Aussagen  von  Zeugen  und  Sachverständigen  kommen 
in  dem  Vereinigten  Königreiche  zur  Belastung  des  Angeschuldigten  zegdmiffig 
nur  in  Betracht,  wenn  eine  Beeidigung  der  Zeugen  und  Sachverstindigen 
stattgefunden  hat  Diensteidliche  Versicherungen  oder  Berufungen  auf  einen 
früher  in  derselben  Sache  odtT  im  allgemeinen  geleisteten  Eid  sind  nicht  aus- 
reichfnd,  vielmehr  ist  jeder  Zeuge  oder  Sachverständige  bei  jeder  Voriielnniing; 
zu  beeidigen.  \\  enn  der  Beweis  für  wesentliche  Tatsachen  nicht  anders  ais 
durch  die  Aussagen  von  ICitbeschuldigten  oder  von  Personen  erbradit  werden 
kann,  die  nach  §  56  der  Strafproseflordnung  unbeeidigt  au  vernehmen  sind,  so 
können  ausnahmsweise  auch  solche  unbeddigte  Aussagen  mit  vorgelegt  werden. 

19.  Das  Zeugnis  von  Bhelenten  gegeneinander  ist  nach  englischem  Rechte 
nur  ausnahmsweise  —  so,  wenn  es  sich  um  körperliche  Mißhandlungen  handelt  — 
zulässig. 

20.  Die  Aussage  eines  Zeugen  wird  in  dem  Vereinigten  Königreiche  nur 
insoweit  berflcksichtigt,  als  sie  auf  Grund  der  eigenen  sinnlichen  Wahrnehmung 
des  Zeugen  erfolgt  ist  Der  Beweis  durch  Zeugen,  derm  Aussagen  auf  IDt- 
teilung  anderer  Personen  oder  auf  Hörensagen  beruhen,  ist  nach  englischem 
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Oeietie  vaanXta^,  Bs  empfiehlt  aieh  dalier,  denurtige  Annage  ans  den 
Beweisyerhandlnngen  fortmlMwn.  Auch  iit  die  Anstage  der  Zeugen  mOgUehat 
knapp  wiederzugeben. 

21.  Schriftstücke,  die  als  Beweismittel  dienen  sollen,  sind  von  dem 
Zeugen,  in  dessen  Händen  sie  sich  beimden,  bei  seiner  Vernehmuug  mit  der 
Angabe,  wie  lie  in  Beinen  Beatta  gelangt  Bind,  T<»anlegen.  Befinden  eich  die 
Schriftsttteke  bweita  in  den  Alrtm  oder  sonst  in  geriohtliohem  GewaluBame, 
so  Bind  sie  dem  Zeugen  oder  SadiTmt&ndigen,  der  dartUber  anaaagt»  bei  aeiner 
Vernehmung  vom  Richter  vorzulegen.  Handelt  es  sich  nm  eine  größere  An- 
zahl von  Schriftstücken,  so  empfiehlt  es  sich,  sie  mit  TVimimern  zu  versehen 
nnd  in  tlcn  Zenjjen aussagen  auf  die  Nummern  zu  verweisen.  Vermag  ein 
Zeuge  nicht  anzugeben,  ob  ein  ihm  oder  von  ihm  vorgelegtes  Schriftstück 
▼on  deasoi  angeblichem  Urheber  herrOhrt»  so  ist  Aber  diese  Frage  ein  weiterer 
Zeuge  SU  Temdunen,  der  die  Schriftsflge  des  angeblidien  Urliebers  kwat. 
Dasselbe  hat  in  Ansehung  der  Schriftstücke  zu  geschehen,  die  einem  Sach- 
verständigen als  Unterlage  für  sein  Gutachten  Torgolegt  werden,  nnd  auf  die 
er  sich  in  seinem  Gutachten  bezieht. 

22.  Soll  eine  Abbildung  oder  Pi-rsonenbeschrcibung  als  Be- 
weismittel für  die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Verfolgten  dienen,  so 
mnfi  dn  Zeuge,  dem  oder  von  dem  sie  bei  seiner  Yamehmong  vorgelegt 
^irird,  eidlich  bekunden,  daß  er  den  ihm  bekannte  Verfolgten  in  der  Abbildung 
oder  Beschreibung  erkumt. 

23.  Die  Zeugenaussagen  und  Gutachten  sind  in  beglaubigter  Abschrift 
beizubringen.  Sie  sind  ohne  Freilassung  von  Zwischenriinmon  hintrrpinander 
abzuschreiben;  die  einzelnen  Bogen  sind  miteinander  durch  Schnur  und  Siegel 
zu  verbinden.  Am  Schlüsse  der  Gesamtabschriit  ist  von  dem  Richter  folgendes 
an  bescheinigMi: 

„Ich  beseheinige  hiermit,  dafi  die  im  vorstehenden  mthaltene  Absdirift 

dne  richtige  Abschxift  der  eidlichen  Zeugenaussagen  (Gutachten)  ist,  auf 
Grund  deren  am  (Tag  des  Haftbefehls!  ein  Haftbefehl  gegen  den  (Name  des 
Verfolgton)  wegen  Bezeichnung  der  Tat  i  erlassen  worden  ist." 

Diese  Bescheinigung  ist  bei  Zeugenaussagen  und  Gutachten,  diu  aus- 
nahmswoae  erst  nach  Brlafi  des  Haftbefehls  abgegeben  w«rdmi,  dahin  an 
ftndeni,  dafi  hinter  den  Worten  «auf  Gmnd  deren*  fortgefahren  wird: 

„der  am  gegen  den  wegen  erlasaeno  Haftbefehl 

bestätigt  wird". 

24.  Befinden  sich  unter  den  Beweisen  unbeeidigte  Zeugenanssagcii.  so 
ist  ferner  zu  bescheinigen,  daß  die  Vereidigung  nach  der  einschHiLML'^«  n  13e- 
stimmung  der  deutschen  Strafprozeßordnung,  deren  Wortlaut  mitzuioilen  ist, 
nicht  erfolgen'  darf,  daß  aber  in  Gem&ßheit  des  gleichfalls  wörtlich  anau- 
fahrenden  §  260  der  Strafproaefiordnung  von  dem  deutschen  Gericht  auch 
die  unbeeidigten  Aussagen  der  vernommenen  Personen  bei  der  Entscluidang 
Uber  das  Ergebnis  der  Beweisau&tahme  würden  berficksichtigt  werden  könnra. 
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Entsprechend  ist  zn  Terfslnen,  wenn  sich  nnter  den  Beweisen  Aussigen  toh 

Mitbeschuldigten  Ix  tiiidf  n. 

25.  Befinden  sich  unter  den  15e\veisen  Vernehmungsprotokolle,  die  nicht 
in  Deutschland  aiiffrenomiiu'n  wonicn  sind,  so  ist.  sofern  sich  dies  nicht 
bereits  aus  den  Protokollen  ergibt,  am  Schlüsse  der  Gesamtabschrift  besonders 
zu  bescheinigen,  daß  die  Vernehumng  auf  Ersuchen  einer  deutschen  Behörde 
erfolgt  ist 

26.  Von  den  Schriftstttcken,  auf  die  Zeugen  und  SadiTeratiadige  bei 

ihrer  Vernehmung  Bezug  nehmen,  kann,  wt  nn  i  s  sidi  um  knrze  Urkunden 
handelt.  Abschrift  in  das  VernelimungsprotokoU  aufgenommen  werden.  (leschicht 
dies  nicht,  so  ist  von  ihnen  eine  beglauhigte  Abschrift  beizubrintjen  Die 
Abschrift  hat  die  Schriftstücke,  wenn  sie  mit  Nummern  versehen  sind  (vgl. 
Abs.  21),  in  der  Reibenfolge  der  Nummern,  sonst  aber  in  der  Reihenfolge,  in 
der  sie  in  den  Zeogenanasageii  näu  Gntaoliten  erwftlmt  w«dai,  wiedersngebra. 
Die  Schriftstflcke  sind  olme  Freilassung  von  Zwisebenr&nmcn  lilnterdnander 
absDScIireiben :  die  einzelnen  Bogen  sind  miteinander  durch  Schnnr  nnd  Siegel 
zu  verbinden  Am  Schlasse  der  Oeaamtabschrift  ist  von  dem  Richter  folgen- 
des zu  bescheinigen: 

„Ich  bescheinige  hiermit,  daü  die  vorstehenden  mit  1,  2  usw.  bezeich- 
neten Absdirifteii  richtige  Abschriften  der  Schriftstflcke  sind,  die  den  Zeogen 
(Sachvefstindigen)  A,  B  usw.  bei  ihrer  (nach  Ort  und  Tag  niber  so  beseidi- 
nmden)  Verndtamniig  in  der  Strafsache  gegen  den  wegen  (Beaeichniuig  4er 
Tat)  TWfolgten  (Name  des  Verfolgten)  vorgelegen  haben  und  daß  sich  die 
Aussagen  der  Zeugen  (^Sachverständigen)  auf  diese  Schriftstücke  beziehen." 

27.  Die  i'ht  rsendunt;  di  r  Schriftstücke  selbst,  auf  die  von  Zeugen  oder 
Sachverstiindigen  Bezug  genommen  ist,  empfiehlt  sich  im  allgemeinen  nur, 
wenn  sie  heaondera  nmfangreich  sind.  Wwdoi  sie  ftbarsandt,  so  sind  sie, 
wenn  sie  mit  Nommem  versdien  sind  (vgl.  Abs.  81),  in  der  Reibenfdge  der 
Nummern,  sonst  aber  in  der  Reibaifolge,  in  der  sie  in  den  Zeugenaussagen 
oder  Gutachten  erw&hnt  werden,  miteinander  durch  Schnur  nnd  Siegel  sä 
verUnden.    Sodann  ist  von  dem  Richter  folgendes  zu  bescheinigen: 

,Ich  bescheinige  hiermit,  daß  die  beigrehefteten,  mit  1,  2  usw.  bezeich- 
neten Schriftstücke  diejenigen  Schriftstücke  sind,  die  den  Zeugen  (Sach» 
verständigen),  A,  B  usw.  bei  ihrer  (nach  Ort  nnd  Tag  nftber  sn  besddmenden) 
Vemehmnng  in  der  Strafttache  gegen  dea  wegm  (Beseidmnng  der  Tat)  ver- 
folgten  (Name  des  Verfolgten)  vorgelegen  haben,  und  daß  sich  die  Anssegen 
der  Zeugen  (Sachverständigen)  auf  diese  Schriftstücke  beziehen." 

28.  Unter  einer  Abbildung  oder  Beschreibung  des  Verfolgten,  auf  die 
von  Zeugen  Bezug  genommen  ist,  hat  der  Richter  folgendes  zu  bescheinigen: 

,Ich  bescheinige  hiermit,  daß  die  vorstehende  Abbildung  (Beschreibung) 
des  (Name  des  Verfolgten)  den  Zeugen  A,  B  usw.  bei  Ihrer  (nach  Ort  nnd 
Tag  nSher  au  beseichnenden)  Vemehmnng  vorgel^;en  hat  und  daB  sich  deren 
Aussage  darauf  besieht* 
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29.  Jede  der  voratdiend  erwümten  Bescheinigungen  muß  den  Oit  und 
Tag  ihrer  Ansstellnng  angehen  and  ndt  der  Unterschrift  des  Richters  anter 
Bczeiohnang  seiner  Amtsstellung  nnd  mit  dem  Geiichtssiegel  versehen  sein. 
(Vgl.  wegen  der  weiteren  Beglaubigung  Ziff.  11.) 

30.  Soll  t'in  Bf'weis  durch  die  Aussage  eines  in  dem  Vereinigten  König- 
reiche bitintllichtü.  noch  nicht  vernommenen  Zeugen  cilnaflit  werden,  so 
erfolgt  dessen  Vernehmung  durch  den  mit  der  Prüfung  des  Auslieferungs- 
antrags  befaßten  britischen  Richter  nicht  von  Amts  wegen,  wohl  aber  aal 
Ersuchen.  Es  ist  in  solchem  Falle  mit  dem  Berichte»  womit  die  Aasliefentig 
nachgesucht  wird,  ein  Ersnchangsschrciben  vorzulegen,  das  an  das  zuständige 
britische  Gericht  zu  richten  ist.  Eines  Ersuchungsschreibens  bedarf  es  nur 
dann  nicht,  wenn  eine  in  dem  Vereinigten  Königreiche  befindliche  Person 
lediglich  zur  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Ergriffenen  vernommen 
werden  solL 

31.  ObPersoneOf  welche  die  Identität  des  Ergriffenen  feststellen 
kSnnen,  in  dem  Yadnigten  Königreiche  Torhanden  oder  ob  sarerlftssige  im 

Inlande  wohnhafte  Personen  bereit  sind,  nfit^enfalls  ZOT  Feststellung  der 
Identität  des  Verfolgten  vor  dem  en^'lischen  Gerichte  zu  erscheinen,  ist  bei 
der  Sammlung  der  Beweise  alsbald  festzustellen.  Die  Namen  dieser  Personen 
sind  in  dem  Berichte,  mit  dem  die  Aualieferung  nachgesucht  wird,  unter  ge- 
nauer Angahe  ihrer  Adresse  mitsateilen. 

33.  Die  vorlftnfige  Festnahme  des  Y«rfolgten  ist  Im  Vertrage 
nicht  vorgesehm;  sie  kann  indes  erwirkt  werden.  In  dieser  Hinsicht  ist 
folgendes  zu  beachten: 

Kin  Antratr  auf  Herbeiführung  der  vorläufigen  Festnahme  ist  in  der 
Regel  nicht  zu  stellen,  wenn  der  Verfolgte  in  dem  Vereinigten  Königreich 
ansässig  oder  sonst  der  Flucht  von  dort  nicht  unmittelbar  verdächtig  ist. 
AasnaJunsweise  kann  aber  aaeh  in  solchen  F&Uoi  aas  besondren  Grflnden, 
s.  B.  wegen  Gefahr  der  Yerdnnkelang  des  Tatbestandes  oder  der  Beiseite- 
schaffung bedeutender  Werte,  die  voriftufige  Festnahme  nachgesucht  werden. 

84.  Der  Antrag  auf  Herbeiftlhrung  der  yorlänfigcn  Festnahme  ist  regel- 
mäßig bei  dem  Justizminister,  in  besonders  eib>en  Fällen  bei  dem  Minister 
der  auswärtigen  Ai]<^ekt:eiiheiten  zu  stellen.  Anders  ist  nur  dann  zu  ver- 
fahren, wenn  ein  Anhalt,  dafür  vorliegt,  daß  der  Verfolgte  sich  auf  der  Flucht 
nadi  einttn  bestimmten  Orte  In  dem  Vereinigten  KSnigreiche  wendet  oder 
gewandt  hat,  nnd  die  Gefahr  besteht,  dafi  seine  Spar  verloren  geht.  Das 
Ersachen  am  Herbeiführung  der  vorläufigen  Festnahme  ist  alsdann  unter 
Hervorhebung  der  in  Betracht  kommenden  Umstände  unmitt<ilbar  an  dasjenige 
Kaiserliche  Konsulat  zu  richten,  in  dessen  Bezirke  der  Verfolgte  vermutet 
wird.  Dem  Kaiserlichen  (Jeneralkonsul  in  London  ist  gleichzeitig  mitzuteilen, 
daß  ein  solches  Ersuchen  gestellt  und  an  welches  Konsulat  es  gerichtet 
worden  ist;  diese  Mittdlong  hat,  wenn  das  Brsachen  telegraphisch  gestellt 
war,  gldchfalls  tel^praphisch  zu  erfolgen.  An  das  Generalkonsalat  in  London 
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ist  das  Ersncben  auaseUießlich  zu  richten,  wenn  der  Tttfolgenden  BdiSide 

das  örtlich  zuständige  Konsulat  nicht  bekannt  ist. 

85.  Der  Autrag  au!  HecbeilühruQg  der  Torläufigen  Festnabme  maß 
erkennen  lassen: 

a)  daß  in  Denttofaland  ein  lechtskr&ftiges  Urteil  gegen  den  Verfolgten 
ergangen  oder  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  gegen  ihn  bereits 

erlassen  ist; 

b)  daß  die  Stellung  des  Anriiefernngsantrags  beabsichtigt  wird. 
Außerdem  muß  die  dem  Verfolgten  zur  Last  gelegte  strafliare  Handlung  an- 
geführt und  der  Tatbestand  kurz  mitgeteilt  werden.  Iii  den  Fällen  des 
Art.  II  Abs.  1  No.  6,  7,  10,  Abs.  2  mnü  ersichtlich  sein,  daß  auch  nach  eng» 
lisohem  Bedite  eine  strafbare  Handlung  vorliegt.  SndUeli  sind  dem  Antrag 
auf-  Herbeifahmiig  der  Torlftnfigeii  Festnahme,  soweit  möglich,  eine  Abbildung 
des  Verfolgten  ans  neuerer  Zeit,  eine  Beschreibung  seiner  Person  und  etwaige 
von  ihm  herrührende  Schreiben,  aus  denen  sich  sein  Verbleib  ergibt,  nebst 
den  dazu  gehörigen  UmschlRgon  l)(^izufügen.  (Vgl.  allg.  Verf.  vom  17.  4.  Ol 
—  .TMBl  8.  92  — .)  Auch  empfiehlt  sich  die  ileueanung  von  Idenütätszeugen 
(vgl.  Abs.  31). 

86.  Sobald  die  Herbeiftthnuig  der  yorl&nfigen  Festnahme  naohgesacht 
worden  ist,  hat  die  verfolgende  BdiSide  an  prflleii,  ob  die  snr  BegrOndnng 

des  Ausliefemngsantrags  in  dem  Vereimgtm  Königreiche  beizubringenden 

Beweise  schon  vollständig  vorliegen,  und,  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  für 
ihre  Erlubung  ohne  Verzug  Sorge  zu  tragen.  Von  der  Herstellung  oder 
Vorlegung  beglaubigter  Abschriften  der  Beweise  kann  jedoch  abgesehen  werden, 
solange  kein  bestimmter  Anhaltspunkt  dafür  vorliegt,  daß  sich  der  Verfolgte 
in  dem  Vereinigten  Königreich  anfhilt. 

37.  Ist  die  vorläufige  Festnahme  erfolgt,  so  sind  die  Sdiriftstflclce,  die 
mit  dem  Auslieferungsantrage  beigebracht  werden  müssen,  in  gehörig  be- 
glaubigter Form  dem  Justizniinister  sofort  einzureichen.  Liegen  die  Re\s'oise 
noch  nicht  für  alle  Straftaten,  wegen  deren  die  Auslieferung  beantrairt  werden 
soll,  vollständig  vor,  so  sind  wenigstens  die  Beweise  für  diejenigen  Straf- 
taten einzureichen,  in  Ansehung  deren  die  Beweisaufnahme  abgeschlossen  ist. 
Die  Nachhringung  der  noch  fehlmidai  Bewmse  ist  dann  besondws  lu  be- 
schleunigen. 

38.  Nach  Art.  XII  des  Vertrags  wird  der  BrgrÜtene  wieder  in  Freiheit 

gesetzt,  Avenn  nicht  binnen  zwei  Monaten  von  dorn  Tape  seiner  Er- 
greifung ab  die  zur  Auslieferung  genügenden  Beweise  beigebracht  w  erden. 
Auf  die  Festhaltung  einer  nur  vorläufig  festgenommenen  Person  bis  zum 
AUanfe  dieser  Frist  ist  jedoch  nicht  zu  rechnen. 

39.  Zu  Art.  XIV.  Die  Kosten  der  Festnahme,  des  Unterhalts  und  der 
Beförderung  des  AussnUefemdoi  bis  snr  Einscfaifinng,  die  regelmiUig  in 
London  erfolgt,  trägt  das  Vereinigte  Königreich.  Nach  einer  Vereinbarung 
mit  der  Großbritanniscben  Regierang  wird  die  Aoslieferung  in  der  Regel  so 
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7.  MB  22.  4.  bt.  d.  schweizerische  Zentralpolizeibnreau  i.  Bern 

(684).  1) 

8.  MB  15. 5.  bt  d.  Aaslief erangsverkehr  m.  d.  Schweis  (68d).^ 

snr  AnsfOhning  gebradit^  dafi  die  anssallefeinden  Personen  dnicfa  britisdie 
Polizeibeamte  gegen  Eistattmig  der  hierdurch  entstehenden  Kosten  von 
London  nach  Hamburg  geführt  werden.  Wenn  ausnahmsweise  die  Abholung 
des  Auszuliefernden  von  London  durch  deutsche  Pnlizeibeamte  erwünscht  ist, 
so  it>t  dies  in  dem  Berichte  wegen  Uerbeiführung  der  Auslieferung  mitzuteilen. 

40.  Nach  Art  XV  des  Vertrags  icommra  dessen  Bestimmungen  anch 
dann  snr  Anwoidnng,  wenn  die  Ansliefemng  ans  einer  britischen  Kolonie 
oder  auswärtigen  Besitzung  nachgesncht  werden  soll.  Wird  in  solchen 
lallen  die  vorläufige  Festnahme  des  Verfolgten  für  erforderlich  oder  für 
wünschenswert  erachtet,  so  ist  mit  tunlichster  Besclilcunicrnng.  nötigenfalls 
tL'ltgraphisch,  an  den  JusTi/mmister  zu  berichten.  Au  die  in  den  Kolonii  ii 
und  auswärtigen  iksitzungen  angestellten  Konsuln  oder  an  die  britischen 
Bebttrdoi  dasdbst  haben  die  Justizbehörden  derartige  Ersucht  nicht  zu  richten.* 

^)  .Von  dem  Sofaweizerisdien  ZentralpoUzeiburean  in  Bem  wird  seit  dem 
1.  4.  04  eine  anthropometrische  Zentralregistratur  und  seit  dem  1.  1.  06  ein 
Zentralstrafregister  geführt  und  ein  zentrales  Fahndungsblatt  (Schweizerischer 
Polizei- Anzeiger)  herausgegeben;  in  das  Fahndungsblatt  werden  auch  Be- 
kanntmachungen ausländischer  Behörden,  und  zwar  bis  auf  weiteres  unent- 
geltlich, aufgenommen.  Die  Justizbehörden  können  in  Angelegenheiten  der 
Zentralregistratnr,  des  Zentaralstrafregisters  und  des  zentralen  Fahndnngs- 
Ualtes  mit  dem  Zentralpoliaeibareaa  unmittelbar  Terkehzen.* 

^  ,Die  Schweizerische  Regierung  hat  das  im  Abdrucke  folgende  Verzeichnis 
der  Behörden  der  Schweiz  mitgeteilt,  die  befugt  sind,  die  vorlttofige  Fest> 
nähme  von  flüchtigen  Verbrechern  im  Auslande  zu  beantragen. 

Verzeichnis 

der  Behörden  der  Schweiz,  die  befngt  sind,  die  vorläufige 
Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  im  Auslände  zu  beantragen. 

A.  Bandesbehörden. 

Der  Schweizerische  Bundesrat. 

Das  Sdnraienaehe  Justin-  and  FoliseidqMüctement  in  Bern. 

B.  Knntonaln  Bebörden. 
1.  Kanton  ZflriciL 

Der  Regiemngsrat ;  die  kantonalA  Justin- und  Polizeidiiektion;  das  kan- 
tonale Polizeikommando ;  die  Staatsanwaltschaft ;  die  Bezirksanwaltschaften 
Zürich  und  Winterthur  ;  die  Statthalterämter  Affoltern,  Horgen,  Heilen,  Hin- 
wil,  Uster,  Pfäffikon,  Andelfingen,  Bulach  und  Dielsdorf. 

2.  Kanton  Bern. 

Die  kantonale  Polizeidirektion;  der  kantonale  Generalprokurator;  die 
Bezirksproknratoren  der  fttnf  AsBisenbeEirke  Oberland,  llittelland,  Emmental- 

Zeitochxift  f.  Intern,  rrivafc-  u.  Öffentl.  Beoht.  XV.  30 


Digitized  by  Google 


462 


G«8etKge1)iiiig8Bcliaii. 


Oberaargau,  Seelaml  und  Jura;  die  Regierungsstatthalter  nnd  üiitersuchungs- 
richter  der  Amtsbezirke  Aarberg,  Aarwangen,  Bern.  Biel,  Büren,  Burgdorf, 
Coutelary,  DeUmont,  Briach,  Franohes-Montagnes,  Franlnmmieii,  Fratigen, 
Interlakeo,  Konolfingen,  Laufen,  Lanpen,  Montier,  NenTeriUe,  Hidan,  Ober- 
hasle,  Porrentmy,  Saanen,  Sehwarzenburg,' Seftigen,  Signan,  Niedet^Slmiiien« 
tal,  Ober-Simmoital,  Than,  Trachselwald,  Wangen. 

3.  Kanton  Luzorn. 
Das  kant(jnale  Polizeidepartement;  die  Staatsanwaltschaft;  das  Ober- 
gericht; das  Kriminalgericht;  die  Amtsstatthalter  von  Luzeru,  Hochdorf, 
Sursee,  Willisau  und  Entlebuch;  die  Polizeigericbte  (Bezirksgerichte)  Habs- 
bürg  in  Ebikon,  Kiien»-llalteiB,  Losem,  Weggis,  Hoobdoif,  Hitakirch,  Bethen- 
bmg,  MOnstei^  Bnswil,  Sempach,  Suxsee,  Triengen,  Altiehefen,  Beiden*Pfalbiaii, 
WflUaan,  Zell,  Entlebnch,  Eecholzmatt^  Sditlplb^. 

4.  Kanton  üri. 
Die  kantonale  Polizeidirektion. 

5.  K  a  n  1 0  n  S  c  h  w  y  z. 
Die  Staatsanwaltschaft;  das  Yerhöramt;  die  Bezirksämter  Schwyz, 
Gersau,  March,  Einsiedeln,  Küßnacht  und  Höfe. 

6.  Kanton  Unterwaiden  ob  dem  Wald. 
Der  Kegierungsrat ;  die  kantonale  Uutersuchuugsbehörde ;  die  kantonale 
ÜberweisangsbeUIxde. 

7.  Kanton  ünterwalden  nid  dem  Wald. 
Die  kantonale  Foliaddirektion. 

8.  Kanton  Glarns. 
Der  B^cierungsrat;  dae  kuitonale  Verliöranit;  der  Kriminalgerichte- 
prSsident. 

9.  Kanton  Zug. 
Die  kantonale  Polizeidirektion. 

10.  Kanton  Fr  ei  bürg. 
Die  Präfekten  und  die  Gerichtspräsidenten  der  Bezirke  Saane  S.irine»» 
Sense  (Singine),  Greyerz  (Gruy6re),  See  (Lac),  Glane  (Gl&ne),  Broye  und 
Vivisbach  (Veveyse). 

11.  Kanton  Solothurn. 
Das  kantonale  Jnetia-  nnd  Poliscidqiartenient;  die  Staataanwaltachaft ; 
dar  Prftaidoit  des  Sehwofgerichtehofes;  der  PriBident  dw  AnUagekammw ; 

die  Präsidenten  der  Amtsgerichte  von  Solothurn-Lebem  in  Solothurn.  von 
Bacheggberg  -  Krieg.stettcn  in  Solüthiirn,  von  Balstali  vwi  Ölten- Gdagen  in 
Ölten  and  von  Dorneck-Thierstein  in  Dörnach 

12.  Kanton  B  a  s  e  1  -  S  t  a  d  t. 
Das  kantonale  Folizeidepartement ;  die  Staatsanwaltschaft;  der  Unter- 
•adnn^{8riohter ;  das  Appellationsgericht;  das  Strafgericht. 
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18.  Kanton  Basel-LftndecliAft 
Die  kantonale  PoUaddirekfeion ;  die  Statthaltertmter  Arledieim,  Ltestal» 
fiiasaoh  nnd  Waldonlnug. 

14.  Kanton  Schalfhanaen. 
Die  kantonale  Poliieidiieiction. 

15.  Kanton  Appenzell  a.  Bh. 
Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Trogen. 

16.  Kanton  Appenzell  i,  Rh. 
Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Appenzell. 

17.  Kanton  St.  Gallen. 
Die  Staatsanwaltschaft ;  das  kantonale  Landjägerkommando ;  die  Bezirks* 
&mter  St.  Gallen,  TabUt,  Borschach,  Unterrheintal  in  Rheineck,  Oberrbeintal 
in  AltstiUiten»  Werdeniwfg  in  Backe,  Satgans,  Gaster  in  Kaltbraiin,  Seebeiirk 
in  TJanadi,  Obertoggenboig  in  St.  Johann,  Nentoggenbuig  in  WattwiU,  Alt- 
toggenbnrg  in  Kirehbeig,  Untertoggenkorg  in  Flawil,  Wil,  Qossan. 

15.  Kanton  Granbanden. 

Das  Kantonsgericht  und  dessen  Präsident  nnd  Gerichtsanssehaß ;  das 
kantonale  Verhöraiiit :  die  Ämter  (Kreispräsidentcn),  Kreisgerichte  und  Kreis- 
gerichtsausschüssc  dor  Kreise  Alvaschein.  Beifort,  Bergün.  Obcrhalbst^in, 
Brusio,  Puschlav  i^Poschiavo),  Ilanz,  Lngnetz,  Hüls,  Domleschg,  Sahen,  Tbusis, 
Avers,  Rheinwald,  Schams,  Rhäzüns,  Trins,  Obtasna,  Remfls,  Untertasna, 
DavoB,  Jenas,  Klosters,  KttUis,  Lniein,  Fünf  DSrfer  in  Ttimmis,  Ifaleoield, 
Scbiers,  Seewis,  BergeU  (Biegalia),  Oberanffikdiny  Calanca,  Misoz  ^lesocco), 
Bovezedo,  Mflnstertal,  Gknr,  Gbnriralden,  Sckan^,  Disentis. 

19.  Kanton  Aargan. 

Die  kantonale  Justiz-  und  Folizeidirektion ;  das  Kriminalgericht ;  die 
Anklagekammer;  die  Staatsanwaltschnft ;  das  kantonale  Polizeikommando; 
die  Bezirksämter  und  die  Untersuchungsrichter  der  Bezirke  Aarau,  Baden. 
Bremgarten,  Brugg,  Kulm,  Laafenborg,  Leuzborg,  Muri,  Rheinfelden,  Zohngen 
und  Zurzach. 

90.  Kanton  Tknrgan. 
Das  kantonale  Poliaeidepartement;  die  Staatsanwaltsokaft;  dasTeiliSr* 

richteramt;  die  Bezirksämter  (Bezirksstatthaltcr)  Arbon.  Bischofszell,  DiefiMl* 
kofen,  Franenfeld,  Krenzlingen,  MOnchwilen,  Steckborn  nnd  Weinfelden. 

21.  K  anton  Teasin. 

Die  Staatsanwaltschaften  (Procuratori  pubblici)  in  Bellinzona  und  in 
Lugano;  die  Untersachongsrichter  (CHudici  istrtUtori)  in  Bellinzona  and  in 
Lugano. 

22.  Kau  ton  Waadt. 

Das  kantonale  Jnstla-  nnd  Polisddqpactenient  (l^iparittiuni  de  JuaHee 
Mt  Miee), 

30* 
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Gesetzgebongsschau. 


Brannsehweig. 
1904. 

1.  MV  16.8.  (No.  8137  B)  bt  Rechtsliilf eTerkebr  m.  d.  Jaetis- 
bdbflrden  Bosniens  u.  d.  Hersegowina  (Ztscb.  I. Beditspllege  LHenog- 

tum  B.  1904  S.  145).*) 

2.  MV  22.9.  iNo.  3455  B)  bt.  Kosten  d  Rechtshilfe  unter  Be- 
bOrden  verschiedener  Bundesstaaten  (14ö;. '*"^) 

1905. 

3.  MV  3.  3.  (No.  735  B)  bt.  Auslief erangsverkebr  m.  Qrofi- 
britannien  (1905  S.  87).***) 

1904. 

1.  Ges.  19.  2.  bt.  £.  v.  Yorscbriften  flb.  d.  Schif fstagebucb 

(GS  S.  49). 

2.  V.  19.2.  bt.  Führung  U.Behandlung  d.  Schiffstagebuches  (49). 
8.  Y.  6.5.  bt.  d.  Verkehr  m.  Kraftfahrzeugen  (123). 

4.  Ges.  7.  3.  bt.  ladamag  d.  Ghes.  18.  7.  99  flb.  Brbscbafts-  «. 
Scbenknngsabgabe  (159). 

5.  B.  der  Texte  des  Ges.  bt.  Erbschafts-  u.  Scbenknngsabgabe  etc. 
i.  d.  dnrcb  Ges.  7.  6. 04  abgeänderten  Fassung  (171). 

lilnaB'Ijotlotogn» 

1904. 

1.  MB  18.  1.  bt.  Besteuerung  ansl&ndiscber  Lohnarbeiter 

(Z.  u.  Bez.-Amtsbl.  S.  22). 

2.  MV  17.  1.  bt.  Verfahren  b.  Bildung  auturisierter  Genossen- 
scbaften  (23). 

3.  AUg.  Veif.  13.  9.  bt  BeebtsbilfeTerkebr  m.  Bosnien  n.  d. 
Hersegowina  (137).'^ 


*i  iS.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 
♦♦)  S.  oben  S.  446  Bayern  No.  9. 
♦**)  S.  oben  S.  452 ff.  Bayern  No.  6. 


23.  Kanton  Wallis. 
Das  kantonale  Justiz-  und  Polizeidepartement  (Departement  de  Justice 
et  Foliee). 

84.  Kanton  Neuenbürg. 
Das  kanUmale  Poliseidepartement  (JMpartemmt  de  Foliee). 

35.  Kanton  GenL 
Der  kantonale  Untersoohnngsriobter  (Juge  «PlnetruetimJ. 
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Gotha. 

1904. 

MV  Sa  4.  f.  d.  Yerk^  m.  Motorwagen  (OS  1904  S.  47). 

Hambaiy. 

1904. 

y.  21. 3.  bt.  Fiihnuig  «.Behandlung  d.  Schiffstagebuchs  (Amtsbl. 
1904  8.  615). 

Hensen. 

VMU. 

1.  MV  30.  4.  bt.  Verkehr  m.  Automobilen  (Keg.-Bl.  1904  S.  159). 

3.  MV  18.  6.  bt  Vollstreckbarkeit  t.  BBtsoheidnogeii  dentsdier 
Gerichte  L  öeterreicb,  inabeflondeie  i.  Bosnien  n.  d.  Heriegowina 
(Amtsbl.  d.  Min.  d.  Justiz  1904  No.  9).«) 

3.  MB  30.  6.  bt.  d.  Zttstelliing  ungarischer  Scbriftstttcke 
(No.  1  !).♦*) 

4.  MB  25.  8.  bt.  Rechtshilfeyerkehr  m.  Bosnien  u.  d.  Herze- 
gowina (No.  17).***) 

Lübeck. 

v.m. 

1.  V.  19. 2.  bt.  Führung  u.  Behandlung  d.Schiffstagebuches  (Samml. 
d.  Oes.  1901  No.  12). 

2.  B.  17.  8./23.  8.  bt.  Lflbeckiscbe  Hafen-  n.  ReTierordnnng  (78). 

lI«dUenbiirg^9«hw«rin« 

1904. 

V.  22.  I.Z.Abänderung  d.  V.  20.  7.  94  bt.  Beförderung  gefähr- 
licher Guter  in  Kauffahrteischiffen  (Reg.-Bl.  1904  S.  5). 

l^eektoiilnirgktltrellta. 

1904. 

1.  Keg.-B  20.  6.  bt.  vorläufige  Festnahme  i.  England  Tcrfolgter 
Verbrecher  (Off.  Anz.  f.  M.-Strel.  19^)4  S.  153).****) 

2.  Reg.-V.  9.  9.  bt.  intern.  Abkommen  z.  Regelung  d.  Vormund- 
schaften üb.  Minderjährige  (233).^) 

♦)  S.  oben  S.  444  Bayern  No.  ö. 
S.  unten  S.  469  Preußen  No.  7a. 
**♦)  S.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 
S.  oboi  B.  442  Baden  No.  8. 


^)  ,Nach  Art  4  des  intonationaloi  Abkonunois  vom  12.  6.  02  rar 
Begelnng  der  Vormundschaft  ttber  Mindetjfthrige  (RGBl  1904  S.  240)  ist,  wemi 
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8.  Iteg.-y.  24.  9.  bt  Eechtthilteverkehr  m.  BoBsien  tl  ä, 
Herzegowina  (961).*) 

4.  R^.-B.  4. 10.  bt.  VoUatieckbarkeit  y.  Bntsdheidaiigeii  deiitaolier  Ge- 
liebte i.  Bosnien  n.  d.  Hersegowina  (262).**) 

Oldentavc» 

1904. 

1.  MB  2.  2.  bt.  Ffibnmg  n.  Bebandlmig  d.  Schilfatagebiiohea 

(Qe8.-Bl.  lfX)4  S.  17). 

2.  Reg.-B.  6.  6.  üb.  d.  Verkehr  m.  Kraft  fahrzeii  ireii  (139). 

3.  V.  17.  S.  z.  Ausführung  d.  äeemaunsor dnung  2.  6.  02  (178), 

PreaBen« 

1904. 

1.  ME.  11.  1.  bt.  d.  chinesische  Handelsflagge  (MBl  d.  Handels- 

u.  Gew.-Vcrw.  1901  8.  19).  i) 

*)  S.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 
*♦)  S.  oben  S.  444  B«iyern  No.  ö. 


von  inländischer  Vormundschaftsbehörde  eine  Vormundschaft  tlher  einen  Deut- 
schen angeordnet  wird,  der  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  einem  der 
Yertxagastaatoi  bat  und  fOr  den  dort  eine  yomnmdMhaft  gemäß  Art.  3  des 
Abkommens  angeordnet  ist,  der  Beglemng  des  Staates,  in  welcb^  Äe  Yw- 
mundschaft  zuerst  angeordnet  wurde,  sobald  wie  möglich  Nachricht  zu  geben. 
Ebenso  sollen  nach  Art.  8  die  inländischen  Behörden,  sobald  ihnen  bekannt 
wird,  daü  Anlaß  vorliegt,  für  einen  im  Inlande  befindlichen  minderjäh rifj:;eii 
Angehörigen  eines  Vertragsstaates  die  Vormundschaft  anzuordnen,  die  Behörden 
des  Heimatstaates  von  dem  Sachverhalte  benachrichtigen.  Die  Yormnndschafts- 
gericbte  und  die  die  Yerriebtiuigen  des  Yozmiisdscbaftfl||erichtB  wabmebmoiden 
Bebttrdm  baben  sich  fttr  diese  lOtteilnngen  der  Yonuttlimg  der  nntersadi- 
netol  Landesregierung  zu  bedienen.  Alle  für  die  Angdegenheit  In  Betaracbt 
kommenden  Tatsachen,  insbesond*  rt  die  möglichst  genauen  Personalien,  sind 
in  einer  mit  lateinischen  Buchstaben  geschriebenen  Anlage  des  Berichts  kurz 
darzustellen ;  im  Falle  des  Art.  8  wird  in  der  Kegel  die  Beifügung  etwa  vor- 
handener Ausweispapiere  zweckmäßig  sein." 

^)  ifNadidem  in  Cbina,  das  bisher  iwar  eine  KriegsHagge,  abor  keine 
eigentUoflie  HandelsHagge  besaß,  ein  besondexcs  Handelsministonrnn  eingeciditet 
and  die  Nenregelang  des  gesamten  Handdswesens  in  Anß:rif!  genommeoi 
worden  ist,  hat  die  chinpsische  Regierung  nunmehr  eine  Handelsflagge  ge- 
schaffen. Wie  die  beigegebenc  (hier  nicht  abgedruckte)  Abbildung  zeigt,  ist 
die  Flagge  von  viereckiger  Form;  auf  rotem  Grunde  befindet  sich  in  der 
lütte  ein  gelber  Kreis,  in  welebem  der  bekannte  nach  der  roten  Sonne 
sehnappende  blane  fttnUaallige  Draobe,  ron  Flammenanngen  mngeben,  in  die 
HShe  steigt.« 
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2.  MV  25.1.  bt.  Militärpflicht  frttherer  Beichsangeböriger 
(MBl  f.  d.  innen'  Yerw.  IIWM  S.  76).  i) 

H.  ME.  2.  2.  bt.  Vorschriften  üb.  d.  Seestraßenrecht  (MBl  d.Uandels- 
u.  Gew.-Verw.  liKM  S.  28).  2) 


»Ans  mehiwen  luis  nur  Bntschädimg  YOfgetragenen  EimellUlen 

nehmen  wir  Veranlassung,  darauf  hinzuweisen,  daß  aaf  ausgewanderte  Militär- 
pflichtige, welche  ohne  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben  zu  haben, 
oder  nach  Vollendung  des  81.  Lebensjahres  wieder  Reichsangehörige  werden, 
sinngemäß  §  11  Abs.  3  des  RcKh.s-MiUtärgesetzes  vom  2.  5.  74  (RGBl  SS.  45) 
bezw.  §  21,2  Abs.  3  der  Wehrordnung  Anwendung  findet  und  ein  Zorflck- 
behalte  dieaer  Leute  im  aktiven  Uenst  Aber  das  31.  Lebensjabr  binam  on- 
snlledg  ist. 

Ee  können  demnach  frühere,  militäipflichtige  Reichsangehörige,  welche 
ansuewandfrt  waren  und  die  Reichsanfjehörigkoif  nnnn)('hr  wieder  erwerben, 
ohne  Ausnahme  bis  zur  Vollendung  des  151.  Lebonsjuhr.  s.  aber  auch  nur  bis 
zu  diesem  Zeitpunkte  im  aktiven  Dienst  zurückbehalten  werden,  dagegen 
können  ausgewanderte  Militärpflichtige,  welche  nach  YoUffliduiig  des  31.  Lebens- 
jabres  wieder  Bdchsuigehfirige  werden,  amn  aktiven  Dienst  flberbanpt  nicht 
mehr  berangesogen  worden." 

2)  „Von  der  Allerh.  V.  bt.  das  Ruderkommando  vom  18.  10.  03  (RGBl 
S  283}  hat  die  Verlagsbuchhandlung  R.  v.  Deckers  Verlag  in  Berlin  SW.  19 
einen  besonderen  Abdruck  in  Groß-Oktavformat  hergestellt,  der  den  kaiserlich 
deutschen  Konsulaten  in  den  Hafenpiätzen  zur  Verbreitung  unter  den  im 
Anslande  befindlieben  SchifisfBhrem  mitgeteilt  worden  ist  Ich  halte  es  fta 
wwUnscbt,  daß  der  Abdruck  alsbald  andi  durch  Yennittdnng  der  Herren 
Reglamngspräsidenten  unentgeltlich  an  die  Hafen-,  Lotsen-  und  sonstigen 
Seeschiffahrtsbehörden  und  -Beamten,  die  Navigationsschulen  und  -Vorschulen, 
sowie  an  die  Reeder.  Schiffsfübrer  und  Seetischer  verteilt  werde,  wie  dies 
bereits  im  Jahre  1897  hinsichtlich  des  Sondi  lalKliucks  der  Vorschriften  über 
das  äeestraßenrecht  und  im  Jahre  lUOl  hinsichtlich  des  Nachtrags  dazu  au- 
geordnet worden  war.  Die  dam  erforderlichen  Absflge  können  Sie,  sowie 
die  durch  Sie  amm  nnmittdbaren  Besuge  ermilcbtigten  Seemannsämter  kostm- 
frei  gog<  II  Empfangsbescheinigung  von  der  genannten  Verlagsbudihandlung 
beziehen.  Der  Preis  dieses  Sonderabdrucks  beträgt  bei  unmittelbarem  Bezüge 
vom  Verleger  für  das  einzelne  Exemplar  3  Pf.,  bei  Bezug  von  größeren 
Mengen  für  KXX)  Exemplare  2d  für  üOU  Exemplare  14  JL  und  für  lUO 
Exemplare  2,90 

Von  der  im  Jahre  1897  TerttSentliohten  Sonderansgabe  der  Vorsdinften 
des  DentBchen  iteidis  Ober  das  SeestraOenredit,  die  seJnenrit  zum  Zwecke 
der  \  t  i  r  itung  in  Schiffahrtskroitjun  Ton  der  Yerlagsbuchhandlnng  bezogen 

wurde,  hat  die  letztere,  unter  Ergänzung  der  Sonderausgabe  durch  den  im 
Jahre  1901  erschienenen  Nachtrag  bt.  Positionslutf  riien  usw.,  und  durch  die 
Allerh.  V.  bt.  das  Kudcrkommando,  einen  Neudruck  veranstaltet.   Der  Preis 
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4.  MV  19.  2.  bt.  Eheschließang  rassischer  Staatkangehttriger 

im  Inlande  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  1904  S.  49).^)' 

ö.  MB  4.3.  bt.  Maikenschats  i.  China  (72).«) 


fOr  das  einxelne  Bzemplar  dieser  neuen  Senderanegabe  beträgt  bei  nnmittel- 
barem  Besage  Tom  Verleger  10  Ff.  Beim  Besage  einer  größeren  Ansah!  Ton 

Exemplaren  des  Neudrucks  werden  1000  Exemplare  für  80  500  Exemplare 
f ar  45  JL  und  100  Exemplare  ffir  9,60  JL  geliefert  waden. 

Die  Seemannsämter  sind  ansaweisen,  je  einen  Abdruck  der  V.  bt.  das 
Ruderkommando  jedem  bei  ihnen  an-  oder  abmusternden  Kapit&n,  der  einw 
solchen  nicht  besitzt,  unentgeltlich  zu  behändigen." 

'  i  .Kach  einer  Mitteilung  des  Herrn  Ministers  iK  r  auswärtigen  Angelegen- 
heiten hat  die  kaiserlich  -  russische  Regierang  nunmehr  diejenigen  inneren 
Beliörden  bestinunt,  welche  aar  Aoaetellang  der  für  die  Eheschließung  rassischer 
Staatsangehörigen  ehristUohen  Bekenntnisses  in  Frenfien  erforderUdien  Zeog- 
niese  ftber  das  Niefatbekanntsein  Ton  BlwhindemiBsen  (Art  43  §  1  des 
preußischen  Aasfflhmngsgdsetses  snm  BGB)  zuständig  sind.  Danach  werden 
diese  Zeugnisse  im  allgemeinen  von  den  (Temeindegcistlichen,  für  Angehörige 
des  römisch-katholischen  BekeiiiiLnisses  aber  von  den  Polizeibehörden  erteilt: 
zuständig  sind  die  geistlichen  oder  Polizeibehörden  des  Ortes,  wo  der  rassische 
Vwlobte  in  Roßlaad  wohnt  oder  seinen  letsten  Wohnsits  gehabt  hat. 

Bnere  Bochwohlgeboren  ersodien  wir  gefälligst  die  Ihnen  nachgeordneten 
Standesbeamten  in  gedgneter  Weise  entsprech«id  sn  Tontftndlgrai  nnd  die 
bei  Urnen  dorcblaafenden  Befrdangsgesnobe  duistUoher  Rossen  und  Russinnen 

unter  dem  Gesichtspunkte  zu  prüfen,  ob  die  Befreiung  mit  Rücksicht  auf 
die  t^esfbehene  Bestellung  zuständiger  russischer  Hehörden  überhaupt  in  Fraofo 
kommen  kann.  Für  russische  Staatsanjjebfhiire  jüdischen  Bekenntnisses  hat 
eine  Bestellung  russischer  Behörden  für  die  Erteilung  der  gedachten  Zeug- 
nisse noch  nicht  stattgefonden.  Wegen  der  fozmdlen  Inderuug  des  gemein» 
Samen  Rnnderlasses  vom  13. 3. 03  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  8. 28)  wird  dem- 
nftdist  weitere  YerfOgang  ei^^en*. 

>)  „Nachdon  frOber  mit  Frankreich,  den  Niederlanden  nnd  Bdgien  Ab- 
kommen über  den  gegenseitigen  Markenschutz  in  China  abgeschlossen  worden 
sind,  ist  jetzt  eine  gleiche  Vereinbarang  mit  der  italienischen  Regiemng  ge- 
troffen worden. 

Deinsxemiiß  sind  die  mit  Jurisdiktion  verselientm  deutschen  Konsular- 
bühörden  in  Cliina  dahin  verständigt  worden,  dali  gegen  diejenigen  Reichs- 
angehörigen  einzuschreiten  ist,  welche  die  in  Deatschland  eingetragenen  Waren» 
seichen  eines  Italiraers  nnbefngt  verwerten.  Die  italienische  Regiemng  hat 
ihre  Konsnlurbebttrden  in  China  mit  entqpredmidar  Weisang  fttr  den  Fall 
zu  versehen,  daß  die  Iflr  einen  Deutschen  in  Italien  eingetragene  Iburke  in 
China  von  einem  Italiener  nachgeahmt  wird.' 


Deutschland:  Prcutkn. 


469 


6.  HB  30.8.  bt.  Marken schnts  i.  Marokko  (97). 

7.  MV  8.4.  btd.  AnsweiBODg  Ibtigur  Anslftnder  a.  d.  prenß. 

Staatsgebiet  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  1904  8.180).<) 

7a.  MY  15.  5  bt.  Zustellung  nngarischer  Scbriftstttcke 
(JMBl  1904  S.  130).^) 


„Nach  tnner  Erklärung  der  portugiesischen  Regierung  können  die  der 
portugiesischen  (Jerichtsbarkeit  unterworfpnon  Personen,  die  sich  im  Bezirke 
des  portugiesischen  Konsulargerichts  in  Tanger  aufhalten,  zur  Verantwortung 
gezogen  werden,  wenn  sie  deutsche  Fabrik-  und  Handelsmarken,  die  in  Por- 
tugal dngeferagm  sind,  nnbeliigt  Yflrwertsn." 

3)  „Von  seilen  der  Herren  B^gierungsprSsidenteh  ist  wiederholt  in  Binsel- 
UHUsk,  wo  es  lidi  nm  die  Answdsung  Iftstiger  Aualinder  aus  dem  prenBi- 
schen  Staatsgebiete  handelte,  auf  Grand  des  §  17  Abs.  2  der  Bundesrats- 
vorschriften vom  10.  12.  90  iZBl.  f.  d.  Deutsche  Reich  S.  378)  die  Erstattung 
derjenigen  Kosten,  welche  durch  die  Beförderung  des  Ausgewiesenen  durch 
aaßerdcutsches  ücbiet  entstanden  waren,  aus  Reichsfond.s  beantragt  worden 

Der  §  17  der  erwähnten  Vorschriften  bezieht  sich  auf  Ausweisungeu  aus 
dem  Boich sgebiete;  bei  Ausweisungen  aus  den  einsdnon  Bundesstaaten 
findet  er  nach  dem  Bnndesratsbeschlnsse  yom  ao.  5. 91  (§  297  der  Protokolle) 
nur  insoweit  Anwendung,  als  es  sich  um  die  Verteilung  der  innerhalb  der 
Reichsgrenzen  entstandenen  Transportkosten  handelt.  Den  obenerwähnten 
Anträgen  hat  dahi  r  nicht  entsprochen  werden  können,  die  in  Rede  stehenden 
Kosten  fallen  vielmehr  demjenigen  Staate  zur  Last,  aus  dessen  Gebiet  die 
Ausweisung  erfolgt  ist.  In  Preußen  sind  sie  auf  den  LandespoUzeifonds  zu 
flbernehmen." 

^  ,AnslSndische  SchriftstOcke,  wdche  mit  (Um  Ersuchen  um  Herbei- 
ftthrung  der  Zustellung  im  diplomatischen  Wege  dem,  Herrn  Minister  der 

auswärtigen  Angelegenheiten  xugehen,  werden  von  diesem  rci,o  Imäßig  den 
Justizbehörden  unmittelbar  zur  Erledigung  Ubersandt.  Nur  bei  der  t'ber- 
sendung  ungarischer  Zustellungsersuchen  ist  bisher  meine  Vermittelung  ein- 
getreten. Künftig  werden  indessen  zur  Vereinfachung  und  Beschleunigung 
des  GeschAftsgaugs  andi  die  ungarischen  Schriftstfldce,  welche  zugestellt 
werden  sollen,  den  JustisbehOrden  unmittelbar  durch  den  genannten  Horm 
Minister  flbermittelt  werden,  bidem  ich  die  Jnstinbehttrden  hienrcm  in  Kenntnis 
setsOi  bestimme  ich: 

Ersuchen  nngarischer  Behörden  um  Zustellungen  sind  von  den  Amts- 
gerichten regelmäßig  in  der  Weise  zu  erledigen,  daß  die  Person,  welcher 
zugestellt  werden  soll,  schriftlich  ohne  Zustellungsnachweis  von  dem  Eingange 
des  Sehriftstflidcs,  wenn  tunlich  unter  kuner  Mitteilung  dea  Inhalts  und 
unter  Beseichnung  der  ersuchenden  ungarischen  Behtfrde  benachrichtigt  wird. 
Damit  ist  die  Aufforderung  zu  verbinden,  das  Schriftstflck  binnen  einer 
Woche  auf  der  Qerichtsachreiberä  persttnlich  oder  durch  einen  BeroU- 
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8.  ]iiyi6.d. bt.  Auslieferung' dB terreichiseher  Desertenve  etc. 
(147).  1) 


mftclitigteii  in  Bmpfuig  m  wbmeik,  vidiigeoblls  die  AnDahme  »Ib  Terwdgwfe 
angesehen  und  das  Sduiftstfick  luittckgeBandt  voden  wllide. 

Eradieint  der  Adressat  an  der  GeridhtSBtelle,  so  ist  ihm  das  Schriftstück 
vorzuleben  und  ihm  dabei  zu  eröffnen,  daß  er  es  in  Empfang  nehmen  oder 
ohne  Annahme  von  Gründen  die  Annahme  ablehnen  könne. 

Wird  das  Schriftstück  ausgehändigt,  so  hat  der  Gerichtsschreiber  auf 
äua  Empfangsscheine,  welcher  gewöhnlich  den  ungarischen  Zustelinngsersuchen 
beigefagt  wird,  die  Unteredirüt  des  Empflkngers  unter  Beifügung  des  Amts- 
si^ds  zu  beglaubigen.  In  dem  B^tlambigungsrennerk  ist  die  Person  des 
Empfängers  genan  m  beseiohnen.  Der  Empfangssohdn  ist  demnächst 
znrflckzurcichen. 

Wird  die  Annahme  abgelehnt,  so  ist  unter  Wiederbeifügung  des  Zu- 
stellnngüer^iuchens  über  das  Yeranlaßte  an  den  Herrn  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  sn  berichten.  Der  Bwioht  ist  mOgliohBt.  Iran  m 
fessen.  Wtxd&k  Scbriftstflcte  znrflclq^idit,  so  ist  die  Verwendnng  dnes 
ümschlagbogoDiB  gestattet 

Gebühren  und  Auslagen  sind  für  das  Verfaltreil  bis  auf  weiteres  nicht 
in  Ansatz  zu  bringen.  Eine  Übersetsong  der  sosostellenden  Schriftstücke 
ist  regelmäßig  nicht  anzufertigen. 

Eine  abweichende  Behandlung  ungarischer  Ersuchen  um  Zustellung  ist 
gMrtattet^  iraan  bes(»ideire  ümsttode  dies  recMfertigen.  Insbesondere  kdnnen 
Schriftstücke  den  Empttngem  durch  OerichtSToIbdeher  ansgelAndigt  werden, 
wenn  dies  im  Interesse  deatscher  Beidisangdittiigw  erforderlich  erscheint» 
8.  B.  das  Schriftstück  die  Ladung  au  einem  Termin  enthält,  der  auf  Ersuchen 
einer  deutschen  Behörde  vor  einem  ungarischen  Gericht  anberaumt  ist  In 
dieser  Weise  ist  -jedoch,  wenn  das  Schriftstück  durch  Vcruütlelung  des  iierru 
Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  eingegangen  ist,  nur  auf  dessen 
Ersuchen  zu  Terfahren. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden,  wenn  das  Ersuchen  um  Zu- 
Stellung  im  Wege  des  unmittelbaren  Geschäftsyerkdirs  eingegangen  ist, 
entsprechende  Anwendung ;  die  Zurücksendung  des  Empfangsscheins  oder 
sonstiger  Schriftstücke  hat  jodorh  in  diesen  Fällen  nicht  an  den  Herrn 
"Minister  der  auswärtigen  Aimi  Ic iiheiten,  sondern  unmittelbar  an  die 
ersuchende  ungarische  Ikliurdt;  zu  erfolgen. * 

^1  „Unter  Bezugnahme  auf  die  in  Erledigung  des  Runderlasses  vom 
6.  7. 03  erstatteten  Berichte  bestimme  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  dafi  auch  den  auf  die  Kartell- 
konvention  vom  10. 2. 31  gestützten  Anträgen  auf  Ansllderung  österreichischer 

Deserteure  und  Gestellungspflicht igni  nur  mit  Genehmigunc:  der  Zentral- 
instanzen entsprodton  werden  darf.  Es  ist  demnach  in  jedem  derartigen  Falle 


Digitized  by  Google 


Deutöclilaud ;  Preußen. 
8a.  HB  17.  6.  M.  Konsularbeamte  eCe.  (132). 


471 


gleichwie  hinsichtlich  der  Anträge  auf  Ausliefenmg  strafrechtlich  verfolgter 
Personen  in  analoger  Anwendung  der  Vorschrift  Ziff.  4  des  Runderlasses  vom 
2y.  10.  07  (MBl  8.  214)  die  ministerielle  Entscheidung  einzuholen. 

Bezüglich  der  auf  Grund  des  Art.  12  der  erwähnten  Kartellkonvention 
gestdlten  AwtHeferongButrtge,  bei  denen  es  sieb  nicht  um  Fabnenflflehtige 
im  eigenflioben  Sinne,  sondern  in  der  Begel  vm  Ferscmen  liandelt,  die  blofi 
der  Gestelinngs-,  Melde»  oder  ÜbungspfUcht  in  Österreich  nicht  genügt  haben, 
ist  zur  Vermeidung  unnötiger  Härten  von  der  vorlrmfir^cn  Festnahme  der 
Auszuliefernden  in  der  Hegel  abzusehen.  Einem  ausdrücklichen  Antrage  der 
österreichischen  Behörden  auf  vorläutige  Festnahme  würde  in  derartigen  Fällen 
—  Torausgesetzt,  daß  die  Reichaaasl&ndereigenschaft  des  Betreffenden  fest- 
steht —  nur  dann  in  entsprechen  sein,  wem  Qnmd  an  der  Annahme  yor- 
liegt,  daß  der  AnsinlietBmde  Tersnelien  wird,  durch  heimlidien  Anfenthalts- 
wechsel  die  Anslieferong  zu  vereiteln. 

Tm  übrigen  ersnche  ich  Euere  Hochwohlgeboren  ergebenst,  in  den  za 
erstattenden  Berichten  neben  der  Äußerung  über  die  Zuliissigkeit  der  Aus- 
lieferung an  sich  auch  die  Frage  zu  erörtern,  ob  der  Auszuliefernde  verheiratet 
ist  beaw.  Fkunilienangehörige  im  Unlande  besitat,  deren  Unterhalt  ihm  obliegt 
ond  die  im  Falle  der  Bewilligung  der  Ansliefenmg  etwa  der  öffentlichen 
Azmenpilege  anheimfallen  würden,  so  daß  ihre  Heimsdhafhmg  Teranlaßt  werden 
mOßte.  Zutreffendenfalls  würde  im  Berichte  zugleich  anzugeben  sein,  ob  die 
event.  ilxrnahme  der  Angehörigen  nach  (Österreich  dnrrh  eine  Erklärung  der 
betreHemlen  Dsierreichischen  Verwaltungsbehörde  sichergestellt  ist. 

Endlich  ersuche  ich  stets  eine  Äußerung  der  zuständigen  Staatsanwalt- 
schaft liber  die  in  Bede  stehenden  Anslfefenmgsantrftge  mit  Mekdcht  auf 
Art  4  b  der  Kartellkonvention  herbdaaftthren  und  dem  Beridite  «nsnschließen.* 

^)  „Die  nachstehenden  t 'bersichten  der  Orte,  an  denen  sich  gemäß  §  5  des 
Ges.  vom  7.  4.  00  über  die  Konsulargerichtsbarkeit  (RGBl  S.  213)  zur  Ausübung 
der  Gerichtsbarkeit  befugte  oder  solche  kaiserliche  Konsularbeamte  befinden 
welchen  in  (xeniäljheit  des  §  20  des  Ges.  vom  8.  11.  67,  betreffend  die  Organi- 
saiiuu  der  Bundeskonsulate  sowie  die  Amtsrecbte  und  Pflichten  der  Bundes- 
konsnln  (Bande»>GesetibL  8. 137)  die  Befugnis  nur  Abhamng  von  Zeugen  nnd 
sur  Abnehme  von  Eiden  erteilt  ist,  werden  cur  Kenntnis  d«r  Justizbehörden 
gebracht.  Die  Übersichten  sind  dem  neufsten  Verzeichnisse  der  kaiserlich 
deutschen  Konsulate  entnommen,  aus  welchen  anch  £iame  und  Amtscharaicter 
der  betreffenden  Beamten  ersichtlich  sind. 

A.  Übersicht  der  Orte,  an  denen  sich  kaiserliche  zur  Aus- 
übung    der     Gerichtsbarkeit     befugte  Konsularbeamte 

befinden. 

1.  In  China:  Amoy,  Canton,  Hankan,  Itschang,  Nanking«  Sehan^al, 

Swatau,  Tientsin,  Tsehifa  und  Tsiminfn; 

2.  in  Korea:  OHul; 
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8.  ia  Haraeco:  OaMblanca  und  Tkngsr; 

4.  in  Persien:  Buschär  und  Teheran; 

5.  in  H  n  m  ä u  i c n : Bukarest,  Qalats  and  Jassy: 

6.  in  Serbien:**)  Belgrad; 

7.  in  Siam:  Bangkok; 

8.  auf  den  Inseln  der  Sfldsee,  soweit  sie  nicht  zu  einem 
deutschen Selmtsgebiete  gebfiren  nnd  sofera  sie  nicht 
einer  Tom  Reiche  aaerkaaatea  aaderweiten  Juris- 
diktion unterworfen  sind:  Apia  (Samoa); 

9.  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  der  Levante:  Alex- 
andrien ♦**),  Beirut,  Cairo***),  Canea,  Jaffa.  Jerusalem,  Konstanti- 
Bopel,  Rustschok,  Salonik,  Smyrna,  Sofia  und  Vama; 

10.  in  Zaasibar:  Zamdbar. 

B.  Übersicht  der  Orte,  an  denen  sieb  kaiserliche  Konsalar* 
beamte  befinden,    welchen  die  Befugnis  zur  Abhörung  von 

Zen^pn  und  zur  Abnahme  von  Eiden  kraft  der  von  ihnen 
ausgeübten  Gerichtsbarkeitzustehtoderbesonderserteiltist. 

1.  In  der  Argentinischen  Republik:  Buenos  Aires; 

2.  in  Belgien:  Antwerpen  and  Brflssel; 

3.  ia  Brasilien:  Babia,  Coritiba,  Desterro,  Par&  (Betern),  Porto 
Alegre,  Rio  Grande  de  8nl,  Rio  de  Jantiro  nnd  Slo  Faalo; 

4.  i  n  C  h  i  1  e :  Valporaiso ; 

5.  in  China:  Amoy.  Canton.  Futschau,  Hankau,  Itschang,  l^anking, 
Schaniihai.  Swatau,  Tientsin,  Tscbifu  und  Tsiuanfu; 

6.  in  Columbien:  Bogota ; 

7.  in  der  Repablik  Gaba:  ^vana; 
6.  in  D&aemark:  K<qienhagea; 

9.  in  Frankreich  aad  fraasSsichen  Besitxaagen:  Algier, 

Paris  und  Saigon ; 

10.  in  GroÜbritannienund  dessenKolonien:  Bombay,  C'alcutta, 
Capstadt,  Durban,  Hongkong,  Johannesburg,  London,  Melbourne, 
Pretoria,  Singapore  und  Sydney; 

11.  in  Italien:  Florenz,  Genna,  Mailand,  Measlaa»  Neapel  aad  Rom; 

12.  in  Japan:  Kobe,  Nagasaki,  Tamsui-TwataÜa  aad  Yokohama; 


*  Tatsächlich  wird  von  den  kaiserlichen  Konsalarbehördea  in  RomAaien 

die  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  in  vollem  Umfang  ausgeübt. 

**)  Vgl.  Art.  XXY  des  Konsolarvertrags  mit  Serbien  vom  6.  1.  83 

(RGBl  S.  62). 

***)  Vgl.  die  Ges.  vom  30.  3.  74  (RGBl  S.  23)  und  vom  5.  6.  80  (RGBl 
8. 145)  sowie  die  V.  Tom  93. 12.  76  (RGBl  8. 381),  vom  23. 12. 80  (RGBl  8. 192), 
Tom  15. 2.  97  (RGBl  S.  17)  Tom  3. 1.  Ol  (RGBl  S.  3)  aad  Tom  4.  2.  04 
(RGBl  S.  61). 
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9.  ME  3.  6.  bt.  d.  chinesische  Handelsflagge  |,MB1  d.  Uandels- 
and  Gew.-Verw.  1904  S.  263). ») 

10.  MV  27.  6.  bt.  Anfhabtne  ungarischer  Staatsangehttriger 
i.  deutsche  Heilanstalten  (MBl  L  d.  innere  Verw.  1904  S.  140).  >) 


18.  in  Korea:  Söul: 

14.  in  Liberia:  Monrovia; 

16.  in  Marocco:  CasabUuioa  nnd  Tanger; 

16.  in  den  Niederlanden  nnd  den  niederl&ndiscben  Besit- 
zungen: Amsterdam,  Bataria  nnd  Rotterdam; 

17.  in  Paraguay:  Asuncion; 

18.  in  Per  sie  n:  Buschär  und  Teheran; 

Id.  in  den  purtugiesichen  Besitzungen:  Laurent  Marques 

und  San  Paulo  de  Loanda; 
30.  in  Biimftnien:  Bokaiest,  Oalats  und  Jasaj; 

21.  in  Ru 81  and:  Kiew,  Moakaii,  Odessa,  8t.  Petersburg  und  Riga; 

22.  in  Schweden  u n d  N or wegen:  Stockholm  und  Christiania; 

23.  i  n  S  e  r  b  i  8  n :  Belgrad ; 

24.  in  8 i a m  :  Bangkok : 

2ö.  in  Spanien:  Barcelona  und  Madrid; 

26.  auf  den  Inseln  der  Südsee:  Apia  (Samoa); 

27.  auf  der  Balkanhalbinsel  und  in  der  Levante:  Alex- 
andrien, Bdmt,  Gairo,  Cansa,  Jaüa,  Jwusaiem,  Konstantinopd,  Port 
Said,  Rustschuk,  Salonik,  Sarajevo,  Smyrnaj  Sofia  und  Vama; 

28.  in  Tunis:  Tunis; 

2y.  i  n  U  r  u  g  u  a  y :  Montevideo  ; 

30.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  deren 
Besitzungen:  Chicago,  Gincinnati, Manila, New-York,  Philadelphia, 
San  Fkanziako  und  St  Louis; 

31.  in  Zansibar:  Zansibar. 

,.Ich  ersuche  Sie  unter  Hinweis  auf  meinen  E.  vom  11.  1.  04  (MBl 
S.  U'i,  die  beteiligten  Kreise  Ihres  Verwaltungsbezirks  darauf  aufmerksam 
zumachen,  daß  die  chinesische  Handelsflagge  mit  einem  steigenden  Drachen 
im  gelben  Kreise  nur  für  Geschäfte  gilt,  die  von  einem  einzelnen  Kaufmanne 
betrieben  werden,  und  dafi  fOr  Gesdiftfte,  die  y«m.  mAaeman  Kaafleuten  ge- 
meinsam betrieb«»  werden,  ein«  Flagge  mit  swei  steigenden  Dradien  im 
gelben  Krdse  festgesetzt  wMden  ist." 

*)  „Seitens  der  königlich  ungarischen  Regierung  ist  der  Wunsch  aus- 
gesprochen worden,  daß  künftighin  den  Mitteilungen  über  die  erfoltrte  Auf- 
nahme ungarischer  Staatsangehöriger  in  deutsche  Heilanstiiltcn  möglichst 
genaue  Angaben  über  den  letzten  Aufenthalt  in  der  üeimat  (Wohnungs- 
adresse), die  Namen  der  Eltern,  das  Alter  nnd  die  Besch&ftigung  der  Kranken 
beigefagt  wttden,  da  die  genannte  Regierung  sonst  oft  nicht  in  der  Lage  ist, 
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11.  MV  12.  7.  bt.  d.  erste  Jurist.  Prüfung  ^JMBl  1904  S.  177). 
11«.  MV  38. 7.  tb.  d.2iiisi«]iiiiig  ütwmdflr  Kontvlarbeamten  L 
preuS.  Seeh&fen  (250)^). 

die  Identität  des  betreffende!!  Knnken  festznsteUen  und  die  «wAimchten 

Veranlassuntren  zu  treffen. 

In  Envciterung  der  bestehenden  Vorschriften,  insbesondere  der  E. 
vom  5.  8.  öl  (MBl  S.  210),  16.  9.  Ol  und  27.  2.  03  ersuchen  wir  daher  er- 
gebeoat,  die  YoistiiidB  und  Imtu  der  ^Hanatalten  des  dwtigen  Bezirks 
gefiUligst  anzuweisen)  in  Znkonft  die  Anidg«n  ttber  die  Anfnahme  erloankter 
Ungarn  in  der  oben  angegebenen  Ricbtong  zu  vervollständigen." 

^)  1.  „Soll  in  preußischen  Seehäfen  an  Bord  eines  nichtdentschen  Handels- 
schiffs eine  üntersnchuntrshaiidluiig  (Durchsuchung,  BeschlaeTiahmo,  Verhaftung, 
vorläutigi  Frstnalinn  ,  \'ernehmungi.  eine  Zwangsvollstreckung  oder  eine  andere 
Handlung  amtlichen  Zwanges  vurgeuummen  werden,  so  ist  hiervon  der  in 
dmn  Bafenort  oder  in  dnem  nnvdt  von  diesrai  belegenm  Orte  ai^tdlte 
und  fttr  den  Hafenort  sngelassene  Konsularbeamte  (Oenetalkonsiili  Konsnl, 
Tuekonsd,  Konsularagent)  desjenigen  Staates,  welchem  das  SchiS  angehdrt, 
unter  genauer  Angabe  der  Stunde  rechtzeitig  zu  benachrichtigen  und  zur 
Anwesenheit  einzuladen.  Erscheint  zu  der  angegebenen  Stunde  weder  der 
Konsularbeamte  noch  ein  von  ihm  abgeurdnetc'r  Vertreter,  so  ist  zu  der 
Amtshandlung  zu  schreiten,  ohne  daß  das  Eintreffen  einer  dieser  Personen 
abgewartet  an  werden  brancbt. 

8.  Waltet  Gefahr  im  Yenng  ob,  so  bedarf  es  der  vorgingigen  Benach- 
lichtignng  nicht.  Dem  Konsalarbeamten  ist  jedoch  nachträglich  yon  der 
vorgenommenen  Amtshandlung  sobald  als  tunlich  Nachricht  zu  geben. 

3.  Eine  Benachrichtigung  fl^y  Konsnlarboamten  unterbleibt,  wenn  es  sich 
um  solche  Schiffsbesuche  und  13esiclitigungen  handelt,  welche  im  zollamtlichen 
oder  gesundheitspolizeilichen  Interesse  oder  aus  Anlaß  der  Erhebung  von 
SchÜhhrtsabgaben  Tomniehmen  sind. 

4.  Die  Yorsdiriften  unter  1  nnd  2  finden  aach  Anwendung,  wenn  Per- 
sonen der  Schiffsmannschaft,  SchiSsoffiziere  oder  der  Kapitftn  an  Land  vor  • 
den  Behörden  oder  Beamten  des  Hafenorts  sich  vernehmen  zu  lassen  oder 
sonstige  Erklärungen  abzugeben  haben.  Hierunter  fallen,  unbeschadet  der 
über  die  Zuziehung  der  fremden  Konsularbeamten  in  Staatsverträgen  ge- 
troffenen weitergehenden  Verabredungen,  nicht  Handlungen  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  die  anf  iüitrag  einer  Person  der  SofaiHamaansdiaft,  eines 
SchiSsoffisiers  oder  des  KapitHits  anfgenommen  werden,  insbesondere  nicht 
Verklarungen 

5.  Durch  die  Zuziehung  soll  dem  Konsularbeamten  Gelegenheit  geboten 
werden,  et\\uig<  ii  Mißverständnissen  oder  Irrtümern  vorzubeugen  oder  sie 
alsbald  aufzuklären. 

6.  Bio  Bestinunnngen  in  Nr.  1,  4,  6  bleiben  anfier  Anwendung,  sobald 
die  beteiiigten  BebOrd«!  von  der  Zentralstene  aus  benaohrichtigt  werden,  daß 
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IIb.  Ges.  24  7.  bt.  d.  S  taat  s  schu  1  d  b  u  <  h  GS  V.m  S.  167).  i) 
11c.  des.  2i).  H.  bt.  d.  Spiel  i.  a  u  U  v  r  j»  r  c  u  ß.  Lotterien  1 25.5'i.  2) 


in  dem  Lande,  dem  das  Uaudelaschifi  angehört,  die  Qegenaeitigkeit  nicht 
verbürgt  erscheint. 

7.  1^  iWJwMMimfliMi  in  Ho.  1,  2,  4,  6  Ündon  «ndi  auf  Amtahandlongen 
Anwendung,  die  an!  Bnncheii  der  Behörden  des  fremden  Staatet  Toq^ommen 
werden  solkii,  dm  das  Schiff  angehört  Wenn  die  ertndMnde  franda  Be- 
hörde einem  anderen  Staate  angehört,  als  das  Schiff,  so  ist  zu  prüfen,  ob 
etwa  mit  Rücksicht  auf  die  für  die  GewährnnsT  der  Rechtshilfe  in  Betracht 
kommenden  Staatsvertrii^o  und  die  alli^cnu  iiit n  (irundsätze  des  Völkerrechts 
nach  den  bezeichneten  Bestimmungen  zu  veriabren  oder  ein  anderes  Vorgehen 
geboten  ist  Bzgeben  sieh  in  dieser  Besidinng  irgeadwsldie  Bedenkeii,  so 
ist,  wenn  die  Bilbedttrftigkeit  der  Sache  es  irgend  gestattet,  die  Amtshandlung 
zunächst  nicht  Tomnehmen,  sondern  die  Weisung  der  Yo^esetsten  Behörde 
einzuholen. 

8.  Diese  Verfüfrung  tritt  am  1.  Oktober  1904  in  Kraft." 

>)  ^Das  Gesetz,  betreifend  das  Staatsschuldbuch,  Tom  20. 7. 83  (OS  S.  120) 
wird  dahin  abgeändert : 

I.  Der  §  4  No.  3  erhält  folgende  Fassung : 

3.  einzelne  eingetragene  Genossenschaften  und  einselne  einge- 
schriebene Hilfskassen,  welche  im  Qehiete  des  Deutschen  Reichs 
ihien  Sitz  haben,  sowie  einzelne  juristische  Personen. 

II.  Der  erste  Absatz  des  §  7  erhält  folgenden  Zusatz: 

Ah  gesetzlicher  Vertreter  einer  jnristisrhcn  Person,  die 
nicht  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  ihren  Sitz  hat,  gilt,  wer 
seine  Yertretungsbefugnis  nach  den  vom  Finanzminister  er- 
lassenen  AusffllimngBbestinunnngcn  nachgewiesen  hat* 

3)  ,§  1.  Wer  in  auBerpreoSischen  Lotterien,  die  nicht  im  Königreiche 
Prenflen  zugelassen  sind,  spielt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Mk.  oder  im 

Kichtbeitreibungsfallc  mit  Haft  bestraft. 

§  2.  Wer  sich  dem  Verkauf  oder  der  sonstigen  Veräußerung  eines 
Loses,  eines  Losabschnitts  oder  eines  Anteils  an  einem  Lose  oder  Losabschnitte 
der  im  l  bezeichneten  Lotterien  unterzieht,  insbesondere  auch,  wer  ein  Los. 
einen  Lusabschnitt  oder  einen  Losanteil  dieser  Art  zum  Erwerb  anbietet  oder 
zur  Yer&n£emng  bereit  h&lt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mk.  bestraft. 
Die  gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  bei  einem  solchen  Gesch&ft  oder 
eilMf  solchen  Handlung  als  Mittelsperson  mitwirkt. 

Ist  die  Zuwiderhandlung  durch  eine  Person  begangen,  welche  Losehandel 
gewerbsmäßig  betreiht,  oder  hei  ihm  gewerbsmäßig  Hilfe  leistet,  oder  ist  sie 
durch  öffentliches  Auslegen.  Ausstellen  oder  Aushängen  oder  durch  Versenden 
eines  Loses,  eines  Losabschuitts,  eines  Bezugscheins,  eines  Anteilscheins,  eines 
Angebots,  einer  Anzöge  oder  eines  Lotterieplans  oder  durch  Binrflcken  eines 
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12.  UV  20.  9.  bt.  Verkehr  anfierdentscber  Auswanderer 
ttb.  d.  preuB.  Grenze  (HBI  f.  d.  innere  Yerw.  1904  8.  276). 

Angebots,  einer  Anzeige  o<ler  <  ines  Lotterieplans  in  eine  in  Pn  nßen  er- 
scheinende Zeitung  erfol<rt  so  tritt  Geldstrafe  von  lüO  bis  zu  lötXiMk.  ein. 

Jede  einzelne  Verkaufs-  oder  Vertriebshandliing,  namentlich  jedes  einzelne 
Anbieten,  Berettbalten,  Aaslegen,  Ausstellen,  Aushängen,  Versenden  eines 
Loaes,  einet  Iiosabscbnitts,  eines  Besogsscibeins,  dnes  AnteUacbelnB,  eines 
Angebots,  einer  Ansdge  oder  eines  Lotteri^lans  wird  als  besonderes  selb- 
ständiges Vergehen  bestraft,  auch  wenn  die  einzelnen  Handlungen  zusammen« 
hängen  und  auf  einen  einlieitlichen  Vorsata  des  Täters  oder  Teilnehmers  zu- 
rückzuführen sind. 

§  3.  Wer,  nachdem  er  wegen  eines  der  im  §  2  bezeichneten  Vergehen 
reditskitftig  verurteilt  worden  ist,  abermtJs  eine  dieser  Handlangen  begeht, 
wird  in  den  FUlen  des  §  2  Abs.  1  mit  Geldstrafe  von  100  bis  an  1500  Ifk., 
in  den  FKUen  des  §  2  Abs.  2  mit  Geldstrafe  von  200  bis  an  2000  Ifk.  bestraft 

§  4.  Jeder  fernere  Rückfall  nach  vorausgegangener  rechtskräftiger 
\'ernrteilnng  im  ersten  Bttcldalle  zieht  Geldstrafe  von  300  bis  an  äOOO  Mk. 
nach  sich. 

§  5.  Die  Bestimmungen  der  g§  3  und  4  finden  Anwendung,  auch  wenn 
die  f  robben  Geldsferatiai  nodi  niebi  oder  mar  teilweise  gezahlt  odor  gans  oder 
teilwuse  erlassen  sind;  sie  bleiben  jedodh  aosgescldossMi,  .woin  seit  der 
Zahlung  oder  dem  Erlasse  der  letzten  Geldstrafe  oder  der  YarbUflong  der  an 
ihre  Stelle  getretenen  Freiheitsstrafe  bis  snr  Begehung  der  neooi  Zuwider- 
handlung drei  Jahre  verflossen  sind 

6.  Wer  CTewniiiLigebnisse  der  im  §  1  bezeichneten  Lotterien  in  einer 
in  Preui^en  erscheinenden  Zeitung  veröffentlicht  oder  durch  öffentliches  Aus- 
legen, Ansstelloi  od«  Aushängen  bekannt  gßt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
60  Uk.  bestraft  Gehört  der  T&ter  oder  Teilnehmer  an  den  im  §  2  Abs.  2 
bezeichneten  Personen,  so  tritt  Geldstrafe  von  100  bis  zu  600  Mk.  ein. 

§  7.  Den  außerpreußischen  Lotterien  sind  alle  außerhalb  Preußens  ver- 
anstalteten Ausspielungen  beweglicher  oder  unbew^licher  Gegenstände  gleich 
zu  achten. 

§  8.  Dieses  Gesetz  tritt  vier  Wochen  nach  der  VerofientUchung  im 
ganzen  Umfange  der  Monarchie  in  Kraft.  Gleichartig  wird  mit  dieson  TSge 
das  Geeets,  betreffend  das  Spiel  in  anfitr^eofiischen  Lotterien,  vom  29. 7. 85 

(GS  S.  317)  außer  Kraft  gesetzt." 

^)  „Zur  Regelung  des  Verkehrs  außerdeutscher  Auswanderer  über  die 
preußische  Grenze  wird  hierdurch  das  Tsachstehende  angeordnet: 

Der  Eintritt  in  das  preuUisclie  Staatsgebiet  ist  nur  dann  zu  gestatten, 
wenn  die  Auswanderer  einen  mit  einer  in  Deutschland  konzessionierten 
ScbifbLhrtsgeseUsdiaft  abgeschlossenen  Passagevertrag  zur  Fahrt  nach  einem 
anfierdentsehen  AnsschiSongdiafen,  eine  Eüsenbahnlahrkarte  bis  zum  Ein« 
schilfangshafen  und  ausreichende  Barmittel  besitzen,  welche  ihre  Aufnahme 
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12a.  MV  27.  9.  bt.  d.  Kosten  d.  Rechtshilfe  etc.  (JMBl  190-1 

S.  255).  h 

an  dem  Rcisi'zielc,  odvv  im  Falle  ihrer  dortigen  Zurückweisung  die  Rück- 
beförderuni:  in  f^p  Heimat  gewährleisten.  Hierzu  ist  wie  bisher  bei  gesunden 
und  nicht  gebrechlichen  Personen  von  mehr  als  lU  Jahren  eine  Summe  von 
je  400  JC,  bei  jüngeren  Personen  eine  Summe  Ton  je  100  JC  für  erforderlich 
n  halten. 

AUe  aufiordeutsohen  Aoswanderei,  welche  diese  Bedingungen  nicbt  er- 
füllen, haben  eine  T!i  fiintriertlatioB  za  pasaieren,  wie  solche  zurzeit  in  Hys- 
lowitz  und  Ratibor  bestehen. 

Die  Einrichtung?  und  der  Betrieb  dieser  Hegistrierstationen  richtet  sich 
nach  den  hierüber  ergangenen  besonderen  Bestinimuni.'im. 

Insoweit  in  anderen  deutschen  Bundesstaaten  Iii  giätrierstationen  nach 
denselben  Grunds&tcen  eingerichtet  sind,  genflgt  das  Passieren  dieser  Stationen 
«neh  fti  die  Durchbeförderung  durch  das  diesseitige  Staatsgebiet. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  auf  die  Aus- 
wanderer, welche  die  russisch-preußische  Grenze  und  die  dortigen  KontroU- 
Btationen  passieren. 

Im  übrigen  treten  diese  Bestimmungen  unter  Aufhebung  aller  entgegen- 
stehenden  friheren  Anordnungen  für  alle  außerdeutscbeo  Auswanderer  in 
Kraft  ohne  Unterschied,  ob  diese  von  inländischen  oder  ausländischen  Sohiff- 
fahrtsgesellschaften  befördert  wer  den. 

1)  ,Nach  einer  zwischen  den  Regierungen  sämtlicher  Bundesstaaten 
getroffenen  Vereinbarung  sind  hinsichtlich  der  Kosten  der  Rechtshilfe  unter 
den  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten  fortan  die  aus  der  Anlage  ersicht- 
lichen Grundsätze  zu  beobachten. 

Da  nach  diesen  Grundsätzen  eine  Erstattung  der  durch  die  Ynrndunung 
von  SachversULndigen  entstehenden  Auslagen  nicht  mehr  stattfindet,  sind  in 
Zukunft  di<  B>  Stimmungen  der  Allgemeinen  VerfOgung  vom  10.  7.  84  über 
das  Verfahren  bei  der  Zuziehung  von  Sachverständigen,  welche  in  einem 
anderen  Bundesstaate  wohnhaft  sind,  in  Zivilprozeüsachen  und  in  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  welche  durch  Reichsgesetz  den  Ge- 
richten ubertragen  sind  (Allgemeine  Verfügung  vom  16.  7.  OU),  auch  dann 
anzuwenden,  wenn  der  Kostenbetrag  durch  Vorschuß  gedeckt  ist  oder  die 
Annahme  zweifelsfrei  erscheint,  daß  demnächst  die  Binziefaung  der  Kosten 
von  dem  Zahlungspfliditigen  erfolgen  werde. 

Orundsfttse,  betreffend  die  Kosten  der  Rechtshilfe  anter 

den  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten. 
I.  Für  sämtliche  Angelegenheiten  der  streititren  und  der  freiwilli^'en 
Gerichtsbarkeit  einschließlich  der  Grundbuchsachen  gelten  im  Falle  der  Rechts- 
hilfe unter  den  Behörden  verschiedener  Bundesstaaten  folgende  Grundsätze: 
1.  Für  die  BrlediguDg  der  Ersndien  um  Rechtshilfe  werden  Gebühren 
nicht  erhoben. 

Zeitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Uffentl.  Becht.  XV.  81 
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13.  MV  28.     bt.  Auäbiiudigung  d.  NaturalisatiunsurkundeD 
b.  d.  Binstelliuig  d.  s.  Nataralisie^den  L  d;  aktire  Eeet  (256). 

14.  HB.  8.  10.  bt  Anhiabme  nnd  Entlusmig  t.  Ansl&ndem  i. 

Privatanstalten  f.  Geisteskranke  (Mßl  f.  Mediz.  Ang.  1904  S.  375). 

15.  MV  H.  10.  bt.  d   K  cchtshilfeverkehr  m.  Bosnien  n.  d. 


2.  Die  baren  Auflagen,  welche  durch  eine  Ablieferung  oder  Straf- 
vollstreckung entsinn,  werden  der  ersuchten  Behörde  von  der 
erBUcbenden  erstattet. 

Im  tlbrigen  werden  die  dnrch  die  Erledigung  der  Ersuchen  nm 
Rechtshilfe  erwachsenden  Aiislag:en  nicht  erstattet.  Der  Betrag 
dieser  Auslagen  wird  der  ersuchenden  Behcirde  mitgeteilt  Das  Recht 
der  ersuchenden  Behörde,  die  Auslagen  von  der  zahlungsptlicbtigea 
Partei  einzuziehen,  bleibt  nnbertthrt. 

3.  Soweit  die  Tätigkeit  der  ersachten  Behörde  Aber  den  Gegenstand: 
des  bei  der  etsaohenden  BdiSrde  anlOngigen  Verfahrens  hinansgeht, 
bleibt  das  Hecht  der  ersachten  Behörde,  Kosten  von  der  saUm^ps- 
pflichtif^aii  Partei  zu  erheben,  unberührt. 

II.  Die  vorstehenden  (irandsätze  gelten  für  die  durch  Reichsgesetz  dea 
Gerichten  übertragenen  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
die  Grundbuchsachen  auch  dann,  wenn  dafür  nach  den  in  Betracht  kommen^ 
den  Lande^Eesetaen  uidere  als  gerichtliche  Behörden  anstindig  sind.  Im. 
Übrigen  finden  sie  anf  diejenigen  Sachen,  fttr  welche  die  ZnstKndigkeit  landes» 
rechtlich  geregelt  ist,  nur  Anwendung,  wean  die  Sachen  gemäß  den  Gesetaen. 
des  Staates,  von  dem  das  Ersuchen  ausgeht,  vor  die  Gerichte  gehören. 
Voraussetzung  ihrer  Anwendung  in  allen  Fällen  ist,  daß  die  Erledigung  dea 
Ersuchens  durch  eine  gerichtliche  Behörde  erfolgt. 

in.  Anf  Anträge  und  BrkläniDgen,  die  gemäß  §  11  des  Reichsgesetsea 
Aber  die  Angdegenheiten  dw  freiwillige  Gerichtsbarkeit  anm  Protokoll  einea 
Geriohtsschreibers  in  Angelegenheiten  erfolgen,  für  wdehe  die  Behörden  eine» 
anderen  Bundesstaats  zuständig  Sind,  finden  die  vorstehoiden  Qmndsätz» 
entsprechende  Anwendung. 

IV.  Als  Bundesstaar  im  Sinne  der  vorstehenden  Grundsätze  gilt  auch, 
das  Rcichsland  Elsaß-Lothringen.' 

^)  „Im  Beditshilfeverkebre  xwiichen  den  preofiischen  Jnstiabehttrden  nnd 
den  Jnstisbehörden  Bosniens  nnd  der  Hersegowina  erfolgt  der  Schriftwechsel 
künftig  dnrch  Yermittelung  der  Landesregierung  in  Sarajevo.  An  diese  sind 
daher  in  Zukunft  die  für  die  bosnisch-horzegowinischen  Gerichte  bestimmten 
ErHuchungs-  und  Antwortschreiben  zu  richten.  Eine  Ausnahme  findet  nur 
bei  eiligen  Ersuchen  in  Strafsachen  statt;  hier  ist  ein  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr gestattet. 

Fttr  die  Behandlung  der  portopflichtigen  Korrespondens  mit  den  boenlsdh- 
herzegowinischen  Behörden,  insbesondere  mit  der  Landesregionng  in  Sarajev» 
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16.  UV  28. 10.  bt  LandesTeiweiBung  Österreichern  (MBl 
f.  d.  innere  Yerw.  1904  8. 358).*) 

1905. 

1.  MV  27.  1.  bt.  d.  Verfahren  d.  Justizbehörden  b.  Erwirkang  v.  Aus- 
lieferungen aus  Großbritannien  und  Irland  nebst  d.  britischen 
Kolonien  n.  aaswärt  Besitsnngen  (JMBl  1905  8.  21)«). 


gelten  die  für  den  ReditdiiUeTerkehr  mit  den  BehSrden  Österreich-TJngame 

in  der  Allgemeinen  Verfg.  vom  20.  6.  1887  (JMBl  6.  130)  unter  ZiH.  88 

Abs.  6  aufgestellten  Grnndsätze 

Gebühren  und  Auslagen  dürfen  bei  der  Zustellung  oder  Aushändigung 
gerichtlicher  Verfügungen  und  Urteile  aus  Bosnien  oder  der  Herzegowina 
nicht  in  Ansatz  gebracht  werden. 

Diese  Verfügung  tritt  un  1. 11. 04  in  Kraft". 

.Der  B.  vom  29. 12. 76  (UBl  1877  S.  40),  weleber  das  Verfahren  bei 
Landesverweisungen  von  Österreichern  nach  den  an  Preußen  grenzenden  öster- 
reichischen Kronländern  oder  von  an(lt'r(>n  Ausländern  durch  diese  Kronländer 
regelt,  hat  iu  letzter  Zeit  nicht  immer  genügende  Beachtung  gefunden. 

Euere  Uochwohlgeboren  ersuche  ich  daher  ergebcnst,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  die  Vorsduiftm  diwes  Erlasses  kflnftig  genau  m  Amrandnng 
gelangen. 

Dabei  ist  jedoch,  da  es  erwünscht  erscheint,  daß  die  Landesrorweisangen 

im  allgemeinen  in  den  durch  die  BundesratSYorscliriftcn  vom  10. 12.  90  — 
ZBl  f.  d  D  R.  S.  378  ff.  —  für  die  Ausweisuntren  aus  dem  Keichsgrebiet  be- 
stimmten Formen  erfolgen,  zu  berücksiclitiu^n,  daß  die  Vorschriften  des  Er- 
lasses nachstehende  Modifikationen  zu  erfahren  haben. 

Zn  No.  1  des  B.:  Bei  Answeiningen  mittels  Transports  sind  die  Legiti- 
mationspapiere  der  Ansgewiesoirai  —  bei  nteht  dem  Ostenddiisdien  Staats- 
verhande  angehOrigen,  nach  dem  Auslande  zu  befördernden  Personen  auch 
die  Übemahmeerklänmg  der  betreffenden  ausländischen  Behörde  —  von  den 
Transportbrpleitern  an  die  diesseiti^'e  Grenzpolizeibehörde  und  von  dieser  an 
die  österreichische  Übernahinfsration  uliztitreben,  im  übrigen  sind  die  3 
bis  7  der  genannten  Bundeärut^vurächriiteu  anzuwenden. 

Zu  No.  2  des  B.:  Bd  Ans  Weisungen  mittds  Beiseronte  (Zwangspasses) 
sind  *dem  An^wiesenen  beglaubigte  Absehriftoi  sdner  L^timationspapiere 
mitzugeben,  die  Originale  derselben  aber  der  diesseitigen  GrenzpolizeibehSrde 
zwecks  demnächstiger  Weitergabe  an  die  Heimatsbehörde  des  Ausgewiesenen 
zu  übersenden.  Die  ausweisende  Behörde  hat  auch  der  letzteren  von  der  er- 
folgten Ausweisung  Mitteilung  zu  machen.  Im  übrigen  haben  die  b  bis 
12  der  vorerwähnten  Bundesratsvorschriften  Anwendung  zu  finden." 

s)  ,Die  Bestimmungen  unter  Zilt.  35  der  im  JMBl  von  1889  S.  8  ff. 
mitgeteilten  Üborsicht,  betr.  das  Verfahren  bei  Brwirkong  Ton  Anslieferongen 
ans  OroSIwitannien,  sind  einer  NaohprOInng  nnteraogen.  Diese  hat  zu  räier 
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2.  MV  17.  2.  bt.  Ehef  ähigkeitBzeagniase  f.  rassische  Staats- 
angehörige (HBl  f.  d.  innexe  Yerw.  1905  S.88).i) 


wesentlichen  Änderung  der  erwähnten  Bestimmungen  geführt.  An  üire  Stelle 
hat  dfflBnadi  die  folgmde  Fkssong  za  treten,  welehe  der  gegenwärtigen  Recht»» 
läge  entepridit:  *  [folgt  der  oben  S.  468  anter  Bayern  No.  6  mit- 
geteilte Text  —  Red.] 

^)  ,1.  Nachdem  die  Kaiserlich  Russische  Regierung  nunmehr  auch  die- 
jenigen inneren  Behörden  bezeichnet  hat,  welche  zur  Ausstellung  der  Ehe- 
fähigkeitszeugnisse  (Art.  4,'}  §  1  AGBOBi  für  russische  Staatsangehörisre 
jüdischen  und  mohammedanischen  Bekenntnis.ses  zuständig  sind,  bestimmen 
wir,  daß  in  dem  Yerzeichuis  Anlage  1  des  Kuuderlasses  vum  13.  3.  03*)  (ME. 
1  innere  Yerw.  8.  38  —  s.  8.  8)  hinsozuBetatai  iat: 

Rnfiland. 

Für  Angehörige  des  orthodoxen  (griechisch-katholischen)  oder  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  der  GemeindegeistUche  des  Wohnortes  oder  des  letzten 
russischen  Wohnortes  des  Verlobten, 

für  Angehörige  des  römisch-katholischeu  Bekenntnisses  die  Polizeibehörde 
dieses  Ortes, 

fttr  Israeliten,  dar  Rahbina  dieses  Ortes,  äeuaik  Untosefasift  durch  die 
Foliadbehörde  zu  beglaahigen  ist, 

für  Mohammedaner  der  Beligionsdiener  dieses  Ortes,  dessen  Untttschrift 
durch  die  Polizeibehörde  zu  beglaubigen  ist. 

II.  Zugleich  wird  Ew  pp.  anheimgestellt,  die  .>tiindesheamten  zur  Ver- 
meidung von  Zweifeln  auf  iolgeudc  Gesichtspunkte  hinzuweisen: 

1.  HSnnliohe  Rassen  bedürfen  nach  wie  Tor  der  Befreiung  von  der 
Vorschrift  des  Art  43  §  2  AGBGB  durch  mich,  den  llinister  des  Innern. 

2.  Die  Zeugnisse  der  laut  I  ffir  zuständig  erldirten  russischen  Behörden 
ftber  das  Nichtbekanntsein  von  Ehehindernissen  bedürfen  in  jedem  Falle  der 
im  Art  43  §  3  a.  a.  0.  vorgesehenen  Bescheinigung  durch  einen  Konsul  oder 
Gesaudten  des  Reichs. 

3.  Wegen  der  erforderlichen  Bestimmtheit  der  Zeugnisse  ist  die  Yor- 
BtSxäH  unter  No.  III,  2  des  RnnderissiM  vom  13. 3. 03  genau  zu  beachten. 

4.  Zeugnisse,  welche  sich  auf  die  Besobeinigung  des  in  der  russischen 
Heimat  stattgehabten  Aufgebots  beschranken,  sind  nicht  als  auneichentt  zu 
erachten.  Wenn  daher  der  Verlobte  trotz  sachgemäßer  Antragstellung  bei 
der  znstäiidiL'cii  Heimatbehörde  nur  eine  soldie  Bescheinigung,  aber  kein 
Zeugnis  üijor  das  IS'ichtbekanntsein  von  Ehehmdernissen  vorzulegen  in  der 
Lage  ibt,  so  ist  wegen  Bewilligung  der  Belreiung  von  der  Vorschrift  des 
Art  43  g  1  a.  a.  0.  (vgl.  im  flbrigen  No.  I,  2  des  Runderlasses  rem  18.  8. 03) 
an  mich,  den  Justizminister,  zu  berichten.* 


*)  Abgedruckt  Ztsch.  XUI  dü3S.  —  Red. 
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8.  MV  8.8.RyoIlttreckbark6it  Entscheidungen  dent« 
scher  Gerichte  L  Bosnien  n.  d.  Herxegowina  (86).^) 

RenlS  ik.  L.. 
1904. 

Iteg.<y.  24. 6.  ttb.  Verkehr m.  Kraftfahrsengen  (Ges.-8. 1904  8. 98). 

Sachsen. 

1904. 

1.  Oes.  26.8.  ht.  Beteiligung  an  aaflersftchsischen  Lotte- 
rien (Ges.-  n.  V.-Bl.  1904  8.  115). 

2.  MB  16.  5.  bt.  Vollstreckung  Entscheidungen  dentseher 
Gerichte  in  Bosnien  a.  d.  Hersegowina  (JHBl  1904  S.  35).*) 

•s«lMeB>Alt«Hlnirg. 

1904. 

1.  MB  10.  5.  bt.  Vol]stre(A:barkeit  v.  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 
in  Bosnien  n.  d.  Hersegowina  (Ges.-S.  1904  S.  19).*) 

♦)  S.  oben  S.  444  Bayern  No,  6. 


>)  ,Die  nachstehende  Verordnung  der  Landesregienu^  für  Bosnien  nnd 
die  Hersegowina  Tom  20. 3. 04  wird  doi  Jastishehörden  snr  Kenntnisnahme 

mitgeteilt.  Dabei  wird  bemerkt,  daß  nach  den  Eiklilrongen  der  k.  k.  öster- 
reichisch-ungarischen Reti^iernng  in  Ansehung  folgender  TOn  den  bosniscb- 

herzegowinischen  Gerichton  orhissetien  Entscheidungen; 

1.  der  im  Handels-  und  Wechsel  verfahren  erlassenen  Zahlungsbefehle, 

2.  der  amtlichen  Auszüge  aus  den  Liquidationsprotokollen  im  Konkurs- 
Terfohren, 

8.  der  Erkramtnisse  dar  Schiedsgeridite 

die   '  l:  nseitigkeit  nicht  als  verbürgt  anzusehen  ist. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  findet  die  Zwangsvollstreckting  aus 
Entächeidungen  auswärtiger  (rcrichte  nur  statt,  wenn  die  Ladung,  durch 
welche  das  Verfahren  vor  dem  ausländischen  Gericht  eingeleitet  war,  der 
Person,  gegen  welche  die  Zwangsvollstreckung  bewirkt  werden  soll,  zu  eigenen 
Binden  zugestellt  worden  ist.  Die  Möglichkeit  der  Vollstreckung  eines 
deutschen  Urteils  in  6«a  genanlten  Lttndem  ist  regelmäßig  dann  gegeben, 
wenn  der  Beklagte  daselbst  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat.  Wenn 
nun  auch  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  das  Zustellungsverfahren  in  der 
Weise  geregelt  ist,  dali  die  prozeßeinleitenden  Schriftsätze  ohne  besonderes 
Ersuchen  des  auswärtigen  Gerichts  dem  Beklagten  zu  eigenen  iländen  zu- 
gestellt werden,  so  empfiehlt  es  sich  doch,  in  den  Ersuchen  um  Zustellung 
der  dea  Prosefi  einleitenden  Ladung  au  bemerken,  daD  die  Zustdlung  nur 
„zu  eigenen  HXnden'  zu  erfolgen  habe  nnd  daß  dch  aus  dem  Zustdlongs- 
Bcheine  die  so  erfolgte  Zustellung  ergeben  mttsse." 
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2.  MB  16.6.  tvt  polnisolie  Arbeiter  rnss.  od.  Ssterreich. 
StuteangehSrigkeit  (21). 


M  .Polnischen  Arbeitern  russischer  und  ü  s t  p r  r »  i  i  Ii  i s c h  e  r 
Staatsaugebürigkeit,  die  (als  sogenannte  Saisonarbeiter)  für  kürzere  Zeit  als 
ein  Jalir  cor  Besdiäftigung  in  land-  oder  forstwirtecluiftUdiOD  Betrieben  oder 
in  den»  Nebenbetxlebes  angenommen  werden,  ist  der  Aufenthalt  im 
Herzogtom  nnr  in  der  Zeit  vom  1.  Min  bis  16.  Desember  jedm  Jahres 
gestattet. 

Wir  verweisen  hierbei  auf  die  Beobachtung  der  Höchsten  Verordnung, 
die  Regelung  des  Melde wesens  betreffend,  vom  12.  5.  99,  Ges.-S.  S.  120,  sowie 
auf  den  Beschluß  des  Bundesrats  vom  21.  2.  Ol  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Reich 
1901 S.  7^  ond  die  Bestimmungen  des  BeiehsrenlcherangsamtB  Tom  23. 3.  Ol 
(AmH.  Nachr.  d.  R.-Y.-Amts  1901  S.  866),  die  nachstehend  «  abgedmckt  sind. 

Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom  21.2.01  auf  Grund  des 
§  4  Abs.  2  Sats  1  des  InvaUdenversichernngsgesetoes  (BQBl  1899  S.  463) 
beschlossen, 

daß  polnische'  Arbeiter  russischer  und  österreichischer 
Staatsangehörigkeit,  welchen  der  Aufenthalt  im  Inlande  nur  für  eine  bestimmte 
Dauer  behördlich  gestattet  ist  und  "velche  nadi  Ablauf  diesor  Zeit  in  das 
Ausland  sorttckkehren  müssen,  ätat  Yersichernngspflicht  nach  dem 

I  n  V  a  1  i  d  e  n  Versicherungsgesetze  nicht  unterließen  sollen,  sofern  diese 
Arbeiter  in  inländischen  land-  oder  forstwirtschafUiohen  Betrieben  oder  in 
deren  Nebenbetrieben  beschäftigt  werden.  .  .  . 

Das  Reichsversicherungsamt,  Abteilung  für  Invalidenversicherung, 
hat  am  28. 3.  Ol  auf  ^ntnd  des  §  4  Abs.  2  Sats  2  des  LtvattdenTenieherangs- 
gesetnes  (RGBl  1699  S.  463)  folgende  Bestimmungen  erlassen: 

1.  Jeder  Arbeitgeber,  der  Ausländer  beschäftigt,  welche  nach  dem 
vorbezeichneten  Besdiloft  von  der  Yersicherungspflicht  befreit  sind,  hat  dies 
binnen  3  Tagen,  .  .  .  von  dem  .  .  .  Beginne  der  Beschäftigung  ab  gerechnet, 
dem  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  (d.  i.  für  das  Herzogtum  dem  Vor- 
stände der  Thüringischen  Landesversicherungsanstalt  in  Weimar)  an- 
inseigen. 

2.  Der  Yorstand  ttbersendet  dem  ArbeHtgeber  ein  Huster  für  eine  von 
diesem  anfirastelleDde  Naehweisnng,  in  deren  Spalten  folgende  Eintragungen 

vorgesehen  sein  müssen: 

a)  Vor-  und  Familienname  des  Arbeiters, 

b)  falls  der  Arbeiter  noch  nicht  16  Jahre  alt  ist,  Jahr  und  Tag  der 
Geburt, 

c)  Beginn  ond  Dauer  der  Beschäftigung, 

d)  faUs  der  Arbeiter  Zwangsmitglied  einer  Krankenkasse  ist,  der  für 
die  Krankenkassenbeitrtge  maBgebende  Lohnsats. 
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Das  Muster  soll  ferner  an  ^'cei^'uiter  Stelle  einen  Hinweis  auf  die  Straf- 
bestiminungen  des  §  17ü  Abs.  1  und  2  des  luvalidcnversicherungsgesetzes 
«nfcbalten. 

3.  Der  Arbdtgeber  hat  dieses  Muster  fflr  du  laofende  Vierteljalir  »ns- 
mfftllen  and  bis  im  15.  des  enten  Monats  des  nftchatlolgend^  Vierteljahrs 
(15.  Januar,  15.  April  usw.)  dem  Vorstände  1  r  ^'i  rsicherungaanstalt  ein- 
zusenden, hierbei  auch,  soweit  die  Ausfüllung  des  Musters  darüber  keinen 
Aufschluß  gibt,  anzuzeigen,  ob  die  Besrhivftigung  der  Ausländer  sich  Uber 
den  Beginn  des  letzteren  Vierteljahrs  hinaus  erstreckt  hat. 

4.  Der  Vorstand  prüft  die  Naohweisnng,  stellt  den  danach  an  ent- 
tichtoiden  Betrag  lest  nnd  sendet  eine  Ahsdirift  der  Nachweisnng  an  den 
Arbeitgeber  zurttcli  mit  der  Auffordening,  den  auf  Grund  der  Nadiweisong 
festgestellten  Betrag  an  die  Versicherungsanstalt  auf  deren  Kosten  ein- 
zusenden. Die  Venrendang  von  Beitragsmarken  zum  Zwecke  der  Zahlung 
ist  unzulässig;. 

5.  Bei  Furtdauer  der  Beschäftigung  hnden  Ziff.  2  und  3  entsprechende 
Anwendung.* 

^)  .Unter  Anlbebung  der  B.  Tom  1. 9  00  —  08  S.  252  — >  bestimmen 
wir  wegen  der  Handhabung  des  §  10  der  Höchsten  Verordnung  aur 

Ansfflhrung  des  Reichsgesetzes  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes 
und  die  Ebeschlieliung  (vgl.  §  1315  Abs.  2  des  BOB)  Tom  13.  11.  99  —  08 
8.  247  —  folgendes: 

I.   Zu  Absatz  1. 

1.  In  den  In  der  Anlage  1  aa|gefahrten  Staaten  sind  die  dort  beseich- 
aeten  inneren  Behörden  für  sost&ndig  erklftrt  worden,  rechtswirksame  Zeug- 
nisse über  das  Nichtbekanntsein  von  Ehehindernissen  auszustellen. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  4  bleibt  nnberührt  Ein  Legalisationsvertrag 
im  Sinne  des  Abs.  4  Satz  2  besteht  zurzeit  nur  mit  ( »sterreich-Ungarn  (RGBl 
1881  ä.  4,  208  und  1901  ä.  323);  für  Zeugnisse,  die  von  einer  der  in  diesem 
Vertrage  bezeichneten  Behörden  ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  darf  daher 
die  Zuatindigkeifbescheinignng  eines  kaiserlichai  Gesandten  oder  Konsuls 
aidit  Teriangt  werden,  dagegen  bedarfen  die  Zeugnisse,  insofern  sie  nicht 
▼oa  einer  der  vorerwähnten  Behörden  selbst  aoagestellt  sind,  stets  der  Be- 
glaubigung durch  eine  dieser  Behörden. 

2.  Den  Angehörigen  der  in  der  Anlage  1  aufgeführten  Staaten  wird 
das  herzogliche  Ministerium,  Abteilung  für  Justizangelegeuheiten,  die  Be- 
frelnng  vm  der  Beibringung  des  Zeogntees  nur  aninahnitweise  bewilligen, 
wenn  besondere  ümstftnde,  i.  B.  Icriegerische  Wirren  in  dem  auswirtigen 
Staate  oder  langjfthriger  Aulenthalt  des  Gesachstellers  außerhalb  seiner  Ueimat 
der  Ausstellung  des  Zeugnisses  durch  die  anständige  Behörde  des  Heimat- 
Staates  entgegenstehen. 
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3.  Die  Angehörigen  der  in  der  Anlage  1  nicht  aiifefcführten  Staaten 
können  nur  auf  Grund  einer  von  dem  herzoglichrn  Ministerium,  Ahteilung 
für  Justizangelegenheitcn,  im  einzelnen  Falle  erteilten  üefieimig  zur  £he- 
schließang  zugelassen  weiden. 

Dies  gilt  «neb  dann,  wenn  der  «nalftndisdie  Verlobte  das  Zeugnis  eins» 
Gesandten  oder  Konsuls  s^os  Heünatstaates  Aber  das  Niebtbekaantsdn  von 
Bhebindemiisen  vorlegt.  Immerhin  werden  solche  Zeugniise,  wie  sie  beispiels- 
weise von  den  französischen  Gesandten  oder  Konsuln  ausgestellt  werden,  als 
Unterlage  für  die  Bewilligung  einer  Befreiung  regelmäßig  von  Wert  sein. 

4.  Den  Angehörigen  Griechenlands  und  Rußlands  wird  die  Befreiung  in 
der  JLegA  ma  dann  bewilligt  werden,  wenn  sie  die  Bescheinigung  eines  Geist- 
lidien  (Rabbiners)  yorlegen,  dafi  er  bweit  sei,  nmnittdbar  naeh  der  standes- 
amtlichen EbesohUeßimg  die  kirebliche  (ritnelle)  Trauung  Torsimehinen;  gehört 
der  Gesnchstdler  dem  griechisch-orthodoxen  Glaaben  an,  so  mnfi  die  Be- 
sdieinigung  von  einem  Geistlichen  dieser  Kirche  ausgestellt  sein. 

Insofern  für  die  Angehörigen  Bulgariens  und  .Serbiens  die  Bewilligung 
der  Befreiung  gemäß  No.  2  ausnahmsweise  in  Betracht  kommt,  finden  die 
Tont^enden  Bestimanngm  entspretdiaide  Anwmidung. 

n.  Zu  Absata  8  und  3. 

1.  YcMi  der  Beibiingiuig  des  Zeugnisses  sind  yon  dem  henoglicben 
Xinisterium,  Abteilung  des  Innern,  die  AngdiSiigen  der  nachbenannten  Staaten 
bis  .auf  weiteres  allgemein  befreit: 

Belgien,  Dänemark,  Frankreich,  Großbritannien,  Italien,  Luxemburg, 
Niederlande,  Österreich-Ungarn,  Rumänien,  Schweden  und  Norwegen,  bchweiz, 
.Spanien,  Vereinigte  Staatoi  Ton  Amerika. 

8.  In  den  in  der  Anlage  2  aufgefflhrten  Staaten  sind  die  dort  bezeidi- 
neten  inneren  Behdrden  fttr  zustftndig  erklSrt  worden,  Aber  die  staatsrecht- 
lichen Folgen  der  Eheschließung  rechtswirksame  Zeugnisse,  weldie  mit  der 
im  A>is  4  Satz  1  Torgewdiriebenen  Bescheinigung  versehoi  sein  müssen,  aus- 
zustellen. 

Können  Angehörige  eines  dieser  Staaten  das  vorgeschriebene  Zeugnis 
ansnalmuHRrdse  nicht  beibringen,  so  kann  bei  dem  herzoglichen  IGnisteriam, 
Abtdlnng  des  Innern,  Befreiung  beantragt  werden. 

3.  Die  Angehörigen  der  weder  unter  No.  1  noch  in  der  Anlage  2  auf- 
geführten Staaten  können  nur  auf  Grund  einer  von  dem  herzoglichen 
Ministerium.  Aiit(  ilung  des  Innern,  im  einzelnen  Falle  erteilten  Befreiung 
zur  Eheschlit'iium'  zugelassen  werden. 

Die  Voröchiift  unter  I  No.  3  Abs.  2  tindet  entsprechende  Anwendung. 

4.  Den  Angehörigen  Bulgariens,  Griechenlands,  Rufilailds  und  Serhtens 
wird  die  Befreiung  nur  dann  bewilligt  w^en,  wenn  sie  die  unter  I  No.  4 
bezeichnete  Bescheinigung  beibringen.  . 

III.  1.  Beantragt  der  Angehörige  eines  in  den  Anlagen  aufgeführten 
Staates  sein  Aufgebot,  so  hat  der  fttr  dessen  Anordnung  zuständige  Standes- 
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beunte  Um  u  die  mit  tmilichster  Genaali^cit  ra  bei eidmende  Bdi9rde  seines 
Heimststaatefl  an  Tenrdsen;  d«bd  ist  davon  nusragdien,  dnfi,  sofern  nicht 

•08  den  Bestimmangcn  der  Anlagen  ein  anderes  sich  ergibt,  regelmäßig  die- 
jenige Behörde  zuständig  sein  wird,  in  deren  Bezirke  der  Verlobte  dm  letzten 
Wohnsitz  in  seinem  Ileimatstaate  gehabt  hat.  und  in  Ermangelung  ( mes 
solchen  Wohnsitzes  die  Behörde  seines  Geburtsortes.  In  den  geeigneten 
FlUen  hnt  der  Standesbeamte  d«n  Antragsteller  die  hansprachnahme  der 
Vermittelnng  des  Gesandten  eder  desjenigen  im  Lilande  residierenden  Konsuls 
seines  Heimatstaates  zu  empfehlen,  sn  dessen  Amtsbezirke  das  Standesamt 
gehört.  Bei  der  Abfassung  der  an  die  zuständige  Behörde  oder  den  Ge- 
sandten oder  Konsul  des  lleiuiatstaates  zu  richtenden  Schreiben  wird  der 
Standesbeamte  nötitreiifalls  di m  Antragsteller  behilflich  sein. 

2.  Wird  dem  Standesbeamten  das  Zeugnis  der  gemäli  Anlage  1  oder  2 
zuständigen  Behörde  vorgelegt,  so  hat  er  darauf  zu  achten,  ob  das  Zeugnis 
mit  der  erforderliehen  Bestimmtheit  abgefaßt,  ob  insbMondere  diejenige  Person, 
mit  weteber  der  aaslftndlsche  Yerlobte  die  Ehe  eingehen  will,  in  dem  Zeug- 
nisse namoitlich  beaeichnet  ist;  fdilt  es  an  dieser  Beaeiehnnng,  so  ist  das 
Zengnis  znrfickznweisen. 

3  Bedarf  ein  ausländischer  Verlobter  der  BefreiurL'  (1  No.  2  oder  No.  3, 
II  No.  2  Abs.  2  oder  N<i  3)  so  hat  er  sein  Gesuch  h«d  (Um  zuständigen 
Standesbeamten  «^rhriftlirh  mU'T  durch  Erklärung  zu  Protokoll  anzubringen. 
Der  Stundesbeamte  hat  den  Antragsteller  wegen  der  Beschaffung  der  für  die 
Entscheidung  Aber  sein  Oesocfa  erfbrderlichMi  Unterlagen  an  belehren  nnd 
wird  ihm  geeignetenfslls  bei  der  Abfsssnng  der  dieseclialb  an  den  Gesandten 
oder  Konsul  oder  an  sonstige  Behörden  des  answftrtigen  Staates  zu  richtenden 
Schreiben  behilflich  sein.  Demnächst  hat  der  Standcsl)eamte  das  Gesuch  auf 
Grund  der  l>eschafften  Unterlagen  zu  prüfen  und  tiber  das  Ergebnis  der 
Prüfung,  ohne  auf  das  zur  Anwendung  kommende  ausUlndische  Ree  lit  näher 
einzugehen,  an  die  Aufäichtsbehörde,  in  besonders  eiligen  l  ullen  unmittelbar 
an  die  znst&ndige  Hinisterialabteilung  zu  beriditen. 

4.  Dem  Bexiehte  (No.  3),  in  wdohem  beide  Verlobte  naoh  Namen  und 
Wohnort  bezeichnet  werden  sollen,  sind  die  Geburtsurkunde  und  der  Ausweis 

Uber  die  Staataangehörigkeit  des  Antragstellers  sowie  alle  diejenigen  Urkundoi, 

welche  für  die  Entscheidung  über  das  Gesuch  von  Bedeutung  sein  können, 
einschließlich  der  von  dem  Gesandten  oder  Konsul  oder  den  sonstigen  Be- 
hörden des  ausländischen  Staates  etwa  eingegangenen  Schreiben,  btäzufügen. 

ö.  Insoweit  es  sich  nni  ein  an  das  herzogliche  Ministerium.  AViteilung 
für  Justizangelegenheiten,  gerichtetes  Gesuch  handelt,  ist  außerdem  die  in 
der  Begel  an  Bidesstatt  abzugebende  Yersichernng  beider  yerlobten  darttber, 
ob  nnd  dntretendenfalls  in  welchem  Grade  sie  mitdnander  verwandt  oder 
verschwägert,  sowie  darfiber,  ob  sie  noch  nicht  Teriieiratet  gewesen  sind,  dem 
Berichte  beizufOgen.  Bintretendenfalls  ist  sn  erSrtem,  wann  und  wodurch 
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Baebsen-Kobors* 

1903. 

Ges.  22. 12.  bt.  Eibschaf  ts- u.  Schenkangsabgaben  (GS  S. 218). 


une  früher  bestandene  Ehe  aufgelöst  woiden  ist,  und  ob  mindocjUirige  Kinder 

au  der  früheren  Ehe  vorhanden  sind. 

Ist  der  Aufenthaltsort  des  einen  Y^M-lohten  von  dem  Amtssitze  des 
Standesbeamtoll  weit  entfernt,  so  wird  regelmäßif^'  die  von  dem  anderen  Ver- 
lobten abgegebene  eidesstattliche  Yersichurang  als  ausreichend  augesehen 
wwden  können.  Der  eidesstattlichen  Verslchentng  bedarf  es  nicht,  insoweit 
die  glanUii^  nn  madienden  Tatsachra  anderweit  nrkondlich  nachgewiesra 
oder  bei  dem  Standesamt  offenkundig  sind. 

H.  Die  Aufsichtsbehörde  des  Standesbeamten  hat  den  Bericht  (No.  3  bis  5) 
zu  prüfen,  eine  etwa  erforderliche  Vervollständigung  zu  veranlassen  und  ihn 
sodann  an  die  zuständige  Ministerialabteilung  zur  Entscheidung  einzureichen. 
Erscheint  die  Entscheidung  zweifelhaft,  so  hat  die  einreichende  Behörde  eine 
kurze  gutachtlidw  ÄoBerang  beiznfflgen;  andernfalls  kann  die  Binreicbung 
mittels  Umschlagbogens  geschehen. 

7.  Seitens  allw  beteiligten  BehSrdoi  ist  anf  tanUohste  Besdhlennigong 
Bedacht  zu  nehmen 

IV.  Die  Anordnung  des  Aufgebots  durch  den  Standesbeamten  darf  in 
der  Regel  erst  nach  der  Erledigung  der  aus  Anlaß  des  §  10  a.  a.  0.  ge- 
pflogenen Verhandlungen  erfolgen  (§  4ö  Abs.  1  des  Fersonenstandsgesetzes 
Tom  6. 8. 75). 

y.  Unter  answirtigen  Staatsangehörigen  im  Stame  dieser  Bekannt- 
machung sind,  insoweit  der  Erlaß  sich  auf  §  10  Abs.  1  a.  a.  0.  bezieht,  Aus- 
länder beiderlei  Geschlechts,  insoweit  er  sich  auf  §10  Abs>  2  a.a.O.  besieht, 
männliche  Ausländer  zu  verstehen.'' 

Anlage  1 . 

Verzeichnis  der  in  den  einzelnen  auswärtigen  Staaten  bestimmten  Behörden, 
die  zur  Aosstellung  des  im  §  10  Abs.  1  der  Höchsten  Verordnung 
rar  AnsfOhrung  des  BeidiQgesetses  Ober  die  .  .  .  Eheschließung  (vgl.  §  1315 
Abs.  2  des  BOB)  Tom  13.  IL  99  GS  S.  847  vorgesdiriebenen  Zeugnisses 
Aber  das  Niditbekanntsein  von  Ehddndcmissen  mstindig  sfaid. 

(Hier  folgt  das  Ztsch.  XIII  506  mitgeteilte  Verzeichnis.  —  Red.) 

Anlage  8. 

Veneichnis  der  in  dea  dnselnen  answftrtigtti  Staaten  bestimmten  Bdi5rd«i, 
die  rar  Ansstellnng  des  im  §  10  Abs.  8  der  QSchsten  Verordnung 

zur  Ausfuhrung  des  Beichsgesetzes  über  die  .  .  .  Eheschließung  (vgl.  §  1316 

Abs.  2  des  BGB)   vom   13.11.99  GS  S.  247  vorgeschriebenen  Zeugiiis^jos 
über  die  staat.srechtliehLn  Wirkungen  der  Eheschließung  zuständig  sind. 

(üier  folgt  das  Ztsch.  XIII  508  mitgeteilte  Verzeichnis.  —  Red.) 
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1904. 

IL-AsMchr.  25.7.  bt  Beschrftnkaiig  d.  Aufenthalts  polnischer  Ar- 
bciter  russisch.  «.  ftsterr.  Staatanngehöiigkeit  (Samml.  d.  Anaaehr. 

1904  &  119).  *) 


1903. 

MB  1.  11.  bt.  Erlaß  einer  neuen  Unterweiaang  fttr  Standes- 
beamte (Reg.-Bl.  19U8  S.  215). 

1904. 

1.  MV  M.  2.  l)t.  Beschränkung  des  Aufenthaltes  polnischer 
Arbeiter  rassischer  u.  österreichischer  Staatsangehörigkeit  i. 
Großherzogtum  (Rck.-B1.  V.m  S.  9).*) 

2.  Oes.  22.6.  üb.  Erbschafts-  u.  ächeukungssteuer  (147). 

Setamin  bnrgt^liipp«. 

ino4. 

1.  AUg.  Verf.  25.3.  bt.  Berichtigung  d.  Standesamtsregister 
(L.-V.  Bd.  20  S.  481), 

2.  AUg.  Verf.  16.  8.  bt  Rechtahilleverkehr  m.  Bosnien  u.  d. 
Hersego wina  ^11).**) 

Sebwwrmbiirg-RaclolatAdt* 

MV  13.  5.  bt.  Beschäftigung  pulnischerArbeiter  russ.  od.  öster- 
reiah.  Staataangehörigkait  (GS  1904  8. 11).*) 


MV  13.  2.  bt.  Beschäftigung  polnischer  Arbeiter  ruaa.  u.  öater- 
reich.  Ötai^tsangehörigkeit  (QS  1904  6.3).*) 

Wttvtt«iBiberg. 

1904. 

1.  MB  30.  G.  bt.  Vottatreckbarkeit  u.  Entscheidungen  deutscher  Gerichte 

in  Bosnien  u.  d.  Herzegowina  (Reg.-Bl.  19()4  S.  195).***) 

2.  MB  IH.  G.  bt.  die  b  d  Ki^l  Polizeipräsidium  in  Berlin  bestehende 
Zentralpolizc isteile  z.  Bekämpfung  d.  intern.  Mädchenhandeis 
(Amtsbl.  d.  J.-M.  1904  S.  39). 

8.  MV  1.9.  bt.  Vormundsebafts-  u.  Nachlaßweaen  (61). 

*)  S.  oben  6.  482  6.- Alten  bürg  No.  2. 
**)  S.  oben  S.  446  Bayern  No.  8. 
***)  S.  oben  S.  444  Bayern  No.  ö. 
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4.  MV  89. 9.  ht,  ReohtshiUeverkeliT  m.  Bosnien  n.  d.  Hersegowin» 

(68).  *) 

ö.  MB  11. 10.  bt«  AasliefeinngsTerkehr  m.  Qroßbritannien 

(76).  *♦) 

IIL  AuBerdeatsehe  Staaten. 

ÖNterreicli.  ***)  *♦**) 
(Vgl.  Ztsch.  XIV  204.) 
1904. 

1.  K.  V.  9.  1.  womit  d.  Regierang  ermächtigt  wird,  d.  Handels-  u. 
Verkehrsbeziehangen  m.  Italien  u.  m.  Mexiko  i.  Yerordnungswege 
sn  regeln  (RGBl  l  d.  i.  Reichsrate  vertretenen  KSnigreidie  u.  L&nder  No.  6% 

2.  Y.  d.  Ministerien  d.  Inn^,  d.  Haudds,  d.  Jnstis  n.  f.  Landeaver- 
t4tfdigiing  T.  2.  8.  bt.  d.  Gebranch  d.  Zeichens  oder  d.  Namens  d. 
roten  Kreuzes  i.  f]^oschäftlichen  Verkehre  (No.  2-i). 

3.  Allerhöchstes  Handschnnbcn  v.  2ti.  6.  bt.  d.  Verhältnis,  in  welchem 
d.  i.  Rcichsrate  vertretenen  Königreiche  u.  Länder  i.  d.  Zeit  v.  I.  7.  04  bis 
30.  6.  05  z.  d.  Kosten  d.  m.  d.  Ländern  d.  nngariscben  Krone  gemeinsamst 
Angelegenheiten  b^zntragen  haben  (No.  66). 

4.  Knndmadinng  d.  Eisenbabnministnioms  6.  7.  bt  d.  Liste  d. 
Eisen  bahnst  recken,  a.  welche  d.  internationale  Übereinkommen  über  d. 
BiseubahnfrachtTerkehr  T.  14.  la  90  (BGBl  No.  1Ö6  a.  1Ö92)  Anwendung 
findet  (No.  74). 

5.  Kundmachaug  d.  Eiseubabnministeriums  v.  ö.  7,  bt.  d.  Beitritt  d. 
Königreiches  Rnminien  s.  internationalen  Überzukommen  flbor  d.  Eison- 
bahnfrachtverkehr  t.  14. 10. 90,  RGBl  No.  186  a.  1892  (No.  75). 

6.  V.  d.  Ministerien  d.  Flnanaen,  d.  Handels  u.  d.  Ackerbaues  t.  10. 8. 

bt.  d.  Verbot  d.  Ausführ  v.  Futtermitteln  (No.  84). 

7.  Staatsvertra?  v.  2fi.  4.  04  zwischen  d.  österreichisch-nngarischen 
Monarchie  u.  d.  Königreich  .S  ;i  c  b  s  e  n .  bt.  d.  (  bernahme  d.  Linien  d.  Z  i  1 1  au- 
Reicbenberger  Eise nbabnge Seilschaft  i.  d.  Eigentum  d.  sächsischen 
Staates  (No.  90).  Abgeschlossen  ni  Dresden  am  26. 4. 04  Ton  Sr.  k.  n.  aposto- 
lischen Majestät  ralifiaiert  su  Budapest  am  20.  6. 04,  die  Ratifikationen  aus* 
getauscht  zu  Dresden  am  24.  6.  04. 

H.  Kundmachang  d.  Eisenbahnministeriums  v.  3.  9.  bt.  d.  Liste  d. 
E  i  8  e  n  b  a  h  n  s  t  r  c  c  k  e  n  ,  auf  welche  das  internationale  Übereinkommen  ilber 
den  Eis.  nbalmfrachtverkehr  v.  14.  10.  iKi  RGBl  No.  186  a.  1892  Anwendung 
findet  iNü.  1(K)). 

*)  8.  oben  S.  44.')  Bayern  No.  8. 
*♦)  8.  oben  S.  444  Bayern  No.  6. 

***)  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  Schtoart»  in  Sarajero. 
Vgl.  auch  oben  S.  481  Anm.  1. 
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9.  V.  d.  Qesamtministeriums  v.  15.  9.,  womit  d.  bei  d.  Konsulargerichten 
in  Geltung  stehenden  Vorschriften  üb.  d.  Behandlung  d.  Verlassen- 
Bebaften  eiginxt  werden  (No.  100). 

10.  Kaiserliche  V.  88. 9.  womit  die  Regienmg  erm&chtigt  wird,  die 
Handels-  n.  Verkehrsbesiehungen  mit  Italien  im  YerordnnngB» 
wege  zu  regeln  (No.  lioi 

11.  V.  d.  Gesamtministeriums  v.  \'^.  10.  bt.  die  Kegelung  der  Ii  an  de  1 8- 
a.  Verkehrsbeziehungen  mit  Italien  ^No.  117). 

12.  V.  d.  Jnstisminlflters  t.  19. 10.  womit  Bestimmungen  a.  Herstel- 
lung d.  Gegenseitigkeit  gegenflber  d.  Dentscben  Reiche  in  betreff  d. 
Vollstreckung  der  dort  errichteten  Akte  n.  ürlmnden  getroffen  werden  (No.  12^.^) 

13.  Staatsvertrag  v.  9.  1.  zwischen  Österreich-Ungarn  u.  d.  DeutsdlOB 
Reiche  we^en  Herstellung  d.  Eisenbahnverbindung  v.  Troppau 
n.  Bauerwitz  (No  ISB).  Abgeschlossen  z.  Wien  a.  9.  1.  04.  v.  Sr.  k.  u.  k. 
apostolischen  Majestät  ratitiziert  z.  Wien  a.  27.  3.  04,  d.  Ratifikationen  ausge> 
tauscht  z.  Wien  a.  6.  9.  04. 


^)  -Im  Deutschen  Reiche  wird  von  den  Gerichten  die  Anerkennung 
des  Urteiles  eines  österreichischen  (irriehtcs  wegen  nicht  gehöriger  Znsteilung 
der  den  Prozeß  einleitenden  Verfügung  nicht  nur  in  den  durch  §  328.  Z.  2 
der  deutschen  ZPO  normierten  Fällen,  sondern  stets  auch  dann  ausgeschlossen, 
wenn  die  Zostellnng  nicht,  wie  es  der  §  80,  Z.  2  der  Osterreidiisohen  Eze- 
kntioosordnnng  Totsidit,  an  dgoiai  Binden  erfolgt  ist 

Die  kaiserlich  deutsche  Regierung  hat  erklärt,  das  die  deutschen 
Gerichte  keinen  Grund  haben  werden,  auf  der  Fortsetzung  dieser  Praxis  zu 
bestehen,  sobald  von  der  k.  k.  Retrierung  die  Erklärung  abgegeben  werden 
wird,  daß  die  österreichischen  Genciite  bei  Prüfung  der  Voraussetzungen 
fttr  die  Vollstreckbarkrat  von  Akten  und  Urkunden,  die  im  Deutschen  Reiche 
errichtet  werden,  Aber  die  Brlordexnisse  des  §  328,  Z.  2  der  dentschoi  ZPO 
nioht  Unansgebcoi  we^en. 

Demzufolge  wird  zur  Herstellung  vollkommener  Gegenseitigkeit  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  §  328,  Z.  2  der  deutschen  ZPO  gemäß  §  84  £0 
folgendes  angeordnet : 

Bei  der  Entscheidung  über  Exekutionsantragc,  die  sich  auf  Erkenntnisse 
dentsdier  Gerichte  oder  anf  Tor  diesrai  abgesohlossoie  Veigleiefae  grttnden,  hat 
der  $  80,  Z.  2  der  Exelrationsordnnng  keine  Anwendung  an  finden.  Wegen 
MangeUiaftigkeit  des  Vorganges  bei  Zustellung  der  dra  Prozeß  einleitenden 
Verfügungen  kann  die  Exekution  nur  unter  solchen  Voraussetzungen  abgelehnt 
werden,  unter  denen  gemäß  §  328.  Z.  2  der  deutschen  ZPO  dir  Anerkennung 
eines  österreichischen  Urteiles  im  Diutschen  Reiche  ausgeschlossen  ist. 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  des  §  328  der  deutschen  CPO  lauten : 

,Die  Anerkennnng  des  Urteiles  eines  ansltodiscben  Gerichtes  ist  ans- 
geschloisen:  .... 
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Qesetzgebangsschaa :  Ungarn. 


Ungarn.*)  *♦) 
(Vgl.  Ztsoh.  XIV  209.) 

im. 

1.  *GA  y  ttb.  d.  Staatsbudget  f.  d.  Jahr  1903  (gilt  teilweise  aacb 
f.  Kroatien-Slavonieu,  soweit  es  d.  gomeinsamen  Angelegenheiteii  swisobeu 
Ungarn  und  Kroatien-Slavonien  betrifft). 

2.  *CtA  vi  üb.  d.  neuerliche  Verlängerung  d.  Geltung  d.  UA  XI  v. 
Jahre  bt.  d.  luartikulierung  d.  zwischen  Ungarn  u.  Kroatien-älavonien 
zustande  gekommeoen  finansiellen  Überein kommens. 

3.  *GA  XXI  «b.  d.  Staatebndi^et  i  d.  Jalir  1904  (Tgl.  d.  Bemer- 
knng  bei  OA  V). 

4.  *GA  XXXm  üb.  d.  Kosten  d.  allerhöcbflten  Hofhaltung  Sr.  k. 

n.  k.  apostolischen  Majestät  d.  Königs  v.  Ungarn. 

ö.  GA  XXXVI  bt.  d.  Abänderung  d.  GA  XXXIU  v.  Jahre  1894  üb. 
d.  staatlichen  Matrikeln. 

6.  *0A  XXXVIII  üb.  d.  provisoriache  Regelung  d.  Handels-  n. 
Verkehrebesiebnngen  m.  Italien. 

*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Isidor  Schwartz  in  Sarajevo. 
*♦)  Aus  dem  „Orszägos  Törvhtytdr" .  Die  im  Sinne  des  üA  XXX  1868 
auch  fdr  Kroatien-Slavonien  geltenden  Gesetze  sind  mit  "*  beseiobnet.  —  QA  be- 
deutet yQesetsadrtikel",  die  officieUe  Bezeichnung  der  ungarischen  Gcsetie. 


2.  w^ui  der  unterlegene  Beldagte  ein  Dentscfaer  ist  nnd  steh  anf  den 
ProzeB  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozeß  einleitende  Ladung  oder 
Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozeßgeiichts  in  Person,  noch 
durch  Gewährung  deutscher  Rechtshilfe  zugestellt  ist." 

Diese  Verordnung  tritt  am  1.11.  04.  in  Ergänzung  der  Verordnung  des 
Justizministers  vom  21.  12.  99,  RGBl  No.  2ö3,  in  Wirksamkeit." 
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A.  Dokumente. 

Schiedsspruch  des  Haager  Schiedsgeridits  in  der  Ange- 
legenheit der  japanischen  HaoBsteuer. 
Am  22.  Mai  1905  ist  der  vorstehend  bezeichnete  Schieds- 
spmch  gefällt.  Der  Schiedsspruch  nebst  Materialien  ist  gedruckt 
unter  dem  Titel:  BecueU  des  actea  et  protocoles  concemant 
le  litiffe  entre  VAÜemagne  etc.  (La  Haye,  van  Lafigehhuysen 
Frh-es  1905,  54  S.  Folio).  Der  Schiedsspruch  lautet: 

Coir  permuenle  d'Arbitraire  k  La  Haje. 

Senteaee  da  Trilniaal  d'Arhftrag«»  ooastltad  ea  verta  da«  Pratoeolas 

Sigato  i  Takyo  le  28  aoAt  1902  eatre  le  Japon  d'nne  pari  et  l'AlIe- 

magrne,  la  Franre  et  la  Grande  Bretagne  d'antro  part. 

Attendu  qu'aux  tcrmes  de  rrotocules,  signes  k  Tokyo  ic  2H  uuiU  191)2, 
un  ddsaccord  s'est  produit,  entre  le  Gonvcrnement  du  Japun  irune  pari  et 
les  GouveriKinints  d'AlIemagne,  de  France  et  de  Grande  BreUigne  d  autre 
part,  toiuhant  1<  sens  ricl  et  la  portr,  ijcs  dispositions  suivantcs  des  traitäs 
respectitä  et  autreä  eugagemciits  exiätaat  entre  eux,  c'est-ä-dire : 

Paraf^raphe  4  de  l'Artiote  XVIII  dn  Tniit6  de  Commerce  et  de  Na* 

vigation  du  4  avril  1S96  entre  le  Japon  et  TAllemagne :  „Sobald  diese 
Einverleibung  erfolgt"  (c"est-i-dire :  quand  les  divers  quartiers  t'trangers 
qui  existent  au  Japon  auront  ^t^-  incorpor<^-s  dans  les  communes  respectives 
du  JaponJ  „sollen  die  bestehenden,  zeitlich  unbegrenzten  Überlassungsver- 
trätre.  unter  welchen  jetzt  in  d<  n  gedachten  Niederlassungen  Grundstücke 
besessen  werden,  bestätigt  und  hinsichtlich  dieser  Grundstücke  sollen  keine 
Bedingungen  irgend  einer  anderen  Art  auferlegt  werden,  als  sie  in  den 
bestehenden  l'berlassungsverträ^en  enthalten  sind" ;  —  et  |?  B  de  l;i  rom- 
munication  compl^mentaire  de  möme  date  da  äecrätaire  d'Etat  des  Affaires 
Etrangftres  de  TEmpire  d'Anemagne  aa  Ministre  dn  Japon  ä  Berlin: 
«  ,8.  daß.  da  das  Eitrentnm  an  den  im  Artikel  XVIIT  des  Vertrages  erwähnten 

Aiederlassungsgrundstücken  dem  Japanischen  Staate  verbleibt,  die  Besitzer 
oder  deren  Reohtsnachfoli^r  fflr  ihre  Gmndstflcke  anßer  dem  kontrakt- 
mäßigen Grundzins  Aligalien  oder  Steuern  irgendwelcher  Art  nicht  zu  ent- 
richten haben  werdeo%  et  l  alin^a  suivant  de  la  löponse  du  Ministre  da 
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Japou  de  m£ine  dat€  ä  la  pr^c^dente  commonication :  „daß  die  darin  unter 
Nnmmer  1  bis  4  zam  Ansdmck  gebrachten  Voraussetznogen,  weldie  den 
Enverb  dinglicher  Rechte  an  Grundstfif  k<  n,  die  Errichtung  von  Waren- 
häusern, die  Steuerfreiheit  der  Grundstücke  in  den  Fremdenniederlassungen 
nnd  die  Brbaltiuig  wohlerworboieir  Bedite  nadi  Ablaaf  des  Vertrages  snm 
Oegenstande  haben,  In  aUsii  Pankfeen  mtrellend  sind' ; 

Parau'raplic  4  de  rArticle  XXI  du  Trait(''  rcvist'  du  4  aoftt  1890  cntre 
le  Japon  et  la  France:  .Lorsque  les  changements  ci-dessus  indiqu^s  auront 
drectn^s",  fc'est-jt-dire:  loraqne  les  diyers  qnarlaers  ätrangers  qni  existent 
an  Japon  auront  eto  incorpores  aux  communcs  respectives  du  Japon  et 
feront  d6s  lors  partie  du  Systeme  municipal  du  Japon;  et  lorsque  les  au- 
torit^s  japonaises  comp^tentes  auront  assnm^  tontes  les  obligations  et  tons 
les  devoirs  municipavx,  et  qne  les  fonds  et  biens  munieipaux  qui  i)()urraient 
appartenir  a  ecs  quartiors  auront  6t6  transf6r6s  auxdites  autorites]  .les 
baux  &  perp^tuit^  en  vertu  dcsquels  les  ötrangers  poss^dent  actuellement 
des  propriötös  dans  les  qaartiers  seront  confirmös,  et  les  propri^t^  de  cette 
nature  ne  donneront  liou  h  aucuns  impflts.  taxfs,  charges,  contributions  on 
conditions  quelconques  autres  que  ceux  expresüement  stipul^s  dans  les  baux 
en  qnestion"; 

Paratrraphe  4  de  l'Article  XVm  dn  Tiaitfi  revisö  du  16  juillet  1894 
entre  le  Japon  et  la  Grande  Bretagne:  „When  such  incorporation  takes 
place",  [c  est-ä-dire :  quand  les  divers  quartiers  <itrangers  qui  existent  au 
Japon  auront  6t6  incorporfe  aux  eommunes  respectives  dn  Japon]  „existli^ 
leases  in  perpetuitj^  undcr  whirh  pr<iperty  is  now  hiM  in  thc  said  Sett- 
lements shall  he  conlirmed,  auU  nu  conditions  whatsoever  other  than  those 
eontained  in  such  existing  leases  shatt  be  imposed  in  respect  o!  such 
property« ; 

Attendu  que  los  Puissanccs  en  litige  sont  tomb6es  d'accord  pour 
soumettre  leur  diff^rend  4  la  d^cision  d'un  Tribunal  d'Arbitrage, 
qu'en  vertu  des  Frotocoles  susmentionn^s, 

les  Gouvernements  d'Allomafrnc.  de  l'^ranre  et  de  Qrande  Bretagne 
ont  d^ignö  pour  Arbitre  Monsieur  Louis  Kenault,  Ministre  Pl^nipoteu- 
tiaire,  Hembre  de  Tlnstltut  de  France,  Professenr  h  la  Paeultä  de  droit 
de  Paris,  Juriscnnsulte  du  Departement  des  Affaires  Etrany:i''res,  et 

le  Gouvernement  du  Japon  a  d^sign^  pour  Arbitre  Son  £xcellence 
Honsieiir  Itchiro  Motono,  Envoyö  Extraordinaire  et  Mnistre  Fl«ni- 
potentiaire  de  Sa  Majest^  TEmperenr  du  Japon  k  Paris,  Docteur  en  droit, 

que  les  deux  Arhitres  sus-Tiornim^s  ont  choisi  pour  Surarbitre  Mon- 
sieur Gregers  Gram,  ancien  Ministre  d'Etat  de  JJorvöge,  Gouverneur 
de  ProTinoe; 

Attendu  que  le  Tribunal  ainsi  composö  a  pour  mission  de  statner, 

en  demier  ressort.  sur  la  quostion  suivante: 

Oui  ou  noHf  les  diaposUions  des  traites  et  autres  engagements 
ei-dessus  meniionnd8  exemptent-^lles  seulement  Ua  terrains  pos^dda 
en  vertu  des  baux  perpituels  conced^s  par  le  Gouvernement  Japonais 
ou  en  son  nom,  —  ou  bien  exemptent-elles  les  terrains  et  les  bdti" 
ments  de  toute  nature  construits  ou  qui  pourraient  ctre  cottstruits 
sur  res  terrainSf  —  de  tous  impdtSf  tasee8f  ekarges,  contributions  ou 
conditiona  quelconques  autres  que  ceux  expreeaimmt  eHpuUe  dans 
les  baux  en  question? 

Attendu  que  le  GouTernement  Japonais  soutient  que  les  terrains  seuls 
sont,  dans  la  mesnre  qui  vient  d'^tre  indiqu^  ezemptös  du  paian»it 
d'imp^ts  et  autres  charges, 
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iinv  lea  (iuuveiueuitnts  d  Allcmagiic,  tle  France  et  de  Grande  Bretagne 
pretendent,  au  contraire«  que  les  b&tbnenta,  constraits  rar  ces  terrains, 
jouissent  de  !  (  rnr-nie  exemption. 

Atitndu  que,  pour  se  rendre  compte  de  la  nature  et  de  1  eteuduc  des 
engagementB  contractu  de  pari  et  d'antre  par  les  baux  k  perp6tuit6.  il 
faut  rerourir  k  divers  arraii^^ciucnt-;  (T  cDnvcntioTis  intcrviims.  sous  le 
regime  des  ancieus  trait^s,  eutru  ies  auturites  japouaises  et  les  repr^seutants 
de  plnsieon  Poissances, 

Attendtt  que  de  ces  actes  et  de«  stipulations  inaäräes  dans  les  baax 
il  i^ulte: 

que  le  Oonvernement  Japonais  avait  consent!  k  pr^ter  sun  concours 
ä  la  cr^ation  de  quartiers  tHraniE^ers  dans  certaines  villei  et  porta  du  Japon, 
ouverts  aux  ressortissants  d  aiitres  nations, 

que,  sur  les  terrains  dc^^i^nics  ü  l  usage  des  ^trangers  dans  les  diffö- 
rentes  looalit^s,  le  Uouvt  rnt  incnt  Japonais  a  ex^t6,  k  ses  frais,  des  tra^ 
vanz  en  vue  de  faciliter  l'occupation  iirbaine. 

que  les  ^trangers  u*^tant  pas,  d'apres  les  principes  du  druit  japonais, 
admis  k  acqnörir  la  propri^tö  de  terrains  sitnös  dans  le  pays,  le  Gouver- 
nement leur  a  donn*'*  les  terrains  m  Inf-atirm  ä  per7)etnite. 

que  les  baux  d^terminent  1  etendue  des  lots  de  terre  lou^s  et  stipulent 
one  reute  annoelle  fixe,  ealculte  k  raison  de  Tespace  loo6, 

qu"il  fut  convcnu  (ju  i  n  prim  ipc  les  quartiers  i'-tranj^ers  rcsteraient 
en  debors  du  syst^uie  muiücipal  du  Japon,  mais  qu'au  reste,  ils  n'ötaient 
pas  sonmU  k  nne  Organisation  uniforme. 

qu'il  etait  arrete,  par  voie  de  reglements,  connnent  il  seisit  poorvu 
ativ  diverses  fonctitjiis  d»-  l  atJministration  et  iin  il  rrHit  prescrit  qne  les 
deicnteurs  des  terrains  seraieni  tenus  de  subvenir  partiellement  aux  frais 
de  la  mnnicipalit^  ä  Taide  de  redevanoes  dont  le  montant  et  le  mode  de 
peiception  »'taicnt  d^'termines, 

Attendu  qu'on  s  expliquerait  bien  le  soin  apport^  dans  la  r^daction 
de«  dfts  actes  en  we  de  pr^ciser  les  obligations  de  tonte  natnre  incombant 
aux  <5tranir<M-s'  vis  fi  vis  du  (louvcrnemrnt  Japonais,  ^tait  cntendu  que 
la  reute  anuuelle  repr6sent4t,  non  seulement  Ic  prix  de  la  location,  mais 
anssl  la  contrepartle  des  impdts  dont  les  preneurs  enssent  4t4  redevables 
:\  raison  de  la  Situation  cröec  k  leur  profit  par  les  baux  et  qne.  par  con- 
sequeut,  ils  u  auraient,  en  cette  qualitö,  ä.  supporter  que  les  imp^ts  et 
charges  qui  ^taient  express^ment  mentionn^s  dans  les  dits  baux, 

Attendu  qn'an  reste,  il  n'est  pas  contest<3  que  oe  ne  soit  14  le  v^ri- 
table  sens  de  res  artes.  pti  tant  qn'il  s'a^it  des  terrains,  mais  que  le  Gou- 
vernement Japonais  allegin;  qiie  les  baux  n  avaient  pour  objet  que  les 
terraiiis  iiiis  et  qu'il  n'adnu  t  pas  que  les  constructions,  ^levOes  sur  les 
terrains,  fussent  comprises  dans  les  stipulations  sur  lesquelles  l'exemption 
des  impöts  serait  fond^e, 

qaMl  a  all^gutf  que  les  terrains  senls  appartenaient  an  GonTemement, 
les  ConstnirtioTiR  otant,  an  contraire.  la  propri('t('  des  prenenrs,  et  qu'en 
conaöquence  1  immunit^  dont  il  est  questiou  ue  pouvait  s'ötendre  qu'aux 
immeubles  qoi  n'^taient  pas  sortis  da  patrimoine  de  TEtat, 

Attendu  qne.  toutefois,  la  question  qu'il  s'agit  de  d^cidc r  est  celle  de 
savoir  si.  au  point  de  vue  fiscal,  les  constructions  Olev^es  sur  les  terrains 
lou(js  6taient,  de  commun  accord,  consid6r6es  comme  accessoires  de  ces 
terrains.  ou  non,  et  que  la  s(dution  de  cette  question  ne  döpend  pas  de 
distinrtir)ns  tir^  d^UDS  prötendue  diSörence  qnant  k  la  prt^iiötö  des 
immeubles, 

que  le  Tribunal  ne  sanrait  donc  s'arrAtcr  ä  la  discnsaion  engagfe 
k  ce  sojet  et  fondte  sur  les  pnncipes  du  droit  civil, 
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Attcndn  quo  1*'s  ti  rrains  (''taicnt  lou6s  ponr  y  construire  des  maisons, 
ce  qui  est  indiquc.  a  ht  fois.  par  la  Situation  des  immeubles  et  par  la 
nature  des  am^nagement»  <  f!t  ctu^s  par  le  Gouvernement  Japonais. 

que  l'obligation  d"<}riger  des  bafiments  6tait,  dans  certaines  localit^s, 
impoä^e  sous  peine  de  d^ch^ance,  que  ics  baux  contenaient  souvent  one 
clause,  anx  termee  de  laqnelle  les  bftttments,  Qui  se  troiiTeraient  snr  les 
torrains.  doviondraicnt  la  proprit't*''  du  Gouvomement  Japonais,  an  cas  OÜ 
le  preueur  aurait  manqu6  ä.  ses  engagemcuts, 

Attendn  qnHl  fant  admettre  qne  les  circonstanoes  qui  yiennent  d'^tre 
relatCx'S  offrcnt  des  arguments  ä  l  encontrc  de  la  Prätention  que  le  sol  et 
les  constructions  constituent,  dans  les  relations  entre  les  paities  et  au 
point  de  vue  fiscal,  des  objets  entierement  distincts, 

Attendn  qu'en  intervenant  aux  dits  actes,  le  Gouvernement  da  Japon 
a  agi,  noTi  seulement  en  propriötaire  des  tirrains  donnöa  en  location,  mais 
aussi  üomuie  investi  du  puuvoir  souverain  du  pays, 

Attendn  que  la  rolontö  des  parties  ftusait,  par  consöqucnt,  la  loi  en 
la  matiere  et  que,  i>our  i'tablir  riui.nu'iit  ks  actes  ont  et6  röellement  inter- 
prt5tes.  il  faut  s'en  rapportcr  au  traitement  auquel  les  d^tenteurs  des  ter- 
rains  ont  et*-,  au  point  de  vue  des  impöts,  soumis,  en  fait,  dans  les  diifö- 
rentes  localit^s, 

Attendu,  ä  cet  <!'gard,  qu'il  est  constant  quo.  snivant  une  pratique 
qui  n  a  pas  varie  et  qui  a  existä  durant  une  longue  serie  dannOes,  nou 
seulement  les  terrains  en  question,  mais  aussi  les  bätiments  6\e\6s  sur  oes 

terrains,  ont  l't6  exempt(^-s  de  tons  impöts.  taxc^.  rhames.  rontributions  ou 
conditioiis  autres  que  ceux  expresseraent  stipuleä  dans  les  baux  :i  perpötuit^i, 

Attendu  quo  le  Gouvernement  du  Jupou  soutient,  11  est  vrai,  que  cet 
ttut  de  choscs.  de  mSme  que  rimniuuit^  liscale  dont  jouissaient  en  g<^n^l 
les  etrangers  dans  le  pays,  n'ßtait  dü  qu'ä  la  circonstance  que  les  tribunaux 
consulaires  refusaient  de  donner  ia  sanction  u^cessaire  aux  lois  liscales 
du  pays, 

Attendu  que,  toutef(»is.  cettc  pr^tontion  (>sf  dt'pourvue  de  preuves  et 
qu'il  u'e&t  pas  mSme  alltigu^  que  le  Gouvernement  Japonais  ait  jamais 
fait,  yis  &  Tis  den  Gouvernements  d'AlIemagne,  de  France  et  de  uiande 
Bretagne,  des  Töserres  k  Teffet  de  maintenir  les  droits  qnll  dit  aTolr  6t6 

que,  bien  quHl  ait  4M  all^6  que  Timmunit^  dont  les  etrangers 

jouissaient,  en  fait,  au  point  de  vue  des  impöts,  sous  le  regime  des  anciens 
trait^'S.  etait  gönörale  et  qu'elle  s'6tendait  aux  6trangers  rösidant  en  dehors 
des  concessiuns  en  question,  il  rt':sulte  pourtant  des  renseignements  fournis 
au  sujet  de  dötcnteoia  d'immeubles  —  terrains  et  maisons  —  h  HIogo, 
que  ladite  regle  n'a  pas  ('16  d'une  application  nniverselle. 

que,  dans  tous  les  cas,  la  Situation  de  iait  n'est  pas  douteuse,  de 
qoelque  fafon  qu'on  Texplique, 

Attendn.  au  point  de  vue  de  Tinterpr^tation  des  dispositions  des 
noUTeanx  trait(^s  an  sujet  desquelles  il  y  a  contestation  entre  les  Parties, 

que  la  redactiun  de  l'article  18  du  traite  nitre  la  Grande  Bretagne 
et  le  Japon  —  trait^  ant^rieur  aux  deux  autres  —  avait  6t^  pr^c^d^e  de 
propositions  tendant  üi  mettre  les  etrangers.  detenteurs  de  terrains.  sur  le 
m(^me  pied  que  les  sujets  japouais,  tant  au  point  de  vue  de  la  propri6t6 
des  immeubles  qui  lenr  a^ent  ^t6  conoddte  en  location  qoe  ponr  ce  qui 
concerne  le  paiement  de  taxes  et  d'impAts,  mais  qu'on  est  ensuite  tombi 
d'accord  sur  le  maintieu  du  r^ime  qui  jusqu  alors  avait  ^14  pratiquä, 

que  le  GouTenienieiit  Japonais  pi6taid,  ü  est  yiai,  que  la  question 
de  maintenir  le  statita  quo  ne  se  rapportait  qn'anz  terrains,  mais  qne 
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cette  pretention  ut-  se  tiuuvt:  pas  justitiOt*  par  les  expressions  employet'S 
aa  conn  des  n^gociations, 

qa'aa  oontraire.  le  repn'scntant  du  Gouvernement  Japonais  qui  a 
priä  r initiative  pour  arhver  ä  uu  accurd  daus  cc  sens  s'est  boru^  ä,  pro- 
poser  le  maintien  du  etaius  quo  dMit  les  coneessions  ^tran^res  fmainte' 
nancB  of  the  status  quo  in  the  foreign  Settlements), 

qa'il  n'est  pas  ä  pr^somer  qae  le  d^l6guä  do  la  Grande  Bretagne,  en 
pr^ntant  an  projet  ^1aboT4  sur  la  base  de  ladite  proposition,  ait  entend« 
faire  uiit-  rrstrirtinn  conoernant  les  constructions,  que  cela  ne  rLsulte.  ni 
des  uiutä  ioiier^ä  dana  le  proc^S'Verbal,  ni  du  contenu  de  l'article  par  liii 
propos6, 

(|ue,  pour  maintenir  int^gialement  le  status  quo,  il  ne  Bufl&rait  pas 

d'admettre  que  riminunit»'  fiscalo.  qui  jusqu'ä  cette  epoque  s'ött'ndait,  tant 
Bur  les  terrains  que  sur  les  constructiuns,  dans  les  qaartiers  etraugers, 
serait  maintenne  pour  le  sol  sealement  et  qn^elle  oess^rait  d'ezisteir  pour 
ce  qui  conocrnt"  les  maisons. 

qu  il  duit  surtuut  en  ^-tre  ainsi  lorsqu  on  cousid^re  que,  pour  se  con- 
former  k  ce  qai  ^tait  convenu,  les  Parties  ne  se  sont  pas  Iramdes  h  fonntiler 
unc  dispositiiin  ;in  sujct  df  la  conlirmation  des  baux.  niais  qn'elles  ont 
ajuute  qu'aucunes  cuoditiuns,  sauf  Celles  coutenue»  dans  les  baujL  en  vigueur, 
ne  seront  impos^es  relativement  k  nne  teile  propri^t^  (no  coMdHioHa 
tch(ttsi)cc('r  (tther  (hau  thase  tontdiued  in  SUCh  exiBüng  leM98  shatt 
be  imposed  in  respect  of  such  property), 

qne  cette  demiire  clause  est  rCdig^e  d'une  fa^on  encore  plus  explicite 
dans  le  trait^  avec  la  France, 

Attendu  qu'au  surplus,  dans  les  chiuso'^  ilont  il  <  at^it,  les  Puissances 
n  ont  pan  parl6  de  terrains,  comuie  elles  auraieui  dil  necessairement  le 
faire  si  l  immaiiitö,  contrairement  k  oe  qui  avait  6t6  pratiqn^  jnsqve  Ü, 
avait  dü  6tre  restreintc  aux  terrains, 

qn'elles  ont,  au  contraire,  employ^  des  expressions  aäsez  larges  pour 
comprendre  dans  son  eMemble  la  Situation  faite  par  les  banx  anx  prenenrs, 

Attendu  qne  lo  Tribunal  ne  saurait.  non  plus,  admettre  que  b  s  notes 
^chang^es  entre  les  Gouvernements  d'Aliemagne  et  du  Japon,  au  moment  de 
la  coDclnsion  dn  noaveaa  trait^,  contiennent  des  e^licatioas  de  natan  ä 
placer  TAllemagne  dans  des  conditions  moins  avantagenses  qne  les  denz 
autres  Puissances, 

qve  le  Gouvernement  du  Japon  a  surtout  voulu  tirer  argnment  de 
ce  que  le  Gouvernement  Allemand  a  fondö  Timmunitii  fiscale  sur  ce  qa'il 
est  intordit  anx  ('•trangers  d'acqu^rir  la  propri^t^  do  terrains  situes  au 
Japon,  mais  qu  a  cet  tgard  il  faut  cunsid»3rer  qu  en  fait  les  constructions 
Avaient  toujours  en  le  caract^re  de  d^pendances  des  terrains  aa  point  de 
vue  des  impöts.  et  (ju'il  n'est  pas  ;i  pr^sumer  que  le  Gouvernement  Alle- 
mand ait  entendu  reuoncer  aux  avantages  consentis  en  faveur  de  la  Grande 
Bretagne  par  le  nonveaa  traitö,  ce  qui  serait  d'aillenrs  en  contradictioii 
avec  la  clause  assorant  k  rAllemagiie  le  traitement  de  la  nation  la  plos 
favorisöe, 

Par  ces  motifs: 

Le  Trflnml  d*Ar1iitrage,  k  la  majorit6  des  Toix,  dteide  et  dödue: 

Le9  diapoeiHoHs  des  traMa  et  auirea  enffagamenia  mentitmnä» 

dans  Ics  protocoles  d'arhl trage  fie.remptent  pas  seulement  les 
terrains  poss^dis  en  vertu  des  baux  perpetuels  cancides  par  le 
Q-ouvemement  Japonais  ou  en  son  nom,  mais  eile»  exemptent  les 
terrains  et  les  hi'itiwents  de  taute  nature  construits  ou  qui  pour- 
raient  ätre  construits  sur  ces  terrains,  de  tous  impöts,  tasees, 

38* 
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eharges,  contribuHona  ou  conditUms  quelconquea  autre»  que  ceux 

expressemenl  sttpuh's  datis  les  baux  en  gnestion, 

Fait  h  la  Haye,  dang  TH^^tel  de  la  €k»iir  permanente  d'Arbitrage,  le 

22  mai  190d. 

(siff)i^)  Q.  Gram. 
C   ^   ^L.  Renault. 

Au  momcnt  de  proci'der  k  la  Signatare  de  la  präsente  Scntencf^ 
arbitrale,  usant  de  la  facult^  que  me  conf^re  l'article  Ö2,  alin^a  2,  de  la 
Convention  pour  le  rigl&ment  paciftque  des  eonßite  iniemaHontKUw,  ■ 
oondne  k  la  Ilaye  le  29  jnillet  l<SI>i».  je  tiens  :\  constater  mon  dissenf  iincnt 
absolu  avec  la  majorit^  du  Tribunal,  en  ce  qui  concerne  les  motifs  comine 
le  dispositif  de  la  Sentence. 

feigni)  I.  Mo  tone. 

B»  Kleine  Berlelite. 

Von  äee  Bedaktion. 
1  Die  vierte  Hasger  Konlerenz  über  internationales  Privat* 
redit  (1904). 

Vom  16.  lUlai  bis  7.  Juni  1904  hat  die  Tierte  Konferenz  Uber  iDter> 
nationales  Privatrecht  im  Haag  (s.  d.  Ankündigung  Ztsch.  XIII  230  —  be- 
sonders Anm.  4  —  S.  8!)4}  getagt  Die  Verhandlungen  und  Dokumente  liegen 

in  zw(  i  Bänden  gedruckt  vor: 

Bd.  1 :  Actes  de  la  quatrieme  Conference  de  la  Haye  pour  le  droit 
intamaMunaH  prM  (16.  mai ^7.  jtOn  1994),  X7  it  226  S.  (Folio). 

Bd.  2 :  J)oeument9  rolaüfs  ä  la  qnatriime  eonfirence  de  la  Ha^e  pour 
le  droit  international  pritä,  VI  n.  389  S.  (Folio). 

Das  Ergebnis  der  Konferenzen  ist  der  Abschluß  von  4  Vertragsentwürfen: 

1.  Convention  relative  a  la  procedure  civile  (29  Artikel),  eine  Revision 
des  Abkommens  vom  14.  November  1896  und  dessen  Zosatzprotokollea 
vom  22.  Mai  1897, 

2.  Concention  eur  les  conflits  de  loi  en  matiere  de  successions  et  de 
testantents  (14  Artikel), 

3.  Convention  eoneemant  lea  eonfiita  de  loi  relaHfa  au»  effeta  d» 
mariage  aur  lea  droits  et  les  devoirs  des  öpoux  dana  lenra  rapporta 
personnels  et  sur  les  Mens  des  epoux  (15  Artikel), 

4.  ConroHtion  concrniant  Vinterdiction  et  les  mesures  de  protection 
anah>(jues  (IM  .\itikel). 

Außerdem  sind  unter  dem  I\ameu  ^Frojet  relatif  ä  la  faillite"  in 
10  Artikeln  Leita&tse  für  einen  kflnftigen  Vertragsentwurf  Aber  das  Inter- 
nationale Konkorsredit  aufgestellt.  Femer  ist  fflr  die  Tagesordnnag  eiser 
mdglichst  bald  su  berafenden  ieneren  Konferenz  Torgesdien  die  FeststeUiing 
gewisser  Ergänzungen  zu  den  unter  1  und  2  bezeichneten  Konventioaai, 
fmier  die  Reirelun^^  der  Rechtsfolgen  der  Flipsrheidung  und  der  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  sowie  der  Wirkungen  der  Eheschließung  fOr  die  Legi- 
timation der  Kinder.  — 
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Die  Kuiiftrenz  war  beschickt  vun  17  Staaten  (Dentschland,  Österreich, 
Ungarn,  Iklgieu,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Nor- 
mtgflat  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Bnftland,  Schweden,  Schweiz  und 
•Japan,  das  an  den  früheren  Konferenxen  nidit  teilgenommen  hatte).  — 

Die  Delegierton  aller  vertretenen  Staaten  haben  die  Vertragsentwürfe 
signiert,  mit  Ansnahme  des  Vertreters  Österreichs,  welcher  vor  dem  Schiuli 
der  Konferenz  abgereist  ist,  aber  erklärt  liat,  daß  er  keine  Einwurfe  zn  er- 
heben habe. 

2.  AlimentatioiiBaiusiirnch  einds  tineheliehen  deutadien  Kin- 
des gegen  seinen  Inxembui  gischen  Vater. 

Ein  Amtsgericht  hatte  nm  Auskunft  darüber  gebeten,  ob  der  Vormund 
eines  nnelnlichen  Kindes  einer  dentsdien  Mutter  gegen  den  Kindesvater,  der 
Inxemlmrgiseher  StaatsangehSriger  ist  und  in  Lnxembnig  wohnt,  auf  Zahlung 

einer  ünterhaltsrente  mit  Erfolg  klagen  könne.  Zn  dieser  Ftage  hat  die 
luxemburgische  Regierung  sich  dahin  geäußert; 

„Zweifellos  ist,  daß  alle  das  Pamilienrecht  regelnden  Gesetze  das  Per- 
Bonalstatat  betreffen.  Da  nun  solche  Gesetze,  gemäß  Art.  8  des  in  Luxem- 
burg geltenden  Zivilgesetzbuches  (C.  C.)  auf  Luxemburger  überall  anwendbar 
sind,  so  werden  alle  auf  dasselbe  besflgliehen  Redite  nnd  Verbindliclikdten, 
insoweit  sie  einem  Lnxembnrgw  nstdien  oder  denselben  Teipflichtsn  sollten, 
nach  dem  luxembn^schen  Gesetze  zu  beurteilen  sdn.  Ifaeh  der  allgemein 
vorherrschenden  Meinung  bat  also  der  Ausländer,  wenn  ihm  auch  nach  seinem 
eigenen  Personalstatnt  eine  solrhe  F'ordemng  gegen  einen  Luxemburger  zu- 
steht, kein  Recht,  dies*  IIk  bei  den  inländischen  Gerichten  geltend  zu  machen, 
da  das  Personalstatut  des  eventuell  Verpflichteten  dieselbe  ausschließt.  So 
ist  anoh  die  Klage  aal  Zahlung  ebwr  Untarhaltarente  seitens  den  VonnnndeB 
eines  nnehelicben,  nicht  anerkannten  Kindes  nicht  nilftssig,  weil  die  Naoh- 
forsehung  nach  der  Vateneliaft  bei  diesen  Kindecn  nadi  Art.  340  des  C.  G. 
ansgeschlosscn  ist  und  demgemäß  auch  solche  Klagen  nicht  gestattet  sein 
können,  für  welche  dieser  Beweis  zuerst  gebracht  werden  müßte  Ist  das 
Kind  jedoch  gesetzlich  anerkannt,  so  scheint  ihm  auch  ein  Anrecht  auf  Unter- 
halt und  eine  Klage  zu  dessen  Gelu^ndniuchung  zuzustehen/ 

{„Badisctie  Kechtspraxis"  1904  S.  154.) 

3.  Eidliehe  Zengenvemehmong  durch  badisohe  Notariate 
zum  Gelmneh  bei  Gerichten  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika. 

Das  amerikanische  Nadblaflgnioht  hatte  Twmin  aar  gerichtlichen  Prtt- 
Inng  nnd  Best&tignng  eines  eigradiBaidigen  Testaments  bestimmt  nnd  anglich 

angeordnet,  daß  bis  dahin  zwei  in  S.,  Amts  Durlach,  wohnhafte  Testaments- 
nnd  Unterschriftszeugen  über  das  Zustandekommen  und  die  Echtheit  des 
Testaments  durch  einen  Notar  eidlich  zu  vernehmen  seien.  Das  um  die  Ver- 
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nehmung  angegangene  Notaxiat  hatte  ZweiM  betreib  aober  Znettndigkeit 
und  yerwies  an  das  Amtegericht,  das  die  Eiledignng  ablehnte.  Gemftfi  §  41 
Abs.  1  BPO  hat  das  Landgericht  sich  dabin  atugesproobai,  daß  die  in  des 

Erlassen  vom  11.  7.  Ol  No.  24847  and  16.  4.  02  No.  13409  ( Badische  Hechts- 
praxis  11K)1  S.  261  und  1902  S.  150)  im  Interesse  der  Erleichterung  nnd 
Beschleunigung  der  Alns  icklung  von  Nachlaßangelegcnhciten,  welche  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  berühren,  getroffene  Bestimmung,  wonach  so- 
wohl das  Notariat  wie  das  Amtsgericht  aur  eidlichen  Zeugenvernehniung 
enn&chtigt  sind,  auch  in  dem  Toiliegenden  Falle,  wiewol  daran!  jene  Erlasse 
nicht  tuimittelbar  zutreffen,  rar  Anwendung  ra  kommen  hat.  ffiemach  wurde 
das  angegangene  Notariat  als  die  znr  Erledigang  zuständige  Behörde  bestimmt. 

(„Badische  Beektt^asKis"  1904  S.  236.) 

4.  Kalifornische  Testameutsform. 

In  „Bndische  Recht ajyrfiris"  1904  S.  154  wird  mitgeteilt: 
„Ein  am  10.  1.  04  im  Großherzogtum  verstorbener  Bürger  von  San  Fran- 
zisko  hat  am  8.  1.  04  im  Großherzogtum  ein  Testament  in  der  Weise  errichtet, 
daß  er  dasselbe  seinem  Bruder  diktierte  und  unterschrieb.  Ein  Dritter  war 
dabei  als  Zeuge  zugezogen.  Auf  die  Frage,  ob  das  Testament  den  Form- 
Torschriften  des  kaUfomisoben  Bechtes  entspreche,  haben  die  Bechtsbeistände 
des  Kaiserlichen  Konsulats  in  San  Franzisko  sich  dahin  geäußert :  Das  Testa- 
ment entspricht  in  keiner  Weise  den  Erfordernissen  der  kalifornischen  Gesetze. 
Ein  mündlich  erklärtes  und  alsbald  niedergeschriebenes  Testament  —  nun- 
cupative  tcill  —  ist  nach  1288 — 1291  Civil  Code  nur  dann  gestattet,  wenn 
der  Testator  sich  zurzeit  im  ^lilitär-  oder  Schiffsdienst  und  in  Todesgefahr 
befindet." 

Die  hier  mitgeteilte  Rechtsauskunft  ist  folgendermaßen  zu  ergänzen: 

1.  Betreffend  die  Zulässigkeit  des  „nuncupatice  will"  d.  h.  des  Testa- 
mentes, das  mündlich  yor  zwei  Zeugen  errichtet  werd^  kann,  bestimmt 
§  1289  des  Kalifornischen  Civil  Code  yon  1886:  „The  decedent  must,  at 
the  Urne,  have  been  in  aetual  military  aervice  in  the  field,  or  doing 
duty  on  shipboard  at  sea,  and  in  either  aase  in  aetual  contemplation, 
fear,  or  peril  of  death  :  .  .  ."  Aber  ^  1289  a.  a.  0.  fährt  fort:  „or  the 
decedent  must  have  been,  at  the  tinie,  in  expectation  of  immediate 
death  front  an  injury  received  the  same  day." 

2.  Nach  §  1278  a.  a.  0.  ist  da  scbrif  tllclids  vor  swei  Zeugen  er- 
richtetes Testament  {„toritten  wiW  ist  die  tedmisohe  Bezeichnung)  gültig, 
wenn  es  yom  Testator  unterschrieben  ist  nnd  wenn  bezüglich  der  Zeugen 
die  Vorschrift  beobachtet  ist:  „There  must  be  itoo  attesting  tcitnesses, 
each  of  whom  must  sign  his  name  as  a  jn'fness,  at  the  end  of  the 
tcill,  at  Ute  testators  request,  and  in  his  presence." 

3.  Daneben  gilt  die  holographische  Testamentsform  (§  1277  a.  a.  U.). 

Niemeyer. 
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1.  Schlüsselgewalt  einer  ausländischen  (österreichischen) 

Ehefrau  in  Deutschland. 

(Von  Herrn  Bat  bei  der  Hamborgischen  Jostizvecwaltiuig  Dr.  Mitter.) 

Ein  Sh^ann,  der  seinen  Wohnsitz  in  Hamburg  hat,  schließt  das  Recht 
seiner  Ehefraa,  innerhalb  ihres  h&nslichen  Wirkungskreises  seine  Geschäfte 
für  ihn  zu  besorgen  um!  ihn  zn  vertreten,  ans.  Die  Khcgattcn  waren  und 
sind  <  •stcrreirher.  Der  Mann  beantrairt  Eintragung  der  Ausschlieliung  in  das 
üüterrctJitsregister.  Dem  Antrage  wird  stattgegeben.  Die  Frau  erbebt  Be- 
schwerde: ihre  persönlichen  Recbtsbesiehangen  sn  ihrem  Hanne  bestimmte 
sich  gemftfi  Art  14  Abs.  1  EQ  z.  BOB  nach  österreichischem  Rechte;  die 
§§  13d7  nnd  1436  BOB  seien  deshalb  ananwendbar;  die  Eintragung  sei  mithin 
zn  Unrecht  erfolgt.  Die  Beschwerde  wird  rem  Landgericht  als  unzulässig 
verworfen.    Aus  den  Gründen: 

«Gemäß  S  FGG  findet  das  Rechthiuittel  der  Beschwerde  gegen  Ver- 
fügungen des  Gerichts  orst«  r  Instanz  statt,  und  es  wird  wohl  aiuh  die  Be- 
schwerdeschrift dahin  zu  vt  i.stt  lien  sein,  daß  nicht  gegen  die  verfügte  Kin- 
tragttng,  sondern  gegen  die  Verfügung  der  Eintragung  die  Beschwerde  ge- 
riehtdi  edn  solL  Die  Besdiwetde  stdit  nach  §  20  Abs.  1  Jedem  in,  dessen 
Recht  dnrch  die  VerfOgong  beeintrichtigt  ist  Diese  Voranssetznng  der 
Beschwerde  fehlt  indessen  im  vorliegenden  Falle.  Weder  durch  die  Yerfttgung 
der  Eintragung  noch  durch  die  Eintragung  der  Ausschließung  beziehungsweise 
Beschränkung  ihrer  Schlüsselgi  walt  in  das  (iüterrcchtsrcLMstcr  wird  das  Recht 
(it  r  Krau  beeinträchtigt.  Die  Beeinträchtigung  ihres  Rechts,  das  ihr  gemäß 
1357  BGB  zusteht,  geschieht  durch  die  von  der  Eintragung  gänzlich  unab- 
hängige, vom  Mann  der  Frau  gegenüber  zum  Ausdruck  gebrachte  Aasschließung 
beziehangsweiae  Beschrinlcnng  ihrer  Sehltlsselgewalt  Die  Bestimmung  des 
letzten  Satzes  von  §  1357  bezweckt  nur  den  Schutz  Dritter.  Ihnen  gegen- 
über ist  die  Beschränkung  nur  wirksam,  wenn  sie  in  das  G Uterrecht sregister 
eingetragen  ist,  für  das  innere  güterrechtliche  Verhältnis  zwischen  den  Ehe- 
gatten ist  dagegen  gleichgültig,  ob  die  Beschränkung  eingetragen  ist  oder 
nicht;  wäre  sie  zum  Beispiel  nicht  eingetragen,  und  der  ilann  hätte  deshalb 
eine  von  der  Frau  eingegangene  Verbindlichkeit  erfüllen  müssen,  so  hätte  er 
einen  Schadenaersatzanspruch  gegen  sie.  Gegen  die  in  der  Ausschliefinng 
beziehungsweise  Beschrttnknng  liegende  Beeintr&chtigung  ihres  Rechts  aber 
erüfftu  t  das  Gesetz,  §  13')7  Abs.  2,  der  Frau  den  Rechtsweg  des  Antrages 
an  die  Vormundschaftsbehördc  auf  Aufhebung  der  Beeinträchtigting.  Wird 
demselben  entsprochen,  so  ist  auf  Antri^  auch  demgemäß  die  Eintragung  im 
üüterrechtsregister  zu  löschen. 

Nicht  das  Reiristcrgericht,  sondern  das  Vormundsehaftsgericht  ist  zu- 
ständig für  die  Prüfung  der  Frage,  ob  die  AussclilieCung  oder  Beschränkung 
der  Schlüsselgewalt  der  Frau  seitens  des  Mannes  zulässig  war  oder  nicht.  ^ 
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Axkt  die  weitere  Besidiwerde  der  Fran  wird  Tom  hanBeatledmi  Ober- 
landesgeridit  beeeUoBsoi: 

„da  die  Ehegatten  .  .  .  anelftndische  ((toten^düeche)  Ehegatten  sind, 
die  ihren  Wohnsitz  im  dentsehen  Inlande,  in  Hamboig,  haben, 

da  auch  cor  Zeit  der  Eheschließung  der  Ehemann  .  .  .  österreichischci 
Staatsangehörif^cr  war  und  für  ihr  eheliches  Güterrecht  (die  österreichischem 
nicht  die  deut.srlien  Gesetze  maßgebend  sind :  EG  z.  BGB  Art.  15  Abs.  2, 

da  die  in  SS  l-^>">7  und  14.-?n  BGB  vürg*  st  lu  iie  Eintragung  ins  Güter- 
rechtsrt'giäter,  betr.  Auäschlicliuug  oder  Beschränkung  der  der  Ehefrau  zu- 
stehendffli  Schlfisselgewalt)  nur  anf  Bli^tten  deatschra  Rechte,  auf  diese  auch 
nnr  die  nach  §  1357  mögliche  Einwirkung  des  YormmidBchaftq;erichts  an- 
wendbar ist, 

da  die  unberechtigte  Eintragung  solchen  Inhalts  eine  Verletzong  des 
Aechts,  jedenfalls  des  Personenreohts,  der  Ehefrau  darstellt, 

da  hiernach  die  weitere  Beschwerde  .  .  .  sowie  die  Beschwerde  an  das 

Landgericht  selbst  begründet  sind  : 

Der  Beschluß  des  Landgerichts  .  .  .  und  die  Verfügung  des  Amtsgerichts 
.  .  .  werden  aufgehoben.  Die  .  .  .  Eintragung  ins  Güterrechtsregister  betr. 
AnssdilieAang  der  Schlttsselgewalt  der  BesdiwerdefOhrerin  ist  za  löschen." 

Bieae  Entsdwtdnngen  Ueten  n.  a.  sni  fofe^den  Überlegungen  Anlaß: 

Die  Besdiwerde  findet  im  Gebiete  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  g^n 
gerichtliehe  „Verfttgangen*  statt  (FQG  §  19  Abs.  1).  Die  .Bintragangsver- 
fttgnng*  (Tgl.  pxenß.  Allg.  Verf.  vom  6.  11.  99  Art.  3  JMBl  8.  899)  stellt 

eine  solche  Verfügung  unzweifelhaft  nicht  dar,  ist  vielmehr  eine  lediglich  für 
den  inneren  Dienstbetrieb  bestimmte  formlos  wieder  zu  beseitigende  Anordnung 
(vgl.  Rausnitz  FGG  S  7  A.  Weisler  FGG  §  lU  No.  8i.  Sie  ist 
reichsrechtlich  überhaupt  nicht  vorgeschrieben,  braucht  vom  Standpunkt  dos 
Reichsrechts  überhaupt  nicht  zu  erfolgen ;  vielmehr  genügt,  daii  der  Manu  den 
Antrag  gemäß  §  1661  Abs.  1  BCFB  stellt  nnd  das  Oerieht  dm  Antrage  tat- 
BftcUieh  durch  Eintragung  entspricht 

Dag^^  ist  die  Eintragung  allerdings  eine  »Yerfagang",  die  mit  der 
Beschwerde  angegriffen  werden  kann  (Tgl.  Bauanitx  FOO  §  130  No.  3). 
Aneh  steht  nichts  im  Wege,  daß  die  Frau  die  Beschwerde  gegen  die  Ein- 
tragung zur  Hand  nimmt,  wenn  durch  die  Wrfiigung  ihr  .Recht"  . beein- 
trächtigt wird  FGG  ij  21)  Abs.  I  i.  Freilich  wird  von  snlrber  Beeinträchtigung 
niemals  die  Rede  sein  können,  wenn  auf  das  persönliche  Rechtsverh.ältnis 
der  Ehegatten  zu  einander  deutsches  Recht  Anwendung  findet  und  der  Mann 
die  Sdilflnelgewalt  ansschliefit.  Denn  es  ist  wiedemm  das  .Recht"  des 
Hannes,  die  SeUflsselgewaJt  ausansefaließen  (BGB  §  1357  Abs.  2).  Dieses 
Beoht  ist  das  flbei^eordnete.  seine  Ausübung  beseitigt  das  in  der  Schlüssel- 
gewalt der  Frau  enthaltene  Recht  vollständig,  sodaß  ein  Recht  der  Frau,  das 
durch  die  Eintragung  beointrärbtigt  werden  könnte,  überhaupt  nicht  mehr 
vorhanden  ist.  Und  gegen  den  Mißbrauch  dieses  übergeordneten  Rechts  endlich 
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gibt  es  nur  die  Anrafung  des  Vormuudschaftsgerichts.  Aber  von  diesem 
Falle  abgeseheii  sind  sehr  woU  FlUle  denkbar,  in  denen  die  Eintragung  zur 
Beeintrftditicning  eines  Rechts  der  Fhtn  führen  kann.  Findet  insbesondere 

m!  das  Rechtsverhältnis  der  Ehegatten  zu  einander  aosUndisches  Recht  An- 
wendung, SU  kann  die  Beschwerde  auf  die  Behauptung  gestützt  werden,  daß 
nach  ausländischem  Terelit  ihn-  Ehefrau  das  während  der  Ehe  nicht  fntziehbare 
Recht  der  Schiiisst  ltrt'wtiU  zustehe,  dati  die  Ausschließunf;  dieses  Rechts  durch 
dta  Alaiiu  dushalb  rechtswidrig  sei,  und  daü  auch  die  Eintragung  der  Aus- 
tohliaflong  in  das  Gttterrechtsregister  dieses  Redit  insofen  beeintrftohtige,  ak 
die  Fran  nunmehr  nieht  so  nngdiindert  wie  bisher  Ton  iiirem  Rechte  Qebranch 
machen  kSnne.  Erst  wenn  sidi  «gebe,  daß  auch  nach  der  für  das  Rechts- 
verhältnis der  Ehegatten  za  einander  maßgebenden  Rechtsordnung  der  Hann 
berechtigt  wäre,  die  Schlüsse1<_'ewalt  der  Frau  zu  beseitigen,  nnd  der  Mann 
von  diesem  seinem  Hechte  (retirauch  gemacht  hätte,  würde  ein  Hecht  der  Frau 
nicht  mehr  beeinträchtigt  erscheinen  und  die  Bescliwerde  als  unzulässig  zu- 
rückzuweisen sein.  Denn  nun  würde  abermals  feststehen,  daß  ein  Recht,  das 
dnxch  die  Eintragung  beeintrttchtigt  sein  IcOnnte,  schon  na  der  Binteagung 
nicht  mdur  bestanden  hat. 

Nun  m>richt  allerdings  die  Entscheidung  des  hanseatischen  Oberlandes- 
gerichts ans,  daß  ein  derartiger  Fall  sich  üherhanpr  nicht  zutrap'n  dürfe, 
weil  für  das  eheliche  Güterrecht  von  Ausländern  nach  Art.  lö  Abs.  2  EGr 
z  BGB  nicht  deutsches,  sondern  ansländisches  Recht  gelte  nnd  demgemäß 
nach  den  ijs?  i;i57,  1435  BGB  nicht  verfahren  werden,  eine  Eintragung  in  das 
Qflteneehtsregister  flberlianpt  nicht  erfolgen  könne.  Allein  abgeseh»  Ton 
dem  im  Torliegenden  FaUe  freilich  nnwesentlicbm  Umstände,  daß  das  Reebts- 
Terhftitnis  der  Ehegatten,  wie  es  in  der  Sohlflsselgewalt  der  Ehefrau  zu  Tage 
tritt,  nicht  dem  ehelichen  Güterrecht,  sondern  dem  Gebiete  der  persönlichen 
Rechtsbeziehungen  der  Khe^jatten  zn  einander  angehört  {Planck,  EG  z.  BGB 
Art.  14  No.  4.  Niedner,  EG  z.  BGB  Art.  14  No.  4,  Niemeycr,  I.  P.  R. 
S.  143  f.),  ist  auch  die  Vorschrift  des  Art.  16  EG  z.  BGB  übersehen  worden. 
Danach  findet  auch  auf  ansl&ndiBdie  Ehegatten  di«  Vorsdirlft  des  %  1367  BQB 
Anwendung,  soweit  sie  Dritten  günstiger  ist  als  das  ausUndische  Recht  Ist, 
was  in  Jedem  Falle  festxastellen  sein  wird  und  andi  in  don  Torliegenden 
Falle  festzustellen  gewesen  wäre,  das  deutsche  Recht  den  Dritten  günstiger 
als  das  ausUindische.  so  haftet  nicht  nur  der  Ehemann  den  Dritten  nach 
Maßgabe  der  Vorschrift  des  §  1357  Abs.  1  BGB,  sondern  er  kann  auch  nach 
§  1357  Abs.  2  BGB  die  Dritten  gegenüber  bestehende  Schlüsselgewalt  der 
Frau  einschränken  oder  ausschließen  und  auf  einseitigen  Antrag  die  Ein- 
tragung dieser  Maßnahme  in  das  Gtterreohtsregistor  hwbeiftthren,  wie  denn 
auch  die  Fran  die  Wiedezheseitignng  dieser  Maßnahme  durch  Anrufen  des 
Yormundschaltsgerichts  mit  der  Behauptung  und  mit  dem  Nachweis  erreichen 
kann,  daß  die  Beschränkung  oder  Ausschließung  einen  Mißbrauch  des  Rechtes 
des  Mannes  darstelle  (Xiemeifer,  1,  P.  R.  S.  löO  nnd  die  Kommentare  zum 
EG  z.  BGB  Art.  16). 
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Das  öBtendohiBohe  BOB  sdheiiit  in  der  hier  fragUdieii  Beziehang  den 
Dritten  müht  so  gflnetig  m  sein,  wie  das  dentaehe  Beeht  Bs  aprioht  in  §  91 
ans,  daß  der  Mann  „das  Haupt  der  Familie^  sei  und  als  solches  besonders 
das  Recht  habe,  das  Hauswesen  zu  leiten,  und  die  Pflicht,  der  Ehefrau  Unter- 
halt zu  gewähren  und  sie  in  allen  Vorfällen  zu  vertreten.  Nach  92  ebenda 
ist  andererseits  die  Frau  verpflichtet,  dem  Manne  in  der  Haushaltung  nach 
Kräften  beizustehen  und,  soweit  es  die  häusliche  Ordnung  erfordert,  die  von 
ihm  getroffenen  Maßregeln  sn  befolgen.  Eiienm  hat  die  Bechti^iechung 
(bei  «.  Seheffy  BGB  fOr  Österreich,  Wien  1902  g  92  No.  7)  abgeleitet,  daS 
der  Mann  „ans  für  den  Haushalt  nötigen  Einkänfen  der  Frau"  als  Selbst- 
und  reü:elmäßig  als  Alleinschaldner  hafte.  Eine  der  Vorschrift  des  g  1357 
A1)s  2  BGB  entsprechende  Vorschrift  fehlt  ebenfalls.  Aber  man  wird  an* 
ni'hruen  dürfen,  daß  der  Mann  als  „Haupt  der  Familie"  (jedenfalls  j,soweit 
es  die  häusliche  Ordnung  erfordert'')  das  Kecht  hat,  die  der  Frau  zustehende 
Yertr^xingabefagnls  zn  beeefarlnken  oder  aosznschließen,  nnd  zwar  nicht  nur 
mit  Wirkung  für  die  Fran,  sondern  auch  mit  Wirkung  fflr  Dritte.  AiiAr«Knga 
enthlUt  auch  das  österreichische  BGB  fflr  den  Fall  des  Widerrufs  oder  der 
Aufkündigung  einer  Vollmacht  Vorschriften  zu  gunsten  Dritter  (§  1026); 
aber  abg:esf'lu'n  davon,  daß  diese  Vorschriften  schon  ihrer  Natur  nach  keine 
Anwendung  würden  linden  können,  hat  das  (jesetzbuch  in  §  1()H4  zum  Aus- 
druck gebracht,  daLi  die  auf  , gesetzlicher  Bevollmächtigung"  beruhende  Ver- 
tretungsmacht sich  nach  den  für  sie  geltenden  besonderen  Vorschriften  be- 
stimme. Man  wird  hiemaoh  aimehmwi  dflrfen,  daß  das  Ssteneldiiscdie  Bedit 
in  doppdter  Besiehnng  doi  Dritten  ungOnstigw  ist  als  das  dentsdie:  dnmal 
insofern,  als  es  die  Frau  nur  berechtigt,  die  fflr  den  Haushalt  ,n5tigen* 
Einkäufe  mit  Verbindlichkeit  für  den  Mann  vorzunehmen  während  die 
Schlüsselgewalt  der  Frau  nach  i;  1857  Abs.  1  BGB,  gerade  mit  Rücksicht 
auf  den  Schutz  Dritter,  über  den  Kähmen  der  damit  gekennzeichneten  üe- 
scbälte  nicht  unwesentlich  hinausgeht,  und  weiter  insofern,  als  der  Mann 
nach  östeneiehisoliem  Recht  die  Sdilflsidgewalt  der  Frau  durch  bloße  £r^ 
klSrang  gegenflber  der  Frau  auch  mit  Wirkung  fflr  Dritte  beschränken  oder 
entziehen  kann. 

Demgemäß  würde  der  Mann  im  vorliegenden  Falle  die  Sehlttsselgewalt 
der  Fran  mit  Recht  ausgeschlossen  haben  und  die  Ausschließung  mit  Recht 
eiiigvtragen  sein.  Die  Beschwerde  der  Frau  würde  vom  Landgericht  mit 
Recht  als  unzulässig  verworfen  worden  sein,  weil  eine  etwa  vorliegende  Be- 
einträchtigung des  Rechts  der  Frau  bereits  durch  die  Ausschließung  und 
nicht  durch  die  Eintragung  bewirkt  sein  wOrde.  Die  Ftan  wflrde  Tiehoiehr 
nur  zu  dem  Antrage  auf  Aufhebung  der  Ausschließung  durch  das  Yormund- 
sohaftagericht  zuzulassen  sein.  — 

Nach  den  §§  161,  142.  148  FGG  .kann«  das  Landgericht  die  Löschung 
einer  Eintragung  im  Güterrochtsregister  verfügen,  wenn  die  Eintragung  wetren 
Mangels  eint'r  wesentlichen  Voraussetzung  unzulässig  war.  Das  T.andgericht 
hätte  also  im  vorliegenden  Falle  auch  prüfen  „können',  ob  die  Eintragung 
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etwa  deshalb  angeceditfertigt  war,  weil  das  aosländisehe  Recht  den  Oiitten 
eboiso  gflnstig  eder  noch  gflnst^far  ist  als  das  deutsche  Recht,  und  die 
Ldschnng  yerfflgen  „kSnnen",  wenn  die  Prüfung  dies  ergeben  haben  und  damit 
festgestellt  gewesen  sein  würde,  daß  die  Schlüsselgewalt  der  Frau  nicht  nur 
in  ihren  inneren,  sondf^rn  auch  in  ihren  ätiGercn  Beziehungen  ausschlicUlich 
nach  auslätulischcm  Kecht  zu  btiirlt  iUn  ist  Es  h:itt(  :il)er  auch,  unbeschadet 
der  Entschtiiduug  Uber  die  Beschwerde,  Veranlaäsung  gehabt,  sich  dieser 
Prüfung  za  nntentehen  nnd,  wenn  die  Frtfoag  das  hesdehnete  Ergebnis 
gehabt  haben  würde,  nadi  Brledigvng  äae  gssettlicfaen  FonnTorschrifUn  die 
Löschung  sn  Tetf  Ilgen,  weil  das  Oesets,  wenn  es  hesdnunt^  daß  gerlohtUche 
Handlangen  vorgenommen  werden  .können  ^  damit  ausspricht,  daß  sie  ▼0]> 
genommen  werden  .sollen",  wenn  sio  nach  pHichtgemäbem  Ennessen  vorzu- 
nehmen sind  (Josef,  Lehrbuch  S.  185  f.,  Weis! er.  FGG  §  142)  und  das 
Landgericht  durch  die  Beschwerde  einmal  mit  der  Eintragung  befaßt  war. 
In  dem  vorliegenden  Falle  würde,  da  bei  der  Prüfung  sich,  wie  nach  den 
oUgen  AosfOhrungen  angenonunen  werden  darf,  heransgestellt  haben  würde, 
daß  das  dentsdie  Recht  den  Dritten  günstiger  ist,  als  das  Osterteichiscbei 
dne  Lüschungsverfügong  allerdings  nidit  veranlaßt  gewesen  sein. 

Dürfte  also  feststehen,  daß  .das  Amtsgericht  die  Eintragung  mit  Recht 
bewirkt  hat,  so  entst«  hT  die  weitere  Fraofe.  ob  die  Eintragung  nach  erfolgter 
Löschung  von  neuem  herln  iL^«  führt  werden  kann. 

Nach  §  18  FGG  kann  das  Gericht  die  von  ihm  erlassenen  Verfügungen 
tndem,  wran  es  die  Verfügungen  nachträglich  für  nngerechtfertigt  hilt.  Die 
den  Anteag  anf  Bintraguig  snrüdcweisende  Yerfügmig  ist  aber  nicht  von 
dent  Ant«geikihte  erlassen  und  kann  dedialb  auch  nidit  von  ihn  geändert 
werden.  Ebensowenig  kann  das  Oberlandesgericht  diese  Verfügung  ändern 
von  Anit.s  wegen  schon  deswetren  nirht,  weil  mittels  der  Verfügung  ein  An- 
trag zurückgewiesen  ist,  abei  au  h  auf  Antrag  nicht,  weil  die  Aufgaben  der 
Beschwerdeinstanz  durch  die  Beschwerde  begrenzt  sind  (zu  vgl.  Joaef, 
Lehrbuch  S.  148,  a.  A.  anscheinend  Bausnitz,  FGG  §  18  No.  4). 

Die  Verfügung  des  Oberlandesgeiidits  aber  steht  danun  nicht  schlecht- 
hin einem  nenoi  Antrage  auf  Eintragung  im  Wege.  Soweit  ist  alterdings 
diese  Verfüirnng  in  Rechtskraft  erwachsen,  als  das  Amtsgericht  nicht  befugt 
sein  würde,  einem  Antrage  auf  Eintragung  zti  entsprechen,  wenn  diesem  An- 
trage der  gleiche  Sachverhalt  zugrunde  läf;e,  wie  dem  von  dem  Oberlandes- 
gerirht  zurückgewiesenen.  Denn  das  Amtsgericht,  das  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  i^ntsclieiduug  des  Oberlandesgerichts  zu  ändern,  kann  nicht  eine  Verfügung 
trefllm,  die  sidi  formell  als  eine  neue  gäbe,  in  WirklidikBit  ab«r  nichts  anderes 
als  eine  Änderung  der  hSchstrichterliGhen  Entscheidung  bedentete  (za  vgl 
Josefa  Lehrbuch  S.  25211.  und  in  CBIFG  III  71).  Wohl  aber  wSre  su- 
lässig,  daß  der  Ehemann  seiner  Frau  die  SoblflssdgewaUi  wieder  einräumte, 
alsdann  die  Schlüsselgewalt  von  neuem  entzöpo  und  nunmehr  die  Eintragung 
beantragte;  nichts  würde  das  Amtsgericht  hindern,  auf  Grund  des  neuen 
Sachverhalts  die  Eintragung  zu  verfügen. 
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2.  Mitteilungen  aus  Ungarn.  ^ 

'Von  Ilrrrn  Rcguriingskonzipisten  Dr.  /.  Schwur tz  in  Sarajevo^ 
/.  Zweiyniederlassiing  einer  aush()idischen  AktieagcsrlLschaft. 

Laut  Jio  des  unf^nirischen  HGB  (GA  XXXVII  1875)  sind  ausländische 
Aktienii:t'äellbchaJten  gehalten,  wenn  sie  ihre  Geschäfte  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  unter  eigener  Firma  —  durch  Zweigniederlassungen  oder 
ikgentnren  —  betreiben  wollen,  ihre  Finna  noch  Tor  Eröffnung  des  Geschäfts- 
betriebes bei  jmem  Gerichtshöfe  nur  Eintragnng  in  das  Hattddn^sfcer  an- 
«im^en,  in  dessen  Sprengel  sie  eine  Zweigniederlassung  oder  Agentur  aa 
errichten  beabsichtigen.  Nach  §  211  HGB  ist  jede  ausländische  Aktiengesell- 
scluift  verpflichtet,  sobald  sie  um  die  Eintrapnmg  ansucht,  ihre  Statuten  dem 
zuständigen  Gerichtshofe  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  vorzulegen 
and  unter  anderem  nachzuweisen,  daß  sie  zu  ihrem  hierländigen  Geschäfts- 
betriebe eine  Vertretung  bestellt  habe,  welche  ihren  Sitz  im  Gebiete  der 
ungaiisdien  Krone  hat,  daß  sieb  die  Gesellschaft  Torpflichtet  hat,  die  Rechts- 
handlungen ihrer  hierlftndigen  Vertretung  als  für  die  Gesellsehaft  bindend  su 
betrachten,  daß  die  Vertretung  zur  reobtsgütigen  Zeichnung  der  Firma  dar 
Zweigniederlassung  berechtigt  ist. 

Aus  diesen  gesetzlidu  n  Bestimmungen  geht  hervor,  daß  der  Wirkungs- 
kreis des  inländischen  Repru.sentanten  keiner  Beschränkung  unterworfen  werden 
kann.  Der  Kepräseutant  nimmt  lu  bi;zug  auf  das  inländische  Geschäft  die- 
selbe Stellnng  ein  wie  der  Direktor  der  AktiengeseUsohaft»  was  auch  schon 
darin  sdne  Begrtlndung  findet,  daß  die  Gesellschaft  im  Inlande  nur  durch 
ihn  disponiert  und  fär  das  inl&ndische  Publikum  die  im  Auslände  beflndliehe 
Direktion  nicht  bekannt  ist  (Dr.  Franz  Nagy  „Handbiuli  des  ungarischen 
Handelsrechtes" ,  5.  Auflage,  Budapest  1901.  I  1)15  Note  7). 

Mit  Recht  hat  daher  der  k  Handels-  und  W'echselgerichtshof  in  Buda- 
pest das  Ansuchen  einer  ausländischen  Aktiengesellschaft  abgewiesen,  es  mögen 
als  Berechtigte  zur  Vertretung  ihrer  Zweigniederlassung  in  Ungarn  auch  die 
Mitglieder  der  Direktion  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  in  das  Handels- 
register eingetragen  werden.  Dieser  abweislidie  Bescheid  wurde  auch  von 
der  k.  Tafel  in  Budapest  mit  dem  Bemerken  bestätigt,  daß  laut  Absdinittes  VI 
des  10.  Titels  des  I.  Teiles  des  Handelsgesetzes,  welches  von  den  ausländischen 
Aktiengesellschaften  handelt,  eine  ausländische  Aktiengesellschaft,  wenn  sie 
im  Inlande  eine  Zweigniederlassung  errichtet,  hinsichtlich  ihres  inländischen 
Geschäftes  ausschließlich  nur  durch  ihren  i)rotokollierten  inländischen  Vertreter, 
der  in  dieser  Eigenschaft  dieselbe  Stellung  emuimmt  wie,  der  Direktor  der 
Aktiengesellsdiaft^  verffigen  kann.  Dies  schließt  sonach  aus,  daß  als  Be- 
rechtigte sur  Vertretung  der  inlibidischen  Zwei^ederlassung  solche  Personen 
in  das  Handelsr^stw  eingetragen  werden  sollen,  welche  nicht  als  inländische 
Vertreter  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  bezeichnet  wurden,  selbst  wenn 
diese  Direktoren  der  im  Auslande  domizilierenden  Gesellschaft  wären,  dies 
um  so  weniger,  als  ja  hierdurch  die  auf  den  inländischen  Vertreter  etwa 
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fakllende  Vermtwortlichkeit  illnsoriBcb  werden  mttfite  (Morgrablatt  dei  .Fester 
Lloyd'  Tom  13.  11.  Ol). 

II.  Ehescheid  HU(j  nach  ausländischem  Straf  urteil. 

Ein  bosuischrs  Kit  isu«  rieht  Imt  einen  ungarischen  Stautsangehörigen 
wegen  Verbrechens  der  «ittt  nrliflicii  ( u  walttäiigkeit  durch  Entfiihruuu:  ivj  171 
des  büsniscbeii  Strafgesetzes;  zur  ötrale  des  schweren  Kerlvers  in  der  Dauer 
TOD  6  Jahren  Terarteilt  Auf  Qmnd  dieses  rechtskräftigen  Urteiles  verlangte 
die  Ehegattin  des  Verurteilten  bei  dem  rastttndigen  k.  nngar.  Geriditsbof 
die  Schddong  der  Ehe  im  Sinne  des  7!)  des  angarischen  Ehegcsetses,  weldier 
einem  Eliegeiin^si  n  das  Recht  gewährt  die  Scheidung  der  Ehe  zn  verlangen, 
w»'nn  der  andi n  I'!,rgenosse  nach  Sddießung  der  Ehe  zum  Tode  oder  zn 
mindestens  fünfjahriLTi  r  Zuchthaus-  oder  Kerkt  rstrafe  vi  rurtcilt  wiril  Der 
k.  Gerichtshof  bewilligte  die  tjcheiduog  aus  dem  Verbchuiden  des  Geklagten. 
Die  Frage,  ob  auf  Gmnd  eines  ausländischen  Straforteiles  die  Scheidung  der 
Ehe  dnes  ungarische  Staatsangeliörigen  bewilligt  werden  kann,  wurde  in 
der  Verhandlnng,  wie  aus  dem  mir  von  einem  Kollegen  snr  Yerfflgong  ge- 
stellten Urteile  hervorgeht,  gar  nicht  erörtert.  Es  scheint,  daß  an  diese 
Frage  weder  der  Verteidiger  des  Ehebandes  noch  auch  der  erkennende 
Gerichtshuf  gedacht  haben. 

Es  kann  aber  keinem  Zwcilt  1  unterliegen,  daü  dieses  noch  nicht  rechts- 
kräftige Urteil  mit  dem  Gesetze  im  Widerspruche  steht.  Wenn  §  79  des 
ungarischen  Ehegesetaes  dem  einen  Ehegenossen  das  Recht  gew&brt»  die 
Scheidung  der  Ehe  zu  Teriangen,  falls  der  andere  Ehegenosse  nach  Schließung 
der  Ehe  zum  Tode  oder  zu  mindestens  fttnQfthriger  Zuchthaus-  oder  Kerker- 
strafe verurteilt  wird,  so  hat  das  Ehegesetz  offenbar  nur  an  das  Strafurteil 
eines  inländischen  Gerichtes  gedacht,  obzwar  diese  Frage  im  Gesetze  nicht 
ejcjyresm's  rerbis  entschieden  ist  und  auch  der  Motivenbericht  zum  Elu  g(  st  tze 
über  die  Frage  schweigt.  Auch  in  unserer  juristischen  Literatur,  soweit  sie 
mir  zugänglich  ist,  wurde  die  Frage  bisher  nidit  erOrtert  Die  lUchtigkeit 
der  von  mir  verfochteoen  Ansicht  geht  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  selbst 
ausländische  Zivihirtdle,  welche  den  persttnlichen  Status  eines  ungarischen 
Staatsangehörigen  betreffen,  in  Ungarn  nicht  vollstreckt  werden  f!^  '>  G.\ 
LX  1881  und  §  UH  0.^  XXXT  1894».  Vollends  ausgeschlossen  ist  der  Voll- 
zug eines  ausländischen  Sfrafurteiles  S  18  .^tiiB  GA  V  1878).  Die  Scheidung 
der  Ehe  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  auf  Gruml  eines  ausländischen 
Strafurteiles  bewilligen,  heißt  aber  de  facto  nichts  Anderes,  als  diesem  aas- 
lindischen  StrafnrteOe  in  besug  auf  den  persönlichen  Status  des  ungarischen 
Staatsaagdiffrigen  Wirksamkeit  verleihen.  Der  entgegei^iesetzte  Standpunkt 
ftthrt  SU  gans  unhaltbaren  Konsequensen.  Das  Strafgesetz  ist  die  Ver- 
körpemng  jener  sittlichen  Anschauungen,  welche  eine  Nation  in  einer  be- 
stimmten Epoche  beherrschen.  Wie  verschieden  aber  die  Anschaiiniigen  der 
verschiedenen  Nationen  auf  diesem  Recht sirebiete  .sind,  lehrt  ein  blick  auf 
das  ganz  veraltete  üsterreicliiscbe  i^aus  dem  Jahre  1803;  und  auf  das  moderne 
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ungarische  Strafgesetz  ^aus  dem  Jahre  1878).  Zahlreiche  Delikte,  welche 
in  Öataneieli  €X  officio  verfolgt  werden,  kOnnen  in  Ungarn  nur  auf  Antrag 
des  Yerletstai  gealmdet  wezdai.  In  dem  hier  hehandeltw  Falle  konnte  du 
boanlBche  Kreugendit  auf  Qmnd  dee  in  Bonden  geltmden  österreichieehen 

Strafgesetzes  auf  nicht  weniger  als  eine  Strafe  von  fünf  Jahren  schweren 

Kirkcrs  fvlx-ennen.  währenrl  in  T^ntrarn  hcispielsweiso  aurli  auf  <lr(>i  Jahre 
Zuchthaus  hiitte  erkannt  wcrdi  ii  kennen  821  uimarischen  StGB),  iu  welchem 
Falle  dem  Ehcgenossen  dos  Verurteilten  das  Recht  auf  Scheidung  der  Ehe  im 
Grunde  des  §  79  des  Ehegesetzes  nicht  zustünde. 

Die  Kichtigkeit  der  von  mir  vertretenen  Ansicht  geht  auch  aus  der 
Tatsache  h^or,  daß  §  79  des  ungarischen  Bhegeeeties  offenbar  den  §  115 
des  SsterreichischoD  a.  b.  OB  snm  Vorbilde  gehabt  hat^  wdcher  nichtkatholischen 
christlichen  Bheleaten  das  Recht  gewährt  die  Sch^dnng  zu  verlangen,  wenn 

ein  Ehegenosse  wegen  Vcrhrechens  zu  einer  wenigstens  fflnfjährlgen  Kerker- 
strafc  verurteilt  wurde.  Vgl.  hierzu  Stubenrauch,  Kommentar  zum 
österreichischen  a.  b.  GB,  7.  Aufl..  Wien  1898,  I  207  Note  1 :  .Allerdings 
scheint  aber  nur  dem  von  einem  inländischen  Strafgerichte  geschüpften 
Strafarteile  die  Wirkung  eines  Scheidungsgrundes  eingeräumt  werden  zu 
können*.  Rittner  in  seinon  vortoefflichen  „österreichischen  EherecMe'^ 
(Leipzig  1876  S.  350)  erörtert  die  Frage  nicht.. 

Bemerkt  muß  werden,  daß  die  Strafoiteile  der  Qeiichte  Kroatiens^ 

Slavoniens,  obzwar  dort  das  österreichische  Strafgesetz  in  Geltung  steht, 
in  Ungarn  bedingungslos  vollstreckt  werden  (Entscheidung  der  k.  Kurie 
6347/1891  in  der  Sammlung  von  Mdrkus  V  30).  Sie  sind  deshalb  den 
Urteilen  der  ungarischen  Strafgerichte  äquivalent.  Diese  Gleichstellung  ist 
der  Ausfluß  der  staatsrechtlichen  Erwägung,  daß  Kroatien-Slavonien  mit 
Ungarn  eine  staatlicfae  Oemeinachaft  bUdet  (§  1  QA  XXX  1868),  daher  nicht 
als  Ausland  betrachtet  werdoi  kann.  Diese  Ansidit  ist  vom  Standpunkte 
des  internationalen  Stiabechtes  mibegrflndet,  sie  konfondiort  den  staata- 
reditlichen  Begriff  des  Auslandes  mit  dem  Begriffe  des  Auslandes  im  Sinne  des 
internationalen  Strafrechtes.  Die  richtige  Auffassung  findet  sich  im  ungarischen 
Ehegesetze  (§  198  GA  XXXI  1894).  Die  Konsequenz  der  obigen  Auffassung 
ist.  daß  zwischen  Ungarn  und  Kroatien-Slavonien  keine  Auslieferung  von 
Verbrechern  stattfindet.  Dieselben  werden  beiderseits  über  Requisition  einfach 
flberatellt  und  die  beiderseitigen  Strafnrteile  gegenseitig  vollzogen  (Punkt  14 
und  13  der  Yerordnnng  des  kOniglieh  nngaiiBchen  Justisministeiiams  ZaU 
9503/1893). 

in,  Vormundschetft  iiber  Aualänder. 

Das  k.  ni^aiisdie  IDnist^nm  des  Innern  als  oberste  vormnndschaftliche 

Verwaltungsbehörde  Ungarns  hat  in  einem  konkreten  Falle  einer  ausländischen 
Regierung  geantwortet  (21.  9.  04  Zahl  74209/v — a),  es  habe  nichts  dagegen 
einzuwenden,  daß  dasjenige  ausländische  Yormnndschaltsgericht,  in  dessen 
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Sprengel  die  zu  bevormundenden  Mündel  ungarischer  btaatsaugehürigkeit 
wolmliaft  sind,  die  YormiradM^ftlidie  Anfaiclit  Aber  die  peraönlichen  nnd 
YenndgensTerbftItiiisBe  diesw  Mttndel  Insolange  ansflbe,  als  dieee  Handel  im 
Auslände  wohnhaft  sind.  SipöcM  wkllrt  in  sdnem  Kommentar  mm 
ungarischen  Vnrmundwhaftsgesefz  TBadapest  1H,S2  8.  297)  ohne  jede 
B«'«;riin(lnn{;.  daU  über  nnjjarische  St.i  itsantrphöriir«'  die  vormundschaftliche 
Jurisdiktion  auf  eine  anüerhalb  des  uiiL^;it ischiii  Htaatos  liefindlirhe.  d.  h. 
ausländische  Vormundsohaftsbehörde  nicht  übertragen  werden  könne.  Ihm 
schließt  sich  Üzäntü  an  {Internat ionaUa  Privatrecht  —  in  ungarischer 
SiMracbe  —  Bodapest  1893  S.  157)  mit  der  BegrOndnng,  die  Übertragung  der 
yormmidBcbaftlicbett  Jurisdiktion  flbw  nngaiische  Staatsangehörige  an  eine 
ausländische  BehOrde  sei  deshalb  unstatthaft,  weil  dieselbe  die  ungarischen 
Gesetze  in  bezug  auf  die  ungarischen  Mündel  nicht  in  Anwenilnnj;  briniren 
könntr,  n;irh(l(  III  itMlc  Behörde  in  Ansehung  ihres  Verfahrens  an  ihre  t  igenen 
Gesetze  {Iv.r  fori)  gehnntlcn  sei.  Nur  bezüglich  d<  r  Gerichte  Kroatiens- 
Slavoniens  macht  er  eine  Ausnahme,  weil  diese  Gerichte  vermöge  des  staats- 
zechtUehen  Verbandes  swischen  Ungarn  nnd  Kroatien-SlaTonien  nnd  vermOge 
der  Einheit  des  ongarischoi  Staates  als  inl&ndlsche  Gerichte  zu  betrachten 
sind,  eine  Ansieht,  welche  den  staatsrechtlichen  Standpunkt  mit  dem  Stand- 
punkt des  intemationalen  Privatrechtes  konfundiert.  Kroatien-SIavonien  ist 
im  Verhältnisse  zu  Ungarn  vom  Standpunkte  des  intemationalen  Privatrorlites. 
well  daselbst  ein  fremdes  Zivilrecht,  das  österreichische  a.  b.  GB  in  Geltung 
steht,  als  Ausland  zu  betrachten  (vgl.  §  148  GA  XXXJ  1894;  über  die  Aus- 
nahme in  Ansehung  des  Strafrechtes  vgl.  oben  8.  506). 

Beide  Schriftsteller  (SipöcM  nnd  Sxdntö)  gehen  offenbar  von  der 
Ansix^  ans,  da3  nach  dem  ungarischen  Vormundscliaftsgeaetse  (GA  XX 1877) 
in  Ansehung  der  Vormundschaft  die  Staatsangehörigkeit  und  nicht  das  Domizil 
des  Mündels  entscheide.  Diese  Ansicht  ist  aber  entschieden  irrig.  §  Ol 
GA  XX  1877  anerkennt  ausdrücklich  die  im  Auslände  bestellte  Vorminiclschaft 
oder  Kuratel  über  unL':»risrlic  Staatsangehörige,  was  nicht  möglich  wäre, 
wenn  das  Gesetz  aui  dein  ötaudpuukte  der  lex  patriae  des  Mündels  stehen 
wflrde.  Daß  §  61  GA  XX  1877  die  im  Auslande  über  nngarische  Staats- 
angehörige bestellte  Yormnndsehaft  oder  Kuratel  anerkennt,  g«^  ans  der 
Tatsache  hervor,  daß  §  61  als  Konseqnenz  der  im  Auslande  best^llt^n  Vor- 
mundschaft oder  Kuratel  über  ungarische  Staatsangehörige  in  Ansehung  des 
in  Ungarn  befindlichen  Vermögens  des  Mündels  oder  Ptiegebefohlenen  ebenso 
eine  besondere  Vermögensverwaltung  anordnet,  wie  in  Ansehung  des  in  Un- 
garn beßndlicben  Verniogens  ausländischer  Mündel  oder  Pilegebefoblenen 
(§  63  GA  XX  1877).  Auch  Art  YHI  des  Staatavertrages  mit  Serblett  (GA 
XXXin  188S)  spricht  für  den  Standpunkt  der  le»  domicilii.  Der  xitierte 
Artikel  TorfUgt,  dafi,  falls  in  Serbien  fOr  die  mindojAhrigen  Kinder  eines 
ungarischen  StaataangdiSrigen  ein  Vormund  beziehungsweise  über  einen 
ungarischen  Staatsangehfirigen  ein  Kurator  zu  bestellen  ist  (ofler  umgekehrt 
auf  angarischem  Gebiete  über  serbische  Staatsangehörige),  so  bat  die  zuständige 
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Lokalbebdrde  im  EinTenidimen  mit  dem  KooBulate  die  Vonanndachaft  oder 
Kuratel  m.  Iteatdlen  „autant  que  VanUoriU  eompSienie  äu  lieu  de  damieiie 
n^aum  pa»  pHa  lautres  meaures  ä  ce  wfet."  Sudniö  erkl&rt  zwar 

(a  a.  0.  S.  158—159),  daß  der  Passus  „Vautorite  competente  du  lieu  de 
domicilc"  ilas  Prinzip  der  lex  patriae  des  Mündels  nicht  tangiert,  weil 
derselbe  nur  unter  Zugrundelegiin*^  des  Nationalitätsprinzipes  das  nach  dem 
Domizil  zuständige  foiuiu  des  betreffenden  Staatsbürgers  näher  bezeichnet, 
weil  der  allgemeine  persönliche  Gerichtsstand  in  der  Regel  durch  das  Domizil 
begrOndet  wird.  Mit  Recht  limorkt  aber  gegen  diese  ibteipretatioii  Witt- 
mann (Intematianales  Prieatreeht,  in  ungarischer  Sprache,  Budapest  190S 
S.  125),  daS  dieselbe  nicht  zutreffend  ist,  weil  der  Vertrag,  falls  er  an!  dem 
Standpunkte  von  Szdntd  stünde,  nicht  „Vautorite  competente  du  lieu  de 
domicilc"  sagen,  sondern  offen  erklären  würde,  daß  die  Heimatsbehörd(!  zu- 
ständig ist  liier  T'a.ssus  .Sauforite  competente  du  lieu  de  domicile"  wird 
in  der  von  dem  k.  ung.  Ministerium  des  Innern  herausgegebiuien  elenden 
dentschoi  tTbersetaiuig  der  ungarischen  Qesetse  irrig  „zuständige  Heimats- 
hehörde*)  flbersetxt.  Und  was  wflrde  in  dem  Falle  gesohdien,  wenn  das  be- 
treffende Individinm  in  Ungarn  keinen  Wohnsitz  hat,  sondern  nnr  in  Serbien? 
Würde  in  diesem  Falle  die  provisorische  Verfügung  der  Lokalbehörde  definitiv 
in  Geltung  bleiben?  Auch  hieraus  geht  der  Standpunkt  des  Vertrages  hervor, 
daß  für  die  Bestellung  der  Vormundschaft  oder  Kuratel  die  lex  domicilii 
des  Mündels  oder  Pflegebefohlenen  maßgebend  ist. 

Gustav  Töry,  Ministerialrat  im  k.  ungarischen  Justizministerinm, 
Vertreter  Ungains  an!  der  dritten  Haager  Konferenz  Aber  internationales 
PriTatiecht  behauptet  gldohfaUs  in  seinem  Werke  Uber  die  erwihnte  Kon- 
ferenz (Bud.ipt  st  1901  S.  80),  daß  das  ungarische  Vormundschaftsgesetz  auf 
dem  Prinzipe  der  lex  patriae  des  Mündels  stehe,  weil  gemäß  §  G2  GA  XX 
1877  die  von  der  ungarischen  Vornmndschaftsbehörde  für  ungarische  Staats- 
bürger angeordnete  Vormundscdiaft  oder  Kuratel  sich  auch  auf  das  im  Aus- 
lände befindliche  Vermögen  des  Mündels  oder  Piiegebefohicueu  erstreckt,  falls 
internationale  Verträge  odor  sonstige  Qrttnde  kein  ^demis  bilden.  Bs  Ist 
eine  Tatsache,  daß  dieser  Paragraph  die  Anorkennong  des  Frinzipes  der  lex 
patriae  enthält,  aber  dieses  Prinzip  wird  dnrch  den  schon  besprochenen 
§  61  GA  XX  1877  durchbrochen  {Wittmann  a.  a.  0.  S.  123  Note  18).  Ans 
diesem  Grunde  würde  Ungarns  Beitritt  zum  dritten  Abkommen  der  Haager 
Familienrechtskonvention  i^Ztsch.  XIV  507  ff.)  die  Revision  der  §§  61—65 
QA  XX  1877  und  der  mit  dem  erwähnten  dritten  Abkommen  nicht  im  Ein- 
klänge stehenden  internationalen  Verträge  (z.  B.  des  besprochenen  Vertrages 
mit  Serbien)  zur  Voranssetzong  babeo  mttssen. 
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m}  Rüclioranceigen. 

Werke  allgemeinen  und  vermischten  Inhaltes. 

friddi  N.    Handbuch  dor  Friedensbewegung.    Wien  und  Leipzig  (Wester- 
mann dt  Staeglich)  Mm,  VII  u.  464  S.  —  Mk.  3.  — 

Dieses  Buch  füllt  eine  Lücke  aus.  und  zwar  in  einer  Art,  welche  nicht 
nur  von  den  Betreibern  der  aFriedfertigung",  sondern  auch  von  den  Politikern 
nnd  juristischen  Internationalteten  dankbar  empfomden  werdot  wssA.  Dam 
die  Bedentiing  der  FHedembew^ng  fordert  w^ten  ihrer  nicht  lemer  leng» 
baren  positiTeii  Erfolge  (daronter  insbesondere  die  Barelap'JB^toumeile' 
sehen  SchiedsgiTichtsverträge  von  1903,  1004,  1905),  aber  auch  wegen 
ihrer  weitergehenden  positiven  Bestrebim<^en  die  emsteste  Beachtung.  Der 
Verfasser  des  vorliegenden  Buches  formuliert  die  Bestrebungen  des  _ Modernen 
Paziticismus"  dahin:  »Den  heutigen  Staatengebilden  eine  internationale 
Friedensorganisation  zu  geben,  die  die  Gewalt  als  Regulator  ausschaltet,  um 
aa  ihre  Stelle  das  Becht  an  setsen";  »die  Streitigkeiten  der  Staaten  in  Ter- 
mindem  nnd,  soweit  sie  dennodi  mtstehoi,  dnrch  Schiedsq;nrOdie  an  lösen, 
ihren  gegenseitigen  Bestrcbongoi  aber  jme  Stabilit&t  und  SidiMrheit  in  ver- 
leihen, die  sie  benötigen". 

Das  sind  Ziele,  welche  sich  von  den  Aufgaben  des  positiven  Völker- 
rechts höchstens  quantitativ  unterscheiden.  Auch  die  im  vorigen  Jahre 
erfolgte  Verleihung  des  Friedenspreises  der  Nobel-Stiftung  au  daa  Institut 
de  droit  itiiemaHoital  ist  ja  ein  merkwilrdiges  Anseishen  dafür,  wie 
die  Friedensbeweguig  and  die  VSlkerreohtsbewegnng  sldi  einander  nihem. 
Bine  Yerschmelnuig  beider  Bew^gnngen  ist  sicherlieh  nicht  an  wünschen: 
binde  würden  dnrdi  ein  Kompromiß  an  Kraft  und  Bedeutung  Terlieren.  Sie 


*)  Die  Literaturberichte  dieser  Zeitschrift  verfolgen  den  Zweck,  über 
die  wichtigsten  juristischen  Veröffentlichungen  aller  Rechtsgebiete  in  d^ 
Weise  kurz  zu  orientieren,  daß  Inhalt  und  Bedeutung  der  Werke  mit  dem 
Maßstabe  gemessen  werden,  welcher  sich  von  dem  Standpunkte  des  inter- 
nationalen Rechtsverkehrs  aus  ergibt.  —  Daneben  wird  fortan  eingehendere 
Besprechung  aller  Werke  intemationahraditllelmi  Inhaltes  (—  im  weitesten 
Sinn  — )  des  In-  nnd  Auslandes  angestrebt.  Die  Bedaktion. 

Zeüiiohiift  f.  Intom.  Privat»  n.  öffanll.  Beoht.  ZV.  33 
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können  und  sollten  aber  harmonieren.  Die  praktische  wie  die  wissen- 
schaftliche  Yölkenechtspflege  sind  jedoifallB  nicht  mehr  in  der  Lage,  dto 
Friedensbew^ng  als  Utopie  bei  Sdte  sa  Bcbieben,  rnttssen  sie  Tielmehr  als 
Faktor  der  Entwickehmg  respektieren.   Das  vorliegende  Buch  efswingt  sioh 

übrigens  Beachtung  schon  durch  die  in  ihm  mitgeteilten  positiven  Daten 
fGcschichte  der  Fripd^nsbcweszang,  Statistik  der  Friedensgesellschaften, 
Literaturnachweise,  Schictbgniehtslexikon).  —  Der  Verfasser  bemerkt,  daß 
die  „rasende  Entwickelung'  der  Friedensbewegung  sich  ihm  handgreiflich 
darin  benrarkhar  gemadit  habe^  daB  das  Bach  ihm  „nnter  der  Feder  veraltete*. 
—  Nachzutragen  wftre  unter  anderem  jetzt  das  epochemachende  Erscheinen 
(1906)  des  Ton  Lapr adelte  and  Politie  beransgegebenen  JSecueÜ  des 
arbitrages  internationaux  (Paris,  Pedone)^  (worttber  in  dieser  Zeitschrift 
noch  ansitthrlich  berichtet  werdoi  soll).  Niemeyer, 

Internationales  Recht. 
Becaeil  des  trait6^  Conventions,  anangements,  acoords  etc.  conolos  entre  les 

diff^rents  6tats  en  matitoe  de  propri^t^  industrielle.  Bern  (Bureau  inter- 
national  de  la  propri<^t<i  indiistriclle)  1904.    918  S.  —  lö  frcs.  — 

Der  Pariser  Union  iür  gewerbliches  Eigentum  v.  20.  H.  IHHIJ  gehören 
jetzt  an:  Deutschland  i^beigetreten  1.  5.  1903:  RGBl  1903  S.  147),  Belgien, 
Brasilien,  Cuba,  Dänemark  mit  den  Faroer-Inseln,  die  Dominikanische  Repu- 
blik, Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich  nebst  Algier 
nnd  den  Kolonien,  Gfoßbzitannien  mit  Neuseeland  vnd  Queensland,  Itatim, 
Japan,  Mexiko,  Norwegen,  die  Niederlande  nebst  Indien,  Surinam,  Kura^ao, 
Portugal  mit  den  Azoren  und  Madeira,  Serbien.  Rrhweden.  die  Schweiz, 
Tunis).  Durch  die  Brüsseler  Zusatz-Akte  v.  14.  I'i.  11MJ<J  hat  der  Inhalt  des 
ünionsverhältnissrs  wesentliche  Änderungen  erfahren.  Zahlreiche  Sotukiah- 
kommen  über  das  gewerbliche  Eigentum  bestehen  daneben,  so  daß  der  Rechts- 
sustand  verwickelt  ist  Di»  vorliegoide  Publikation  des  Bemer  ünions» 
Bureanx  entspricht  daher  einem  großen  BedtLrhüs.  Bs  sind  nicht  nur  die 
Vertrags-Doknmente  der  Union  mitgeteilt,  sondern  auch  die  Sondervertrftge 
der  bete  liierten  Staaten  und  deren  AusfQhrungsgesetze.  Vortreffliche  Register 
erleichtern  den  Gebrauch.  Eine  historisch-dogmatische  Einleitung  mit  wert- 
vollen praktischen  und  kritischen  Bemerkungen  aus  der  Feder  des  unermüd- 
lichen Altmeisters  Louis  Henau  Ii  gereicht  dem  Werke  zu  besonderer 
Auszeichnung.  Niemeyer. 

Fiore,  P.  Trattato  di  Diritto  Internazionale  Pubblico.  4.  Aufl.  I.  Bd. 
Torino  ^^Unione  Tipograüco-Editnce)  1904.  682  S.  —  L.  10  (3  Bde.  L.  3U;.  — 
Das  als  fahrendes  Yslkenracthtslehrbuch  Italiens  bekannte  J'*f'or«*8che 
Werk  ist  in  1.  Auflage  1866,  in  8.  Auflage  1888->91  erschienen.  Die  neue 
Auflage  ist  dn  Abdruck  der  vorigen  Auflage  mit  Hinznfttgnng  von  Anhängen. 
Der  Anhang  des  vorliegenden  ersten  Bandes  enthält  einen  Bericht  über  die 
Haagcr  Konferenz  von  1899,  den  Abdruck  einer  Reihe  wichtiger  völkerrecht- 
licher Urkunden  sowie  Mitteilangeu  über  die  neueste  Literatur  des  Völkerrechts. 
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Oppenheim,  L.  international  Law.  I.  Bd.  London  (Longntans^  Green 
dt  Co.)  1905.    610  S.  —  sh.  18.  — 

Der  früher  als  Professor  des  Strafrechts  in  Basel  tiitig  gewesene,  seit 
mdmiw  Jaluwii  gUeturer  in  ptäUe  MermaHonai  UunT  ui  der  tauSama 
ünivenitikt  (London  eehool  of  economic  anä  poUUeal  acionee)  wirkende, 
la  der  Jurfatiach-literariBchen  Welt  mehrseitig  bdmmt  gewordene  Yerfaner 
dieses  neuen  Lehrbuchs  des  Völkerrechts  charakterisiert  diese  Publikation 
selbst  als  „a  bouk  für  stiidents  toritten  by  a  tcacher'' .  —  Das  Buch  ist 
aber  nicht  nur  ein  Kompendium,  sondern  ein  gründliches  Hand-  und  Lehrbuch 
mit  geschickt  ausj^ewahlten  Literaturnachweisungen  und  reichem  positiven 
Material,  das  der  all{:;emeinen  Beachtung  empfohlen  zn  werden  verdient. 

Malfatti  di  Monte  Tretto,  J.  llandbuch  des  österreichiscli-unga- 
rischen  Konsularwesens  nebst  einem  Anhange.  2.  vollständ!<^  njugearbeitete, 
vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  2  Bände.  W^itn  {Manzj  1904.  760 
n.  1236  S. 

F.  Ritter  v.  Attlmayr.  Das  internationale  Seerecht.  Ein  Handbuch 
für  den  k.  k.  Seeoffizier.  1.  Bd.  XII  u.  216  S.  2.  Bd.  VUI  ü.  611  S. 
Wien  C.  (liof-  u.  Staatsdruckerei)  1903—04. 

Diese  beiden  Pnblikationen,  dorch  welche  der  Konsnlafdienst  ond  die 
IntemationalrediÜiGhe  Dienttpruds  der  Seeofflsiere  der  östnreidiieeli'nnga^ 
riechen  Monarchie  ihre  maßgeblichen  (wenn  andi  nicht  in  amtlicher  Form 
erteiltem  Informationen  erhalten,  eiginsen  sidl  naturgemäß  in  gewissem 
Sinne.  Die  Konsuln  in  den  Seestädten  werden  sich  auch  mit  dem  Attlmayr' 
sehen  Buch  und  die  Seeoffiziere  werden  sich  umgekehrt  mit  dem.  Malfatti- 
schen  Werke  bekannt  macheu  müssen. 

Das  Jf.'sche  Konsularhandbuch  gibt  eine  systematische  Darstellung  dw 
Organisation  ond  Beohtsstellnng  sowie  der  versohiedenen  Dienstsweige  der 
Konsnhi,  sodann  die  Tratte  der  wichtigstai  hi  Gdtong  stdi^en  (ersdireckrad 
sablreichen)  Bestimmungen  Uber  den  Koosolardienst  einschließlich  der  Normen 
der  Konsular-  und  Uandelsverträgc. 

Das  At  1 1  m  (i  y  r'sche  Handbuch  gibt  in  seinem  ersten  Bande  einen  — 
von  wissenschaftlicher  Beschwerung  absehenden  —  Abriß  des  Völkerrechts, 
insbesondere  des  internationalen  Seerechts  im  Frieden  und  im  Kriege.  Der 
sweite  Band  enthUt  die  Texte  der  wichtigsten  StaatsTertrtge  und  sonstigen 
Bestimmungen. 

V.  Othalom,  A.  U.  Der  Snezkanal,  seine  Geschichte,  seine  Bau-  und 
Verkehrsverhältnisse  ond  seine  militärische  Bedeutung.  Wien  u.  Leipzig 
(Harüobon)  1905.  104  8.  —  Mk.  5. 

Dieses  dorch  Posittvitllt  aosgeieiohnete  Bneh  enthilt  eine  nmhssende 

Geschichte  der  Pharaonenkanäle,  eine  Beschreibung  der  geologischen  und  topo- 
graphischen Beschaffenheit  der  Landenge  von  Suez,  die  Baugeschichte  des 
I^essepskanales,  eine  Darsteliung  seiner  Bau-,  Betriebs-  und  Verkehrsverb&lt- 
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nisse,  sowie  seiner  nüIitSrisehen  Bedeutung,  schließlich  die  Besprechung 
wichtiger  Fragen  des  Seerecbts,  welche  durch  die  Rfidcwirknng  des  ost- 
asiatischen  Krieges  an!  den  Sueakanal  an^^Ut  ward»i. 

Sechs  in  grofiem  Hafistabe  ani^fahrte  Flftne  TerdeatlicheD  den  Inhalt 
des  Buches. 

Seerecht.  Rechtsvergleichnng. 

Ulridl,  B.   Große  HaTcrei.    Die  HaTeriegrosse-Beohte  der  wichtigsten 
Staaten  im  Originaltext  nnd  in  Übersetsnng  nebst  Kommentar  und  einex 

vergleichenden  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Rechte.   Zweite  vollst. 

umgearb.  Aufl.    Berlin  (Mittler  &  Sohn)  1903,  1905.    1.  Bd.  Deutsches 

Recht  VIII  u.  262  S.,  Mk.  1.  —  2  Bd.  AusliUidische  kodifizierte  Kechte 

VIII  u.  520  S.  —  Mk.  20,  geb.  Mk.  22,  — 

Die  erste  Auflage  dieses  bekannten  Werkes  erschien  im  Jahre  1884. 
Die  neue  Auflage  «weitert  den  Kreis  der  bdiandelten  Linder  erheblich  und 
erlltatert  ferner  die  fflr  die  PraziB  besonders  wichtigen  Rechte  eingehender 
als  biahfir.  Das  dadurch  weaentiich  um&ngreicher  gewordene  Werk,  das 
überall  die  neueste  Literatur  und  Rechtsprechung  berücksichtigt,  soll  in  drei 
Bänden  zur  Ausgabe  gelangen.  Das  Wi  rk  <f\\)i  die  kodifizierten  Haveriegrosse- 
Rechte  im  Originaltext  (nur  für  Rußland  und  die  Türkei  ist  anstatt  dessen 
französischer  Text  gegeben)  und  daneben  die  Übersetzung,  und  zwar  folgender 
35  Länder:  Ägypten,  Argentinien,  Belgien,  Brasilien,  Chile, 
Columbien,  Costa-Rica,  D&nemark,  Deutschland,  Domini- 
kanische Republik,  Ecuador,  Finnland,  Frankreich,  Griechen- 
land, Guatemala,  Haiti.  Honduras,  Italien,  Japan,  Mexico, 
Monaco.  Nicaragua,  Niederlanci  e,  ^^orweiren,  Österreich- 
riitfarii,  Peru,  Portugal,  R  n  m  ii  ii  i  c  ii .  Ru  Iii  and.  Salvador, 
Schweden.  Spanien.  Türkei.  rruLru;iy  und  Venezuela.  Den 
deutschen  Bcstinmiungen  sind  eingehende  Erläuterungen  und  die  wichtigsten 
Judikate  beigefügt.  Das  Werk  ist  für  den  praktischen  (Qebrauch  der  8ee- 
sdiillahrtB-IntereflBentäi  (Reeder,  Kauflente,  Dispadieure,  Versicberungs- 
Qesellschaften,  Anwälte  usw.)  bestimmt.  Der  dritte  Band  soll  noch  im  I«ufe 
dieses  Jahres  erscheinen  und  di«  nicht  kodifizierten  Havariegrosse -Rechte 
(das  englische  und  amerikanische  Recht),  die  York-Antwerp-Regeln  und  eine 
veri;^] eichende  Zusammenstellong  der  wichtigsten  Bestimmungen  au!  dem  ge- 
samten Gebiete  enthalten.  . 

Staats-  and  Verwaltungsrecbt 
(elnschliefilioh  „Staats-  und  Bechtsgesdüchte"). 

Bornliak,  C.  Preuit.  Staats-  und  Recfatsgesohichte.  Nebst  einer  Bechts- 
karte  des  preußischen  Staates.  Berlin  (Heymann)  1903.  538  S.  —  Mk.  12.  — 

Immer  mehr  gewinnt  die  Überzeugung  Anhänger,  daß  Rechtsver- 
gleichung nicht  nur  als  Ii ülfs Wissenschaft,  sondern  als  Methode  des 
internationalen  Privatrechtes  zu  gelten  hat   Die  zutreffende  Za- 
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sauimeufassung  oder  Differenzienin*,'  der  international  nebeneinander  stehenden 
Rechtsinstitute  ist  aber  nur  auf  üruud  ihrer  historischen  Erfassung 
möglich.  Bei  der  ungeheuren  Gebietserstreckuug  der  iuteruationaiistischen 
BechtBwiaaenKliait  mofi  dalier  intbesoiuldre  auch  tobl  Staadirankte  dieser 
Zeitfldirift  aas  jede  wisaenacbaftliche  Voxarbeit,  welche  die  lechtovei^lMchend- 
bistorischen  Erkenntnisse  fördert  und  deren  Erlangung  für  den  Einzelnen 
«TbMchtert,  mit  besonderere  Freude  begrüßt  werden.  Wer  ausländische  Rechte 
nach  jener  Richtung  hin  näher  kennen  zu  lernen  versucht  hat.  weiß,  wie 
dankbar  man  sein  würde,  wenn  man  für  jedes  Gebiet  ein  zuverlässiges  gründ- 
liches und  zugleich  übersichtliches  Handbuch  der  Eechtsgeschichte  fände. 
Das  Bornkak^uai»  Buch  ecfttUt  jene  Aalgabe  fttr  das  pxenlUiche  Beeilt  in 
dankenswerletter  Weise.  JedenbiUs  fttr  den  eisten  Anlanf  wird  man  in  ilun 
in  jeder  Hinsicht  ausreichende  Information  finden.  Besonderes  latwesse  für 
die  internationalistische  Rcchtsvergleichnng  bietet  das  11.  Kapitel  „PrenflischM 
and  französisches  Recht*  (§§  68—72). 

Niernet/er. 

Blflimmtihal,  H.  Die  politischen  Einxiohtnngen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Ameriim  (Union  und  Inperimn).  Staatsnchtliohe  Oedanken.  Berlin 
(VäkUn)  1904.  108  S.  —  Hk.  2^.  — 

Eine  lebhaft  geschriebene,  auf  bemerkenswerter  Belesenheit  and  zngleidi 

auf  lebendifrer  Anschauung  l»ernhi-nde  staatsrechtlich -politische  Erürterungj, 
zugespitzt  zu  kritisch  vergleichender  Betrachtang  der  entsprechenden  Jäin- 
lichtungen  des  Deutschen  Reiches. 

Howard,  B.  £.  Das  amerikanische  Bürgerrecht.  Leipzig  (Duncker  & 
HunMot)  1904.  Idö  S.  —  Mk.  3,60  — 

Der  erste  Teil  dieser  PabUkation,  welche  der  von  den  Heidelberger 
Professoren  Jellinek  und  Ansehütg  veranstalteten  Sunmlong  Staats- 
nnd  vOlImrechtlicher  Abhandinngen  angehSrt,  ist  der  Erwerbung  nnd  dm 

Verlust  des  amerikanischen  Indigenates  gewidmet,  der  sweit^  umfassendere 

Teil  den  Rechten  de«  riTnerikanischen  Bürgers,  den  Konseqnenzen  des  Indige- 
nates. Der  Verfasser  ist  Amerikaner.  Die  Behandlung  zeigt  die  ansprechende 
Knappheit  und  Keckheit,  welche  amerikanischen  Juristenschriften  eigen  ist. 

Greenfield,  J.  Die  Verfassung  des  persischen  Staates  nebst  einem  Anhang 
Uber  Gesetze,  Bildungswesen,  sanitäre  und  wirtschaiiliche  Zustande  im 
heutigen  P^en.  Bsxiin  (Vahlm)  1904.  363  S.  —  Mk.  8.  — 

Hit  großer  Frende  wird  die  intematlonalistlseb  interessierte  Lesefwelt 
diese  anf  nnmittelbarer  Anschauung  persischer  Verhältniase  und  auf  Kenntnis 
der  persischen  Literatur  beruliende  hOdkst  dankenswerte  Publikation  begrttfien. 

Das  Buch  enthält  eine  reiche  FOlle  von  positiven  Mitteilungen  und  macht 
den  Bindmck  der  Zuverlässigkeit. 
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Ausländisches  bürgerliches  Recht. 
Schimneister,  G.  Das  Bürgerliche  Recht  Englands.  Bd.  1.  Erstes  Buch. 
Allgem.  Teil.  Erste  Lieferung.  Berlin  (Heymann)  1905.  208  S.  —  Mk.  5.  — 
Dieses  Werk  ist  hwausgegebea  toü  der  üntematioiialeii  Vereinigung 
fOr  Tergleieiiende  BeohtswiBsenschaft  und  VolkswirtseliAftfllehi«  ni  Berlin. 
Es  besteht  in  der  ins  Deutsche  ttbeisetiten,  in  Gesetzesparagraphen  forma- 
Merten  Darstellung  des  englischen  Rechtes,  welche  die  Barristera  at  Law  ': 
Jenks.  Geldart,  Lee,  Holdsworth,  Miles  verfaßt  haben,  sowie  in 
einem  in  glänzender  Weise  dazu  unternommenen  Kommentar  von  Schirr- 
meister. Das  Werk  verspricht  zu  leisten,  was  trotz  der  zahlreichen 
deatschen  Bücher  über  englisches  Recht  bisher  immer  noch  nicht  geleistet 
ist:  eine  umfassende,  raTerlissige  und  ptaJctisohe  Darstellung  des  englischen 
FriTatrechts  in  dentseher  Spradie. 

Zivilprozeßrecht. 

Die  Zivilprozeßordnung  für  das  deutsche  Reich  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
vom  17.  Mai  18B8  nebst  den  Einführungsgesetzen.  Für  den  praktischen 
Oehrandi  erlftntert  von  Dr.  J,  Peter »tn,  6.  Auflage.  Bearbeitet  Yon 
B.  Bemeli,  Reidisgeriohtsrat,  Dr.  S.  Anger ^  Kgl.  siehs.  Landgevicbts- 
direktor.  I.  Bd.  1904  (Lahr,  M.  SekmimbHrg).  XVUI  u.  896  S.  — 
Der  2.  Bd.  der  4.  Auflage  von  Petersens  ZPO  ist  im  Jahre  1901 
erschienen.  Die  neue  Auflage  ist  von  Anger  im  Verein  mit  dem  Reichs- 
geriihtsnit  Hemelc  derart  hergestellt,  daß  letzterer  die  1 — 252,  erstcrer 
die  2Ö3 — öiU  der  ZPO  bearbeitet  hat,  „in  stetem  gegenseitigen  Einver- 
nehnüai  und  nach  peaflniioher  Besprechung  der  wichtigeren  Fragen.'  —  Dem 
Ansehen,  welches  der  Peter sen^w^  Kemmentar  enrangNi  hat,  wird  dnrA 
diese  sorgfUtige  nnd  nmslclitige  If«ibearhditnng  der  Fortbestand  gesichert. 
Der  Fhifi  der  Gesetzgebung,  der  Praxis  und  der  Wissensdiaft  macht  ja  heute 
allzu  rasch  neue  Autlagen  nötig,  und  der  vorliegende  Kommentar  ist  nunmehr 
nicht  nur  wieder  der  neueste,  sondern  zugleich  ausgezeichnet  durch  praktische 
Einrichtung  und  Reichhaltigkeit.  —  In  dankenswertem  Maße  trägt  er  den 
internationalen  Beziehungen  Rechnung,  insbesondere  in  der  Behandlung  der 
§§  III  ff.,  114  ff.,  828.  —  Die  immer  enger  werdende  Verwachsunjs  des 
internationalen  FriTatrechtes  nnd  des  intemationatoi  Frosefoedites  würde  an 
sich  dn  noch  genaueres  Eingehen  auf  das  internationale  Privatrecht  und 
dessen  Literatur  fordern,  als  es  insbesondere  bei  §  ÖO  ff.  (Parteifähigkeit), 
aber  auch  bei  I;  H28  die  Verfasser  ermöglicht  haben.  Indessen  ist  in  dieser 
Richtung  in  dem  vorliegenden  Werke  schon  mehr  getan  als  in  anderen  Küm- 
mentaren der  ZPO.  —  Es  muB  daher  die  Anerkennung  and  der  Dank  in 
dieser  Hinsicht  aberwiegen.  —  Die  Binde  Xm  und  XIV  dieser  Ztsch.  bieten 
übriges  nidit  wenige  Materialien,  welche  in  dem  vorliegenden  Kommentar 
noch  nicht  benntst  sind.  Vgl.  s.  B.  sn  8.  668  Anm.  8  Ztsch.  XIII  100,  m 
8. 671  Ztsch.  xm  412,  440,  sn  8. 180  Ztsch.  XIV  64,  69,  168,  476.  - 

Niemeyer. 
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Strafrecht. 

Stengflein,  M.  Lexikon  dos  dt'Utsrhcn  Strafrechts  nach  den  Entscheidungen 
des  Kcichsgenchtfi  zum  Strafgesetzbuche.  1.  £d.  böO  S.  2.  Bd.  u.  Supplement. 
8140  8.  Berlin  (Litämannj  1900-.igOA.  —  Mk.  86^.  — 

Der  Titel  dteees  gewaltigen  Werkes  ist  beseheiden  gewählt  Denn 
es  bandelt  steh  keinesw^  nm  ein  nur  orientierendes  NachacUsgewerk, 
sondern  um  Mitt<^iluiiy:  dt  s  gesamten  irgendwie  erheblichen  Stoffes,  welcher 
in  der  •2öj&hrigen  Rechtsprechung  des  deutschen  Reichsgerichtes  im  Gebiete 
des  Strafgesetzbuches  Gegenstand  grundsätzlicher  Entscheidungen  geworden 
ist.  Dieser  Stof!  ist  hier  nicht  nur  aafs  übersichtlichste  gegliedert,  sondern 
in  meisterhafter  Form  mit  Stichwörtern,  Anszügen  and  Yerweliangen  so  klar 
dargelegt)  daft  damit  der  Praxis  jene  leitranbende  nnd  ser^littemde  Arbeit 
abgenommen  ist»  welche  frflher  niebt  nor  der  Frijndisienanbetflf^  sondern  jeder 
gewissenhafte  KEiminalist  als  Richter,  Staatsanwalt  oder  Verteidiger  einzeln 
auf  sich  nehmen  mußte  Zugltich  aber  gewährt  die  ein  für  allemal  hier 
getane  Arbeit  ein  Inventanuni  der  aus  der  Vielgestaltigkeit  des  Lebens  her- 
vorspringenden kriminalistischen  Kontroversen  und  Probleme,  welches  für  die 
überall,  im  Ausland  wie  im  Deutseben  Reich  bevorstehenden  Strafrechtsreformen 
die  lebireicbste  Qrondlage  bildet  Vonflge  wie  Fehler  der  in  der  reiebs- 
geriobtlichoi  Jadifcatnr  Tertretenm  Ftinaipien  rflcken  durch  diese  Art  der 
Bearbeitung  in  das  hellste  Licht;  und  so  fordert  das  Stenglein'ach» 
Werk  (welchem  Reichsgerichtsrat  Galli  ein  ebenbürtiges  Supplement  hat 
folgen  lassen)  die  Aufmerksamkeit  der  ganzen  an  der  .Strafrechtspflege  be- 
teiligten Kulturwi'lt  heraus.  DaU  die  ähnlich  angelegnen  französischen,  eng- 
lischen, amerikanischen  Enzyklopädien  das  Werk  in  seiner  inuern  Gediegeu- 
belt  wie  in  sdner  äußeren  Branchbarkdt  nicht  flbertreS»!,  darf  ohne  weiteres 
behauptet  woden. 

b)  Verzeiehni»  eini^eiiendeter  BUcber» 

deren  Besprechung  vorbehalten  bleibt. 
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Das  russische  Handelsrecht. 

Von  Kechtsiinwalt  Klibanulti  in  Berlin. 

Ein  eigentliches  Handelsgesetzbuch,  d.  h.  besondere  auf 
Handelsgeschäfte  sich  beziehende,  von  den  allgemein  geltenden 
Zivilgesetzen  abweichende  Rechtsnormen  nach  Art  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  ist  in  Rußland  unbekannt.  Der  Grund  für 
diese  Eischeinung  mag  in  dem  Umstand  liegen,  daß  in  Rußland 
die  Voraussetzungen  nicht  gegeben  waren,  welche  die  Bildung 
und  Konsolidierung  besonderer  Stände,  insbesondere  des  Kauf-  * 
mannsstandes  und  die  gesetzgeberische  Absonderung  seiner 
Rechtsverhältnisse  wie  in  Westeuropa  förderten  (Scherschene- 
witsch,  Lehrbuch  des  Handelsrechts  8.  11  f.,  Femelidi, 
RepetitorHitn  des  Handelsrechts  S.  27 ff.).  Jedenfalls  unter-" 
liefen  in  Rußland  die  Rechtsverhältnisse  aus  Handelsgfeschäften 
der  Regelung  durcli  die  allgenu m  geltenden  Zivilsesetze.  und 
nur  einzelne  Reclitsmaterien  des  Haiuk'lsvcrkehrs  haben  eiin^ 
besondere  legislatorische  lit-huiidlung  erfahren.  Auch  diese  be- 
sondere Regelung  der  einzelnen  handelsrechtlichen  Materien  ist 
nicht  im  Sinne  einer  Erleicliterung  des  (Teschäirsverkehrs, 
sondern  im  (  Jegenteil  in  einer  den  Verkehr  hemmenden  Riciitung 
erfolgt.  Erst  das  Kassationsdejiartenient  des  Regierenden  Senates 
hat  es  sirli  zur  Aufgabe  gemacht,  durch  eine  ständige  und  gleich- 
mäßige Judikatur  die  hemmenden  Schranken  aus  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Rechtssätzen,  so  gut  es  anging,  zu  be- 
seitigen und  leitende  Rechtsgrundsätze  aufzustellen,  die  mehr 
auf  die  moderne  £ntwickelung  des  Handelsverkehrs  Rücksicht 
nehmen. 

Das  jetzt  in  Geltung  betindliclie  russische  Handelsgesetzbuch 
ist  im  2.  Teile  des  XI.  Bandes  des  Swod  Sakanaw^)  enthalten. 

über  den  i)W(Ml  Sakvnotc  und  seine  Einrichtung  cf.  Zt£ch.  XIV 
ZeiUehrüt  f.  Int«m.  PriTat»  u.  uffenü.  Recht.  XV.  3 1 
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Die  Mangel,  die  den  nissisclien  Gesetzen  im  allgemeinen  an- 
haften: mangelnde  Präzision  und  Folgerichtigkeit  in  der  Aus- 
drucksweise und  das  Fehlen  einer  konsequent  durchgeführten 
Terminologie  machen  sich  in  diesem  Gesetzeswerk  ganz  be^ 
sonders  fühlbar.  Dies  wird  auch  von  juristischer  Seite  in 
Rußland  selbst  nicht  verkannt.  Einer  der  bekanntesten  Rechts- 
lehrer Rußlands,  der  Professor  Zitowitsch  (Umriß  der  Gruftd- 
begriffe  des  Handelsrechts  1886)  bezeichnet  das  russische 
Handelsgesetzbuch  als  eine  „Ablagerung  von  Bruchstücken  ans 
den  verschiedensten  Begienmgsperioden,  von  Peter  dem  Großen 
an,  die  zusammenhanglos  und  zufällig  abgeändert  und  erneuert 
wurden**  (cf.  Femelidi  a.  a.  0.)-  Dies  Urteil  trifft  auch  heute 
noch  zu  auf  die  neueste  Ausgabe  des  Handelsgesetzbuchs  vom 
Jahre  1903.  Diese  neueste  Fassung  weist  zahlreiche  Änderungen 
gegen  die  Ausgabe  vom  Jahre  1893  auf;  die  oben  angedeuteten 
Mängi  l  aber  sind  nicht  beseitigt. 

Das  russische  Hände Isgtsetzbuch  gliedert  sich  in  seiner 
jetzt  geltenden  Gestalt  in  drei  Bücher  mit  folgendem  Inhalt: 

1.  Das  erste  Buch  handelt  von  den  Rechtsbeziehungen 
zwischen  den  Handlungsgehilfen,  Handlungsbevollmächtigten, 
Kommissionären  und  den  Prinzipalen  sowie  von  den  handels- 
rechtlichen Gesellschaftsformen. 

2.  Das  zweite  Buch  enthält  das  Seerecht. 

3.  Das  dritte  Buch  hat  die  dem  Handelsverkehr  dienenden 
Institutionen  zum  Gegenstande:  Börsen  und  Jahrmärkte,  kauf- 
männische und  Maklerbücher,  Handelsmaße  und  Gewichte, 
Warenlager. 

Nachstehend  ist  der  Text  des  ersten  Buches  des  Handels- 
gesetzbuchs (§§  1 — 93)  in  möglichst  wortgetreuer  Übersetzung 
wiedergegeben.    Zur  Erläuterung  des  Textes  sind  die  handels- 
rechtlichen Lehrbücher  des  Professors  Scher schenewitsck 
(an  der  Universität  Kasan),  des  Rechtsanwalts  Femelidi\ 


>)  <r.  F.  Scherscheneioitschf  Lehrbuch  des  Hanäelarechte, 
KasMi  1899. 

^  A,  M.  Femelidi^  BepeHiorium  des  Sandelerechte  1900. 
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«owie  die  in  Rußland  bekanntesten  Kommentare  von  Nosscnko^) 
Berthold f-)  und  BorowikowskV^)  herangezogen,  wobei  zu 
bemerken  ist,  daß  die  Kommentare  in  der  Regel  sich  auf  eine 
Wiedergabe  der  Judikatur  des  lit)chsten  Gerichtshofs,  des  Kassa- 
tionsdepartements des  liegierendeu  Senats  in  St.  Petersbuig  be- 
schränken. 

BUuideUigeftelJtbaeh. 
Erstes  Buch. 

Tom  den  Vertrftgen  und  TerUndliehkeiteii,  die  dem  Handel 

eigentttmlieh  emd. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  1.  ,Die  Rechte  und  Yerbindlicbkelten,  wdobe  ans  den  dem  Handel 
«igmtflmlidi(ai  Beehtsgeschlften  nnd  Besfehmigen  li«rToq|eli6ii,  werdm  durch 
die  Haadelflgesetze  bestimmt.  In  Ermangelung  dieser  Oeeetm  konunen  dfe 
bQrgerlichen  Qeeetse  und  die  im  Handel  angenommenen  Oebtinche  nr  An- 
-wendnng." 

Anmerkung: 

Die  Gesetze  sind  in  der  hier  gegebenen  Reihenfolge  anzuwenden: 
zuerst  die  Handelsgesetze,  in  zweiter  Linie  die  Zivilgesetze,  zuletzt  Ilandels- 
usancen.  Neben  dem  kodifizierten  Kecht  oder  gegen  dasselbe  (praeter  oder 
contra  legem)  werden  Usancen  nicht  anerkannt  (Nos»snko  3.  Anfl.  so 

§  7  Note  2,  Scherscheneicitsch  S.  21). 

§  2.  ,Das  Rocht.  Verträge  und  Verbindlichkeiten,  die  dem  Handel  eigen- 
tümlich sind,  einzugeheu.  steht  den  Personen  beiderlei  Geschlechts,  russischen 
rnttirtanen  aller  Stände  und  Ausländern,  sowie  Gesellschaften  und  Aktien- 
j^csellscbaffeen  auf  Ghnndlagc  der  in  diesen  Gebeftnen  nnd  den  bflxgwliehen 
<}e8etsen  gegebenen  Voreduiften  zu.* 

Anmerkung: 

Personen  geistlichen  Standes,  ebenso  Offiziere  und  die  unteren  mili- 
tärischen Chargen  können  das  Handelsgewerbe  nur  durch  Vertreter  aiis- 
flben  (Scher sehenewitsch  §  7  nnter  e  S.  40).    Joden  haben  keine 

Personen  istlichen  Standes  (nach  den  jüdischen  Religionssatzungen',  ihre 
Rabbiner  können  Handelsgeschäfte  betreiben  (S.-E.  bei  Gr  ebner  und 
Dobrowolski  No.  706). 

1)  D.  A.  Nossenko,  Prtaidait  des  Appellhofs  in  Charkow,  Das Sam- 
flelsfiesctzhuch  mit  ErUitUerungen  nach  den  Entscheidungen  uew.  dee 

negierenden  Senates,  Moskau  1899. 

2)  G.  W.  Be rtholdt,  Rechtsanwalt.  Da^  Handelsgesetzbuch  (Art. 
1—104),  Sammlung  der  EiUscheidungen  usw.  des  Regierenden  Senates, 
HoBkan  1900. 

S)  A,  Boroteikowski  (Hitglied  d.  Senats),  JHe ZivilgeseUe  erläutert 
nach  den  Entscheidungen  usw.  des  Regierenden  Senates,  St.  PetwB- 
bnrg  1886. 
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Erster  Teil. 

Von  Handlungsgehilfen  und  von  handeisgewerblichen 

Aufträgen. 

ErNte«  Kapitel. 
Von  den  Handlungsgehilfen. 
§  3.  »Als  ^uidlttiigsgebilfe  wird  jeder  bezeiclinet,  der,  sei  e«  die  Huidels' 
geachftfte  eelnes  FrinxipolB  verwaltet,  sei  es  nur  Anftr&ge  desselbeii  wUnend 
einer  bestimmten  Zeitdauer  ausfährt" 

Anmerkung: 

Personen,  denen  Obliegenheiten  iirlinisdHr  Art  in  einem  Handels- 
geschäft übertragen  sind,  sind  keine  Haudlungsgehilfen  i  Senatsentscbeidung 
pro  1892  No.  1708  bei  JVo.ssenko  zn  diesem  Paragraph).  Auch  das 
sonstige  Pt-rsonal  im  Handelsbetriebe  gehört  nicht  in  die  Kategorie  der 
Handlimgsgehilt'en,  sondern  in  diejenige  der  Handlungsdiener:  das  Kriterium 
fOr  den  Handlungsgehilfen  ist  das  Vorhandensein  einer  Yertretiingshefagnis, 
^er  Vollmacht,  sei  es  einer  allgemeinen  odor  einer  bciehiinkten 
(Sehe rschene  tci  tttch  .S.  75.  vgl.  au(  h  36'. 

§  4.  „Die  Handlungsgehilfen  werden  in  zwei  Klassen  geteilt:  zur  ersten 
gehören  die  eigentlichen  Handlungsgehilfen,  zur  zweiten  deren  Gehilfen  und 
andere  H ^ndlnngsdiwiCT. ' 

§  5.  ^ie  Handlungsgehilfen  fahren  die  Hsndelsaaftrilge  in  Gem&fiheit 
ihres  Dienstvertrages  und  diuieben  nach  Ermessen  ihres  Prinzipals  ans,  sie 
werden  mit  Vollmachten  nnd  Jüreditscbreiben  versehen." 

Erster  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  und  Vollziehung  des  Dienstvertrages 

mit  Handlungsgehilfen, 
g  6.  „Die  Zeitdauer  des  Dienstes  der  Handlungsgehilfen,  ihr  Gehalt  oder 
ihr  Lohn,  ebenso  Gewährung  von  Wohnung  und  Unterhalt  hängt  von  ihrer 
gegenseitigen  Vereinbarung  mit  dem  Prinzipal  ab  und  wjrd  durch  ihna 
schriftlichen  Dienstvertang  bestimmt. " 

Anmerkung: 

Die  alltreiiieine  Bestimmung  des  i?  2214  des  Zivilkode.x,  wonach  Dienst- 
verträge nieiit  über  ö  Jahre  hinaus  geschlossen  werden  dürfen,  greift  auch 
hior  Platz.  Ein  Dienstvertrag  über  diese  Dauer  hinaus  behält  nur  für  die 
Dauer  von  '>  Jahren  W'irk.'^niiikt  tt  [Borotrikowshi  zu  §  2214  Zivilkod. 
Note  1  und  X'jssenko  zu  diesem  l'aragraph  Note  2). 

§  7.  „Ist  eiu  solcher  schriftlicher  Vertrag  ^§  üj  nicht  geschlossen  worden, 

oder  ist  in  demselben  ttber  Lohnzahlong  nnd  Unterhalt  nichts  bestimmt,  so 

ist  der  Handlung^hilfe  solches  zn  verlangen  gesetzlich  nicht  berechtigt* 

A  n  vn  e  r  k  u  n  g  e  n  : 

1.  In  einer  ganzen  Reihe  von  Entscheidungen  (bei  Nossenko  zu 
diesem  Paragraph  und  Bc r thold t  zu  S  <>  No.  1,  2,  4,  5)  nimmt  gleich- 
wohl der  Senat  die  Znlassi^^keit  eines  mündlichen  Verdingungsvertrages  an. 

2.  Die  Korrespondenz  ersetzt  den  schriftlichen  Vertrag  nicht 
^iSenatsentscbeidung  pro  18'J7  i\o.  1143  a.  a.  O.j. 

3.  Der  Versichemngsagent  ist  Handlungsgehilfe  {Nossenko  ^  Note  1 
zn  §  8). 
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4.  Ist  im  Dienstvertrag  die  Zeitdauer  nicht  bestimmt,  so  kann  der 
Handlungsgehilfe  zu  jeder  Zeit  den  Dienst  verlassen,  ebenso  entlassen 

werden,  sonst  kann  die  Entlassniit:  nur  aus  einem  wichtigen  Grunde  er- 

•  folgen ;  als  ein  solcher  wird  auch  die  Annahme  einer  Kourta^e  von  Kunden 
.  durch  den  üandlungsgehilfen  angesehen  (JV^o6«&/iA-o  a.  a.  ü.  zu  §  7  und 

die  dort  sitierten  Senatsentscheidungen ;  Seher echenetoitsch  S.  24). 

§  8.  „Den  Mitgliedern  einer  Familie,  welche  in  ein  auf  den  Namen  des 
Hauptes  der  Familie  erteiltes  Haiulclszt.ii^'nis  einiget  ratzen  sind,  ist  es  gestattet, 
sich  mit  dessen  Handelsgeschäften  zu  hcfas'^en  und  darnach  die  ni)li«>irenlu'iten 
Ton  Handlungsgehilfen  erster  und  zweiter  Klasse  in  GemäÜheit  der  ihnen  vom 
Familienhaapte  erteilten  Vollmacht  auch  ohne  Dienstvertrag  zu  erfüllen." 

§  9.  „In  dem  Dienstvortrag  des  Handlungsgehilfen  muß  anfier  der  Angabe 
der  allgemeinen  nnd  besonderen  Bedingungen  ancb  erwShnt  sein,  da6  die 
gdtenden  Bestimmiingen  Uber  die  Handlungsgehilfen  gelesen  sind.'' 

§  10.  ,  Dienstverträge  mit  Handlungsgehilfen  sind  unter  Beobachtung 
der  in  der  JNotariatsordniuig  dargelegten  Bestimmungen  au  errichten." 

Zweiter  Abschnitt. 
Von  der  Brfailnng  des  Vertrages  nnd  den  Pflichten  des 

Handlnngsgehilfen. 

§  11.  „Der  HandlongageMlfe  ist  verpfliehtet,  die  Anordnungen  nnd  Auf- 
träge seines  Prinzipals  mit  aller  Genauigkeit  auszuführen,  diesem  und  dess^ 
Familie  gegenüber  sich  in  Achtung  SU  verhalten  und  in  seiner  AufiiUunng 
ordentlich  zu  sein." 

8  12.  , Den  Handlungsgehilfen,  der  einen  unordentlichen  und  ausschweifen- 
den Lebenswandel  fährt,  ist  der  I'rinzipal  durch  häusliche  Strenge  zu  ver- 
weisen berechtigt,  und  wenn  dadurdi  keine  Besserung  eintritt,  kann  der 
Frinsipal  gegen  ihn  bei  Gericht  Beschwerde  fuhren.* 

§  18.  „Von  den  g^enseitigen  Abmachungen  des  Prinzipals  und  des 
Handlnngsgehilfen  hängt  es  ab,  welche  Arbeiten  dieser  im  Hause  oder  Laden 
zu  verrichten  hat :  die  Beobachtnn<r  von  Reinlichkeit,  und  Sauberkeit  jedoch 
im  Laden  h\h  v  Kontor  liegt  in  jedem  Fall  dem  Handlungsgehilfen  als  Ver- 
pllicbtuiig  ob." 

§  U.  «Der  Handlungsgehilfe  darf  von  seinem  Prinzipal  weder  Geld  noch 
Ware  ohne  Quittungsnnterschrift  im  Buche  in  seine  Verfügung  flbemehmen; 

in  gleicher  Weise  darf  er  dem  Prinzipal  nichts  <^e  Unterschrift  im  Buche 
aushändigen  bebufe  Vermeidung  von  Streitigk^ten,  die  andemfaUs  entstehen 
können." 

Anmerkung: 

Diese  Vorschrift  ist  obligatorisch:  im  Falle  von  Streitigkeiten  zwisdien 
Prinsipal  und  HandlunffSL'i  hilft  ii  wird  ein  anderer  Beweis  über  den  Empfang 
von  Geld  und  Waren  und  deren  Rückgabe  als  eben  dieses  hier  vorgeschriebene 

•  Quittungsbuch  nicht  zugelassen  {Be r  i hol d t  zu  §  lo  No.  1,  4,  Nossenko 
Note  2  zu  §  lö).  Dies  ist  eine  spezielle  Bestimmung  des  allgemeinen 
Grundsatzes  des  russischen  Zivilprozeßrecht.'!  wonach  Zeugenhoweis  überall 

.  da  ausgeschlossen  ist,  wo  das  Gesetz  eine  schriftliche  Bescheinigung  ver- 
langt (Art  409,  410  der  russischen  Zivilprozeßordnung). 
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§  15.  ^Dcr  vom  Prinzipal  zur  Verrichtiino:  von  Handelsgeschäften  für 
den  Laden  oder  für  einen  anderen  Ort  zum  Verkaufe  von  Waren  bestellte 
Handlungsgehilfe  darf  unter  keinen  Umständen  fremde  Geschäfte  besorgen 
oder  fremde  Waren  zum  Verkauf  skunehmen  ohne  schriftliche  Erlaubnis  seine» 
Plrinsipals  UeEsa.* 

g  16.  J)«uk  kan&nftniüscheii  HaadhingsgeliilfeB  ist  «  Terboten,  auf  den 
Nttmen  Beines  Pinizipttli  den  Yerkanf  Ton  eigenen  Waren  m  betreiben.* 

Anmerkung: 

Nach  bei  Nossenko  zu  §  17  HGB  mitgeteilten  Senatsentscbeidungen 
erstrecken  rieb  die  Bestimmungen  dieses  §  16  und  des  yerstehenden  §  1& 

ausschlieffiUcb  auf  die  „zum  Verkaufe  von  Waren  bestellten  Handhmf^s- 
gehilfen*!  also  nicht  auf  Bachhalter,  die  demgemäß  andere  Geschäfte  (neben 
denen  ibxes  Prinzipals)  besorgen  können. 

§  17.  «Der  Handlnngsgebilfe  muß  bei  der  Yerwaltnng  Ton  Handelsang»- 
l^mheiten  seines  Friniipals  nacb  Möglichkeit  allen  Sdiaden  abwenden." 

§  18.  „Wenn  der  Handlungsgehilfe  ohne  scbriftlichen  Auftrag  des  Prin- 
zipals Ware  unter  dem  ihm  bezeichneten  Preis  mit  Schaden  verkauft,  so  ist 
er  Tetpflicbtet,  auf  Verlangen  des  Prinzipals  diesen  Schaden  zu  ersetzen." 

Anmerkung: 

Aucb  die  unbefugte  KreditgewiUining  durch  den  Handlongsgebilfen 

macht  diesen  für  den  dabei  vorkommenden  Ausfall  haftbar  (die  Senatsent^ 
Scheidungen  bei  Nossenko  zu  §  18  I^ote  2). 

DHtter  Abschnitt. 
Von  der  Verantwortung  des  Prinzipals  für  die  Handlangen 

der  Handlungsgehilfen. 
§  19.   ,Der  Prinzipal  haftet  aus  den  Handlungen  der  Handlungsgehilfen 
für  alles  das,  was  kraft  seines  Auftrages,  Befehls  oder  mit  seinem  Wissen 
und  WiUen  gescheb«n  ist.* 

Anmerkungen: 

1.  Der  §  19  ist  eine  spezielle  Anwendung  der  §§  2235  und  687  des 
Zivilkodex.  Der  Vollmachtgeber  haftet  prinzipiell  für  allen  Schaden,  den 
sein  Bevollrnftchtigter  dnem  Drittm  yerarsaebt,  sofern  dieser  b«  Verflbong 

des  Schadens  innerhalb  der  Grenzen  der  ihm  erteilten  Vollmacht  blieb. 
Ebenso  auch  Senatsentscheidung  pro  1903  No.  22,  Nossenko  a.  a.  0.  zu 
§  19,  Bertholdt  zu  §  84  No.  5,  10.  Borowikoteaki  zu  §  687  ZiTflIrod. 

2.  Aus  Geschäften,  welche  der  Handlungsgehilfe  abgeschlossen  hat, 
kann  er  selbständig  gegen  den  Kontrahenten  vor  Gericht  klagen,  ohne 
einer  besonderen  Vollmacht  seines  Prinzipals  hierzu  zu  bedürfen  (S.-E.  bei 
Bertholdfm  §  18  No.  1). 

§  20.  „Alle  Ausgaben,  welche  der  Handlnngsgebilfe  bei  Ausführung  seiner 

Amtsgeschäfte  oder  eines  ihm  erteilten  Auftrags  macht,  gehen  zu  Lasten  des 

Prinzipals,  es  ist  ihm  aber  verboten,  luxuriöse  Ausgaben  zu  machen;  daher 

werden  alle  Ausgaben,  welche  durch  Liebhabereien  des  Handlungsgehilfen  sich 

erhöht  haben  und  seinem  Stande  nicht  entsprechen,  auf  Rechnung  des  I'riu- 

xipals  nicht  übernommen.* 

Anmerkung: 

Grundsätzlich  hat  der  Handlungsgehilfe  in  Streitfällen  die  X^otwendig- 
keit  und  Angemessenheit  der  Ausgaben  darzntun,  sofern  sie  iddit  vom 
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Prinzipal  genehmigt  sind,  oder  aus  dem  Anstellungsyertrag  hervorgehen 
(Senstsentacheidiii^;«!  hei  Noasenko  ni  §  26  HGB). 

§  21.  ^Der  Prinzipal  unterliegt  weder  der  Haftung  noch  d«t  durch  die 

Zollgesetze  bestimmten  Strafe.  M^enn  sein  H;ui(llunf.f8gehilfe  ohne  sein  Wissen 
und  WiUen  mit  verbotenen  oder  der  Verzollung  hinterzogenen  Waren  handelt." 

Vierter  AbHohnitt. 
Von  der  R  e  c  h  n  u  n  g  s !  •  n  n  der  H  a  n  d  ]  u  n  j:^  s  g  c  h  i  1  f  e  n 
§  22.  „Die  Han»ilnnirsir»  hiHru  sind  über  die  liandel.sfzeschHftlirlu  ii  Auf- 
träge ihren  Prinzipalen  auf  \  erlangen  ordnungsmäliig  Rechnung  zu  legen  und 
nadi  Verltttl  äaes  Joden  Jabte«  mü  Ihnen  ttber  alles,  was  ihnen  im  Lavfe 
des  Jahres  «nTertrant  war,  oder  was  sie  getan  haben,  absniechnoD  and  Ton 
ilmen  hierttber  ein  Zeugnis  bei  der  Bntlassiing  entgegenzunehmen  verpflichtet.* 

Anmerkung: 

Der  Prinzipal  kann  auch  zu  jeder  Zeit  innerhalb  des  Jahres  Rech- 
nungslegung verlangen,  wodurch  aber  die  Verpflichtung  zur  Jahresabrechnang 

unberührt  bleibt  (S.-E.  pro  1902  No.  102,  Nossenh  »  zu  §  27  Note  2). 

§  23.  „Der  Handlungsgehilfe  kann  überhaupt  die  Rechnungslegung  an 
seinen  Prinzipal  und  dieser  die  gesetzliche  Verantwortung  für  jenen  nicht 
ablehnen  unter  dem  Vorwande,  daß  er  auf  eigene  Rechnung  oder  fttr  ent- 
liehenes Geld  gehandelt  hat,  oder  daß  er  sein  Sozius  war." 

Anmerkung: 

Der  Prinzipal,  welcher  wegen  Waren  in  Anspruch  genommen  wird, 
die  sein  Handlungsgehilfe  bestellt  und  erhalten  hat,  muß,  falls  er  behauptet, 
daß  Bestellung  und  Annahme  der  Waren  ohne  sein  Wissen  und  Willen  ge- 
schehen ist,  dieses  beweisen  {Nosaanko  Note  2  zu  §  28). 
§  24.  „Für  die  Abrechnung  der  Prinzipale  mit  den  Handlungagehilfen 
und  dieser  mit  den  Prinzipalen  wird  eine  Frist  von  einem  Jahre,  und  für  die 
Rechnungslegung  der  Handlungsgehilfen  eine  solche  von  einem  Monate  nach 

Ablauf  der  Dienstzeit  bestimmt." 

Anmerkung: 

Hat  der  Dienst  faktisch  vor  Ablauf  der  Vertragszeit  aufgehört,  so 
ist  sowohl  diese  Frist  von  einem  Monat  als  auch  die  Verjährungsfrist  des 
26  von  dem  faktischen  Aufhören  des  Dimstes  zu  rechnen  (S.-B.  pro 
1884  No.  2140,  Bertholdt  zu  §  29  No.  11). 

§  2.9.  „Wenn  der  Handlungsgehilfe  nach  Ablauf  des  Jahres  innerhalb 

eines  Monats  für  das  Jahr  nicht  Rechnung  legt,  ohne  daß  er  gesetzliche 

Gründe  zur  Entschuldigung  hat.  und  vom  Prinzipal  eine  Beschwerde  gegen 

ihn  vorliegt,  so  unterliegt  er  deswegen  der  \'erantwurtung.    Als  gesetzliche 

Orttnde  werden  erachtet:  schwere  Krankheit,  Abwesenheit  aus  der  Stadt  auf 

Anordnung  des  Prinzipals  nnd  Abwesenheit  an!  Befehl  der  Behörde." 

Anmerkungen: 
1.  Gegen  den  Handlungsgehilfen,  der.  wenn  auch  unvollständig  und 
mangelhaft.  Rechnung  fristgerecht  gelegt  hat,  kommt  dieser  §  25  nicht  zur 
Anwendung  S  -E.  pro  1883  No.  273,  pro  1891  No.  796  n.  a.,  Bertholdt 

zu  §  m  No.  '^). 

2.  Das  Vorgebrachte  muß  auch  durch  Beweise  belegt  sein,  ein  blos 
behaupteter  Fehlbetrag  wird  nicht  als  bewiesen  angesehen  (Nosaenko 
Note  3  an  §  30). 
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Die  Vereitelung  der  Rechnungslegung  durch  den  Prinzipal  selbst 
iz.  B.  durch  Wegnahrae  der  Bücher,  Skripturen  u.  dergl.)  kommt  einem 
gesetzlichen  Hindernis  gleich  [Xossenko  Note  4  zu  §  27  und  die  S.-E. 
aaaelbBt). 

§  26.  ^Wenii  die  Prinzipale  mit  den  Haadlnngi^bilfen  und  diese  mit 

den  Prinzipalen  im  Verlaufe  eines  gansen  Jahres  nach  Beendigung  der  Dienst- 
zeit mit  einander  garnicht  abrechnen,  so  verlieren  die  einen  wie  die  anderen 
das  Recht  der  Klagt  wegen  der  hieraus  künftig  unter  ilinen  möglicbem'eiae 
sich  ergebenden  ätreitigkeitcti.' 

Anmerkungen: 

1.  Auf  die  Klu^a-  des  Handlungsgehilfen  auf  Sehadensersatz  oder 
Fortzahlung  des  Lohnes  im  Falle  vorzeitiger  Kiitl;issung  findet  diese  ein- 
jährige Verjährungsfrist  keine  Anwendung,  ubensu wenig  auf  die  Klage  des 
Prinsipals  auf  Zahlung  des  nach  der  Rechnungslegung  sich  ergehenden 
Betrages  (S.-E.  pro  79  Nu.  1128,  90  No.  253.  77  No.  86,  bei  Bertholdt 
No.  ö  zu  §  30,  No.  12.  14.  1(5  zu     31  UGB). 

2.  Die  einseitige  Rechuungsaufstellung  durch  den  Handlungsgehilfen 
genügt  allein  nidit.  es  muß  eine  Abrechnung  mit  einander  st attlimleii  (S,-E. 
pro  78  Ko.  27.  bei  Nossenko  a.  a.  0.  No.  13.  zu  §  31  hei  BcrtholtJ fK 

3.  Auch  unterschlagene,  veinintreute  Beträge  u.  dergl.  verjähren  in 
dieser  einjährigen  Frist  .<.-E.  pro  1902  No.  102  a.  a.  0.). 

§  27.  „Der  Prinzipal,  der  sich  mit  dem  Handlungsgehilfen  wegen  der 
Ansfttbrung  der  ihm  flbertragenen  OeacbUfte  nkdit  Teneehnet  hat,  und  eboiso 
der  Handlungsgehilfe,  der  seinen  Prinxipal  hierzu  nicht  genötigt  hat^  verlieren 
gegenseitig  Jedes  Reoht,  iigoid  etwas  Ton  dnander  zu  fordern." 

g  28.  «Der  Handlungsgehilfe,  der  seinem  Frinsipal  ttber  die  Handels- 
geschäfte keine  Rechnung  gelegt  und  hierttber  Ton  ihm  kein  Zeugnis  besitzt, 
kann  nicht  fUr  den  gleichen  Dienst  von  dnem  anderen  Prinzipal  angenommen 

werden." 

29.  „Der  Handlungsgehilfe,  der  innerhalb  eines  Monats  nach  Ablauf 
der  Zeit  von  seinem  Prinzipal  das  verdiente  Gehalt  nicht  fordert,  ohne  daß 
er  abwesend  war,  TerUert  das  Klagereeht" 

A  n  merkungen: 

1.  Die  hier  bestimmte  kurze  Verjährungsfrist  hi  zirlit  sich  lediglich 
auf  das  vertragsmäßig  vereinbarte  Gebalt,  nicht  auch  auf  andere  Beziige, 
wie  Tantieme  u.  dergl.  [Nossenko  Note  2  zu  §  3ö). 

2.  Die  Zeit  ist  hier  die  Dienstzeit  oder  auch  die  Yertragsdauer,  nach 

welcher  die  Frist  von  einem  Monat  zu  laufen  beginnt  (a.  a.  O.V 

3.  Für  andere  Handlungsdiener,  abgesr^ien  von  den  Handlungsgehilfen 
(cf.  Note  zu  §  3)  gelten  alle  diese  den  Handelsverkehr  hemmenden  Be- 
stimmungen lücllt;  vielmehr  können  die  Handlungsdiener  auch  ohne  schrift- 
lichen Vertracr  angestellt  werden.  Gehalt  verlangen,  auch  wenn  nichts  da- 
rüber aus«iiü<  klich  vereinbart  ist ;  ebenso  sind  sie  ohne  schrifiliclien  Vertrag 
ttb^  Ihre  mit  Vermögensverwaltung  Nerbundene  Tätigkeit  Rechnung  zu 
legen  verpflichtet.  Zu  ili.  si  ii  Handlungs  iii  lu  rn.  denen  'im  (legensatz  zu 
den  mit  einer  Vertretungsbeiuguis  des  Prmzipals  nach  außen  ausgestatteten 
Handlungsgehilfen)  e|ne  Tätigkeit  im  innem  Betrieb  des  Handelsgeschäfts 
übertragen  ist,  sind  alle  Kontoristen.  Kassierer.  Buchhalter.  Korrespondenten, 
Aufseher,  Medianiker  usw.  zu  rechnen  \JScherschenewitsch  Ö.  75). 
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flnfter  AHcluatt. 
Yon  den  Handlnngslehrlingen  und  nicht  volljährigen 

Handlungsgehilfen. 

§  30.  »Die  in  diosem  Kapitel  gegebenen  Bestimmungen  über  Handlungs- 
gehilfen erstreck. 11  sich  ordnunKsmüfjifr  inx  h  :iuf  Kinder  von  Kaufloutcn  und 
anderen  Persoiun.  die  von  ihren  Elttrn  mU  r  V('r\vandt«'ii  zur  Erlernung  des 
Handelsgewerbes  oder  der  Buchhalterei  in  Kontors  oder  Luden  gegeben  sind." 

$  31.  ,Nicht  ToUjährige  Uandlungsgehilfoi  oder  Lehrlinge  dürfen  Kredit 
und  Waren  in  ihrer  Verfflgong  nicht  fiber  dreißig  Babel  haboi,  nndecnfalhi 
hftt  dw  Prinnpal  kein  Klagerecht.  Wenn  ein  in  die  Lehre  gegebener  Knabe 
nicht  jünger  als  fünfzehn  Jahre  ist  und  seinen  \'atcr  oder  einen  Verwandten 
/nm  Bürgen  hat,  so  wird  in  diesem  Falle  die  Klatre  [reLren  die  Bürgen  ge- 
rirhtt  t :  beim  Mangel  dieses  Alti'rs  ist  keinerlei  Bürgschaft  lechtswirksaiiii 
und  eine  Klage  wird  nicht  angenommen.  * 

Anmerkung: 

Ancli  diese  Haftung  der  Bürgen  reicht  imi  I)is  zur  Höhe  von  30  Rubel, 
bis  zu  wel(  ht  Iii  Betratre  niclit  vulljrihriireii  Handlungsgehilfen  überhaupt 
nur  Kredit  und  Waren  gegeben  werden  können  {Nossenko  zu  §  38). 

Zweites  Kapitel. 

Von  der  handelegeechäftlichen  Bevollmächtigung. 
^  32.  a  Verträge  Uber  handelsgeschäftliche  Bevollmächtigung  werden  durch 
Doknnmite  gesdiloasen,  welche  yoUniaditen  genannt  werden.  IMe  Handeb- 
▼ollmaditen  werden  in  zwei  Arten  geteilt:  1.  Yolbnaditen  m  Handelsge- 
schäften and  2.  Vollmachten  zur  QeaditftsfQhning  im  zollamtlichen  Verkehr." 

Erster  Abschnitt. 
Von  der  Vollmacht  zu  HandeUgesch&ften. 

I.  Von  den  Oegenst&nden  dieser  Vollmacht  und  ihren  yer> 

Bchiedenen  Formen. 

§  33.  „Die  Vollmacht  zu  Handelsgeschäften  ist  ein  schriftliches  Dokument, 
vermöge  dessen  derjeTiige,  der  das  Recht  hat.  Handel  zu  treiben,  eine  andere 
Person  zum  Betriebe  seiner  Handelsgeschäfte  oder  Uatemehmangen  für  seine 
Rechnung  und  auf  seinen  Namen  ermächtigt." 
„Anmerkung: 

Dieses  Dokument  heifit  anch  Kredit,  Kreditbrief  nnd  Kredit- 
Yollmacht." 

Anmerkungen: 

1.  cf.  Anm  zn  §  42.  Das  Institut  der  Proknra  ist  dem  nusischen 
Handelsrecht  unbekannt,  cf.  aber  Anm.  zn  ^ 

2.  Für  die  Annahme  von  Waren  oder  Geld  bedarf  der  Angestellte 
kehier  formellen  VoUmacht  (8.-E.  bei  Bertholdt  zu  §  40  No.  8). 

%  34.  ^Gegenstand  der  Vollmacht  zu  Handelsgeschftften  können  flberhanpt 
alle  handelsgeschäftlichen  Tätigkeiten  und  Unternehmen  sein,  zu  deren  Vor- 
nahme der  Machtgeber  ein  gesetzliches  Recht  hat." 


i.y  v^oogie 

I 


532 


Klibanski, 


Anmerkung: 

Nicht  jede  Tätigkeit  innerhalb  eines  Handelsbetriebes  ist  als  handels- 
geschäftliche anzusehen;  für  die  Vornahme  von  ilandlungen,  die  nicht  absolut 
nandelsTechtlichet  Natur  sind,  sind  die  hier  gegebenen  strengen  Formalvor- 
schriften nicht  anwendbar;  es  genügt  hier  vielmehr,  die  zivilrechtliche  Be- 
vollmächtigimg  (S.-K  bei  Bertholdt  za  §  41  unter  No.  2,  cf.  Anm.  s« 
§  12). 

ä  „Die  Vollmacht  zu  Handelsgeschäften  und  zur  Vornahme  handels- 
geBchäftlicher  Angelegenheiten  kann  eine  spezielle  oder  generelle,  ttbeiy 
dies  eine  beschränkte  odw  volle  und  ohne  Beeohi&nknng  sein.* 

§  96.  «Dnidi  die  Spezialyollmacht  wird  dem  BeTollmftchtigten, 
Handlvogsgchilfen  oder  Kommissionär  die  Befugnis  gegeben,  einmalig  irgend 
einen  gewissen,  in  der  Vollmacht  selbst  bezeichneten  Handelsauftrag  oder  eine 
ganze  Handelsoperation  auszuführen,  wie:  auf  die  Adresse,  Rechnung  und 
Gefahr  des  Machtyebers  abtresandte  Ware  in  Empfang  zu  nehmen,  dieselbe 
gegen  bares  Geld  zu  verkaufen,  oder  gegen  andere  Waren  auszutauschen, 
durflber  ein  VerkaafBgeflchftft  alnnschlieBoi,  mit  dem  Kftofet  eine  Teilnng  m 
bewirken,  das  Geld  in  Bmpfang  m.  nehmen  und  darttber  vl  qoittiecen,  auf 
den  Namen  des  Machtgebers,  gemftB  dem  Ton  ihm  gegebnen  Sdueiben,  Ware 
gegen  bares  Geld  oder  auf  Kredit  bis  zu  einer  bestimmten  Snmme  zn  kanfen 
und  abznsenden,  oder  dem  ähnliche  Aufträge  auszuführen.* 

Anmerkung: 

Ist  dem  BeTollmächtigten  die  Snmme,  bis  zu  deren  Oesamthöhe  er 

Kredit  nehmen  darf,  in  der  Vollmacht  vorgeschrieben,  so  ist  es  dem  Dritten 
gegenüber  gleichgültig,  ob  er  diese  Gesamtsumme  überschritten  hat,  wofern 
nicht  ersichtlich  ist,  daß  er  in  dem  einzelnen  Fall  über  die  vorge- 
schriebene Gesamthöhe  hinausgegangen  ist  (S.-E.  bei  Bertholdt  zu  §  68 
No.  4).  Auch  kann  der  Bevollmächf  if^te,  dem  das  Kreditnehmen  (und  zwar 
selbst  nicht  ausdrücklich  in  der  Vollmacht;  gestattet  ist,  auch  Wechsel  mit 
verbindlicher  Kraft  für  den  Machtgeber  ausstellen  {Nossenko  zu  §  43, 
die  dort  angeführten  Senatsentscheidungen,  ebenso  Bertholdt  zu  §  40 
unter  No.  4,  zu  §  42  No.  2,  zu  §  43  No.  2,  zu  §  52  No.  5  und  v.  a.). 

§  37.  Durch  (Generalvollmacht  wird  dem  Bevollmächtigten.  Hand- 
lungsgehilfen oder  Kommissionär  die  Befugnis  gegeben,  für  die  Dauer  einer 
gewisBOi  in  derselben  bestimmten  alte  fiandelsgesdAfte  des  Ibchtgebers 
flberhanpt  zn  verrichten  und  alle  mit  solchen  Terhnndenen  Recbtsgeschäfte 
einzugehen,  wie :  nach  einem  bestimmten  Hafoi  zu  handeln,  Waren  anzunehmen, 
zu  verkaufen  und  zu  kaufen,  hierin  eine  Teilung  zu  bewirken  und  Quittung 
zu  leisten,  Verträge  abzuschließen  und  sie  da,  wo  nötig  ist,  einregistrieren 
zu  lassen,  Geld  in  Zahlung  zu  nehmen,  Zahlung  zu  leisten  und  zur  Über- 
weisung zu  assignieren,  Wechsel  behufs  Zahlungsleistung  zu  girieren,  auszu- 
stdlen,  anzunehmen  und  zu  protestieren,  und,  je  nach  Umständen,  Vergleiche 
ZQ  sdilieflen. 

Anmerkung: 

Die  hier  angeführten  einzelnen  Geschäfte  sind  nur  als  Beispiele  ge- 
dacht ;  auch  wenn  die  Befugnis  Wechsel  auszustellen  usw.  in  der  Vollmacht 
nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  kann  sie  ans  anderen  Umständen  gelolgiart 
werden  (S.-E.  bei  Bertkold  zu  §  44  No.  4,  cf.  Anm.  zn  g  a6). 
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§  38.  „Jede  in  rUlf;emeinen  Ausdrücken  und  ohne  Angabt;  von  Einzel- 
bestimmuneen  sowit  dir  Eitrcnsrhaft  und  der  Menge  der  Waren  erteilte 
YoUmaclit  gibt  dem  Bevulimachtigteu,  Handlungsgehilfen  oder  Kommissionär 
das  Recht,  in  solbliea  Fillai  nadi  seinem  eigeneD  Ermeisen  sa  bandeln  und 
wild  ToUe  od«r  mibeschrftnkte  Vollmaeht  genannt.* 

Anmerkung: 

Ist  jemand  als  Atrcnt  eines  Kaufmanns  durch  Zirkular  oder  dergl. 
öffentlich  bekannt  gegeben,  so  ist  er  zu  allen  Geschäften  ermächtigt,  die 
mit  der  Agentur  oder  der  Vertretung  verbunden  sind,  und  der  Dritte,  de» 
mit  diesem  Vertreter  in  Verbindung  tritt,  braucht  sich  nicht  über  den 
Inhalt  der  ihm  erteilten  Vollmacht  zu  vergewissern  {Noaaenko  zu  §  46 
Note  8). 

9  38.  gin  der  YoUmadit  mnß  angegeben  sdn:  1.  Vor-,  Znname  and 

Stand  des  Bevollmächtigten,  Handlungsgehilfen  odev  Kommissionärs ;  2.  welcher 
Auftrag  ihm  erteilt  wird,  und  welche  VertrJlge  zu  schließen  und  Geschäfte  zu 
verrichten  ihm  gestattet  wird ;  3.  welches  Gehalt,  Unterhalt  oder  welche  Ver- 
gütung ihm  gewährt  wird;  4.  die  Zeitdauer  der  Vollmacht,  wenn  sie  eine 
generelle  ist;  ö.  die  Verpflichtang  des  Handlungsgehilfen,  alljährlich  dem 
Friniipal  Recfannng  ra  legen;  6.  die  Verpflichtang  des  Prinzipals,  sowohl  für 
die  Schnldoi  des  Handlnngsgehillen,  als  anoh  für  alle  seine  gemftB  dw  Voll- 
macht vorgenommenen  Handlunti»  n  nach  den  Gesetzen  zu  haften.* 

§  40.  ,In  dem  einem  Handlungsdiener  oder  -Gehilfen  in  einem  Laden 
erteilten  Kreditbrief  muti,  außer  den  im  vorhergehenden  §  39  bezeichneten 
Erfordernissen  angegeben  sein,  daß  ihm  der  Ankauf  der  Waren  selbst  für  den 
Laden  verboten  ist.' 

§  41.  ,Kanfleiite  kSnnen  ibren  Handlungsgehilfen  Yolhnacbten  Mit  ein 
Jahr,  iwei  nnd  drei  Jahre  ertulen.' 

Anmerkung: 

Nur  für  Vollmachten  an  Handlungsgehilfen  ist  die  Begrenzung  der 
Zeitdauer  auf  höchstens  drei  Jahre  bestimmt  (S.-E.  pro  1877  No.  2011). 

IT.  Von  der  Ausstellung  der  Vollmacht. 
1?  42.   „Jede  Vollmacht  von  Kaufleuten  an  Bevnllniächtigte,  Handlungs- 
gehilfen und  Kommissionäre,  muß  in  der  vorgeschriebenen  Form  (§§  36,  37) 
ausgestellt  nnd  von  dem  Machtgeber  oder  dem  von  ihm  (hierzu,  d.  Ü.)  £r- 
nJtebtigten  nntersdnieben  sein."  * 

Anmerkung: 

Im  Gegensatz  zu  den  Vollmachten  des  Zivilrechts,  für  welche  der 
^  22U3  des  Zivilkodex  irgend  eine  Form  nicht  vorschreibt,  ist  für  die  Voll- 
macht im  Handelsrerkehr  die  hier  angegebene  Form  obligatorisdi  (d.  Anm. 

zu  §  34). 

43.  „Eine  ohne  Beoba«  htung  der  Form  (§§  36, 37)  oder  in  unbestimmten 
Ausdrücken  erteilte  Vollmacht  ist  ungültig." 

Anmerkung: 

Entspricht  eine  Vollmacht  den  hier  gegebenen  Formalvorscbriften 
nicht,  so  ist  sie  zwar  als  Handelsvollmacht  ungültig,  sie  kann  aber  als 
zivilrechtliche  Vollmacht  gemäß  §  2326  Zivilkodex  in  Betracht  kommen  und 
insofern  yom  Gcriebt  unsicbtlidi  gewisser  Handlungen  nicht  absolvt 
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handelsrechtlicher  ^satur  für  rechtswirksaiu  erklärt  werden  (Ö.-E.  bei 
Bertholdt  sn  §  49,  sa  §  60  No.  1—3,  zu  §  52  No.  3.  cf.  Am.  in  §  34). 
§  44.  yDie  Vollmacht  zu  Handelsgeschäften  und  zur  Verwaltung  ▼on 
Handelsangelegenheitcn  wird  nach  den  in  der  Notariatsordnuiig  daxgelegten 

Bestinimungen  beglaubiirt/' 

III.  Die  Rechte  und  Pflichteu  dc;^  mit  üandelsroilmacht 
▼ersehenen  Bevollrnftchtigten. 

§  45.  «Der  Vmhng  und  die  Graisen  der  Befogniise  Ton  Pweonen, 
welche  von  Kaufleuten  mit  Vollmachten  sn  Handelsgeschiften  und  aar  Ver- 
waltung von  HandclsangeU'gcnheiten  versehen  sind,  hängt  von  der  Art  und 
dem  Inhalt  der  Volhna'  hf  sdbst  al)  i^ji;  3ö— 40i  und  wird  durch  die  allge- 
meinen in  den  Zivilgesetzen  gegebenen  Vorschriften  bestimmt." 

Anmerkung: 

In  Betracht  komnu  n  hier  die  von  Vollmachten  handelnden  2291 
bis  2H'U.  speziell  i;  2S'iH  ff.  des  Zivilkodex.  Darnach  hat  der  Bevollmächtigte 
alles,  was  er  in  dieser  seiner  Eigenschaft  erwirbt,  seinem  Machtgeber  heraus- 
zugeben und  Rechnnng  sa  l^en.  Das  Recht  zu  substituieren  hat  der 
Bevollmächtigte  nur  dann,  wenn  di.  sos  Recht  ihm  in  der  Vollmacht  ein- 
geräumt ist.  Dem  Substituten  gegenüber  hat  der  Machtgeber  ein  unmittel- 
bares Redit  auf  Beehnungslegung  usw.  wie  dem  BevollnUUshtigten  gegen- 
über. Die  Substitution  um  15  schriftlich  sein  und  in  der  Hauptvollmacht 
vermerkt  werden  2220,  2329  und  Borowikotoaki  zu  diesem  Paragraph, 
Nossen  fco  zu  §  52  HOB).  Die  Vollmacht  erlischt  aufier  durch  Erledigung 
des  Geschäfts  für  welches  sie  erteilt  ist.  oder  Ablauf  ihrer  bestimmten 
Zeitdauer  auch  durch  einseitige  Kündigung,  die  zu  jeder  Zeit  erfolgen  kann. 
Der  Bevollmächtigte  muß  von  seiner  Absicht  zu  kündigen  den  Machtgeber 
rechtzeitig  benachrichtigen  und  die  VollmachtsurKunii  herausgeben.  Der 
Machtgebt  r  muß  den  W'itlciruf  in  gehöriger  Weise  ))ekannt  machen,  da  er 
andernfailä  Dritten  gegenüber,  die  in  Unkenntnis  des  Widerrufs  mit  dem 
Bevollmächtigten  kontrainerten,  haftbar  bleibt.  Durch  den  Tod  des  Macht* 
gehers  erlischt  die  Vollmacht  nicht      2HH0  a.  a.  0.). 

Der  Machtgeber  hat  alles  das  gegen  sich  gelten  zu  lassen,  was  sein 
BeTollmftchtigter  innwhalb  der  Grenzen  der  IToUmadit  getan  hat;  Be- 
schränkungen dieser  Vollmacht,  die  aus  der  Vollmachtsurkumlt'  si  lbst  nicht 
hervorgehen,  haben  dem  gutgläubigen  Dritten  gegenüber  Iceine  Eechtswirkung. 
Dem  Hachtgeber  gegenüber  bleibt' aber  der  BevollmSehtigte  wegen  einer 
solchen  Überschreitung  seiner  Vollmacht  haftbar.  Mit  sich  selbst  darf  der 
Bevollmächtigte  nicht  kontrahieren,  und  eine  Obligation,  die  er  sich  selbst 
Namens  seines  Machtgebers  ausstellt,  ist  rechtsunwirksam,  selbst  wenn 
sie  in  <1(  ii  Besitz  Dritter  übergegangen^  (S.-E.  bei  Bsrtholdt  zn  9  69 
No.  15-171. 

§  4().  .Die  in  dem  vorhergehenden  Kapitel  über  gedungene  Ilandlungs- 
gehiüen  hinsichtlich  der  Rechnungslegung,  der  Verwahrung  und  Aufbewahrung 
der  Waren,  der  Wahrnehmung  der  Vorteile  und  Abwendung  von  Nachteilen 
des  Prinzipals  gegebenen  Vorschriften  erstrecken  sich  in  gleicher  Wdse  aach 
auf  diejenigen,  die  von  Kauflenten  dnrdi  VolLnacht  zur  Verrichtiing  von 
Handelsgeschäften  und  Venvaltung  von  Handelsangelegenheiten  ermächtigt 
sind,  anrh  wenn  diese  Kommissionäre  sind." 
sAumerkung: 

Die  Errichtung  Ton  Kommisaions-  und  AnskiuiftBkontors  für  Privat* 
angelegenheiten  »folgt  auf  Grund  der  hier  beigefttgten  Bestimmungen.* 
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Anmerkungen: 

1 .  Wie  diese  Bestimmung  ergibt,  erwähnt  das  Gesetz  den  Kommissionär 

nur  im  V()riil>rr<.n'h(n.  uml  tinc  AhL'nnztinsr  dor  Rfchtsverhältnisso  des 
Kommissionärs  vuii  denjenigen  des  Handlungsgehilfen  ist  Überhaupt  nicht 
gegeben,  im  Gegenteil  sind  beide  Kategorien  von  Handelapersonen  zuaammen- 
gl  würfen.  Die  Re(  lit  N|n  chnng  des  R^erenden  Senats  hat  hier  einiger- 
maßen Abhilfe  gesrhaffm. 

1.  Nach  ständiger  anf  diesen  §  4B  sich  stützenden  Judikatur  de« 
Senats  ist  der  Kiiiimüssionsvertrng  an  die  beengenden  Vorschriften  der 
ijii  fi  ff.  nicht  t:t  l»unil(  ii  l  'i-  ni  rJ  i (t i  8.  Sö  VI  .')  !.  er  kann  auch  mündlich 
Beschlüssen  werden,  aui  Ii  wnin  (l<  r  Kommissionär  zugleich  Handlungsgehilfe 
ist  (8.-E.  pro  1:\  No.  187.  H»5(;  pro  77,  No.  414  bei  Xossetiko  zum  8  ö3 
nnd  bei  Be  rfhnhJ t  zu  diesem  l^irairrapli  No  .ö  und  7  u  a  ,  S(  lu>  rsvJtc- 
netcitsch  ä.  er  braucht  kein  Handlungsgehilfenzeugnis  zu  lösen 
und  bedarf  keiner  speziellen  Vollmacht  fQr  jedes  einzelne  Geschäft  (S.-B. 
a.  a.  0 ). 

Ikzüglich  der  Haftung  der  Kommittenten  hat  dt  r  .Senat  folgende 
Orands&tze  aufgestellt:  Der  Kommissionär  kann  im  eigenen  Namen  kon- 
trahieren, aber  auch  im  Namen  des  Kommittenten.  Hat  der  Kommissionär 
in  seinem  eigenen  Namen  kontrahiert,  so  haftet  er  persönlich,  selbst  wenn 
er  seinen  Kommittenten  genannt  hat.  Hieran  ändert  auch  der  Umstand 
nichts,  daß  der  Dritt«  ,  der  mit  dem  Kommissionär  kuntrahiert,  die  so  be- 
stellte Ware  direkt  dem  Kommittenten  übersendet,  ei  katin  sich  auch  nur 
an  seinen  Kontrahenten,  den  Kommissionär,  halten,  lu  dem  Falle  aber, 
wo  dt  r  Kommissionär  im  Namen  seines  Kommittenten  das  Geschäft  ab- 
schließt, oder  wo  der  Kommittent  unter  i'berireluinu  des  Kommissionärs 
unmittelbar  mit  dem  Dritten  in  Verbindung  tritt,  ist  der  Kommissionär 
nur  Vermittler,  seine  persönliche  Haftung  dem  Dritten  gegenüber  ist  aus- 
ge^ihlii >stn  i Xossotko  die  in  der  Note  4  zum  §  angefahrten  Ent- 
scheidungen, Sehe rschenewitsch  S.  Iö7j. 

2.  Hinsichtlich  der  Rechtsheziehongen  zwischen  Kommittenten  nnd 
Kommissi  ii  ir  sind  ferner  au  der  Indikator  des  Senats  folgende  Grund* 
Sätze  hervorzuheben: 

a)  Abweichungen  von  dem  gegebenen  nnd  akzeptierten  Auftrag  anf 
der  einen  oder  anderen  Seite  haben  die  Verpflichtung  des  Abweiclienden 
zum  Schadensersatz  (nach  allgemeinen  Grundsätzen»  oder  aucli  das  lucht 
der  Zunickweisung  des  ganzen  Geschäfts  zur  Folge  (S.-E.  pro  '6'^  No.  2;iUi, 
pro  78  No.  252  u.  a.  ):  hierbei  aber  kann  Stillschweigen  bei  Kenntniserlangung 
von  der  Abweichung  als  (ienehmigung  angesehen  werden.  8o  insbesondere 
hat  der  Kommissionär,  wenn  auf  seine  Offert«  mit  eiuer  Gegenofferte  ge- 
antwortet wird,  sich  nicht  stülschweigwid  za  Terhalten,  wenn  er  nidbt  als 
die  Gegenofferte  genehmigend  angesehen  sein  will  (die  S.*E.  bei  Nossenko 
Note  5,  8,  y  zu  g^63). 

b)  Hat  der  Kommissionär  unberechtigte  Ansprache  der  Behörde  erfallt» 
■0  bat  er  selbst  dafür  einzustehen  und  kann  sich  nicht  damit  entschuldige, 
daß  er  sich  in  einer  Notlage  befunden  habe  (£>.-E.  a.  a.  ü.  Note  U). 

c)  Hat  der  Kommissionär  kein  Delkredere  übernommen,  so  haftet  er 
anch  nicht  fOr  die  Zahlungsfähigkeit  der  Abnehmer  seinem  Kommittenten 
gegenüber  'S,-E,  a.  a  n  Not^-  10). 

d)  Die  lleehnunghlegung.  welche  der  Kuniiuissionär  dem  Kt)nuüiiit  iiteu 
Stt  geben  verpflichtet  ist,  wird  nur  dann  als  ordnungsmäßig  angeschen, 
wenn  sie  mit  Bt  leiren  versehen  ist  und  ein  übersichtliches  Bild  über  den 
ganzen  Geschäftsumsatz  gibt  i^ij.-E.  a.  a.  0.  Note  11). 

e)  Der  Kommittent  bleibt  EigentOmer  der  dem  Kommissionär  in 
Kommission  gegebenen  Waren,  so  Umge  diese  vom  Kommissionär  noch  nicht 
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verkauft  sind.  Ist  der  Kommissionir  in  Konkan  gekommen,  so  kann  der 
Kommittont  nur  die  noch  in  natura  vorhandenen  Warenbestände  aus  der 
Konkursmasse  verlangen,  hinsichtUcb  der  verkauften  Waren  aber  kann  er 
nur  deren  VerkaotspreiB  als  Konkanfordemng  anmelden  (8.-B.  a.  a.  0. 
Note  7) 

f)  Der  Kommissionär  kann  stets  als  Selbstkontrahent  auftreten,  ohne 
seinen  Ansprach  anf  ProTision  nnd  dergl.  zn  yerlieren  (S.>E.  a.  a.  0.  Note  12, 

Scherscheyietcitsch  ^  41  IV,  5,  8.  li)4). 

V)  IVach  Gewohnheitsrecht  ist  der  Kommissionär  ohne  schriftlichen 
Auftrag  nicht  verpflichtet,  die  Ware  zu  versichern;  die  Versendung  der 
Ware  erfolgt  auf  Gefahr  des  Kommittenten  (a.  a.  0.  Note  15,  Seheraeh^ 
newitsch  §  41  IIT.  6.  S  l!t-2). 

h)  Für  seine  Bemühungen  orhält  der  Kommissiunär  die  übliche  sKom- 
missionsgebühr"  von  dem  ganzen  Betrage  des  Geschäfts  ohne  Abzog  der 
Kosten,  auch  wenn  iilu  r  dieselbe  keine  ausdrückliche  Vereinbaning  getroffen 
ist,  ebenso  Ersatz  aller  Auslagen;  andere  Vergütungen  dagegen  verstehen 
sk^  nicht  von  seihet,  solche  kann  der  Kommissionär  nur  auf  Qnind  einer 
ausdrücklichen  Vereinbarung  verlangen  (a.  a.  0.  Note  18,  SeherseheMe' 
witsch  ä  41  IV,  1,  S.  192,  Femelidi  S.  85  VI,  ö). 

i)  Wegen  nnd  in  H5he  seiner  gesetzlichen  Ansprflche  sowie  der  An- 
sprüche Dritter  pegen  ihn.  die  aus  dem  fraglichen  RechtsgeschiLft  originieren. 
hat  der  Kommissionär  ein  Zurückbehaltungsrecht  an  dem  in  seinem  Besitz 
befindlichen  Kommissionsgut,  und  dieses  Zurückbehaltungsrecht  yerbleibt 
ihm  selbst  dann,  wenn  der  Kommittent  in  Konkurs  geraten  ist.  Eine 
Anstlehnnng  aber  des  Zurückbehaltungsrechts  über  die  notwendigen  (Irenzen 
hmuiis  nuicht  den  Kommissionär  schadensersatzpflichtig  gemäß  §  tiö4  Zivii- 
kodex  (8 -E.  a.  a.  0.  Note  19).  Das  gleiche  Zurückbehaltungsrecht  steht  dem 
Kommissionär  aueh  wegen  etwa  an  ävn  Kommittenten  geleisteter  Vorschüsse 
zu.  Zur  Befriedigung  seiner  Ansprüche  im  Falle  der  Ausübung  dieses 
ZurQckbehaTtangsrechts  braucht  der  Kommissionär  nicht  den  geriditlidien 
Weg  zu  besehreiten,  er  kann  vielmehr,  mit  Rücksicht  auf  die  Eigentümlich- 
keit dieses  eine  Beschleunigung  erheischenden  Falles,  das  retinierte  Gut, 
nach  yoraufgegangener  Androhung,  im  der  SelbstliHfe  verkaufen  und 
sich  aus  dem  Erlöse  befriedigen.  Hierbei  ist  der  Kommissionär  berechtigt, 
nicht  nur  die  Verkaufsprovision  für  diesen  Selbsthilfeverkauf  zu  berechnen, 
sondern  alles  das,  was  er  im  Interesse  der  Erhaltung  der  Ware  and  des 
Verkaufes  in  üblicher  und  nützlicher  Weise  auh\'endet,  z.  B.  Lagerkosten, 
Kosten  für  Versicherung  der  Ware,  Verpackung.  Transport,  Konrtatre  usw. 
auf  Rechnung  des  Kommittenten  zu  setzen.  Dasjenige,  was  durch  den 
Erlös  der  so  verkauften  Ware  nidit  gedeckt  ist»  kann  &t  gegen  den  Kom- 
mittenten einklagen  fa.  a.  0.). 

k)  Die  in  den  §^  24—26  vorgeschriebenen  Fristen  für  die  Abrechnung 
zwischen  Prinzipal  und  Handlungsgehilfen  findra  hinsichtlich  der  Kom- 
missionäre keine  Anwendung,  vielmehr  ist  die  Verjährungsfrist  für  die 
Ansprüche  aus  dem  Kommissionsverkehr  die  gewöhnliche  zehnjährige  des 
Art.  1  Beil.  zu  §  694  des  Zivilkodex  (S.-E.  bei  Bertholdi  a.  a.  0.  No.  ö). 
Wohl  aber  sind  die  Fristen  ans  g§  24—26  für  die  Rechnungslegung  zwischen 
dem  Kommittenten  und  seinem  als  Kommissionär  lungiermden  Handlungs- 
gehilfen anwendbar  (S.-E.  a.  a.  0.  3iote  20). 

1)  In  Abweichung  Ton  den  Beetimmungen  der  §§  233  If.  der  HPO, 
W  Hiadi  in  Ri  rhtsstreitigkeiten  zwischen  Kauflenten  den  ordnungsmäßig 
geführten  Büchern  volle  Beweiskraft  beigelegt  wird,  haben  die  Uandels- 
bOcher  des  Kommissionärs  dem  Kommittenten  gegenttl)er  diese  Beweiskraft 
an  .sich  noch  nicht:  vielmehr  kann  der  Kommittint  die  Rechnungen  des 
Kommissionärs,  so  lange  er  sie  nicht  anerkannt  hat,  bestreiten,  er  mufi 
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dies  aber  in  substanziierter  Form  ton,  d.  lt.  er  muß  darlegen,  was  er  im 
einzelnen  als  unrichtig  bezeichnet,  ein  bloßes  allgemeines  Bestreiten  der 
Richtigkeit  der  Bücher  des  KommisaiontoB  wird  nicht  beachtet  (S.-£.  in 
Note  21  bei  Nosseuko  a.  a.  0.). 

H.  Über  die  Tätigkeit  der  Agenten  sind  der  Recbtsprecbnng  de«  Senats 
folgende  Grundsätze  zu  entnehmen : 

a)  Der  Agent  ist  niemals  8elbstkontrahent  —  wie  der  Kommissionär 
es  sein  kann,  oben  1  und  2  f)  —  sondern  stets  nur  Vertreter,  der  im  Auf- 
trasre  seines  Machtgebers  in  dessen  IS'nincn  nnd  für  df  ssen  Rechnung  kon- 
trahiert. Hier  finden  die  gesetzlichen  Beätimmuugeu  Uber  Bevollmächtigung 
Anwendung  icf.  §  45  nnd  Anm.).  Demgemäß  hat  der  Agent  alles,  was  er 
infol^je  (Ks  von  ihm  zum  Abschluß  gebrachten  fi(  scliiifts  t  ihiilt.  demjenigen 
auszufolgen,  in  dessen  tarnen  er  das  (ieschäft  abgeschlossen  hat  (S.-E.  pro 
1885  No.  2486  bei  NoBsenko  sn  g  53  a.  a.  0.). 

b)  Der  Agent  haftet  persönlich,  sofern  er  seine  Machtbefugnisse  über- 
schritten hat.  ohne  daß  sein  Maohttreber  diese  Überschreitung  genehmigt 

.  hat.  Ebenso  haftet  er  seinem  Kontrahenten  persönlich,  wenn  er  seinen 
Hachtgeber  nicht  genannt  hat  und  nicht  in  glaubhafter  Weise  dartut,  daß 
er  für  diesen  aufgetreten  ist  (S.-E.  pro  1888  No.  604,  1956  a.  a.  0.). 

ci  Der  Agent  geht  seines  Provisiunsanspruchs  nicht  verlustig,  wenn 
die  Effektuierung  des  von  ihm  geschlossenen  Geschäfts  durch  die  SchnM 
des  Machtgebers  niifi  iMoilit      -F  pro  1H87  No.  50  a.  a.  0.). 

2.  Die  in  der  Anmerkung  bezeichnete  Beilage  ist  im  Anhang  I  wieder- 
gegeben. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  VoUrnacht  snr  Gesch ü f t sfahrnng  im  sollamtlichen 

Verkehr. 

i?  47.  „Gegenstand  dieser  Art  Vollmachten  ist:  1.  die  Unterzeichnung 
uiul  Kimt'ichung  von  Erklärungen  beim  Zollamt  über  vom  Auslande  eingeführte 
oder  nach  fremden  Ländern  ausgeführte  Waren ;  2.  die  Verzollung  von  an 
die  Adresse  des  Machtgebers  gerichteten  Einfuhr-,  oder  Namens  des  Macht- 
gebers  beförderten  Ansfnbrwaren;  3.  die  Empfangnalune  von  Waren  ans  dem 
Zollamt;  4.  die  Gtescbäftsbesorgung  im  sollamtlichen  Yorkebr  tlbexlianpt,  die 
Entgegennahme  von  Entscheidungen  und  die  Einreichong  von  Gesuchen  und 
Appellationsbeschwerden  gegen  solche ;  .').  die  Leistung  von  Unterschriften  und 
Bürgschaften,  welche  die  zollamtlichen  den  Transit  und  den  Transitverkehr 
betreffenden  Gesetzesbestimmungen,  ebenso  die  Niederlegung  und  (  berfUhruug 
ausländischer  Waren  in  die  zollamtlichen  Lagerhäuser  erfordern." 

Anmerkung: 

Der  Auslandshandel  'der  Handel  nach  dem  Ausland)  ist  an  die  Ent- 
nahme eines  Patents  erster  Gilde  geknüpft  (Art.  48  des  Zollgesetzes).  Nach 
dem  Oesetse  betreffend  die  Reichsgewerbestener  vom  8.  6.  98  (Beil.  zu  ^  8) 
gehört  der  Auslandshandel  mit  einem  Umsatz  von  über  :5(K)  000  Rubel  jähr- 
lich in  die  erste,  mit  einem  jährlichen  Umsatz  bis  3UU00U  Btthei  in  die 
zweite  Klasse  der  Gewerbesteuer. 

§  48.  ,Eine  Vollmacht  tat  GeachKftsbesorgung  im  soIlamtUehen  Verkehr 
kann  erteilt  werden  nicht  nur  vom  Eigentttmer  der  Waroi,  sondern  anch 
von  dem  von  ihm  bevollmächtigten  Empfl^ger  derselben,  wenn  er  ans  irgend 
welchen  Gründen  selbst  an  der  Besorgung  gehindert  ist." 
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ij  49.  .Volhnachten  zur  ( it  s(  hitftsführunj?  im  zDllarntliclu'n  Verkehr 
überuehiacu  jcüiiiitii  alle  Personen,  denen  die  Eingehung  gleicher  Verbindlich- 
keiten muA  den  altgemeinen  Gesetzen  nicht  verboten  ist,  welohan  Stande 
oder  Bernte  de  auch  angelidien  mögen,  sowohl  russische  Untertanen  als  auch 
Ansl&nder." 

§  50.  .Ein  Bevollmächtigter  zur  Geschäftsführung  im  zollamtlichen 
Verkehr,  bei  welchem  absichtlicli*  Nif  litbeobachtung  der  zollamtlichen  Vor- 
schriften bemerkt  wird  wird  zufolge  des  durch  den  Rat  des  Finanzministeriums 
bestätigten  Erkenntnisses  der  Zentralbehörde  des  Zolldepartements  zeitweilig 
oder  fOr  inuner  des  Bechts  za  solcher  Geschäftsführung  für  verlustig  erkl&rt.* 

§  51.  »Die  Vollmacht  zur  Geschftftsftthnmg  im  zollamtlichen  Verkehr 
muß  in  der  vorgesehriehenen  Form  (§  47)  ausgestellt  nnd  gesetzm&Big  be> 
glaubigt  sein.  Die  Vollmacht  von  Handeltreibenden  muß  alljfthrlidi  emeuerl 
werden." 

^  52.  ..Die  Volhnacht  zur  Geschäftsführung  im  zollamtlichen  Verkehr 
wird  beim  Zoilarat  eingereicht  und  in  ein  besonderes  Buch  wörtlich  eingetragen, 
das  Original  aber  wird  dem  Vorzeiger  auf  sein  Verlangen  zurückgegeben." 

§  53.  „Die  Aufsicht  darüber,  daß  die  durch  diese  Volhnacht  Bevoll- 
m&ditigten  zur  Verrichtung  solcher  Angelegenheit«!  nicht  zngelaBseii  werden, 
wddie  in  derselben  nicht  erwihnt  sind,  wird  der  Verantwortung  der  Zoll- 
Imter  zugewiesen.''' 

§  54.  ,Von  Personen,  die  eine  Vollmacht  zur  Geschäftsbesorgting  im 
zollamtlichen  Verkehr  besitzen,  wird  eine  andere  Handelsvollmacht,  sei  es 
eine  spezielle  oder  eine  generelle,  nicht  verlangt." 

Zweiter  Teil. 
Von  den  Handelsgesellschaften. 

Erates  Kapitel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  55.  „Handelsgesellschaften  sind:  1.  die  volle  (offene  Gesellschaft,  d.  TL); 
2.  Gesellschaft  auf  Vertrauen  (Kommanditgesellschaft,  d.  Ü.> ;  3.  Aktiengesell- 
schaften und  Oesellschaften  auf  Einlagen  und  4.  Artelgesellschaften." 

Anmerkungen: 

1.  Der  nissische  Ausdruck  .volle"  Gesellschaft  entspricht  ToHkommen 
dem  Üegriif  der  offenen  iiandelsgesellschaft. 

2.  Fflr  Kommanditgesellschaften  boBteht  im  Russischen  Her  Ansdmek 
^Gesellschaft  auf  Vertrauen  ^ 

3.  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  auf  Einlagen  sind  b^rifflich 
und  rechtlich  dieselbe  Art  von  Gesellschaften. 

4.  Außer  den  hier  angeführten  vier  Arten  erkennt  das  Recht  noch 
andere  Arten  von  Vereinigungen  zum  Handelsbetriebe  an,  so  z.  B  Gelegen- 
heitsgesellschaftcn.  Dies  ist  im  §  42  der  HPO  ausgesprochen  (vgl.  daselbst). 
Alle  anderen  hier  nicht  angdtthrten  Arten  von  Gesellschaftoi  an  Handels- 
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zwecken  sind  dcu  in  den  nachstehenden  Paragraphen  gegebenen  Bcstim- 
mangen  nicht  unterworfen,  .bedürfen  «Im  nidit  der  Schriftlichkeit  (S.*E. 
pro  18^15  No.  1327,  pro  77  No.  881  bei  NosaenkOt  Vorbemerkang  m 

§  63  HOB). 

g  56.  „Die  im  vorhergehenden  §  Ö5  bezeichneten  üesellschaften  werden 
•b  HaodelsgeseUadwften  angesehen,  wenn  ilir  Gegenstand  der  Betrieb  von 
fiandelsgeseiiilten  ist.* 

Anmerkung: 

Einp  Dffinitidn  des  Hrirriffs  .Ilaudclsf^esohäfto''  aiht  das  Gesetz  nicht, 
es  wird  aber  duruiitt  r  im  wesentlichen  dasselbe  verstanden  wie  hier  zu 
Lande:  es  ist  der  gew^  er  bliche  Betrieb  von  Rechtageichftften  der  in  den 
41—48  der  llPd  erwähnten  Art.   Eine  nähere  Fnigrenzong  der  Handels- 
geschäfte versucht  Sehe rschenetoitsch  ^  <i  6.  23 ff, 

§  67.  , Gesellschaften,  welche  zur  Herausgabe  von  Büchern  oder  anderen 
Brseognisflen  der  Wissenschaften  und  der  Literator  gebildet  wwden,  gehOrai 
in  der  Klasse  der  Handelagesellsehaften  ond  nnterstdien  binsichtlioh  der 
Teilung  des  von  ihnen  beim  Verkante  «sielten  Gewinnes  den  hiertttr  be- 
stehenden Getetsen.* 

Anmerkung: 

Das  Verhältnis  ist  nur  auf  Seiten  des  Verlegers  ein  Handelsgeschäft, 
fflr  den  Autor  ist  selbst  der  Vertrieb  der  eigenen  Bücher  kein  Handels- 
geschäft (S.-E.  vom  2.  10.  02  No.  Ein  Autorhonorar  wird  nicht  vor- 
ausgesetzt, wenn  es  nicht  vereinbart  ist.  üs  wird  vorausgesetzt,  daÜ  dem 
Autor  mehr  an  der  V  e  r  b  r  e  i  t  u  n  g  seines  Werks  als  an  don  Honorar  liegt 
{fScherschenewitsch  §  4fi  IITi. 

8  58.  j,Die  für  die  Schiffahrt  auf  dem  Kaspischen  Meer  zu  gründenden 
Aktiengesellschaften  \m<\  ebenso  die  Handelsgesellschaften  auf  der  Grundlage 
der  offenen  HandelsgtsellsLhaft  oder  der  Kommanditgesellschaft  müssen  {mit 
BinaohlnA  der  Einleger)  aasachließlicb  aas  msaischen  Untertanen  bestehen 
(Tgl.  ZiYUges.  §  2129  Anm.  2).« 

Anmerkung: 

Die  Anmerkung  2  zu  §  2129  Zivilkodex  bestimmt  bezüglich  der  hier 
genannten  Aktiengesellschaften,  daß  die  Aktien  nur  auf  Namen  ausgestellt 
sein  dürfen,  damit  die  Inhaber  dt  r.-^elben  ersichtlich  sind,  und  daß  diese 

Aktien  vom  24.  II  (ü*  ali  nirlit  ;ui  Ausländer  fibertrehen  dürfen, 

§  ö9.   ,  Killt'  H;iiuielshrnia  Icann  nicht  anders  eröffnet  werden  und  nicht 

anders  ihre  bürgerliche  und  Handelsbezeichnung  erlangen  igij  62  und  71),  als 

bis  die  Personen,  welche  sie  nach  den  Vorschriften  der  offenen  Handelsgesell- 

sehaft  oder  der  Kommanditgeadlsehaft  eröfbien,  bei  dem  Stadtmagistrat  (oder 

der  entspredMmden  städtischen  Verwaltongsbehörde)  nnd  in  den  Stttdten  St 

Petersburg,  Moskau  und  Odessa  bei  der  Kaufmännischen  Verwaltungsbehörde 

einen  Auszug  aus  ihrem  gegenseitigen  Gesellschaftsvertrage  eingereicht  und 

die  Kaufmannschaft  hiervon  durdi  tred ruckte  Zirkulare  benachrichtigt  haben." 

Anmerkungen: 
1.  Eine  eigentliche  Refi^sterbehKrde  kennt  das  rassische  HGB  nicht. 
Die  Stadtmagistrate  haben  dir  R«  iristor  zu  führen  und  für  jedermann  zur 
Einsicht  offen  zu  halten.  Vor  Eintragung  des  Auszugs  des  Gesellschaf ts- 
vertrages  in  die  Register  der  MagistratsIwhSrde  nnd  vor  Benachrichtigang 
der  kanfnübuiisdien  Korporation  besteht  die  Gesellschaft  als  solche  Dritten 

ZeUschiift  f.  Intani.  PriTSt-  u.  Ofltotl*  Beoht.  XV.  35 
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gegenflber  nicht.  Die  RechtsTerh&Itnisse  der  Gesellschafter  untereinander 
werden  hierdurch  nicht  herührt  (Sehe r seh  <  )i  e  ivitsch  §  10  S.  85). 

2.  Der  hier  vorgeschriebenen  Benachrichtigaug  der  Kaufmannschaft 
ist  rechtlich  eine  hervorragende  Bedentung  beizumessen.  Auch  wenn  die 

Angaben  in  den  Zirkularen  tatsächlich  nicht  zutreffen,  bleibt  dennoch  die 
Firma  nach  dem  Inhalte  dieser  Zirkulare  haftbar.  Wie  §  5Ü  ergibt,  sind 
auch  die  vertretuugsbcrechtigten  Gesellschafter,  überhaupt  die  Re|;tlung 
der  Vertretung  anzugeben,  und  die  von  den  im  Zirkular  als  Vertreter  be- 
zeichneten Personen  geschlossenen  Rechtsgeschäfte  sind  für  die  Gesellschaft 
verbindlich,  auch  wenn  der  gesetzlich  erforderliche  schriftliche  Gesellschafts- 
vertrag  nicht  voriiegt  (Nossenko  Note  2  zu  §  80).  Ist  im  Zirkular  ein 
Direktor  als  Vertreter  bezi  if  hnct.  so  ist  er  Dritten  gegenüber  in  vollera. 
Umfang  vertretungsberechtigt,  und  eine  etwaige  Überschreitung  seiner 
VoOmadit  M^iadfit  dem  Dritten  nicht,  der  im  Yerttau^n  «if  das  ^kalar 
mit  dem  Direktor  als  dem  Vertreter  dw  Geidlschaft  kontrabi«t  hat  (a.  a.  0. 
Note  4). 

3.  Die  gleiche  Benachrichtigung  durch  Zirknlare  ist  anch  nach  der 

Rechtsprechung  df  s  Sf  iiats  bei  Veränderungen  im  Bestände  der  Gesellschaffs- 
mitglieder, bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft  und  bei  jeder  Veränderung 
in  der  Person  der  Vertreter  der  Gesellschaft  erforderlich  (a.  a.  0^  l^ote  6 
ScherschenewitBeh  §  20  II). 

§  ßO.  „In  diesem  Auszug  (§  59)  muß  angegeben  sein:  1.  die  Art  äer 
Gesellschaft:  ob  offene  oder  Kommanditgesellschaft ;  2.  Vor-,  Vaters-,  Zuname, 
Wohnort  und  Beruf  aller  Gesfllschafter  und  derjenigen  Einleger,  welche  dies 
selbst  wünschen;  3.  Unterschrift  und  Siegel  derjenigen  Gesellschafter,  welche 
ermächtigt  sind,  unmittelbar  das  Geschäft  zu  verwalten  und  darilber  zu  ver- 
tagen ;  4.  die  H5he  des  tob  den  Qeiellachaftem  zusammengebrachten,  und 
aneh  des  toh  jedem  Einleger  eingeaahlten  Kapitals.* 
^Anmerkung: 

Kaufleute,  welche  unter  einer  Firma  in  der  Form  von  Handelshäusern 
oder  Gesellschaften  Handel  treiben,  haben  bei  Vorlegung  der  erhaltenen  Oe- 
werbezcugnisse  an  die  Ortsverwaltungsbehörde  ihre  Unterschrift  dahin  Sü 
leisten,  daß  anßer  den  in  diesen  Zeugnissen  benannten  Personen  keine  anderen 
an  ihrem  Huudelshause  oder  ihrer  (lesellschaft  als  oSene  Gesellschafter  be- 
teiligt sind.« 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Die  Nichtbeobachtung  der  hier  gegebenen  Vorschriften  hat  nach  Art. 
1197  des  russischen  Strafgesetzbuclis  (Art.  318  des  neuen  noch  nicht  in 
Kraft  getretenen  StGB  vom  22.  3.  08)  Schliefinng  des  OeschäftB  und  Geld- 
strafe bis  ö()ü  Rubel  zur  Folge. 

Nach  Art.  12(X)  StGB  werden  ferner  diejenigen,  die  entgegen  ihrer 
gegebenen  Unterschrift  andere  als  die  im  Gewerbezeugnisse  bezeichneten 
Personen  zur  Beteiligung  an  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer 
Aktiengesellschaft  zulassen,  mit  folgenden  Strafen  belegt:  beim  ersteu  Mal 
mit  einer  Oeldstrale  in  H5he  der  doppelten  Gebühr  für  das  Gewerbezengnis, 
im  Widerholungsfalle  mit  einer  Geldstrafe  in  Höhe  des  vierfarhrn  Betrages 
dieser  Gebühr,  nnd  beim  dritten  Mal  außerdem  mit  der  Entziehung  des 
Rechts  vom  Handelsbetrieb. 

Derjenige,  der  ohne  im  Gewerbezeugnis  benannt  zu  sein,  an  einer 
Handelsfirma  der  bezeichneten  Art  sich  beteiligt,  wird  im  ersten  und  zweiten 
Übertretungsfalle  mit  einer  Geldstrafe  in  Höhe  des  einfachen  bezw.  des 
doiqpelten  Betrages  der  Gebühr  für  das  Gewerbezeugnis,  beim  dritten  Mal 
ndt  einer  Gefängnisstrafe  von  4— S  Monaten  nnd  mit  der  Entziehung  de» 
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Rechts  7MV  Ausübung  irgend  t  incs  Handels-  oder  Gewerbebetriebs  bestraft 
fArt.  1201  St(iß  .  Dit  StranH-stiimnnngen  der  Art.  1200  und  1201  sind 
in  das  neue  Strafgesetzliueh  nicht  übergegangen. 

$  61.  „Die  städtischen  Magistrate  und  in  den  8tldt«n  St.  Peteraborg, 

Hoskan  und  Odessa  —  die  kaafmftnnischen  Verwaltungsbehörden  haben  nach 

Beendigung  eines  jeden  Jahres,  nicht  später  als  im  Januar  des  n&chstfolgenden, 

an  das  Handelsdejiartement  über  die       I  '  tirmen  mit  denselben  Einzdheiten 

Bericht  m  erstatten,  wie  sie  selbst  benachrichtigt  worden  sind." 

Zw«i««ft  Kapitel. 

Von  dM  offenen  HudeleBeeelleoboften. 

Vi2.  .Die  offene  Ifaiidelsgesellschaft  wird  vmi  zwei  oder  mehr  Gesell- 
schaftern gebildet,  welche  bestimmt  liubeii.  gemeinhchaftlich  unter  einem  allen 
gemeinsamen  Namen  Handel  zu  treiben.  t>ie  heißt  anter  ihrer  Firma: 
Handelsbaas.'' 

A  n  III  e  r  k  u  n  g  e  n  : 

1.  Dieselbe  Definition  gibt  auch  i:^  212!)  des  Zivilkodex  mit  Ausnahme 
des  letzten  t^ntzes.  Mit  Keelit  hebt  Sehe  rscheneicitsch  15  S  82) 
hervor,  dali  das  iiauptmerkmal  der  offenen  Handelsgesellschaft,  die  f^ulidur- 
baft  der  Gesellschafter  nach  §  68  in  dieser  Definition  fehlt. 

2  T^ii'  Finna  kann  als  solche  klagen  und  verklagt  werden:  sie  ist 
ein  vermügenärechtlicbes  Objekt,  sie  kann  verkauft  werden  und  geht  nicht 
ohne  weiteres  anf  den  Erwerber  des  Geschäfts  Aber,  wenn  nicht  ansdrAcklich 
der  Übergang  der  Firma  mit  dem  Geschäft  auf  den  neuiu  Erwerber  ver- 
einbart ist  ^Nossenko  Tsute  3  zu  ^71).  Die  persönlichen  Auszeichnungen 
des  Firmeninhabm  dagegen,  wie  der  Hoflieferantentitel,  Medaillen  nnd 
andere  Ehrenzeichen  nnd  dergl.  können  nicht,  als  res  public i  Juris,  Gegen- 
stand der  \'eritußerung  sein  (a.  a.  0.).  Die  Firma  allein  ohne  das  Geschäft 
ist  ebensowenig  verauüerlich  {Fenielidi  S.  OB). 

3.  Das  Firmenrecht  kann  von  einem  Dritten  verletzt  werden  doxdl 
Führung  einer  gleichen  cnb  r  gleichlautenden  Firma.  In  diesem  Falle  kann 
gegen  den  Dritten  anf  Unterlassung  der  Weiterfilhrung  der  fremden  Firma 
wie  anch  auf  Sdiadenaersats  geklagt  werden  {Femelidi  S.  67,  Nostenko 
Note  4  a.  a.  O  l 

4.  Der  Übergang  des  Geschäfts  mit  der  Firma  auf  einen  neuen  Er- 
werber mnfi  in  gehöriger  Weise  bekannt  gemacht  werden.  Geschieht  diese 

Hekanntmachung  nicht,  so  haftet  der  frühere  Inhaber  ans  Rechtsgeschäften 
Dritter  mit  der  Firma,  selbst  wenn  solche  Rechtsgeschäfte  schon  nach  dem 
Übergange  der  Firma  auf  seinen  Nachfolger  geschlossen  sind,  sofern  der 
dritte  Kontrahent  die  Waren,  die  er  an  die  Firma  verkauft,  an  diese  ab- 
geliefert und  die  Empfangsbescheinigung  auf  einem  Blankett  mit  Firmen- 
druck erhalten  hat.  In  einem  solchen  Falle,  nimmt  der  Senat  an,  hat  der 
Lieferant  der  Firma  im  Vertrauen  darauf  die  Waren  geliefert,  daß  er  es 
mit  dem  bisherigen  Inhaber  der  Firma  zu  tun  habe  iS  -E  pro  18i)7  No.  1113). 
Selbstverständlich  haftet  der  neue  Inhaber  der  Firma  daneben  auch  noch. 

5.  Das  Handelshaas,  d.  h.  die  Gesellschaft  mit  ihrer  Firmenbezeichnung 
wird  als  juristisrhe  Person  und  von  der  Person  der  einzelnen  Gesellschafter 
verschieden  aufgefaßt.  Zur  Vertretung  dieser  juristischen  Person  allerdings 
shid  eben  die  Gesellschafter  berufen  nnd  ermSoitigt,  soweit  sie  nfoht  doroi 
den  Gesellschaftsvertrag  von  der  Vertretungsbefugnis  ansdrücklich  aus- 
geschlossen sind  {Scherschenewitsch  §  15  S.  83,  §  18  I  S.  93ff.). 
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8  68.  „Die  offene  HuidelagesellBdiaft  wird  durch  einen  Vertrag  errichtet, 
4at  nach  gegenseitiger  Yerdnbuaiig  der  (JeBellechafter  an!  Onmd  der  in  den 
httrgerlidien  Gesetzen  über  Verträge  überhaupt  und  flher  GeBeUsdukften  ins- 
besondere gegebenen  Vorschriften  geschloäsun  wird." 

Anmerkungen: 

1 .  Der  Vertrag  wirkt  konstitutiv:  nicht  die  faktische  Vereinigung 
der  Gesellschafter  und  der  Beifmn  der  Geschäft«,  sondern  der  Vertrag 
bringt  die  offene  Ilandelspresellschaft  zur  Existenz  Dritten  gegenüber.  Die 
Ansprüche  der  Gesellschafter  untereinander  hängen  allerdings  von  dem 
Vertrage  nicht  ab.  Hat  aber  die  Gesellschaft  unter  ihrer  t'irma,  ohne  einen 
.schriftlichen  Vertrag  geschlossen  zu  haben,  mit  Dritten  kontrahiert,  so 
haftet  sie  ilinen  gegenüber  gleichwohl,  sofern  sie  nur  faktisch  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb begonnen  bat  (Sehersehenetoitseh  §  141,  S.-B.  bei 
Nossenka  Note  1  und  2  zu  §  72,  Note  1  7n     79 • 

2.  Die  Frage,  ob  im  konkreten  Falle  diu  iSetciliguug  einer  bestimmten 
Person  an  einem  Handelsgeschäft  als  offene  Handelsgesellschaft  oder  als 
Beteiligung  mit  einer  Einlage  anzusehen  ist,  ist  nicht  nach  dem  Inhalt  des 
Gesellschaftsvertrages,  sondern  nach  den  tatsächlichen  Umständen  zu  be- 
urteilen: es  kann  jemand  im  Vertrage  als  Kommanditist  bezeichnet  sein 
nnd  dennoch  auf  der  Basis  der  offenen  Handelsgesellschaft  haften,  so  z.  B. 
wenn  er  sich  tatsächlich  an  der  Geschäftsleitung  beteili'jt,  in  welchem  Falle 
er  nicht  blos  mit  seiner  Einlage,  sondern  mit  seinem  ganzen  Vermögen 
haftet  iS.-E.  bei  Bertholdt  zu  j<  72  HGB). 

8.  Der  Vertrag  muß  schriftlich  sein  (§  59)  im  Gegensatz  zu  dem 
Gesellschaftsvertrage  des  Zivilrechts,  wo  SchriftUchkeit  nicht  erfordert  ist 
V§  2132  Zivilkodez,  Sch«r»ehenewitseh  a.  a.  0.  3a). 

%  64.  ,  Jede  Person,  die  in  dne  GeaeÜsdiaft  zum  gemeinsamen  Handels* 
betriebe  mit  Einlagekapital  eintritt,  ist  verpflichtet,  bei  Abschluß  des  Ver- 
trages über  die  offene  Handelsgesellschaft  eine  (andere)  Person  zu  bezeichnen, 
welche  sie  im  Falle  ihres  Todes  behufs  Fortsetzung  des  gemeinsamen  Handels- 
geschilüä  bis  zur  gesetzmäßig  erfolgten  Teilung  oder  Auflösung  der  Gesell- 
schaft zu  vertreten  haf  ,  , 

Anmerkung: 

Die  Nichtbeobachtung  dieser  Vorschrift  hat  nicht  die  Rechtsunwirk- 
samkeit des  Vertrages  zur  Folge  (S  -E.  pro  1877  No.  257,  797) ;  in  diesem 

Falle  aber  tritt  nach  dem  Tode  des  ohne  Bestimmung  eines  Nachfolgers 
verstorbenen  Gesellschafters  die  Gesellschaft  in  Liquidation,  sofern  eine 
Einigung  zwischen  den  am  Leben  befindlichen  Gesellschaftern  und  den 
Erben  des  verstorbenen  Gesellschafters  über  die  Fortführung  des  Handels- 
betriebes  in  der  l'i'^hcrigen  Wt  ise  nicht  zustande  kommt.  Die  verbliebenen 
Gesellschafter  sind  dann  die  Lmuidatoren  untl  haben  die  laufenden  Geschäfte 
znm  Abschluß  zu  bringmi,  aber  keine  neuen  einzugehen;  tun  sie  es  aber 
dennofh  so  geschieht  es  auf  ihre  eigene  Gefahr:  die  Erben  des  verstorbenen 
Gesellschafters  haften  ans  solchen  Verbindlichkeiten  nicht,  haben  aber  auch 
l»inen  Anteil  an  dem  Gewinn  ans  solchen  neuen  Geschäften.  Treten  die 
Erben  in  die  bestehende  Gesellschaft  ein.  so  gehen  alle  Rechte  ihres  Erh- 
lasscrs  auf  sie  über,  jedoch  nicht  die  persönlichen  z.  B.  die  alleinige  Ver- 
tretungsbefugnis. Im  Falle  eines  solchen  Eintritts  der  Erben  wird  die 
Firma  und  der  Geschäftsbetrieb  wie  bisher  fortgeführt,  und  die  formctilen 
Vorschriften  des  §  .59  (Eintragung  der  Veränderung  ins  Register  usw.), 
welche  zu  erfüllen  sind,  haben  auf  den  Bestand  der  Firma  und  des  (5e- 
schäftsbetriebes  keinen  Einfluß  (S.-E.  bei  Nossenko  Note  3  zu  §  73,  bei 
Bertholdt  zu  g  T6  UGB,  Sckerachenewitscb  §  19  a.  £.  S.  100). 
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8  ()ö.  .Den  Pcisüiuii  kiiufiiiiiTiiiisclK'n  Stitndes.  welche  das  Recht  haben, 
in  ein  kaufinünniscbes  Zeugiiiä  eingeiiagea  zu  werden,  und  auf  gesellschaft- 
tieber  Qnindlage  Handel  treiben,  ist  es  zur  Fflidit  gemacht,  einen  Vertrag 
xa  errichten  nnd  diesen  «nf  dnselben  Gnindlage,  wie  dies  den  mit  Einli^ 
kapital  Handel  treihmden  Qesellschaftem  vorgeschrieben  ist,  zur  Anmeldung 
zu  bringen  nnd  tjleichzeitig  auch  eine  Person  zur  l'nrtsetzung  des  Handels- 
betriebes im  Todesfalle,  wie  im     64  bestimmt  ist,  zu  bezeichnen." 

Anmerkung: 

In  ein  kanftnltanisehes  Zeti^nis  kßnnen  neben  dem  Fkmilfenhanpt  die 

Mitglieder  der  Familie  eingetrau»  n  wt  iden.  Wenn  sie  auf  gesellschaftlicher 
Orundluge  Handelsgeschäfte  betreiben,  werden  sie  auch  gesetzlich  als  offene 
Handelsgesellschaft  behandelt  [Xonnenko  Note  4  a.  a.  Ü.). 

§  66.  «Bei  beiden  im  Torhergehenden  I^uagraphen  (65)  bezeichneten 
Oesellschaftsarten  kann  die  Angabe  der  Person  ohne  Yerlantbarang  in  einem 
versiegelten  Pakete  gesdiehen.  welches  nach  dem  Tode  des  (iesel Ischafters  za 
entsiegeln  ist.  Wenn  aber  die  Angabe  nicht  gemacht  ist,  so  ist  nach  den 
in  den  Zivilgesetxen  (§  1238  Anm.  1  Beil.)  gegebenen  Vorschrilten  zu  ver- 
fahren." 

Anmerkung: 

Die  hier  angesogene  Beilage  ist  im  Anhang  II  wiedwg^ben. 

§  67.  „Der  von  den  Gesellschaftern  zu  Beginn  geschlossene  Vertrag  hat, 
wenn  er  Grundgesetzen  sowie  dem  allgemeinen  bürgerlichen  nnd  Handelsrechte 
nicht  zuwiderläuft,  eine  dem  Gesetze  gleiche  Kraft." 

Anmerkung: 

Einem  Grundgesetz  zuwiderlaufend  und  daher  ungültig  würde     B.  ein 

Vertrag  sein,  nach  dessen  Bestimmungen  der  aus  Juden  bestehendi  n  (offenen 
Handelsgesellschaft  die  Befugnis  zustehen  soll,  Immobiliarbesitz  in  den 
westlichen  Gouvernements  zu  erwerben  oder  zu  verwalten,  weil  dies  gemäß 
Art.  9ö{)  des  Gesetzes  betr.  die  Stände  \Sicod  Sakonow  Bd.  IX)  den  Juden • 

dort  verboten  ist  tS.-E.  bei  Bei  t hold l  zu  §  7(5  11GB  No.  2). 

ij  B8.  „Die  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsgesellschaft  haften  für 
alle  Sr  hulden  derselben  gemeinschaftlich  und  jeder  einzeln  mit  ihrem  ganzen 
Vermügen,  dem  beweglichen  and  unbeweglichen." 

Anmerkung: 

Die  Haftung  ist  genau  diejenige  des  ß  128  des  deutschen  Handels- 
gesetzbachs. Der  äenat  nimmt  aber  an,  daü  wegen  Forderungen  einer 
Firma  diese  nur  verklagt  werden  kann,  abgesehen  von  dem  Fklle, 

wo  der  Inhaber  der  Firma  eine  Einzelperson  ist,  oder  wo  gegen  den  ver- 
tretungsberechtigtcn  Gesellschafter  geklagt  wird  (S.-E.  bei  Nossen  ko 
Note  9  zu  §  77).  Allerdings  kann  dann  aus  einem  solchen  Urteil  gegen 
die  Firma  auch  das  besondere  Vermögen  jedes  einzelnen  Gesellschaftos  in 
.\nsprnch  genommen  werden  Zutreffender  dagegen  und  in  Übereinstimmung 
mit  dem  iSinn  und  dem  Wortlaut  des  §  68  uimmt  ^Scherschencwitsch 
(g  18  a.  E.  S.  06)  an.  daß  es  dem  Gläubiger  überlassen  ist,  wen  er  v«- 
klau'-  ri  \\  [\].  die  Firma,  die  (iescllschafter.  all«>  oder  einzeln,  wie  es  ihm  am 
z\ve(  kiaäLiigsten  erscheint  af.  auch  die  AnnieiivunK  2  zu  611^ 

§  6U.  ,Dcr  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsgesellschalt  kann  nicht 
zn  gleicher  Zeit  math  Gesellschafter  einer  anderen  offene  Handelsgesell- 
schaft sein." 
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A  n  m  e  r  k  u  n  ir : 

Dieses  Verbot  (des  §  61))  der  Beteiligung  eines  Gesellschafters  an 
einem  anderen  Handelshause  ist  nach  Scher  sehe  netoitsch  (§  17  III 
8.  91)  f.  I,  der  es  mit  der  EntstchunLrsLTSfhirhte  des  §  69  und  dir  ihm  zu 
Grunde  liegenden  KUcksichtnahuic  a.ul  das  Interesse  Dritter  und  die  Kn  dit- 
fähigkeit  der  Gesellschaffc  begrQndet,  publici  ßtris  nnd  durch  ent  Li(\i:en- 
stt'licridc  Vereinharungen  der  Gesellschafter  nicht  zu  heseififren.  Nicht  nur 
die  Beteiligung  an  einem  anderen  Handelshause  ist  dem  Ueäellscbafter  ver- 
boten, sondern  anch  der  eigene  gleiche  oder  gleichartige  Handelsbetrieb; 
dagegen  kann  er  Aktionär  einer  Aktiengesellschaft,  oder  nicht  persönlich 
haftender  Gesellschafter  einer  Kommanditgesellschaft  s»  in  a  a  O 

§  70.   „Die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  uiittr  den  Gesulischattern. 

die  mit  Dritten  auf  den  gemeinschaftlichen  JNanien  des  Hauses  eingegangenen 

Yerlrindlichkeiten,  die  Zeitdauer  oder  die  zeitliche  Unbesohrttiiktheit  der  Ge- 

sellflchaft  hängt  Ton  der  Bestimmung  des  gegenseitigen  Vertrages  ab.* 

Anmerkungen: 

1.  Der  Gesellschaf  tsvertrag  ist  auch  iiiult<r<d)('nd  für  die  H()he  der  von 
den  Gesellschaftern  einzuwerfenden  Einlagen  und  lur  die  Art  der  Gewinn- 
Tertellung.  Enthält  aber  der  Geaellschaftsvertrag  darüber  keine  Bestim- 
mungen, so  ist  im  Zweifel  anzunehmen,  daß  alle  Gesellschafter  gleiche 
Einlagen  bei  gleicher  Gewinn-  und  Yerlustbeteiligung  machen  müssen.  Ist 
vereinbart,  daß  die  einzelnen  Gesellschafter  verschieden  hohe  Einlagen 
machen,  so  beteiligen  sie  sich,  im  Zweifel,  an  dem  Gewinn  nach  dem  Ver- 
hältnis ihrer  Einlagen  iSckerschenewitsch  §  17  A.  ö.  ij7,  B. 
S.  92). 

2.  Die  litrrfüllung  wesentlirhrr  Vertratjsbedingungen  T/  "R  Nicht- 
einzahlung  der  Einlage,  liichtausfUhrung  eines  gewordenen  Auftrags  der 
Gtesellschaft,  grobe  PliditTedetsDng)  durch  den  einoi  Qesdlsehslter  be> 
rechtigt  die  anderen  Gesellschafter  sur  AuflSsiing  des  Vertrages  {Notaenko 

Note  4  zu  ß  79 1 

3.  Der  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  geschlossene  Gesellschaftsvertrag 
•    kann  nach  Ablauf  derselben  stillschweigend  fortgesetzt  werden :  der  Vertrag 

gilt  in  diesem  Fall  für  unbestimmte  Zeit,  kann  aber  zu  jeder  Zeit  ohne 
Kündigung  von  jedem  Gesellschafter  aufgelöst  werden  (a.  a.  0.  Kote  y). 

4.  Die  Klage  eines  Gesellschafters  auf  Auflösung  der  Qesellschäft 
(Liquidation)  muß  sich  nicht  gegen  die  Gesellschaft|  sondern  gegen  die 
anderen  Gesellschafter  richten  (a.  a.  0.  Note  10). 

5.  Ein  Gesellschafter,  der  durch  den  Gesellsehaftsreartrag  von  der 
Vertretunirsbefugnis  ausgeschlossen  ist,  ist  gleichwrdil  lirrerbtiiif ,  sifh  jeder- 
zeit von  dem  Gange  des  Geschäfts  durch  Einsichtuahme  der  Geschäftsbücher 
zu  unterrichten;  er  kann  auch  aus  den  Bfichem  Auszüge  machen  und  von 
den  vertretungsberechtigten  Mitgesellschaftern  Aufklärung  verlangen ;  dies 
alles  kann  er  aber  nur  persönlich,  nicht  durch  Dritte  tun  {Sckersche- 
newituch  ^  17  Ii;. 

DriUes  Kapitel. 
Vqi  den  KonmudltgeMlIsohaflm. 

§  71.  ,Bine  KommanditgesellBchalt  wird  gebildet  aus  einem  oder  mehreren 
Oesellsohaftern  in  Verbindung  mit  einem  oder  mehreren  Einlegern  (Komman- 
ditisten, d.  Ü.\  welrlif  den  ersteren  tjewisse  Beträge  ihrer  Kapitalien  in 
größerer  oder  geringerer  iiöhe  zum  Handelsbetriebe  anvertrauen.  Sie  wird 
als  liandelbhaus  unter  dem  Namen  der  Gesellschafter  und  (^der  Angabe,  d.  Ü.) 
des  Gesellschaftsverhältnisses  bezeichnet." 
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A  n  m  e  r  k  »  II <•  n : 
1.  Wie  die  Bi  st  immune;  ei  tril't  uihI  d«  r  juichfolj^enile  §  72  näher 

■  darleift.  ist  in  der  KonlnlanlIitlr^■s('ll^^^•llilfr  tiiit'  VtiiMniffung;  der  nfft-nen 
Handelsgesellschaft  und  der  stillen  üesellscbaft  gegeben.  Die  ungleiche 
Haftnng  der  beiden  Arten  Gesellschafter  ist  hier  das  Charakteristische.  Die 
Gcsollsrhnftcr  haften  auf  f Iriindlatrr  der  Brstiinmunffen  für  die  offene 
iiandeUgesellschaft,  die  KuuiiuaudlListeu  dagegen  mit  ihrer  Einlage,  mit 
dieser  haften  sie  während  der  ganzen  Vertra^aner,  eine  Rttckfordening 
derselben  vor  Ablauf  der  Vi  i  traifszeit  ist  uusgesfhlossen  :  eine  nicbt  sucli- 
gemälie  Bebandlung  der  Einlage  berechtigt  nach  §  670  Zivilkode.x  nur 
dazu.  Vertragserfüllung  ev.  anch  Tjiquidatlon  KU  Terlangen  (Sehe rf^che- 
neicitsch  ^  21.  H.  Xossenk<t  Note  8  (8)  zu  § 

Rnts(  lii  idfixl  für  das  Mali  der  Haftunj;  des  einzelnen  Hi  t('ili<rtf>n  an 
<b  r  Konimanditgt  st  llsrliaft  (ob  als  Kunimanditlst  mit  der  Einlage  odt  r  als 
Oesellschafter  mit  dem  ganzen  Vermögen)  ist  nicht  der  Inhalt  des  Vertrages 

•  allein,  suinirrn  die  Art  seiner  faktischen  Beteiligung  an  der  Gesellschaft: 
ein  Küuuuanditist,  der  an  der  Geschäftsleituug  teilnimmt,  haftet  z.  B.  im 
Falle  des  Konkurses  auf  der  Omndlage  der  olfenett  Handelsgesellschaft  mit 
seinem  ganzen  Vermdgen  {ßertholdt  zn  §  81  HGB  3,  3  und  §  86,  cf. 
Anm.  2  zu  §  63). 

3.  liin  Anlkanfen  oder  der  Erwerb  der  Anteile  der  Kommanditisten 
durch  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  ist  unzulässig  (S.*E.  hei 
Nossenko  a.  a.  0.  Nute  4). 

8.  Der  Kommanditist,  welcher  heim  Ausscheiden  ans  der  Gesellseliaft 
seine  Einlage  zurückerhalten  hat,  obgleich  die  Schulden  der  (lesellschaft  zu 
dem  fraglichen  Zeitpunkt  das  Einlagekapital  übersteigen,  haftet  Dritten 
gegenüber  in  Höhe  der  zurückLihulteiien  Einlage  aus  der  ungerechtfertigten 

.  Bereicherung.  P'.hensu  nuili  der  Kommanditist,  der  Dividende  erhalten  hat 
zu  einer  Zeit,  da  das  Geschäft  keine  Dividende  ergab,  die  empfangene 
Dividende  als  ungerechtfertigte  Bereicherung  zurückgewähren.  Überhaupt 
ist  jede  Transaktion  swisctoi  OeseUschaftem  und  Kommanditisten  xnm 
Nachteil  Dritter  diesen  gegenüber  rechtsunwirksam  (Allerhöchst  bestätigte 
Meinong  des  Staatsrates  vom  2Ö.  1.  öö,  durch  welche  nur  die  schon  be- 
stehende Judikatur  des  Senats  bestätigt  wurde).  Hierher  gdiSrt  auch  der 
entgeltliche  Erwerb  des  Anteils  eines  Kommanditisten  durch  einen  persönlich 
haftenden  Gesellschafter,  da  ein  solcher  £rwerb  nichts  anderes  als  die  Aus- 

.  Zahlung  des  Konunanditistenantdls  atts  dem  Oesdlsebaftsrermögen  darstellt ; 
denn  der  persönlich  haftende  Gesellschafter  haftet  mit  seinem  ganzen  Ver^ 
mögen  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  und  ein  solcher  Erwerb 
bedeutet  eine  Verringerung  der  vermögensrechtlichen  Sicherheit  des  Gesell- 
schaftsvermögens in  Höhe  der  ausgezahlten  Summe  (S.-E,  bei  Nosseuho 
Note  0  zu  ?<  82.  Svherschefiowitsch  §  23  a.  E.  S.  110). 

§  72.  „In  der  Komraanditgi  sellsohaft  unterstehen  die  Gesellschafter  den- 
se.ben  Bestimmungen,  welche  in  den  §§  Ö9,  60,  62—70  für  die  offene  Handels- 
gcscllschaft  gegeben  sind." 

Anmerkungen: 
1.  Von  erheblicher  Bedeutung  für  die  Hechtsverhältnisse  der  Kommaa« 
ditgesellschaft  ist  auch  hier  die  Benachrichtigung  und  Eintragung  gemäß 
§  59,  welche  Dritten  gegenüber  die  Kredit Kicberheit  der  Gesellschaft  ge- 
währleisten soll.  Daher  kann  auch  der  Kommanditist,  von  dessen  Aus- 
scheidrn  ans  der  Gesellschaft  die  erforderliche  Benachrichtigung  nicht  erfolgt, 
auch  seine  Einlage  nicht  zurückerhalten  {Nossenko  Note  I  zu  §  82). 
Umgekehrt  ändert  die  Nichtbeobachtang  der  FonualTorschriften  der  §§  59, 
€0,  76  beim  Bhutcitt  neuer  Kommandituten  nichts  an  deren  Haftnng:  in 
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dieser  Hinsidit  begründet  der  bloBe  läntritt  der  Koanmanditistoi  in  die 

Gesellschaft,  ihre  Haftung  |ioinäß  der  von  ihnen  übernommenen  Verbindlich- 
keiten, sollte  auch  die  gesetzlich  voigeachriebene  Benachrichtigung  der 
Kanfmumscbaft  unterblieben  sein  (S.-E.  bei  Nossenko  Note  7  zn  §  82  a.  E.). 

2.  Ebenso  ist  die  Nichterfüllung  der  Vorschriften  aus  §§  59,  60  für 
die  inneren  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter  and  Kommanditisten 
untereinander  belanglos  .Nossenko  a.  a.  0.  Note  8). 

§  73.  ,Die  Einleger  (KomnumditiBten,  d.  Ü.)  sind  an  der  QeseUscbaft 

ledigücb  mit  der  bestimmten  Einlage  beteiligt  nnd  treten  nicht  in  die  Ge- 

Bdiftftsftthntng  derselben  dn." 

Anmerkung: 

Der  Kommanditist  als  solcher  erlangt  noch  keine  Kaufmannsqualität, 
er  braucht  also  kein  Kaohnannsseagnis  deswegen  in  lOsen  {SchBraehe- 

newitsck  4?  21  III). 

§  74.  _Der  Kommanditist  kann  in  dieser  seiner  Eigenschaft  mit  Nie- 
mandem eine  Verbindlichkeit  auf  den  Namen  des  Handelshauses  eingehen.^ 

Anmerkung: 

Der  Kommanditist  kann  als  solcher  die  Gesellschaft  auch  vor  Gericht 
nicht  vertreten  {Xtßssenkft  zu  H4i.  wenn  er  nicht  liierzu  yon  der  Ge- 
sellschaft besonders  bevollmächtigt  wird. 

§  75.  ^Det  IC<munanditi8t,  der  seine  Einlage  mBabA,  haftet  im  Falle 

des  Znsanunenbradis  des  Hanses  (der  Firma,  d.  Ü.)  nvr  mit  der  barm  Bin-' 

l«ge.- 

Anmerkung: 

Die  bare  Einlage  ist  nicht  bloß  der  bezahlte,  sondern  auch  der  rück- 
ständige Betrag  derselben  iSch  ersehene  witsch  §  23  I  S.  107).  Seitens 
der  Gläubiger  der  Gesellschaft  kann  der  Kommanditist  auf  Zahlung  des 
Rückstandes  oder  des  schuldigen  Betrages  nur  dann  belangt  werden,  wenn 
die  Gesellschaft  in  Konkurs  geraten  i.st  {Nossenko  Note  1  sn  §  fö, 
Scher schenewitsch  §  24  a.  E.  8.  III). 

§  7H.  „In  der  Benachrichtigunf:f  der  Kaufmannschaft  von  der  Eriiffnnng 
der  KommanditLrt'sellschaft  sowie  in  dem  hei  der  zuständigen  Verwaltung 
einzureiclienden  Auszug  aus  dem  Ucscilschaitsvertrage  öU,  6ü)  können  die 
Kommanditirten  nor  in  dem  FtJle  namhaft  gemacht  wurden,  wenn  diese  es 
sdbst  wflnschen.  Die  Höbe  jedoch  des  von  ihnm  eingeworfenen  Kapitals  mvfi 
angegeben  sein  (§  60  Ziffer  4).* 

A  n  ni  e  r    n  n  tr : 

Durch  die  Eintragung  und  Benennung  in  der  Benachrichtigung  wird 
der  Kommanditist  noch  nicht  persönlich  haftender  Gesellsehafter,  «r  kann 

aber  wegen  des  hieraus  etwa  entstehenden  Schadens  bei  Verletzung  gesetz- 
licher Vorschriften  schadenersatzpflichtig  werden  {Scher achenewitsch 
§  22  a.  E.  S.  106,  cf.  auch  Anm.  1  zu  §  71  a.  £.) 

VleTtea  lEapltel« 

Vm  den  AlttlengsMlIsehalten  und  den  Oeeelleohaften  wf  Anteile. 

§  77.  «AktiNigesellBchaften  und  Qesellaebaften  auf  Antdle  sowie  kaof- 
ukännisete  Banldiftaser  nnd  andere  private  Kreditinstitnte  werden  anf  Grand 

der  in  den  bfirgerliclien  Gesetzen  und  in  der  Kreditordnnng  gegebenen  Be- 
stimmungen in  vorscbriftsm&Biger  Weise  errichtet." 
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Anmerkung: 

Die  Zivilgesetze,  auf  welche  hier  verwiesen  wird,  sind  die  tji;  2VA\)  bis 
21i>«  des  Zivilkodex,  welche  im  Bd.  VII  327  ff..  385,  Bd.  IX  176  Ztsch. 
wiedergegeben.  In  den  Zivilgesetzen  ist  deswegen  den  Normen  über  die 
Aktiengwellschaften  der  Platz  eingeräumt,  weil  diese  nach  russischem  Redit 
keineswegs  ein  ausschließlich  handelsrechtlich»  s  Institut  sind  :  die  Aktien- 
gesellschaft kann  eine  handelsrechtliche  sein,  wenn  ein  Ilaudelsgewerbe 
den  Gegenstand  ihres  Betriebes  ausmacht;  dagegen  ist  eine  Aktiengesell- 
schaft zur  Gründung  und  Unterhaltung  eines  zoolotjischen  Oartens,  eines 
Museums  oder  dergl.  keine  handelsrechtliche  iScherschenetcitscii  ^  2Q 
IV  8.  116). 

%  78.  ,Die  Art  and  die  Rjgenadiaft  der  Aktienfeaellaoliaften  nnd  der 

Gt  s.  11m  liaften  auf  Anteile,  die  ihnen  eingeräumten  besonderen  Vorzüge  und 
die  Zeitdauer  ilirer  Wirksamkeit  werden  durcli  ihre  Privatatataten  bestimmt.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Gesetzesnormen,  welche  die  Privatstatuten  zu  beobachten  haben, 
sind  die  in  der  Anm.  zu  §  77  erwähnten  Bestimmungen  des  Zivilkodex. 

2.  Die  von  den  (rrilndern  der  Aktiengesellschaft  geschlosst  n»  ii  Ver- 
träge sind  für  diese  nur  dann  verbindlich,  wenn  sie  statutengemäß  in  diese 
Verträge  eingetreten  sind  (Xonsenko  zu  §  88  Note  2). 

3.  Die  Aktionäre  haben  ein  Hecht  auf  Einsicht  in  die  Bttditf  und 
Skripturen  der  Aktiengesellschaft  (a.  a.  0.  Note  8). 

4.  Nach  AnflSsnng  der  Aktiengesellsohaft  sind  Klagen  gegen  sie  gegen 
alle  früheren  Aktionäre  derselben  nnd  nicht  gegen  die  Verwaltung  odet 
einen  der  Direktoren  zu  richten  (a.  a.  0.  Note  d). 

Füll  ff  OS  Kapitel. 

Von  den  Artelgesellschaften. 
79.   , Arteis  werden  die  (n-sellschaften  von  Arbeitern  genannt,  welche 
Yen  diesen  nach  gegenseitiger  Vereinbarung  errichtet  werden  zum  Zwecke 
der  Vorriditung  von  Diensten,  Arbeitra  oder  Gewerben,  welche  die  Krtfte 
eines  Menschen  flberstdgen.* 
jAnni  er  kung: 

1.  Arbeitsarteis  werden  auf  Grund  besonderer  V(irs(  briftcn  begründet. 

2.  Im  Jahre  1885  ist  der  Allerhöchste  Befehl  ergangen;  dem  Finanz- 
minister wird  es  überlassen,  sowohl  in  der  Stadt  Tagann^  als  auch  in  an- 
deren Hafenstädten  dii'  (rründnng  von  einem  oder  mehreren  Artels  für  die 
Ausladung  und  Verladung  von  Waren  auf  Schitte  mit  der  Maligabe  zu  ge- 
nehmigen, daß  in  die  von  dem  Finanzminister  zn  bestätigenden  Statuten  dieser 
Arteis  Hrstiramungen  darüber  aufir<  innnmen  werden:  1.  daß  den  Arteis  nicht 
das  ausschließliche  Kecht  auf  Ausführung  der  von  ihnen  zu  verrichtenden 
Arbeiten  zugeeignet  wird,  nnd  daß  es  daher  von  den  Redem  und  Handel- 
treibenden  abhängt,  wegen  Ausladung  und  Vi  rl,'idim<x  der  ihnen  gehörigen 
Waren  die  Dienste  der  Arteis  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder  diese  Arbeiten 
durch  den  Arteis  nicht  angehörige  Verlader  ansftthren  zu  lassen,  sofern  diese 
Verlader  der  Aufsicht  der  Zollbehörde  hinsichtlich  der  Ausladung  und  Ver- 
ladung von  der  Verzollung  unterliegenden  Waren  unterstehen;  2.  daß  die 
vom  Artel  für  das  Amt  eines  Ältesten  gewählte  Person  nicht  anders  seine 
Amtsobliegenheiten  beginnen  kann,  als  bis  sie  in  diesem  Amte  von  der  Orts- 
zollbehörde bestätigt  wird;  3.  daß  der  Ortspolizeibehörde  und  dcni  Zollamt 
ein  vollständiges  Verzeichnis  der  Artelmitglieder  einzureichen  ist,  wobei  es 
der  örtlichen  Gouvemementsbehörde  (dem  Gouverneur,  Stadthauptmann,  Ober- 
polizeimeister) nnd  ebenso  der  Zollbehörde  freisteht,  den  AossdilnB  einzelner 
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Mitglieder  wegen  ihrer  Unzuverlässigkeit  aus  dem  Artel verbände  zu  fordern; 
4.  daß  die  örtliche  Gourernementsbehörde  das  Recbt  bat,  das  Ariel  in  dem 

Falle  ganz  7.11  srhließfii,  wenn  dosson  Hanillungeii  als  mit  stMiuMj  Statuten 
nicht  Übereinstimmend  oder  als  bestehenden  Gesetzen  widersprechend  aner- 
kannt Bind." 

Anmerkungen: 

1.  "Di»  Arteis  (die  älteste  russische  Form  der  Assoziation)  stellen  nach 
der  JndikattEir  des  Senats  eine  juristisehe  Person  dar  {Femeliäi  S.  130) 

und  haben  eine  persr.nliche  Beteiligung  unter  Solidarhaft  ihrer  Mitglieder 
(!^  87)  zur  Grundlage  i,'^  ch  e  r  s  cJie  n  c  ir  i  t  sch  t*  14  III  1.  Fe  mel  idi 
a.  a.  0..  Nossenkn  zu  S  89  Xote  2i.  Die  Arteis  können  als  .solche  Ver- 
mögen erwerben  und  (ieschäfte  abschließen,  fflr  welch  letztere  in  der  Regel 
Scluiftlichkeit  nicht  erfordert  ist  {Nosseuko  a.  a.  0.  Hote  4,  Bertholdi 
zn  §  89  No.  1). 

2.  Durch  Entscheidung  des  Regierenden  Senate  pro  1881  unter  No.  74 
ist  (gemäß  §  H3  der  Vorordnung  vom  Jahre  1827  botreffond  die  Lastträger) 
der  Lastträgergenossenschaft  beim  Zollamt  von  6t.  Tetersbarg  das  aus- 
schließliche Becht  Ulf  AnsfOhning  äet  Yerladungs-,  LSsdnugsaroeiten  usw. 
sttgesprocben  worden  (Bertholdi  a.  a.  0.  Note  2). 

§  80.  a Arteis  können  sowohl  zur  Ausübung  eines  fortdauernden  Ge- 
wobes  als  auch  znr  Verrichtung  einer  zeitweiligen  Arbeit  errichtet  werd^.* 

Anmerkun  jr: 

Gemeint  sind  hier,  wie  §  82  ergi1»t,  die  Brir.sen-  oder  die  handels- 
gewerblichen Artols,  da  die  genossene«  liaftlirhe  Vereinigung  von  Arbeitern 
in  der  Artelform  auch  zu  Mideren  Zwecken  zulässig  und  ttblich  ist  (J^otfStfwÄo 

zu  §  89  Note  1). 

§  81.  „Die  Zusammensetzung  der  Arteis  und  die  Ordnung  ihrer  inneren 
Verwaltung  werden  durch  die  von  deren  Mitgliedern  nach  gegenseitiger  Ver- 
einbarung angenommenen  ArtelyertrSge  oder  doieh  die  Statuten  und  Sateimgen 
bestimmt,  wdcfae  in  Torschriftsmäßiger  Ordnung  bestätigt  dnd.* 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Die  Zusammensetzung,  d.  h.  die  Organisation,  welche  zugleich  auch 
die  Vertretung  des  Arteis  vorsieht  und  durch  die  Statuten  bestimmt  wird. 
Auch  die  Aufnahmebedin!j;iiii<i;(;a  fQr  neu  eintretende  Mitglieder  werden  dordl 
die  Statuten  festgestellt,  ebenso  wie  die  Verwaltung  des  Artelvermögens. 

§  82.  „Die  Arteis.  welche  an  der  Börse,  beim  Zollamt,  in  den  städtischen 
Lagerhäusern  und  Löschplätzen,  auf  den  Märkten  und  dem  ähnlichen  Handels- 
einrichtungen Arbeiten  verschiedener  Art  verrichten,  werden  Börsenartels  ge- 
nannt. Auf  dieselben  linden  die  in  den  nachfolgenden  83—93  gegebenen 
Torsohiiften  Anwendung." 

§  88.  .Die  Bönenartels  bestehen  aus  wirkliehai  Artelmitgliedem,  Neu« 
lingen  und  Lehrbursdien.  Jedes  Artel  bat  seinen  Ältesten  und  Kassieref, 
die  auf  ein  Jahr  und  von  nicht  w^iiger  als  einem  Drittel  der  ArtelmitgUedar 
SU  wShlen  sind.* 

Anmerkung: 

Von  diesem  als.  ofAzieller  Vertreter  des  Artels  gewählten  Xltesten 

verschieden  sind  die  Ältesten,  welche  eine  Gruppe  von  Artelmittiliedern  bei 
gemeinsamer  Verrichtung  einer  Arbeit  aus  ihrer  Mitte  zur  Anfuhrung  der 
Kolonne  w&hlen.  Diese  letzteren  sind  Kolonnenftthrer  and  haben  kmeriei 
amtlldben  Charakter. 
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S  H4.  ,W('r  Art.  Imitirliod  wcrrlen  will,  hat  das  EintrittSjU'cld  l»:ir  zu 
erlegen,  und  im  rnv»iiu<tg(iisfalk'  wiiil  iliin  dieses  Kintrittstrc-ld  jährlich  von 
dem  VerdieuäUntfil  bei  der  Teilung  aub  dem  genieinsaiucn  üewinn  zurück- 
behalten * 

A  n  m  ('  r  k  n  ii  jj; : 

Dieses  Eintrittägeld  wird  dem  aussciieidenden  Artelmitglied  uicht  zu- 
rflckgewfthrt,  vielmehr  wird  ihm  bei  seinem  Aasscheiden  der  VermSgenswert 

seiner  Mitgliedschaft  aiisj^'i  zaldt  Drim  die  Arti  liiiiti^^licdschuft  repräsentiert 
nach  der  Keciitsprechuug  des  ^Senats  einen  zifiermättigen  Vermögenswert, 
wdcher  den  Anteil  des  Mitglieds  bildet  und  sein  Eigentam  ist  (Nossenko 
an  §  94  cf.  Anm.  zu  §  mi 

§  85.  ,Wer  in  das  Ariel  eintritt,  ohne  das  Eintritt sL'eld  bezahlt  zu 
haben,  wird,  solnn^re  es  niclit  durch  sein  Verdienst  gedeckt  ist,  als  Neuling 
oder  als  Lehrburhcln  anireschen." 

§  86.  (Jeder  in  das  Art«l  Eintretende  liat  dem  Altesten  seine  Unter- 
schrift dahin  ra  geben,  daB  er  die  Satsungen  des  Aitels  annimmt  nnd  sich 
TerpHichtet,  dessen  allgemeinen  Vorschriften  zu  gehorchen.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Grenzen  für  die  Vertn  tungsmacht  des  Ältesten  sind  im  Ge- 
setze nicht  anget;eben;  es  ist  nur  bt  stimmt,  daß  jedes  Artelmitglied  den 
Satznngen  des  Artels  zu  gehorchen  habe. 

2.  Die  Artelssatznngen  sind  aussihlieClich  für  alle  Hanillmiirtn  des 
Artels  maligebend,  und  die  ikscklUssc  des  Artels  (der  Generalversammluiu^eu) 
nnterliegen  der  gerichtlichen  Prttfnng  nur  nach  ihrer  formalen  Seite,  d.  h. 
die  LH  rif  htliche  PriifiiiiL^  liat  sich  Irditjlirh  darauf  zu  beschränken,  ob  die 
Art«lbuschlils8e  formell  statutengemäß  ;j;t  faüt  sind.  Ob  aber  ein  Artelbeschlaß 
materiell  gerechtfertigt  ist,  ist  der  iz;erichtlichen  Nachprflfnng  entzogen, 
so  kann  z.  B.  das  (iericht  nicht  prüfen,  ob  ein  Mitj;lied  mit  Recht  durch 
ArtelbeschluÜ  vom  Artel  ausgeschlossen  ist.  sofern  der  ßeschluß  statuten- 
gemäß richtig  gefaßt  ist.  Aber  auch  nicht  jeder  geringfügige  Formfehler 
kann  die  Anfechtung  des  Artelbeschlnsses  begründen.  So  ist  z.  B.  die 
T'nterzeichnung  des  Beschlusses  nicht  an  dem  Orte,  wo  er  gefaßt  wurde, 
als  unwesentlicher,  die  Rechtsgültigkeit  des  Beschlusses  nicht  aufhebender 
Formfehler  erklärt  worden  (8.-E.  pro  1893  No.  1157),  weil  die  Statuten 
eine  Bestimmung  nach  dieser  Riclihni'j  nicht  enthielten.  Dagegen  ist  ein 
Artelbeschluß  als  ungültig  aufgehubeii  worden,  weil  der  Gegenstand  der 
BeschloBfassnng  nicht  allen  Artelmitgliedem  —  wie  die  Statuten  Tor» 
schreiben  bei  Einberufung  der  Generalversammlung  mitgeteilt  worden 
ist  (S.-E.  pro  1892  Ho.  6UU  hei  Nossenko  zu  §  96  HOB  Note  1).  Die 
Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Artelheschlnß  innerhalb  der  Orenzen  seiner 
Kompetenz  geblieben  ist.  ist  ;ils  rim  iii.iti  ii(  llrechtlichc  nicht  anzusehen 
und  kann  der  gerichtlichen  Beurteilung  nicht  entzogen  werden.  So  sind 
die  Beschlösse  eines  Artels.  durch  welche  gegen  ein  Mitglied  desselben  wegen 
der  einen  und  derselben  Verfehlung  verschiedene  Strafen  verhängt,  als  über 
die  dem  .\rtel  zustehenden  Befugnisse  hinausgehend  aufgehoben  worden 
{Xossen ko  Note  t  zu  9(5). 

3.  Das  Ii  iti  lelsgewerbliche  oder  Börsenartel  untersteht  dem  Börsen- 
komitee als  der  iihf  rL''-'irrlneten  .\ufsichtsin8tanz :  das  Artel  hat  in  Auf- 
sicbtsangelegenheit<.n  die  Anordnungen  des  Börsenkomitees  zu  befolgen. 
Eine  Nachprfifung  der  Beschlflsse  des  Artels  steht  jedoch  dem  Börsenkomitee 
weder  nach  der  formellen  nu.  !i  tiarli  der  in:iteriellrechtlichen  Seite  zu. 
Vielmehr  steht  die  Nachprüfung  der  Arteibeschiüsse  (wie  unter  2  ausgeführt, 
nu  nach  der  formellen  Seite)  dem  Gteridite  zu  (a.  a.  0.  Note  6  nnd  8). 
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4.  I^ach  den  Statuten  des  Bffnoaartels  zn  Moskau  ist  fflr  die  Aaf- 

nähme  eines  Mitglieds  in  das  Artel  außer  der  Entrichtung  des  Eintritts- 
geldes noch  (in  schriftlicher  Aufnahmebeschluß  des  Ariels  vorgeschrieben; 
der  gleiche  Beächluü  ist  für  den  Ausschluß  eines  Mitglieds  Bedingung.  Die 
Prttfnng  der  Grttnde  für  den  Ausschluß  ist  dem  Gerichte  entzogen.  Der 
Ausschluß  ist  nach  diesen  Statuten  für  den  Fall  zulässig,  daß  das  Artel 
das  Mitglied  als  unzuverlässig  und  das  Ansehen  des  Arteis  gefährdend 
erachtet.  Bs  ist  aber  dem  Ermessen  des  Arteis  selbst  überlassen,  die  Tat- 
sachen zn  wnrili<ren,  welche  dio  F'iizuverlässigkeit  des  Mitglieds  und  die 
Gefährdung  des  Ansehens  des  Arteis  durch  dasselbe  begründen.  Nach  den- 
selben Statuten  stellt  es  anoh  dem  Artel  frei,  beim  AnsschlnB  eines  nnn- 
vcrlässiix  erachteten  Mitglieds  ihm  eine  Geldstrafe  aufzucrletron  seinen 
Mitgliedsanteil  zu  verkaulen  und  von  dem  Erlöse  den  Betrag  der  Geldstrafe 
in  Abzug  zu  bringen.  Andi  in  dieser  Beziehnng  ist  die  Tatsachenwürdigung 
der  Artelbeschlüsse  durch  das  Gericht  nicht  nachzuprüfen,  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  das  Vergehen.  weL'en  dessen  der  Ausschluß  und  die  Be- 
strafung des  Mitglieds  durch  das  Artel  erfolgte,  Gegenstand  einer  straf- 
redltlichen  Prüfung  war  </..  B.  Unterschlagung  oder  Diebstahl)  and  das 
angeklagte  Mitglied  als  unschuldig  freigesprochen  wurde.  Die  Freisprechung 
des  Mitglieds  durch  den  Ötrafrichter  liindert  das  Artel  nicht,  die  Tatsachen 
nach  seiner  Auffassung  anders  zu  würdigen:  es  kann  trotsdem  die  Über- 
zeugnni,'  trewinnen.  daß  das  betreffende  Mitglied  unzuverlässig  ist  und  durch 
sein  Verhalten  das  Vertrauen  zu  dem  Artel  erschüttert  werden  kann  (Ö.-£. 
a.  a.  0.  Note  6  und  8). 

n.  Das  ausgeschlossene  Mitglied  kann  das  Artel  auf  Aufhebung  des 
Ausschließungsbeschlusses  (wegen  formeller  Fehler,  cf.  oben  unter  2)  ver- 
klagen ;  ist  die  Ansschließnng  anfgehoben,  so  kann  das  Mitglied  seine 
Wiederaufnahme  sowie  Nachzahlung  seines  Veidienstanteils  für  die  Zeit 
seines  Ansschlnsses  verlangen  (a.  a.  0.  Note  9).  Ist  (Ii*  Artelinit'jlifdschaft 
(der  Anteil,  cf.  oben  unter  4)  bereits  veräußert,  so  muLl  diu  Klage  auf  An- 
erkennung als  Mitglied  (auf  Anerkennung  des  Eigentumsrechts  an  diesem 
Anteil)  gegen  die  Person  sich  ricilten,  an  w^cbe  die  Mitgliedschaft  tw- 
äußert  ist  (a.  a.  0.  Note  10). 

§  87.  „In  jedem  Artel  müssen  alle  fttr  einander  bttrgen  und  für  Verlorenes 
oder  Beschädigtes  aafkommeu." 

Anmerkungen: 

1.  Das  Artel  haftet  als  juristische  Person  fttr  die  Handlungen  seiner 

Mitglieder  aus  Anlaß  der  Ausführung  eines  vom  Artel  übernominenen  Auf- 
trags in  vermögensrechtlicher  Hinsicht;  wegen  einer  von  einem  Mitglied 
-  hierbei  etwa  begangenen  Straftat  aber  haftet  das  betreffende  Hitglied  per- 
sönlich (S  -E.  bei  Nosaenko  Note  1  zu  §  97). 

2.  Das  Artel  kann,  wenn  es  den  durch  die  Handlungen  eines  seiner 
Hitglieder  bei  Ausführung  eines  Auftrags  verursachten  Schaden  ersetzt  hat, 
auf  Erstattung  dieses  .Schadens  gegen  das  betreffende  Mitglied  nur  auf 
gerichtlichem  Wege  klagbar  werden,  wobei  es  die  Höhe  des  Schadens  und 
das  Verschulden  des  Mitglieds  nachzuweisen  hat;  eine  Strafe  aber  gegen 
das  betreffende  Mitglied  wegen  seiner  schadenbringenden  Handlung  kann 
das  Artel  aus  eigener  Miichtbefugnis  verhängen  (a.  a.  0.  Note  7  zu 

Für  den  dem  Auftraggeber  bei  Ausführung  eines  Auftrags  verur- 
sachten Schaden  haftet  in  erster  Linie  das  Artel vermOgen,  welches  aus  den 
Beitrittsgeldern  oder  Einlagen  der  Mitglieder  sich  zusammensetzt  und  in 
der  Regel  bei  dem  Bürsenkomitee  zur  Sicherung  der  etwaigen  Auftraggeber 
eingezaJdt  wird  (xum  größeren  Teile).  Nach  den  Statuten  des  Böraenartels 
zu  Rostow  am  Don  haftet  dies  beim  Börsenkomitee  deponierte  Aitd- 
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vermüt^en  nicht  allen  Aaftraggebern,  ^Prinzipalen'  des  Arteis,  sondern 
nur  denjenigen,  welcbe  sich  in  das  vom  BSrsenkomitee  gefflhtte  Anftragr* 

fxoborbuch  haben  liiitra^cn  lassen  und  für  das  Rocht,  die  Dienste  des  Artcls 
in  Anspruch  nehmen  zu  können,  den  alijähriicb  festgestellten  Beitrag  beim 
Börsenkomitee  entrichten.  Andere  Personen  dagigen,  welche  diese  Ein- 
trai^n^  and  BcitraKszahlnng  unterlassen,  können  zwar  auch  dem  Artel 
Aufträge  zur  Ausführung  von  Arbeiten  und  Geschäften  erteilen,  sie  tun 
das  aber  auf  eigenes  Risiko ;  erleiden  sie  dabei  Schaden,  so  können  sie 
wegen  dessen  Ersatzes  an  das  beim  Börsenkoniitee  deponierte  Artelkapital 
sich  nicht  halten.  Selbstverstiindlich  kiUinen  aucli  diese  letzteren  Anftniir- 
geber  im  Falle  einer  durch  das  Artel  begangenen  Vertragsverletzung 
^cbadeDsmats  von  ihm  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  BMtimmnngen 
verlantren  (a  :i  O  Xdtf  Das  gleiche  Recht  auf  Si  fi;iri('iisi  rs;ttzl,  jstuni: 
nach  den  allgemeinen  (icsetzesbestimmangen  steht  auch  denjenigen  Auftrag- 
gebern gegen  das  Aitel  m,  die  bei  Erteilong  ibres  Auftrags  an  das  Artel 
die  formellen  N  ursiiii ifti  n  dw  Artelstatutcn  nicht  erfüllt  haben;  nur  der 
besonderen  durch  die  Statuten  gewährten  Vorrechte  gehen  sie  in  diesem 
Falle  verlustig  (a.  a.  0.  Note  su  §  dH). 

§  88.  .Die  Mitglieder  des  Bdnenartels  leisten  ihre  Arbeit  und  Dienste 
fttr  bestimmten  Lohn,  der  nach  Vereinbaning  mit  den  Arbeitgebern  fest- 
gesetzt wird."  , 

S!)   .Di(  Mitglieder  des  Börsenartels  haben  Abzeichen  com  Tragen 

auf  der  Brust  oder  an  dem  liute.'' 

§  dO.  „Der  Arbeitgeber,  welcher  für  seine  Arbeiten  ein  Artel  angenommen 
hat.  kann  nicht  für  seine  Angelegenheiten  ein  anderes  Artel  zur  Unterbietung 
des  sumst  von  ihm  angenommenen  Artels  dingen,  und  wwn  Artdmitglieder 
«ne  Arbeit  (Ibemommen  haben,  an  dwa  Ansffihmng  ihre  Zahl  nicht  aos- 
reicht,  so  sind  sie  verpflichtet,  T^(earbeiter  fflr  ihre  Rechnong  zu  dingen, 
sollte  dies  auch  unter  Zuzahlung  geschehen.''' 

i?  iU.  .Die  BeschäftiuMing  aller  in  den  Artels  befindlichen  Persunen  sind 
vei liifili  II,  ihrem  Wtsi  ii  nach  bilden  sie  einen  Gegenstand:  Arbeiten  oder 
Dienstleistungen,  und  hierfür  erhält  jeder  von  der  gesamten  Verteilungssunune 
seinen  Lohn  nach  Beredmong,  d.  h.  der  das  Einttitt^peld  entrichtet  hat,  den 
vollen  Betrag,  nnd  der  es  nicht  entrichtet  hat,  mit  einem  Absng.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Artelmitgliedschaft  stellt  ein  vermögensrechtlich»  s  nhjckt  dar. 
dessen  Wert  je  nach  dem  mehr  oder  weniger  günstigen  Furtgunj^  der  Artel- 
gesehftfte  und  nach  der  Höhe  des  Kapitalvermögens  des  Artels  Schwankungen 
unterworfen  ist.  Die  Mitgliedsduift  ist  aber  nicht  gleichbedeutend  mit 
einer  Aktie  oder  einem  Anteil  un  einem  Unternehmen,  vielmehr  wird  der 
Bezug  von  Dividenden,  auf  welche  das  Artelmitglied  ein  Recht  hat,  anOer 
der  Ziiiiehöripkeit  zum  Artel  als  Mitirli'  1  iuh  h  dnrch  die  persönliche  Dienst- 
leistung des  Mitglieds  oder  seines  Vertreters  bedingt;  nur  wenn  beides  zu- 
sammentrifft: KHtgliedsehaft  und  Dienstleistung,  ist  das  Recht  auf  Dtvi- 
(lendenbeziig  gegeben,  es  sei  denn,  ilal.l  da^^  Miti^Iiod  durch  das  Artel  in 
schuldhafter  Weise  an  der  Dienstleistung  verhindert  wird,  in-  welchem  Falle 
es  auch  ohne  Dienste  geleistet  su  haben,  die  ihm  zukommende  Dividende 
beanspruchen  kann  (Xossf  nko  zu     98  Note  1). 

2.  Die  an  die  Mitglieder  des  Artels  zu  verteilende  Dividende  setzt 
sich  zusammen  aus  den  Beträgen  der  auf  die  einzelneu  Mitglieder  ent- 
fallenden Zinsen  des  Artelkapitals  and  den  Quoten  des  Gesamtverdienstes. 
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Die  Dividoode  ist  demgemäß  der  auf  das  einzelne  Mitglied  entfallende  An- 
teil an  den  gesamten  Einkünften  des  Arteis  (a,  a.  0.  Note  1  und  3). 

'6.  Der  Austritt  eines  MitglieUä  aus  dem  Artelverbande  ist  unbediii({t 
mit  dem  Verkauf  seines  Anteils  an  einen  andern  verknüpft.  Knr  in  diesem 
Falle,  wt  nn  dt  r  Anrt  il  des  Mitglieds  an  einen  Dritten  verkauft  ist,  oder 
aber,  wenn  dem  Mitglied  die  Verfugungsbefugnis  über  seineu  Anteil  ent- 
zogen ist.  kann  das  Artel  als  yerpfllchtet  erachtet  werden,  dem  Ausscheiden* 
den  den  Wert  seines  Anteils  auszuzahlen.  Das  Eüitrittsgeld  ist  schon  in 
diesem  Werte  miteinbegriffen  (a.  a.  0.  Note  4). 

>?  ^)2.  ,Üie  Ältesten  und  Kassierer,  weicht'  in  den  Angelegenheiten  des 
Arteis  abwesend  sind,  erhalten,  wenn  sie  auch  nicht  arbeiten,  einen  Anteil 
gleidi  den  hesten  Arbettem  im  Artel.* 

§  93.  ,Die  Zeitdauer  fttr  die  Dienstleistung  (BegrOndung,  d.  Ü.)  der 
Börsenartels  darf  nicht  weniger  als  ein  Jahr  betragen.  Ein  Artel  darf  sich 
nicht  auflösen,  bevor  es  die  fibemommene  Arbeit  beradet  hat.* 

Anhang  I. 

Von  der  Ordnung  der  Begründung  von  Kommissionsbureaus 

fttr  Privatgeschäfte. 
(BeiUge  zu  §  46  des  Handelsgesetzbuchs.) 

1.  „Bureaus,  welche  von  Privatleuten  zu  Kaufs-  und  Yerkau^esoh&ften 
im  Auftrage  von  Privatpersonen,  desgleichen  zur  Aufnahme  rm  Kafatalien, 
Mietnng  von  Hänsern  und  Ermittelung  von  Leuten  für  verschiedene  private 
Dienststellen  eröffnet  worden,  zerfallen  in  zwei  KatPL'orien :  zur  ersten  ge- 
hören die  Bureaus,  welche  Geschäfte  mit  Auswart  igen,  iiii  ht  am  Sitze  des 
Bureaus  Wohnhaften,  im  Wege  der  K.orrespondenz  zu  uiachen  beabsichtigen; 
zur  zweiten  Bureaus,  deren  Oeschinakreii  sich  auf  den  Ort  ihres  Bestehens 
beschrinkt' 

2.  ;,Die  Grfinder  von  Bureaus  der  ersten  Kat^orie  (Art.  1  dieser  Beil.) 
mttssen,  unabhängig  von  der  Lösung  von  Gr  w(  i  I  k  zentmissen,  behufs  Sicher- 
st ellnng  gegen  sie  etwa  entstehender  Ansprüche  und  üliLilianpt  zur  Befestigung 
ihres  Kredits  eine  Kaution  im  Betrage  von  fünfzehntausend  Rubeln  für  jedes 
Bureau  bestellen ;  die  (rründer  von  Bureaus  der  zweiten  Kategorie  aber  müssen 
zu  diesem  Zwecke  siebentansendfOnfhundert  Rubel  für  jedes  Borean  hinter- 
legen." 

8.  »Die  seitens  der  Orttnder  von  KonmüsaioiisbQreanB  m  hinterlegende 
Kaution  kann  entweder  in  barem  Gelde  bestehen  oder  in  verzinslichen  Wert- 
papieren, die  vom  Staate  emittiert  oder  garantiert  sind.  Diese  Papiere  werden 
zu  dem  Werte  angenommen,  welcher  vom  Finanzminister  für  die  Entgegen- 
nahme von  Kautionen  für  die  Akzise  festgestellt  ist.  Die  Koupons  der  hinter- 
legten Papiere  werden  nach  Eintritt  ihrer  Fälligkeit  den  Eigentumern  der 
Pftpiere  ausgehändigt.  Die  Ordnung  der  Hinterlegung  und  Anfbewahmng 
der  Kautionen  festzusetzen,  ist  der  Vereinbarung  zwischen  dem  Finawzmintster 
und  dem  Minister  des  Innern  anheimgegeben. 

4.  Die  Konzession  zur  Eröffiiung  des  Boreaus  wird  vom  Minister  des 
Innern  erteilt 
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ö.  ^Die  l\i><>in  11.  (lit  Knnzession  zur  Eröffnung  eines  Kouimissiuns- 
bareaus  erster  Katiguiu-  «  rlaiigt  liaben,  küDDen  ohne  Bestellmig  einer  weitn«n 
Kantion  außerhalb  der  Städte,  wo  die  BozeaiiB  errichtet  sind,  Filialen  des 
Bareaus  eröffnen,  jedoch  mit  der  Mafigabe,  daß  die  Zahl  derselben,  ohne  Br* 

höhung  der  ursprünglichen  Kaution,  drei  auf  i«  (]•  ^  Rnr<  aa  nicht  übersteigen 
darf,  im  Fall*  nhw  der  Eröffnung  von  mehr  als  «hei  Filiah'U  die  erwähnten 
Persont  11  fiir  juh  Filiale  eine  Ergänzung  der  Kaution  im  Betrage  von  vier- 
tausend KubtUi  zu  hinterlegen  habin. 

»1.  ,Die  (iiüiidcr  der  I^nreaus  können  die  Zinsen  von  ihren  Kantionen 
nntzen,  alur  die  Kaution  sellist  innl.'i  während  der  gesamten  Tätigkeitsdauer 
des  Bureaus  unversehrt  bleiben  und  zwar  im  vollen  Betrage,  weswegen  die 
aus  ihr  etwa  su  leistenden  Zahlungen  von  den  Grttndern  durch  neue  Ein« 
lahlnng  «rgftiist  werden  mflsaen;  falls  jemand  sich  dessen  weigert,  so  wird 
das  Bureau  sofort  geschlossen,  und  solches  in  den  Zeitungen  beider  Bedd«Bsen 
bekannt  gemacht.  Bei  Schließung  eines  Bureaus  duK  Ii  Maßnahmen  der  Re- 
gierung oder  auf  eigenen  Wunsch  des  (iründers  \m  rdi  n  die  vorgeschriebenen 
Aufgebote  der  Gläubiger  erlassen  und  die  dem  drunder  gehörende  Kaution 
wird  endgültig  nicht  anders  zurückgegeben,  als  nach  Ablauf  der  AufgeboLsfrist 
und  nach  Befriedigung  der  Ausprücbe,  welche  etwa  angemeldet  und  vou  den 
SQBtftndlgen  Behörden  als  gerechtfertigt  anerkannt  sind." 

7.  „Die  Angelegenheiten  betreffend  die  Zahlungsfähigkeit  oder  ordnungs- 
widrige Handlungen  der  Bareaus  hinsicMiieh  ihrer  GrOndear  werden,  wie 
solches  fttr  Handelssachen  Überhaupt  Torgeschrieben  ist;  behandelt.* 

8.  „Bureaus,  welche  anssehließlldi  die  Vermittelung  von  AnsCellmgeB 
TOB  Personen  im  Privatdienste  zum  Zwecke  liaben,  können  xum  Gesch&fts- 
betriehe  im  ganicn  Reiche  oder  im  Bereiche  eines  Gouvernements  auf  Grand 
folgender  Regeln  gegründet  werden:  1.  Bei  der  Gründung  von  Bureaus,  die 
ihren  Geschäftsbetrieb  auf  das  ganze  Reich  ausdehnen,  halten  deren  Inhaber 
eine  Kaulion  im  Betrage  von  fiinftaiiHeiul  Rulielu  zu  hinterlegen  :  2.  Die  In- 
haber von  Bureaus,  welche  für  den  Geschäftsbetrieb  im  Bereiche  eines  Gou- 
vernements bestimmt  sind,  haben  für  jedes  von  ihnen  errichtete  Bureau 
folgende  KantiMiai  zn  bestellen:  fttr  Bureaas,  die  in  den  Besidenzen  and 
ebenso  in  den  Stftdten  Warschau,  Odese»,  Riga,  Wilna,  Kijew  und  Charkow 
errichtet  werden,  je  zweitausend  Rubel;  in  den  übrigen  Gouvernementsstädten 
je  eintausend  Rubel  und  an  anderen  Orten  des  Reiches  je  fünfhundert  Rubel ; 
3.  Die  Konzession  zur  Eröffnung  der  Bureaus  wird  von  dem  örtlichen  Gou- 
verneur, 8tadthauptmann  oder  01)eri»()lizeiiaeister  erteilt,  nach  vorgängigem 
Einvernehmen  mit  dem  Kurator  des  Lehrbezirks,  falls  zu  den  programm- 
mäßigen  Geschäften  des  zu  errichtenden  Bureaus  die  Empfehlung  von  Personen 
gehört»  die  sich  mit  pSdagogischer  Tfttigkeit  befassen." 

9.  ||Dem  lEinistar  des  Innern  ist  es  tberlassen,  nadi  denselben  Grund- 
(riUcok,  welche  fOr  die  Eröflhiung  von  KonunissionBhureaus  der  zweiten  Kategorie 
festgestellt  sind,  die  BLonsession  rar  Errichtang  von  öffentlichen  Dienstmanns- 
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Instituten  zu  erteilen,  welche  gegen  eine  taxmiißige  Vergütung  die  AosfUhrang 
verschiedener  Aufträge  von  Privatpersonen  übernehmen." 

10.  »KommisBionB«,  Anskanfto-  und  dagldcbeii  teeMtt  in  den  Qon- 
vernements  des  KIteigidcba  Polen  ont^Aiegeii  den  in  dieser  Beilage  enthaltenim 
Yonchriften,  sowolil  hinsichtUoh  Abc  Ordnung  der  Konsesflionserteiliing  sor 
Sröflntmg  dieser  Bureaus,  als  auch  hinsichtlich  der  Kautionsbestellung  ihrer 
Gründer;  hei  Behandlung  der  Antfclei^enhciten  aber,  welche  infolge  eintretender 
Zahlungsunfähigkeit  oder  ordnungswidriger  Handlungen  solcher  Bureaus  ent- 
stehen, wird  bezüglich  ihrer  Gründer  das  in  den  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  geltende  Verfahren  beobachtet." 

ZiTilgesetsIiehe  Yorseliriften,  betreffend  die  Eröffnung 
nndAnnahme  derErbschaft  nach  handeltreibenden  Personen 
(BeUage  zn  §  1288  des  Zivilkodex,  früher  Artikel  lö7— 177  des  Handelsgesetz- 
buchs der  Ausgabe  vom  Jahre  1857). 

Art.  1.  ,Wenn  die  Gläubiger  einer  handeltreibenden  Person  nach  deren 
Tode  bei  der  zuständigen  Gerichtsbehörde  den  gesamten  Betrag  ilirer  Forde- 
rungen und  den  Umstand  anmelden,  daß  Erben  nach  dem  Verstorbenen  nicht 
zur  Stelle  seien,  oder  daß  sie  von  diesen  keine  Befriedigung  erlangen,  Uber 
das  Yennttgen  des  Verstorbenen  aber,  seine  kanfnUtainisdum  Btteh»  und 
Dokumente  eine  amtliche  InTentaranfnaJime  nidit  an^^ommen  ist,  so  hat, 
nm  Verlusten  mid  einer  Ausplünderung  (der  Erbschaft,  d.  Ü.)  vorzubeugen, 
an  demselben  Tage,  an  welchem  das  Gesuch  an  die  Gerichtsbehörde  gelangt 
ist.  die  Inventuraufnahnie  und  Siegelung  des  Nachlasses  in  Gegenwart  der 
Gläubig!  r  zu  erfolgen;  für  die  Erben  aber  und  als  VorsichtsinuljrL'^'el  für 
etwa  vorhandene  andere  Gläubiger  wird  hiervon  in  den  oßentlichen  Zeitungen 
bekannt  gemacht  nnter  Bestinunong  folgender  Fristoi  snr  Meldung:  fttr  die 
in  dersdben  Stadt  befindUchen  —  drei  Monate,  für  die  in  andwen  Stidten 
nnd  im  enropftischeB  Anslande  weilenden  —  nenn  Monate  und  fOr  die  in 
anderen  Weltteilen  befindlichen  —  anderthalb  Jahre,  vom  Zeitpunkte 
der  wsten  Publikation  gerechnet." 

Anmerkungen: 

1.  Zuständig  ist  fttr  die  hier  vorgeschriebenen  SicherheitsmaBnahmen 

das  Handelsgericht  (S.-E.  bei  Nasse nko  §  1  zu  Art.  1). 

2.  Ohne  Rücksicht  auf  das  hier  vorgeschriebene  Aufgebotsverfahren 
geltend  gemachte  Forderungen  können  vor  Ausführung  dieser  Maßnahmen 
und  vor  Ablauf  der  für  die  Meldung  der  Gliabiger  bestimmten  Frist  kdne 
Berücksichtigung  finden  (a.  a.  0.  2). 

Art.  2.  „Ist  in  dieser  Publikation  (Art.  1)  die  weiteste  Frist  von 
ande  rthalb  Jahren  festgesetzt,  während  indessen  bare  Gelder  nach  dem  Ver- 
storbenen vorhanden  sind,  oder  auf  seine  Forderungen  gegen  andere  solche 
eingehen,  so  werden  dieselben  auf  alle  üläubigerforderungen  als  Teilzulilungen 
▼erteilt  und  diejenigen,  doren  Fordwnngen  keinem  Bedenken  unterliegen,  er- 
halten die  bestimmte  Qaote,  solltm  aoeh  Erben  sich  bis  dahin  nidit  gemeldet 
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babon.  jeducb  uicbt  vor  Ablauf  von  neim  Monaten  vom  Tage  der  Pablikation; 
hingegen  bldbt  dM  Hobiliarrennttgen  des  Yentorbenen  bis  zum  Ablao!  der 
ganzen  in  der  Publikation  bestimmten  Frist  angeteilt. " 

Art.  8.  .Wenn  £rben  sich  melden  ond  die  Gläubii^cr  bald  befriedigai, 
80  wird  ihnen  das  ganze  vorhandene  V'ermüt^on  dis  V»  rstorbenen  znr  Ver- 
fügung gestellt ;  wenn  sie  aber  sich  melden  und  zuvor  überloffcn  wollen,  so 
wird  ihnen  hierzu  eine  Frist  von  einem  Monat  gewährt  und  gestattt  t  das 
Vermögen  und  die  Bücher  des  Verstorbenen  in  Gegenwart  der  Gläubiger  zu 
prflfen.* 

Art.  4.  «Wenn  die  Erben,  nacbdem  sie  aUes  geprüft,  die  Erbschaft  an- 
treten, die  Sdmlden  an  bezahlen  sdiriftlich  sich  Terpfiichten,  ond  die  Gl&abiger 
ihnen  hierin  vertrauen,  so  wird  «las  Vermögen  entsiegelt,  und  die  Erben  sind 
verpflichtet,  für  alle  Schulden  des  Verstorbenen  mit  dem  Natlil  tt'  im  l  ihrem 
ganzen  eigenen  Vermiigen  einzustehen,  ebenso  auch  die  ^'cridit liehen  Kosten 
nnd  6trafen  zu  zahlen,  welche  vom  Verstorbenen  nicht  bezahlt  wurden." 

Anmerkungen: 

1.  Wenn  jenmnd  als  Erbe  des  Verstorbenen  in  einen  Prozeß  sich 
einläljt  wegen  dem  Erblasser  '/itsteliender  Rechte  oder  •ihm  obliej^'r-nder 
VerpHirhtungen.  so  wird  dies  als  Amiuiime  der  Eritsciialt  erachtet,  und  ein 
solcher  Erbe  haftet  für  die  Nuchlaüschulden,  ohne  Rücksicht  daraof,  ob  die 
Vorschriften  des  Art.  1  beobachtet  sind  fa.  a.  0.  S  1  zu  Art.  4). 

2.  Der  Umstand,  daü  der  Erbe  eines  Handeltreibenden  das  unter 
ZwangBverwaltnng  befindlich  gewesene  VermSgen  des  Erblassers  noch  nicht 
in  seine  Verfiigungs^'ewalt  überiiointnfn  hat.  befreit  ihn  nicht  von  der 
Öcbuldeuhaftung,  wenn  er  nicht  vorher  die  Erbschaft  ausgeschlagen  oder 
die  einmonatige  Überlegungsfrist  erbeten  bat  (a.  a>  0.  §  2  und  die  Senats- 
entscheidung daselbst). 

3.  Nach  «$  5:K>  der  UPU  (Ztsch.  XV  9«)  bleibt  der  Schuldner,  der 
als  fahrlässiger  Bankrottear  erklärt  war,  den  Konknrsgläubigern  wegen 
ihrer  Forderungen,  soweit  s'w  im  Konkursverfahren  nicht  zur  Deckung  ge- 
kommen sind,  mit  seinem  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens  erworbenen 
Vermögen  haftbar.  Die  Haltung  für  solche  iScbulden  gebt  auf  die  Erben 
mit  der  Annahme  der  Erbschaft  über  (vgl.  Borotfihowskij  Kommentar 
mm  Zivilkode.x  Beil.  zu  i;  li'is  Art.  4). 

Art.  ö  ,W«'nn  die  Erben  di<'  Zahlung  der  Schulden  des  Verstorbenen 
verweiLrern  und  dies  vor  Gericht  erklären,  oder  sich  innerhallt  der  in  der 
Pul>likatiou  besiimmieu  l^'rist  nicht  melden,  oder  aber  die  Gläubiger  ihnen 
nicht  Tertranen,  so  wird  dies  als  ein  Merkmal  d«r  ZahlungsnnfiÜiigkdt  des 
Yentorbenen  nach  Handelsrecht  angesehen,  nnd  sein  ganzes  Vermögen  gelangt 
in  das  YerfagiiDgsrecht  der  Eonknrsyerwaltnng  gem&S  den  in  der  HPO  ge- 
gebenen Bestimmungen.' 

Anmerkungen: 

1.  Den  Erben  stellt  das  liecht  nicht  an,  den  Antrag  auf  Erklärung 
des  Erblassers  als  zahlungsunfähig  za  Stellen,  sondern  nur  den  Gläubigem 
{2^osaenkü  §  1  zu  Art.  ;'>). 

2.  Sind  Erben  vorhanden,  welche  die  Erbschaft  angetreten  haben,  so 
sind,  wenn  sich  eine  Jnsrilvi nz  herausstellt,  diese  Erben  al<  /ahlungsunfabif^ 
zu  erklären,  nicht  der  Erblasser.  Soll  letzterer  für  zahlungsunfähig  erklärt 
werd«D,  so  müssen  die  Gläubiger,  die  dies  beantragen,  beweisen,  daß  die 
Erben  die  Erbsdiaft  ansgeadilagen  haben  (a.  a.  0.  §  3). 
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3.  Die  Erklärung  des  verstorbenen  Handeltreibenden  als  zahlungs- 
unfähigen Schuldner  hat,  ohne  daß  es  einer  Anfechtung  bedarf,  zur  Folge, 
daß  die  Ausfuhrung  aller  erbschaftlichen  Rechtshandlungen,  sei  es  auf  Grund 
eines  .Testaments,  sei  es  auf  Grund  der  gesetzlichen  Erbfolge,  bis  zur  Be- 
endi<niTig  des  Nachlaßkonkursverfahrens  oder  bis  xnr  Befnedigong  der 
Gläubiger  gehemmt  wird  (a.  a.  0.  §  6). 

4.  Die  Konkarsordnung  nach  Handelsrecht  ist  in  Ztsch.  XV  31—118 
wiedergegeben,  rf.  insbesondere  Aniii  4  zum  405  S.  40  daselbst  fiber 
Sonderung  des  Nachlasses  vom  Vermögen  dn  Krln  n. 

Art.  6.  ,Wenn  alle  Schulden  des  Verstorbeuen  bezahlt  sind  und  Ver- 

mSgen  yon  ihm  noch  flbrig  bleibt^  die  Brben  abw  in  der  bestiiiimieii  Fkist 

(Art.  1)  sich  nicht  gemeldet  haben,  so  gelangt  das  Yermdgen  in  Tormnnd- 

schaftliche  Verwaltung,  und  wenn  aach  nach  Yerlanf  yon  zehn  Jahren  vom 

Zeitpunkte  des  letzten  Abdrucks  des  Aufgebots  in  den  Zeitungen  Niemand 
zur  Empfangnahme  der  Erbschaft  sich  meldet,  oder  Niemand  von  den  iu  dieser 
Frist  sich  meldenden  sein  Recht  (auf  die  Erbschaft,  d.  Ü.)  beweist,  so  wird 
das  Vermögen  ößentlich  versteigert  und  der  Erlös  au  die  Behörde  fiir  die 
öffentliche  Fürsorge  abgeführt." 

Art.  7.  j,Die  anwesenden  (gesetzliche  oder  Testaments-)  Brb«i  bei  dan 
Tode  einer  Person,  wdche  nicht  allein  mit  ihrem  eigenen  Kapital,  sondem 
unter  Inanspruchnahme  von  Geld  und  Kredit  anderer  i&uidel  trieb,  sind  yeih 
pflichtet,  sofort  und  nicht  später  als  am  dritten  Tage  nach  deren  Tode 
Polizeibeamte,  und  auf  dem  Lande  die  Eigentümer  des  Hauses,  wo  sie  wohnten, 
oder  nicht  weniger  als  zwei  unbeteiligte  Dritte  von  untadelhafter  Führung 
herbeizurufen  und  in  ihrer  Gegenwart  ein  Verzeichnis  über  die  Kontorbücher, 
Urkunden,  auch  das  bare  Odd  und  Wechsel  anfsundmien ;  sollte  sldi  hinterher 
etwas  außer  dem  in  das  Verzeidmis  angenommenen  finden,  so  haben  sie  dies 
ergBnsend  Im  der  städtischen  Foliseiyerwaltang  nnd  anfierhslb  der  Stadt 
denselben  Zeugen  zu  melden,  nnd  endlich  im  Laufe  von  nicht  länger  als  einem 
Monat  nach  genauer  Prüfung  aller  Bureaudokumente  und  des  Betrages  des 
Vermögens  des  VcTstorlifTH'ii  und  der  darauf  ruhenden  Schulden  der  nächsten 
städtischen  Polizi  iverwaltung  schriftlich  anzuzeigen  und  derjenigen  Gerichts- 
behörde, welcher  die  Scbuldenangelegenheiten  nach  der  Lebensart  und  dem 
Stande  des  Verstorbenen  bekannt  sein  mflssen,  eine  genaue  Mitteilung  darüber 
an  flberreiefaen  oder  an  übersenden:  ob  sie,  die  Erben,  in  vollem  Umfang  in 
die  Erbschaft  und  die  Zahlung  (der  Verbindlichkeiten,  d.  Ü.)  für  den  Yer- 
Btorbenen  eintreten,  oder  aber  diese  Zahlung  nicht  tfbemehmen,  für  imnm 
oder  bis  zu  weiteren  Ermittelungen :  zusammen  mit  dieser  Ausschlagung 
haben  sie  der  (nricbtHbehörde  auch  ein  Inventarverzeichnis  über  alle  in  ihren 
Händen  betindliche  und  ihnen  bekannte  VermögcussLücke  des  Verstorbenen 
und  Uber  die  Schulden,  sowie  auch  alle  Kontorbttcher  und  Skripturen  zu 
ftbersenden." 

A  nm  e  r  k  ti  n  LT  I'  n  : 
1.  Die  in  diesem  Artikel  ausgesprochene  VerpÜicfatuug  der  Erben  tritt 
nicht  ein,  wenn  andere  Maßnahmen  zur  Sicherhcdt  der  Erbschaft  gemiß 
Art.  140;4,  !4()4  der  Zivilprozeßordnung  ( gerichtliche  LlTentarndernng  imd 
Siegelung)  getroffen  sind  (a.  a.  0.  §  4  zu  Art.  7). 
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2.  Eine  Frist  für  dit  s»-  P>mitfi  linii:'  ri  \-^t  im  n.  s-  tze  nirhr  bostimint, 
and  auch  diu  Yurabsäuiuung  der  Frist  vuu  ciiitui  Munat«  aus  Art.  3  ent- 
siebt  den  Erben  nicht  das  Recht,  auch  noch  nachträglich  die  Erbschaft 
anzutreten,  sie  «^mIiI  nur  *!•  n  Gläubigern  des  Veratorbenen  das  Recht,  die 
KonkurseröffuuHK  zu  beantragen  (a.  a.  0.  §  'd). 

3.  Die  Nichtbeobachtong  der  Vorschriften  des  Art.  7  dnreh  die  Erben 
ist  nicht  als  eine  Krbents:i<;ung  anszulcf^en  und  kann  daher  allein  auch 
nicht  einen  AnlaU  zur  Kr<»ffnang  des  Verfahrens  der  Zahlnngsnnfähigkeit 
begründen  (a.  a.  0.  >iute  2). 

Art  6.  .Die  QerichtsbehSrde  gibt  den  Tod  des  Handeltreibenden  sowie 

die  bekannten  Qlftnbiger  durch  die  Zeitongen  bekannt,  ladet  diese  nnd  die 

anderen  (nicht  bekannten,  d.  Ü.)  ra  den  iui  Art.  1  dieser  Beilage  bestimmten 

Terminen,  wobei  sie  nach  Sief^elung  der  Bücher  und  des  Vermögens  diese  in 

dem  r><  sitz  der  Erben  beläUi.  wenn  sie  die  Erbschaft  nicht  aussehlagen,  oder 

wenn  ein  Verdacht  i:»  ieii  sie  nicht  vorlie^^^t.  andernfulls  da<ije;jfen  nimmt  sie 

sie  denselben  ab  und  verwahrt  sie  nach  einem  Verzeichnis  und  unter  Siegel 

der  Erben  und  dem  eigenen  unter  Aufsidit  der  anderen  vorhandoiai  Ql&ubiger 

auf  Kosten  des  Nachlasses  bis  nur  Meldung  (der  ttbrigen  Gläubiger,  d.  Ü.); 

nach  Meldung  derselben  aber  gibt  sie  (die  Ckarichtsbehdrde,  d.  Ü.)  ihnen  an- 

heim,  eine  Konkursverwaltung  einsusetara  (HPO  Art  47711.;  Ausg.  190d: 

Art.  3»iü.). 

Anmerkung; 
cf.  oben  Anm.  4  zu  Art.  5. 

Art.  i>.  „Wenn  aber  gegen  einen  solchen  Verstorbenen  Schulden  bei 
den  düentliehen  BehSrden  schon  geltend  gemacht  sind,  so  nimmt»  wenn  auch 
mr  Zeit  die  Gläubiger  selbst  mit  ihren  Forderungen  nicht  gegenwärtig  sind, 
die  Foliaei-  oder  (krichtsbchörde  gleichwohl,  ohne  die  einmonatige  Frist 
abzuwarten,  zur  Sicherheit  der  bekannten  Schulden  die  Kontorbü.  Ii«  r  und 
den  Nachlali  bis  zur  i  bertKihme  der  Zahlung  der  Schulden  des  Verstorbenen 
durch  die  Erben,  odt  r  bis  zur  Meldung  der  Gläubiger  unter  ihre  Aufsicht." 

Art.  10.  „Weüu  die  beim  Tode  der  handeltreibenden  Person  anwesenden 
Erben  die  im  Art  7  dieser  Beilage  beaeidmetNi  MaBnahmen  nicht  treffoi 
oder  Tenögern  und  gesetaliche  Gründe  fttr  die  VersOgemng  nicht  vorbringen, 
so  sind  sie  verpflichtet,  f  är  alle  ordnungsmäßigen  FordanmgNi,  welche  gegen 
den  Verstorbenen  geltend  gemacht  werden,  mit  dem  Nachlaß-  und  ihrem 
aigMiAti  Vermögen  einzustehen." 

Anmerkungen: 

1.  Nur  die  anwesenden  Erben  trifft  die  in  diesem  Artikel  statuierte 
Haftung,  die  abwesenden  Erben  werden  hierdurdi  nicht  bertthrt  (a.  a.  0. 

§  1  zum  Art. 

2.  Die  Übenuihiiie  des  Nachla.sses  in  Sequestration  infolge  einer  staat- 
lichen Ford(;rung  kann  als  rmstand  ungesehen  werden,  der  die  anwesenden 
Erben  von  der  Erfüllung  der  Verpllichtungen  aus  Art.  7  befreit  (a.  a.  0.  ^  2), 

Art.  11.  „Wenn  Erben,  welche  die  Erbschaft  nicht  angetreten  haben, 
der  Aneignung,  oder  Verheimlichung,  odt  r  der  unerlaubten  Abtn  funir  von 
Kapitalien  und  Vermogensstücken  des  \  erstorbenen  an  andere,  clu  iisn  dt-r 
Vermclituug  der  nach  ihm  verbliebenen  Kontorbücher  überlührt  sind,  so  wird 

36* 
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al>geiehen  von  der  Bestrafunt:  der  duan  Schuldigen  nach  den  Strafgesetzen 
das  Torsätzlich  Verheimlichte,  Angeeignete  oder  Weggegebene  dem  Bestand 

des  Vermötrens  des  Zahlungsunfähigen  zugeführt." 

Art.  Ii  „Alle  in  den  Artt.  1-11  dicsor  Beilage  dargelegten  Vorschriften 
beziehen  sicli  auf  den  Fall,  wenn  bei  fifin  Tode  der  handeltreibenden  Person 
deren  Zahlungäuufühigkeit  sich  noch  nicht  herausstellt ;  wenn  aber  beim  Tode 
denelben  oder  sp&ter  die  vom  Gteselae  besUmmt^  ICiarkntale  ihrer  Zahlnnga- 
nnfiliigkeit  8idi  heraosstdlra,  nnd  diese  ZahliiDgsiuifKhigkeit  gerichtlich  er- 
klärt wird,  so  greift  die  Erbfolge  nicht  plats  und  das  Gericht  yerffihrt  auf 
Orond  der  in  der  fiPO  {Teil  IV}  dargelegten  Gesetsesvorschriftai.'' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Artt.  1  —  11  treffen  nur  Siohcrheitbinuljiegeln  zugunsten  der 
Gläubiger,  die  Erbfolge  wird  dadun  Ii  nicht  berührt,  sondn  n  nur  bis  zur 
Befriedigung  der  (il;uibi<z:(  r  lüntangchalten  (a.  a.  0.  ij  1  zu  Art.  12). 

2.  Diese  Merkmale  sind  in  der  jetzigen  neuesten  Aasgabe  der  ÜPO 
in  Teil  III  §§  404—407  näher  bestimmt,  cf.  oben  Anm.  4  m.  Art  6. 

Art  13.  „Im.  Falle  des  Todes  des  Qesdlschafters  eines  Handdsonter^ 
nehmens  ist  der  yerbl^bende  andere  Gesellschafter,  oder  im  FaUe  des  Todes 

des  einzigen  Eigentümers  —  der  von  ihm  bevollmächtigte  Testamentsvoll- 
strecker, und  in  Ermangelung  eines  solrhen  —  der  im  Geschäfte  angestellte 
erste  oder  älteste  Kontorgehilfe  —  unbedingt  verpllichtct,  innerhalb  dreier 
Tage  nach  dem  Tode  dieser  Person,  dem  Handelsgericht,  und  wo  ein  solches 
nicht  besteht,  dem  zuständigen  Gericht  anzuzeigen,  ob  die  der  Klasse  des 
Handelsbetriebes  entspreohoid  bestimmten  BOchor  Torhanden  sind  und  in 
wdchem  Zustande  sie  sich  befinden.  Des  Abwesenden  Tod  wird  gleich&Us 
sidit  später  als  am  dritten  Tage  nach  Empbing  der  Nachricht  hierflber 
angeaeigt" 

Anmerkung: 

Die  Einteilung  der  Handelsbetriebe  hinsichtlich  der  Bndiffihrung  in 

drei  Klassen  und  die  für  jede  Kla.<sr  vor  geschriebenen  Bflcher  ist  in  ü&k 

§g  6ri!»fT.  des  HGB  Ausg.  UM)3  zu  linden. 

Art.  14.  „Wird  dem  Gericht  angezeigt,  daß  die  Bücher  in  ordnungs- 
mäßigem Zustande  sich  befinden,  d.  h.  dalJ  diese  Bücher  in  einem  Zustande 
sich  befinden,  der  die  Möglichkeit  gewatirt,  sofort  oder  demnächst  die  Bilanze 
au  zidien,  so  stellt  es  unges&umt  dm.  Betroffnen,  sei  es  dem  GeseUsdif^r, 
sei  es  dem  beTollm&chtIgten  TestamentsTollstreoker,  oder  in  Ermangelung 
dieser  —  dem  ersten  oder  ältesten  Kontorgehilfen  oder  Angestellte  die  un- 
unterbrochene Fortführung  des  Handelsunternehmens  unter  Aufsicht  des  voll- 
jährigen Erben,  falls  ein  solcher  da  ist,  oder  des  nächsten  Verwandten  anheim. 
In  diesem  Falle  bi  steht  die  Furt  Führung  des  Handelsunternehmens  in  der 
ununterbrochenen  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte  und  der  Lii^uidierung 
derselben,  wobei  die  eiligen  Zahlungen  angenommen  und  geleistet  werden, 
keineswegs  ah«  in  neue  Spekulationen  eingegangen  wird.' 

Anmerkungen; 
1.  Eine  Vorlegung  der  Bächer  selbst  ist  nicht  erfordert  (a.  a.  0.  §  1 
au  Art.  14). 
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2.  Dt'ii  PtTsonrn  denen  die  Fortführung  des  C«  srhäfts  anheimgegeben 
wird,  muß  der  Besitz  und  die  Verfütfung  des  gesamten  Nachlasses  (BUcher, 
Gelder,  Wechsel  asw.)  belanen  werden  {ßorowikowski  m  Art  14  und 
a.a.0.9§  4,  8). 

Art.  15.  ,BrweiBt  es  sich,  daß  der  verstorbene  EigentQmer  des  Handels- 
unternehmens gar  keine  Bftdicr  geführt  mid  folt^lich  sein  Geschäft  in  Un- 
ordnung gelassen  hat.  so  winl  in  dirsLiii  i'alle  das  nach  dem  Verstorbenen 
verbliebene  Vermögen  auf  Beschloß  der  bezeichneten  Gerichtsbehürdeu  zum 
Schatze  des  Eigentoms  der  CHftnbiger  und  Bitten  nnTersllgUeh  der  Inven- 
tMiderang  und  Si^lnng  dnieh  die  Poliseibebdrde  unterworfen.' 

Art  16.  .Wenn  Ton  dm  im  Art  13  dieser  Belage  beseichn^en  Per> 
Simen  dem  Gericht  angezoitrt  wird,  daß  die  nach  dem  Verstorbenen  verbliebenen 
Bürher  sich  in  einer  Unordnung  bifinden,  welche  die  Möglichkeit  nimmt, 
selbst  im  Verlaufe  der  Zeit  die  i»ihxnze  zu  ziehen  und  die  NachlaL!in;isse  fest- 
zustellen, ebenso  wenn  die  (i  laubiger  infolge  der  Unordnung  der  Bücher 
ihrerseits  Zweifel  geltend  machen  daran,  daß  die  verbliebenen  Geschäfte  be- 
stehen könnten,  so  dotieren  die  GericfatobdiSrdra  gleichseitig  zwei  ihrer 
Mitglieder  snr  Besii^tignng  des  Haodelsnntemehmens  in  Gegenwart  einw 
oder  zweier  Personen,  welche  von  den  Gläubigem  aas  ihrer  Ifitte  gewählt 
werden.  Wird  dasselbe  als  zahlungsunfähig  befunden,  so  wird  gemäß  der 
Art.  477  und  folgende  der  Hl'O  Ausg.  1877  verfahren.  Falls  jedoch  keine 
ausreichenden  und  positiven  Überzeugungsgründe  für  die  Zahlungsunfähigkeit 
der  Handelsfirma  sich  ergeben,  so  wird  gemäß  der  im  Art.  14  dieser  Beilage 
gegebenen  Vorschrift  ▼wfidiren.'' 

Anmerkungen: 
1.  Das  Begehren  der  Abordnung  zweier  Oerichtsmitglieder  zur  Be- 
sichtigong  des  Geschäfts  ist  unzulässig,  wenn  das  Gericht  die  Fortführang 
desselben  schon  gemäß  Art.  13,  14  angeordnet  hat  (a.  a.  0.  sra  Art  16). 

2  In  der  Ausgabe  des  HGB  vom  Jahre  1903  sind  die  besflglichen 
g§  (oder  Artikel)  40«  ff. 

Art.  17.  „Nachdem  das  Gericht  die  Fortführung  der  Geschäfte  des 
Handelsunternehmens  angeordnet  hat,  die,  wie  obm  angegeben,  in  der  Be- 
sorgung der  laufenden  Geschäfte  und  ihrer  Liquidierung  zu  bestehen  hat, 
wobei  die  l&lligen  Zahlungen  angenommen  und  geleistet,  keineswegs  ab«r 
neue  Spekulationen  eingegangen  werden,  bewirkt  es  in  der  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Ordnung  das  Aufgebot  der  Erben.  Wenn  sich  unttr  diesen 
Minderjilhrige  befinden,  so  hat  das  Gericht  dies  der  Vorniundschaftsbi^hörde 
behufb  unverzüglicher  Einsetzung  einer  Vormundschaft  für  die  Minderjährigen 
und  den  ihnen  zustehenden  Anteil  an  der  Erbschaft  mitzuteilen,  welche  Vor- 
mundschaft ebenso  wie  die  volljährigen  Erben  auf  allgemsüiar  geaetKlicher 
Grundlage  demnächst  in  die  Rechte  ihrer  Anteile  an  dem  VermSgen  des 
Verstorbenen  eintreten." 

Art.  18.  ^Nach  Eintritt  der  Erben  oder  der  Vormünder  in  ihre  Rechte 
hängt  ihre  Abrtndung.  die  Teilung  oder  die  Fortsetzung  des  Handelsunter- 
nehmens auf  früherer  oder  neuer  (irurullatre  von  ihrer  gegenseitigen  Verein- 
barung mit  den  verbliebenen  Gescllsohatieru  ab;  in  jedem  Falle  aber  sind 
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der  von  dem  Verstorbenen  geschlossene  Gcsellschaftsvertrag  und  dessen  letzt- 
willige Verfügung  Akte,  welche  die  Erben  oder  A'ormündor  aus  eigener  Macht 
nicht  verletzen  dürfen.  Die  Teilung  oder  die  AbtiiLiuiig  erfolgt  erst  nach 
Berichtigung  aller  Schulden,  und  nicht  gleichzeitig  auf  einmal,  sondern  nach 
Hafigabe  der  Liquidierung  der  OeschSfte,  der  erhaltenen  Zahlungen  und  dee 
Verkaufs  der  Waren.  Im  flhrigen  werdm  in  allen  I%Uen  hti  Torkommendoi 
Streitigkwtten  nnd  HemnngSTerschiedenheiten  awischen  den  früheren  Gesell« 
schaftcsn  der  Handelsfirma  and  den  jetzigen  Erben  und  Vormtlndern,  oder 
zwischen  diesen  letzteren,  diese  so  entschiede,  wie  dies  in  der  ZPO  be- 
stimmt ist." 

Anmerkung: 

Ob  die  in  diesem  Artikel  erwähnte  stillschweigende  oder  formollo 
Vereinbaning  zwischen  den  Bt  teiliirten  über  die  Nachlaßteilung,  Abfindung 
einzelner  Beteiligter  oder  die  Fortsetzung  des  iluudelsgeschäfts  anzunehmen 
ist,  ist  eine  tatsächliche  Frage  und  in  jedem  einzelnen  konkreten  Falle 
besonders  zu  prüfen  (a.  a.  0.  zu  Art.  18). 

Art,  19.  „Nach  dem  Tode  des  Eigentümers  des  Handelsunternehmens 
müssen  alle  darin  antrcstcllte  Kontorgehilfen,  Ilandelsgehilfen  und  Bedirnstote 
unbedingt  in  ihren  Stellungen  verlileiben,  bis  jeder  von  ibiuMi  über  den  ihm 
obliegenden  Zweig  der  Geschäftstätigkeit  der  zuständigen  Person  Rechnung 
gelegt  hat.* 

Art  20.  «Die  in  den  Artt  13—19  dieser  Beilage  getroSenen  Bestim- 
mnngen  erstrecken  sich  nur  anf  solche  Fälle,  wo  nach  dem  verstorbenen 
Eigentümer  oder  Gesellschafter  eines  Handelqpischäfts  minderjährige  oder 
abwesende  volljährige  Erben  verbleiben,  oder  wo  nach  dem  Tode  des  Eigen- 
tümers oder  Gesellschafters  diejenige  Person  abwesend  ist,  welcher  die  Fort- 
führung des  Geschäfts  freigestellt  wurde;  volljährige  aber,  die  alle  gegenwärtig 
sind,  treten  in  die  licchte  des  Eigentümers  in  Gfemäßheit  der  allgemeinen 
Vorschriften  ttber  die  Erbfolge  ein.* 
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Urheberrechtsschutz  in  den  Vereinigten  Staaten 

von  Ameril(a. 

Yon  Rechtsanwftlt  Dr.  Pald  in  Mainz. 

Während  die  Yereinigteii  Staaten  von  Amerika  mit  einigen 
andern  Staaten  in  Ansehung  der  Gewährung  des  gegenseitigen 
Schatzes  der  Urheberrechte  an  Schrift-  tind  Tonwerken  sowie 
an  Werken  der  bildenden  Künste  in  einem  Yertragsverhältnis 
stehen,  das  durch  einen  als  Literarvertrag  im  ci^^entUchen  Sinne 
zn  bezeichnenden  Staatsvertrap:  frercfrelt  ist,  besteht  zwischen 
Deutscliliind  und  ihnen  kein  eijrentlielier  Literarvcrtraff.  sondern 
viclimlir  nur  ein  ( jefrenseitijrkeitsvertra^,  der  in  der  Praxis 
sich  für  die  Rcciite  der  amerikanischen  Urlieber  als  erh<'))lich 
vorteilliafttr  erwiesen  liat  denn  für  die  der  deutsclien.  Das 
Übereinkommen  vom  lö.  1.  181)2  brin^  diesen  Charakter  des 
(Tefreiiseitjtjfkeitsvertrafrs  deiitlieli  zum  Ausdruck,  indem  es  be- 
sagt, daß  die  l>ür<i:er  der  Vereinigten  8taat(>ii  von  Amerika  im 
Deutschen  Keiche  (lf'?i  Schutz  des  Urheberrechts  bezüglich  der 
Werke  der  Literatur  und  Kunst  sowie  den  Schutz  der  Photo- 
graphien gegen  unbefugte  Nachbildungen  auf  derselben  Grund- 
lage genießen  sollen,  wie  solcher  den  Beicbsangehörigen  ge- 
setzlich zusteht)  während  die  Reichsangehörigen  sich  auf  die 
Bestimmungen  der  Sektion  13  der  Kongreßakte  vom  3.  3.  1891 
berufen  können.  In  Gemäßheit  des  Art.  1  des  Vertrags  kommt 
jede  Erweiterung  der  Urheberrechte  im  Wege  der  deutschen 
Gesetzgebung  den  amerikanischen  Staatsangehörigen  zugute, 
während  anderseits  der  Schutzanspmch  der  Beicbsangehörigen 
in  den  Bestimmungen  des  genannten  Gesetzes  seine  Voraus^ 
Setzungen  und  auch  seine  Schranken  findet,  so  daß  die  Ausdehnung 
des  Urheberrechtsschutzes  iQr  die  amerikanischen  Staatsange- 
hörigen ffir  die  Beicbsangehörigen  bedeutungslos  blieb  und  ins^ 
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besondere  die  einen  wirksamen  Schutz  tatsäclilich  eigentlich 
unmöglich  machenden  Vorschriften  der  Copyright- Acte  vom 
13.  3.  1891  bezüglich  der  Herstellung  der  Bücher,  für  welche  der 
Schutz  beansprucht  wird,  in  den  Vereinigten  Staaten  in  keiner 
Weise  alteriert  wurden. 

Durch  das  neue  amerikanische  Gesetz  vom  3.  8.  1905  ist  nun 
insoweit  eine  Änderung  in  dem  bisher  bestandenen  Kechtszustande 
eingetreten,  als  dasselbe  die  Voraussetzungen  für  die  Erlangung 
der  Schutzrechte  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  Einführung 
eines  provisorischen  Schutzes  erleichtert  hat.  Es  ist  nun  die 
Frage  zu  erörtern,  in  welcher  Weise  dieses  Gesetz  mit  dem 
mehrgenannten  deutsch-amerikanischen  Vertrag  in  Übereinstim- 
mung zu  bringen  ist  und  welche  praktischen  Folgen  daraus  für 
den  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  entstehen? 

Das  Gesetz  gibt  den  ausländischen  Urhebern  oder  Verlegern 
von  Werken,  die  nicht  zuerst  in  dem  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  sondern  in  einem  ausländischen  Staate 
erschienen  sind,  die  Möglichkeit,  sich  zunächst  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  den  bedingungslosen  Schutz  gegen  jede  Antastung 
ihrer  Urheberrechte  nach  Mafigabe  und  Inhalt  der  amerikanischen 
Urheberrechtsgesetzgebung  zu  verschaffen,  also  nicht  nur  den 
Schutz  gegen  Nachdruck  in  den  Vereinigten  Staaten,  sondern 
auch  gegen  Übersetzung  daselbst,  gegen  Dramatisierang,  gegen 
novellistische  Umgestaltung  eines  Bühnenwerks  usw.  Ausländer, 
welche  sich  für  die  Dauer  eines  Jahres  diesen  Schatz  verschaffen 
wollen,  haben  folgendes  zu  tun,  sie  müssen  auf  allen  Exemplaren 
des  erschienenen  Werks  den  Vor})i  halt  des  Urheberrechts  an- 
bringen, welcher  folgenden  Wortlaut  hat:  Published  .  .  .  190.  . 
Prlvili'fje  oj  vopijright  in  the  United  States  reserred  nnder 
the  act  approved  Marsch  3,  lÜOij  by  .  .  .  hier  ist  der  Name 
des  Urhebers  oder  Verlegers  anzugeben.  Ein  Exemplar  mit 
diesem  in  englischer  Sprache  anzubringt  iiden  Vermerk  ist  binnen 
einer  l'rist  von  dreißig  Tagen  an  die  Kongreßbibliothek,  Ur- 
heberrechtsamt, in  Washington  einzusenden,  begleitet  von  einer 
Erklärung  des  Einsenders,  daß  die  Einsendung  erfolge  zu  dem 
Zweck,  das  Gesuch  um  die  Gewährung  des  Vorbehalts  des 
Urheberrechts  zu  begründen.  Durch  die  Wahrung  dieser  Vor- 
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Schrift  wird  ein  provisorischer  8cliutz  für  die  Dauer  von  weitern 
elf  Monaten  konstituiert;  innerhalb  dieser  Zeit  muß  der  Autor 
oder  der  Verleger,  falls  er  darauf  Wert  legt,  auch  nach  Ablauf 
dieser  Frist  in  den  Vereinigten  Staaten  gegen  Nachdi'uck,  IU)er- 
setzung  oder  einen  sonstigen  Eingriff  in  seine  Urheberrechte 
gescbützt  zu  sein,  zwei  Exemplare  des  Buchs,  die  in  den  Ver- 
einigten Staaten  vollständig  hergestellt  sind,  in  Gemäßheit  der 
bisher  schon  bestandenen  Vorschriften  einreichen;  es  ist  aber 
geiner  Wahl  überlassen,  ob  diese  in  den  Vereinigten  Staaten 
auf  einem  dort  hergestellten  Satz  gedruckten  Exemplare  in  der 
Ursprache  oder  in  englischer  Übersetzung  herausgegeben  werden. 
Das  Gesetz  findet  wie  auch  schon  die  Cop^right-Acte  von  1891 
nicht  auf  alle  Staaten,  sondern  zur  Zeit  nur  auf  folgende  An- 
wendung: Belgien,  Chile,  China,  Costarica,  Cnba,  Dänemark, 
Deutschland,  Frankreich,  GroBbritannien,  Italien,  Mexiko,  Nieder- 
lande, Portugal,  Spanien,  Schweiz. 

Die  Trage,  ob  für  das  Werk  eines  Autors,  der  Bürger  eines 
Landes  ist,  welches  nicht  zu  den  soeben  genannten  gehört,  der 
Schutzanspmch  nicht  mittelbar  dadurch  geschaffen  werden  kann, 
daß  dasselbe  bei  einem  Verleger  yeröffentlicht  wird,  welcher 
die  Staatsangehörigkeit  eines  der  soeben  genannten  Staaten  be- 
sitzt, muß,  obwolil  sie  von  dem  Gesetze  offen  gelassen  wird 
und  aucli  schon  als  zweifelhaft  bezeichnet  wurden  ist,  bejalit 
werden.  Es  genügt  dem  Gesetze  vollkoniinen,  wenn  derjenige, 
welcher  ülter  das  Buch  zu  verfügen  bereclitigt  ist,  die  Staats- 
angehörigkeit in  einem  der  Staaten  besitzt,  zugunsten  welcher 
das  Gesetz  für  anwendbar  erkläi't  worden  ist,  ob  seine  Ver- 
füguiigsbefugnis  eine  originäre  oder  derivative  ist,  kommt  nicht 
in  Betracht;  daher  kann  der  deutsclie  Verleger  eines  in  Öster- 
reich oder  in  Rußland  lebenden  Autors,  welcher  in  Gemäßheit 
des  Verlagsvertrags  Dispositionsberechtigter  auch  hinsichtlich 
der  urheberrechtlichen  Befugnisse  ohne  Einschränkung  geworden 
ist,  das  Gesetz  zu  seinen  Gunsten  in  Anspruch  nehmen  und 
das  gleiche  gilt  von  den  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzenden Erben  eines  Autors,  der  selbst  nicht  von  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  Gebranch  machen  konnte.  Eine  entgegen- 
stehende Auslegung  würde  mit  dem  Wesen  des  BeziproziULts- 
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Verhältnisses  inhaltlich  des  bestehenden  Staatsvertrags  ebenso- 
weni<r  im  Einklang  stehen  wie  mit  der  Tatsache,  daß  nach  der 
Tendenz  des  Gesetzes  jeder  Angehörige  eines  der  niehrgenannten 
Staaten,  welcher  berechtigt  ist,  über  ein  Werk  zu  verfügen,  in 
der  Lage  sein  soll,  sich  auf  den  Inhalt  desselben  zu  berufen. 
Der  Einwand,  der  ja  nahezuliegen  scheint,  daß  der  Rechtsnach- 
folger, gleicliviel  ob  die  Rechtsiiaclif(>ly:e  auf  der  Erbfolge  oder 
einem  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  beruht,  doch  nicht  mehr 
Becbte  beanspruchen  könne  wie  sein  Rechtsvorgänger,  kann 
dem  gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen.  Es  ist  eine  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Schutzes  der  Immaterialrechte  wohl 
bekannte  Erscheinung,  daß  der  Rechtsnachfolger  des  ursprüng- 
lichen Berechtigten  die  Gewährung  eines  Schutzes  beanspruchen 
kann,  welcher  seinem  Bechtsvorgänger  nicht  hätte  zugestanden 
werden  können ;  der  Gegensatz  zwischen  direktem  Yerlegerschutz 
und  direktem  Autorschutz,  welcher  bei  der  Auslegung  der  Bemer 
Konvention  von  Bedeutung  geworden  ist  und  mit  welchem  Art.  3 
derselben  in  der  F&ssung  der  Pariser  Zusatzakte  im  Zusammen- 
hang  steht,  kommt  hierbei  nicht  in  Betracht,  da  diese  Anschau- 
ung dem  amerikanischen  Recht  fremd  ist.  Wohl  aber  könnte, 
falls  über  die  Ilichtigkeit  der  obigen  Auslegung  ein  ernster 
Zweifel  bestehen  sollte,  darauf  aufmerksam  gemacht  werden, 
daß  das  Prinzip,  das  man  in  dem  Urin  lu  irecht  und  in  der  Ent- 
wicklung desselben  als  Territüriali)riiizip  bezeichnet  hat,  auch 
dem  amerikanischen  Reclit  nicht  unbekannt  ist  und  durch  die 
Verlegung  und  Herstellung  eines  Werks  innerhalb  des  (lebietes 
der  Vereinigten  Staaten  sclion  nach  dem  seitherigen  Recht  jeder 
belieliige  Ausländer  sich  einen  volhvirksamen  Schutz  daselbst 
verschaffen  konnte,  ganz  gleichgültig,  ob  die  Copyright- Acte 
durch  Proklamation  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten 
auf  die  Angehörigen  seines  Heimatstaates  ausgedehnt  war  oder 
nicht.  Eine  hiermit  niclit  übereinstimmende  Auslegung  seitens 
der  amerikanischen  Behörden  würde  nicht  nur  dem  Gesetze  von 
1905  einen  guten  Teil  der  übrigens  ohnehin  nicht  allzugroßen 
und  auf  keinen  Fall  zu  überschätzenden  Bedeutung  rauben, 
welche  demselben  bei  liberaler  Anwendung  eigen  sein  kann, 
sondern  auch  dem  Effekt  nach  eine  Verletzung  des  Gegenseitig- 
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keitsprinzips  bedeuten,  wie  es  in  Art.  2  des  Vertrags  von  1^^1*2 
zngansten  der  Angehörigen  des  I^i  utscben  Reiclies  anerkannt 
ist.  In  dem  Gesetze  ist  ausdrücklich  gesagt,  daß  als  Yoraos- 
setzong  für  seine  Anwendung  anzusehen  ist,  daß  das  Werk,  um 
dessen  Schatz  es  sich  handelt,  in  einer  nicht  englischen  Sprache 
abgefaßt  ist;  daraus  ergibt  sich,  daß  für  alle  in  englischer 
Sprache  abgefaßten,  in  Deutschland  erschienenen  Bücher  die  Er- 
wirkung  des  Schutzes  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  nach 
Maßgabe  der  Bestimmungen  des  alteren  Gesetzes  möglich  ist, 
also  praktisch  so  gut  wie  überhaupt  nicht.  Es  ist  nicht  zu 
verkennen,  daß  hiermit  die  Bedeutung  der  durch  das  neue  Gesetz 
bewirkten  Verbesserung  für  manche  Verlagshandlungen,  welche 
die  Herausgabe  von  Büchern  in  englischer  Sprache  besonders 
intensiv  betreiben,  ganz  wesentlich  reduziert  wird.  Für  die 
zu  der  sojreiiaiuiten  Tauclinitz  Edition  gehörifren  Werke  läßt 
sich  diesei'liitlli  beispielsweise  von  der  Krleirliti  riiiig  der  Scliutz- 
erlangung  kein  (iebrauch  machen.  Indem  das  (iesetz  dem  Autor 
bezw.  seiiu'iii  Heclitsnacbfolger  eine  einnionatliche  Frist  zur 
Hinterlegung  eines  Kxeiiii)lars  auf  der  Kongreßbibliothek  in  ' 
Washington  gibt,  setzt  es  stillschweigend  voraus,  daß  wälirend 
dieser  eiiniionatli(  lien  Frist  ein  Nachdruck  oder  eine  IJbersetzung 
nicht  ertoljii'n  werde;  wie  nun,  wenn  derselbe  aber  innerhalb 
dieser  1*  l  i.st  docli  erfolgt  ist  und  der  Autor  spiiterliin  die  Nieder- 
leguüg  in  der  vorgeschriebenen  Weise  bewirkt;  können  dann 
die  vor  der  Niederlegung  nachgedruckten  oder  übersetzten 
Exemplare  gleichwohl  weiter  verbreitet  werden  oder  steht  die 
Niederlegung  dem  entgegen?  ^lit  andern  Worten,  hat  die 
Wahmng  der  Formvorschrift  nicht  nur  für  die  folgenden  elf 
Monate,  sondern,  auch  nach  rückwärts  für  den  ersten  Monat 
nach  Veröffentlichung  in  Deutschland  Wirksamkeit? 

Man  wird  sich  für  die  Beantwortung  in  dem  letzten  Sinne 
entscheiden  müssen,  durch  die  neuen  Torschriften  soll  unter  der 
Voraussetzung  der  Brffillung  der  formellen  Bedingungen  die 
Unzulassigkeit  des  Nachdrucks  und  der  Übersetzung  für  die 
Dauer  eines  Jahres  schlechthin  statuiert  werden;  von  diesem 
Standpunkte  aus  muß  es  aber  als  unstatthaft  gelten,  während 
der  vier  Wochen  nach  der  Veröffentlichung  in  Deutschland  das 
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Werk  nachzudrucken  oder  zu  übersetzen,  weil  jedermann  mit 
der  Mögliclikeit  zu  rechnen  hat,  daß  die  Hinterlegung  innerhalb 
der  vier  Wochen  geschehe.  Die  Annahme  der  entgegengesetzten 
Ansicht  würde  das  Gesetz  überhaupt  illusorisch  machen;  denn 
es  ist  leicht  möglich,  innerhalb  der  ersten  yier  Wochen,  nach 
der  Veröffentlichung  in  Deutschland,  eine  starke  Auflage  in  den 
Vereinigten  Staaten  herzustellen,  sei  es  ebenfalls  in  der  Ursprache, 
sei  es  in  der  Übersetzung;  könnte  dieselbe  ungeachtet  der  Hinter- 
legung auch  nach  deisdben  noch  vertrieben  werden,  so  würde 
die  ganze  Hinterlegung  zwecklos  sein.  Daher  muß  während 
der  ersten  vier  Wochen  nach  der  Veröffentlichung  in  Deutsch- 
land die  Verbreitung  nachgedruckter  oder  übersetzter  Sxemplare 
in  den  Vereinigten  Staaten  als  strafbarer  Eingriff  in  die  Ur^ 
heberrechte  qualifiziert  werden,  erst  nach  Ablauf  der  gedachten 
Frist  entscheidet  es  sich,  ob  der  Nachdruck  und  die  Übersetzung 
auch  weiter  noch  verboten  sind  oder  nicht. 

Welche  Bedeutung  das  (  Jesetz  von  1905  für  die  Beschützung 
der  deutschen  Uriieberrechte  in  den  Vereinigten  Staaten  haben 
wird,  läßt  sich  im  voraus  nicht  beurteilen,  es  hängt  dies  vor 
allen  Dingen  von  der  Art  und  Weise  der  Anwendung  und  Aus- 
legung ab,  auf  welche  es  in  um  so  höherem  Maße  ankommt, 
als  das  (  iesetz  über  manche  wicliti<2:e  Frage  keine  ausdrückliche 
Vorschrift  enthält,  vielmehr  insoweit  alles  auf  die  Rechtsübung 
abstellt.  Im  allgemeinen  geht  die  Ansicht  dahin,  daß  kein 
Anlaß  vorhanden  ist,  den  praktischen  Wert  zu  überschätzen; 
ein  so  genauer  Kenner  des  Urheberrechts  wie  Osterrieth,  der 
auch  in  dem  Erlaß  des  Gesetzes  von  1905  einen  erfreulichen 
Fortschritt  begrüßt  und  im  Gegensatze  zu  der  wohl  überwiegend 
vertretenen  Auffassung  in  literarischen  und  buchhändlerischen 
Kreisen  die  Ansicht  vertritt,  daß  es  nicht  zweckmäßig  sei,  wenn 
von  deutscher  Seite  das  Abkommen  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  1892  gekündigt  werde,  selbst  er  meint,  daß  die  Not- 
wendigkeit der  Anbringung  des  in  englischer  Sprache  abgefaßten 
Vorbehaltsvermerks  auf  allen  Exemplaren,  auch  auf  den  in 
Deutschland  und  anderen  Staaten  zur  Verbreitung  gelangenden, 
eine  Belästigung  darstelle  und  daß  auch  nur  die  wenigsten  Ver- 
leger bezw.  Autoren  sich  in  der  Frist  von  einem  Jahre  darüber 
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schlüssig  machen  könnten,  ob  es  ihren  Interessen  entspreche, 
die  HerstellunfT  in  Amerika  zu  veranlassen  oder  nicht.  Diese 
Bemerkung  ist  zweifellos  zutreffend.  Es  dürften  im  Verhältnis 
nur  wenige  Fälle  sein,  in  denen  der  deutsche  Vci  IcpT  das  Buch 
in  den  Vereini^j:ten  Staaten  nochmals  drucken  oder  in  Über- 
setzuiijr  drucken  läljt,  dage«»:en  wird  man  wohl,  wo  überhaupt 
(Geneigtheit  besteht,  den  Vertrieb  auf  das  (Ji'ldet  der  Vereinigten 
Staaten  auszudehnen,  von  der  Hinterlegung  und  der  durch  sie 
bedingten  Verschaffung  des  provisorischen  einjährigen  Schutzes 
Gebrauch  machen;  diese  ächutzfirist  w'wd  wohl  in  der  Praxis 
vor  allem  dazu  benützt  werden,  um  den  Versuch  zu  machen, 
das  Verlagsreclit  für  die  Vereinigten  Staaten  an  einen  ameri- 
kanischen Verleger  zn  verkaufen.  Selbstverständlich  gelten  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1905  nur  für  diejenigen  Gegen- 
stände des  Urheberrechts,  bezQglich  welcher  die  Herstellung  in 
dem  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Gesetze  von 
1891  Bedingung  war,  also  für  Bficher,  Photographien,  Farben- 
drucke, Lithographien  u.  dergl.  Bei  Kunstwerken,  zu  denen 
auch  Holzschnitte  gehören,  bei  See-  und  Landkarten,  Musikalien, 
musikalischen  und  dramatischen  Werken  galt  aber  diese  Be- 
dingung bekanntermaßen  nicht,  bei  ihnen  reichte  die  einfache 
Anmeldung  und  Hinterlegung  für  die  Erwirkung  des  definitiven 
Schutzes  aus;  bezüglich  ihrer  bleibt  es  bei  dem  bislang  geltenden 
Recht,  da  es  ja  natürlich  dem  (iesetze  fern  ^^elegen  hat,  eine 
Verschlechteruni;  des  bis  zu  seinem  liikraftti'eten  bestehenden 
Itechtszustandes  bewirken  zu  wollen. 

Eine  für  die  Praxis  weder  uninteressante  noch  unwichtige 
Krap-e  wird  durch  die  Bestimmung  der  zeitlichen  Wirksamkeit 
des  (iesetzfs  gebildet.  Kiuk Wirkungen  legt  die  amerikanische 
Gesetzfrebun^;  iiciien  (iesetzen  ebensowenig  bei  wie  die  fest- 
ländische. ni;ui  liuldigt  auch  in  den  Vereini<^ten  Staaten  dem 
(Jrundsatz,  daij  die  vor  dem  Inkrafttreten  eines  Gesetzes  liegenden 
Akte  nacli  den  älteren  Vorsctiriften  zu  beurteilen  sind.  Dies 
gilt  auch  im  vorliegenden  Kalle.  Bücher,  deren  Veröffentlichung 
vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1905  erfolgt  ist,  unter- 
liegen nicht  den  r>estimmungen  desselben,  sondern  ausschließlich 
denjenigen  das  bisherigen  Itechts;  die  amerikanische  Praxis 
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rechnet  neue  Auflaufen  eines  bereits  früher  veröffentlichten  Buchs 
nicht  zu  den  neuen  Erscheinungen  und  l&ßt  hiervon  eine  Aus- 
nähme  nur  insoweit  zu,  als  es  sich  um  Teile  einer  Neuauflage 

handelt,  die  vollständige  neu  sind;  für  die  Praxis  wird  diese 

Ausnahme  in  irgendwie  erheblichem  Maße  nicht  in  Betracht 
kommen,  so  daß  es  sich  also  so  gut  wie  vüriiLlmilicli  um  Büclier 
handeln  wird,  wtlclie  nach  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Ge- 
setzes in  Deutschland  zur  Veröffeutlichung  gebraclit  worden  sind. 


Die  sechste  und  siebente  Konferenz  des  Comite 
Maritiine  International.*) 

Von  Reclitaaiiwalt  Dr.  Heinrich  Flnlce  in  Bremen. 

Die  secliste  Konfcreiiz  des  Cointte  Maritime  Intcriiatioual 
hat  im  September  H)04  in  Amsterdam  statt^et'uiulen.  Bereits 
im  Juni  190.')  wurde  eine  weitere  -  -  die  siebente  Konferenz  in 
Liverjxtnl  al)<i-elialten. 

Auf  diisfii  l't  iilrii  Kuiitereiizcn  liat  man  sich  in  der  Haupt- 
sache bescliiil'ti-t  mit  der  Bespi'erlmrif^:  f<djrender  Materien: 

1.  Die  K()mj)etenzfrape  in  Ansegelungsfällen. 

2.  EijLreutum  und  Pfandrechte  an  Schiffen. 

3.  Art  und  Umfang  der  Haftung  des  Beeders. 

Das  Comite  Maritime  liat  der  P>a^e 

„welche  Gericlite  sind  in  Kollisionssachen  zustandijf" 
von  Anbejj^inn  seiner  Tätigkeit  lehliuftes  Interesse  zuirewandt. 
Wenn  man  die  Mißstände,  die  sieh  aus  der  Verschiedenheit  der 
Seegesetz«?ebungen  für  den  internatiunalcn  A'^erkehr  ergeben, 
beseitigen  will,  so  ist  eine  Einigun<r  darüber,  vor  wciclies  Forum 
die  Rechtsstreitigkeiten  gehören,  fast  ebenso  wichtig,  als  die 
Entscheidung  der  Frage,  nach  welchen  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  betreffende  Fall  beurteilt  werden  soll.  — 

Eingehend  ist  zuerst  über  die  Kompetenzfrage  in  Ansege- 
lungsfällen  beraten  worden  auf  der  Hamburger  Konferenz  des 
Cotnite  Maritime  (vgl.  Bericht  darüber  in  Ztsch.  XII  696  bis 
599).  —  Man  hatte  dort  in  erster  Lesung  eine  Beilie  von  Vor- 
8ctalS|;en  angenommen  nnd  sich  über  folgendes  geeinigt: 

Es  seien,  so  wnrde  beschlossen,  bezüglich  der  Zuständig- 
keitsfrage der  Gerichte  in  den  verschiedenen  Lfindern  bei 
Zusammenstoß  von  fremden  Schiffen  oder  einem  fremden  und 

*)  Vgl.  ztsch.  XU  Ö88.  —  Red. 
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einem  einheimischen  Schiffe  in  Ten-itorialgewässern  folgende 
Gerichtsstände  anzuerkennen : 

aj  Der  (iericlitsstaiid  des  Woliiisitzes  des  in  Ansprach  ge- 
nommenen Ret'dLTS  —  soit  personnel,  sott  comniercial. 

bj  Der  (lerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung. 

c)  Der  (Jerirlitsstand  des  Ke<iisterhafens, 

d)  Der  I  icrichtsstand  des  Arrestes. 

e)  Der  (iericlitsstaiid  der  Widerklage. 
Abzulehnen  seien  da^a'gen : 

a)  Der  ( Jerichtsstand  des  Ortes,  an  dem  ein  anderes  Schiff 
derselben  Reederei  oder  eine  dieser  zustehende  Forderung, 
ein  Gutliaben  usw.  mit  Arrest  belegt  werden  kann. 

b)  Der  (Gerichtsstand  des  Oites,  an  dem  die  Klage  dem 
Beklag1:en  zugestellt  wird. 

c)  Der  Gerichtsstand  der  Staatsangehörigkeit  des  Klägers. 

d)  Der  nur  für  einen  von  mehreren  Beklagten  begründete 
Grerichtsstand. 

e)  Der  Gerichtsstand  der  Konnexität  für  Begreßklagen 
gegen  Dritte.  — 

Die  Hamburger  Konferenz  ernannte  dann  eine  Spezial- 
kommission  mit  dem  Auftrage,  den  in  Hamburg  gefaßten  Reso- 
lutionen die  Form  eines  „avant  projet  de  traUä^  —  eines 
Vertragsentwurfes  zu  geben.  — 

Der  von  der  Kommission  ausgearbeitete  Vertragsentwurf, 
der  dann  auf  der  Amsterdamer  Konferenz  beraten  worden  ist, 
lautet  folgendermaßen: 

Aoant-projet  de  traUe  sur  la  compätence  en  matUre 

d'abordage, 
Arüete  1, 

Laction  du  chef  cfun  asbordagtt  pourra  itre  intmUe  Maeclusiwmemt, 

4tU  chüix  du  demandeur : 

a)  devant  le  tribunal  du  dumicile  personnel  ou  commercial  du 
pruprietain;  de  nucirc  defendeur. 

Dana  les  caa  oü  le  defendeur  est  une  socieie,  VacHonpourra 
Stre  formSß  devant  le  trüunal  d»  eiige  eoeial  de  la  aociM, 
h)  dewaU  U  tribunal  du  lieu  de  Vabordage,  gmmd  ee  demier 
ä'eat  produit  dana  les  eauat  territoriales^  appartenant  aum 
4taU  centractants. 
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ej  derant  Ic  tribunal  du  jturt  Ic  navire  du  d^fendeur  est 
enregistre. 

dj  detant  le  tHbuned  du  lieu  oil  te  navire  du  ddfendeur  a  it4 
saisif  mime  dana  les  cos  oü,  amnt  VaeHgHaH&u^  la  saisie 
aurait  iti  letie  et  rempkteie  par  un»  cautüm. 

Article  2. 

Le  tribunal,  C(mp4tent  pour  eonnattre  de  Vaetion  principale,  sera 
igalement  eompitent  pour  etaiuer  sur  ia  demande  reconvention- 
nelle,  dirig4e  par  le  defendeur  contre  le  demandeur  du  ckefdu  mime 
abordage. 

Artiele  8. 

Les  trilmnati.r  mciitionn^s  dane  lee  artielee  priddentSt  tont 
d^eignie  par  lee  loia  nationales. 

Artiele  4. 

Le  demandeur  ne  peurra  intenter  qu*une  eeule  aetion  du  ekef 

(Tun  mcme  aboidnge,  meme  ei  plusieura  tribunau.r,  si/tu's  dans  des 
Zitats  diffrri'Hts,  se  tmurcnt  cutuprtents  rn  rrrtu  de  Vart.  1,  pourtU 
toutefoia  qu  il  ait  ete  satiafuU  par  le  dt'feiideur  au  JugemetU  rendu. 

Article  5. 

Les  tribunausff  mefitionnes  dans  Vart.  J,  seront  egalement  com- 
petenls  pour  ordotttter  des  ettf/ut'frs  pntrisoires,  que  le  tribunal  aaiai 
de  Vaffaire  pourra  retenir  ä  tUre  d  elements  de  preuve. 

Artiele  6. 

Jm  aaisie  conserrnUnre  d'tin  navin  du  chef  <f  im  abordage  pourra 
Stre  oprrt^e  dans  taut  port  situr  sur  le  lei  ritoire  des  vtttts  contractants. 

Ccfte  snisie  ne  piturru  ehe  faitc  qu  avec  la  permission  de  Vauto- 
rite  competCHte,  disignee  par  les  lois  nationales. 

L\autoritSf  viaee  par  le  paragraphc  prieedent,  pourra  ordonner 
au  demandeur  de  fournir  caution,  pour  süret4  des  dommages'intirits 
poueant  risulter  de  la  saisie. 

Le  proprietaire  du  navire  saisi  pourra  demander  la  mainlevee 
de  la  saisie  contre  caufioti  suffisnnte. 

Les  forntalitis  ä  remplir  pour  la  validile  de  la  aaisie  aotU  regiea 
par  les  lois  nationale:». 

In  Anistcrdaiii  nun  entspann  sich  zunächst  eine  lebhafte 
Debatte  über  i'olgenden  Punkt: 

Bei  einem  Zusammenstoß  kommen  meistens  viele  Personen 
und  Parteien  in  Frage,  Heeder,  Ladungseio^ner,  die  Munnscliaft, 
Passa^rifre,  Assekuradeure  u.  a.  m.  Ks  lie^  die  Gefahr  nahe, 
daß  infolgedessen  widersprechende  Urteile  auf  Grund  eines 
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Zusammenstoßes  ergfehen,  wenn  die  verschiedenen  Beteiligen 
vor  verschiedenen  Gerichten  ihre  Ansprüche  vortragen.  Daher 
ist  die  Zahl  der  Gerichtsstände  nach  Möglichkeit  einzuschränken. 

Von  französischer  Seite  nns  wurde  dieser  Gedanke  zum 
Ausgangspunkte  der  Forderung  ^tmacht: 

^man  solle  das  forum  arresti  iiiclit  zulassen,  denn  dessen 
Kompetenz  hänge  vom  Zufall  ab,  ebensowenig  aber  aucli  das 
forum  des  Kollisionsortes,  man  denke,  der  Zusammenstoß  habe 
in  türkischen  oder  patagonischen  (Jewässern  stattgefunden. 
Ausschließlich  zuständig  für  die  Entscheidung  solle  das  Ge- 
richt des  Domizils  des  Beklagten  sein.  — " 

Betont  wurde  hierbei,  daß  dieser  Grundsatz  Anwendung 
finden  solle  auf  das  „entscheidende''  Gericht  —  YonintersachlUlgen 
könnten  natürlich  auch  anderswo  stattfinden. 

Dieser  Vorschlag  wurde  jedoch  gegen  die  Majorität  der 
französischen  und  einzelne  belgische  und  holländische  Stimmen 
abgelehnt. 

Die  Eedner,  welche  gegen  die  Annahme  des  französischen 
Yorschlages  sprachen,  wiesen  darauf  hin,  daß  för  die  Zulassung 
mehrerer  Gerichtsstände  vornehmlich  drei  Gründe  angeführt 
werden  müßten  und  zwar 

1.  ein  wirtschaftlicher  Grund: 

—  Die  Kosten  eines  Prozesses,  der  an  dem  vielleicht  weitab 
von  dem  Tatort  oder  dem  Platz  des  Arrestes  gelegenen 
Wohnort  des  Beklagten  geführt  werden  müsse,  würd^ 
erheblich  größer  sein.  — 

2.  ein  praktischer  Gesichtspunkt: 

—  Das  Gericht  am  Tatorte,  Arrestplatze  usw.  kenne  am 
besten  die  in  Betraclit  komiiieiuleii  Begleitumstände  des 
einzelnen  Falles,  es  wiss(?  am  besten  Bescheid  über  die 
Sprache,  die  Gebräuche,  Verordnungen,  über  die  speziellen 
Verhältnisse  der  Schiffahrt  auch  und  das  i'ahrwasser.  — 

3.  ein  staatsrechtlicher  Grund: 

—  Keine  Tvegierung  werde  von  iliren  Souveränitätsrecliten 
etwas  aufgeben  wollen.  Souveränitätsreclite  aber  kämen 
mit  in  Betracht.  Jeder  Staat  habe  Gericlitshoheit  über 
die  Dinge,  die  sich  auf  seinem  Gebiete  befinden,  und  die 
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Pflicht  und  das  Recht,  die  eigenen  Untertanen  und  auch 
Fremde  zu  schützen  gegen  Unrecht,  das  ihnen  innerhalb 
der  eigenen  Gebietshoheit  zugefügt  worden  sei.  — 

Nach  Ablehnung  dieses  französischen  Vorschlages  worden 
die  einzelnen  Artikel  des  Vertragsentwurfes  durchgesprochen 
und  ohne  nennenswerte  Debatte  die  Artikel  la,  Ic,  Id,  3,  4, 
6,  6  angenommen.  — 

Starke  Opposition  erregte  dagegen  der  Artikel  Ib:  .  . 
äeeant  le  iribunal  du  Um  de  Vabordage,  quand  ce  demier 
8*est  produU  dans  les  eaux  territoriales,  appartemmt  aux 
üaU  amiractants.*' 

Die  deutschen  und  viele  englische  Delegierte  stellten  das 
Amendement: 

„Artikel  Ib  des  Vertragsentwurfes  zu  streichen.**  — 

Allerdings  hat,  so  führten  sie  zur  Begründung  ihres  An- 
trags aus,  ein  Staat  die  Gerichtshoheit  in  hezug  auf  alle  in 
seinem  Gebiete  begangenen  strafbaren  Handlungen,  es  läßt  sich 
daher  der  (  Jerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung  an  sich  als 
forum  delicti  rtclitfertigen.  Allein,  zu  trennen  ist  die  strai- 
reclitliche  Seite  der  Suche  von  der  zivilrechtlichen.  — 

Die  Zahl  der  ( Jericlitsstände  ist  tunlichst  einzuschränken; 
sobald  ein  bt^stinlnltt'r  ( ierichtsstand  übertlüssig  ist,  muß  auch 
die  Frage  seiner  Zulassung  verneint  werden.  Der  (ierichtsstand 
des  Ortes  der  Ansegelung  ist  aber  völlig  überflüssig.  Denn  er 
ist  ent])ehrlicli,  wenn  ein  forum  arresti  zugehi.ssen  und  be- 
gründet ist,  und  völlig  nutzlos,  wenn  v'm  forum  arresti  nicht 
begründet  ist  —  z.  B.  im  Falle  des  totalen  Verlustes  des  in 
Anspruch  zu  nehmenden  Schiffes  bei  der  Ansegelung.  — 

Die  Konferenz  lehnte  jedoch  dieses  Amendement  ab  und 
genehmigte  auch  Artikel  Ib.  Den  Opponenten  wurde  entgegnet, 
der  Artikel  Ib  sei  doch  nützlich;  es  entspreche  dem  natürlichen 
Gefühl,  auch  den  Grerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung  bei- 
zubehidten.  Man  wies  dabei  hin  auf  Ifälle,  in  denen  Schiffe 
Tor  der  Arrestlegung  die  TerritorialgewSsser  wieder  verlassen, 
und  dann  anderswo  verklagt  werden  müssen.  — 

Widerspruch  machte  sich  femer  geltend  von  französischer 
Seite  aus  gegen  Artikel  2  des  Vertragsentwurfes.  Professor 
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Lyon  Cai'H  (l^irisi  führte  hierzu  aus.  es  müßten,  wenn  bei 
einem  Gerichte  eine  Klage  aus  einer  Kollision  anhäng'ig  ge- 
macht sei,  siuntliche  bei  derselben  Kollision  beteiligten  und 
interessierten  Personen  auch  gezwungen  sein,  ihre  Ansprüclie 
vor  dem  einmal  mit  der  Sache  befaßten  (  Jerichte  geltend  zu 
machen.  Wenn  jeder  Beteiligte  bei  irgend  einem  der  in  Artikel  1 
des  Vertragsentwurfes  genannten  Gerichtsstände  nach  seiner 
Wahl  klagen  könne,  so  werde  nicht  vermieden  werden,  daß 
sich  idersprechende,  verschiedene  Urteile  in  derselben  Sache 
gefällt  würden. 

Diesen  Ausführungen  wurde  jedoch  —  und  mit  Erfolg  — 
die  Erwägimg  gegenübergestellt,  daß  niemand  einen  anderen 
zwingen  könne,  seine  Klage  bei  demselben  Gerichte  anzubringen, 
welches  ihm  möglich (rweise  für  die  Geltendmachung  seines 
Anspruchs  unglücklic  h  gewählt  erscheine.  — 

So  wurde  auch  dieses  Amendement  abgelehnt  und  der 
Artikel  2  angenommen  mit  der  Änderung,  daß  an  Stelle  der 
Worte  ^sera  compiteni^  gesetzt  wurde  ^^^ourra  itre  saisi.*'  — 

Zum  Schlüsse  der  Besprechung  des  Yertragsentwnrfes  wurde 
noch  Yon  englischer  Seite  aus  die  Aufnahme  eines  Zusatzartikels 
des  Inhaltes  beantragt,  daß  von  den  Bestimmungen  des  Vertrages 
nicht  getroffen  werden  sollen  Kriegsschiffe  und  Schiffe,  die  im 
Eigentum  eines  der  Yertragsstaaten  stehen.  Im  Prinzip  erklärt 
die  Konferenz  sich  einverstanden  mit  diesem  Vorschlage  und 
beschließt,  die  genauere  Bedigiemng  desselben  einer  Spezial- 
kommission  zu  überlassen.  — 

Aus  diesem  Grunde  wird  die  ^.Kompetenzfrage  in  Aiisege- 
lungsfällen'^  vermutlich  nocli  einmal  auf  der  Tagesordnung  einer 
späteren  Konferenz  des  Co  mite  Maritime  ersciieinen.  Im  übrigen 
aber  darf  gesagt  werden,  daß  diese  wichtige  und  schwierige 
Materie  mit  iliren  zahlreichen  wirtschaftliclien  und  rechtlichen 
Fragen  eine  erschöpfende  Behandlung  seitens  des  Comite  Mari- 
time  erfahren  hat,  eine  Behandlung,  die  zu  einer  völligen  Klärung 
der  in  Betracht  konnnenden  Gesiclitspunkte  und  in  dem  ge- 
nehmigten Vertragsentwurfe  auch  zu  einem  praktischen  Ergeb- 
nisse geführt  hat.  — 
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Die  vergleicliendc  Betrachtung  der  Seegesetze  der  einzelnen 
Nationen  zeiqrt.  daß  diese  in  ihren  Hestimmungfen  über  Eigen- 
tum, Pfandrechte  und  andere  dingliche  Rechte  an  Schiffen  er- 
heblich voneinander  abweichen.  Daß  diese  Verschiedenheit 
der  Seegesetzgrebung^en  für  den  internationalen  Handelsverkehr 
und  den  maritimen  Kredit  Mißstände  schafft,  bedarf  keiner 
£rörterang. 

Das  Comiti  MariHme  hat  auf  den  Konferenzen  in  Amster- 
dam und  Liverpool  dieses  Thema  znm  Gegenstande  eingehender 
Beratungen  gemacht. 

In  Amsterdam  gelangte  zunächst  zur  Diskussion  folgende 
Frage: 

„Welcher  Weg  ist  einzuschlagen,  um  den  Mißstand,  der 
sich  aus  der  Verschiedenheit  der  Seegesetzgebungen  in  An- 
sehung der  Bestimmungen  über  Eigentum  und  Pfandrechte 

und  andere  dingliche  Rechte  an  Schiffen  ergibt,  zu  beseitigen?" 

„Süll  eine  völlig  gleieiiartige  (  Jestaltung  der  einschlägigen 
(iesetzesbt'>liiiimuii;^t'n  der  sämtlichen  stM'tahi'i  iidt'ii  Xationen 
angestrebt  werden,  oder  bietet  eine  allgeineiiie  Anerkennung 
und  Durchführung  des  ( iruiidsutzes,  dalj  das  Recht  der  Flagge 
allein  entsclieidfiid  ist  für  alle  RechtsverhältnisüC  eines  bcliiftes, 
mehr  (iewähr  für  einen  Erfolg?"^ 

Die  deutschen  Delegieiteii  vt  itiati  U  den  Standpunkt,  eine 
(IleichLn-staltung  der  ein/rlm  ri  Sc* -ctzgebungen  sei  nicht 
dun  litillirbar.  Der  wohl  allgemein  anerkannte  (irundsatz:  „zwar 
sind  die  Seliifte  bewegliehe  Sachen,  das  Recht  hat  sie  aber  in 
manchen  Beziehungen  als  Immobilien  zu  behandeln"  hat  —  so 
wurde  ausgeführt  —  zur  unausbleiblichen  Folge,  daß  keine 
Kation  sielj  darauf  einlassen  wird  und  —  was  wichtiger  ist  — • 
darauf  einlassen  kann,  diejenigen  Bestimmungen  dt  s  Immobiliar- 
rechtes,  die  nach  ihrer  Auffassung  auf  Schiffe  Anwendung  zu 
finden  haben,  nach  anderen  IMnzipien  zu  gestalten  als  den  nach 
ihrer  Konstruktion  des  Immobiliarrechtes  für  unbewegliche  Sachen 
richtigen  und  zweckmäßigen.  Die  Bechtsgrundsätze  gerade  des 
Immobiliarrechtes  weichen  aber  bei  den  verschiedenen  Nationen 
80  erheblich  voneinander  ab,  daß  eine  Gleichgestaltung  aus- 
geschlossen erscheint.  Einzelne  Rechtssätze  über  eine  spezielle 
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Materie,  deren  Wurzt  ln  und  Voraussetzungen  in  dem  übrigen 
Rechte  eines  Landes  liier  und  da  verstreut  liegen,  lassen  sich 
aus  diesem  organischen  Zusammenhange  auch  nicht  loslösen 
und  außerlialb  des  allgemeinen  Rechtes  stellen  ohne  tiefgehende 
innere  Schädigung  desselben. 

Daher  sei  dem  Prinzip  des  „Rechtes  der  Flagge*^  der  Vor- 
zug zu  geben,  wobei  natürlich  Ausnahmen  zuzulassen  seien,  so 
besonders  mit  bezug  auf  die  Form  von  Rechtsgeschäften  und 
Rechtshandlungen  (z.  B.  Verkauf  des  Schiffes).  Hier  müsse  das 
Ortsreclit  entscheidend  sein.  Auch  dürfe  bei  Kontrakten  nicht 
immer  das  Becht  der  Flagge  maßgebend  sein  (z.  B.  Einkauf  von 
SchiSsYOiräten  im  deutschen  Hafen  durch  Engländ^;  beide 
Parteien  würden  es  selbstverständlich  nnd  logisch  finden,  daß 
dentsches  Recht  in  Anwendung  komme). 

Diese  Ansfohrungen  worden  yon  englischen  und  französischen 
Delegierten  scharf  angegriffen.  Das  Seerecht  sei  ein  besonderes 
Bechtsgebiet,  beherrscht  von  eigenen  Regeln.  Wohl  sei  die 
Schwierigkeit,  ein  einheitliches  Recht  zu  schaffen,  groß,  allein 
das  kOnne  nicht  entscheidend  sein.  Aach  handele  es  sich  hier 
um  Ausgleich,  Beseitigung  und  Veränderung  geschriebenen 
Rechtes.  Hiermit  aber  sei  leichter  zu  brechen,  als  mit  alten 
Gewohnheiten. 

Die  Konferenz  in  Aiiisterdam  beschließt  darauf: 

„Die  Fra^e  des  Eigentums  und  PtandTcclites  an  Schiffen 
nicht  mittels  eiuheitliclier  Anwendung  von  Regeln  des  inter- 
nationalen Privatrechtes,  sondern  dnrrli  Scliaftung  eines  ein- 
heitlichen Rechtes  zu  regeln,  unter  Vorbehalt  aller  Fragen 
von  rein  nationalem  Interesse."  — 

Viel  weiter  als  bis  zur  Beantwortung  dieser  ersten  prin- 
zipiellen Frage  ist  man  auf  der  Konferenz  in  Amsterdam  nicht 
gekommen.  Es  kam  nur  noch  zu  einer  kurzen  Besprechung 
der  Rangordnung  der  Gläubiger.  Eingegangen  wurde  dabei 
eigentlich  nur  auf  die  Frage,  ob  die  Kollisionsgl&ubiger  ein 
Vorrecht  haben  sollten. 

Hierzu  wurde  der  Beschluß  gefaßt: 
„Der  Kollisionsgläubiger  soll  ein  Pfandrecht  haben,  jedoch 
nicht  ein  dem  englischen  Rechte  entsprechendes  Privileg.'' 
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Dieser  BeschluÜ  wurde  ^'•egen  die  eng'lisclieri  Stiiimien  an- 
genommen, welche  für  Annahme  des  Standpunktes  ihres  natio- 
nalen Rechtes  stimmton. 

Eine  eingehende  Besprechung  der  Frage  nach  Bang  und 
Stellung  der  Gläubiger  kam  erst  auf  der  Konferenz  in  Liver- 
pool auf. 

Eine  Sonderkommission  hatte  auf  Grund  der  bisherigen 
Berichte  der  einzelnen  nationalen  Zweigvereine  sowie  der  in 
Amsterdam  gemachten  Erfahrungen  einen  Yertragsentwnrf  aus- 
gearbeitet. Derselbe  lautet: 

Avant-projef  de  traiU 
mr  lea  Hypofh4qMes  et  Prwä^es  Maritimes. 

Artüsle  1, 

JLbs  hupothiques,  mortgages,  gages  aur  navires  rSgulürement 

itablis  et  rendus  publicn  dam  charutt  des  pat/s  contractants,  setonf 
respectcs  datus  tou.s  Jcs  untres  et  y  produiront  le  tfith/ie  vffet  que  dans 
leur  pays  cPorigine,  sauf  ce  qui  sera  dil  ci-apres  pour  les  priviUges. 

Ar  tiefe  2. 

Les  ht/pothiques  maritimes  et  autres  droits  similaires  sont  primäs 
par  lea  Privileges. 

ArticU  8. 
SoMi  prMUgUs  9ur  les  navirea: 

1.  Im  erdanees  du  chef  de  frais  de  /Hsticef  taaeee  et  imp6ie  publice, 
des  frais  de  garde  et  de  conaeroation. 

2.  Les  indemtiites  dues  pour  snuretrrge,  pilntaf^f  remorguage  et 
arrrr/r  commune  pemhiiit  le  denner  roifnge. 

3.  Les  f/uf/es  du  capitnine  et  de  I  cquipagc.  depuis  le  dernier  engage- 
ment,  mais  avec,  au  plus,  une  duree  de  12  mois. 

4.  Lee  erianeee  du  ehef  de  domntagea  eaueie  par  aöordage. 

5.  Lee  d^aure  du  eapitaine,  lea  avancee  lui  faitee  pour  Ue  beeoine 
du  noütre  pendani  le  demier  vogage,  le  prSt  ä  la  groeee,  lea 
dommages-intirSta  pour  avariea  et  manquanta,  les  creances  pour 
rdpuraffons.  fournifures,  vietunillas,  equipement,  main-d'rpurre, 
pour  autant  seulement  que  ces  creances  soient  nees  et  exercees 
au  port  oü  le  navire  se  trouoe,  ou  dans  les  purts  du  metne  puys 

il  fait  escale  peudant  le  mime  voyage. 

Art /de  4. 

Le  pricilege  accorde  par  l'article  precedent  ne  subsiste  que  si  la 
erdauee  dtmt  e*agit  eet  juetifiie  dam  lee  farptea  reguiaea,  aait  par  la 
loi  du  paye  oA  eile  eet  nie,  eait  par  la  loi  nationale  du  namire,  et 
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»«Oisfaii  aux  condiHons  impoaies  par  Fune  ou  Vautre  de  ces  lois 
pour  U  maintieH  du  prittiUge. 

Art  tele  ö. 

Dans  le  cas  ou  le  p)  iinlvffc  ncst  pn.s  restreint  att.r  cr^nnces  n/'es 
pendant  le  det  nier  voyage,  Vordre  des  priciltges  est  en  sens  inverse 
de  l0  daie  des  voyagea, 

Pöur  un  mime  voyage,  le  rang  ee  rigle  conform4ment  ä  Vinumi- 
ToHon  doHMie  par  VarHtie  3.  Lee  erianeea  ftgurant  ä  tm  mime 
numire  dane  eet  arHele  viemtetU  au  maree  le  frone, 

Article  6. 

Le  cuructcre  privilegü'  de  toute  creance  se  preacrit  par  un  an. 
Lea  leie  natUmales  reglent  Veffet  du  tramfert  de  la  propriiU  du 
navire  en  ee  qui  eoneeme  lea  priviUgea  et  hypotMquea. 

Nach  liiiigerer  Beratung  über  den  Vertragsentwurf  wird 
in  Liverpool  beschlossen,  ihn  an  eine  erweiterte  Kommission  zur 
Umarbeitung  zurückzuverweisen. 

Aus  der  Diskussion  ist  hervwzuheben : 

1.  Der  deutsche  Standpunkt  wird  von  deutschen  Delegierten 
wie  folgt  präzisiert: 

Nach  deutschem  Recht  ist  ein  Schifisgläubigerpiandrecbt 
gegeben,  allen,  denen  desr  Reeder*  nur  beschränkt  haftet  und 
umgekehrt:  Wo  ein  Schiffsgläubigerpfandrecht  besteht,  ist  auch 
die  Haftung  auf  Schiff  und  Fracht  beschränkt  (einzige  Aus- 
nahme §  774  HOB).  — 

Der  Inhalt  des  Schiffsgläubigerrechtes  ist  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Schiffe  nebst  Zubehör  (§  755)  sowie  der 
Bruttofracht  derjenigen  Reise,  aus  welcher  die  Forderung  ent- 
standen ist  (§  756).  Die  Wirkung  des  Schiffsgläubigerrechtes 
besteht  darin,  daß  es  im  Falle  eines  Zusammentreffens  mit 
anderen  Pfandgläubiger-  oder  sonstigen  Gläubigerrechten  den 
Vorzug  erhält.  Im  einzelnen  gewähren  die  nachbenannten 
Forderungen  die  Rechte  eines  Scliiffsgläubigers : 

1.  die  zu  den  Kosten  der  Zwangsvollstreckung  nicht  geliörenden 
Kosten  der  Bewachung  und  Verwalirnn^»-  des  Scliiffes  und 
seines  Zubehörs  seit  der  Einbringung  des  8eliiftes  in  den 
letzten  Haien,  falls  das  Schiff  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung verkauft  wird; 
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2.  die  »»ft'eiitlichen  Sdiiffs-,  Schiffalirts-  iiiul  ITafpiiab^alirii. 
inslM  solide i'c  die  Touüeu-,  Leuchtfeuer-,  (Quarantäne-  und 
Hafengelder; 

3.  die  aus  den  Dienst-  und  Heuerverträgen  heirührenden 
Forderungen  der  Scliiffsbesatzung; 

4.  die  Lootsenjrelder  sowie  die  Bergungs-,  Hülfs-,  Loskaufs- 
und Reklamek  Osten; 

5.  die  Beiträge  des  Schiffes  zur  pjoßen  Haverei; 

6.  die  Forderunp^en  der  Bodmereigläubiger,  welchen  das  Schiff 
verbodmet  ist,  sowie  die  Forderungen  aus  sonstij^^en  Kredit- 
geschäften, die  der  Schiffer  als  solcher  während  des  Aufent- 
haltes des  Schiffes  außerhalb  des  Heimathafens  in  Notfällen 
abgeschlossen  hat,  auch  wenn  er  Miteigentümer  oder  AUein- 
eigentümer  des  Schiffes  ist;  den  Forderungen  aus  solchen 
Kreditgeschäften  stehen  die  Forderungen  wegen  Lieferungen 
oder  Leistungen  gleich,  die  ohne  Gewährung  eines  Kredits 
dem  Schiffer  als  solchen  während  des  Aufenthaltes  des 
Schiffes  außerhalb  des  Heimathafens  in  Notfällen  zur  Er- 
haltung des  Schiffes  oder  zur  Ausführung  der  Beise  gemacht 
sind,  soweit  diese  Lieferungen  oder  Leistungen  zur  Be- 
friedi^yunfr  des  Bedürfnisses  erforderlich  waren; 

7.  die  Forderunpfen  wegen  Xiclitablieferung  oder  Beschädigung 
der  LaduiigsgUter  und  des  im  §  073  Abs.  2  erwähnten 
i\  eisegutes ; 

8.  die  nicht  unter  eine  der  vorigen  Nummern  fallenden  For- 
derungen aus  Ivechtsgeschaften,  die  der  Scliifter  als  solcher 
kraft  seiner  gesetzlichen  Befugnisse  und  nicht  mit  bezug 
auf  eine  licsondere  YoUmaciit  geschlossen  liut,  sowie  die 
niclit  unti'r  eine  der  vorigen  Nummern  fallenden  Forde- 
rungen wegen  Nichterfüllung  oder  wegen  unvollständiger 
oder  mangelhafter  Erfüllung  eines  von  dem  Reeder  ab- 
geschlossenen Vertrages,  insofern  die  Ausführung  des 
Letzteren  zu  den  Dienstobliegenheiten  den  iSchifers  ge- 
hört hat; 

9.  die  Forderungen  aus  dem  Verst  Imlrlen  einer  Person  der 
Scliiffsbesatzung,  auch  wenn  diese  Person  zugleich  Mit- 
eigentümer oder  Alleineigentümer  des  Schiffes  ist; 


Digitizeu  ^oogle 


580 


Finke, 


10.  die  Forderungen,  welche  der  Benifsgenossenschaft  nach 
den  Vorschi'iften  über  die  rnfallvi  rsic  lierung  und  der  Ver- 
sicheningsanstalt  nacli  den  XDrschritteii  über  die  Invaliden- 
versicherung: g'c^cn  den  RcH'der  zustehen. 
Über  die  Reilienfolge,  in  der  diese  Forderungen  rangieren, 
enthalten  die  §§  766 — 770  des  HGB  detaillierte  Bestimmungen.  — 
Deutschland  hat  den  Standpunkt  vertreten,  daß  das  deutsche 
Recht  allen  Zweckraäßigkeits-  und  Billigkeitsrücksichten  gerecht 
wird.    Die  Rangordnung  der  einzelnen  Schiffsgliiubigerrechte 
bftae  sich  logisch  auf  unter  Berücksichtigung  der  in  Frage 
kommenden  praktischen  und  wirtschaftlichen  Erwägungen.  Die 
erste  Gruppe  (1,  2)  bilden  die  Ansprache  der  staatlichen  Zen- 
tralen, ohne  deren  Mitwirkung  eine  BeaHsierong  der  Gläubiger^ 
rechte  überhaupt  unmöglich  ist;  der  zweite  Platz  (3)  ist  — 
berechtigten  sozialen  Erwägungen  folgend  —  den  aus  Dienst-  und 
Heuerverträgen  herrtthrenden  Forderungen  der  Schiffsbesatzung 
angewiesen;  es  folgen  (4 — 6)  die  Ansprüche  aus  während  der 
Reise  zwecks  Ermöglichnng  und  Durchfährung  derselben  sowie 
zur  Bergung  eines  Schiffes  abgeschlossenen  Verträgen;  daran 
schlieBen  sich  die  Schadensersatzforderungen  der  Ladungsinter- 
essenten (7),  dann  kommen  völlig  logisch  die  Forderungen  aus 
Rechtsgeschäften  des  Schiffers  und  Verschulden  einer  Person 
der  SchifFsbesatzuug  (8,  9j  und  endlich  die  Ansprüche  der  Berufs- 
genossen.scliuft  ( 1.0).  — 

Di(>  deutsche  Kommission  liat  daher  für  den  Fall  einer 
internationalen  Regelung  der  Bevorzugung  und  Rangordnung 
einzelner  Forderungen  eine  Regelung  nach  dem  Vorbilde  des 
deutschen  Reclitcs  i  iiii»tolilen.  — 

II.  Der  englische  Standpunkt  wurde  vornehmlicli  von  Carver 
vertreten,  welcher  im  großen  und  ganzen  den  Vertragsentwurf 
billigt,  jedoch  folgende  Ausstellungen  macht: 

a)  dem  Havariegrossebeitrag  darf  ein  Hchiösgläubigerpfand- 
recht  nicht  gegeben  werden  (cf.  No.  2  des  Art.  3).  — 

b)  die  Heuerfordeningen  müßten  an  die  zweite  Stelle  geruckt 
werden  (cf.  No.  8  des  Art.  3).  ~ 

c)  alle  anderen  Nummern  des  Art.  3  (No.  2,  4,  5)  müßten 
unter  eine  Nummer  gebracht  werden  und  in  dieser  Nummer 
das  spätere  Recht  dem  früheren  vorgehen. 
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Weitcro  cng-lische  Stiiniiit'ii  lielk'ii  sich  für  eine  Bevorzuirunp: 
der  Forderungen  aus  Hülfslohn  und  Kollision  hören,  und  zwar 
sollte  an  hervorragender  Stelle  ^Hülfslohn"  kommen  (dies  wurde 
namentlich  von  Finanzkreisen  befürwortet)  und  dann  „Kollision^, 
nm  nachlässiger  Xavigierung  vorzubongen.  — 

Eine  nmfa.ssende  Begründung  einer  von  ihm  empfohlenen 
Bangordnung  gab  Dr.  Vio  (Ungarn).  £r  teilt  die  Schiffs- 
gl&ubigerrechte  in  fünf  Klamn  ein. 

1.  Alle  Forderungen,  die  dem  Schiffe  nach  dessen  Ankunft 
zugute  kommen,  sowie  die  gerichtlichen  Kosten  und  die 
Bewachungs^  und  Erfaaltnngskosten. 

2.  Forderungen,  die  vor  der  Ankunft  entstanden  seien  — 
Lootsengelder,  Schlepplohn,  Hafenabgaben,  Heuerforde- 
rungen. 

3.  Hülfslohn,  Reparatur-  und  andere  Kosten,  welche  aufge- 
wandt seien,  um  dem  Schiffer  die  Vollendung  der  Reise 
zu  ermöglichen,  und  Haveriegrossebeiträge. 

4.  Die  Forderungen  der  Kollisionsgläubiger,  Man  gebe  ihnen 

ein  rfandri'cht,  weil  sie  Schaden  erlitten  hätten.  Al»er 
auch  die  anderen  (ilänbiger  erlitten  Schaden  durch  eine 
Kollision  und  dabei  hatten  sie  dem  Schiffe  —  freiwillig 
ein  Risiko  übernehmend  —  Vorteil  gebracht,  was  die 
Kollisionsgläubiger  niclit  getan  hätten. 

5.  Alle  anderen  —  auf  Verträgen  l)eruhenden  Forderungen. 
Diese  .seien  zuletzt  anzusetzen,  da  die  Gläubiger  sich  ihre 
Rechte  durch  Vereinbarung  sichern  krinuten. 

Zu  einer  Einigung  ist  man,  wie  erwähnt,  in  Liverpcxd 
niclit  gekommen;  es  hat  auch  wohl  eine  völlige  Klärung  aller 
Gesichtspunkte  noch  nicht  stattgefunden.  Eine  erneute  Lesung 
des  allerdings  wohl  stark  überzuarbeitenden  Vertragsentwurfes 
bleibt  deshalb  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten.  — 


Die  dritte  Materie,  welche  in  Amsterdam  und  Liverpool 
Gegenstand  der  Beratung  des  Comitä  Maritime  bildete,  war: 
„Art  und  Umfang  der  Haftung  des  Reeders.*^  — 

Das  Comit^  Maritime  und  seine  nationalen  Zweigveieine 
haben  gleich  bei  Beginn  ihrer  Tätigkeit  die  Bearbeitung  dieser 
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Fra^a^n  in  Angriff  genommen,  da  es  sich  um  eine  Materie 

liandelt,  bei  der  sich  der  ^lißstand  der  Verschiedenheit  der 

Seegesetzgebungen  besonders  fühlbar  macht. 

Wie  bekannt,  bestehen  bezüglich  der  Art  der  Beederhaftongf 

vier  große  Systeme. 

a)  Das  deutsche  —  Exekutionssystem,  nach  welchem  der  Reeder . 
an  sich  persönlich  nnbeschränkt  haftet,  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  aber  (cf.  HOB  §§  485,  486)  eine  Be- 
schränkung seiner  Haftung  (anf  Schüf  nnd  Fracht)  eintritt 
und  zwar  nach  dem  Prinzip  der  reinen  Sachhaftung  der- 
gestalt, daß  der  Gläubiger  einen  Zugriff  auf  die  Sache 
(Schiff  und  Fracht)  hat.  — 

'  b)  Das  französische  —  Abandonsystem.  Der  Beeder  haftet 
persönlich,  unbeschränkt;  es  steht  ihm  (das  ist  der  Haupt- 
unterschied zu  a)  aber  frei,  sich  durch  Abandon  von  Schiff 
und  Fracht  von  weiterer  Haftung  freizumachen.  — 
c)  Das  nordamerikanische  System:  als  Regel:  Die  Haftung 
ist  beschränkt  auf  den  Wert  des  Schiffes  und  den  Betrag 
der  Fracht,  oder  der  Reeder  kann  Abandon  von  Schiff 
und  Fracht  wählen.  — 
d;  Das  englische  —  (Jeldhaftungssystem:  als  Regel:  Haftung 
des  Reeders  mit  seinem  ganzen  Vermögen  (nauientli« ii  aus 
Vertrafrsobligationen).  Tn  {gewissen  Fällen  (vuiiiehralich 
dem  der  Kollision)  ist  die  Ifaftiing  beschränkt  auf  einen 
gesetzlich  bestimmten  naeli  der  (irüße  des  Schiffes  be- 
messenen Geldbetrag  (bei  Personenbeschädigringen  15 
bei  Sachbeschädigung  8  £  pro  Tonne  des  Brutto-Baum- 
gehaltes  des  Schiffes).  — 

Aus  vorstehender  Übersicht  ergibt  sich,  daß  die  Systeme 
a,  b  und  c  sich  vereinigen  lassen,  wenngleich  sie  aus  gänzlich 
verschiedenen  Prinzipien  (Sachhaftung  gegenüber  persönlicher 
Haftung  mit  dem  eventuellen  beneficmm  des  Abandons)  sich 
entwickelt  haben.  Die  Schwierigkeit  eines  Ausgleiches  für.  den 
internationalen  Verkehr  liegt  in  der  grundsätzlichen  praktisdien 
Verschiedenheit  der  kontinentalen  Systeme  einerseits  (a  und  b; 
c  spielt  kaum  eine  selbständige  Bolle)  und  des  englischen 
Systems  (d)  andererseits.  — 
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Der  deutsclic  Koedor  z.  Ii.,  dessen  Srhiff  schnMhaftor  Weise 
eine  Kollisinn  licrboifülirte,  liuftct  nach  dentscliem  Kcclitr, 
praktiscli  bctraclitct.  ül)('rliaMi)t  nicht,  wenn  sein  -  -  S('huldi<ri*s 
Schift'  lu'i  der  K(illisi<iii  s(lbst  total  verloren  g'eht.  Der  eng- 
lisciie  Reeder  haltet  im  gleichen  Falle  gleichwohl  mit  8  oder 
15  Ji.  - 

Diese  Hauptschwierigfkeit  bildete  bereits  auf  der  Konferenz 
des  Comite  Maritime  in  Antwerpen  den  Gegenstand  einer 

lebhaften  Disknssion.  Die  Mehrzahl  der  Delegierten  neigte  sich 
damals  der  Adoptierung  des  kontinentalen  Systems  zu,  allein 
ein  Beschluß  nach  irgend  einer  Richtung  hin  wurde  nicht  ge- 
iaßt.  Man  einigte  sich  weder  über  die  Frage,  welches  System 
mtemationaler  Regelmig  zugrunde  gelegt  werden  solle,  noch 
entschied  man  die  zweite  Frage,*  in  welchen  Fallen  überhaupt 
der  Reeder  beschränkt  haften  solle.  Auch  bezüglich  dieser 
Frage  ist  eine  Einigung  außerordentlich  schwer  in  Ansehung 
der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  kontinentalen  Systeme 
und  des  englischen  Systems  hinsichtlich  der  Haftung  des  Heeders 
aus  Vertragsobligationen.  — 

In  London  18Ü9  einigte  man  sich  dann  zunächst  darüber 
.daß  der  Reeder  onbeMliriBkt  luiteB  loUe  üii  FUle  eigenen  Ver- 
■ehnldens,  daß  dag^^  im  Falle  frandeD  VerscbiildenB  die  Haftung 
sich  beaehxinke", 

nnd  man  faßte  des  weiteren  folgende  Resolution: 

„La  conf(hcnce  recommatide  conime  loi  universelle  maritime  la 
regle  suivante,  applicable  ä  tous  dommages  materiell  occasiom/rs 
pur  le  natire  aoit  ä  des  chosea  fiottantea,  soit  ä  des  objets  fixes 

ou  terrestres: 

Le  proprietaire  du  nacire  aura  le  choix  de  se  decJiarger  de 

totUe  reapongabiim 

soii  par  rabandon  du  navire     du  frit,  — 

e<^  par  le  payement  d^une  »omme  tPargent  eaiculSe  tPapri» 

le  tatinage  du  novire, 

La  question  des  rrclamatiaue  pour  perte  de  Die  OH  lesiona 

corporelles  est  reservee.'' 

Man  entschied  sich  also  dahin,  dem  in  Anspruch  genommenen 
Reeder  die  Wahl  zu  lassen  zwischen  englischem  und  kontinen- 
talem System. 

In  Paris  1900  faßte  man  die  folgende  Resolution: 
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„La  Boluüan  aäoptie  par  le  emgria  de  Lonäres  qwuU  ä  2a 
limitttHon  de  2a  re9pomtabi2itä  des  proprUtaires  de  navirea  doU 
8'app2iquer: 

1.  aux  dommages  caueie  aux  diguee,  gtuUe  et  OMtres  objete 

fixes-  quelconques.  — 

2.  (iH.i-  contrats  ctmchff>  niemc  par  le  propt  ic  faire  on  nacire 
des  que  leur  cxecution  rcntre  datis  les  fonctiuns  legales 
du  eapitaine  »ans  qu^ü  y  aU  Heu  de  disHnguir  ei  2a 
ifio2aHoH  de  cee  amtrata  et  due  ä  une  persmne  de  V^pUpage 
ou  non,  2e  eae  de  faute  persimnette  du  proprütaire  eeu2 

p.rrrpf^. 

3.  La  l Imitation  de  la  respon  sahilitf'  ne  doit  paa  ä'itendre 

aux  gatjcK  du  eapitaine  et  de  l'equipage.  " 

Hiermit  beantwortete  luan  die  Frage,  wann  der  Reeder 
beschränkt  liaften  solle,  im  Sinne  der  kontinentalen  Systeme.  — 

In  Hamliurg  l)e8clilolj  man  darauf  1902: 
„La  cct/ft'i  ence  cuii/irnic  les  resolutians  votees  aux  Conferences 
de  Lond/c.s  et  de  Paris,  relaticemcnt  ä  la  limitatiun  de  la 
responsabiliti  des  armateurs,  charge  une  commission  ä  nommer. 
par  2e  Bureau  de  danuer  ä  eea  r^aohUiana  2a  fartne  d'un  proßt 
de  traiti. 

Die  Yom  Burean  ernannte  Kommission  hat  dann  in  Ans^ 
ffihnmg  der  ihr  in  Hamburg  zugewiesenen  Aufgabe  einen  Ver- 
tragsentwurf ausgearbeitet,  der  auf  der  Konferenz  in  Amsterdam 
nur  flficbtig  besprochen,  in  Liverpool  aber  eingehend  beraten 
worden  ist.  Dieser  Vertragsentwurf  lautet  in  englischer  I^sung 
(so  lag  er  der  Beratung  zugrunde)  wie  folgt: 

Draft  Treaty  on  the  Limitation  of  Uie  Shipowtier's  lAobUity. 

Artikel  1. 

When  the  owner  of  u  ship  is  lield  responsible  according  to  the 
2aeo  of  the  eountrg  for  Üue  acta  of  the  maater  and  erew  or  for  the 
engagementa  entered  into  hg  the  ntaater  in  virtue  ofhia  2ega2  capacOg 
hia  2iabiUty  is  for  eaeh  eogage  2imited: 

a)  To  the  ahip  or  ita  f>a2ue  at  the  end  of  the  fwgage,  at  the  eptüm 
of  the  oumer. 

b)  To  the        fi  cifiht  for  the  voifage  unfil  its  terminntion. 

c)  To  the  iHdenuiities  due  to  the  owner  for  geiteral  average, 
coUiaion  or  other  damage  suff'ered  bg  the  ship  during  the  vuyuge, 
aubJOct  to  deduction  of  the  expensea  ineurred  in  ptüting  Ohe  ahip  in 
a  fit  State  to  eomp2ete  the  wgage. 

The  right  of  the  ereditora  doea  not  inctude  the  c2atm  af  the 
oumer  againat  the  inaurer. 
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By  uet  freight  in  meanl  the  yrosn  freight  and  passaye  money 
€99H  if  paid  in  advoMcet  deducHm  heing  made  of  Üi»  ckturgw  wkieh 
are  proper  to  the  aame, 

Tke  wyogB  will  he  eomidered  ended  after  final  discharge  of  the 
goods  and  pasttengem  happening  tu  be  on  board  tke  ship  attd  ehoWH 
Ott  the  manifest  <if  the  moment  icheti  tJw  Obligation  hm  arispn  and 
in  case  fif  successire  (icligatinns  af'fi'r  final  dif<charge  of  the  icholc  of 
the  goods  and  pa.ssengers  happening  tu  be  on  board  at  the  moment 
both  of  the  one  and  of  the  other  event. 

jf  the  ehip  earriee  neither  goode  nar  paesengere  the  voyage  leül 
he  eonaidered  ended  at  the  firet  port  it  put»  into  or  at  the  partieular 
port  where  it  happefte  to  he. 

Artikel  2. 

If  the  ounter  electa  for  the  ahandonment  of  the  ehip  and  does 

not  carry  this  into  cffccf  until  sonte  time  after  the  end  of  the  voyage, 
Jw  is  only  freed  up  /  -  the  amounf  of  the  nalue  of  the  ship  at  the 
niontenf  of  the  abanilonnient  and  he  remains  bound  for  the  differcnce 
between  this  vaiue  and  that  ivhich  the  ship  had  at  tJie  end  of  the. voyage. 

Artikel  3. 

In  the  casc  procided  for  in  at  tit  le  2  and  to  prttoide  for  the  case 
irhere  tlie  otcner  elects  so  für  as  concerns  the  ship,  for  the  payement 
of  ite  ftalue  at  the  end  of  the  voyage,  the  wduation  may  at  eeerff 
time  after  the  end  of  the  poyage  he  judiciaUy  fkted  hy  proceedinge 
taken  after  due  notice  to  the  oUter  eide  at  fhe  demand  of  the  party 
who  ie  the  moet  deligent. 

Artikel  4. 

The  otrner  ha.<<  the  ritjht  to  Substitute  for  the  modes  of  obtaining 
freedom  frow  Uabilitij  proridrd  in  article  1,  payment  of  an  indem.' 
nity  limited  for  each  myaye  to  £  H  per  ton  of  Die  gross  tounage  of 
his  «hip. 

Artikel  6. 

If  there  exiate  apriority  of  lien  upon  the  ehip  or  upon  the  freight 
in  favour  of  creditore  in  respect  of  ichom  limitation  of  liability  is 
not  admitted,  the  otcner  of  the  ship  teilt  be  personally  bound  to  make 
up  in  specie  to  the  e.rtcnt  of  the  sums  first  collected  by  euch  creditore, 
tiie  amount  forming  the  limit  of  his  liability. 

Arfilcpf  fi, 

The  limitation  of  liahility  detcrniincd  according  to  tiie  preceding 
articles  will  be  applicable  to  contructs  concluded  even  by  the  owner 
of  tJte  ship  so  far  as  their  execution  lies  within  the  legal  duties  of 
the  maater  without  hia  having  eauae  to  diatinguiah  if  the  hreaeh  of 
theee  eontracta  ia  dtte  to  a  memher  of  the  erew  or  not,  the  caae  of . 
peraonal  fault  of  the  owner  ahme  eteeepted.  It  appliee  alao  damage 
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caused  to  dykes,  quays  and  other  fixed  objecto  as  well  as  to  tlie  re- 
movai  of  wrmka.  It  is  not  admitteä  for  the  toages  of  maater  anä  ereto. 

Artikel  7. 

WJ/<'>f  acconling  to  the  laws  applicable,  the  limitntion  of  liability 
for  (laniage  to  property  is  d/fferent  from  that  fi>r  personal  infuri/, 
the  prenent  treaty  ahull  only  hace  effect  so  für  as  concerns  duniage 
to  properijf.   


Dieser  Yertragsentwurf  schließt  sich  also  in  seiner  Antwort 

auf  die  Frage,  welches  System  für  die  Haftung:  des  Reeders 
gelten  soll,  der,  auf  der  Londoner  Konferenz  gefaßten  Resolution 
an.    Er  liißt  dem  Reeder  drei  ^löglichkeiten  offen: 

a)  Abandoniening  des  Schiffes; 

b)  Abandonitiiuig  des  Wertes  desselben; 

0}  Zaliluiig  einer  nach  der  Tonnenzahl  zu  berechnenden 
Summe. 

In  Amsterdam  und  auch  in  Liverpool  wurde  ohne  weiteres 
Einverständnis  darüber  erzielt,  dnß  im  Interesse  einer  inter- 
nationalen Verständigung  dieser  Standpunkt  des  Entwurfes  bei- 
zubehalten ist.  Die  Redner  erklärten  einstimmig,  daß  man,  je 
länger  man  sich  mit  der  Frage  beschäftigt  habe,  immer  mehr 
zu  der  Erkenntnis  gekommen  sei,  daß  über  das  für  die  Beeder- 
haftung  anzuwendende  System  anders  wohl  nicht  eine  Einigung 
erzielt  werden  könne,  als  auf  dem  Boden  der  Londoner  Re- 
solution, gegen  deren  Anwendung  im  internationalen  Verkehr 
erhebliche  Bedenken  nicht  geltend  zu  machen  seien.  — 

Es  yerdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  das  den  Yertrags- 
entwurf beherrschende  Grundprinzip,  nach  welchem  bei  der 
Regelung  der  Haftung  des  Reeders  besondere  Grundsätze  an- 
zuwenden sind,  die  Haftung  des  Reeders  wie  die  der  gefähr- 
lichen triebt-  (  Eisenbahn,  Bergwerke,  Fabriken,  Automobile) 
gleichsam  außerhalb  des  allgemeinen  Rechtes  gestellt  wird,  prak- 
tischen, juristischen  und  historischen  Erwägungen  gereeiit  wird. 

Das  ComMä Maritime  hat  darnach  abgelehnt,  die  Forderung 
allerdings  nur  vereinzelter  Interessenten,  die  Haftung  des  Reeders 
überhaupt  entfallen  zu  lassen,  eine  Forderung,  deren  Begründung 
ist,  es  sei  ja  heutzutage  alles  versichert,  und  unter  den  Caigo-  und 
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Casko-Assekuradt'im'  j^lciclit'  sicli  die  Sache  aus.  lYergl,  hier- 
zu ^liericlit  iilier  die  llaiul»urp:er  Konferenz"  in  Ztsch.  XII 
ÖHO  — r)ll2  und  namentlich  Boijens  in  der  Zeitschrift  für  die 
gesamte  Versiclwnuigswisseuschaft ,  ErRünzunj^sheft  zum 
4,  Heft  1902,  in  dem  eine  gliinzende  Wideilefrung;  der  an  sich 
vertelilten,  aueh  von  dem  deutsc  hen  Xautisi  hen  Verein  längfst 
abgetanen  Lehre  von  der  Beseitigung  der  Haftung  des  Reeders 
für  Kollisionsschäden  enthalten  ist.)  Wurde  so  über  die  erste 
Antwort,  die  der  Vertrarrsentwurf  der  gestellten  Frage  gibt, 
ohne  weiteres  Einigkeit  erzielt,  so  entspann  sich  bezüglich  des 
Standpunktes  des  Entwurfes  hinsichtlich  der  zweiten  Frage: 
„wann  soll  die  so  beschränkte  Haitung  des  Beeders  Platz 
greifen", 
eine  sehr  lebhafte  Diskussion.  — 

Der  Entwurf  will  laut  Artikel  6  die  beschränkte  Haftung 
dem  Boeder  aach  zugestehen  aus  allen  von  ihm  geschlossenen 
Yertrfigen,  deren  Ausffihrong  zn  den  gesetzlichen  Obliegenheiten 
des  Schiffers  gehört.  Dieser  Standpunkt  wurde  in  Amsterdam 
und  auch  in  Liverpool  von  einzelnen  englischen  nnd  namentlich 
Yon  den  deutschen  Delegierten  heftig  bekämpft  und  ausgeführt, 
da6  es  zweckmäßiger  erscheint,  den  sich  auf  die  Haftung  ans 
YertrSgen  beziehenden  Teil  des  Artikel  6  in  seiner  allgemeinen 
Fassmig  fallen  zu  lassen  und  nnr  diejenigen  Fälle  internationaler 
B^hmg  zn  nntersteüen,  in  denen  der  Reeder  Personen  gegen- 
tber  haftet,  die  zu  ihm  erst  in  dem  die  Haftung  begröndenden 
Momente  in  Bechtsbeziehungen  treten  (Kollisionen  und  Hülfe- 
leistung). — 

Denn,  so  wurde  im  t  inzeliieii  ausgeführt,  die  weitergehende 
Bestimmung  des  Artikel  6  erscheint  zunächst  inopportun  in 
Ansehung  der  Einigkeitsbestrebungen  des  ComitS  Maritime. 
Sie  bricht  mit  den  bisherigen  auf  alteingewurzelte  Anschauungen 
sich  gründenden  Rechtsgnindsätzen  mancher  Länder,  vorzüglich 
Englands.  Es  ist  aber  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  gesetz- 
gebenden Körper  jener  Länder  eine  solche  Umwälzung  gut- 
heißen werden. 

Dadurch  ist  dann  auch  die  Möglichkeit  einer  Ablehnung 
der  Vorschläge  des  Comite  Maritime  en  bloc  gegeben. 

Z«iteobriflf.Iiilwii.FH-?«t-tt.ölSmtLB«dit.  XV.  38 
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Es  kommt  hinzu,  daß  eine  Einschränkung  der  Bestininiungcn 
des  Artikel  B  in  (\vr  oben  erwähnten  Weise  von  gar  keinem 
Nachteile  begleitet  sein  würde.  Seine  Vertragsverhältnisse  und 
den  Umfang  seiner  eventuellen  Haftung  kann  der  Reeder  von 
vornherein  —  oft  forninlarniäiji^;  durch  Klauseln  —  festlegen, 
so  daß  jeder,  der  mit  ihm  kontrahiert,  weiß,  woran  er  ist.  Es 
liegt  hier  also  gar  kein  Bedürfnis  internationaler  Regelung  vor. 
Jemandem,  der  sich  selbst  sein  Recht  machen  kann,  ein  Recht 
zu  geben,  ist  unnötig  und  geeignet,  die  kontraktliche  Freiheit 
des  einzelnen  anzugreifen.  Ein  Mißstand  und  ein  Bedürfnis 
internationaler  Regehing  liegt  nur  vor  bei  Verhältnissen,  die 
durch  ein  Delikt  oder  eine  Notlage  geschaffen  sind.  Hier 
handelt  es  sich  um  unvorhergesehene  Rechtslagen,  hier  treten 
sich  die  Parteien  erst  in  dem  die  Haftung  begründenden  Momente 
gegenüber. 

Die  Konferenz  in  Liverpool  schloß  sich  Jedoch  in  ihrer 
Mehrheit  den  vorstehenden  Ausführungen  nicht  an.  Nur  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  wurde  den  geltend  gemachten  Be- 
denken Bechnung  getragen  durch  folgende  auf  Grund  eines 
Vorschlages  von  Carver  vollzogene  Abänderung  der  drei  ersten 
Beihen  des  Artikel  1  und  entsprechende  Abänderung  des  Artikel  6 
des  Entwurfes. 

Die  ersten  drei  Reihen  lauten  demnach  jetzt: 
„Wk^e  anny  damage  or  loas 

1.  ia  camed  to  ointf  gooäa  m§rehandt8B  or  ony  o^ker  ffUnffs 
Ulihai  90  ever  on  hoarä  ike  skip  or 

2.  is  caused  by  reason  of  the  improper  navigation  of  «mcA 
shijy  to  any  other  vessel  or  to  any  goods  merchandise  or 
uther  things  ivhat  so  ever  an  board  any  other  vessel  or 

3.  is  caused  to  dykes,  quays  and  other  fixes  objects  as  well 
aa  in  Ut»  ctue  of  a  remooal  of  toreeks 

ih«  UaHUtif  of  tho  owner  is  for  mcA  vogage  UmUoä  He,  ~* 

Der  Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

HmUaikm  of  UaÜHtg  4et9rmii$ta  aecording  to  ike 
proe«di»0  orHeiea  i»  noa  aj^lieaiU  to  fka  com  of  a  peratmal  fault 
of  ^  oumer,  R  ia  not  admitteä  for  Ute  ufagea  of  maater  and 
erate.*  — 

Im  großen  und  ganzen  wurde  also  der  Vertragsentwurf 
angenommen  und  damit  ein  völlig  unerwarteter  Erfolg  erzielt, 
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da  man  erhebliche  Opposition  seitens  der  englischen  Delegierten 
erwartet  hatte.  Allein  mit  überwiegender  Mehrheit  traten  die- 
selben für  die  Annahme  des  Entwurfes  ein,  um  das  Werk  der 

Einigung  zu  fördern.  Es  würde  über  den  Rahmen  dieses  Auf- 
satzes, (U'r  nur  einen  Überblick  zu  geben  bezweckt,  hinuns^ehen, 
alle  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  im  einzelnen  zu  schildern, 
von  denen  aus  gerade  auch  die  englischen  Delegierten  die  An- 
nahme des  Verglt  iches  befürworteten. 

Ht'i  N  ingeholten  zp  werden  verdienen  jedoch  die  Worte  eines 
englischen  Juristen  Mr.  Leslie  Scott,  weil  sie  den  Umschwung 
der  englischen  Anschauung  erklären.    Er  führte  aus: 

Die  Hüftung  mit  8  t*  per  Tonne  bedeute  eine  Subventio- 
nierung der  kontinentalen  Schiffalirt  durch  die  britische.  Die 
britische  Handelsflotte  habe  ca.  14  iMillionen  Tonnengehalt. 
Davon  entfalle  auf  die  Liners  (die  großen  Dampfer  in  regel- 
mSkßiger  Fahrt).  Bei  ihnen  entspreche  die  Tonne  dem  Wert 
von  ca.  10  £;  ein  zweites  siebente!  entfalle  auf  die  Segelschiffe, 
deren  Tonnenwert  sei  gleich  3  i\  Die  letzten  aus  Fracht- 
dampfern bestehend,  hätten  einen  Wert  von  £  6.14.0  pro  Tonne. 
Der  Durchschnittswert  sei  daniach  M  6.  Demgegenüber  sei  das  • 
Haftnngsobjekt  der  kontinentalen  Schiffahrt  weit  geringer,  etwa 
£  4  gegenüber  £  6  der  englischen  Schiffe.  Denn  der  kontinentale 
Reeder  hafte  nur  mit  dem  Wert  des  Schiffes  am  Bnde  der  Reise, 
es  müsse  abgezogen  werden  (wenn  man  die  Sache  im  ganzen 
betrachte)  der  Prozentsatz  an  Totalverlnst  nnd  Beschädigung. 

Das  englische  Interesse  fordere  daher  die  Annahme  des 
Vertragsentwurfes.  — 

Der  Vertragsentwurf  wird  dann  nochmals  an  eine  Spezial- 
kommission  znrftckrerwiesen  mit  der  Aufgabe,  ihn,  gewissen 
Bedenken  Rechnung  tragend,  überznarbeiten  auf  der  Basis  der 
in  der  Liverpooler  Konferenz  gefaßten  Beschlüsse.  — 


Man  darf  sagen,  daß  die  beiden  Küiiiereiizeii  in  Amsterdam 
und  Liverpool  das  Werk  des  Comite  Maritime  gefördert  haben. 

Zwar  ist  bislang  ein  unmittelbares  praktisches  Resultat 
noch  nicht  zu  sehen.  Allein  die  Voraussetzungen  für  das  Zu- 
standekommen eines  solchen  liegen  jetzt  doch  offenbar  vor.  Die 
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Gesichtspunkte  der  einzelnen  Nationen  sind  geklärt,  das  Be- 
streben, eine  Einigung  herbeizuführen,  hat  zur  Folge  gehabt, 
daß  vielfach  ein  einseitiger  Standpunkt  aufgegeben  ist.  So  sind 
bezüglicli  der  meisten  in  Frage  kommenden  Materien  Vertrags- 
entwürfe entstanden,  welche,  teilweise  noch  der  Überarbeitung 
bedürftig,  im  großen  und  ganzen  doch  schon  eine  völlig  solide 
Basis  bilden  für  internationales  Seerecht  und  nur  auf  den  Augen- 
blick warten,  wo  sie  von  den  Nationen  zum  Gegenstand  von 
Staats  vertragen  gemacht  werden.  • 

Im  Jabre  1905  im  Februar  hat  bereits  eine  diplomatische 
Konferenz,  an  der  teilgenommen  haben  Delegierte  der  Vereinigten 
Staaten,  Frankreich,  Spanien,  Belgien,  Holland,  Portugal,  Italien, 
Rußland,  Japan,  Schweden,  Norwegen,  Rumänien  und  des  Congo- 
Btaates,  beraten  über  die  Vertragsentwürfe  des  Comite  Maritime 
betreffend  ZusammenstoB  von  Schiffen  und  Hilfeleistong  in  See- 
not (cf .  Bericht  über  die  Hamburger  Konferenz  a.  a.  0.  S.  692 
bis  596),  diese  Entwürfe  aacb  mit  wenigen  Modifikationen  ge- 
nehmigt nnd  sich  dann  bis  zum  Oktober  1905  vertagt. 

An  dieser  Konferenz  haben  auch  —  in  welcher  Form  können 
wir  zur  Zeit  nicht  mitteilen  —  England  nnd  Deutschland 
teilgenommen,  die  bisher  eine  ablehnende  Haltong  gegenüber 
den  Einigungsbestrebmigen  des  Onmti  MariMme  angenommen 
hatten.  Mit  hoher  Frende  ist  es  zn  begrüßen,  daß  nun  anch 
diese  Staaten  sich  beteiligen  an  dem  Zustandekommen  eines  so 
sehr  bedentenden  Werkes  der  Kidtiir  nnd  des  Friedens.  — 
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Vaterschaflsanerkenntnis  und  Legitimation 
des  französischen  Rechts 
im  biternationalen  und  intertem|ioralen  Privatrecht 

Von  Staatsanwalt  Dr.  (Silbemelimidt  am  kgl.  OLG  Zweibrücken. 

Das  französische  Rocht,  welches  bekanntlich  die  Klage  anf 
Anerkennung  der  Vaterschaft  regelmäßig  ausschloß,  ließ  die 
freiwillige  Anerkennung  natürlicher,  aber  nicht  ehewidriger 
Kinder  in  der  Geburtsurkiinde  oder  einer  sonstigen  öffentlichen 
Urkunde  zu  und  gewährte  die  T.egitimation,  wenn  diese  An- 
erkennung durch  den  Ehemann  vor  oder  beim  Eheabschluß 
erfolgte  (C.  C.  Art.  831  ff.).  Aus  dieser  Zeitgrenze  ergeben  sich 
Schwierigkeiten  im  internationalen  und  intertemporalen  Privat- 
recht, wobei  zu  beachten  ist,  daß  die  Legitimation  die  Stellung 
eines  ehelichen  Kindes  gewährte,  die  Anerkennung  der  Vater- 
schaft aber  das  Kecht  auf  den  Namen  und  insbesondere  Unter- 
haltsausprttche  und  gewisse  außerordentliche  Erbrechte. 

I. 

Was  das  internationale  Privatreclit  anhingt,  so  entscheidet 

1.  Für  die  Frage  der  Legitimation  durch  nachfolgende  £be 
nach  der  überwiegenden  Meinung  (v,  Bar,  Theorie  und  PraoBis, 
1 636)  das  persönliche  Becht  des  Vaters  „zur  Zeit  dieser  Ehe^ 
Schließung**  und  i^  Bar  zieht  a.  a.  0.  S.  636  daraus  mit  Becht 
dein  Schluß,  daß,  wenn  der  Tater  zur  Zeit  der  Eheschließung 
Franzose  ist  und  dies  auch  später  bleibt,  er  das  bei  der  Ehe- 
schließung noch  nicht  legitimierte  Eind  später  nicht  mehr 
legitimieren  kann.  «.  Bar  läßt  aber  die  Legitimation  wieder 
zu,  wenn  der  Vater  später  seine  Nationalität  wieder  ändert  und 
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das  neue  für  ihn  geltende  Personalstatut  auch  der  späteren  An- 
erkennimg  Wirksamkeit  verleiht  Diese  Entscheidung  wäre 
nicht  zu  billigen,  wenn  wirklich  nur  das  persönliche  Becht  des 
Vaters  zur  Zeit  der  Eheschließung  entscheiden  wfbrde;  richtig 
wird  sein,  zu  sagen:  zur  Zeit  der  I^gitimation  oder,  wie 
V,  Bar,  Lehrbuch  des  iniernaUonalen  Privat-  und  Straf- 
rechts S.  86  sagt:  zur  Zeit  desjenigen  Ereignisses,  durch  welches 
die  Legitimation  begründet  sein  soll.  Diese  hat  zur  Voraus- 
setzung: Das  Dasein  eines  illegitimen  Kindes  (Rechtsprechung 
der  OberlandesgeriMe  HI  88  und  Ztsch.Xin  420),  nachfolgende 
Ehe  der  natürlichen  Eltern  und  Erldürung  des  Memanns,  daß 
er  der  Vater  des  betreffenden  Kindes  ist.  Diese  Erklärung 
kann  je  nach  den  verschiedenen  Rechten  konstitutive  oder 
deklaratorische  Natur  haben,  begrifflich  ist  nur  Sicherheit  er- 
forderlich, daß  das  betreffende  Kind  als  von  dem  Ehemann 
erzeugt  zu  gelten  hat,  wie  denn  jetzt  die  Erklärung  auch  durch 
urteilsmäßige  Feststellung  ersetzt  werden  kann  (Rechtsprechung 
der  Oberlandesger iclite  Vll  417).  Ist  die  Vaterschaft  schon 
zur  Geburtsurkunde  anerkannt  beziehungsweise  vermerkt,  dann 
ist  der  allein  entscheidende  Moment  derjenige  der  Verehelichung. 
Fehlt  zur  Zeit  der  Ehesclilieiiung  noch  das  Vaterschafts- 
anerkenntnis, so  kann  es  nicht  nachgeholt  werden,  wenn  und 
so  lange  der  Vater  einem  Rechte  untersteht,  welches  wie  das 
französische  dies  ausschließt.  Erwirbt  der  französische  Vater, 
der  das  Kind  bis  zur  Eheschließung  nicht  anerkannt  hat,  nach 
derselben  eine  andere  Staatsangehörigkeit  oder  unterstellt  er 
sein  Personalstatut  sonst  einer  Gesetzgebung,  deren  Rechte  die 
Lep^itimation  nicht  kennen,  so  ist  diese  ausgeschlossen.  Um- 
gekehrt bewirkt  das  spätere  Vaterschaftsanerkenntnis  die  Legi* 
timation,  wenn  das  neue  Becht  dies  zuläßt  (vgL  auch  unten 
snb  II  2,  femer  Ztsch.  Xn  624  und  Anmerkung  Nieme^er's), 
Fehlt  es  an  einer  der  franzdsischen  entsprechenden  Zeitbestünr 
mung,  so  ist  das  Kind  mit  der  Eheschließung  legitimiert  und 
der  Erwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  durch  den 
Vater  könnte  dem,  wenn  auch  nachfolgenden,  Vaterschafts- 
anerkenntnis  die  Wirksamkeit  nicht  benehmen.  Ein  wohler- 
worbenes Becht  auf  Legitimation  kann  auch  schon  das  der 
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Eheschließung:  vorausgehende  Vaterächaitsanerkenntnis  begründen 
(v.  Bar,  Lehrbuch  S.  86  87). 

Diesen  allgemeinen  Grundsätzen  entspricht  auch  Art.  22 
•  des  EG  z.  BGB,  welcher  das  deutsche  Recht  anwenden  läßt, 
wenn  der  Vater  „zur  Zeit  der  Legitimation"  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  besitzt.  Seit  Einführung  des  BGB  ist  dieses 
für  das  anzuwendende  deutsche  Recht  maßgebend;  für  die 
frühere  Zeit,  in  welcher  mit  der  deutschen  Staatsangehörigkeit 
kein  Ziviliecht  verknüpft  war,  mußte  und  muß  auf  das  am 
Wohnsitze  des  Vaters  in  Deutschland  jeweils  geltende  Recht 
zurückgegriffen  werden;  verzog  also  z.  B.  der  Bewohner  des 
linksrheinischen  Gebiets,  der  die  Mutter  seines  unehelichen 
Kindes  ohne  Anerkennung  desselben  geheiratet  hatte,  in  das 
Gebiet  des  gemeinen  Rechts,  so  konnte  die  Legitimation  noch 
nachtriiglich  erfolgen.  So  lag  es  allerdings  in  der  Macht  des 
Vaters,  einem  Hindernis  der  Legitimation  auszuweichen,  wfihrend 
der  entgegengesetzte  Fall  deshalb  nicht  in  Betracht  kommt^ 
weil  die  Anerkennung  überhaupt  auf  seinem  freien  Willen  beruhte. 

2.  Diese  Freiwilligkeit  ist  wesentlich  für  die  bloße  An- 
erkennung des  französischen  Keclits,  die  Ausnahme  des  §  2 
Art.  340  C.  C.  bestätigt  nur  die  Regel.  Eine  Folge  dieser  Frei- 
willigkeit ist  es,  daß  das  Kind  des  französischen  Reclits  keinerlei 
wolilerworbenes  Recht  auf  die  Anerkennung  durch  den  Vater 
besitzt,  daß  zwi.^^clu'n  l)eiden  die  Entstehnng  eines  Rechtsver- 
hältnisses ausgesclilossen  ist,  daß  die  Cerichte  aus  Gründen  des 
ordre  i)nbHc  selbst  Ansprüche  von  Kindern,  die  außerhalb  des 
französischen  Gebiets  geboren  waren,  auf  Anerkennung  der 
Vaterschaft  nicht  zulassen  durften  (Entscheidungen  d.  Reichs- 
gerichts III  170  und  Affolter^  System  des  d.  d.  Übergangs- 
rechts S.  64  Anm.  1)  und  daß  dem  Kinde  auch  kein  Recht  auf 
Anerkennung  erworben  wird,  wenn  die  Mutter  nach  der  Ge- 
burt die  französische  Staatsangehörigkeit  bezw.  den  betreffenden 
Wohnort  au^bt  («.  Bar,  Theorie  und  Fraasis  I  656). 

IL 

Den  Grundsätzen  des  internationalen  entsprechen  regelmäßig 
diejenigen  des  intertemporalen  Friyatrechts,  sie  werden  mit 
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Becht  als  „Schwesterrechte*  bezeichnet  {Affolter  a.a.O.  S. 43 
Anm.  4),   Für  die  Anerkennung  der  Vaterschaft  wüide 

1.  a)  nach  den  aUgemeinen  Grundsätzen  des  intertemporalen 
Privatrechts,  ab§fesehen  yon  positiver  Regelung,  wenn  die  Vor- 
schriften des  französischen  durch  solche,  wie  sie  im  BGB 
niedeigelegt  sind,  abgelöst  würden,  der  Satz  zu  gelten  haben, 
daß  ein  Recht  auf  Anerkennung  für  Kind  und  Mutter  zu  der 
maßgebenden  Zeit  der  Erzeugung  nicht  bestanden  hat  und  daß 
hieran  durch  den  Wandel  der  Gesetzgebung  nichts  geftndert 
wird.  Wenn  für  das  Gegenteil  angeführt  wird,  das  natürliche 
Yerwandtschaftsverhältnis  bestehe  und  das  neue  Gesetz  regle 
nur  deren  Folgen,  so  ist  vielmehr  gerade  die  Frage  zu  ent- 
scheiden, ob  ein  bei  der  Geburt  nicht  bestehendes  Verwandt- 
schaftsverhältnis zu  einem  sulcheu  durch  den  Weciisel  der  (Gesetz- 
gebung- plötzlich  werden  kann.  Die  Motive  zu  Art.  126  des 
I.  l^ntwurfs  eines  EG  zum  BGB  stehen  zwar  auf  dem  hier 
bekämpften  Standpunkt,  kommen  aber  aus  praktischen  Er- 
wägungen zur  Nichtanwendung-  des  neuen  Rechts.  Ritter  in 
Ztsch.  XIV  450  läßt  auch  zu  Art.  22  EG  die  Fraf2:en  der  L'n- 
ehelichkeit  und  der  Vaterschaft  nach  dem  Heimatreclit  der 
Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  entscheiden.  Können 
diese  beiden  Vorfragen  entsprechend  festgestellt  werden,  dann 
werden  die  Wirkungen  eines  solchen  tatsächlichen  Verhältnisses 
nach  dem  neuen  Rechte  zu  beurteilen  sein. 

b)  Im  deutschen  Übelgangsrecht  ist  man  auch  nicht  zu 
einheitlichen  Grundsätzen  in  dem  hier  fraglichen  Punkte  gelangt. 
In  der  Praxis  interessiert  hauptsächlich  die  Frage,  ob  Kinder, 
die  unter  der  Herrschaft  des  französischen  Rechts  geboren 
waren,  noch  nach  dem  1. 1.  00  den  Namen  ihres  außerehelichen 
Erzeugeis  erwerben  köimen,  wenn  dieser  sie  nach  diesem 
Zeitpunkt  in  den  Formen  des  französischen  Rechts  anerkennt. 
Nach  der  überwiegenden  Ansicht  wird  diese  l^^rage  verneint, 
80  von  Barre,  «BGB  und  C,  0."  1897  S.  216/17  („Nach  Ihkraft^ 
treten  des  BGB  ist  die  Anerkennung  ausgeschlossen^)  und  von 
Fuld  in  der  JPucMrschen  Zeitschrift  XXX  564  („Dies  be- 
zieht sich  auch  auf  diejenigen  Kinder,  welche  in  Gemäßheit 
des  G.  G.  anerkannt  sind^)  und  in  ähnlicher  Weise  Affolter, 
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System  des  deutschen  bürgerlichen  Übergangsrecht  1903 
S.  293. 

Das  EG  zum  BGB  bestimmt  in  Art  208  als  allgemeine 
Begel,  daß  die  rechtliche  Stellung  eines  vor  dem  Inkrafttreten 
des  BGB  geborenen  unehelichen  Kindes  sich  vom  1.  1.  00  ab 
nach  dem  BGB  regelt.  Die  bisherigen  Gesetze  sollen  nur  maß- 
gebend bleiben  für  die  Erforschung  der  Vaterschaft,  das  Recht 
des  Kindes,  den  Familiennamen  des  Vaters  zu  fQfaren,  sowie 
für  die  Unterhaltspflicht  des  Vaters.  Ein  letzter  Absatz  erklärt, 
daß  die  Vorschriften  des  Abs.  1  auch  fär  ein  nach  den  fran- 
zösischen oder  badischen  Gesetzen  anerkanntes  Kind  gelten. 

Der  Grundsatz  dieser  gesetzlichen  Regelung  wird  darin  zu 
finden  sein,  daß  der  Inhalt  der  Rechte  eines  uneheliclien  Kindes 
sich  nacli  dem  neuen  Recht  zu  bestimmen  hat,  daß  aber  wohl- 
erworbene Reclite  geachtet  werden,  insbesondere  diejenigen  des 
Kindes  auf  Namensführung  und  Unterhalt.  So  sagten  schon  die 
Motive  {Hai dien  IV  OO.'i): 

Nur  insoweit,  als  in  der  frülieren  Zeit  bereits  kcmkrete, 
von  dem  Fortbestand  des  Familienverhältnisses  unabhängige 
Rechte  erwachsen  sind,  hat  es  bei  denselben  sein  Bewenden. 

Aus  ähnlichen  Erwägungen  wurde  in  der  zweiten  Lesung 
der  Antrag,  das  gesetzliche  Erbrecht  des  unehelichen  Kindes 
nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  regeln,  abgelelint,  weil  höchstens 
eine  auf  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Regel  beruhende  An- 
wartschaft auf  die  Erbfolge,  nicht  aber  ein  wohlerworbenes 
Recht  vorliege  {Protokolle  Yl  öö!  Ausg.  Gtittentdg). 

Daß  der  Abs.  1  für  die  nach  französischem  Recht  „aner- 
kannten", nicht  auch  „anzuerkennenden"  Kinder  den  Abs.  1 
gelten  laßt,  dürfte  ebenfalls  ins  Gewicht  fallen.  £s  mag  sein, 
daß  der  Absatz  3  des  Art.  206  den  Zweck  hat,  festzustellen, 
ob  auf  die  Anerkennung  Art.  208  und  nicht  die  Vorschriften 
über  Legitimation  in  Art.  209  anzuwenden  sind  {Planck  Ziff.  6 
zu  Art.  206);  Wortlaut  und  Sinn  der  Bestimmung  ergeben  aber, 
daß  die  wohlerworbenen  Rechte  solcher  Kinder,  die  schon  nach 
französischem  Recht  anerkannt  waren,  geschützt  werden  sollten; 
geht  man  weiter,  so  räumt  man  tatsächlich. die  Torbehaltenen 
Rechte  allen  unter  dem  französischen  Recht  geborenen  Kinder 
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ein  und  es  ist  niclit  abzuseilen,  warum  von  „anerkannten" 
Kindern  die  Rede  ist.  Die  Tatsaclie  der  bereits  erfolgten  An- 
erkennung ist  um  so  wichtiger,  wenn  in  ihr  nicht  nur  ein 
Geständnis,  sondern  ein  rechtsgeschäftlicher  und  rechti^begrün- 
dender  Akt  zu  finden  ist  {Planck  a.  a.  0.  und  Affolter  a.  a.  0. 
S.  292  Anm.  2  sowie  S.  365) ;  es  werden  dann  nur  die  Rechte 
gewahrt,  die  deshalb  entstanden  sind,  weil  der  Akt  noch  unter 
der  Herrschaft  des  alten  Rechts  errichtet  wurde. 

AVenn  daJier  Habicht ^  Eintoirkung  des  BOB,  3.  Aufl. 
S.  662  annimmt,  daß  die  Anerkennung  vor  oder  nach  dem 
1. 1.  00  erfolgen  kann,  ktzterenfalls  aber  in  den  Formen  des 
Art.  334  0.  C.  erfolgen  muß,  kann  ilim  nicht  beigetreten  werden. 
Habicht  setzt  dem  wohlerworbenen  Rechte  die  durch  die  Ge- 
burt erworbene  V&higkeit^  solche  Rechte  zu  erwerben,  gleich 
und  schließt  demgemSß  Kinder,  die  in  Ehebruch  oder  Blutschande 
erzeugt  sind,  gemäß  Art.  335  C.  C.  von  der  Mdglichkeit  aus, 
durch  spätere  Anerkennung  den  Namen  des  Yateis  zu  erwerben. 
Die  Geburt  gab  aber  dem  unehelichen  Kinde  überhaupt  kein 
Recht,  nur  der  freie  Wille  des  Vaters;  äußersten  Falls  war  das 
durch  die  Geburt  des  Kindes  erworbene  Recht  nur  darauf  ge- 
richtet)  Rechte  zu  erwerben,  wenn  der  Vater  freiwillig  die 
wahre  Tatsache  der  Vaterschaft  anerkannte  (Art.  839).  Es 
könnte  auch  hier  nur  von  einer  Anwartschaft  die  Rede  sein. 
So  schließt  auch  das  Kammergericht  [^Rechtsprechung  der  Ober- 
landesgerichte 1  190)  die  Anwendung  des  Art.  208  III  aus, 
wenn  „das  Kind  zur  Zeit  der  Herrschaft  des  französischen 
Rechts  nicht  anerkannt  worden  ist." 

2.  Was  die  Legitimation  betrifft,  so  bestimmt  Art.  209  des 
EG  in  Übereinstimmung  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen,  daß 
nach  den  bisherigen  Gesetzen  zu  entscheiden  ist,  inwieweit  ein 
vor  (Irm  1.  1.  00  legitimiertes  Kind  die  rechtliche  Stellung  eines 
ehelichen  habe,  während  für  das  später  legitimierte  das  BGB 
entscheidet.  Ausschlaggebend  ist  also  auch  hier  der  rechts- 
geschäftliche Akt.  Hatte  hiemach  das  französische  Recht  An- 
wendung zu  finden  und  fand  die  Verehelichung  vor  dem  1.  1.  00 
statt,  ohne  daß  das  Kind  bis  dahin  anerkannt  war,  so  läßt 
hier  auch  Habicht  (a.  a.  0.  S.  647)  eine  nachträgliche  An- 
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erkenimiig  in  den  Formen  des  französischen  Rechts  nicht  zu, 
sondern  erklärt: 

Jeder  der  beiden  Akte  ist  in  seiner  Wirkung  nach  dem- 
jenigen Becht  zu  beurteilen,  un^^r  dem  er  erfolgte.  Das  alte 
Becht  versagte  aber  der  Eheschließung  ohne  vorherige  oder 
gleichzeitige  Anerkennung  die  Wirkung  der  Legitimation,  und 
das  neue  knüpft  diese  Wirkung  nicht  an  die  Anerkennung, 
die  unter  ihm  erfolgt,  sondern  an  die  Eheschließung,  die  schon 
unter  dem  früheren  Becht  erfolgte.  So  kann  keiner  der  beiden 
Akte,  und  auch,  wegen  ihres  zeitlichen  Auseinanderfallens, 
(k(Umen)  nicht  beide  die  Legitimation  herbeiffihren. 
So  auch  das  Kammergericht  Berlin  in  der  Entscheidung 
vom  21.  5.  00  {Entscheidungen  in  Angelegenlieiten  der  freiw. 
Gerichtsbarleit  I  41  f.). 

Wenn  Habicht  die  Frage  aufwirft  und,  allerdings  zwei- 
felnd, bejaht,  ob  nicht  eine  Wiederholung  der  Eheschließung 
die  Legitimation  bewirken  könne,  so  ist  dies  mit  Affolter 
a.  a.  0.  S.  292  (vgl.  auch  Anni.  4  und  die  dortigen  Autüiirungen) 
zu  verneinen:  war  schon  die  erste  Ehe  gültig,  so  sind  ihre 
Wirkungen  sofort  eingetreten,  eine  Wiederholung  ändert  daran 
nichts. 

Die  iandesgesetzlichen  Überleitungsvorschriften  haben  er- 
leichternd eingegriffen  und  das  Kind  für  legitimiert  erklärt, 
wenn  die  Eltern  vor  dem  1.  1.  00  geheiratet  haben  und  der 
Vater  das  Kind  anerkannt  hat  nach  dem  Inkrafttreten  des  BGB 
(Bayerisches  Überleitungsgesetz  Art.  141),  vor  diesem  Zeitpunkt 
(Preußisches  Ausführungsgesetz  zum  BGB  Art.  71),  vor  dem 
Zeitpunkt  anerkannt  hat  oder  nach  ihm  anerkennt  (Hessisches 
Gesetz  vom  7.  7. 00). 

Mit  Eecht  hat  Habicht  die  Frage  ausgeworfen,  ob  nicht 
diese  verschiedenartige  Regelung  sich  widerspricht  und  ob  nicht 
ein  Kind,  das  am  1. 1.  00  noch  nicht  legitimiert  war,  nur  mehr 
nach  dem  neuen  Rechte,  also  durch  eine  spätere  Eheschließung 
der  Elterp  oder  durch  Ehelichkeitserklärung  die  Rechte  des 
ehelichen  Kindes  erwerben  kann.  Ffir  das  bayerische  Recht 
wurde  geltend  gemacht,  daß  die  der  Eheschließung  nachfolgende 
Anerkennung  nach  dem  früheren  Rechte  die  Legitimations- 
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Wirkung  nicht  haben  konnte  {Henle- Schneider  Zifi.  5  e), 
das  preußische  Gesetz  wirkt  aber  gerade  deshalb  nur  von  seiner 
Geltung  an,  die  sofort  eintrat,  bis  zum  1.  1.  00  {Rodler  h.  C. 
und  Habicht  S.  648  Anm.  3). 

Der  Ausweg,  den  Habicht  angibt,  daB  die  bayrische  und 
hessische  Bestimmung  durch  EG  Art.  208  II  gedeckt  seien,  er- 
scheint nicht  gangbar,  da  die  intertemporale  Bestimmung  für 

Legitimation  ausschließlich  in  Art.  209  vorliegt,  Art.  208  II 
aber  Brautkinder  und  ähnliche  Fälle  betrifft;  hier  war  die 
Stellung  des  ehelichen  Kindes  sofort  ohne  Legitiinatioii  ein- 
geräumt. Da  aber  die  Landesgesetze  nach  Art.  209  und  218 
nur  darüber  Bestimmungen  treffen  konnten,  inwieweit  ein  vor 
dem  1.  1.  00  legitimiertes  Kind  die  rechtliche  Stellung  eines 
ehelichen  hat,  so  konnte  die  Landesgesetzgebung  nur  bis  zum 
1.  1.  00  ErU  i(  hterungen  in  der  Legitimation  zulassen,  für  ein 
bis  daliin  überhaupt  noch  niclit  legitimiertes  Kind  kann  nur 
das  neuf^  T?rcht  in  Frage  kommen.  Insoweit  erscheint  es  auch 
sehr  fraglich,  ol)  die  Landesgesetzgebung  einer  vor  dem  1.  1.  00 
und  vor  dem  betreffenden  Ausführungsgesetz  abgeschlossenen 
Ehe  nachträglich  Legitiraationswirkung  beilegen  konnte  (z.  B. 
Alt.  105  und  141  des  bayrisclien  Überleitungsgesetzes),  wenn 
nach  dem  zur  Zeit  der  Eheschließung  geltenden  Rechte  die 
Legitimation  z.  B.  gegenüber  Kinder,  die  im  Ehebruch  oder  in 
iBlutschande  erzeugt  waren,  ausgescUossen  war. 

Im  rheinischen  Becht  konnte  die  bis  zur  .Yerehelichung  der 
Mtem  nicht  erfolgte  Anerkennung  des  Kindes  seitens  des  Vaters 
nach  Kabmettsbrdre  vom  6.  11.  27  durch  legitmaHo  per  re- 
scriptum  pHndpis  ersetzt  werden;  an  ihre  Stelle  tritt  jetzt  die 
EheUchkeitserklSmng,  welche  ja  bei  allen  bis  1.  1.  00  nicht 
legitimierten  Kindern  gemäß  §  1723  BGB  zulä.ssig  ist  (vgl. 
Sc  her  er  in  Jurist.  Wochenschriß  1900  S.  820  und  die  dort 
anget'ülute  Literatur;. 

Besteht  örtliche  uiid  zeitliche  Kollision,  so  muß,  da  yom 
Zeitbegriü  allein  aus  ein  Schluß  auf  die  Anwendung  eines  be- 
stimmten Bechts  überhaupt  nicht  gezogen  werden  kann,  zun&cbst 
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die  drtlicbe  Eollisionsfrane  gelöst  werden  (vgL  Zitetmann  in 
Dürings  Jahrb.  XXXXII  189  ff.  mit  Zitaten). 

1.  Das  Vaterschaftsanerkenntnis  in  den  Formen  nnd  mit 
den  Folf^en  dt\s  französisclien  Rechts  ist  nur  insoweit  m()<rlich, 
als  der  Vater  dum  iranzusischeii  Recht  zur  Zeit  der  Anerkennung 
unterstellt. 

2.  Kennt  das  örtlich  und  zeitlich  anzuwendende  Recht  die 
Legitimation,  so  ist  solche  mr)nlich ;  hat  die  Ehescliließungr  oline 
Vaterschaftsanerkenntnis  unter  der  Herrschaft  des  französischen 
Rechts  stattgefunden,  so  kann  auch  ein  neues  Recht  wohl  der 
Ehe  Lepritimationswirkung  verleihen,  ohne  solche  Bestimmung 
aber  bleibt  es  bei  dem  factum  praeteritum  der  Nicütlegitimation. 
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Rechtsprechung. 


Deutschland. 

Zeitliches  VerhäUms  der  KoUisionsnorme», 
OLG  Karlsruhe  18. 11.  08  (,J}wt8ehB  JunsteHzHHmg*  1904  S,  1144J, 

„Für  die  UMsb  1900  erhobene  Kla^  eines  tot  1900  geborenen  Kindes 

einer  Badcncrin  gC|2:en  einen  Nichtbadener  auf  Anerkennung  der  Vaterschaft 
ist  die  Kollisinnsnorm  nach  Art.  21  EG  z.  BOR  zu  finden.  Danach  ist 
maß<>;tbend  das  I'ersunalstatut  der  Mutter,  und  demgemäß  ist  die  Klage  nach 
LR.  S.  340a  zu  prüfen". 

Vgl.  den  Ztsch.  XV  347  gegebenen  Bericht  Uber  den  Stand  der  Frage. 
8.  anoh  Ztsob.  XV  387.  —  Red. 

Art.  10  E(r  z.  BGB.  —  Die  Bechtspers&nUckkeü  ausländisdter 
Handelsgesellschaften  richtet  sich  nach  dem  am  Ort  ihres 
Sitfses  geltenden  Becht*).  —  „Partnership"  nadt  dem  Becht 
von  New  York  nicht  rechtsfähig. 

0L&  Mamburg  14.  6.  04  („Rechtsprechung  d.  Oberlandesgerichte" 

1904  S.  263). 

Aus  den  Qrflnden. 
Dm  DeatBohe  GeneralkoDBolat  in  New  York  hat  nimUcb  beansknnftet: 

„Nach  Auskunft  der  Rechtsbeistände  dieses  Gfenenlkonsolats  kann  eine 
Handelsgesellschaft  (Partnership)  nicht  unter  ihrer  Firma  klagen  oder  verklagt 
werden.  Es  können  vielmehr  nur  die  einzelnen  Gesellschafter  klagen  und 
verklagt  werden".  An  der  Riclitigkeit  dieses  Rechtsgrundsatzes  des  im  Staate 
New  York  geltenden  Rechts,  die  übrigens  auch  von  den  Parteivertretern  nicht 
angefochten  ist,  kann  nicht  gezweifelt  werden  (vgl.  anch  Schnitttler, 
Wegweiser,  2.  Anfl.  8.  131).  Da  nun  naeh  anerkannten  Ornndsilaak  dee 
internationalen  PriTatrechts  ffir  die  Frage  der  Parteifähigkeit  der  bekkigten 
Gesellschaft  nur  das  am  Sitze  dieser  Gesellschaft  geltende  Recht  entscheidend 
sein  kann,  so  folgt  iueraos  olme  weiteres,  daß  der  Beklagten  die  Parteifahigkeit 

*)  Vgl  Ztadh.  XV  S93,  320,  XIV  64,  69,  163,  476.  ~  Red. 
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ahgeht  und  dal]  sie  demnach  nicht  verklatjt  werden  konnte.  An  diesem 
Ergebnisse  wird  auch  dadurch  nichts  geändert,  daß  die  Beklagte  —  diesen 
Orandsfttsen  sawider  —  im  Voiprocesse  in  der  Bolle  der  Klägerin  rar 
FroceBftUinuig  ragelMsen  ist  Dem  Kläger  kann  nnr  udnimgeBtellt  werden, 
in  dem  wider  ihn  etwa  einzuleitenden  Vollstrecknngsyer&ilirett  den  Mangel 
der  Partoifähigkeit  der  Beklagten  zur  Ocltnng  zn  bringen. 

Dem  klägerischen  Antrage  auf  Änderung  des  Passivrubrums  kann 
nicht  stattgegeben  werden,  weil  iiacli  den  hier  maßgehenden  Grundsätzen  des 
deutschen  Rechts  eine  Handelsgesellschaft  mit  den  Inhabern  derselben  nicht 
identifisiert  werden  kann  nnd  den  Inhabern  der  l»eklagten  Oeeelleebaft  — 
letstere  mag  rarzeit  bestellen  oder  nicht  —  die  Klage  aoeh  nicht  angestellt  ist. 

NicJititniveiidbarheit  der  s^'^'  1635,  1636  BGB  im  Falle  einer 
durch  ösferreichisrhe  (icrichte  (jemäß  §  103  a.  h.  GB  nnd 
§  114  J.  iV.  ausycs^jrodienen  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Beschluß  d,  KO  12.  7.  06  (1  Y  740i05). 

Den  Bhelenten  JT.,  welche  23.  8.  77  in  Gmttnden  (Österreich)  yor  der 

Bezirkshanptmannschaft  dort  die  bürgerliche  Ehe  eingegangen  waren,  wurde 
durch  Beschluß  13.  5.  02  des  Landgerichts  Wien  die  „einverstiindliche  Schei- 
dung ihrer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  bewilligt*,  narhdem  die  Ehegatten  be- 
züglich der  Fürsorge  für  ihre  vier  Kinder  und  bezüglich  ihres  Verkehrs  mit 
diesen  am  12.  ö.  02  notarielle  Vereinbarungen  getroffen  hatten.  Über  die 
Ansttthrnng  ist  ein  Proaeß  vor  den  Geriditen  in  Wien  aohAngig  gemacht 

Die  Ehefrau  wohnt  in  Baden  bd  Wien,  wihrend  der  Ehemann  (wddier 
immer  deutscher  Keich.san^ehöriger  gewesen  und  geblieben  ist)  wAt  dem  1.11.0S 
mit  den  Kindern  in  Wahler.shau.sen  bei  Cassel  wohnt. 

Die  Beschwerdeführerin  hat  mit  der  Behauptung,  der  Ehemann  K.  weigere 
sich,  der  Vereinbarung  vom  12.  b.  02  nachzukommen,  er  habe  den  Kindern  im 
Januar  190Ö,  als  sie  sich  in  Wilhelmsbühe  aufgehalten  habe,  den  Besuch  bei 
ihr  untersagt  and  lasse  andi  die  Kinder  in  den  Sommerferioi  nicht  ra  ihr 
kommen,  bei  dem  Vormondschaftsgraicht  an  Cassd  beantragt,  den  Ydrkdir 
swisehen  ihr  nnd  den  Kindern  in  einer  bestimmt  angegebenen  Weise  ra  regeln. 
Sie  hat  sich  dabei  einmal  an!  die  §§  1635,  1636  BGB  mit  der  Ausführung 
gestützt,  die  einverständliche  Trennung  der  Ehe  nach  österreichischem  Rechte 
stehe  der  Aufhebung  der  ehelichen  üenieinschaft  nach  BGB  gleich  und  beide 
Ehegatten  seien  als  gleich  schuldig  zu  erachten,  und  sodann  hat  sie  sich  auf 
§  1666  BOB  bemfen  mit  der  Ansfflhrung,  der  Vater  der  Kinder  gefährde 
das  geistige  Wohl  der  letzteren,  wenn  er  ihnen  Jeden  Verkehr  mit  der  leib- 
üohen  Ifntter  ohne  allen  Qnuid  Terwehie. 

Das  AG  Cassel  hat  durch  Beschluß  vom  22.  4.  05,  auf  den  Bezug  ge- 
nommen wird,  ^in  Ausfuhrung  der  zwischen  den  Eheleuten  K.  in  dem 
Kotariataakt  vom  12.  ö.  02  getroffenen  Vereinbarung  gemäß  %  163Ö  BGB'' 
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den  Verk^r  swischen  der  Klftgerin  und  ihrai  Kindern  in  genau  bestimmter 

Weise  geregelt. 

Auf  die  von  dem  Ehemann  hiergegen  eingelegte  Beschwerde,  in  der 
besonders  geltend  gemacht  wurde,  §  1685  BGB  könne  nicht  zur  Anwendung 
kommen,  weil  es  sich  nicht  um  eine  ,.gcsohicdcm'"  FAip  handle  und  der  Be- 
schluß des  LG  Wien  im  Deutscheu  Keich  keine  \\  irksumküit  habe,  da  der 
•Bbymfi.i^q  deatsoher  B^chsangehöriger  ad,  sowie  ferner,  Zmammoikitiift 
der  Kinder  mit  der  Matter  ohne  Anfsicbt  IcOnne  nicht  stattfinden,  da  die 
Mutter  nicht  geistig  normal  sei,  ist  vom  LG  Cassel  am  18.  6. 05  der  Beacbluß 
des  AG  aufgehoben  und  der  Antrag  der  Beschwerdeführerin  au!  Regelung 
des  Verkehrs  mit  den  Kindern  zurückgewiesen  worden.  Das  LG  hat  die 
Voraussetzungen  der  1635,  1636  BGB  nicht  für  gegeben  erachtet,  weil 
der  die  Scheidung  der  Eheleute  K.  von  Tisch  und  Bett  aussprechende  Beschluß 
des  LO  Wien,  da  der  Ehemann  Reichsangehöriger  sei,  gemäß  Art.  17  EG  z. 
BGB,  §  d88  Ziff.  3  ZPO  in  Deutsdiland  der  Wirksamkeit  entbehre  und  weil 
femer  die  §§  1635,  1636  BOB  erforderten,  daS  die  Ehe  auf  Grand  der  §§  1565 
bis  1568  BGB  geBehleden  sei,  sowie  weil  Streitigkeiten  über  die  Erfttlloi^ 
der  Vereinbarung  Tom  13.  6.  02  aasschließUch  durch  den  Frozefirichter  sn 
entscheiden  seien. 

In  der  weiteren  Beschwerde  der  Frau  K.  wird  treltend  gemacht,  der 
Beschluü  vom  13.  5.  02  sei  wirksam,  weil  durch  ihn  nicht  „zum  I^achteil" 
des  Ehemanuefl  JT.  von  Art.  1?  BG  i.  BGB  abgewichen  sei,  und  die  Scheidung. 
Ton  Tisch  und  Bett  durdi  wu  aaslll&disches  Geridtt  mflsse  der  Natur  der 
Sache  nach  dem  Fall  einer  Scheidung  aus  den  §§  1565  bis  1568  BGB  gleich' 
gestellt  werden. 

Das  KG  hat  der  weiteren  Beschwerde  den  Erfolg  versagt. 

Aus  den  Gründen. 

„Nach  §  lüä  des  österreichischen  a.  b.  GB  muß  Ehegatten  die  Scheidung 
▼on  Tlsdi  und  Bett  toh  dem  Geiidite  gestattet  werden,  wenn  sieh  beide  dazu 
yerstehen  und  Über  die  Bedingungoi  einig  sind  und  wenn  sie  fnner  die  in 
den  §§  104—106  Torgeaduiebenen  Yoransaetzungen  erfttllt,  wenn  sie  namentlich 
bezfiglich  ihrsor  geguiseitigen  Ansprüche  auf  Vanittgen  und  Unterhalt  und 
wegen  Versorcning  der  Kinder  eine  Vereinbarung  getroffen  haben.  Liegen 
diese  Erfordernisse  vor,  so  hat  gemäß  §  114  der  österreichischen  Jurisdiktions- 
norm vom  1.  8.  Ü5  das  Bezirksgericht,  bei  welchem  der  Ehemann  seinen 
allgemeinen  Gerichtsstand  bat,  die  einverständliche  Scheidung  der  Ehegatten 
Ton  Tisch  und  Bett  zu  bewilligen.  Diesen  Yonchriften  entspiioht  der  hier 
in  Bede  stehende  Besehlufi  des  Landgerichts  Wien  Tom  18. 5. 02,  durch  den 
ist  Bes<^werdeführerin  und  ihrem  Ehemanne,  nachdem  sie  insbesondere  in 
der  notariellen  Urkunde  vom  12.  5.  02  bezüglich  ihres  Vermögens  und  Unter- 
halts und  wegen  Versorgung,  t'nterl)ringini<j:  und  Erziehung  der  gemeinsamen 
vier  Kinder  Vereinbarungen  getrüücu  hatten,  die  cinvi-rständliche  Scheidung 
ihrer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  bewilligt  worden  ist.  Dieser  somit  nach  üster- 
fdtofaisdiein  Bedit  gesetzmäßig  erlassene  BeschluS  wird  Tom  LG  auf  Grund 
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des  Art.  17  Abs.  1  EG  z.  BGB  in  V«  iLindung  mit  §  :^2H  Ziff.  3  ZPO  als  in 
Deatschlaod  rechtsunwirksam  erachtet,  weil  der  Ehemaim  der  Beschwerde- 
fohrerin  dantidier  RMchaaogehöriger  sei.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob 
dies  ntrej^nd  ist  oder  ob  nicht  Tielmehr  ausgeschlossen  ist  die  Anwendong 
dos  Art.  17  Abs.  1  a.  a.  0.  deshalb,  weil  er  sich  nur  auf  Trennung  der  Ehe 
durch  Srhtidunffsurteil  im  .Sinne  des  BGB.  nicht  auf  eine  einverständliche 
Scheidung  von  Tisch  und  B.  tt  bezieht  (R(}  VZS  Entsch.  LV847ff.K  und  die 
Anwendung  des  §  .■<2H  Ziff.  U  Zl'H  einmal  deshalb,  weil  t?  H'2H  ii.  ii.  0.  nur 
auf  ausländische  Urteile  in  einem  Prozcli verfuhren,  nicht  auf  bestätigende 
gerichtliche  Entscheidung^  in  Angelegenheiten  der  freiwiUigen  Qericbtsbarkeit 
■ich  besieht,  nnd  sodann  deshalb,  weil  in  dem  genannten  Beschlasse  snm 
aNachteil"  des  dentschen  Ehemannes  Ton  der  Vorschrift  des  Art  17  Abs.  1 
EG  z.  BGB  nur  dann  , abgewichen*'  wäre.  \vi  nn  der  .unterlegene"  Ehemann 
bei  Beurteilung  des  K<  ( litsstreit<-.s  nach  deui  Kt  rlit«  des  Deutschen  Reichs 
, obgesiegt"  hätte  iO  ti  upp- S  t  e  i  n  Anm.  V.  .Svu/Jert  Anm.  ">  zu  i;  ii2H 
ZVi)).  Jetlenfalls  sind  vorliegend  die  Voraussetzungen  für  Mailnaimieii  des 
Vormnndschaltsgerichts  auf  Grand  der  ^i;  1(>35,  1636  BGB  nicht  gegeben. 
§  1695  beginnt  mit  den  Worten:  «Ist  die  Ehe  aas  einem  der  in  den  §§  1565 
Iris  1568  bestimmten  GrOnde  geschieden",  trifft  sodann  im  Abs.  1  Sats  1  des 
näheren  Bestimmung,  wem  von  den  Ehegatten  die  Sorge  für  die  Person  der 
Kinder  zustehen  soll,  je  nach<lriii  Im  i  der  Scheidung  ein  Ehegatte  allein  uiier 
beide  Ehegatten  für  schuldii:  •  rkliut  worden  sind,  und  erttilt  ilemiiüchst  im 
Abs.  1  Satz  2  dem  Vormundscliairsu'rriolite  die  Befugnis,  eine  abweichende 
Anordnung  zu  treficn.  wenn  eine  solche  aus  besonderen  Gründen  im  Interesse 
der  Kinder  geboten  ist  Daraus  erhellt,  daß  das  Vormnndschaftsgericht  snm 
Erlasse  von  Anordnungen  aaf  Grand  des  §  163Ö  sowie  des  aaf  diesen  ver- 
weisenden §  1636  BGB  nar  dann  betagt  ist,  wenn  die  Kinder,  bezüglich  deren 
die  Sorge  fttr  die  l'i  t  ii  «.der  der  persönliche  Verkehr  des  betreffenden  Eltern- 
teils  trerf'gelt  werd«  ii  »oll.  aus  einer  Ehe  sr.jmmt'O.  die  ans  einom  der  in  di-n 
1."»»).")  l»is  l."itl.s  lUili  bestimmt»  II  (iründcii  dtirch  S(  hcidungsurleil,  in  welchem 
zugleich  Uber  die  Schuldfrage  Entscheidung  getru&eu  worden,  aufgelöst  ist. 
Dies  ist  vorliegend  nicht  der  Fall.  Die  Ehe  der  Beschwerdeffihreritt  mit  dem 
Maler  JT.  ist  ttberhaapt  nicht  durch  Scheidangsorteil  aufgelöst,  geschweige 
denn  aas  einem  der  in  den  §§  1565^1068  BOB  bestimmten  Gründe.  Es 
kann  dahingestellt  bleiben,  ob  und  inwieweit  zufolge  der  Vorschrift  des 
Art.  1!)  Satz  1  E(i  z  P.GB,  wonach  das  Rechtsverhältnis  zwisciien  den  Elt<  rn 
und  einem  ehidicheii  Kind«-  nach  dm  deutschen  (iesetzen  beurteilt  wird,  wriin 
der  Vat<'r  di<'  ReiehsangilMuiiikcif  besitzt.  ^  ltj;{ä  BGB  auch  in  dem  Falle 
entsprechend  Auwendung  zu  imdeu  hat,  wenn  die  Auflösung  der  Ehe  zwischen 
den  Ehogatten  durch  aosl&ndisches  Scheidangsorteil  ausgesprochen  ist  (Planck 
Anm.  4  Abs.  2  zu  Art.  19  EO,  Niedner  EG  8.  63).  Im  gegebenen  Falle 
liegt  weder  ein  inländisches  noch  ein  ausländisches  Scheidtingsurteil  vor. 
Vidmdur  sind  die  Beschwerdeführerin  und  ihr  Ehemann  ülirr.  ingekommfti. 
sich  von  Tisch  und  Bett  zu  scheiden,  und  diese  einverständliche  Scheidung 

.  Zeitschrift  f.  Int«rn.  Privat-  n.  Öfftntl.  Reeht.  ZV.  ^ 
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von  Tisch  und  Bett  ist  ihnen  pemäß  den  Vorschriften  des  österrfichischen 
lifchts  vom  Gerichte  bewilligt  worden.    Üb  für  den  einen  oder  den  anderen 
Ehegatten  ein  gerechtfertigter  Onmd,  die  Scheidung  oder  Treimnng  der  Ehe 
sa  Terlftngen,  TorUtg,  itt  nicht  lestgeBtellt;  eine  aoldie  Featetellmig  konnte 
auch  nach  SsteneicMedieni  Becht  gemftß  §§  Iff.  der  Verordnimg,  hetanffend 
das  Verfahren  in  streitigen  Eheangelegenheitcn  vom  9.  12.  97  nur  nach  voran- 
gegangenem Streitverfahren  gemäß  den  Vorschriften  der  ZPO  vom  1.  8.  9.') 
durch  Urteil  erfolgen.   Es  fehlt  also  vorliegend  zur  Anwenduiif,^  der  16Hö, 
löäb  BGB  an  dem  Erfordernis,  daß  die  betreffende  Ehe,  aus  der  die  Kinder 
hervorgegangen  sind,  durch  ein  an!  einseitiges  Gesuch  (Klage)  eines  Ehegatten 
im  Prozefivwfahren  ergangenes,  bestimmte  Sch^dongegrttnde  feststeUendes 
Urteil  aufgelöst  ist.   Allerdings  sind  gemftB  %  1586  BGB  auch  mit  einer 
Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  die  Wirkungen  der  Scheidung  einer 
Ehe  verbunden  und  finden  daher  die        UiHi),  li\'M)  BGB  im  Falle  einer 
solchen  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ebenfalls  Anwendung.  Aber 
auch  die  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ist  wesentlich  verschieden  von 
der  vorliegenden  einverständlichen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett.  Sie  erfolgt 
ebenfalls  auf  Klage  eines  Ehegatten  durch  Urteil  (vgl.  §  639  ZPO)  und  in 
diesem  Urteil  ist  gem&6  §  1575  BOB  fastaustellen,  dafi  der  die  Authebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  begehrende  Ehegatte  auf  Schddnng  zu  klagen 
berechtigt  wäre.  Danach  ist  es  ausgeschlossen,  die  einverständliche  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  hinsichtlich  der  Anwendung  der       163.0,  1636  BGB  der 
Aufhebung  der  ehelichen  (ienieinschaft  gleich  zu  behandeln.    Im  Falle  einer 
solchen  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  liegt  auch  zu  Anordnungen  des  Vor- 
mundschaftsgerichts  nach  MaBgabe  der  §§  1635,  1636  BGB  kein  Anlaß  Yor. 
Die  Eh^tten  müssen,  wie  dies  auch  Tortt^nd  geschehoi  ist,  aber  die  ,Ver^ 
sorgung"  der  Kinder,  welclie  auch  die  Ersiehung  umfaßt  {Stubenrauch, 
<5sterr.  BGB  I  257  Anm.  2),  Vereinbarung  treffen,  bevor  sie  die  Bewilligung 
der  Scheiduntr  verlangen  können.    Hainldt  ein  Flie<_'atte  demnächst  der  Ver- 
einbarung hinsichtlich  der  Erziehung  der  Kinder  zuwider,  .so  kann  der  andere 
Teil  auf  Grund  der  Vereinbarung  seine  Rechte  im  FrozeÜwege  geltend  machen. 
Nur  dann  käme  ein  Einschreiten  des  Vormundschaftsgerichts  auch  in  diesem 
Falle  in  Frage,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  166M5  BGB  Torlägen,  wenn 
insbesondere  ein  Eh^tte  durch  mißbräuchliche  Ausübung  des  Ihm  etwa  durdi 
die  Vereinbarung  übertragenen  Erziehungsrechts  das  geistige  oder  leibliche 
Wohl  der  Kinder  gefährden  würde  (vgl.  auch  Stuhenrauclt  a.  a.  0.  S.  258 
No.  3).    Beschwerdefilhrerin  hat  sich  allerdings  in  ihrem  bei  dem  Vorrnund- 
schaftsgerichte  gestellten  er.sten  Antrag  nebenher  auch  auf  §  lößß  B(iB  be- 
rufen; jedoch  hat  sie  das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  für  ein  Einschreiten 
des  Vonnundschaftsgeridkta  nach  Maßgabe  dieser  Vorschrift  nidit  nftber  be- 
grtlndet,  und  späterhin  ist  sie  überhaupt  nicht  mehr  darauf  anrückgekommen. 
Es  bietet  sich  auch  weder  ans  doi  Entscheidungen  der  Yorinstanz  noch  sonst 
ein  Anhalt  dafür,  daß  die  Voraussetsungen  des  g  1666  BGB  gegen  den  Vater 
der  Kinder  gegeben  sind." 
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Dänemark. 

Erbrecht.  MaßgeMidikeU  der  lea:  domicUU. 
Xntaeksidung  des  „ffößateret"  25. 6. 02  (Ugeskr^  fw  Beiavdsen  1902 
B.S.216t  mjesterelstidemle  1902  S,235,  BlVerglR.  lfm  S.  263J. 
.Die  Frage,  wie  die  Erbschaft  eines  znr  Zeit  seines  Todi  s  in  Dünemark 
wohnhaften  Dänen  verteilt  werden  soll,  muß  nach  dänischem  Hecht  entschieden 
Werden.  Infolge  dessen  wurde  der  Krlivcrzicht  einer  mit  einem  Italiener  ver- 
heirateten, in  Italien  wohnhaften  Dänin  gegenüber  ihrem  in  Dänemark  wolm- 
haften  dftniachen  Vater  geml&ß  dem  dtoiachen  Recht  anfrecht  erhalten,  obgleidi 
dne  ioiohe  Yerftlgnng  Ton  der  italieniachen  Oesetigebmig  verboten  ist* 

.\  II  in  ;  ('l»»  r  die  MaBgcblichkeit  der  lex  domicilii  nach  dänischem  inter- 
nationalem Privatreeht  vgl.  Ztach.  1  104,  227,  11  391,  J.  XVI  13ö,  XX  23U.  — 
Über  die  Anwendung  der  lex  domicilii  im  Erbrecht  e.  Ztedi.  I  229.  Vgl. 
ancb  Actes  de  la  confirence  de  la  Baffe  1893  deuaeiime  partie  S.  48ff. 

Red. 

Niederlande. 

Ehescheidung  deutscher  iSlaatsatif/eJiöriger  in  Holland. 

Rcgtbattk  Arttheim  1'.7.  12  0.7  (niVpi(jlR.  1U<ir>  S.  17'J). 
Die  Ehescheidungsklage  einer  Diutsclien  gegfii  ihren  deutschen  Ehemann 
hat  das  zuständige*}  holländische  Gericht  nach  deutschem  liecht  za  beor- 
teilen,  da  nicht  Art.  9**)  des  Ges.  6.  5.  1829,  sondern  das  Prinzip  des 
Personalstatnts  Fiats  greift,  als  welches  das  Recht  der  StaatsangehSrigkeitf) 
m  gelten  hat. 

*)  Anm.  1:  Zuständig  ist  iku  Ii  Art  liVl  des  „Burffe/  l/Jk  "Wetbnck" 
im  Allgemeinen  die  „a/  /  ondiasemeHla-t  cytöank"  des  Domizils  des  Ehemannes. 

**)  Anm.  2:  Art.  9  lautet:  ^Het  burgerlijk  recht  mn  het  Kcning- 
rijk  is  hpfsrlffje  ronr  rrretndelinyen  als  roor  de  IfederlonderSf  eoolong 
de  wet  niet  öepaadelijk  het  tegendeel  vaststelt". 

t)  Anm.  3:  Die  hoU&ndiache  Praxis,  welche  die  leaf  patriae  als  Per- 
sonalstatnt behandelt,  knüpft  an  Art.  0  des  Ges.  5.  5.  1829  an,  welclier  lautet: 
„De  tretten  betreffende  de  rechten,  den  staat  en  de  bevoegdJieid  der 
pertiunen,  cerbinden  de  Xcdcrlanders  ook  wanneer  zij  sich  bidten  '« 
lande  betfinden*.  In  konstanter  Praxis  wird  (entgegengesetzt  i  inem  viel- 
besprochenen älteren  Erkenntnis  der  Arrondissements- Keirtl  unk  Anistordam 
25.  10.  1Ö43  {„Regtitgelee rd  Bijbhid'  VI  347)  dieser  Art.  daiuii  au.sgelegt, 
dafi  er  anch  fttr  Ausländer  den  Grundsatz  des  Heimatreehtes  als  statidum 
personale  enÜMt.  Vgl.  Leon,  De  Rcrffs^jiraitk  ran  den  hougen  Raad 
Teil  11  204 ff.,  sowie  in  derZeitächr.  Themis  lütiü  ^.  157,  s.  auch  Asser ^ 
R.  I  113 ff.  Red. 

Enht^ndigung  eines  Niederländers  im  Ausland, 

Kaeeatümeenteckeidung  des  f,Heogen  jBetad  der  Nederlanden"  10.  7. 05 

(BlVerglR.  J!W5  S.  339). 
Die  Bestimmung  des  Art.  6*)  des  Ges.  5.  5.  1829  hat  die  Wirkung, 
daß  der  Verfügung  eines  au.sliindischen  Gerichtes,   durch   welche  ein  im 
Auslande  sich  auflialteiider  Niederländer  wegen  Geisteskrankheit  entmündigt 
wird,  in  den  JNiederianden  die  Anerkennung  zu  versagen  ist. 

*)  Vgl.  Anm.  3  mt  dem  TOxhtt:geli»iden  Urteil.  Red. 
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Gesetzgebungsschau. 

(Verzdchiiis  der  bedeutenderen  Gesetze,  Verordnungen  etc.  —  Die  wicbtigerffli 
Texte  internationalistischen  Inhaltes  sind  ontor  dem  Stncb 

mitgeteilt.) 


AuBerdeutsche  Staaten. 

GroBbrltaoiiIcn  und  Irland. 

(Vgl.  Ztech.  Xra  282,  XIV  m.) 

im*)  (3  Edw.  YH)**). 

1.  Bank  Holidays  Aet  (ch.  1). 

2.  Pistols  Act  (ch.  18). 

3.  Sngar  CouTention  Aet  (21). 

4.  Act  nto  extend  and  adapt  tlie  Sdncation-Aot  1902  to  London* 

(ch.  24). 

5.  Act  „to  consulidate  with  amendmeutfi  the  laws  relating  to  liceusing 
in  Scotland"  (ch,  25). 

6.  Railways  (electrical  power)  Act  (ch.  '^0). 

7.  Act  .to  amend  tbe  loeomotiyes  on  highwaysAot  1896*  (ch.  36). 

8.  Irish  Land  Act  (ch.  37). 

9.  Act  ,to  make  Provision  for  the  defence  of  poor  prisoners* 

(ch.  38). 

1(3.  H 0 u s  1  n g  of  the  working  classes  Act  (ch.  39). 

11.  County  Courts  Act  (ch.  42). 

12.  Act  „for  regulating  the  bosiness  of  marine  störe  dealers  and 
dealers  in  seoond^hand  goods  in  Ireland*  (ch.  44). 

13.  Act  „to  make  bettet  piovision  for  regulating  the  employment  of 
children*  (ch.  46). 

*)  ikrichte  s.  in  Journal  of  the  society  of  compat  ative  legisUition. 
Ne  waeries  vol.  V  (London,  JohnMurray  1906)  sowie  ausführlicher  (nel»t 
Übersetzung  der  wirlititrstcii  Gcsctzei  in  Annuoire  de  h'gislatiou  ötrangere 
33.  annee  (Paris,  Liörairie  ghierale  de  droit  et  de  jurisprudence  1904). 

**)  Ober  Pablikationaart  und  Zitierweise  der  englischen  Gesetze  vgl. 
Ztsch.  Xin  222. 
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Italien.  * 

^Vgl.  Ztsrh.  XI U  514). 
VJi)'6*) 

1.  Qm.  12.3.  (No.  43)  bt  d.  Brflsseior  Zackerkonrention. 
8.  Dekret  1. 3.  (No.  70)      AbindeniQg  des  Reglements  7. 5. 1866  ftl». 
d.  Eonsolatsdienst. 

3.  Oes.  29.3.  (Xo.  ia3)  bt.  rntcrnehmunj?cn  d.  Gemeinden. 

4.  Gt's.  Iß.  4.  (No.  137)  bt  d.  Vertrag  m.  d.  Deutschen  Eeich  b. 
Schutz  d.  gewerblichen  Eigentums. 

ö.  ües.  24.5.  (No.  197)  bt.  d.  außer konkarsm&fiigen  Akkord. 

6.  Ges.  84.5.  (?)  bt.  d.  Eritreische  Kolonie.**) 

7.  Ges.  31.5.  ^o.  254)  bt  VolksvobiiiiBgen. 

8.  Ges.  87. 6.  (No.  848)  bt.  Abaodenuig  d.  Ges.  18. 6. 1908  flb.  d.  Ez- 
haltling  d.  Denkmäler  u.  Knnstwerke. 

9.  Oes.  29.6.  (No.  243)  bt.  Unfälle  d.  Arbeiter. 

10.  Ges.  24.  12.  iNo.5U0)  bt.  provisorisches  Handelsabkommen  m. 
()  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  U  n  g  a  r  n. 

11.  Dekret  27.  12.  (No.  525;  bt.  pruviäoriäcbes  Handelsabkommen 
m.  Hoatenegro. 

18.  Dekret  31. 18.  (No.  511)  bt.  provisorisches  Handeltabkommen 
m.  Österreicb-Ungarn. 

*)  Berichte  ü.  Übersetzungen  s.  Journal  of  Üie  society  of  compara- 
Hw  Ugialatio»  a.  a.  0.  S.  308,  AnrntairB  a.  a.  0.  8. 199. 

**)  Das  Gtoseti  soll  in  einem  j^ftteien  Heft  inm  Abdmok  kommen. 
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Vermischte  Mitteilungen. 

Von  der  Redaktion. 


1,  Abschließung  der  von  der  vierten  Haager  Konferenz  ent- 
worfenen Verträge  über  internationales  Privatrecht. 

Die  im  Jahre  1904  fertig  gestellten  Vertragsentwürfe  über 
Zivilprozeß,  Erbfolge,  Eherecht,  Entmündigung 
(s.  Ztsch.  XV  496)  sind  am  17.  Juli  1905  im  Haa^  signiert 
worden  nnd  zwar  sämtliche  Verträge  von  Deatschland, 
Frankreich,  Italien,  den  Niederlanden,  Portugal, 
Rumänien,  Schweden,  der  Vertrag  über  Zivilprozeß  außer- 
dem von  Luxemburg,  Bußland,  Spanien.*) 

2.  Sammlung  der  inteniatioiialen  SohiedBSiHrildie.**) 

Über  die  Notwendigkeit  einer  zuverlässigen  und  vollständi- 
gen Sammlung  der  internationalen  Schiedssprüche  kann  kein 
Zweifel  bestehen.  Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  das  bisher 
einzige  Werk,  welches  sich  diese  Sammlung  zur  Aufgabe  ge- 
stellt hat  (die  Werke  von  WhartoH ,  2.  Aull.  1887,  und  Moore, 
1898,  komiiien  nicht  in  Betracht,  weil  sie  sich  auf  Amerika 
beschränken),  niiralich  dasjenige  von  Lafontaine  (s.  Ztsch. 
XII  566)  allen  berechtigten  Ansprüchen  genügt.  Ohne  daß  dem 
großen  Verdienst  Lafo}ifaines,  der  hier  Bahnhrecher  war,  zu 
nahe  getreten  wird,  ist  jene  Frage  doch  insofern  zu  verneinen, 
als  Lafontaines:  Sammlung  einerseits  nicht  vollständig  ist  in 
bezug  auf  die  Zahl  der  Schiedssprüche,  andererseits  Lafontaine 

*)  Die  Texte  werden  in  folgenden  Heft  dieser  Ztscb.  abgedrockt 
werden.  Bed. 

**)  A.  dt  Lapradelle  et  JV.  Politia  JReeueÜ  des  ofHtragee  inter* 
nationaux.  Tome  premier.  Paris  (A.  JPedone,  13  Bue  SoufflotJ. 
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sich  auf  den  Text  drr  SrliicdsvtTträi^c  und  der  Scliicdssprüclic 
bt'schränkt,  d.  Ii.  von  den  N't'ihundlung'en  absieht,  welche  zwischen 
beiden  liepen,  auch  den  historischen  Zusammenhang  des  «ganzen 
Herganges,  seine  Voraussetzunfrcn  und  Wirkungen,  niclit  darlegt. 
Die  Professoren  de  Lapradelle  in  Grenoble  und  Politis  in 
Poitiers  nun  liaben  sich  der  Lösung  der  soeben  skizzierten,  weiter 
gesteckten  Aufgabe  rait  glänzendem  Erfolge  unterzogen.  Sie  haben 
die  Materialien  in  dem  vorbin  bezeichneten  weiten  Umfang  mit 
größter  Akribie  zusammengestellt,  und  den  Wert  ihres  Werkes 
zu  demjenigen  einer  wissenschaftlichen  Darbietung  ersten  Banges 
gesteigert,  indem  sie  die  Schiedsfälle  einzeln  oder  gruppenweise 
mit  wissenschaftlichen  Noten,  zum  Teil  beträchtlichen  Umfanges, 
versehen  haben,  welche  die  Bedeutung  der  Materialien  in  durch- 
sichtiger  und  bedeutender  Weise  erörtern.  Die  meisten  dieser 
Noten  rühren  von  den  Herausgebern  her,  die  übrigen  von 
P.  Jf.  C.  Asser,  Fauchille^  Laband^  Kleen,  Stoerk, 
Strisower.  —  In  dem  feinen  Vorwort,  mit  welchem  Professor 
Louis  Renault  die  Publikation  einleitet,  heißt  es:  „i>  Re- 
cueil  de  M.  M.  de  Lapradelle  et  Politis  donne  ce  qui 
fnanrpiait  poiir  les  gramls  proces  entre  les  Etats  qui  attirent 
de  plas  en  plus  latUnifion  publique.  II  permcttra  ä  ceux 
ffu'iutercsse  le  droit  inicnuitioual  de  completer  les  exposes 
doyuiatiques  par  la  jurispriidvni  c  des  trihunanx  d  arbitrage 
presentee  avec  tou^  les  eclaircisstiuciits  dc'siraöles." 

Der  vorliegende  erste  Hand  gibt  die  Scliiedsfälle  der  Jahre 
1798—1805  und  ist  insdtcrn  von  besonderem  Werte,  als  die 
Einzellieiten  der  Sc  hiedssjjniche  dieser  Zeit  bisher  überhaupt 
nicht  genügend  l»ekainir  «reworth'ii  sind. 

Das  20.  Jahrliundert  ist  dazu  zu  beglückwünschen,  daß  der 
praktische  Aufschwung  des  internationalen  Schiedsgerichtswesens 
die  wissenscliaftliche  Arbeit  mit  so  grundlegenden  und  vollwerti- 
gen Unternehmungen  auf  dem  Plan  findet,  wie  der  Recueil 
von  Lapradelle  und  Politis.  Ohne  Neid  muß  die  deutsche 
Publizistik  ihren  Glückwunsch  der  französischen  Wissenschaft 
darbringen,  welche  sich  hier  aufs  Neue  als  Führerin  und  Meistlerin 
der  Yölkerrechtswissenschaft  bewährt. 
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Bfl«henuiaelBeii. 

Werke  sllgemeinen  und  yermisebten  Inbaltes. 

Gesammelte  Schriften  von  Theodor  Mommsen.  i. 

Juristische  Schriften.    Erster  Band.   Mit  Monunsens  Bildnis  und  2  Tafeln. 

Berlin  (Weidmaim'wA»  Bncbhandlimg)  1905,  VI  o.  479  8.  —  Geh.  18  Mk., 

geb.  14.40  Uk.  — 

Zur  Orientierung  über  diese  wonderroUe  Herausgabe  mOgen  folgende 
Worte  des  Heraustrebcrs  0.  Hirsckfeld  dienen: 

,Tin  Jiilire  11*02  hatt(>  Jfominifen  mit  der  Sammlung  seiner  juristischen 
bthriltiu  begonnen  und  dafür  in  Bernhard  Kubier  einen  sachkundigen 
Jülitarbeiter  gefunden.  Mommsen  bestimmte  drei  Bände  fUr  diese 
Sammlung  und  itellte  ihren  Inhalt  bis  ins  einsehie  fest.  Der  erste  Band 
aoUte  die  Ton  ibm,  nun  Teil  im  ersten  Bande  des  Corpus  inscripHotmm 
Latinarum  bdiandeltoü  antiken  Oesetzestexte  mit  den  Kommentaren  ent- 
halten, der  zweite  die  Abhandlnngcn  über  römisdie  Juristen  und  römische 
Gesetzbücher,  der  dritte  seine  sonstigen  Beiträge  zur  römisrhen  Rechtsgc- 
.schichte.  Auch  naliiii  er  sofort  die  Ncubearbeitiinfr  der  |_^roljenteils  weit 
zurückliegenden  Kommentare  in  Angriff,  so  daß  er  bereits  im  Dezember  1902 
mit  dem  Druck  des  ersten  Bandes  beginnen  konnte.  Aber  teils  die  durch 
die  Fertigstdlnng  des  Tluodouiaimta  ihm  wwaohsene  große  Arbeit^  mehr 
noch  das  Sehwinden  seiner  Sehkraft  brachte  den  Druck  im  Hai  1903  schon 
bei  dem  vierten  Bogen  ins  Stocka,  und  es  sollte  ihm  nicht  mdir  vergönnt 
sein,  ihn  wieder  aufxunehmen. 

Nach  Movnnftens  am  1.  11.  03  erfolgten  Tode  übernahm  auf  Ritte 
der  Te.stanientsvollstrecker  A'iÜZer  die  selbständige  Drucklegung  der  juristi- 
schen Schriften,  deren  erster  Band  dank  seiner  energischen  Förderung  der 
Arbeit  jetzt  zur  Ausgabe  gelangt." 

*)  Die  Litcratnrberichte  dieser  Zeitschrift  verfolgen  den  Zweck,  über 
die  wichtigsten  juristischen  YeröfientUchongen  aller  Becht^eebiete  in  der 
Weise  kurz  zu  orientieren,  daß  Inhalt  und  Bedeutung  dw  Werke  mit  dem 
Maßstabe  gemessen  werden,  welcher  sich  von  dein  Standpunkte  des  inter- 
nationalen Rechtsverkehrs  aus  ergibt.  —  Daneben  wird  fortan  eingehendere 
Besprechung  aller  Werke  internationalrechtlichen  Inhaltes  ( —  im  weitesten 
Sinn  — )  des  In-  und  Auslandes  angestrebte         Die  Redaktion. 
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Dieser  Rand  umfaßt  :  Lpcjis  cohmine  Gettetirae  c.  LXI^ — IjXXXTT.  — 
Die  Stadirechtc  der  latinischtii  (icmcindcn  Salpcnsa  und  Malaca  in  der  Pro- 
vinz Baetica.  —  Sententia  Q.  M.  Minuciorum  inter  Genuates  et  Vitiirios. 
•~  Zwd  Sepnlcralredeii  man  d«r  Zeit  Angaats  und  Hadriana.  —  Ägyptisobes 
Testament  Tom  J.  189  n.  Chr.  —  Das  Testament .  des  C.  Longinas  Castor 
(Nachtrag).  —  Ägyptischer  Erbschaftsprozeß  ans  dem  J.  124  n.  Chr.  — 
Ägyptischer  Erbschaftsproseß  ans  dem  J.  ld&  n.  Chr.  —  Ägyptisdie  Papyri. 

Lebenserinneningto  von  Rudolph  Yon  Dellnü^  1817— 1867. 

2  Bde.  XIV,  349  n.  Xn  430  &  Leipsig  (Dmteker  4  Sumblot), 

Die  Anaeige  einer  Biographie  in  dieser  Zeitschrift  bedarf  der  Recht- 
fertigung. Diese  Rechtfertigung  liegt  aber  bei  v()rli<'<xonder  Publikation  schon 
in  dem  Namen  des  Staatsmannes,  der  von  1842  bis  1876  in  hervorragender, 
soit  IH.jlJ  in  fülncnder  Stellung  an  der  preußisch-deutschen  und  seit  1862  an 
der  internationalen  Handelspolitik  Preulieus  und  des  Deutschen  Reiches  be- 
teiligt war.  Die  Untoseldmung  des  dentseben  ZollTerd&svMtnigei  am  4. 4. 53 
war  da«  Werlr  Delbrücks.  Er  war  es  femer,  der  die  Handelsrertrige  des 
ZollTerains  mit  fHnfcreich  (1862),  England,  Belgien,  Italien  (1866)  bewirkte 
und  damit  das  freibändlerische  Systm  der  westeuropäischen  Handelsverträge 
für  Deutschland  einführte.  Sein  Name  und  seine  Täri'jkeit  ist  kennzeichnend 
für  diese  Epoche  der  europiii.schen  Handelspolitik.  Seine  Erlebnisse  und  seine 
Darlegungen  gewähren  daher  ein  weit  über  den  Wert  s  iV-rsöniichen  hin- 
ansreichendes  Interesse,  und  es  mag  hier  nur  hervorgchubcn  werden,  daß  die 
Torliegende  Selbstbiographie  die  Erwartung,  mit  welcher  der  Leser  ihr  biemadi 
entgeg^itritt,  nicht  entt&nscht  ObwoU  aneh  rdch  an  persSnlichem  Inhalt 
haben  die  Lebenserinnemngen  ihren  Schwerpunkt  doch  in  der  Darstellnng 
des  politischen  Lebens,  insbesondere  der  handelsi)olitisohen  Verwickelungen 
und  Lösnnf^en  in  der  Z<'it  von  1849  bis  1867.  Mit  1867  bricht  die  Darstellunfi 
ab.  Ein  Nachtrau:  berichtet  alu  r  noch  über  die  P.cteiligung  des  Verfassers 
am  Zustundekoinmen  der  Reichsverfassung,  dcixa  Irkunde  er  im  September 
1870  im  Hauptquartier  ra  Reims  entwarf,  ,in  einem  stillen  Qartensimmer, 
mit  dem  Blick  auf  die  KOnigs-Kathedrale  des  alten  Frankreichs'. 

Internationales  Recht. 

Handbuch  des  Hcrhlshiilcverfahrens  im  Deutschen  Reiche  sowie  im  und  gegen- 
über dem  Auslande  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  Konkurssachen, 
in  Angelegcnhdten  der  Irdwilligen  (kfkSttdHurfeelt  nnd  in  Yerwaltnnipndien. 
Von  Dr.  jnr.  Hans  Delinsy  Kammei^ferichtsrat.  Erlangen  (Mm 
4»  Enfu)  1906.  XI  n.  468  a  — 

Das  im  Jahre  1886  erschienene,  seinerzeit  vortreffliche,  jetzt  aber  ver- 
altete ^Handbuch  des  Ivcchtshilfeverfahrens*  von  Böhm  bat  hier  eine  sehr 
dankenswerte  Neubearbeitung  erfahren.  Neu  ist  die  Einbeziehung  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  und  der  Verwaltungssachen.  Neu  ist  aber  auch  zum 
großen  Teil  der  übrige  Inhalt,  in  welchem  eine  erhebliche  Zahl  jüngerer 
Instruktionen,  Gesetne  nnd  Staaterertcftge  sn  herOoksiehtigen  war.  Bin  Bneh 
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wie  dieses,  das  in  beständigem  Strudel  befindliche  Materien  behandelt,  wird 
nie  fertig,  ist  niemals  vollkommen  und  bleibt  nur  kurze  Zeit  richtig.  Nichts- 
destoweniger sind  solche  Bflcher  nnentbebrlicli  and  man  kann  nur  wOnschen, 
daß  der  bncbhftndlerieclie  Verbiaiidi  der  Deiiue*8chuk  Arbeit  groß  gimng 

iMtt  wn  recht  bald  nnd  recht  oft  neue  Auflagen  an  ermöglichen.  Diese  werden 

unter  der  Fürsorge  des  Verfassers  sicherlicli  stets  auf  der  erreichbaren  Höhe 
stehen.  —  Das  Riuh  sollte  in  der  Hand  jeder  Gerichtsbehörde  und  jedes  An- 
waltes sein,  wiil  es  '  iti  unentbehrlicher  Ftlhrer  in  den  täglich  mehr  sich 
entwickelnden  Rechtshilfefrageu  ist. 

Wharton,  F.  A  treatise  on  the  conflict  of  laws  or  private  international 
law  —  H.  Aull,  von  George  H.Parmele.  Rochcster  N.  Y.  fXa*r//e/>' 
Coopcrative  PublMug  Co.)  2  Bde.  CCX2ÜY  u.  XXVII  u.  183U  6. 
—  Geb.  $  12.  — 

Seit  1870  galt  „Wharton  m  etmfUet  of  law»'  in  Ameriica  als 
Hanäart  toork  des  amerikaniBchen  internationalen  Friyatrecbts.  Spftter  sind 
die  guten  Worke  ron  Storp,  Dicey^  Moore,  Minor,  Bealo  (s.  Ztach. 

XIV  562)  hinzugekommen.  Sollte  daher  Wharton*8  Name  nnd  Werk  in 
der  Gegenwart  lebendif^  erhalten  werden,  so  war  es  sehr  an  der  Zeit,  eine 
neue  Auflage,  und  zwar  eine  durchaus  umgearbeitete,  zu  veranstaltt  ri.  Der 
Herausgeber  hat  sich  dieser  Aufgabe  mit  Energie  und  Krlolg  unterzogen. 
Der  Zusammenhang  mit  den  ersten  Auflagen  ist  nach  Möglichkeit  gewahrt, 
hisbesondere  sind  die  von  Wharton  berrttbrenden  Ziffern  öist  praJctischen 
jfiwttono*  nnd  deren  Leitsitie  beibehalten.  Aber  da  inzwischen  Judikatur 
und  Literatur  ungeheuer  angewachsen  nnd  zahlieidie  ganz  neue  Fragen  zur 
Entscheidung  gekommen  oder  angeregt  sind,  so  mußten  viele  und  umfassende 
„sectiovs'^  eingeschaltet  werden.  Namentlich  hIkt  mußten  die  Fußnoten  stark 
vermehrt  werden,  so  daß  der  L'mfaufi  des  \\  i  rkes  auf  weit  mehr  als  das 
Doppelte  angeschwollen  ist.  —  Das  Buch  steht  nunmehr  entschieden  wieder 
an  der  Spitse  d«r  amerikanisGhen  Ltteratur  des  intnnatiMialen  PdTatrechts» 
und  w^  Auskunft  Aber  den  positiven  Stand  der  amerikanischen  Praxis  in 
„eonfliet  of  JofM"  haben  will,  kann  Wharton'ParmoU  nicht  umgehen. 

Deutsches  Bürgerliches  Recht. 

Vorträge  über  das  Recht  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Von  Dr.  E«  Bek.  — 
Haeh  des  Ya^fassers  Tode  durch  Feststellung  des  Wortlautes  fortgeführt 
und  mit  Anmerkungen  Tersehoi  Ton  Dr.  B.  Leonhard.  —  Erste  und 
sweite  Auflage.  Berlin  (Quttontag)  1903,  1904.  3  BBnde.  — 

Der  am  6.  Januar  1901  seiner  erfolgreichen  Tätigkeit  durch  den  Tod 
entrissene  bfnilimte  Berliner  Universitätslehrer  hat  die  Drucklegung  seiner 
von  1897— iHlHi  vor  etwa  öÜO  Praktikern  gehaltenen  Vorträge  nur  zum  Teil 
selbst  bewirkt.  —  Nach  Ecks  Tode  hat  R.  Leonhard,  der  Breslauer 
Romanist,  die  Fortsetzung  durch  Herausgabe  des  bei  weitem  grüüeren  Restes 
(etwa  */io  des  Oansen)  abemommfln  und  den  Text  mit  reichen  literaiiadien, 
loitisdien  und  eiiftntemden  Anmerlnuigini  TWMhen,  wodurch  die  wunderbar 
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lebendigen  und  durclisii  htig<'n  Ent Wickelungen  JCcA  s  für  die  praktische  Ver- 
wendung eine  dankiiis werte  Ergänzung  erfahren  haben.  Das  Lebrgenie  EckSy 
welches  in  der  geistvollen  Licbtheit  dieser  Vorträge  Triamphe  feiert,  eriiebt 
das  Werk  weit  über  die  TagesUteratar  and  sichert  ibm  dauemden  Wert 
nieht  nur  UtOTargeschichtlich,  sondern  aach  praktisch. 

WieniSZOWBki,  A.  liandbiu-h  des  Eberechts  mit  Aosschlui;  des  Ehe- 
schließungs-  und  Ehescheidungsreohtes.  Bd.  I.  Die  allgemeinen  Wirkungen 
der  Ehe.  1900.  Bd.  II.  Das  eheliche  Oflterrecht  (insbesondere  internationales 
nnd  intertomporales  Ottterrecht)  1904.  Dttsseldorf  (L.  Sehtoann). 

Dit'so  breit  angelegte  «.ysteniatische  Darstcllnng  des  Eherechts  gehört 
zn  den  bisher  nicht  zahlreichen  Arbeiten,  welche  größere  Partien  des  neuen 
bürgorlirhcn  Rechtes  des  D.  utschen  Reiches  raonographi.sch  zu  vertiefen  suchen. 
Der  VerssUch  ist  als  solcher  willkommen  zu  heitJen,  aber  auch  seine  vorliegende 
Behandlung  ist  als  erfreulich  und  förderlich  zu  bezeichnen.  Hit  Umsicht, 
8elbatftndigkdt  und  Scharfsinn  sind  die  prinzipiellen  und  zahlreiche  kasnisti- 
8obe  Fragen  anfgerollt  nnd  beantwortet.  Literatur  nnd  Judikatur  sind  sorg- 
fältig berücksichtigt,  abweichende  Meinungen  gründlich  erörtert.  Der  Prajds 
wird  das  Ruch  gute  Dienste  leisten  und  auch  die  Wissenschaft  erfährt  durch 
dasselbe  Anregung  und  Krmlt  rung. 

Was  die  internatioiuiliaivatrerhtlichcn  F'ragen  betrifft,  so  siuJ  diosL- 
(Bd.  II  19—43)  in  umsichtiger  und  unabliangiger  Weise  behandelt.  In  den 
grunds&taliditti  Fragen  tritt  der  Verfasser  auf  Dernburffs  Sdte  (gegen 
Neumann,  aber  auch  gegen  Xakn  und  gegen  den  üntenteidineton).  Im 
Ergebnis  gelangt  der  Verfosser  Übrigens  im  wesentlichen  dazu,  daß  auch  im 
Lückenbereich  der  unvollkommenen  Kollisionsnormen  des  EG  das  Staats- 
angphörigkeits[iiiii7.ip  maUgebcnd  sein  muß.  —  Das  Verhältnis  der  inter- 
temporalen und  internationaleti  Kollisionsnormen  ist  besonders  eingehend 
(S.  58—68)  erörtert  und  kasuistisi  h  dargelegt.  Der  Verfasser  akzeptiert  hier 
im  Allgemeinen  Kahns  Standpunkt  (s.  Ztsch.  XV  347 — 48),  aber  nicht  ohne 
gewisse  selbständige  Abweichungen.  Niemeyer. 

Ausländisches  I?  ii  r  g  e  r  1  i  c  h  e  s  Recht. 
StOfMJUart,  (E  ),  Avocat  k   la   cour   d  appel        Bruxelles,     Apen  u  de 

I  nvolution  juriditiue  du  mariage.    I  France.    Bruxelles,  Paris  (Libraii  ie 

g^tuh  ale  de  droit)  lUOö.    298  S.  — 

Der  dunsh  eine  Bieihe  intnnationalrechtlicher  nnd  rechtSTerglelcbender 
Arbeiten  wdilbekannte  Brttsseler  Anwalt  hat  eine  Darstellung  der  üntmsal> 
Entwickelungsgeschiohte  der  Ehe  unternommen,  welche  ebenso  durch  klare, 
übersichtliche  Anlage  und  elegante  Darstellung  als  durch  Beherrschung  des 
Materials  und  kräftige  Durchfiihninu:  der  evolutionistischen  Leitgedanken 
anspricht.  Es  sind  keine  gründet luzendeu  L'ntersuchungen  angestellt,  aber 
auch  der  juristische  Sachkenner  tindet  doch  allerlei  neue  Gedanken  und  neues 
Material.  Soziologen  und  Reehtsrei^leicfaer,  Politiker  und  Historiker  werden' 
das  Buch  mit  Interesse  lesen. 
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Michoud,  (Leon).  La  th(^orie  de  la  personnalitö  morale  et  son  application 
au  droit  fran(;ais.  Vol.  I  u.  484  S.  Paris  (Librairie  ginäraiß  de  droit 
et  de  jxiriKpt  udence)  ülOß.  —  10  frcs.  — 

Diese  Publikatiou  des  als  Professor  iu  ürcnuble  tätigen  Gelehrten  muß 
Aolmerkaaiiikeit  eir^pen  wegen  ilires  im  besten  Sinne  internationali8ti«slien 
Ohanikten.  Das  Buch  Imflpft  unmittelbar  an  die  dentad»  BeditewieBenecliaft 
an;  es  folgt  Gierkes  GenMsenechaftstbeorie  („tMorie  (Forffone'J  und  be- 
kundet au!  Schritt  und  Tritt  die  Vertrautheit  des  Verfassers  mit  deutscher 
Literatur  und  deutscher  Denkweise  Ulichund  sucht  Gierkes  Theorie 
für  das  französische  Recht  durchzufüliren  und  auszugestalten.  Dabei  kommt 
natürlich  nicht  nur  für  die  französische  Jurisprudenz  etwas  heraus,  sondern 
aiuA  die  deutsche  Theorie  wird  durch  diese  Probe  in  lehrreicher  Weise  be- 
leuchtet. Sowohl  die  blendenden  Bigenschaften  als  die  Sehwftchen  der  Theorie 
treten  dabei  noch  sehftrfer  herror.  Niemeffer, 

Straf  recht. 

Zum  ältesten  Strafrecht  der  Kulturvölker.  Fragen  zur  Rechts- 
vergleichung, gestellt  von  Th.  Mumnisen.  Mit  einem  Vorwort  von 
K.  Binding.    Leipzig  (Duncker  «t  Humblot)  1905.    112  S.  — 

„Das  hoch  an  leitende  Vermftchtnis  dnsi  ünTergefilichen'  nsunt  In 
sdnem  Vorwort  Binding  diese  dorch  einen  JfommtftfM'sohen  Fragebogm 
veranlagten,  von  Mommaen  eingeleiteten  HitteUnngen  hervorragender 
Philologen  und  Juristen  über  strafrechtliche  Urerscheinungen  der  Griechen 
(Freudenthal  u.  Wilntnowitz-MoellendorfJ,  Römer  (Hitzig), 
Germanen  (B  i  ti  n  ne  r ,  Jiuethe),  Inder  (H.  Oldenberg) ,  Araber 
(Nu  Ideke) ,  Israeliten  (Wellhausen)  ^  Islamiten  (Goldziher), 
Mammaen  war  auf  diese  Fhig^n  durch  sein  rOmisdhes  Strafreofat  geleitet, 
und  er  fand,  dafi  »die  historisch-philosophische  Bedeutung  saldier  Zusammen- 
stdlnngen  ffir  unser  Ahnen  ttber  die  Urzustände  des  Henschengeadilechts  and 
unser  Wissen  über  seine  weitwe  Entfaltung  nicht  hoch  genug  angeschlagen  - 
werden  könne." 

Das  ,eriist<  Fraise-  und  Antwortspiel^  ste-llt  ein  Denkmal  der  Rechts- 
vergleichung dar,  welches  die  Mit-  und  Nachlebenden  aller  Nationen  zur  Ver- 
folgung jener  methodisch  und  gegenständlich  gleich  schwierigen  und  interes- 
santen Probleme  aulruft  FOr  ArbdtsteÜung  und  Arbeitsvereinigung  ist  diese 
JS£omm»en^vSbB  Hinterlassenschaft  TorbildliGh. 


Bibliographie*) 

des  internationalen  Reclits 

1904.**) 

Von  Dr.  phil.  F.  WlM^wa»  Bibliothekar  der  Haodelskainmer  ta  Berlin. 


A.  Ydlkcmdit  nebst  HtOfsdiszipUneii.***) 

1.  ({aelleii* 

Aeeords  eonclna,  le  8  aTril  1904,  «itre  la  Franoe  efc  TAngleterre  an  rn^et  da 
Haree,  de  TEgypte,  de  Tene-Neare  etc.  —  Juit.  int.  n  61—81;  ferner 
leparat:  Paris  (Impr.  nationale)  47  S. 

Aeiet  de  la  qnatridme  ronf^rencc  de  La  Haye  ponr  le  droit  international 

privö  (16  mai— 7  juin  liX)4i.  —  La  Haye. 
Coden  et  lois  puur  hi  Krance,  VAlgcrii;  et  les  colonies  .  .  .  d<»iin aiit  la  con- 

cordaucc  des  lois  et  des  decrets  entre  eux  et  les  priiu  ipaux  traites  inter- 

nationaoz  reL  an  droit  priTÖ  par  Adriem  Carpentier  8.  6d.  —  Paris 

(Matcbal    Billaid)  2  Bd. 
Conioeniim  d*arbitni|^  pennanent  du  2ö  dteembre  1903  entre  la  Franoe  et 

ritalie.  —  R.G.  XI  941. 
Convention  d'arbitra^^e  permanent  du  1*'  f^vrier  1904  entre  la  Grande» 

BrotaLme  et  l  ltali«'.  —  R.  G.  XI  219  f. 
Conce/ition  d  arbitrage  permanent  du  12  f^vrier  19U4  entre  le  Dänemark 

et  les  Pays-lJas.  —  J\.  0.  XI  765—767. 

*)  Ein  Vi  r/richnis  dt  r  beinitzti  n  Zeitsehriftcn.  sowie  der  AbkUrzun*?en 
ftti  einige  der  häutiger  vor  kommenden  Zeitschriften  siehe  am  Schluß  der 
Bibliographie.  —  Bei  Zeitschriften  beseicbnet  die  römische  Ziffer  am  Sohlnß  die 
Kummer  des  Bandes. 

Außer  den  Erscheinungen  dct>  Jahres  1904  ( —  diesen  ist  die  Jabres- 
labl  nicht  beigefügt  — )  sind  einzelne  Erscheinangen  Ton  1908  nachgetragen. 
Diesen  ist  das  Erscheinungsjahr  beitr<'fiiL't. 

♦♦*)  Eingeschlossen  ist  die  staatsrechtliche  Literatur  über  die  internatio- 
nalen Rechtsbesiebnngen  (Staatsangehörigkeit,  Ein-  nnd  Ansvandemngsrecht, 
Konsularwesen,  Kolonialrecht,  Prisi  ni,^  richtsbarkeit  usw  i. 

Hier  ausgeschlossen  und  unter  B  gestellt  ist  die  besondere  Literatur 
des  internationalen  Privat-,  Straf-  und  Prozeßrechtes.  Eingeschlossen  unter 
A  sind  die  Ernc  hciniingen,  weldie  diese  Ifaterien  als  Bestandteil  oder  Anhang: 
des  Völkerrechtes  behandeln. 
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OwtlU,  S,  BecopUaciöB  de  tntadw,  oonTCiicioiies,  aetu  y  demte  iBBtnunentos 

inteniBdoiiftlea.  —  Yalenda.  2 1. 
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Juristische  \\  uthenschrift.    Berlin  i^JMocser)  XAIll. 
'  Dentsclw  Zeitschrift  für  Kirchenrecht.  Tübingen  (J.  C  B.  Mohr)  XXXVI. 
Zeitschrift  fOr  freiwillige  Gerichtsbarkeit  and  die  GemeindeTerwaltiing  in 

Württemberg.   Stuttgart  (J.  B.  Metzler)  XLYI. 
Zeitschrift  für  Handelsrecht.    Stuttgart  (Enke)  LIV,  LV. 
Juristische  Zeitschrift  für  Elsaß- Tjothririi^t  t!     Staßlitirg  W.  Heinrich)  yxnr, 
Kuldiiiale  Zeitschrift.    BiTÜn  ! Verlag  der  Kuloniakii  Zcitschrifr  \' 
Zeitschrift  für  Kuluuialpuiitik,  Kolonialrecht  und  Koloniaiwirtächatt.  Berlin 

(SttsseroU)  VI. 

Zeitschrift  des  Deutschen  Notarvereines.  Hall«  a.  S.  (Selbstverlag)  IV. 
Zeitschrift  fttr  internationales  Privat-  und  Öffentliches  Recht.  Leipzig  (Doncker 
&  Humhlot)  XIV. 

Zeitschrift  für  nngariacbes  öffentliches  und  Privatrecbt  Berlin  (Pattlutmmer 

&  Mühlbrecht)  X. 

Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht.  Basel  (^Helbing  &  Lichtinhahn)  XLV. 
Schweizerische  Zeitschrift  für  Strafrecht.  Bern,  Basel  (Qeorg  &  Co.)  XYU. 
Z«dtschrift  fflr  die  gesamte  Staatswisseoschaft.  TaUngm  (Lavpp)  LX. 
^Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafreebtswissenschaft  Berlin  (Qnttentag)  XXIV. 
Zeitschrift  fflr  die  gesamte  Versichemngswissensdiaft.  Berlin  (Mittler 
&  Sohn)  IV. 

Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozeß.  Berlin  (C.  Heymann)  XXXIL  XXXIII. 
Österreichisches  Zcntralbiatt  für  die  juristische  i'raxis.  Wien  (Perles)  XXII. 


Ü.  VerzeichntH  von  AbkQrznngen  benutzter  ZeitschrlftOB* 

iS.  außerdem  Verzeichnis  hinter  dem  Titelblatt.) 
Annuaire  —  .\nnuaire  de  l  institut  de  droit  international. 
AZtgB  =  (Müncluneri  Allmnicine  Zeitung-Beilage. 
GewKschutz  =  Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht. 
Gtoldsdtmldts  Z  s  Zeitsdirift  fflr  das  gesamte  Kuuhtlsredht 
Holdheims  MSchr  ss  Monatsschrift  fflr  Handelsrecht  n.  Bankwesoi. 
JBI.  =  Juristische  Blätter. 
Just.  int.  —  La  Justice  internationale. 
ÖstAGZ  =  Österreichische  allgemeine  Gerichtszeitung. 
R.  mens.  —  Revue  (mensuelle;  de  droit  international  (s.  oben  S.  618). 
ZdNotarV  =  Zeitschrift  des  Deutschen  Notarvercins. 
ZSchweltR  SB  Zeitschrift  fOr  sdiw^erisches  Reeht 
ZStW  =s  Zeitschrift  fflr  die  gesamte  Strafrechtswlssenschaft 
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A. 

Abdruck,    unbefugter    (( )sterreich) 

Abneigung,    unüberwindliche,  als 

iScheidungsgrund  197  ff. 
Ab/iihluiigsgeschäf  te    mit  dem 

Auslande  2112  ff. 
Adelstitel,  ausländische  (Preußen) 
.  32U  ff. 

Ägypten,  s.  Egypten. 

Aktiengesellschaften,  ausländ. 
L  l.Tngarn  rti U  S.  auch  Handels- 
gesellschaften. 

Alimentation  d.  unehelichen  Kindes 
e.  Deutschen  (Luxemburg)  497. 

Alimentationspflicht,  s.  Unter- 
haltungspflicht. 

Amerika,  Vereinigte  Staaten.  Herr- 
schaft der  lex  fori  b.  Ehescheidungen 
126.  —  Rechtsprechung  ilä2  ff.  — 
Unterhaltspflicht  ÜäÜ  ff.  —  Anord- 
nung der  Vernehmung  von  Testa- 
mentszeugen durch  badische  Ge- 
richte :Ü1I  ff.  —  Urheberrechtsschutz 
ü&lff. 

Amsterdam,  Sitzung  des  Comit^ 
maritime  international  öÜüff. 

Anerkennung  ausländischer  Urteile, 
s.  Ausländische  Urteile. 


An feclitungsrecht  d.  Rechtshand- 
lungen (1.  Schuldners  nach  deutschem 
u.  russ.  Recht  ü2ff.,  liaff.  (Schweiz) 
HH8. 

Anglikanische  Religion,  Stellung 
L  Österreich  12  ff. 

Anhalt.  Gesetzgebungsschau  •t4(). 

Arbeiter,  ausländ.  L  Sachsen-Alt^n- 
burg  482,  L  Sachsen-Meiningen, 
Sachs-Weimar,  Schwarzbg.-Rudol- 
stadt  u.  Schwarzbg.-Sondershausen 
487. 

Argentinien,  argentin.  Konsul  m. 
argentin.  u.  deutscher  Staatsange- 
hörigkeit  L  Deutschland  nicht  steuer- 
frei 21iüff.  —  Schutz  deutsch.  Marken 

Aufenthaltsbeschränkung  aus- 
länd. Arbeiter  L  Sachs.  Fürsten- 
tümern 482.  487 

Aufhebung  d.  ehelich.  Gemein- 
schaft nach  deutschem  BGB.  167ff., 
identisch  mit  der  Separation  de  cori>s 
L  Konventionsgebiet  l/.'i 

Aufrechnung  L  deutschen  u.  russ. 
Konkursrecht  öl  ff.,  llü 

Ausland***),  Stempelpflicht  b.  L  Aus- 
lande abgeschlossenen  Geschäften 
(Baden)  44H. 


♦)  Auf  die  Gegenstände  der  in  der  Bibliographie  und  den  Bücher- 
anzeigen nur  mit  dem  Titel  angeführten  Bücher  bezieht  sich  das  Sach- 


register nicht. 

**)  Die  in  Klammern  stehenden  Ländernamen  bezeichnen  das  Rechts- 
gebiet, für  welches  die  betr.  Frage  (durch  Gesetzgebung,  Judikatur  oder 
wissenschaftliche  Erörterung!  an  der  angegebenen  Stelle  behandelt  ist. 

***)  S.  im  (  brigen  für  Ausland,  Ausländer  etc.  etc.  die  einzelnen  Länder- 
namen. 
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Au.sliinilt-r.  Klicsclilirljiiiit;  in  <  >,>tc'r-  i 
ificli.  l  iiLMin  u.  Kiiirlaml  Uff..  L  I 
(  »si.  iivi.  li  Üiff  .  L  D^nitschlaiul  'iO. 
L  Fr.iiikit'ich  L  Italii'ii  '2L  L  (1. 
iScliwriz  2L  L  I  ii^Min  >  I'^iilinintj 
aii>läniiis(h«'r  Adilstiicl  I'iviiUfiii 
iV^Jtt.  Klu-schfiilmii;  von  Aus- 
ländern (Krankivicli)  LLi  ff..  liäü  ff., 
i.^chwi  iz)  Üäiiff.  I'iiU'rhallsptlit  ht 
I  Frankri.icli  I  liäüff.  —  L'njjülti^- 
ki  itsrrkliiruiijuf  c.  Hhc  (( .stt  rrcicli) 
aiüff..  JKiff.  -  L'rhcljermhissL'lmtz 
an  <*.  in  Dtiit.scliland  iTschiont'nen 
l-Vullkton  iläff.  L'ngültitikcit  d. 
Entiiiündiyunj;  c.  in  d.  Schweiz 
d<iiiiizili(;rU'n  Ausüindcrs  durch  aus- 
ländisclic  BohünU-n  i^ff.  -  Zu- 
la.ssunji;  z.  Jurist.  Prüfun<ft  n  i  Bayern ) 
■ilH  Ausweisung  aus  Preußen 
4>)i>.  —  Aufuainne  L  An.stalt€n  f. 
Gtiste.skranke  (PreuCen)  — 
Kheschlieliunj^  L  Sachsen-Altenburg 
4S:i  ff.  —  Jk'freiung  v.  d.  (Jebäude- 
steuer  I  Japan)  üüff.  —  Schlüssel- 
gewalt (lJouts(;hland  i  iüü  ff .  —  Vor- 
mundschaft t  Ungarn)  äUtiff. 

Ausländische  Aktiengesell- 
schaften il'ngarni  öl)4. 

Ausländische  Gerichte,  Zustän- 
digkeit f.  Franzosen  122  ff. 

Ausländisches  Recht,  s.  Er- 
mittelung a.  R. 

Atisländische  Urteile,  Vollstreck- 
bark»  it  f.  Zahlungsunfähige  L  Ruß- 
land ^^'^fl.,  1(H).  ^  Nichtvollstreclcung 
L  Österreich  Hü^ff.  —  iStrafurteile, 
Wirkung  L  Ungarn  äliäff. 

Auslieferung,  Auslieferungsverkehr 
zw.  Deutschland  u.  d.  Schweiz  285, 
428.  zw.  Baden,  Schweiz.  Frankreich 
440.  zw.  Deutschland  u.  England 
442.  zw.  Bayern  u.  England  iilff., 
452  ff.,  zw.  Bayern  u.  d.  Schweiz 
Uli  ff.,  zw.  Braunschweig  u.  England 
4 tu.  —  Auslieferung  v.  Österreich. 
Deserteuren  ( Preuü.)  470.  a.  England 
nach  PreuUen  47i).  —  Auslieferungs- 
verkehr zw.  England  u.  Württem- 
berg tliÜL 

Außerehelich,  s.  Unehelich. 

Ausstellungen,  Schutz  v.  Erfindun- 
gen (Deutschland)  4;U. 

Auswanderer,  außerdeut.sche  in 
Preußen  47ti 


Aus  w  a  n  d  0  r  e  r  s  c  h  i  f  f  e  ;  Deutschland) 
rx\  ff. 

Au  ^ wei.su ng  v.  Ausläud<  rni  Preußen) 
Autouinbile.  s.  Kraftfahrzeuge. 

B. 

Baden_.  Kollision  mit  Rt  ichsrtcht  b. 
Feststellung  d.  unehelichen  N'ater- 
schafi2S7ff.  —  Erfüllungsort  ÜÜI  ff. 

—  tiesetzgebungsschau  44u.  — 
Zeugenvernehmung  durch  Notariat 

Basel- Stadt,  Strafverfolgung  i2üff 
Bayern_.  (iesetzgebungsschau  44H  ff. 

-  Rechtshilfeverkehr  mit  Bosnien, 
Herzegowina445,  ni.  anderen  Bundes- 
staaten üßff.,  450  ff.  —  Ausliefe- 
rungsverkelir  m.  England  444.  452  ff. 

B  e  f  ä  ii  i  g  u  n  g  s  n  a  c  h  w  e  i  s  der  See- 
schiffer (Deutschland)  431. 

Beförderung  gefährlicher  Güter  in 
Kauffahrteischiffen  (Mecklenburg- 
Schwerini  4()5. 

Beglaubigung  von  zum  Gebrauch 
im  Ausland  bestimmter  Urkunden 
(Bayern)  445,  in  Rußland  bestimm- 
ten (Bayern)  452. 

Begnadigung,  bedingte  i  Bayern)443. 

Bclgieiij  Separation  auf  gegenseitige 
Übereinstimmung  verboten  158.  Ehe- 
bruch als  Scheidungsgrund  JüHff.. 
Scheidung  schon  auf  gegenseitige 
Übereinstimmung  gestattet  197.  — 
Rechtsprechung  üiäff.  —  Ehe- 
schließung 855  ff. 

BeriK  Kanton,  Behandlung  deutscher 
Urteile  2il2  ff.  —  Schweiz.  Zentral- 
polizeibureau 4tTl 

Berner  Übereinkommen  über  den 
ELsenbahnfrachtverkehr  398  ff. 

Börner  l.Trheberrechtsüberein- 
kunft  vom  iL\Lm  iÜS. 

Beweis  ausländischen  Rechtes,  s. 
Ermittelung. 

Bibliographie  des  internationalen 
Rechts  Glüff. 

Bösliche  Verlassung  als  Schei- 
dungsgrund 2(Xj,  211  ff. 

Börsentermingeschäft  2i^ff. 

Bosnien^  Vollstreckung  deutscher 
Urteile  441^  444^  —  Rechts- 
hilfeverkehr m.  Bayern  445.  m. 
Braunschweig  464.  m.  Elsaß-Loth- 


060 


Alphabetisches  Sachregister. 


rinitfen  4(j4,  m.  Hessen  4 (ST),  rn. 
Mecklonb.-Strelitz  46ti,  m.  Preußen 
478.  481.  m.  .Schaiimburg-Lippe  u. 
Wili'ttcmberg  4H7,  mi  —  Bosn. 
Stiafurteil  erwirkt  Ehescheidung 
(l'iigarni  äUöfli. 

Botschaft,  s  Gesandtschaft. 

Brasilien.  Ehescheidung  ausge- 
schlossen 148 

Braunschweig,  Gesetzgebung  4B4. 
— -  Rechtshilfeverkehr  m.  Bosnien  u. 
Herzegowina  4f>4  —  Auslieferungs- 
verkehr m.  England  4(i4. 

Bremen,  Bremischer  u.  zugleich  ar- 
gentinischer Staatsbürger  u.  Konsul, 
in  Bnsmen  nicht  steuerfrei  2!K)  ff.  — 
Gesetzgebung  4H4. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  für  d. 
Deutsche  Reich,  Literatur  612 ff. 

Bürgerrecht,  amerikanisches  öl 8. 

Bundesstaaten,  deutsche,  Kosten 
der  Rechtshilfe  zwischen  ihren  Be- 
hörden 446  ff-,  450  ff.,  4itL 


China.  Handelsflagge  (Preußen)  466, 
47H.  —  Markenschutz  468. 

< 'bristen,  Eheschließung  mit  Nicht- 
christen  in  Üstereich  Uff..  2üff., 
■iiüff.,  ai]2ff.,  in  England  15  ff.,  in 
Preußen  2h  ff. 

('ivilehe  eines  mosaischen  Ungarn 
mit  einer  kath.  (Österreicherin  L  Un- 
garn H7()  ff.,  eines  kath.  Österreichers 
im  Auslande  äHHff.,  eines  mosaisch. 
Ungarn  u.  einer  Engländerin  ÜÜ2ff. 

Code  civil  (Art.  2llj  3ü2ff. 

Comitö  maritime  international 
äÜIiff. 

Cy-pres-doctrine  (Ne  w-Hampshire ) 
aä2ff. 

D. 

Dänemark,  Heimatgerichte  für  Ehe- 
scheidung allein  kompetent  1'24.  — 
Ehebruch  als  Scheidungsgrund  188  ff. 
—  Scheidung  schon  auf  gegenseitige 
Übereinstimmung  gestattet  UJ7.  — 
Erbrecht  6( 

Delbrück.  Rudolf,  v..  Lebenser- 
innerungen 61 1. 

Deserteure,  österr. ,  Auslieferung 
aus  Preußen  470. 


Deutsches  Reich,  Gegenüberstel- 
lung des  deutschen  u.  russ.  Kon- 
kursrechts liiäff.  —  Zuständigkeit 
deutscher  Gerichte  bei  Ehescheidung 
französ.  Ehegatten  Uli  ff.  —  Ehe- 
scheidung im  deutschen  Reich  woh- 
nender Österreicher  nach  österr. 
Recht  18:^  —  Verbot  d.  Trennung 
von  Tisch  u.  Bett  159  ff.  —  Auf- 
hebung d.  ehelichen  Gemeinschaft 
167  ff.  —  Ehescheidung  nur  wegen 
bestimmter  Scheidungsgründe  UJ8.— 
Au.slieferungsvcrtrag  mit  d.  Schweiz 
285.  —  Deutsche  Urteile  im  Kanton 
Bern  nicht  anerkannt  2ülff.  — 
Rechtsfähigkeit  ausländ.  Handels- 
gesellschaften 2211  ff-  —  Nichtaner- 
kennung deutscher  Urteile  in  Unter- 
waiden nid  dem  Wald  324  ff.  — 
Urheberrechtsschutzilbcreinkomraen 
mit  ()sterreich  vom  äCL  12.  1899 
115  ff.  —  Anträge  auf  Strafverfol- 
gung durch  die  Schweiz  426  ff.  — 
Ungültigkeit  e.  durch  e.  deutsches 
Gericht  ausgesprochenen  Entmündi- 
gung (Schweiz )  IM  ff. —  Gesetzge- 
bungsschau iülff. 

Differenzeinwand  1^86. 

Doppelte  Staatsangehörigkeit 212 ff . 


E. 

Egypten,  österreich.-ungar.  Konsu- 
largerichtsbarkeit 2BiL  —  Deutsche 
Konsulargerichtsbarkeit  4H8. 

Ehe,  nachfolgende,  s.  Legiti- 
matioiL 

E  h  e  u  n  g  ü  1 1  i  g  k  c  i  ti  ( )stcrreich  1 343  ff., 
312  ff.,  aiüff..  383 ff.,  aü2ff. 

Eheanfechtungsklage  222ff. 

Ehebruch,  Ehescheidung  wegen  E. 
188  ff.  —  Ehebruch  des  Mannes  als 
Scheidungsgrund  2üüff. 

E  h  e  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  s  z  e  u  g  n  i  s  s  e 
i:Preuß(>n)  ML 

Ehefrau,  Handlungsfähigkeit 
(Deutschland)  302  ff.  —  Testierfähig- 
keit (Hamburg  bezw.  Preußen)  ÜJüff. 
—  Schlüsselgewalt    e.   österr.  E. 
(Deutschland»  liüJff. 

EhegatteiK  Unterhaltspflicht 
(Deutschland*  321.  fFrankreich)  359. 

E  h  e  h  i  n  d  e  r  n  i  s ,  Zeugnisse  über 
Nichtbestehen  (Baden)  441. 


Alphabetische 


s  Sachret^ister. 


Eheliches  Güterrecht,  Srhlüssel- 
tfewalt  e  tisterr.  Ehefrau  ^Deutsch- 
land i  lüüflf. 

Ehe  liclikoitsc  rklärnniaf.  s.  Le- 
{iitiniatioiL 

Ehe  recht,  Literatur  <)1H. 

Eheprozesse  s.  Ehescheidung. 
TreiinuDfi. 

Ehescheiduim  französischer  Ehe- 
Hatteii  dur<'h  deuts(  he(ierichteüüff. 
nach  d.  Haager  Scheiduiigs-Kunven- 
tj(»n  L^jff. —  Kollision  der  Ehe- 
scheidungsgründ»'  1M7  ff.  —  Inter- 
leinporalesEhescheidungsrechtliäüff. 
( IJraunschweig'  H4>),  i  Frankreich, 
Schweiz)  üäüff.,  (Badem  ff., 
(Haager  Abkommen  i  4MH  auf  Grund 
ausländ.  Strafurteilsi  rngam)äOÜff., 
deutscher  Staatsangehöriger  i  Nieder- 
lande! (;<>;')■ 

EheschlieLlung  v.  Christen  mit 
NichtChristen  L  Österreich  il  ff., 
Ü  ff.,  L  Ungarn  1^  L  England  löff., 
L  rreuCen  25j  v.  Ausländem  L 
Deutschland  20.  L  Ungarn  20, 
Frankreich 2h  Italien  2U  Schweiz 
—  I'ngiiltigkeit  lOsterreicln  H72ff., 
(Haager  Abkommen)  -iM'}.  v.  Bayern 
L  d.  Schweiz  443 ,  v.  russischen 
Staatsangehörigen  (Preußen)  4t)H,  v. 
Ausländern  L  Sachsen  -  Altenburg 
4h:{  ff. 

Ehetrennnng.  s.  Trennung. 

Eigentum,  gewerbliches.  Lite- 
ratur ;')10- 

Einf ührungsgesetz  zum  B.  (J.  B. 
Art  8Ü  HOüff..  Art.  Ii  321,  Art.  U 
aüff.,  Art.  Iüii2ijff.,  Art.  2«  ff. 

Eisenbahn^  An^^teckungsstoffe 
(Deutschland)  437. 

Eisenbahnabkommen  (Deutsch- 
land-Österreich) 431. 

Eisenbahnfracht  verkehr  3!>8  ff.. 
4SHff. 

Elsaß-Lothringen,  Gesetzgebungs- 
schau 4<vt.  -  Rechtshilfeverkehr  m 
Bosnien  u.  Herzegowina  4()4. 

England .  EheschlieUungsrechtd. Aus- 
länder Lj  ff.  —  Herrschaft  d.  lex 
fori  b.  Ehescheidungen  LÜL  —  Maß- 
gebend h.  ('bernahme  e.  engl.  Firma 
>•")  ff.  -Versicherungsgesell.schaften 
30S  ff.  -  Mängelanzeige  iül  ff.  — 
Auslieferungsverkehrm. Deutschland 
442.  m.  Bayern  Ali  ff.,  iü^ff.,  m. 


Braun.schweig  4>i4.  -  Auslieferung 
nach  Preußen  47i>.  nach  Württem- 
berg Ük>^  Gesetzgebungsschau  tiUiL 

Entmündigung  nach  d.  Recht  d, 
Wohnsitzes  i  Schweiz  i  42S  ff.,  e.  Nie- 
derländers im  Ausland  ()l  )ö. 

Erbrecht  iNew  Hampshire)  3^2 ff., 
Dänemark)  (Klö. 

Erbschaft,  s.  Nachlaß. 

Erbschafts-  u.  Schenkungsab- 
gabe ( I'.remen )  4(i4.  (Sarh.sen -Wei- 
mar) 4S7. 

Erfüllungsort,  Recht  des  E..  maß- 
gebend für  vertragliche  Verpflich- 
tungen (Deutschland)  "üiüff.,  LKon- 
nessement(  Deutschland)3(  lö.  i  Baden) 
337  ff  


F. 

Fahnenflüchtige  (Badem  441. 

Familienrat,  Erfordernis  d.  Geneh- 
migung (Frankreich I  dÜdtf. 

Famiii  eurechtskonvention, 
ILaager  iL 

F  i  n  d  e  r  r  e  c  h  t  (New  York.  New  Jersey) 
313  ff. 

Einfand.  Konnossement  322 ff. 

Firma,  englische,  Übernahme  der- 
selben auäff. 

Flaggen  fremder  Regierungen  zoll- 
frei  Deutschland)  432  ff. 

Forfeiture  3ö3. 

Form  d.  Rechtsgeschäfte  338 ff. 

Frachtvertrag  (Österreich)  äilÖff. 

F'rankreich,  Eheschließung  v.  Aus- 
ländern 2L  —  Ehescheidung  franz. 
Ehegatten  durch  deutscht;  Gerichte 
Llil  ff.  —  Verbotene  Anrufung  aus- 
ländischer Gerichte  durch  Franzosen 
gegen  Franzosen  122.  ff.  —  Ehe- 
scheidung v.  Ausländern  li2  ff,  3.'S<i  ff. 
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Güter  st  and,  s.  Eheliches  Güter- 
recht. 
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Katholiken.  Unlösl)arkeit  der  Ehe 
im  Konvent  ionsgebiete  Uli  ff.,  ( i  )ster- 
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Käufer.  Verpflichtung  zur  Mängel- 
anzeige Ml  1  ff. 

K  a  u  f  m  a n  n  s g e r  i  c  h  t  e  4:^(). 
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einen  Arzt  42fi  ff 

Korporationen,  ausländ.  (Kansas) 
aü2. 
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Landes  v  er  w  eisung  V.  ()sterreichem 
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Lex  loci  contractus(Rußld.)  :i60ff. 

Lex  rvi  .sitae  (Preußen)  IVM. 

Literarischer  Urheberschutz. 
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Lotterie,  fremde  (Preußen)  475, 
(Sachsen)  481. 
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Luxeml)urg,  Separation  auf  gegen- 
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Mexiko.  Handelsverkehr  m.  Oster- 
reich -iHH. 
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geliöriger  (Preußen)  4f>7. 
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Moni mseiK  Theodor,  Schriften  610ff. 
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mation. 
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land) m 
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NichtChristen.  Eheschließung  mit 
Christen,  s.  Christen. 
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NichtVollstreckung  e.  deutschen  Ur- 
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^Ordre  public-  L  1  W  K.  2>iff.,  b. 
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